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Der ſtrafbare Verſuch, oder KBefprechung des Ber- 

ſuches und feiner Strafbarkeit mit befonderer Rück- 

ficht auf die pofitinen Beflimmungen mehrerer deutfchen 
Strafgeſetze. 


Vom Herrn Dr. Joſef Ritter von Helm, k. k. Landesgerichtsrathe. 


Einleitung. 


Einen ebenſo ſchwierigen als interefianten Gegenftand des Strafrechtes 
bildet die Lehre von dem „Verſuche und deſſen Strafbarteit,” 
und lange Zeit haben ſich in der deutichen Ziteratur die Controverſen 
darüber fortgejponnen. Die Doctrin bat denfelben eifrigft und von 
verſchiedenen Gefichtspuncten verfolgt; aber auch die praftiichen Geſetz⸗ 
gebungen haben die betreffenden Principien mannigfach fortgebildet und 
aufgenommen, was von den Ergebnifjen der doctrinellen Forſchung den 
pofitiven Verhältniſſen entiprechend befunden wurde. 

Im Laufe der Zeit haben manche der Controverfen, welche über 
die ftrafrechtlichen Grundbegriffe lange hindurch geführt murden, in 
den großentheils übereinftimmenden und beitimmt ausgejprocdhenen po: 
fitiven Gefeßen I) ihren Abſchluß gefunden: doch gilt dieß bei weitem 
nit von allen. Auch ift wohl nicht zu läugnen, daß alle Begriffe, 
welche auf das Strafrecht Bezug nehmen, eine mit mehr oder minder 
Schwierigkeiten verbundene gejegliche Firirung geftatten und bejonders mit 
Bubilfenahme einer mehrjährigen praftiiden Anwendung und der daraus 
gefhöpften Erfahrungen in einer fernern Zweifeln feinen Raum gebenden 
1) Dieß gilt 3. B. von der beftimmten Faſſung der Vorfchriften des revidirten, 

mit dem k. Patente vom 27. Mai 1852 kundgemachten Strafgejeßes in 
Deſterreich. 
DHaimerl's Bierteljahretſchrift f. Rechtsw. IX. 1. 1 
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Anſpruch nehmen. Die juridiſche Unterſuchung der verſchiedenen Thätige 
teitsäußerungen der Individuen zeigt, da dieſe in ihrer wechſelſeitigen 
Beziehung und fofort ihrer Einwirkung auf den Geſammtrechtszuſtand 
nicht erft dann Bedeutung erhalten, wenn fie als ſolche ſchon gefegt, in 
ihrem Wefen abgeichloffen find und den angeftrebten Zwed erreicht haben, 
— fondern daß diefelben ſchon die volle juridifhe Würdigung finden 
müſſen, wenn fie dad Streben nad einem gewiſſen Zwecke beftimmt 
erfennen laflen, diefen in Ausſicht ftellen, und hiemit felbft einen be: 
ftimmten Charakter angenommen haben. Die ftaatlihe Strafgewalt 
wird den Entwidlungsgang der menſchlichen Thätigleit und nit bloß 
die wirklichen, fondern ſchon die möglichen, mehr oder minder wahr- 
ſcheinlichen Erfolge derfelben in Erwägung ziehen; fie wird fich gegen 
eine Thätigkeit3äußerung, an der fie überhaupt die objectiv-ftrafbare 
Natur erkennt, nicht erſt dann fehren, wenn fie die rechtliche Ordnung 
im Staate wirklich bereits ftört oder verlegt, Sondern ſchon 
im Stabio, wo fie nad der gewöhnlichen Erfahrung für den Rechts: 
zuftand feindlich erſcheint, wenn fie objectiv gefährdend für 
denfelben ift, — d. h., mo der objective (vornehmlich der urſäch— 
lie) Zufammenhang berjelben mit ihren natürlichen Folgen unter der 
Vorausfegung, die Thätigkeit ftehe mit ber jede Strafe bedingenden 
Zurechnungsfähigkeit einer beftimmten Perfon, die geftraft werden joll, 
in Verbindung, — eine wirkliche NRechtöverlegung mit genügender 
Wahrfcheinlichkeit in mehr oder minder nahe Ausſicht fell. Die ein: 
zelnen Kraftäußerungen des Menſchen laſſen fi nicht in ihrer Ein- 
zelheit und ifolirten Stellung als ebenfoviele felbftftändige Facta er: 
faffen; nur Meinere oder größere Verbindungen derfelben fommen in 
Betracht und das verbindende Medium ift e8, welches ihr juridiſches Weſen 
bedingt. Mit Rüdfiht auf das freie Denken und Wollen deffen, von 
dem fie ausgehen, können nämlich diefe Kraftäußerungen nicht gedacht 
werden, ohne zugleich auch einen gewiſſen Zweck, ein Ziel mitzubenten, 
auf welche fie zu beziehen find. Diefer Zmed, in das Denken und 
Wollen aufgenommen, ift die Abfiht, der Vorſatz, — bie abfiht- 
liche Seloftbeftimmung zur Handlung oder Unterlafjung, — welcher 
die Thätigfeit des Menſchen durchdringt und feine ganze Geftaltung 
bedingt, — ber böfe Vorſatz (dolus), wenn bie Handlung oder 
Unterlaffung vechtöverlegend ift. Zwiſchen dem Entſchluſſe, das Biel 
antzuftreben, die bahin führende That zu fegen, und ihrer volltom: 
menen Darftellung in der Erſcheinungswelt, als den beiden Endpuncten, 
liegt eine längere oder kürzere Reihe von Thätigkeitsäußerungen, 
1* 
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licher, als daß fie immer zuwarten Könnte, bis die Handlungen in 
ihrer objectiven Totalität realifirt find. Man muß doch der großen 
ſtaatlichen Geſellſchaft auch den Anfprud auf die Lebensregel: „die 
Vorſicht forgen zu laſſen, auf daß fie nicht fpäter die Schwäde als 
unrettbar beflagen muß,” — zugeftehen, die man dem Einzelmefen 
nimmer verargen Kann. Die ftaatlihe Ordnung Tann dur die Hand- 
lungen des Einzelnen nicht nur wirklich verlegt, fondern auch bedroht, 
gefährdet werden; der Beitpunct, two die Handlung diefen Charakter 
erhält, wird nad Verfchiedenheit des innern Weſens der Handlung 
balb näher, bald weiter gerüdt, jenachdem dieſes das Ziel, die fie be 
herrſchende Abficht früher ober fpäter offenbar werben läßt, jedenfalls 
ift aber das Stadium, wo bie Handlung bebrohend oder gefährdend 
wird, ſtets ein weit früheres, als das der wirklichen Rechtsverletzung; 
die Strafgewalt wird ſich fehon gegen biefes Stadium der Handlung 
tehren, wo nod nicht alle Merkmale des objectiven Thatbeftandes der 
Verlegung vorhanden find, wo nur ein Anfang bderfelben, (jo 
ferne alle Stadien bis zur Vollendung fo genannt werben können,) 2) 
aber diefer aufer Zweifel gegeben ift, und dieſe Betrachtung führt 
uns auf den Begriff und das Wefen des ftrafbaren Verſuches. 

Die Grundanfiht hiebei ift, daß die Handlung des Menſchen 
nad) ihrer Beziehung zum freien Denken und Wollen, alfo ihrem Weſen 
erfaßt wird, wobei ihre äußere Natur von dem fie beherrſchenden 
Innern zurüdtritt, und die Beziehung zur Rechtsordnung und 
Strafe nit erft dort begiunt, wo fie nach allen ihren zum ftrafbaren 
Thatbeftande geforderten Merkmalen vorhanden, vollendet, der Ent 
ſchluß zur That ſchon volftändig ins Leben getreten, das bezielte 
Uebel, die Rechtsverletzung ſchon eingetreten, fondern ſchon dann, 
wenn fie als folde bloß begonnen, d. h. ihren Anfang genommen 
und ſoweit fortgefehritten ift, daß fi darin eine objective Gefährdung 
der rechtlichen Ordnung, — d. i. ein objectiver Zufammenhang ber 
Thatigkeit mit ihren natürlihen Folgen, welcher fofort die wirkliche 
Nechtöverlegung als Strebepunct mit Wahrfcheinlichkeit in Ausficht 
ſtellt, — wahrnehmen läßt, — die Verlegung felbft aber aus gemwiflen 
Gründen unterblieben, alſo bloß verjucht worden ift, und man kann 
den firafbaren Verſuch als jenes Stadium der menſchlichen Hand: 
lung definiren, welches nur ein oder mehrere, aber noch nicht alle 
Merkmale umfaßt, wie folde zum Begriffe einer ſtrafbaren Handlung 


2) Obſchon diefe Bezeichnung nur hoͤch ſt uneigentlih zu nehmen üft. 
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minder einig ift man zugleich darüber, daß nicht jede Handlung, 
in welcher der Verſuch einer gewiſſen That erfannt werden kann, der 
Strafe verfallen muß. Die Gränzlinie des Straflofen und Strafbaren 
fällt zwiſchen die mehreren Theilbandlungen, duch melde die Tätig: 
keit vom Vorfage mittelft des Verſuches zur Vollendung fchreitet, 
mitten inne und fie ift feftzuftellen, um die Merkmale des ftrafbaren 
Verfuches zu ermitteln. Hierin zeigt fih in Doctrin und in der 
praftifhen Gefeggebung eine mehrfache Auffafjung, die der Strafbar: 
keit des Derfuches bedingenden Momente werden bald mehr, bald 
weniger gefordert; auf bdiefe Art der Anfangspunct der Strafbarkeit 
mehr oder minder weit hinausgerädt und fo das Gebiet des Straf: 
baren verengt oder erweitert. 

Insbeſondere haben ſich in der Doctrin mehrere Anfichten ſchärfer 
markirt. 


Erſte Anſicht. 


Darin ſind die Anſichten wohl durchweg einig, daß zum Begriffe 
des ſtrafbaren Verſuches der böſe Vorſatz, nämlich der auf eine 
ſtrafbare Handlung in ihrer Totalität gerichtete Wille eines Menſchen 
gefordert werde, weil ohne Abſicht überhaupt von einem Berfuchen, — 
und ohne die auf eine ftrafbare That gerichtete Abficht von dem Ver: 
ſuche diefer That füglich nicht gefprodden werden mag. Ebenfowenig 
befteht eine Meinungs:Differenz darüber, daß fi diefe Abfiht in ge: 
wiffen äußern Handlungen Fundgeben muß, indem fie nur unter dieſer 
Vorausfegung Object der juridiſchen Veurtheilung und Jmputation 
wird, außerdem aber, auch abgefehen davon, daß dort felbft über ihr 
wirkliches Vorhandenfein nicht abgeſprochen werden kann, — nur dem 
göttliden und Gewifjensrichter heimfält, welcher ohne Rückſicht auf 
die äußern Erfheinungen nur das Innere des Menſchen, fein Wollen, 
die Gefinnung prüft und richtet. Cine verſchiedene, bald engere, bald 
weitere Auffafjung geftatten aber die Merkmale jener äußern Thätig: 
feit, in welcher der böje Vorfag zu erkennen ift, und hierin Liegen die 
Unterfcpeidungsmomente der Anfichten. 

Eine Anficht iſt, welcher zur Strafbarfeit des Verſuches nebft 
dem fonft bewiefenen böfen Vorfage — Handlungen genügen, 
in denen nur überhaupt, ohne Rüdiiht auf ihre objec— 
tive Natur diefer Borfaß ſich fund gibt; --- fie fraft einen 
Verſuch, fobald eine, wenngleich noch fo entfernte Vorbereitungshand- 
lung zus Ausführung der firafbaren That vorliegt, felbft wenn diefe 
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ren That) geeignet wären, berbeigejchafft oder 
Bern Umftände zur Erleichterung der Verübung 
nag immerhin aus welch' immer Grunde etwa 
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tand, auf den die Abficht gerichtet war, verfehlt n 
Befentlih ift diefer Anfiht nur der fubjective 
denſein der böfen Abficht, wenn diefelbe mit irgend 
r Ausführung unternommenen Handlung in Ber 
fordert von diefer Handlung nur fo viel, daß fi 
; der Abficht findet, ohne alle Rüdfiht auf ihr 
r, — zugleih aber, daß das meitere Vorfchreit 
ver Thätigleit bis zur Gänze der für ftrafbar erklä 
ven Handlung nur dur einen vom Willen des 
jigen Moment verhindert worden ift. Diefer 
beit, dem Irrthum, der Ungeſchicklichkeit des T 
m Anwendung oder Verwechslung der Mittel, den ! 
wechslung des Angriffsobjectes beſtehen. Unter alle 
ven iſt die äußerlich kundgegebene, auf Begehung des 
Abficht vorhanden, die aller Wahrfcheinlichkeit n 
m That felbit geführt hätte, wäre nicht das vom 
n unabhängige Hinderniß eingetreten, welches eben 
ht zu Gute gerechnet werden Tann, und fo wahr 


in diefer Beziehung bie reine Subjectivität ihrer 
» Anfiht mir +» @® 
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Dieſe Anficht erfaßt die Subjectivität der Handlung, die in der: 
felben ausgeprägte Abficht, in ihrer reinften Geftalt und die äußere: 
Handlung nur als die Erſcheinung derjelben, als das Medium, wo⸗ 
durch ſich das Dafein. und das zur eigenen Fülle Gereiftjein derjelben 
äußerlich erfennbar darftelt, ohne ihren objectiven Charakter als 
folden zu berüdfichtigen. Sie ift die ftrengfte der verjchiedenen An: 
fichten über diefen Gegenftand und bat darum wenig Anhang in Doctrin 
und Praris gefunden. 


Zweite Anſicht. 


Minder ftreng ift eine zweite Anficht, welche zur Daritellung des 
ftrafbaren Verſuches eine Handlung fordert, worin fich die auf ein 
Verbrechen gerichtete Abfiht in volllommen concludenter 
Weiſe abprägt, ohne Rückſicht darauf, ob diefe Handlung zur 
vollftändigen Ausführung des Verbrechens, insbejondere zur 
Bewirtung des in feiner Begriffsbeftimmung eingefchlofjenen Ender- 
folges qualitativ und quantitativ geeignet ift oder nicht. 
Nah dieſer Anfiht fällt unter den Begriff des ftrafbaren Verſuches 
nicht jede Vorbereitungshandlung unter Vorausſetzung der erweisbaren 
Abfiht, — Tondern die Vorbereitungshandlung muß die auf Verübung 
des Verbrechens gerichtete Ablicht beitimmt erkennen laſſen. Dieſe 
Anficht zieht die Gränzen des ftrafbaren Verſuches ſchon enger, weil 
fie außer der verbrecheriichen Abfiht noch eine auf dieſe concludente 
äußere Handlung, melde fie eben darum für objectiv gefährlich oder 
bedrobend für den Rechtszuſtand hält, verlangt. Handlungen, melde 
bloß in einem Beilchaffen der Mittel und Werkzeuge beiteben, womit 
die ftrafbare That ausgeführt werden foll, wie auch Handlungen, 
wodurh die äußern Umftände der Ausführung günftig vor- und 
zubereitet werden, fallen bier außerhalb des Begriffes eines ftruf: 
baren Berfuches, fobald fie noch eine andere Erklärung, als aus der 
Abficht zur Begehung des Verbrechens zulafien. 

Um das ſchon gemählte Beifpiel wieder zu gebrauchen, würde 
diefe Anficht den, der an feinem Feinde einen Giftmord beabfichtigt, 
erit dann wegen Berjuches ftrafen, wenn er den als Geift gekauften 
Stoff ſchon auf eine Art verwendet hat, daß derfelbe auf den zu tödtend 
beabfichtigten Feind einwirken Tann, 3. B. in eine für diefem vor: 
bereitete Speife wirft; alle vorausgegangene Thätigkeit bleibt ftraflos. 

Das bier geforderte Eoncludente der Handlung ift aber 
wohl zu unterjcheiden von der objectiven Eignung der That zur 
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au veryurigte böfe Abjicht vor, welche nur 
Willen des Thäters liegenden Hinderniſſes z1 
eben iſt, und der die Rechtsſicherheit jo ſeh 
ür geſtraft. — Vorbereitungsbandlungen, welc 
ye geeignet, doch nicht concludent jind, und i 
ähnte Anfiht ſchon den Verſuch ſtraft, genüg 
r Gefährlichkeit der geforderte Grad juridiſcher 
ıber die Handlung concludent, fo bleibt fie ftraft 
ectiv nicht gefährlich wäre, weil entweder die gen 
r vom Willen des Huandelnden unabhängigen 
führung abjolut oder im concreten Fulle quali 
ı ungeeignet find, oder weil der zur Ausfüh: 
nftand des Verbrechens nicht vorhanden ift o 
vird. 
Wegen Mordverſuches wird bier geſtraft, wer | 
will und darum in deſſen Speile ein vermein 
wenn diefer Stoff ein ganz unſchädliches Pul 
ı wer jeinen Feind erjchießen will und deßhalb 
venn die gewählte Diftanz jo groß war, daß ei 
b ift, oder wenn die zu geringe Ladung das Err 
'e, oder wenn der Ort, an welchem der Thät 
ut, leer oder dDoh bloß mit den Kleidern des 
swejen wäre. Sn allen diefen Fällen liegt Die 
zur Verübung des Verbrechens vor, und 
wen als Zufall ericheinenner 11--© 
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Dritte Anſicht. 


Den meilten Anhang in Doctrin und praktiſcher Anwendung, in 
den pofitiven Gefegen und Ausſprüchen der Gerichtshöfe hat fich eine 
dritte Anficht verfchafft. Sie findet dag Weſen und den entfcheidenden 
Moment für die Strafbarkeit einer Handlung nicht eben in der Abficht 
des Handelnden, dem Subjectiven, fondern zunächſt und befonders in 
dem DObjectiven der Handlung felbft und verlangt in confe: 
quenter Durchführung deflen, um einen ftrafbaren Verſuch anzunehmen, 
daß unter Borausfegung der böfen, d. i. auf Begehung einer ftraf: 
baren Handlung gerichteten Abficht, in der ſchon entwidelten, den 
Berfuch bildenden Thätigfeit eine objectiv böfe, d. i. eine an fid), 
nach ihrer äußern Befchaffenheit eine Rechtsverletzung oder doch Rechts: 
gefährdung einſchließende Handlung gefett fei. Der Begriff der objectiv 
böfen (äußern) Handlung wird dann zwar verfehieden conftruirt, und 
gibt diefer Unterſchied den Theilungsgrund für dieſe und die nächſte 
(vierte) Anfiht; die Mehrzahl der Anhänger diefer Anfiht nennt aber 
objectiv böfe Handlungen von folder objectiven Beichaffenheit, daß 
fie mit dem beabfichtigten (ganzen, vollendeten) Verbrechen in einem 
urfählihen Zuſammenhange (realen Caufalnerus) ftehen, — Hand: 
lungen, welche ſchon einen wirklichen Anfang der Ausführung der ver: 
brecheriſchen Abfiht aufweiſen, weil in der Fortiegung desjenigen, was 
ſchon begonnen worden, — wenigſtens annäherungsweiſe — der ob: 
jective, nah dem Begriffe des Verbrechens zu deſſen Vollſtändigkeit 
erforderliche Thatbeitand, die wirklihe Vollbringung des Verbrechens 
bewirkt worden märe. 

Das Hauptargument für dieſe Anficht liegt darin, daß, wie das 
Recht ſelbſt ein weſentlich Aeußeres iſt, auch jede rechtliche Strafbar: 
keit durch das Vorliegen einer äußerlich rechtswidrigen, ſei es das 
Recht verletzenden oder bloß gefährdenden Handlung bedingt werde, 
wenn anders nicht Moraliſches und Rechtliches, Gründe ficherheits: 
polizeilider Maßregeln mit jenen des Strafrechtes verwechſelt werden 
wollten 5). 

Durch diefe Auffaffung wird der Kreis der Itrafbaren Handlun: 
gen wieder um ein Bedeutendes verengt. Das bloße Herbeifchaffen 
und AZurichten der Mittel oder Werkzeuge zur Ausführung eines 





) So Feuerbad, Lehrb. $. 42. — Mittermaier R. Archiv IS. 183 
bis 199. 
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ons wugit, aber der zur Ausführung des 
e Gegenitand (des Verbrechens) gänzlich fehlt, 
d, mobei es aljo offenbar nie zur Ausführung 
ben ftraflos. Derjenige, jo die Tödtung fei 
tigt, wird erft dann geitraft, wen er gegen ihn 
igneten Giftftoff anmendet oder einen ebenfo 
tet; er bleibt dagegen ungeftraft, wenn er « 
wechslung einen unjchädlichen Stoff anmendet, 
nd in mörberifcher Abficht einen an fih zur Au: 
gneten Schuß richtet, ſich aber täufcht, weil fid 
t an dem gewählten Sielpuncte befindet. 

Nach diefer (den objectiven Moment der Außer 
mbden) Anficht ift es nicht mehr die Abficht, Di 
„nach welcher dieſe beurtbeilt wird; entjcheider 
äußeren Ericheinungsverhältniffe der That, wu 
ide liegende Abficht findet nur dann und injofern 
fie durch eine objectiv die Rechtsordnung verk 
yedne äußere That in die Erſcheinung tritt. 
nicht alle zum Weſen der ftrafbaren Handlu 
sale aufweilen, fonft ift dieſe fchon felbit 
ines oder einige derfelben, um darin den An 
yen urfählihen Zufammenbang mit dem Lebe 
rafbar ift, zu erkennen. Nur unter diefer Bi 


er findet auch die Abficht des Handelnden Bei 
ichſt uneigentlich könnte Mole mr 
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Erfolges. — die rechtliche Grundlage ab und meinen fie gänzlich ent- 
träftet, indem fie auf Gonfequenzen binmeifen, nad welchen aud 
Handlungen beftraft würden, die für die rechtliche Ordnung ganz 
gleichgültig find. Gewöhnlich wird der Fall herausgehoben, daß ein 
Mord⸗ Verſuch auch dort geftraft werden müßte, wenn in mörderifcher 
Abſicht verfchiedene fympathetifche, an ſich völlig unfinnige und uns 
ſchädliche Mittel angewendet werden! 

Aber aud aus anderen politifhen Gründen werden die Anfichten 
der Uebrigen für unrichtig umd nicht entiprechend erflärt. Cine ihrer 
wichtigften Aufgaben muß die Staatspolitit in der Unterbrüdung 
keimender Verbrechen, Zerftörung der verbrecheriſchen Abfichten und 
Gedanken finden. In der eröffneten Ausficht auf Gtraflofigfeit blo: 
ber Vorbereitungshandlungen liegt aber das Träftigfte Moment für 
den Bösgefinnten, noch rechtzeitig von der Fortjegung der ftrafbaren 
Handlung abzuftehen, die Ausführung bes Entſchluſſes aufzugeben. 
Bei bloßen Borbereitungshandlungen ift, meint man weiter, das 
eigene Geſtändniß des Beihuldigten ausgenommen, wegen Abgang 
eines wahrnehmbaren Caufalzufammenhanges nur böchft felten ein 
juridifcher Beweis der Abficht, zumal in Rückſicht ihrer zur wirklichen 
Ausübung erforderlichen Sntenfität zu erwarten. 

Bei den wenigen Verbrechen endlich, bei denen die allgemeine 
Sicherheit die Beftrafung ſchon bloßer Vorbereitungshandlungen zu 
fordern Scheint, Tann dadurch nachgeholfen werden, daß für diefe Fälle 
ausnahmsweiſe ſchon die Vorbereitungshandlungen aus anderen Rüd: 
fihten und in anderer Art nicht ungeftraft gelafien werden 9). 

Obſchon diefe Anficht Später ihre erſchöpfende Würdigung finden 
wird, fo wollen wir doc ſchon bier auf ihren Fehler der Einfeitig- 
teit aufmerkſam machen; fie findet das Weſen der ftrafbaren Ver: 
ſuchshandlung in ihrer objectiven Rechtswidrigkeit und bie objective 
Rechtswidrigkeit in der qualitativen Eignung der That zur 
Ausführung des Verbrechens, ohne Ruckſicht auf den quantitativen 
Moment und die dadurch bedingte Möglichkeit oder Unmöglichkeit, 
den verbrecheriſchen Erfolg wirklich herbeizuführen ). Ein Mord: 
Verſuch wird angenommen, wenn Jemand, um den Feind zu töbten, 
die Vergiftung wählt und zu diefem Zwede in deſſen Speife Arſenik 
oder ein anderes todliches Gift mifcht, obſchon die angewendete Menge 


9 18. 6. 290, 291. 
PER EN HT Tea 
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 piuvaren Verſuche außer der. böfen Abſicht 

salitative und quantitative Eignung ol 
wirkung des int Begriffe des Verbrechens ein 
ges auf die Abficht concludente, d. h. zur ı 
} ganzen Verbrechens, welches als verjucht zuge 
langt. Ihr zufolge läge ein Mordverſuch erſ 
-ienige, fo zur Ausführung feiner Mordabficht di 
fenit wählt, dieſes Gift zugleich auf eine Art un 
vendet, daß daraus des Bedrohten (oder eines 
d erfolgen konnte, wobei überdieß noch die | 
yeit des Bedrohten, die Umſtände der Handlung 

e veranlaßten zufälligen Zwiſchenurſachen voll 
en müjlen. 

Diefe Anficht ftimmt mit der bdrittangeführten 
beive zum Wejen des ftrafbaren Verjuches ein 
ührung, d. i. vollendeten Darjtelung des Verb 
lung verlangen, nur daß fie dieje Eignung ne 
qualitativen Tauglichfeit der Handlung erblic 
itativen Momente eine gleihe Bedeutung beileg 
Die Argumente ihrer Vertheidiger find wejentli 
a) jede für die äußere Erjcheinung berechnet: 
virkt welentlic durch zwei Momente, jo die 
i, eine beftimmte, der Materie innewohn 


die Eritrebung eines gewiflen Zweckes nad di 
t, — die Qualität. und m 
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wenn fie zugleich in einer gewiſſen Quantität auftritt, und anderem 
feits die größte Duantität wirkungslos bleibt, ift fie nicht mit der 
beftimmten Qualität verbunden. Beſonders deutlich zeigt fi dieß 
für den vorliegenden Zweck — bei der Vergiftung. So lehrt bie 
tägliche Erfahrung, daß der Arfenik, dem unbezweifelt tödliche Eigen— 
ſchaften innewohnen, ſolche erft dann äußert, wenn er in einer ges 
wiflen größeren Menge beigebraht wird, während bei geringeren 
Duantitäten oft kaum krankhafte Erſcheinungen eintreten. Unter bier 
fen Vorausfegungen ift es ein Poftulat der natürlichen Ordnung der 
Dinge, daß eine Handlung nur dann als zur Erreihung eines ges 
wiſſen Zwedes, — zur Bewirkung des verbrecheriſchen Effectes geeig: 
net angejehen werden fan, wenn fie e3 in qualitativer und quantis 
tativer Beziehung, alfo vollftändig ift. 

b) Wenngleid) dem Staate das Recht, nicht bloß rechtsver⸗ 
legende, Sondern ſelbſt ſchon rechtsbedrohende, gefährliche Handlungen 
zu ftrafen, zugeiprochen werden muß, — immer bleibt feine Anwen 
dung an die mit größter Strenge aufrechtzuhaltende Bedingung ge 
tnüpft, daß eine die Necht3ordnung objectiv bedrohende Handlung 
vorliege, eine Handlung, melde eine anerfannte Rechtsverletzung mit 
Wahrſcheinlichkeit in Ausſicht ftellt. Diefer Charakter der Handlung 
mag wegen deö jedem Nechtsfubjecte eigenen Anſpruches auf Unbe 
ſcholtenheit nur aus den innern und objectiven Momenten der Hand— 
Tung ſelbſt hervorgeholt und mit Rückſichtnahme auf die logiſchen 
Wechlelbegriffe von Urfahe und Wirkung nur in dem objectiven 
Gaufalnerus der als rechtsbedrohend aufzufaflenden Handlung mit 
einer wirklichen Rechtsverletzung gefunden werden, — und da ferner 
der Begriff des realen Gaufalnerus durch die volllommene und all 
feitige Tauglichkeit der Urſache zur Herbeiführung der Wirkung und 
diefe wieder durch die Verbindung der qualitativen Geeignetheit mit 
einer quantitativen Zulänglicfeit bedingt wird, — fo kann man 
nit umhin, auch anzunehmen, daß außer den von einer ſchon bes 
wirkten Nechtöverlegung begleiteten, — bereits rechtsverletzenden 
Handlungen, — nur no die vollfommen, qualitativ und quantita 
tiv zur Bewirkung der Rechtsverletzung tauglichen, rechtsbedrohlichen 
Handlungen, — diefe unter dem Namen des: „Verſuches“ — in das 
Gebiet des rechtlich Strafbaren fallen können. 

ce) Mag immerhin. der Schleier, welcher das unendlihe Wirken 
der Naturkräfte umgibt und umbüllt, duch die ftaunenswerthen Forts 
ſchritte der praktifhen Wiffenfhaft zum großen Theile ſchon gelüftet 


m... gesiuyavı v% 
‚sung, DAB die inneren Eigenfchaften ur 
ber nicht mehr enthüllt wurden, als die Kraf 
Materie nah gewillen Mengen, das quantita 
fahrung lehrt vielmehr, daß das in verſch 
nifien beobachtete Auftreten eines Stoffes und 
tungen — etiva nach den Regeln der Durchſch 
Kraft einzelner Duantitäten des qualitativ bei 
ermefjen laſſe, während jelbft das angeftrengı 
unausgejegte Beobahtung dem pofitiven Aus 
nere, objective Kraft einer Materie im Allgem: 
tät an ſich — mit kaum einiger Beftimmtheit 
abgegrängt iſt 3. B. das Gebiet der Giftftoffe um! 
der Wiſſenſchaft, fich über die objective, abfolute 2 
eine einzigen Stoffes auszufpreden? Man lafle 
fahrung ſprechen. Wie erfchreden jelbft die gen 
ärzte, wenn ihnen in einer Unterjuhung wegen 
Frage vorgelegt wird, ob der zur Tödtung gebraı 
für fih, fobhin ohne Rüdfiht auf die angemwendete 
tung geeignet geweſen? Sie weiſen dieſe Frage 
öslih von fi und geben ihr Gutachten mit forg 
er zur Anwendung gebrachten Quantität; der N 
smerkten Anficht folgte, hätte auf diefe Art von 
ıhmännern Feinen Aufihluß au erw“ 
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Gleichwohl ift e8 aber gewiß, daß dieſe, die Gränze des ftrafe 
baren Verſuches am engiten ziebende, daher mildefte Anficht von den 
angeführten nie praktiſche Anerkennung gefunden bat. 


III. Räpere Begründung. der richtigen Anficht. 


Die rechtliche Strafe findet ihren Grund und Zweck, baber 
auch ihre Rechtfertigung immer nur in einer NRechtöverlegung oder 
KRechtsgefährdung, gegen welche fie gerichtet wird. Für das Gebiet 
des Berfuches bleibt nur die Rechtsbedrohung oder Gefährdung, ba 
fein Begriff eine ſchon vorhandene Verlegung ausſchließt. Die Fra: 
ge ift nur, morin die Rechtsordnung eine Gefährdung finden kann 
und muß? — Die Vorausjegung, um ftrafend einfchreiten zu Tünnen, 
ift, daß jene Handlungen feitgeftellt werden, welche geſetzt oder unter: 
laſſen werden follen, deren Unterlafien und Seten daber geitraft 
werden will; das Geſetz muß die ftrafbaren Handlungen nad allen 
wejentlihen Merkmalen Tennzeichnen, damit über die Unterftellung con- 
creter Fälle kein Zweifel beftehbe. Iſt dieß geſchehen, fo mird die 
rechtliche Ordnung dann verlegt, wenn die fo verpönte Handlung mit 
allen ihren Merkmalen eingetreten, wirklich gegeben ift, während bis 
dahin, folange irgend eine Thätigfeit nur Eines oder einige diefer 
Merkmale aufmweift, die rechtlide Ordnung noch nicht verlegt wird, 
daber au von Beſtrafung einer Nechtöverlegung nicht gefprochen 
werden mag. Die Theilbandlungen, dur melde die Abficht, der 
Entihluß bis zu feiner vollen äußeren Erſcheinung fortfchreitet, find 
an und für fich nicht verlegend, daher auch nicht ftrafbar, — denn 
eben de&halb werden die Merkmale firirt, unter deren Borausfegung 
fih die Rechtsordnung für verlegt erflärt, und nur infoferne könnte 
die Strafe au fie treffen, wenn fi darin eine Rechtsbedrohung 
nachweiſen ließe. Die erwähnten, der Verlegung vorangehenden 
Theilhandlungen find an fi und hinfichtli ihres Einflußes auf bie 
Rechtsordnung völlig unbeftimmt und unbellimmbar und enthalten, 
da fie noch Fein beftimmtes Ziel erkennen und das Fortichreiten bis 
zu demfelben nicht vermuthen laſſen, auch nichts Rechtsbedrohendes. 
— €3 gibt aber no einen Moment, eine Beziehung der äußeren 
Thätigkeit, welche diefer eine meitere, über den Umfang ihrer äußeren 
Erſcheinung reichende Bedeutung gibt, und bewirkt, daß auch bloße 
Theilbandlungen wahrhaft bedrohend werden können; es ift dieß der 
im Innern des Menſchen reifende Entihluß, der Vorfag, welcher in 
der äußeren Thätigfeit ihren Ausdrud findet. Die Abfiht iſt es, 
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welche die menfchlichen Handlungen beherrſcht, und welche, einmal 
gereift, auf ein bejtimmtes Ziel hin gerichtet bleibt, nach welchen fich 
fofort alle äußeren Handlungen wenden, und biefe in der äußeren 
Handlung liegende Richtung nah dem verlegenden Ziele macht fie 
ſelbſt gefährlich oder bedrohend. Hit dieſes ein Ziel, in dem die 
Rechtsordnung eine Verlegung. ihrer felbft erblidt, jo it die Abficht 
an und für fih ſchon gerit-tin bedrohend; fie ums 


faßt das Totale des Zived verletzenden Enderfolg, auf 
melden die äußere Thäti fig, durch eine Tängere oder 
kürzere Reihe von an ſich \ gleihgültigen Handlungen 
binarbeitet; in ihr liegt d der künftigen Verlegung, fie 
ſelbſt ift darum drohend Die Strafe, deren Beruf 
nicht bloß die Sühnung tsverlezung und Behebung 
ihrer weiteren Folgen, ft auch die thunlichſte Hintan: 
haltung und Vorbeugung uß fi, darum ſchon gegen 
die böfe Abſicht richten [ entgegen⸗ 
wirken. Dabei tritt ihr Weſen der Abſicht entgegen, 


das im Innern des Menſchen verſchloſſen und ſo meiſt nur dem 
göttliden und Gewiſſensrichter vorbehalten bleibt. Die juridiſche 
Strafe verwahrt fi jedod, wenn fie gegen die Abficht einfchreitet, 
gegen jedes Bedenken, fo aus diefer Rüdficht erhoben werden wollte, 
dadurch, daß fie abwartet, ob und bis die fehlechte, rechtsbedrohende 
Abſicht in die äußere Erſcheinung tritt, fih durch äußere Handlun: 
gen Tundgibt, diefe mögen immerhin an ſich, objectiv noch nichts 
Nechtöverlegendes enthalten. Es ift dann ftets noch und nur die 
Abſicht, welche geftraft wird; fie ift aber nicht mehr ein vein Inneres; 
fie berührt dadurch, daß fie fehon einen äußeren Ausdruck angenom: 
men bat, die äußere Rechtsordnung und ihr ftrafendes Einfchreiten 
iR nur die Erfüllung der Selbfterhaltungspflict, wenn fie das ſchon 
im Beginne unterdrüdt, was fie bald wirklich verlegen würde. — 
Allerdings müſſen aber die Handlungen, an die ſich das ftrafende 
Einfchreiten Inüpft, gewiffe Eigenfhaften ausmweifen, die nah Umflän: 
ben verſchieden find 9). 


*) Die böfe Abfiht bildet das Weſen des ftrafbaren Verſuches und die älteren 
hantaſien von culpofem Verſuch oder Verſuch culpofer Handlungen find 
ſchon vorlängft verfhmunden. Das Weſen des Verfuhes und jened der 
eulpofen Handlung — ift jo verſchieden, wie Abficht oder Vorfas ſelbſt und 
die Sabefäfgteit (eulpa). Beide bilden fogar Gegenfäge zu einander, Das 
Weſen des Verſuches liegt darin, daß der Wille einen deftimmten Zwedh 
das die Rechtsverlezung begruͤndende Uebel ganz in ſich aufgenonunen und 
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Vor Allem aber gilt es, die boſe Abſicht zu beweiſen. An 
einen Beweis, wie folder bei den äußern Handlungen gefordert wird, 
kann nad) der Natur der Abficht nicht gedacht werden; fie ift ein In: 
neres und wirkt als foldes nur wieder auf das Innere. Dort, wo 
das eigene Geftändniß des Vorſatzes oder die vollendete böfe Hand: 
lung vorliegt, in ber ſich der Vorſatz abprägt, ift eine weitere Beweis 
führung entbehrlich; — meit häufiger find aber die Fälle, mo der Ber 
ſchuldigte den Vorſatz gänzlich, ober doc in dem Umfange läugnet, 
als er ihm zur Laft gelegt wird, und bei dem Verfuche mangelt die 
äußere Handlung, welche den Vorſatz volftändig erfennen ließe. Hier 
bat man nur eine Summe einzelner Umftände, worin fi der Vor— 
ſatz zur Ausführung eines beftimmten Verbrechens abprägt; biefe find 
zu erwägen und ber Eindrud wird entfcheiden, melden fie in ihrem 
combinirten Ein- und Zufammentirken auf das Erfenntnißvermögen 
des Richters machen. Laffen die Umftände entnehmen, es habe ber 
Beſchuldigte das Mittel, eine That auszuführen, gefucht und worbereis 
tet, eine Gelegenheit zur Verübung ber That forgfältig abgelauert, die 
Nebenumftände auf eine der Ausführung günftige Weife zurechtgelegt, 
ober der Ausübung entgegenftehende Hinderniffe zu befeitigen gefucht, 
vielleicht zum Theile ſchon befeitigt, — ober ift das Unternehmen von 
der Art, daß fi deſſen Caufalnerus mit einem gewiſſen verbrecheri— 
ſchen Webel nicht verkennen läßt und fein Grund zu zweifeln erübrigt, 
daß das Uebel nad dem natürlichen und gewöhnlichen Lauf der Dinge 
daraus erfolgen müßte, oder doch wahrſcheinlich erfolgen würde; fo 


die äußere Thätigfeit nad) diefem Biele hinzuarbeiten mwenigftens begonnen 
hat, aber ohne es erreichen zu können, und fo geichieht beim Verſuche ſtets 
weniger, als gewollt wurde; umgefehrt ift es bei der Tahrläffigfeit umd 
dem jahrläffigen Handeln, Auch hier wird ein freies, d. i. ein vom Wil: 
len beherrſchtes, abſichtliches Handeln worausgefept, weil ohne dieſes von 
einer Zurehnung überhaupt nicht gejprohen werden kann; aud bier jet 
1a der Handelnde ein beftimmtes Biel, nach welchen er ftrebt, — aus An. 
[aß oder bei Gelegenheit dieſes milltührlihen Strebens aber treten in Zeit 
und Raum Umftände ein, welde fäeter find, al? der Wille und melde 
einen Erfolg, ein Uebel entftehen laffen, meldes die Rechtsordnung ver- 
legt und darum ftrafbar macht, ein Uebel, weiches der Handelnde nicht ger 
wollt, an das er vielleicht als möglich gebacht, vielleicht auch, nicht gedacht 
bat, an das er aber al3 wahrſcheinlich hätte denken können, ja an das er 
—— KA bern er —X fm, und darum ein — 

jolg veranlaſſende Handlungsweiſe aft. Bei der ri 2 
keit trit? alfo immer ein Mehr ober Yo ein Gideres ein, ala was Ang 
fichtiget worden ift. Es ift geradezu undenkbar, bei culpofen Handlungen 
von einem Verſuche ſichtlich des unmilltührlid eingetretenen Erfolges 
zu fpreden, Beim Brertude und bei ber rläfigleit ftehen die innere 
mb die äußere Handlung im umgetehrten —28 


q* 
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wird der Nichter nicht Anftand nehmen, ben böfen, auf das Verbre: 
hen gerichteten Vorſatz als beſtehend anzufeben, falls nicht noch Um— 
ftände eintreten, welche die. anderm auf die Abficht führenden paralyfiz 
ven und glaublich machen, es ſei dennoch die Mbficht nicht vorhanden, 
oder doch auf ein Anderes gerichtet, als auf das Mebel, worin das 
Verbrechen befteht. Mögen ſich immerbin wlicjichtlich dev äußern ſtraf⸗ 
baren Handlungen und ihrer Ermeifung aewiſſe Normative abſtrahiren 





laffen, nad melden ma 
Tann; in Betreff der bö 
und dod wird der Beiveis 
wenn anders wahrhaft co 
men werden; die hier gem 
fig fogar den Grad jurid 
treffen, den felbft die ja 
wo e3 ſich um den Bewe 
tommen beftimmten Faftu 
Ueberall alſo, wo m 


ridiſch außer Zweifel ſetzen 
ſich ſolche nicht denten, — 
em andern etwas nachgeben, 
nungen in Betracht: genomz 
jung des Nichters wird häus 
oder Wahrjcheinlichkeit übers 
theorie dort gewinnen läßt, 
nad) feinen Merkmalen voll 


yetoiffen Merkmalen gekenn: 


zeichnete äußere That vorliegt, und gleichwohl der Verdacht entiteht, 
es fei deren Verübung bezielt worden — wo alfo ein Verſuch in 
Frage kömmt, wird zunächft der böfen Abficht nachzuforſchen und die 
Umftände zu prüfen fein, ob und inmieferne fie von ihrem Vorhan— 
benfein Gewißheit verfchaffen? Iſt das Ergebniß der Forfhung ein 
Negatives, Liegt für den böfen Vorſatz Fein Beweis vor, fo entfällt 
jedes weitere juridifch-ftrafende Vorgehen, und die Beurtheilung eines 
vielleicht dennoch beftehenden Vorſatzes, der ſich aber der menschlichen 
Erkenntniß entzieht, bleibt dem Gemifjens: und göttlichen Forum vor 
behalten. — Im entgegengefegten Falle, wenn nämlich Gründe zur 
Annahme vorhanden find, e8 beftehe der böfe Vorſatz, fo ift weiter zu 
erheben, ob berfelbe und inwieferne ſchon in die äußere Erſcheinung 
getreten und hiedurch Object der juridiſchen Beurtheilung geworden 
ift. Eine Verlegung der Rechtsordnung liegt nur in der mit dem Vor: 
fage ſchon gelegten That felbft; ihr Verſuch vermag bloß eine Gefähr: 
dung oder Bedrohung darzuſtellen, aber beide müſſen bereit zur Au: 
Bern Erfeinung gekommen fein. Die Abficht an und für fi ift aller: 
dings auch bei der juridiihen Zurechnung und Strafe das Wefentliche, 
welches alle äußere Tätigkeit des Menfchen harakterifirt ; zur Begrün- 
dung des juridifchen Einſchreitens aber nicht genügend, mil man nicht 
allen Haltpunct verlieren und die ganze Juſtizpflege auf das vage Feld 
der bloßen Vermuthung führen und eine juridiſch nicht zu rechtferti— 
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gende Genfur der Gedanken proboeiren. Die durch das eigene Geftänd: 
niß der verbächtigen Perfon, oder durch die Umftände erweisbare böfe 
Abfiht muß zugleid von einer äußern Thätigkeit begleitet fein, welche 
beftimmt erfennen läßt, daß der Borfag fhon volllommen ges 
reift fei und daß bie verdächtige Perſon den Vorſatz ſchon auszu: 
führen begonnen und nad dem natürlichen und gewöhnlichen Laufe 
der Dinge auch ausführen werde; diefe Thätigkeit wird nad) den Ums 
ſtänden verfchieden fein, wenn es ſich um ihren objectiven Gehalt frägt. 
Neben der fonft fon erwieſenen böfen Abfiht wird eine an fih min— 
der beftimmte Handlung genügen, die dann durch ihren Bezug auf die 
Abficht volle Bedeutung gewinnt; ihre Aufgabe ift bloß darzuthun, die 
Abfiht wäre vollends in die äußere Erſcheinung getreten, wenn ſich 
nichts in den Weg geftellt hätte. Als Beifpiel gilt, wenn der der 
Mordabſicht Geftändige mit der erwählten Waffe in der Hand am ges 
möhnlichen Heimwege des Feindes lauernd betreten wird, oder wenn 
der feinem Weibe ſchon länger nach dem Leben Strebende gefehen wird, 
wie er eben heimlich in deren Speife ein Pulver ſchüttet, obſchon er 
die Mord:Abfiht läugnet. — Anders, nämlich” weit beftimmter muß 
die Thätigkeit dort fein, wo bie Abficht noch nicht erwieſen ift, fondern 
erft durch diefelbe, allein oder nebft andern Umftänden, bewieſen wer: 
den muß. Sie wird mehr Objectivität aufmeifen müſſen, obwohl auch 
nur zum Zwecke, um die Ernſtlichkeit der Abſicht, die Wahricheinlichs 
keit ihrer Ausführung zu bewähren. 3. B. ein Apotheker verabreicht 
abſichtlich anftatt eines heilenden Pulvers eine Dofis Arfenit; in dies 
fem Falle müflen, wenn die Abficht zu tödten geläugnet wird, befons 
dere Umftände conftatirt werden, um die Annahme eines Mord-Ver— 
ſuches zu begründen. Die Verhältniffe und Beziehungen beider Per- 
fonen zu einander, das fid) Kreuzende ihrer Intereſſen, die Umftände 
der Verabreichung, die Befchaffenheit und Menge des gegebenen Giftes 
werben bier ebenfoviele höchſt wichtige Momente der rechtlichen Beur- 
theilung bilden; alle Schtwierigteiten ſchwinden dagegen, und bie ers 
folgte Verabreihung eines irrigerweife gewählten, vielleicht ganz un: 
ſchadlichen Stoffes genügt, wenn die mörderiſche Abſicht eingeftanden 
oder fonft erwiejen wird. 

Um den frafbaren Verſuch zu begründen, muß daher neben ber 
fichergeftellten, auf das Verbrechen gerichteten böfen Abſicht noch eine 
äußere Thätigfeit vorliegen, welche erfennen läßt, daß bie Abficht einen 
folden Grad von Feftigteit oder Ernſtlichkeit erlangt hat, daß fie voll 
kommen in die äußere Erfheinung getreten twäre, wenn nicht Hinder⸗ 
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niße beftanden hätten, mit andern Morten eine Thätigkeit, welche 
fi als ein, obtwohl noch Meiner Schritt zur wirklichen Aus fuh— 
rung zur äußern Darftellung der Abſicht erkennen läßt. 
Man kann bei dem einfachen Begriffe des Verfuches ftehen bleiben und 
findet, daß ein Verſuch Jenem zur Laſt falle, der eine Handlung aus: 
zuführen beabfichtigt und die Ausführung begonnen, aber nicht beendet 


bat. Die Entihloffenbed — 9 Yuführen, muB natürlich 
durch eine äußere Handlu erden, — aber mir fotveit, 
daß man fie jelbit in ihr barkeit gefeglich geforder⸗ 
ten Art und Größe erken ückſicht auf dem objectiven 
Charakter der That, wenn ſchon felbft ein verbreche⸗ 
riſcher ift und deßhalb die Mficht auf die Abficht zum 
Verbrechen madıt. 

Unter diejer Vorau jeder Verſuch ftrafbar, er 
mag noch fo entfernt vom des Verbrechens fein und 
ohne Rüdfiht auf die N % melde ſich der Wollen: 


dung entgegengeftellt haben. Iusbeſonoere „..ibt an und für ſich nleich- 
giltig, ob diefe Hemmniſſe fubjectiver und objectiver Natur find, ob fie 
ſchon auf die Abficht eingewirkt, eine Aenderung derfelben, ein Still: 
fliehen in ihrem Vorſchreiten veranlaßt, oder aber, ohne die Abficht zu 
berühren, rein nur der äußern Ausführung entgegentreten; denn immer 
bleibt wahr, daß eine vollfommen ausgeprägte Verfuhshandlung vor: 
Tiegt, dag Geſchehene Tann nimmer ungefhehen gemacht werden, und 
dieſes muß feine rechtlihe Beurtheilung und Behandlung finden. In 
den pofitiven Gefegen merden wohl durchgehends aud) diefe Hemm: 
niffe, welche bewirkten, daß es nicht zur That gefommen, fondern beim 
Verſuche geblieben ift, in nähern Betracht gezogen, zur Strafbarkeit 
des Verfuches insbefondere gefordert, die That fei in ihrer meitern 
Entwicklung nur dur ein vom Willen de3 Uebelgefinnten unabhän: 
giges Ereigniß aufgehalten worden, und dieſes Griterium des Ver— 
fuches wird von Manchen in die rationelle und abftracte Theorie hin— 
Übergetragen. Wir ſehen in diefem Merkmale des Verfuches ein durch 
mehrere politiihe Gründe Empfohlenes und infofern auch rechtlich Be: 
gründbares, als dort, wo das Fortichreiten der Handlung durch un: 
freiwillige Momente gehemmt wird, die aus der Anfangshandlung ſich 
ergebende Wahrfcheinlichkeit der bevorftehenden Ausführung bedeutend 
erhöht wird; wir können ihm aber eine für den Vegriff des Verfuches 
weſentliche Bedeutung nicht zugeftehen. Denn ift die böfe Abficht be: 
tiefen und ſchon eine Handlung gefegt, welde erkennen läßt, der Bös— 
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gefinnte ſchreite Schon zur Verwirklichung der Abficht, fo ift das Mes 
jen des Verſuches, und weil es fih bier nur um den Verſuch einer 
ſtrafbaren Nechtsverlegung handelt auch das Weſen der ftrafbaren 
Rechtsgefährdung, welche im Verſuche liegt, gegeben und nur aus poli: 
tiſchen Rückſichten mag die pofitive Geleßgebung meiter geben und um 
die Motive, felbit nach begonnenem Verbrechen noch rechtzeitig von 
der Verübung  zurüdgutreten, zu vermehren, Verſuchshandlungen dann 
ftraflos laſſen, wenn das Stillefteben im freien Willen des Handeln: 
den begründet ift. 

Wir geftehben zu, daß es jchwierig tft, den Charakter der Hand: 
lung im Allgemeinen genau zu kennzeichnen und die praltifchen Ne: 
fultate in Beurtheilung der Handlung nad unferer Anficht (der 
zweiten Eingangs berührten) werden mit denen bäufig überein: 
ftimmen, welche die andern Meinungen gewinnen. Wir meinen das 
Weſen unjerer Anficht damit zu erfchöpfen, wenn wir fagen, daß wir 
auf das Objective der Handlung, mit deren Begehung ber ftrafbare 
Verſuch vorhanden ift, geradezu fein Gewicht legen und uns mit Hand: 
lungen begnügen, welche an fich vielleicht rechtlich gleichgiltig find, Die 
Rechtsordnung meder im Allgemeinen noch im Einzelnen berühren. 
Weſentlich ift ung nur die verbrecherifche Abficht und der in einer 
äußern Handlung ausgeiprochene Beginn ihrer Verwirklichung. 

Die geforderte Beichaffenheit der äußern Handlung richtet fich 
nach der Natur der betreffenden verbrecheriichen Abſicht. Die Abficht 
muß, um verbrecherifch zu fein, die ganze vom Gejege verbotene, ftraf: 
bare Handlung mit allen ihren Merkmalen umfaflen und in diefer Ei: 
genſchaft muß ſich die Abficht in der Verfuhshandlung abprägen. Auf 
diefe Art bleibt eine lange Reihe von Borbereitungshandlungen von 
dem ftrafbaren Verſuche ausgeichlofien, meil ſelbe vielleiht Die auf ge 
wifie Vorbereitungen gerichtete, nicht aber das Totale der verbrederi- 
ſchen Abficht, d. i. noch nicht erkennen laſſen, eine Perſon babe den 
Entichluß, eine gewiſſe ftrafbare Handlung zu begehen, und biejer Ent: 
Schluß fei bereits jo feit, daß fie denfelben ſchon auszuführen begonnen 
und nad) dem natürlichen Verlaufe der Dinge auch ausgeführt hätte, 
wenn Nichts inzwilchen getreten märe. 

Eine Eignung der That zur wirklichen Vollbringung, fobald mit 
dem Begriffe der Eignung eine gewiſſe Unmittelbarkeit verbunden wird, 
— finden wir ebenfowenig mwefentlid, als wir einen Irrthum im Ge: 
genftande, ein Verfehlen des Gegenitandes an und für fich beachten, 
wenn anders der böfe Borjaß eines zurechnungsfähigen Subjectes ſicher⸗ 
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geſtellt iſt. — Wir vindiciren ber äußern Verſuchshandlung allerdings: 
eine Eignung zur Vollbringung, jedoch nur in dem Sinne, dab ſie 
die entſchiedene Richtung nach dem Beginne der Ausführung erkennen 
läßt und hiedurch die juridiſche Ueberzeugung rechtfertigt, die Thätige 
keit wäre ohne eingetretenes Hemmniß bis zur vollftänbigen That 


fortgeſchritten. Wir fin ” 
wenn 3. B. Jemand in ı 
in deſſen Speife einen ver 
ſchädlichen Stoff miſcht, 
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enthalten fogar ſchon mehr 
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Mordverſuch ſchon dann, 
it den Feind zu tödten, 
m der That aber ganz un⸗ 
t leeres Bett ſchießt, da 
3a diefe zwei Handlungen 
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neten Stoffes und die zufällige Abweſenheit des Bettinhabers. 

Verläßt man die böfe Abficht oder räumt ihr bei Firirung des 
Begriffes vom ftrafbaren Verſuche aud nur diefen wejentlihen Ein: 
fluß nicht ein, und hält fid nur an das Objective, die Beſchaffenheit 
der ſchon gefegten Handlung, fo verliert man unferes Eradtens jede 
Gränzlinie, jeden Haltpunct, um in der langen Neihe von Theilhand- 
lungen, durd die die menſchliche Thätigkeit bis zur wirklichen und voll: 
tommenen Ausführung des Entſchluſſes fortichreitet, den Moment zu 
beftinmmen, wo die Strafbarfeit des Verſuches beginnt. 

Unfere Anſicht begnügt ſich aber nicht etwa völlig mit dem Sub- 
jectiven, mit der böfen Abfiht an und für fi; mir verlangen zum 
ftrafbaren Verſuche jedenfalls eine äußere Thätigkeit, aber bloß eine 
ſolche, welde erkennen läßt, daß die verbrecheriſche Abficht begonnen 
bat, in die Außenwelt zu treten und eben biedurd Object dev vet: 
lichen Beurtheilung zu werden ®), nicht aber daß die Handlung an 
und für fih einen vechtöverlegenden Charakter an ſich habe, objectiv 
verbrecheriſch ſei. Der redhtlihe Grund der Strafe des Verſuches 





) Das Wefen unferer Anfiht beruht auf Feſthaltung des Unterfhiedes zwi: 
fhen dem Beginne ver Ausführung der verbrecheriſchen Abſicht 
— und dem Beginne der Ausführung der verbreherifhen Hand: 
m felbft; nur Erftere fordern wir zum Begriffe des ftrafbaren Ver: 
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ift die Bedrohung oder Gefährdung der Rechtsordnung diefe aber 
ann ninmer in einer äußern Handlung gegeben fein. Die äußere 
Handlung ift ein in ſich Abgeſchloſſenes und ihr Weſen erſchöpft fi 
mit dem, was in ihr wirklich zur äußern Erjcheinung kömmt; e3 man: 
gelt aber jeder Grund, un anzunehmen, die Handlung werde noch an— 
dere im Gefolge haben, und diefe werden rechtöverlegend fein. Nur 
die Abficht, der Vorſatz des Menſchen, der über die äußere Handlung 
binausreicht, läßt ein umfaſſendes Weſen erkennen und berechtigt deß⸗ 
balb zu der Annahme, fie werde fich den vollen Ausdrud zu verichaf- 
fen ſuchen, worin eben die Drohung liegt. 

Unfere Anfiht ftimmt mit feiner der gangbaren überein, — es 
können ihr aber auch nach unjerer Meinung jene Einwendungen nicht 
gemacht werden, welche gegen die andern Anfichten gelten. Insbe⸗ 
fondere läßt fich diefer Anficht nicht der Vorivurf machen, als würde 
fie eine VBerrüdung der Gränzen zwiſchen der fittlihen und der rechts 
lihen Strafgewalt involviren. Dieſer Vorwurf gälte nur dann, wenn 
man die Abfiht als ſolche und ohne alle Rückſicht auf irgend eine 
äußere Handlung und ihre hiedurch vermittelte Erfcheinung in ſtraf⸗ 
rechtlihe Beurtheilung ziehen wollte, was ferne von ung ifl. Die 
böſe Gefinnnng bildet allerdings das Weſen des ftrafbaren Verſuches, 
aber ohne feinen Begriff zu erichöpfen. Die böſe Gefinnung an fi 
enthält zwar des Gefährlichen genug, um befonders vom Standpuncte 
ber Gejellfehaft und des Staates, fofort mit Einbeziehung auch politi⸗ 
ſcher Rüdfichten polizeilihe Präventiv : Maßregeln gegen den Bös—⸗ 
gelinnten zu rechtfertigen; fie genügt aber nicht, um ein ftrafendes 
Vorgehen zu begründen, wozu jedenfall3 rechtliche Grundlagen gefordert 
werden, die, wie das Recht felbft, dem Aeußern entnommen werden 
müflen. Dieſe Vorausfegungen find aber ſchon vorhanden, wenn die 
böfe Gefinnung den von uns bezielten Ausdruck erlangt bat, wenn 
aus den gejegten Handlungen zu erkennen ift, die Gefinnung babe fchon 
begonnen, in die äußeren Erſcheinung zu treten. Doch ift es nicht 
dieje vielleiht an fich ganz bebeutungslofe äußere Handlung, melde 
beitraft wird, fondern die Gefinnung felbft; die Handlung hat nur die 
Strafbarkeit zu vermitteln. Moraliih und rechtlich gibt es nur zwei 
Momente, die ſich ausfchließen, dag der allgemeinen Ordnung Ange: 
mefjene, Entiprehende und das ihr Zumiderlaufende, die gute, recht: 
liche und die böfe, rechtsverlegende Gefinnung, Abſicht, Entſchluß; die 
äußere Handlungsweiſe kömmt nur als Ausdrud dieſes Innern in 
Betracht, ohne daß ihr an fi irgend eine Bedeutung beigelegt wer: 
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den könnte. Die äußere Handlung iſt an ſich weder gut noch böſe; 
fie wird das Eine oder das Andere, weil ihr eine gute oder böfe Ge— 
finnung zum Grunde Liegt; fie iſt weder rechtlich, noch rechtsver⸗ 
legend; fie wird aber dieſes ober jenes, jenachdem fie eine rechtliche 
‚oder rechtsverletzende Abficht ausfpricht, zur äußern Erfcheinung bringt. 
Rechtsbedrohend oder gefährlich iſt fie durchaus nie und unter keiner 
Bedingung, wenn anders FT Speien Handelns Rechnung ger 


tragen und dasſelbe vichtim im, die Beſchlüſſe der freien 
Selbftbeftimmung zur Er itgen, erkannt werden will, 
Nur die Abficht jelbit ift chtsordnung gefährlich ftraf- 
bar, — freilih wegen der er weil ſchon die Handlung 
gefegt wurde, welche das nungswelt Berechnetſein der 
Geſinnung anzeigt, aber doch ſie, die Abſicht ſelbſt. 

Jede andere Auffaſſung en Verſuches halten wir für 
unpraltiſch, und den Grund ter ungebührlichen Nückficht, 
welche dem Objectiven der etvagen wird. Es ift, um 


mit den Worten eines befannten welehrien zu Tprechen, wahrlich ſchwer, 
fi einen Begriff von dem Unterſchiede zwiſchen unmoralifhen Hand: 
lungen und Verbrechen unter fih zu machen, der von einem rein zu: 
fälligen Momente, nämlih von dem Mehr oder Minder der Unange- 
mefjenheit ber äußern Erſcheinung zu der im berfelben manifeftirten 
Abficht abhängen fol! — Deßhalb hätte, wenn man fchon dem 
objectiven Momente ein ſolches Uebergewicht einzuräumen für ange: 
meſſen findet, diejenige unter den übrigen Anfichten am meilten für 
fi, welche den objectiven Moment erſchöpft und den ftrafbaren Ver: 
ſuch nur in Handlungen erblicdt, welche nad ihrer qualitativen und 
quantitativen Eignung zur vollftändigen Bewirkung des Verbrechens 
führen konnten umd zugleih unter Umftänden gefegt wurden, daß die 
Ausführung überhaupt möglich geweſen; hier find dann nicht bloß die 
qualitative und quantitative Ungeeignetheit der Handlung, rüdfichtlich 
der gewählten Mittel, fondern auch das Verwechſeln derſelben, und 
das Verfehlen des Objectes, oder der Mangel defjelben — Momente, 
welche die Strafbarkeit der Verſuchshandlung aufheben. Aber felbft 
abgefehen davon, daß hier von der freien Thätigfeit des Menſchen, 
die ihren Schwerpunct in der Abficht hat, völlig Umgang genommen 
wird, hat fi) diefe Anficht weder in der Theorie Anhang, noch in 
ber Gefeßgebung praktiſche Geltung zu verfchaffen vermodt, und man 
ift darüber ziemlich einig, daß auf diefe Art die Rechtsordnung viel 
zu weunig geſchützt wäre. — Unterliegt die Beſtimmung der wirkenden 
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Dualität der Stoffe Schwierigkeiten, fo ift es ebenfo mit jener der 
Bureichenbeit der Quantitäten zu beitimmten Sweden; die Schwierige 
feiten müſſen fich daher doppelt äußern, wenn Dualität und Duantis 
tät zufammengefaßt und das gleichzeitige Eintreten beider Momente 
verlangt wird, um die rechtlihe Natur einer Handlung zu beurtbeilen. 
Nur höchſt felten werden die Vorausfegungen zu einen pofitiven Aus: 
ſpruche gefunden werden und eine Mafje von Handlungen bleibt ftraf- 
los, weil der Handelnde 3. B. fich feine genügende Kenntniß der ge: 
genmwärtigen Refultate des mwillenfchaftlichen Forſchens verichafft, oder 
weil ihm der Zufall im lebten Momente der Thätigkeit das Object 
des Verbrechens entrüdt bat, — wiewohl die fchon geſetzten Hand» 
Iungen unverkennbar höchſt bedrohend und gefährlich find. 

Weit mehr und zwar den größten Anhang fand bisher die An: 
fiht, welche fih mit dem qualitativen Momente der Handlung bes 
gnügt und den quantitativen ausdrücklich als unerheblich erklärt. Sie 
firaft einen verbrecheriſchen Verfuch, wenn der Handelnde das (quali« 
tativ) richtige, an fich geeignete Mittel an einem Gegenſtande, an wel: 
chem die Ausführung möglich ift, angewendet bat, — fie fieht die 
gewählte Quantität des Mittel nur als zufälligen Moment an und 
ftraft, wenngleich diejelbe erweisbar zur Ausführung unzureidend ge: 
weſen wäre. 

Auch gegen diefe Anficht bleiben die berührten Bedenken aufrecht, 
welche ſich wider den abfolut beftimmten Ausfpruch über die innern 
Eigenfchaften der Stoffe vom Standpuncte der Naturwiſſenſchaften er- 
beben. Es mangelt ihr jedoch überdieß jene volle Eonfequenz in Wür: 
digung der Objectivität und bes Saufalnerus der Handlung mit dem 
in Ausfiht geftellten Verbrechen felbfl. Immerhin mag vielleicht die 
Beichaffenheit des concreten Falles Anhaltspunkte bieten, um eine qua: 
litatio geeignete Handlung, abfehend von ihrer quantitativen Unzurei- 
chenheit, — ald mehr gefährlich oder bedrohlich zu erklären, als eine 
Handlung, welder auch die qualitative Eignung abgeht; allein man 
wird keinen überzeugenden Grund finden, um in der qualitativen Eig: 
nung die Gränzlinie zu erblicken, bei welcher die Strafbarkeit der Hand: 
lung beginnt und weßhalb jede, vom böfen, verbrecheriichen Willen 
noch fo fehr durchdrungene Handlung erft dann ftrafbar würde, wenn 
fie diefe Linie überfchritten, — dagegen ftraflos zu bleiben hätte, wenn 
ihr die qualitative Eignung abgeht. — Diefe Anficht leidet an einer 
Halbheit, welche nie befriedigen kann. Verläßt man den fubjectiven 
Moment, die Abficht, findet man ihn ungenügend, um die Strafe bes 


E} R. v. Helm üb. de ftrafb. Verſuch 


Verſuches zu begründen, fo kann man unferes Erachtens nicht eher 
ftilteftehen, als bis man am dem Vereinigungspunkte bes quantitativen 
und qualitativen Momentes ankömmt, um dort mit ber Strafe zu be: 
ginnen. Es mangelt jeder juridiſche Grund, eine qualitativ geeignete 
Handlung zu ftrafen, und eine bloß quantitativ unzureichende unge— 
ſtraft zu laſſen, weil Qualität mb Onantität Logische Wechielbegriffe 
find, welde das Weſen deg zit Tapingen und eine qualitativ 


taugliche, aber quantitatii pätigfeit ebenfowenig geeig: 
net ift, einen beſtimmten weck zu verwirklichen, als 
die auch qualitativ nicht ‚ beiden gleichmäßig zuge 
ftanden werden muß, fie immer zur Ausführung des 
Verbrechens führen, fie may anbalten oder noch fo oft 
wiederholt werden! 

Um nur noch nA # quenzen unſerer Anficht zu 
berühren, erklären wir, daß rare Berfuchshandlung auch 
dort finden, wo unter Vora rweisbaren verbrecherifchen 
Gefinnung, eine an und fürn Ss Nechtsverlegendes enthal- 


tende Thätigkeit vorliegt, oder wo ber beabfichtigte Erfolg wegen der 
offenbaren Ungereimtheit der angewendeten Mittel (Wahn-Verbrechen), 
oder in Folge einer Irrung oder Verwechslung des anzumendenben 
Mittels, oder eines Vergreifens, Verfehlens oder dem Abfein des be: 
zielten Objectes — beftimmt nicht eintreten konnte. 

Immerhin mögen derlei Falle — befonders die der Wahn-Ver— 
brechen umd entfernten Vorbreitungshandlungen häufig ftraflos blei: 
ben, weil die gefegten Handlungen zu wenig des Objectiven enthalten, 
am die verbreherifche Abficht erkennen zu laſſen, die daher unermeis- 
bar bleibt, wenn nicht ein Geftändniß hinzutritt; allein wir halten an 
dem Prinzipe feſt und begründen die Straflofigfeit folder Fälle einzig 
damit, daß ber Beweis der verbrecheriſchen Abficht nicht hergeftellt 
werben fann. 

Unfere Gegner dürften einwenden, daß mit dem ftrafenden Vor: 
gehen ſchon gegen bloß entfernte Vorbereitungshandlungen, dann dort, 
wo völlig (qualitativ) ungeeignete Mittel gewählt werden, oder das 
Object verfehlt wird, oder foldhes geradezu mangelt, — two alfo fein 
Theil des objectiven Thatbeftandes irgend einer beftimmten geſetzlich 
ſtrafbaren Handlung vorliegt, die Strafe zu einer reinen Prä— 
ventiv⸗Maßregel gemacht und fo der juridifhen Grundlagen beraubt 
werde. 

Diefer Vorwurf enthält nad unferer Anſicht eine petitio prin- 
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eipii; er feßt voraus, daß ſich die juridifche Strafe immer nur auf 
das Objectiv: Verlegende beziehen müſſe, was mir nicht zugeben. 
Dann rathen wir nur geradezu, allen Verſuch aus dem Bereiche des 
Strafbaren zu flreihen. Schon der Begriff des DVerfuches befagt, 
daß dabei Jenes noch nicht geſchehen ift, mas das Geſetz eine Rechts: 
verlegung nennt, wohl aber daß es bevorfteht, einzutreten droht, 
daß vielleicht ſchon fein Anfang geſetzt ift; jedoch felbft der Anfang 
iſt noch nicht das Angefangene ſelbſt. Der moraliſche Thatbeftand ift 
mit dem Vorfage vollendet gegeben, der juridifche noch nicht; die Ans: 
dehnung ber juridifhen Strafe über die Fälle des volllommenen That 
beſtandes hinaus zu vermitteln, dient der Begriff des Verſuches, und 
feine Strafbarkeit beruht auf dem Principe, daß nit bloß das ſchon 
Verlegende, fondern ſchon das Bedrohende, Gefährdende eine juridiſche 
Auffaffung geftattet, wenn die allgemeinen Bedingungen der juridiſchen 
Bedeutung gegeben find. In Rüdficht des objectiv Vollendeten, der 
verſuchten Rechtsverletzung felbft ift die Strafe des Verſuches aller: 
dings eine Präventiv-Maßregel; nicht3beftomeniger bleibt ihr der allein 
baltbare Eharakter der juridiſchen Strafe, wenn man das juridiſche 
Weſen des Verſuches, die Aeußerung ber rechtäverlegenden Abſicht 
erfaßt. Der Grund und die Rechtfertigung der Strafe des Verſuches 
ift, daß derſelbe an fi das Recht bedroht und gefährdet; nur ſekundär 
befteht auch noch die Rüdjicht, daß der Verſuch bie Rechtsverletzung 
felbft in nähere oder fernere Ausficht ftellt, und die Strafe erfüllt zus 
gleich als Nebenzwed auch den, auf daß dieſe Wahrſcheinlichkeit, nicht 
zur Wirklichkeit zur Rechtsverletzung felbft werde. 

Selbftverftändlid) wird bei Beitrafung des Verſuches ſtets die volle 
Imputationsfähigkeit des Handelnden vorausgefegt und fo ein anderes 
Bedenken befeitigt, welches unjerer Anficht entgegengeftellt werden wollte, 
Die Imputationsfähigteit zu bezweifeln und darum näher zu unter 
fuchen, wird man befonders dort Anlaß nehmen, wo zur Ausführung 
eines verbrecheriſchen Vorhabens Mittel gewählt werden, die nach den 
gewöhnlien Begriffen entichieden ungeeignet find, und es ift wohl 
nit zu zweifeln, daß derjenige, welcher in der Gegenwart feinen 
Feind tobtzubeten, ober durch Beſchwörung und Zauberkünfte umzu⸗ 
bringen unternimmt, nicht fo leicht beſtraft, ſondern eher der ärztlichen 
Behandlung und Pflege einer Jrrenanftalt übergeben werden wird, — 
falls nicht die Umftände von der Art find, daß fie mit Beftimmtheit 
entnehmen laſſen, es ſei vollends bie verbrecheriſche Abſicht vorhanden 
und ber Handelnde habe mit freiem Entſchluſſe Alles geihan, was er 
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vermocht. Das freie Handeln bes Menſchen geſtaltet Feine andere 
Auffaſſung. Oder gibt es wohl einen juridiſchen Unterſchied zwiſchen 
der Handlungsweiſe eines Apothelers, dem alle Giftftoffe zu Gebote 
ftehen, der feine Frau zu vergiften unternimmt, deßhalb in ihren Trank 
Arſenik mischt, doch aus Unkenntniß oder Verſehen eine unſchädliche 
Dnantität wählt, und einer boshaften alten Stiefmutter, welche 
im Dunteldes Hochgebirger worknrasn ak ber läſtigen Stieflinder zu 


entledigen ſucht und ihm er Abficht einen völlig uns 
ſchädlichen Pflanzenabjud der erflärten mörbertfdhen 
Abfiht in der Einfalt ih iedene Beſchwörungsformeln 
gebraucht, welche ihr zu erprobt empfohlen worden 
find? Beide haben nad) we mg biejelbe auf Mord ge: 
richtete Abficht, beide unter ührung derjelben Alles, was 
fie für geeignet halten, —v tterbleibt der Mord völlig 
unabhängig von ihrem a ift deſſen wirkliches Ein: 
treten abfolut unmöglich); : Strafbarkeit des Erſteren 
und die Straflofigkeit der zum chtliche Begründung finden? 


Der Apotheker müßte die Ouantität des Arſenik bedeutend ver: 
mehren, alfo eine weitere, neue Handlung feßen, um feinen Zweck 
zu erreihen, und die alte GStiefmutter wird gewiß, wenn bie Ber 
ſchwörungen ohme Erfolg bleiben, dabei nicht ftehen bleiben, fondern 
nad andern Mitteln greifen, um ihrer Stieffinder Io3 zu werden? — 

Auch den Rückſichten der Gefeggebungspolitit dürfte biefe Auf: 
faffung nicht entgegen treten. Allerdings erblidt die Strafpolitif eine 
ihrer wichtigften Aufgaben darin, daß fie das Fortfchreiten des rechts- 
bedrohenden Vorfages zum wirklichen Beginnen der rechtöverlegenden 
Handlung durch die eröffnete Ausfiht auf Straflofigkeit zu hemmen 
fucht, und da der Vorfag um fo leichter aufgegeben wird, je weiter 
er no von der That felbft entfernt ift, fo fcheint ſich die Straf: 
loserklärung bloßer Vorbereitungshandlungen befonders zu enıpfeh: 
Ien. 

Die Rüdjihten der Politik, melde die Strafjuftiz einzuhalten 
bat, find nicht zu verfennen, — doch müſſen fie auf das richtige Maß 
zurüdgeführt werden. Die Strafgefeßgebung muß fi völlig klar 
werden, tele Handlungen fie als rechtöverlegend anfehen und wie 
weit die Handlung vorgefähritten fein muß, um, obſchon noch nicht 
als verlegend, doch als bedrohend und gefährlich betrachtet und darum 
ebenfalls ſchon beftraft werden zu können. Derjenige, der den Ent 
ſchluß zur Unternehmung einer beftimmten rechtöverlegenden Handlung 
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ſchon zur Reife gebracht und auch ſchon deſſen Ausführung begonnen, 
hat in der Regel die Bedenken ſchon überwunden, welche ihm das 
drohende Strafgeſetz entgegenzuſtellen vermochte und es könnten nur 
noch jene Umſtände in Betracht kommen, welche die Ausführung unter— 
bleiben machten. In juridifcher Beziehung haben fie wohl kein Ge- 
wicht, weil die Nechtöverlegung oder doch Bebrohung entweder wirk- 
li) vorhanden, der Verſuch in feiner Totalität gegeben ift oder nicht, 
ohne daß es darauf ankäme, aus welden Gründen die Handlung 
nicht meiter vorgeſchritten, alſo gleichviel, ob der Handelnde felbit 
Rillgeftanden oder zum Stillftehen durch die Umftände odereinen Dritten 
genötigt worden. Deßhalb Tann ein freiwillige Abftehen von der 
Fortfegung der Handlung der durch den Verſuch als folden verwirk— 
ten Strafe nicht entheben, minder ftraflos machen. Wer an der 
Ausführung nur gehindert wurde, hat keinen Grund über die Strafe 
zu Hagen; ebenfowenig Jener, der ſelbſt ftilgeftanden. Sein Verdienft 
Tiegt im Stillftehen und der Lohn hiefür darin, daß die ftrafbare 
Handlung felbft nicht zur Ausführung kam, daher auch nicht die 
darauf angebrohte Strafe Plag greift; ein weiteres Verdienft hat er 


nicht. 

Die pofitive Gefeggebung, welche auch ihre politiſche Seite hat, 
mag eine andere Anfhauung gewinnen und ben Endpunct der Ver— 
ſuchshandlung näher in Betracht ziehen, fie mag vielleicht fogar 
Straflofigfeit eintreten lafjen, wo ein freiwillige Stehenbleiben, — 
uneigentlid Rücktritt — erkennbar ift; immer aber bleibt dieß eine 
bloß durch politifhe Rüdfichten empfohlene Mafregel ohne rechtliche 
Grundlage. 


IV. Praktifhe Geltung dieſer Anfichten, 


Höchſt intereffant ift die Unterfuchung, wie verſchieden die ein: 
zelnen Gefeßgebungen die Theorie des ftrafbaren Verſuches zur Ans 
wendung braten und bringen. Die vollftändige Durchführung der 
felben würde zu ſehr die Grängen diefer Abhandlung überfchreiten, und 
wegen der Größe des Gegenftandes beſchränken wir und auf einige 
Gefege Deutſchlands und Frankreichs, dann der ältern und neuen 
Gejege in Oeſterreich. 

Was zunähft die Gefeßgebungen Deutſchlands betrifft, jo 
wird es ziemlich ſchwer, diefelben ſtrenge zu ſcheiden, und zu gruppiren. 
Volftändig durchgeführt finden wir in feiner Geſetzgebung eine ber 
eben beſprochenen Anfichten, und fie laſſen ſich nur in ſoferne zuſam⸗ 
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menſtellen, als ſich darin im Allgemeinen ohne Rückſicht auf einzelne 
durch die concreten Verhältnihe nöthig gefundenen Nuancirungen — 
irgend ein Princip ausgefprochen findet, 

Vollftändig auf die Geite der rein objectiven Auffaſſung der 
Verfuhshandlung kann vom ben beutfchen Strafgefeggebungen filglidh 
feine geftellt werben; die meiften ſtehen auf einer gewiſſen Mitte und 
betrachten den objectiven a* en Moment zugleich; dahin ge 
hören die Strafgefege vomy zupen, Sadjen, Altenburg, 
Würtemberg, Braunſchweig, Haunover, Hejfen, Baden. 
Nach denfelben wird zum Weſen des wafbaren Verſuches jhon ein 
Anfang der Ausführung des Verbred 3 gefordert; bloße Morberei- 
tungs: d. h. Handlungen, wodurch usführung eines beabſichtigten 


Verbrechens erſt vorbereitet, ab ‚ht angefangen worden, welche 
daher noch feinen objectivo böh ter aufweifen, bleiben unge 
ſtraft, falls fie nicht ſchon am gegen irgend ein Gejeg ver: 
ftoßen und deßhalb ſtrafbat ift die objective Seite diefer 
Sefege. Sie ſprechen ſich aber sueren Gegenitand noch weiter aus 


und erklären insbefondere einen ſtrafbaren Verſuch auch dort zu finden, 
wo die Ausführung des Verbrechens in Folge des Irrthums, der Unge: 
ſchicllichleit oder Verwechslung gewählter ungeeigneter Mittel oder der 
gegen ein an ſich umgeeignetes Object genommenen Richtung unters 
blieben iſt; auf diefe Art trafen fie einen Verſuch, wo noch fein Theil 
des objectiven Thatbeftandes vorliegt, ja fogar entſchieden ift, daß er 
nicht vorliegen wird. Ausdrüdli werden völlig (auch qualitativ) 
ungeeignete den bloß unzureicgenden oder auf unzwedmäßige Art ange: 
wendeten Mitteln gleihgehalten und diefer Charakter der Handlung 
nur durch Beſtimmung geringerer Strafen berückſichtigt. Selbit wenn 
diefe Bedingungen der Strafe nicht vorliegen, kann wider den Han: 
delnden feiner ausgefprohenen Gefährlichkeit wegen die Stellung unter 
Polizeiaufſicht verfügt werden. Hierin liegt wieder mehr des Subjec: 
tiven, als ſich mit dem voritchenden objectiven Grundfage vereinbaren 
läßt. — Nur zwei Sefeggebungen Deutſchlands können auf die rein 
fubjective Seite geitellt werden, die von Baiern und Olden: 
Burg !Y. Sie finden den Verſuch dort, wo eine Perfon in der Ab: 
ſicht, ein Verbrechen zu begehen, Außerlihe Handlungen vorgenommen 
bat, welche auf Volbringung oder Vorbereitung desielben gerichtet 
find, — und fie erflären bloße Worbereitungspandlungen ausdrücklich 
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N. dv. Helm üb. d. firafb. Verſuch. 33 


auch ala ftrafbaren — fogenannten entfernten — Verſuch und 
ftufen die Strafe nah der Nähe der Handlung zum Anfange ber 
Ausführung ab 12). 

Die zuvor erwähnte Mehrzahl der Geſetzgebungen Deutichlands 
zieht allerdings das Objective der Verſuchshandlungen in Betracht, 
insbefondere, inwieferne es fih um den Anfangspunct der Strafbarteit 
bandelt, obne jedoch behaupten zu Können, daß fie das Weſen ber 
Strafbarkeit in dem Objectiven finden, weil fie den Verſuch auch dort 
firafen, wo völlig ungeeignete Mittel gewählt oder die geeigneten ver: 
wechlelt werden, oder das nothiwendige Object des Verbrechens gänz: 
lich fehlt, lauter Fälle, in denen ſich kaum etwas vom Ubjectiven ber 
verbrecheriihen Handlung entdeden läßt. Zum menigften ſtehen fie in 
der Mitte zwifchen den extremen Anflchten, glei nahe und gleich 
fern von beiden. - Wenn das preußiſche Geſetz zum ftrafbaren 
Verſuche einen: „Anfang der Ausführung,” die Hinderung derjelben 
durch äußere, vom Willen des Thäter® unabhängige Umftände und 
den Abgang eines Erfolges verlangt; fo läßt fie der Auslegung 
und praktiſchen Anmendung -ein viel zu weites Feld, als daß ſich eine 
gleiche conftante Gerichtspraxis erwarten ließe, da die Begriffe: „An: 
fang der Ausführung und das Obne:Erfolg:Bleiben” — ziemlich vage 
Begriffe find umd nur dur die beftimmte Beziehung auf einen ge- 
willen ungeleglihen Entſchluß feitgeftellt werden können. 

Des Weitern beftimmen die Gefete für Sahien und Alten: 
burg, derRichter babe auf eine verhältnißmäßig geringere Strafe, als 
bie auf die vollendete That gefehte zu erkennen (nad gewifien Abſtu⸗ 
fungen), wenn der Thäter bei einem beabfichtigten Verbrechen 1) durch 
äußere Umstände an der Vollendung der unternommenen gefegwidrigen 
Handlung verhindert, oder 2) auf gleihe Weile der Erfolg der von 
ihm vollendeten Handlung abgewendet worden, oder wenner 3) zur Aus: 
führung des beabfihtigten Verbrechens irriger Weife oder aus Mangel an 
Einfiht ein völlig untaugliches Mittel gewählt, oder A) das gewählte 
tauglihe Mittel in unzureichender oder unzweckmäßiger Art ange: 
wendet; — eine verhältnigmäßig geringere Strafe wird felbft dann 
verhängt, wenn an dem Gegenftande, gegen den die geſetzwidrige Hand: 
lung gerichtet war, eine Rechtsverlegung nicht begangen werden konnte. 
Auch jede Verbindung Mebrerer zu einem gemeinichaftlichen geſetzwidri⸗ 


) Vergl. Dr. G. F Müller: Das Strfgis. über Verbrechen, Vergeben und 
Uebertretungen für das Rulferthum Gefterreic in feinen Verhä tniffen zu 
andern Strafgeſetzen Deutſchlands 
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gen Zwede ift als Verſuch des heabfichtigten Verbrechens zu beftrafen. 
Dagegen haben Handlungen, wodurch die Ausführung eines beabſich⸗ 
tigten Verbrechens erſt vorbereitet, aber noch nicht angefangen worben, 
ftraflos zu bleiben. 

Im Weſen mit den Tehteren übereinſtimmend ift das Strafgeſetz 
Würtemberg's; nur unterſcheidet dasſelbe zwiſchen noch nicht ber 
endigtem und been digf ⸗ Fat piefer liegt vor, wenn ber 


Thäter Alles gethan bat, er Seite zur Vollendung bes 
Verbrechens nöthig war, ih der nach den geſetzlichen 
Begriffen des Berbrechenk ing gehörige Erfolg einge 
treten ift; — jemer dor rſuch noch nicht fo weit vor⸗ 
geſchritten ift. 

Ein beendigter o. dann vorhanden, wenn aus 
Irrthum oder Verwechslumg sen bes Mittel gebraucht wurde, 
während man ein taugliches a weit meinte, oder irrigerweiſe bei 
einer Perfon oder Sade Eige orausgeſetzt erden, wodurch 


das Verbrechen bedingt iſt. 

Dieſelbe Unterſcheidung des beendigten und nicht beendigten 
Verſuches machen die Geſetze in Braunſchweig und L. Detmold. 
Den beendigten Verſuch ftrafen fie auch dort, wo an dem Gegenftande, 
gegen den die That gerichtet it, das Verbrechen nicht begangen werben 
kann, oder der Thäter aus Irrthum in Thatfachen ein untaugliches 
Mittel oder die gewählten tauglichen Mittel in unzureichender oder 
ungwedmäßiger Art anmendet. Unter die ftraflofen Vorbereitungs— 
bandlungen dagegen wird gerechnet, wenn aus Mangel an Einficht 
ein unter allen Umſtänden und gänzlich untauglies Mittel angewen: 
det wurde. Die Anftiftung, die ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Uebereinkunft und Beihilfe zur Verübung eines beftinnmten Verbrechens 
ift, au wenn der Anfang zur Ausführung noch nicht gemacht ift, 
fo wie die Vereinigung Mehrerer zur Verübung verfchiedener, einzeln 
noch unbeftimmter Verbrechen — als Verſuch zu beftrafen. 

Nah dem Gefege Hannovers, mweldes zur Strafbarkeit eines 
Verſuches wenigſtens einen Anfang der Ausführung eines Verbrechens 
fordert, bleiben die auf die Ausführung eines Verbrechens gerich: 
teten Handlungen ftraflos: 1) wenn fie an und für fi) erlaubt, als 
bloße Vorbereitung zur Ausführung eines Verbrechens anzufehen find, 
2) wenn fie in durchaus unwirkſamen Handlungen beftanden, denen 
nur der Aberglaube eine übernatürlihe Wirkung beilegt, 3) wenn 
zwar ein nicht beendigter Verſuch vorhanden ift, jedoch der Handelnde 
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obne äußeres Hinderniß oder nöthigenden Zufall, aus freiem Antriebe 
von der beabjichtigten That völlig abgeftanden. Die Anwendung 
untauglicher Mittel bewirkt — nicht Straflofigkeit, fondern bloß eine 
mildere Beltrafung. 

Auh die Strafgefete Heſſens flrafen den Verſuch auch mit 
aus Verwechslung oder Irrthum untaugliden Mitteln, oder aus 
Irrthum in den Eigenfchaften einer Perſon oder Sache, oder wegen 
Unzulänglichleit der Mittel unter den obmaltenden bejondern Verhält: 
niffen. Straflos bleibt nur die Anmendung von Mitteln auß Un: 
verftand oder abergläubiihem Wahne, welde zur Ausführung des 
Verbrechens unter Teinerlei Umftänden dienlich fein Tonnten. 

Uebereinftimmend biemit ift die Gefeßgebung Badens, melde 
auch den Irrthum, die Verwechslung oder Zufall in Perſon oder Sache 
einer gleihen Behandlung unterwirft. 

Nah den Strafgefegen von Baiern und Oldenburg ift ein 
ftrafbarer Verſuch dann vorhanden, wenn eine Perfon in der Abficht, 
ein Verbrechen zu begehen, äußere Handlungen unternommen bat, 
melde auf Vorbereitung oder Vollbringung desfelben gerichtet find und 
wenn der Thäter nicht freiwillig oder nur mit dem Vorſatze von dem 
weitern Handeln abgeftanden ift, die That zu einer andern Seit, an 
einem andern Orte, an einer andern Perſon oder auf andere Art doc 
auszuführen. Den ftrafbaren Verſuch unterjcheidet dag Geſetz in einem 
nächſten und entfernteren; jener ift vorhanden, wenn er der Vollbrin- 
gung einer ftrafbaren Handlung fo nahe gefommen, daß der Thäter 
fhon in derjenigen Handlung begriffen war, durch welche dag Ber: 
brechen oder Vergeben fogleih und unmittelbar in Wirflichleit ge: 
bracht werden follte; — diefer dagegen, der bei bloßen Vorbereitun: 
gen zu der das Verbrechen vollführenden Haupthandlung fteben ge: 
blieben ift. 

Es wäre nur zu wünſchen, daß fich die lebtbezogenen Geſetz⸗ 
gebungen über die verfchiedenen ftreitigen Momente im Gebiete des 
Verfuhes näher ausgeſprochen bätten, mas leider nicht der Fall 
tft; dann wäre die fubjective Richtung diefer Geſetze vielleicht meit 
entjchiedener bervorgetreten. 

Nicht minder unbeitimmt find die einfhlägigen Beltimmungen 
des franzöſiſchen Geſetzes, und fie fcheinen in ihrer Entwidlung noch 
zu keinem Abſchluſſe gelangt zu fein. Der Code penal erklärt im 
Artilel 2 den Verſuch eines Verbrechens für ftrafbar, wenn der 
böfe Wille durch äußere Alte geoffenbart und von einem Anfange 

3 % 
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der Ausführung begleitet wird. Der legtere Beiſatz, bie Ansführ 
rung betreffend, läßt eime mehrfache Deutung zu: Wahrſcheinlich 
aus dem Grunde wurde dieſe Vorſchrift im. 1892 dahin mobifi: 
citt, daß der Verfuch erft dann fir firafbar erklärt wurde, wenn er 
fih in einem Anfange der Vollführung ausgeiprodhen. 

Wir finden wohl zwiſchen biefen beiden Tertirungen keinen ſo 
bedeutenden Unterjchied oftaham ahen zu, daß die lektere noch 


mehr als die frühere auf tein angenommene „mildere“ 
Anſicht für die objektiver x Strafbarkeit hinweift, da 
fie Schon den Anfang de verlangt, daher muthmaßlich 
eine qualitativ und qua zlich geeignete Verſuchshand⸗ 
lung fordert, womit un ngeeignete Theilhandlungen, 
dann irrige Angriffe odı n der Mittel oder Objecte 
nicht einbegriffen werden. ‘ damit abweichende Ausle⸗ 
gungen noch nicht völlig veil denn doch nicht beftimmt 
gelagt wird, daf; mit dem Ausführung,“ — der ohne 


weſentliche Hervorhebung der wuuy Handlung zu offenbarenden 
Abſicht ein höchſt vager Begriff bleibt, — wirklich ſchon ein Beginn 
der Ausführung der ganzen ftrafbaren Handlung, d. h. eine Thätig: 
keit verlangt werde, worin das Verbrechen felbft nah allen feinen 
weſentlichen Merkmalen als begonnen erkennbar wird. 


V. Aeltere Gefeßgebung Defterreiche. 


Die Strafgeſetzgebung Defterreih& bat in den verfchiedenen 
Phaſen ihrer Entwidlung mehrfach geſchwankt und ſich bald der einen 
bald der anderen Anficht mehr angefchloffen, bis der gegenwärtige 
Gefegestert feftgeftellt wurde. 

Das erfte allgemeine öſterr. Strafgefeg, die Constitutio Crimi- 
nalie Theresiana vom 31. Dezember 1768 ſpricht fi (im Art. III 
$. 15) dahin aus, daß bloße Gedanken und Vorhaben nicht ftrafbar 
find, e3 wäre denn, „daß der Bößgefinnte durch einigeBemühung, 
Beftrebung und Verfuc der That fih zur wirklichen Ausübung 
des Verbrehens angefhidt, fomit das Vorhaben dur äußer: 
lie Kennzeiden veroffenbart hätte” — Im 8. 2 mit 
der Rubrik: „definitio conatus” — wird wiederholt, „der Verſuch fei 
die Bemühung, Beftrebung, Anmaßung, wenn Jemand durch Außer: 
liche Zeichen oder Werke fi derfelbeu unterzieht,“ — und der 8. 3 
enthält die Gliederung der Thatanmaßung in eine: ernſtliche Willens: 
äußerung, oder vorbereitlide Ankehrung, woraus die That felbft noch 
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nicht folgen Tann, ober eine fchon fo zubereitete, daß nur noch der 
wirkliche Bolzug fehlt, — oder endlich ein wirklicher Thatvollzie⸗ 
hungs:®erfuch, wo der Thäter nad) feinen Kräften Alles gethan hat. 

Bei genauer Erwägung diefer gefeglihen Diction iſt unzweifel-⸗ 
haft, daß das Geſetz der firengen, rein fubjectiven Anficht folgte und 
dem ftrafbaren Verſuch fehon in dem äußeren Offenbaren des böfen 
Borfages, ohne Rüdfiht auf die objective Beſchaffenheit der That 
erblidt. 

Derjelben Anſicht war auch das Joſefiniſche Strafgeieg vom 
2. April 1787, welches den ftrafbaren Verfuh dann annahm, wenn 
der Bösgefinnte zur wirllichen Ausübung der That fih angefhidt 
und fein Vorhaben durch äußerlihe Kennzeihen und 
eine Handlung offenbart bat (8. 9 des I. und 8. 4 des 
U, Theil), — Schon dieſes Gefeg hatte eine der gegenwärtigen Ter: 
tirung ganz ähnliche Gliederung der Gedanken. — Das Weltgali 
ziſche Strafgefeg vom 17. Juni 1796 ($. 12) und das ältere 
Strafgefeg vom 3. September 1803 ($. 7 I. Thls.) enthalten ſchon 
wörtlich den Inhalt der gegenwärtigen Hauptbeflimmungen über den 
ſtrafbaren Verſuch. 


VI. Strafbarer Verſuch nach jetzigem öfterr. Rechte. 

Die Vorſchriften des gegenwärtigen öſterr. Strafgeſetzes über 
den Verſuch und deſſen Beſtrafung ſind in 4 88. der Einleitung zum 
allgem. Strafgeſetzbuch enthalten, — den 88. 8 bis 11. — Der 
$. 8 enthält die Beftimmung, daß auch der Berjud einer für ftraf- 
bar erflärten Handlung, — unter welden Bedingungen oder Voraus: 
fegungen, dann in welder Art er ftrafbar fei; — der 8. 9 normirt 
einen befonderen Fall des Verſuches, nämlich den Verſuch der: Ber: 
leitung zu einer ftrafbaren Handlung; — der $. 10 handelt fpeciell 
von ftrafbaren Handlungen der Preſſe und beftimmt den Anfangs: 
punct ihrer Strafbarkeit; — der $. 11 endlich zeichnet den Beginn 
der frafbaren Handlungen itberhaupt näher, indem er ſagt, wielange 
die Thätigkeit des Menfchen ftraflos bleibt, ehebevor ein ftrafbarer 
Verſuch eintritt und erleichtert fo dur‘ Beſtimmung einer negativen 
Grenze zwifchen dem Gtrafbaren und Straflofen die Anwendung aller 
Normen über den Verſuch. 

Es ift wohl nur natürlich, daß ſich die Verfchiedenheit der An: 
ſichten, fo bei der abftracten Beurteilung des Verſuches und feiner 
Strafbarkeit beftehen, auch auf die Auslegung bes pofitiven Geſetzes 
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ausgedehnt und daß die verſchledenen Anſichten dieſelben Worte des 
Geſetzes in ihrem Sinne, zu deuten ſuchen. Solange die poſitiven 
Geſetze nur Menſchenwerk bleiben, kann es nicht anders kommen, als 
daß deren Worte eine mehrfache Deutung zulaſſen, und wird dieß 
beſonders dort überall beftehen, wo das Gejeg ſich genöthiget fieht, 
eine gewiſſe Theorie in ihren allgemeinen "Grumdzügen aufzunehmen 
und alle Einzelnheiten zu Hawaii mm Sig Fülle) bes Concreten zu 


erſchöpfen. Dieß iſt nun der wichtigen Lehre vom 
ſtrafbaren Verſuche. Um 11, müßte auf das Detail 
der Operation der menſ auf die Entwidlung und 
Fortbildung des Wollens md zur Ausführung bes: 
felben eingegangen werden ſetz aber ſieht ſich hier an 
die Grenze feiner Wirkfa findet ſich einerjeits nicht 
berufen, über eine gewifle ben, wo die Vorausſetzun⸗ 
gen des Einſchreitens nicht — anbererfeits aber: es 
unangemeffen, ganze Doktrinen 1, die: fich beim: Fortfchrei- 


ten der Entwicdlung bald als unrichtig erweiſen könnten. Das Ge: 
feg genügt, wenn es fi biebei darauf beſchränkt, die Grenzlinien 
zwiſchen dem noch entfehieden Straflojen oder Gleichgiltigen und Se: 
nem, deffen ftrafbarer Charakter ſich erkennen läßt, — wel’ beide 
faft in einander verſchwimmen, möglichſt genau zu ziehen. Die mög: 
lichite Genauigkeit diefer Grenzlinie ift Hauptaufgabe des Gejeges; 
das Detail der gefeplihen Beſtimmungen zeigt, inwiefern dieſelbe als 
gelöft betrachtet werden kann. 

Die wichtigfte Vorſchrift über den ftrafbaren Verſuch nad) öftr. 
Strafgefege ift unftreitig der $. 8, welcher die Strafbarleit des Ver: 
ſuches überhaupt und die Bedingungen bderfelben auseinanderjegt. 
Hält man an den für das ganze Syſtem der öfterr. Gefeßgebung 
maßgebenden Auslegungsregeln des allg. öfterr. bürgl. Geſetz-Buches 
feft, nad) welchen einem Gefege Fein anderer Sinn beigelegt werden 
Tann, al welcher fi aus ber eigenthümlichen Bedeutung der Worte 
in ihrem Zufammenhange und aus der Haren Abfiht des Gefeßge: 
ber3 ergibt, fo ift nad) diefer Geſetzesſtelle (F. 8) zur Begründung 
eines Strafobjectes nicht nothiwendig, daß die vom Gefege als ftraf: 
bar, insbefondere als Verbrechen erklärte That wirklich ausgeführt 
werde, d. h. mit allen nad der geſetzlichen Begriffsbeftimmung zum 
volftändigen Verbrechen weientlihen Merkmalen und Wirkungen — 
in Zeit und Raum bereits gefchehen fei, fondern ſchon der Verſuch 
der als Verbrechen erklärten Handlung wird als das Verbrechen felbft 
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geftraft, wenn derjenige, weldher das Berbrechen zu verüben beabſich⸗ 
tigt, eine zur wirklichen Ausübung führende Handlung unternommen 
bat, d. h. eine oder mehrere jener Theilbandlungen ſchon gefegt bat, 
wodurch der beablichtigte, ftrafbare Erfolg bezielt wird, die voll: 
ftändige Verwirklichung der beabjichtigten Handlung jedoch unabhän⸗ 
gig, gegen oder doch ohne den Willen de3 Handelnden, insbefon: 
dere zufolge feiner Unvermögenbeit, des Dazwiſchentretens eines 
fremden Hinderniſſes, oder des Zufalls unterblieben — nicht er- 
folgt ift. 

Die Grundlage und der einzig verläßlide Leitſtern bei elt: 
ftellung des Begriffes vorn Verſuch und vollbradten Verbrechen 
find die gejeglihen Begriffe der Verbrechen, die einzelnen Merk 
male, welche das Geſetz als eingetreten fordert, um ein beitimmtes 
Verbrechen ala vorhanden anzujehen und zu beftrafen, und nur mit 
Rückſicht auf den fpeciellen gejeglichen Begriff kann der Berfuch des 
Verbrechens erfaßt werden. Sind alle Bellimmungen des Begriffes, 
— alle Merkmale und Wirkungen der Handlung vorhanden, jo ift 
das Verbrechen jelbit ſchon vorhanden, es ift vollendet oder vollbradht 
und nicht bloß verjucht, weil Alles eingetreten, was das Geſetz ver: 
langt; läßt dagegen eine Thätigkeit noch nicht alle geſetzlich hervor⸗ 
gehobenen Merkmale wahrnehmen, oder find noch nicht alle geſetzli⸗ 
hen Wirkungen eingetreten, gleihmohl aber eine oder einige der: 
jelben ſchon vorhanden, jo fpriht man vom: Verſuche des Verbre— 
hend. — Immer iſt biebei die geſetzliche Sprachweile enticheidend, 
diefe muß der Strafrichter fefthalten und Tann nur dort einjchreiten, 
wo eine ihm vorgelegte Handlung die Merkmale einer geſetzlich für 
ftrafbar ertlärten Handlung alle, oder doch in jenem Maße aufweilt, 
daß die Handlung wenigſtens ala verfudht betrachtet werden mag. 
Wie die Begriffe der Verbrechen jelbft, find auch jene des Verſuches 
der Verbrechen rein pofitiver Natur und dem gewöhnlichen Sprachge: 
braude kann dabei nur in dem Maße Rechnung getragen werden, 
ala das Geſetz ſchon felbit es gethan bat, und immerhin mag der 
Fall eintreten, daß nah) dem Sprachgebrauche bloß ein Anfang oder 
Verſuch der Handlung als vorhanden angefehen werden könnte, wäh— 
rend das Geſetz das Verbrechen ſchon vollendet findet. Die Geſetz⸗ 
gebung, welche jo vielen Momenten Rechnung tragen muß, nimmt 
einen andern Standpunct ein, als aus welchem gemeinhin das menſch⸗ 
liche Handeln betrachtet wird, und aus demſelben find auch die Be 
griffe dex einzelnen ſtrafbaren Handlungen confteuirt. 
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Den eigenthimlihen Sprachgebrauch bes Belepes berüdiichligenk, 
findet man, daß es Hanblungen gibt, melde bad Bejeg Ächon Abrer 
allgemeinen Natur nad, ober Fon An Ähren näheren Folgen, ohme 
den eigentlihen Enderfolg zu beachten Für bie Meitäorbnung jo ger 
fährlid, oder verlepend Finbek, Abafı fie schon in’ ben eviten Gtabien 
derjelben von dem ganzen, mollenbeten Werbreihen fpridı, mb um 


den juridiſchen Principien zu te ig am bei Beuribeilung 
von berlei Verbrechen entine f bes firafbaren Verjuches 
gänzlid aufgeben, oder doch m vaus, unter bie entjernten 
Vorbereitungsbanblungen entweder begnügt ſich bier 
das Geſetz ohne Rückſicht m mit einer in ber auf den 
Erfolg nerichteten Abfict am Hanblungsweile oder jor⸗ 
dert doch zum vollendeten beitimmten Enderjolg nicht. 
Diefe Fälle find im Gefene ; Beifpiele der erften Art 
geben die &$. 65, 76, 7B, 147 na m; Fälk der 
zweiten Art wären bie 0, 98, 107, 149, 166, 190 
u.a. m. Beiipielsweife won.  ı Verbrechen der Berleitung 


oder Berabreihen von Geſchenken; biefer Erfolg ift zur Conftatirung 
bes Verbrechens nicht nothwendig, da jede Handlungsweiſe, welde das 
Etreben nah demielben erfennen läßt, — melde dem Begriffe des 
„zu verleiten Suchens“ — entſpricht, ſchon das vollendete Verbrechen 
felbft bildet, e& kann fohin dabei von einem Verſuche nicht gefprochen 
werden. In der andern Gruppe von Verbrechen fieht jenes des 
„Mihbraudpes der Amtsgewalt ſelbſt“; es begeht jeder Beamte, der in 
feinem Amte von ber Amtsgewalt irgend einen Mißbrauch macht, um 
Jemanden zu beſchädigen; die Beſchädigung muß der Beamte in feine 
Abfiht aufgenommen, durch fein Handeln zu bewirken geftrebt, — 
teineswegs aber wirklich ſchon herbeigeführt haben, — ſchon ber ge: 
madte Wiißbraud ohne diefen Erfolg ift das vollbrachte Verbrechen 
felbft; der Verfuc des Verbrechens muß hier von dieſem Enderfolge 
völlig getrennt und in daS Gebiet der darauf hinzielenden Handlun- 
gen gerüdt werden, mittelft welder von der Amtsgewalt Mißbrauch 
gemacht wird; aber ausgeſchloſſen ift der Begriff des Verſuches 
bier nit; z. B. wenn fi im Befige des Beamten bereit3 fertige 
Erläffe vorfinden, die einen Mißbrauch feines Amtes in der beftimm- 

"ihtung enthalten, ehe fie noch den bezüglihen Organen zugefer⸗ 
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tigt werden Tonnten; ift dieß fchon gejcheben, fo iſt das Verbrechen 
vollbracht, wenngleid noch Niemanden ein Schade wirklich zugefügt 
wurde. 


Der weitere Inhalt des 8. 8, worin die Merkmale over Be: 
dingungen ausgefprochen werden, bei deren Zuſammentreffen ein ftrafs 
barer Verſuch vorliegt, ift die entfcheidende Stelle und zugleich dieje- 
nige,. deren Auslegung die meilten Schwierigkeiten bietet. Zur Ans 
nahme eines ftrafbaren Verſuches fordert das Geſetz das gleichzeitige 
Eintreten folgender drei Bedingungen: 

a) daß derjenige, dem der Berfuch zuzurechnen kommt, ein B 58: 
gefinnter fei; | | 

b) daß er eine zur wirtliden Ausübung führende 
Handlung unternommen babe — und 

ec) daß die Vollendung des Verbrechens nur unab: 
bängig vom Willen des Bösgefinnten unterblieben fei. 

Das erfte diefer Merkmale oder Bedingungen- ift die böfe Gefin- 
nung, Abficht, der böfe Vorjaß; hierüber befteht Feine Meinungs- 
verſchiedenheit; Thon zuvor haben wir zu zeigen gefucht, daß ohne dieſe 
böfe, auf die rechtöverlegende — in pofitiver Anwendung: auf die als 
Berbrechen, oder für ftrafbar erklärte Handlung — gerichtete Abficht — 
ein Berfuch nicht denkbar fei, - weil diefe Abficht Thon nach gemeinem 
Sprachgebraude ein nothwendiges Merkmal des Verſuches als des 
Strebeng nach einen: beftimmten Ziele, bildet. jedes (vernünftigfreie) 
Streben fegt nach logiſchen Grundfägen das Wiſſen und Wollen, fo- 
fort Beichließen des Zweckes und der zur Erreidhung deſſelben als 
Mittel gewählten Handlung voraus, mworin eben die Abficht befteht, 
und ohne Zweifel gehört hieher nicht bloß dag direkte Bedenken und 
Beſchließen des mit dem gefeglich erklärten Verbrechen verbundenen 
Wiebels, fondern überhaupt jede böfe, auf eine Thätigkeit gerichtete Ab- 
fiht, aus welcher das vom Gefege zum Begriffe des Verbrechens ge- 
forderte Webel gemeiniglidy erfolgt oder doch leicht erfolgen kann (8. 1 
des Geſetzb. 12). ” 


2) Es ift ſchon an und für fih tar und- wird im Berfolge noch mehr erflärt, 
wienach ver geſetzliche Begriff von böfer Abſicht — von jenem nach mora: 
liſchen Grundjägen oder nad) dem gewöhnlichen Spradhgebraude verſchieden 
ift; dort entfcheidet der pofitive Begriff des Berbredhend und hiedurch wird 
veriepenn, nit Mes ad vedabenlepnn u a nicht led 

eßend, ni ed was rechtöverlegend au on ftrafbar, ja n 
Strafbare aud ſchon Verbrechen ift. ’ 
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Das Geſetz hätte immerhin dieſes Merkmal des Berſuches als 
felbitverftändlih übergehen Lönnen 2), und nur daraus erklärt fich 
deſſen Wiederholung, weil der 8/8 im der Einleitung zur Lehre von 
Verbrechen eingereibt wurbe und das Geſetz die als weientlich "erklär: 
ten Merkmale des Verbrechens ($ 1) nicht oft genug wiederholen 
konnte, und weil die Einleitung zum Strafgeſetze ebenfo fiteden I. Theil 
von Verbreden, wie fi Tr po Vergeben und Mebertre: 


tungen gilt ($. 239 ©t; en aber ein großer Theil in 
bloß fahrläfigen Handlun denen ein Verſuch geradezu 
unmöglid ift, aber weie wendig · war die Hervorhe⸗ 
bung dieſes Merkmales dee x dt; auch iſt dieſe Wieder⸗ 
holung zugleich der Hauptaru isdrucke in diefem-$. dieſelbe 
Bedeutung zu geben, die 

Die Hauptaufgabe ige rd bier darauf gerichtet fein, 
die böfe Abſicht außer Zw zu beweifen, — jene des 
Geſetzes, diefen Beweis zu In der That gibt das Geſetz 


zu diefem Zwede im $. 200 or P. w. 1) eine Anweiſung, ganz in 
der Art, wie wir bereit3 vom rativnellen Standpuncte eine conftruirt 
baben. Gefteht der Handelnde den Vorſatz, jo wird nur noch die Ver: 
einbarkeit defjelben mit den fonftigen Umftänden der That zu erivägen, 
fonft aber der VBorfag dem Spruche zum Grunde zu legen fein. Dort, 
wo der Vorſatz geläugnet wird, muß biefer gegen den Läugnenden be: 
wiefen, er deſſelben überwieſen werden. Dem Weſen des Borjages 
Rechnung tragend fordert das Geſetz feinen nad beftimmten Regeln 
georoneten und gegliederten Beweis. Der Vorſatz als ein Inneres 
iſt an und für fi nur für das innere Auge, die innere Ueberzeugung 
wahrnehmbar und nur einzelne Momente defjelben prägen ſich äußer: 
lid ab. Der Richter wird die einzelnen Umftände der Handlung in 
Erwägung ziehen, ob fich darin ein abjichtlihes oder abſichtsloſes Thun 
ausſpricht; hat der Handelnde Gelegenheit und Mittel, die That aus: 
zuüben vorbereitet, oder der Ausübung entgegenftehende Hinderniffe zu 
entfernen gefucht, fo wird der Richter die Abficht annehmen und dem 
Thäter felbft bleibt überlafen, den Umftänden eine andere Deutung 
zu geben und ſolche zu beweifen. Hat ſich dagegen die That plötzlich 
ereignet, ift das Uebel nit fon in der Handlung felbft gelegen und 
nicht nach der natürlichen Ordnung der Dinge ſchon eine nothmendige, 





13) Uebrigens ift es ohnehin nur im VBorübergehen bemertt. 
) Stef. Pr Ordg. v. 29. Juli 1853. 
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oder doch gewöhnliche Folge der Handlung, dann müßte zur Annahme 
eined vorjäglihen Handelns noch ein Anderes oder doch Mehreres 
fiperftellbar fein, was auf den Vorſatz fliegen läßt, an und für fi 
ſprechen die Umftände für den Mangel der Abficht. 

Schwieriger ift die Auslegung der andern zivei Merkmale des 
ftrafbaren Verfuches, insbeſondere des ziveiten, der zur wirklichen Aus: 
übung führenden Handlung. — Wir erklären das: Unternehmen 
einer zur wirkliden Ausübung führenden Handlung — 
durch ſprachliche Umfchreibung — als das wirkliche Segen einer äu: 
Bern Thätigkeit, worin ſich mit Rüdficht auf die befannten Erichei: 
nungsverhältniffe das Streben nad Verwirklichuug des in 
den Borfag aufgenommenen Erfolges erkennen läßt, — 
einer Thätigleit, welche erkennen läßt, der Handelnde habe die Abficht 
auf den beflinmten, vom Gefege verpönten Erfolg nicht bloß vollends 
zur Neife gebracht, fondern habe ſchon begomien, diefen felten Ent: 
ſchluß auch äußerlich, durch eine entſprechende Thätigleit zu verwirk- 
lichen. 

Innig verbunden mit dieſem iſt nach dem Geſetze auch noch das 
dritte Merkmal, nänilich daß dieſes Streben nach dem verbrecheriſchen 
Uebel dur das Dazwifhentreten eines vom Willen des 
Handelnden unabhängiges Hindernif ed vereitelt und 
menigftend in ber beftimmten Richtung ohne E:folg geblieben ift. So 
erhält die Verfuhshandlung von beiden Seiten ihre Abgränzung; — 
von ber einen bei ihrem Anfange in dem gereiften Vorſahe, — von 
der andern ala Endpunct: in der Vereitlung des weitern Vorſchreitens 
durch Dazwiſchenkunft eines fremden Hinderniffes. 

Wir meinen in dem Wortlaute des öfter. Strafgefeßes unfere 
oben angegebene Anfiht über den ſtrafbaren Verſuch wieberzufinben ; 
wir verftoßen auf diefe Art gegen die jetzt in Defterreich allgemein ver: 
breitete Auslegungsart des Geſetes und werden die Begründung unfe: 
er mit der Widerlegung der abweichenden Auslegungen zu verbinden 
ſuchen. 

Die meiſten Auslegungsarten des Geſetzes wollen in der oben 
angeführten Stelle und den dort gegebenen Merkmalen des ſtrafbaren 
Verſuches — ausgeſprochen finden, das Geſetz verlange eine ſolche 
objective Beſchaffenheit der Handlung, welche mit dem beabfichtig: 
ten (vollbrachten) Verbrechen fon im objectiven urfähliden 
Zufammenhange (realen Caufalnerus) ftand, die bereit ein wir: 
licher Anfang ihrer Ausführung geweſen, oder welche in der Fortfet- 
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zung befien, was jchon begonnen worden, wenigſtens annäberungs- 
weile den objectiven, vom Gefehe zum vollendeten Verbrechen gefor- 
derten Thatbeftand herbeigeführt haben wilrde. 15) Schon hieratıs wird 
der Bnterfäieh diefer Anſicht von unſerer Auffafjung des Verſu— 
ches Bar. 

Diefe Anficht joll ihre Begründung zunächlt 1. in ben gefep: 
ligen Ausdrüden finden; biefe fordern einen realen Bufamz 


menhang der PVerfuhsbandlung " “ ‚ollbrachten Verbrechen, in 
dem nit bloß von einer A r Ausführung, — fondern 
einer wirklichen Ausübung, der Bollbringung des 
Verbrechens, welde allein eben ift, geſprochen wird, 
daher der Zufammenhang e tiſcher, nachweisbarer Cau⸗ 
ſalnexus, — nicht aber oder auch nur möglicher, 
wahrſcheinlicher oder vo in folder fein muß, daß 
die Verfuhshandlung da liegende Uebel wenigſtens 
annäherungsweife wirklid ile 

2. Dafür ſpreche n t des g. 11 des Strf. Ge- 


feges, — womit unmöglich der bloße Gemeinplag, daß bloße Gedan: 
fen noch nit ftrafbar jeien, gemeint werden fann, weil folder 
überflüßig wäre, worin vielmehr deutlich ausgeſprochen ift, daß 
zum Weſen des ftraibaren Verfuches ſtets eine äußere böfe Hand: 
lung oder Unterlaffung eines geſetzlich Gebotenen, — eine an und 
für fi böfe Handlung, eine Handlung, in der man fhon an fi 
felbft etwas Objectiv-Gefegmwidriges erkennen kann (und muß), 
— nicht alfo eine folhe gehört, die bloß den böfen Vorfag manife- 
ftirt, diefen vorausfegen läßt, den Charakter der Gejegmwidrigfeit erft 
von dem zu Grunde liegenden Vorfage entlehnen muß, daher nur 
fubjectiv gefeßtidrig ift. Daß das Epitheton: böfe in den 88. 8 
u. 11 nit den bloßen böfen Borfag, den fubjectiven Moment der 
That bezeichnet, folgt aus der geieglihen Wiederholung diefes ſchon 
im $. 1 zur Charakterifirung jedes Verbrechens gebrauchten Ausdru: 
des beim Berfuche insbefondere, was ſich ohne Tautologie nit erklä: 
ren ließe, und daraus, weil daS Geſetz von einer äußern böfen Hand: 
lung fpricht, während andererfeits die böfe Gefinnung der Handlung 
ſelbſt noch nicht böfe machen könne. Beſtimmt find hier die bloßen 
böfen Gedanken und Vorhaben — der äußern böfen Handlung 
entgegengefeßt. 


35) Bol. Hye' 3 Comment. 5. St. ©. 1. Theil S. 305. 
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3. Diefe Anforderung des Gejehes nad einer objectiv böfen 
Handlung folgt auch aus dem im $. 8 gebrauchten Ausdrude: „Ver⸗ 
ſuch einer Uebelthat, d. i. einer vom Geſetze objectiv als geſetzwi⸗ 
drig, oder ald Verbrechen äußerlich ericheinenden Handlung. 

4. Ebendahin führe, meint man, die Betradhtung des Sapes: 
„der Verſuch der Uebelthat ift das Verbrechen“; — die Verſuchs- 
handlung müſſe mit dem vollbrachten Verbrechen, um ibentificirt und 
gleich beftraft werden zu können, denfelben objectiven Thatbeftand ums 
faflen und zu diefem Ende wenigſtens den Anfang der wirklichen 
Ausführung, oder dod einen objectv wahrnehmenbaren 
Beftandtheil des Thatbeftandes umfaflen. 

5. Dafür fpredhe weiter auch die hiſtoriſche Entwidlung des ge: 
genwärtigen Gefegestertes aus den frühern gefeglichen Beftimmungen 
Deſterreichs 1%); das Thereſianiſche Strafgefeg beftraft jede außerliche 
(an fi nod fo gleihgültige) Manifeftation eines verbrecheriſchen Bor- 
fates, ohne Rüdficht auf die objective Beſchaffenheit der äußern Hand» 
lung; das Jofefiniiche Geſetz fordert, — daB frühere mäßigend, zur 
Strafbartet wenigftens das ſich Anſchicen zur mirklihen Begehung 
des Verbrechens, und eine den böfen Willen offenbarende, darauf con⸗ 
cludente Handlung, — während die fpätern, — wie das gegenwärtige 
Gefeg, mit Vermeidung der ältern, nicht juridiihen und ſchwankenden 
Ausdrüde — von dem Unternehmen einer zur wirklichen Aus 
übung führenden Handlung, von einer äußern böfen Handlung 
ſprechen, — und diefe Tertes:Aenderung, indbefondere die Weglaffung 
der entſcheidenden Stellen der früheren Gefege läßt deutlich bie ge 
ſetzgeberiſche Abficht erkennen, fi von der frühern Auffaffung loszu⸗ 
fagen und mit den gewählten neuen Ausdrüden auch neue, benfelben 
entiprechende Begriffe zu conftruiren. 

6. Endlich müfle zur Unterflügung dieſer Auslegung auch der 
Umftand beitragen, wienach zur Zeit, wo das gegenwärtige Geſetz zu 
Stande kam, eben die angegebene mildere Anfiht in Doltrin, Geſetz— 
gebung und Praris die entſchieden vorherrſchende geivefen und deßhaib 
anzunehmen ift, fie ſei aud für die öfterr. Codifilation nicht ohne 
Einfluß geblieben 17). 

Bir anerkennen vollkommen das Scharffinnige diefer Auffafjung 
und eben die bier zufammengeftellten Gründe waren es, welde uns 


Se oben ie oben bemerkten verſchiedenen 3 
ww) ausführl. Darftellung dieſer Gründe in Hye I. ©. 305-309. 
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durch lauge Zeit hinderten, in der Lehre vom Verſuche einen Feilen 
Standpunct zn gewinnen; indeß haben längere Studien doch zu einem 
Reſultate geführt, und wir halten uns überzeugt, nicht ur die eben 
angeführten Gründe entkräften, ſondern auch darthun zu Fönnen, bas 
gegenwärtige öfterreichiiche Gejeg Folge der von uns vertheidigten firen: 
geren Anſicht. 


Unfere Bedenken ( — usgeführte Auslegung ließen 
ſich in Folgendem zuſan 

ad I. Das Geſetz rafbaren Verfuche eine zur 
wirfliden Ausübung Handlung, — und dieſe 
Beſchaffenheit meint man wer n  Sanfalterus der Verfuchshand: 
Tung mit dem Verbrechen m darin Tiegenden Uebel zu 
finden und nennt dieſe Hu 'jetiv böfe. — Uns ſcheint 
diefe Annahme nicht geg eſte Erforderniß des ftrafba: 
ren Verſuches it das D fen, verbrecheriſchen Abficht ; 
dieſe allein und an ſich n hen Strafgefege nicht geftraft, 


Sondern infolange blos dent göftlihen und Gewiſſens-Gerichte vorbe— 
halten ($. 11 St. ©.), als nit auch eine äußere entfprechende Hand⸗ 
lung binzugetreten ift. Das Gefeg verlangt eine äußere böfe Hand: 
lung. Welchen Begriff kann das Gefeg mit diefem Ausdrude wohl ver: 
binden? Eine Handlung, welche ſchon objectiv alle Merkmale enihält, 
weßhalb fie das Geſetz für ein Verbrechen, oder dod für ftrafbar er- 
klärt, kann das Geſetz noch nicht meinen, denn dann läge fchon das 
vollbrachte Verbrechen, die vollbrachte That vor. Das Weſen der 
böfen Handlung muß daher ein anderes, — e8 muß aber jedenfalls 
eine Handlung für ſich fein. Die Handlungen laffen fi nur als dag 
erfaſſen, was fie wirflid offenbaren, was in ihnen erfcheint; im fich 
find fie abgefchloffen. Wenn A gegen B das Meffer erhebt, fo hat 
er noch nichts Böſes gethan, es wäre denn, daß er damit gedroht 
hätte und dann würde er wegen der Drohung geftraft. — Wenn A 
den B mit dem Meſſer trifft und ihn verlegt, fo ift er wegen ber Ver: 
letzung ftrafbar; in feinem dieſer Fälle aber fiir mehr, weil er nach 
feiner äußern Handlung nicht mehr gethan hat; in feiner Thätigfeit 
liegt eben nur fo viel und nicht mehr des Böfen. Erft wenn B durch 
den Stich getöbtet wurde, kann A als Mörder oder Todtfchläger ge 
ftraft werden. Aus den Gefihtspuncte der objectiv böfen Handlung 
bat man in allen diefen Fällen in fich geſchloſſene, vollendete, als ſolche 
zu ftrafende Handlungen, — die Drohung, — die Körperverlegung, — 
endlich den Mord oder Todtſchlag. — Enthält die Handlung nicht 








R v. Helm üb. d. Arafb. Ver ſuch. m 


mehr, fo kann fie auch nur fo und nicht anders geahndet werden; 
enthält fie aud nicht fo viel, fo bliebe fie firaflos, — weil fie juris 
diſch gleichgiltig märe. Objectiv genommen ift keine Handlung der 
Anfang oder die Fortfegung zu einer andern und aus biefem Gefichts: 
puncte kann das Geſetz keine Handlung deßhalb ftrafen, weil darin der 
Anfang einer an fi ftrafbaren Handlung zu erbliden ift. Wie 
ſchon bemerkt if es bie böfe Abficht, welche das äußere Handeln mit 
dem Innern verbindet; diefe, einmal volftändig erwieſen, iſt ſchon 
an und.für fi filr die ftaatlihe Rechtsordnung höchſt gefährlich, weil 
das Fortſchreiten vom erftarkten Entſchluß zur That bei einem charak⸗ 
terfeften Menfchen ebenfo ſchnell, als unmerklich erfolgt. Alle Bedin- 
gungen zur Strafe, welche der bloßen Abficht gegenüber fehlen, treten 
fogleid dann ein, wenn eine äußere Handlung gefegt worden und 
diefe fo befchaffen ift, daß fie erkennen läßt, der zum Verbrechen Ent: 
ſchloſſene habe fie zur Verwirklichung feines Entſchluſſes gewählt und 
unternommen. Wenn das Gefeg eine zur wirklichen Ausübung füh— 
ende Handlung fordert, jo ift damit nach unferer Anficht Nichts mehr 
verlangt, als eine äußere Thätigkeit, welche dem innern, auf das Ber: 
brechen gerichteten Vorfage entſpricht und als ſolche diefelbe Richtung 
einhält, nämlich das Streben kundgibt, das im Weſen des Verbrechens 
liegende Uebel, welches fon in feiner Totalität in den Entſchluß aufe 
genommen ift, — auch äußerlich wirklich herbeizuführen, — dasjenige 
wirflid auszuüben, auszuführen, was das Geſetz zun Verbrechen 
fordert umd was der VBöggefinnte in feinen Entihluß aufgenommen 
hat. Der Ausbrud zur wirkligen Ausübung führen, — be 
zeichnet nach unferer Anfiht nur die entichievene Richtung nad den 
Refultaten des innern Entichluffes und defien äußerer Verwirklichung. 
— Die Gefährdung der rechtlichen Ordnung ift das, was im Verſuche 
geftraft wird; biefe liegt aber immer nur in dem allerdings äußerlich 
kundgegebenen rechtswidrigen Willen, — während die äußere Hand- 
lung als ſolche wohl rechtäverlegend, aber nie bedrohend fein kann, 
obwohl fie die von der Abfiht ausgehende Gefährdung zu vermitteln 
bat. Warum follte dad Geſetz Anftand nehmen, derart dag Wefen der 
menſchlichen Thaͤtigkeit zu beurtheilen ? — Wird doc) eine mündliche, 
wörtlihe Drohung mit Verbrechen ohne Bedenken geftraft; ($. 99 
St. ©.), warum follte man anftehen die Drohung dort zu ftrafen, wo 
fie in Handlungen ausgeſprochen ift, mern anders ber ernſtliche, auf 
die Verlegung gerichtete Wille durch, wenngleich an fi völlig unge 
eignete, ober ganz entfernte vorbereitende Kanblungen ausgeſprochen 
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vorliegt? 1%) — Diefe Auslegung werftoht nicht gegen bie Grumbjäge 
des Sprachgebrauches und man hat nicht nöthig, in dem beſprochenen 
geſetzlichen Merkmale des ftrajbaren Verſuches einen objectiven Caufal- 
nerus mit dem Verbrechen jelbft zu ſuchen, — wodurch, wie zum 
Theile ſchon gezeigt wurde, bei confequenter Durchführung, — ber 
Begriff des ftrafbaren Verfuches viel zu fehr eingejchränft würde. 

ad 2. Aud die F°°"*- " 41 Sb ©, und ibe Bufan- 


menhalten mit jener dei ad unferer Meinung nicht 
das Vorliegen einer ob; mdlung. Das Gefeg- ſpricht 
dort von einer: äußermu lung und nur um die Feſt⸗ 
ftelung dieſes Ausdrudes in ih. Wem wird die äußere 
böfe Handlung entgegeng Haren Tertirung: „den blo: 
Gen Gedanken und inner ” Was ift wohl natürlicher, 
al3 bei diefen Ausdrücken em Nachdruck nicht auf das 
Beimort: böfe, — fonder r Aeußerlichleit — zu legen? 
— Das Geſetz jagt: t md innerliches Vorhaben 


koönnen vor dem weltlichen forum nicht geſtraft erden, — fie finden 
ihre volle Würdigung vor dem höchften und dem innern Richter; foll 
der Arın der weltlichen Gerechtigkeit aufgerufen werden können, fo 
muß eine äußere Thätigleit, — eine Thätigkeit in Zeit und Raum 
dazutreten, worin überhaupt das Weſen des juridiihen Momentes 
beruht. Natürlich muß aber, da es fi hier um Beftrafung handelt, 
die äußere Handlung auch: böfe fein. Und welche Handlung ift eine 
böfe? Jedenfalls ift das Verbrechen ſelbſt, — jene Handlung, 
welche die vom Geſetze zum Verbrechen geforderten Merkmale alle enthält, 
eine böfe; allein diefen Sinn kann der Ausdrud bier nicht haben, 
weil dad Geſetz offenbar von einem Stadium der Handlung mehr 
oder minder noch entfernt von — vor dem vollbrachten Verbrechen 
ſpricht. — Es erübrigt wohl nichts, als auf die allgemeinen Ergeb: 
niffe der Moral zurüczugehen, wo man findet, dab die äußern Hand: 
lungen — ber dem menſchlichen Weſen innewohnenden freiheit zu: 
folge — ihren Charakter nur dur die fie beherrichende Gefinnung 
oder Abficht erhalten. Die Gefinnung macht, daß eine und diejelbe 
Handlung mit ganz gleichen Wirkungen und Folgen, bald als gut, 
bald als böfe aufzufaflen, jenachdem die ihr zu Grunde liegende Ge: 


') Bir halten uns biebei durchweg nur an den fubjectiven Moment, weil nur 
diefer mittelft der äußern Handlung ein Weiteres oder Mehr des Strafbareu 
ertennen laͤßt, was im Objectiven noch gar nicht vorhanden ift. 
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finnung, deren Ausdrud fie bildet, gut ober böſe iſt. Derjenige, ber 
feinen Nächten mit dem tödtlichen Eifen angreift, ift bier ein todes- 
würdiger Mörder, wenn er feinen perfönligen Feind aus dem Wege 
räumt; er wird aber ein Held und erlangt den höchſten Preis der 
Bürgertugend, wenn er ben Feind des Vaterlandes nieberftredt. Der 
objective Thatbeftand ift in beiden Fällen derſelbe, doch der innere, 
der fittliche, ſelbſt der vechtlihe Werth der Handlung ein fehr ver: 
ſchiedener. Bei diefer Auffafjung der Begriffe meinen wir ftehen blei- 
ben zu müſſen, infolange aus dem Gefege nicht eine andere Far 
wird, und ſehen eine böfe Handlung dort, mo ſelbſt, wenn noch Nichts 
objectiv Verlegendes vorliegt, doch ſchon eine böfe, auf das Verbre: 
hen gerichtete Abſicht befteht, und fich diefe in Zeit und Raum Fund: 
zugeben beginnt. Enthält fie ſchon ein objectiv Gejegwidriges, dann 
if, wenn anders die Imputationsfähigkeit außer Zweifel fteht, die 
Strafgewalt nur um fo ficherer, weil die böfe Gefinnung und ihre 
Feſtigkeit noch beftimmter ausgeſprochen vorliegt. An und für fi 
it die Beftimmung des $. 11 mehr nur eine theoretiihe; fie gibt 
aber immerhin ein fehr gelegenes Füllſtück für die pofitive Lehre vom 
ſtrafbaren DVerfuche, indem fie dazu dient, die eine Gränzlinie bes: 
felben gegen das an fi Gleichgiltige, Straflofe hin zu kennzeichnen; 
fie bietet aber keinen Anlaß, dem Ausdrude: böfe Handlung, einen 
andern, ganz ungewöhnligen Sinn zu unterlegen. Um nur nod 
nachträglich zu bemerken, nennt die Sittenlehre eine durch die böfe 
Abfiht beherrſchte That böſe; nad dem pofitiven Gelege ift jene 
Handlung böfe, welche darin als ſolche erflärt, als ftrafbare Hand— 
ung bezeichnet ift. Eine andere, dritte Gattung böfer Handlungen 
iſt nicht zu entdeden und vergebens wird man nad) dem Codex for: 
ſchen, wo abgefehen von ber Moral und vom pofitiven Strafgejege 
gewiſſe Handlungen als objectiv böfe bezeichnet würden; ein foldes 
wäre nur etwa vom polizeiliden Standpuncte zu erwarten, aber 
dann hat man ſchon eine, wenngleid nur polizeilih ftrafbare Hand— 
lung und nidt den Verfuch einer andern That. 

ad 3. Daß mir in dem Ausdrude Webelthat ebenfowenig, 
wie in dem ber äußeren böfen That, ein objectiv Geſetzwidriges ers 
bliden, bedarf wohl nur einer kurzen Erwähnung, weil nichts ent 
gegenfteht, diefe beiden Ausdrüde zu ibentificiven, und es kann immer 
bin aus einem ganz angemefienen Streben nad Eufonie erklärt were 
den, wenn das Gefeg in berfelben Stelle zur Beelänung besfelben 

dainerbe Bierteljahresfgrift 1. Reste. IX. 1. 
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Begriffs nicht denſelben Ausdrud wiederholt, fondern mit einem ſprach⸗ 
li gleichbedeutenden vertaufcht. 

ad 4. Auch der Sa, wienach das Geſetz den Verſuch der Mebelz 
that für das Verbrechen erklärt, beftimmt uns zu Feiner anderen Un: 
fit. Diefe Stelle deutet das: wie der Ahndung des Verſuches a 
und wird noch fpäter beſprochen werben. Gewiß will das Geſet 


damit nicht fagen, der V das vollbradte Verbrechen, 
mas nur beißen fünnte: de geradefo, tie das voll 
brachte Verbrechen geitra verfpräde den allgemeinften 
Brincipien der Strafbartı mehr die andere, richtigere 
Auffaffung dieſes Ausdrumes den nachfolgenden Sägen; 
wohl aber ift damit das ochen: der Verfuh werde 
nad demfelben Geſichtspu erbrechen jelbft beftraft, er 
verfalle einem gleichen Stv nit Beachtung feines Wefens 
zu unterftelen fömmt. Di füglich nichts Anderes ans 
ordnen, da einerfeits der olcher nicht bezüglich aller 


Verbrechen gleich behandelt werden kann und andererfeits der Verſuch 
eines Verbrechens am natürlichiten einem Theile der Strafe unterzo: 
gen wird, welche das Geſetz für das fpecielle Verbredhen felbft als an: 
gemefjen erkennt; aber auf feinen Fall kann Verfuh und Verbreden 
glei, d. i. mit derfelben Strafe belegt werben. Im Verſuche muß 
ein Theil des Thatbeftandes des Verbrechens ſelbſt liegen und dieß ift 
aud nad unſerer Anficht der Fall; es liegt darin der wefentliche 
Theil: die verbrederifche Abfiht und ein äußeres Handeln, mweldes 
die Ausführung der Abficht wenigſtens beginnt; aber die Nothiwendig: 
keit eines objectiven Beſtandtheiles ift nicht begründet. 

ad 5. Die Betrachtung der almähligen biftorifhen Entwidlung 
der gegenwärtigen Gefegtertirung aus den früheren ift allerdings ge: 
eignet, die Nichtigkeit unferer Anficht zweifelhaft zu machen, — nicht 
aber, fie zu widerlegen. Man hat nicht nöthig, die deutihe Sprache 
weit in die Vergangenheit zu verfolgen, um fi zu überzeugen, daß 
fie glei den übrigen lebenden Sprachen einer beftändigen Fortbil— 
dung unterliegt, und die Gejeggebung findet mit Grund eine ihrer 
Aufgaben darin, fich ftet3 der wechfelnden Sprachweiſe anzufchließen, 
um fid) ein richtiges Verftändniß zu fihern. Weber die „äußerliche 
Manifeftation eines verbrederifhen Willens” de3 Therefianiigen Ge: 
ſetzes, — nod das „Sih Anſchicken“ und „Offenbaren eines Vor: 
habens“ — vereinbarten fih mit der Sprachweiſe des 19. Jahrhun— 
derts, und es wurden Ausdrüde und Säge jubitituirt, die ſprachrich— 
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tiger, gleichwohl aber desſelben Sinnes find. Wir menigitens fehen 
in dem „Unternehmen einer zur wirklichen Ausübung führenden Hand: 
lung“ — nichts Mehr oder Anderes, als in dem „Sich Anſchicken“ 
d. h. Vorbereiten zur wirklichen Ausübung; beide Ausdrüde wollen 
nur, daß äußere Dffenbaren, Beurkunden des Strebens nad Ber: 
wirklichung des verbrederifchen Entichluffes — befagen. Wie leicht 
wäre dem Gefege geweſen, zum ftrafbaren Verſuche zu fordern, bag 
„ein wirklicher Anfang der thatſächlichen Ausführung des objectiven 
Verbrechens vorhanden fein müſſe,“ — und dieß geradezu und einfach 
auszufprechen; e3 ift aber nicht gefchehen, das Geſetz begnügt ſich alfo 
mit-den fubjectiven Momenten. 

ad 6. Immerhin mag für die gegnerifche Anficht der Umftand 
ſprechen, daß zur Zeit, wo das gegenwärtige Geſetz (in feiner weſent— 
lich gleichen erften Fafjung v. 3. 1803) zu Stande kam, in Doltrin 
und Praris eben die gegneriſche mildere Auffaffung des Verſuches 
die entſchieden vorherrſchende geweſen, daher auch auf die Eodification 
ohne Zweifel Einfluß genommen haben mag; allein ebenfo wahr ift 
&, daß damals neben diefer Anficht auch die anderen, befonderg aber 
unfere ftrenge Anficht ziemlich viele Verfechter hatte, daß dieß nicht 
bloß in Wiſſenſchaft und Schule, fondern au in ber praktiſchen 
Juſtiz der Fall geweſen 49), und doch hat ſich die Gefeggebung zu 
einer näheren Erklärung de3 Textes vieler Anfragen ungeachtet nicht 
beftimmt gefunden, vielmehr den weſentlichen Inhalt des 8. 7 des 
Geſetzes v. J. 1803 in das neue Geſetz v. 27. Mai 1852 wortge— 
treu wieder aufgenommen, ein Beweis, daß das Gele die concrete 
Auffaffung der Lehre vom verbrecheriſchen Verſuche der praktiſchen 
Herausbildung überlaffen, und ſich für feine der befonderen Anfichten 
Imperativ ausſprechen wollte, und hierin liegt zugleih die Rechtferti— 
gung des Streben, um einer Anficht Geltung zu verſchaffen, felbft 
wenn fie mandje praktiſche Entfepeldungen gegen fi haben follte. 


1) Intereſſant find die Beyüolihen Stellen des Gntwurfed der damaligen k. k. 
Sofcommifion in Juftiggefegfadhen: 8. 28: „Auch der Verfuh wird ale 
rbrechen sugereämet, wenn Jemand eine Sanblung unternommen hat, 

die fih als Anfang der mirklis Ausführung des bezielten Verbrechens 
darftellt,“ — und $. 29: „die Zurechnung des Verſuches zum Verbrechen 
mird nicht ausgefälofien, wenn aus Jertbum oder Terwechslung anftatt 
des heabfichtigten tauglicen, ein an ſih umtauglices Mittel, oder wenn ein 
taugliches in einem unzureihenden Maße, oder auf eine medmäßi e 
Art, oder unter ſolchen Umftänden angewendet worden ift, welche bie ft 
bringung des Verbrechens gegen den Willen des Hanbelnden verhindert. 


1% 
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Eine befondere Erwähnung muß hier noch von einer Anficht gemacht 
werden, welche erſt jüngithin, obwohl nicht weſentlich new, ausgefpro: 
hen worden ift ?). Diefe Anſicht anerkennt, daß die Strafbarfeit 
der Handlung dort beginnt, wo fie die Richtung nad) einer beftimmten 
Verlegung der Nechtsjicherheit erfennen läßt; das gejegliche Merkmal 
der „Tauglichkeit“ — oder „des zur wirklichen Ausübung Führens“ 
— der Handlung findet Mo han narhanpen, mern die Vermittlung, 





wie fie der Thäter will, nah Naturgejegen geeignet 
iſt, die bezielte Daritelli luſſes zu bewirken, wenn 
der verbrecheriſche Wille um ing objectiv erkennbar wird, 
und wenn fie zugleich dieſe diefe Tauglichkeit nur durch 
ein von de3 Handelnden bhängiges Creigniß verloren 
bat. Beifpiele geben die ießens zum Zwede der Töd⸗ 
tung, ohne Rückſicht auf — itſcheldenden Augenblide ein: 
getretene Zittern des € ven fofortigen Fehlſchluß, — 
oder des Vergiftens, ohne u ein zufälliges Vergreifen bes 


Stoffes (Nitergreifen des beabfihtigten Gift- und Ergreifen bes 
nicht giftigen Stoffes). — Die Untauglicfeit der Mittel hebt daher 
die Strafbarfeit des Verſuches nur infoferne auf, als ihr Grund ſchon 
in der Wahl der Mittel Liegt, gleichviel ob die Untauglickeit ab: 
folut oder relativ, qualitativ oder quantitativ ift. Von Seite des 
Objectes der Verſuchshandlung wird gefordert, daß das gewählte Ob: 
ject in feiner vorausgefegten Tauglichkeit überhaupt zur Zeit der Be: 
drohung vorhanden war, ohne Rückſicht, daß bei Verwirklichung des 
Entſchluſſes das Object felbft, oder deſſen Tauglichkeit durch Zufall 
entzogen, oder doch von dem vermeintlichen Orte entfernt war; 3. B. 
die erfte Ehe inzwischen gelöft worden, oder in der erbrodenen Kam: 
mer Nichts zur Entwendung vorhanden, oder an dem beftimmten 
Drte, wo der Blutſchänder feine Tochter fuchte, nicht diefe, ſondern 
eine andere Perſon war, — weil in allen dieſen Fällen die Möglich 
keit der Vollführung der Handlung eine reale, und keine bloß einge 
bildete war. Kein ftrafbarer Verfuh tmäre dagegen dort vorhanden, 
wo 3. B. Jemand einen Todten für fchlafend, eine Mola für ein 
Kind hält und in mörderiſcher Abficht tödtlich behandelt, einer bloß 
vermeintlihd Schwangeren Abortiv:Mittel reiht, — oder einem bloß 
vermeintlichen obrigkeitlihen Abgeordneten fi gewaltfam widerſetzt 
u. ſ. w., weil in diefen Fällen die Möglichkeit eine bloß ideale, im 


”) Von Prof, Ig. Neubauer in Haimerl's Magaz. B. XIV, S 191. 
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Weſen gegründete ift. Als Anfangspunct der Strafbarkeit der Ber: 
fuchahandlung wird bezeichnet, wo bie äußere Handlung eine beftimmte, 
vom Gefeße verpönte Zielrihtung und die reale Möglichkeit der Ver: 
wirklichung (wohl befler: Erreichung) dieſes Zieles in fi trägt. 

Daß ſich zwiſchen der Untauglichkeit der Mittel, welche in ber 
Wahl derfelben ihren Grund hat, und jener, fo in ber Beichaffenheit 
der Mittel felbft begründet if, dann zwiſchen dem völligen Abfein 
des Objectes, endlich der fonft begründeten Unmöglichkeit, darauf vers 
brecheriſch einzumirten, fein juridiſch begründeter Unterſchied nad: 
weiſen läßt, ergibt fi fchon aus dem Gefagten und mir glauben 
eines näheren Eingehens auf dieſe Anſicht enthoben zu fein, wenn 
wir bemerken, daß fie ohne haltbaren Grund auf der Hälfte bes 
Weges ftillgeftanden, den unfere oben ausgeführte Anficht zurückgelegt hat. 

Hiemit hätten wir dag zweite der gejeglihen zum Begriffe des 
ſtrafbaren Verfuches geforderten Merkmale erſchöpft und übergehen 
auf das 3. und legte, ehebevor wir die praktiſche Anwendung unferer 
Anſicht auf die fpeciellen Fälle verſuchen, deren Entſcheidung feit dem 
Beſtande des Geſetzes fo heftige Controverſen in Wiſſenſchaft und 
Judilatur hervorgerufen bat. 

Das Gefeg fordert nämlich zum Weſen des ftrafbaren Verfuches 
außer der böfen Abfiht und der fie vertirklichenden äußeren Hand: 
lung — II. noch einen genau beftimmten Abihluß der Lepteren, 
nämlid die äußere Verfuhshandlung müfle derart abgefchloffen, eigent: 
Hd unterbrochen werden, daß die Bollbringung des Berbre: 
Gens d. i. die Herftellung oder Bewirkung der zu feinem gefegli- 
Gen Begriffe erforderlichen Merkmale und Wirkungen — nur wegen 
Unvermögenheit, wegen Dazwiſchenkunft eines frem— 
den Hinberniffes oder dur Zufall unterblieben, d. h. 
nicht zu Stande gebracht, in Zeit und Raum nicht hervorgebracht 
worden ift. 

Diefes gefeglihe — nah der rationellen Auffaffung unferer 
Anfiht zufolge gänzlich entfalende — Erforberniß läßt ſich durch 
Erfaffung feines Weſens generalifiven und dahin fefftellen, daß „der 
Thatbeftand des Verbrechens nur durch ein von dem Willen 
des Handelnden unabhängiges Hinderniß, alfo nicht 
durch freie Seldftbeftimmung bes Handelnden, durch feine freie Wil: 
Iensänderung — nicht zu Stande gelommen if 2), — und obſchon 


©) Bol. auch 8. 6 des II. Thls. des Strigips v. 3. Sept. 1803, 
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unſere abſtrakte Auffaſſung des Verſuches, wie bemerkt, dieſes Mer: 
mal nicht kennt, jo ſehen wir uns doch durch basjelbe in unferer zein 
fubjectiven Auffafjung des Wejens des firafbaren Verſuches nur mob 


beſtärkt. 


Das Geſetz hebt drei Hinderniſſe der Ausführung beſonders 


hervor: 

a) die Unverm 
ben, wenn es dem © 
wiffenheit — Muthloſi 
auszuführen (Ungeſchi 
delnde mag nun nicht 
Mittel zu finden oder J 
zweckmäßig anzuwenden, 
legt, fi aber bei der 1 
fo ein anderes wirklich a 
mente der That der 
phyſiſche Stärke mangem 


häters. Dieſe iſt gege— 
geiſtigen Fahigleit (Un: 
jen Kraft, das Verbrechen 
gebricht, — ber. Han- 
ur Ausführung geeigneten 
bie geeigneten Mittel als 
geeignete Mittel zurechtge: 
ng geiret, vergriffen und 
— es mag ihn im Mo: 
endlich ihm, die nöthige 
jeibenden ugenblide ver: 


laſſen; überall ift e3 bier Umvermögenyeit, die das Nichtgeſchehen 
des ursprünglich Veabfichtigten zur Folge hat, — und welde ihm 
nicht zu gute Formen ann, wenn anders die Willens: und Thatkraft 
noch fortbefteht; 

b) die Dazwifhenfunfteines fremden Hinderniffes, 
— im Unterf&hiede von dem beſonders genannten Zufale, — die ab: 
fihtlide Einwirkung einer von dem Handelnden verfchiedenen Per: 
fon, welde unabhängig von Willen des Handelnden erfolgt und die 
Verwirklichung des von Legterem gefaßten Entſchluſſes nit ein- 
treten läßt; 

e) der Zufall, — ein rein in der Thätigkeit der Naturkräfte, 
ohne irgend welche Einwirkung der freien menſchlichen Thätigfeit ein 
tretendes Ereigniß, es mag auf die Perfon des Handelnden uns 
mittelbar, oder auf einen Anderen einwirken, und indem es diefen 
zu einer unwillkührlichen Thätigfeit führt, die Vollbringung des vom 
Handelnden gefaßten Entſchluſſes vereiteln. 

Jeder diefer Momente muß auf die Tpätigleit des Handelnden 
einwirken, die Fortfegung und Beendigung des Begonnenen hindern 
d. h. ungeachtet des feſten Entflufjes, des bleibenden, auf den ver: 
brecheriſchen Erfolg gerichteten Willens die phyſiſche Fähigkeit und 
Kraft überfteigen und die Ausführung des Entſchluſſes unmöglich 
machen. Das Eintreten von Hinderniffen, die bloß auf den Willen 
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des Handeluden ftörend einwirken und machen, daß der gefaßte ver- 
brecheriſche Entſchluß im enticheidenden Augenblide fich bricht und 
eine andere Richtung nimmt, — alfo der verbredheriihe Wille auf: 
bört, — gehören nicht hieher, jondern fie heben die Strafbarleit der 
Berfuhshandlung auf. Der Handelnde ift es bier noch immer jelbit 
und allein, der feine Handlung leitet, rückſichtlich davon zurüdtritt, 
der felbjt und freiwillig von der Ausführung feines Entſchluſſes ab: 
ftebt. Die innere Operation der menschlichen Selbitbeitimmung ent: 
ziebt fich der menschlichen Beurtheilung und der Menfch muß jo lange 
als frei und fich jelbit beitimmend angeſehen werden, als nicht ein äu- 
Berlihes Hinderniß der Ausführung mahrnehmbar ift. Die innern 
Motive des Willens und feiner Richtungs-Aenderung kommen bier 
felbit dann nicht in Betracht, wenn es mehr oder minder wahrſchein— 
lich wäre, daß fie in gewiſſen äußern Ereigniffen liegen, die fie ber- 
beigeführt, veranlaßt haben, — ja ſelbſt dann nicht, wenn die Veran: 
lafjung der Willensänderung nur zum Xheile in einem folchen äußern 
Ereigniffe, zum andern Theile aber im freien Willens-Entfchluffe zu 
finden wäre. Das Geſetz fordert zur Strafbarkeit des Verſuches 
ausdrüdlic, daß die Unterlafjung. der Ausführung nur, alfo ganz 
außerhalb des eigenen Willend ihren Grund babe, daß die Aus: 
führung des Entſchluſſes erweislih nur wegen eines äußern Sinder: 
niſſes nicht eingetreten ift; in allen andern Fällen ift die ſelbſtei— 
gene, jelbitbeftimmte Abftehung des Thäters anzunehmen, 
ohne nad) den Beftimmungsgründen der Willensänderung forichen zu 
dürfen, mag dieß wahre Rüdfehr, oder Eritartung des Sittlichkeit3: 
und NRechtögefühles, oder nur ein Zurüdichreden vor den voraugjidt: 
lich wirklichen oder ſelbſt nur eingebildeten Folgen der Handlung, felbit 
etiva bloßen Fantafiegebilden fein. Nur die äußern Verhältniffe und 
Umftände find maßgebend und der Veriuch bleibt ftraflos, ſolange nad 
den Umjtänden gejagt werden müß, der Thäter babe Allem nah noch 
die freie Wahl gehabt, feinen Entſchluß auszuführen oder nicht, und 
ſei dennoch abgeftanden. jede andere Auffallung könnte blos nad 
Rückſichten der Wahrfcheinlichfeit vorgenommen werden, die ftet3 mo 
möglich zu vermeiden find. Nicht blos dann alfo, wenn die ver- 
brecheriſche Verſuchshandlung erweislih ausſchließend in Folge freiwil: 
liger Abftehung, zufolge eigener, innerer Willengänderung des Thäters 
unterbrochen worden, fondern auch dann, wenn zivar ein Äußeres Er: 
eigniß borliegt, welches die Willensänderung veranlagt, oder mittelbar 
durch Einwirkung auf den Willen wirklich herbeigeführt hat, — bleibt 


ss R. vo, Helm üb. de ftrafb. Verſuch. 


der Thäter jtraflos, folange gegen ihn nicht bewieſen werden fan, 
das äußere Ereigniß babe bergeftalt eingemwirkt, dab dev Entſchluß wei: 
ter nicht ausgeführt werden konnte, 

Wir fagen, der Thäter bleibt ftrafles, — nidt: er wird 
wieder ftraflos. Die legtere Diktiom gebrauchen jene, welche die drei 
gefeglihen Merkmale des ftrafbaren Verfuches mehr auseinander hal 
ten; fie finden mit den beiden oriton Morfmalen das Weſen des ſtraf⸗ 


baren Verfuches ſchon gegeben, au n Nichteintreten des 3. Merk: 
males ein Wiederaufhören der | reſp. ihrer Strafbarkeit ?*), 
— Wir find nit diefer Anſicht— dben wurde gejagt, daß vom 
rein rationellen Standpuncte 1 des Verfuches durch die nä— 
bern Umftände des der Au tgegentvetenden Hinderniſſes, 
welche felbes auch chara erührt wird; der Verſuch iſt 
ſtrafbar oder nicht, jenach te gewiſſe Grenze hinausge⸗ 
gangen iſt oder nicht, —uı icht, woher das Hinderniß 
tam, und worin es bejteht. r verhält es fi vom Stand» 


puncte des pofitiven öftert. Weyepes; S erfaßt die drei gejeplichen 
Merkmale als ein das Wefen des ftrafbaren Verſuches conftituirendes 
Ganzes, welches gegeben fein muß, um vom ftrafbaren Verſuche zu 
ſprechen. Wie das Gefeg den Uriprung, von welchem die Verſuchs- 
handlung ausgehen muß, die böfe Abſicht — bezeichnet; — fo thut es 
dasfelbe in Rückſicht des Abjchluffes, und nur diefe Beiden geben das 
Bild der ganzen Handlung, die das Geſetz der ſtrafrechtlichen Critik 
unterzieht, zumal auch in der praftifhen Anwendung, da die Hand: 
lung, wenn fie vor Gericht gebracht wird, doch ſchon gefchloffen fein 
muß, nie die einzelnen ſchon gewejenen Stadien berfelben in Frage 
kommen können. . 

Einige der ermähnten beutfchen Gefeßgebungen legen ein beſon— 
deres Gewicht auf den eben beſprochenen Endpunct der Verfuchshand- 
lung und unterſcheiden eben damit einen beendigten und nicht been- 
digten Verfuch, jenahdem der Thäter bereits Alles gethan hat, was 
von feiner Seite zur VBolendung des Verbrechens nothiwendig war und 
nur der zum Verbrechen erforderliche materielle Erfolg noch nicht ein- 
trat 22). — Wir vermögen den Zweck diefer Unterfcheidung nicht einzus 
fehen, teil fie an und für ſich wohl mit jener in den ftrafbaren und noch 


2) Bol. Hye's Comment. S._32R, 
32) So: Hannover, Baden, Hefien, Waimar, Naflau. Siehe Dr. 2. Jagemannd 
Crim. Xericon, 
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ftraflofen Verſuch zufammenfält, wobei diefer außer alle juridifche Ber 
urtheilung fällt, — daher die Unterfcheidung ganz unnüg wird 2). 

Wenn das Geſetz unter Vorausfegung der freiwilligen Abftehung 
des Thäter von der Ausführung der That — den Thäter ftraflos 
erflärt, fo wird ftets jene ftrafbare Handlung, jenes Verbrechen in der 
Voransfegung genommen, um defien Verſuch es fi) handelt. Die 
Einwirkung der menſchlichen Handlung auf die Rechtsordnung ift aber 
ſehr verſchieden und gilt dieß felbft in Rückſicht der verfchiedenen 
Stadien, welche die Handlung durchmachen muß, ehe fie einen be: 
ftimmten Charakter erhält: ſchon in einem Stadium der Entwidlung 
Kann die Handlung rechtsverletzend fein und es gibt der Fälle ſehr 
viele, wo eine Handlung, mährend fie ein Verbrechen in mehr oder 
minder nahe Ausſicht ftellt, ſchon an umd für fi), aber in anderer 
Weife die Rechtsordnung verlegt und fo ein anderes vollendetes Ver— 
brechen bildet, zu deſſen Begriff das Geſetz weniger Merkmale fordert 
oder den endlichen Erfolg dem menſchlichen Beftreben näher legt, ihn 
eher, leichter erreichen läßt, und fo entiteht die Fra ge, welcher Cha: 
rakter dann der Handlung, ihr Theilcharalter rückſichtlich des entfern— 
teren, ober ihr vollendetes Weſen bezüglich des näher liegenden Vers 
brechens zu erfafien ift! 

Wir beantworten diefe Frage mit der Unterſcheidung, jenachdem 
das Weſen der einen oder andern diefer Handlungen nad) den Um: 
ftänben gegeben if, wird die Handlung bald als Verſuch, bald als 
vollendetes (freilich anderes) Verbrechen erfaßt werden. Sind alle 
Merkmale vorhanden, melde das Geſetz zum Wefen des firafbaren 


) Gemwöhnlid findet man in der beim Verſuche beftehenden Möglichkeit, durh 
Freiwilliges, rechtzeitiges Abſtehen von ver Bollbringung Ira flos zu 
werden, ein Unterfeibungsmerkmal des verſuchten vom vollbrachten Ver: 
brechen, weil bei diejem ein Abftehen nicht mehr nüst, ſelbſt wenn noch feine 
Dedtsnerlebung eingetreten oder der Schade wieder vergütet worden wäre 
G. 46 g. und 47 b. und c.). Wir finden darin fein beſonderes charalteri- 
firendeö Merkmal; denn einerfeits gilt dies bei vollbrachtem Verbrechen nur 
in der Regel; dad Geſet felbft gibt Ausnahmen, wo aud nad ſchon voll: 
bradtem Verbrechen die fpätere thätige Neue und Vergütung des Schadens 
ftraflos macht ($$. 62,165, 168, 187,188 St.®.); andererjeits ift diefer Um: 
ftand ein zwar bier nur aus pofitiv:politiihen Gründen hervorgehobened, 
dennod aber natürliches Ergebniß des menihlihen Handelns und feines 
Weſens. Der Berfuh wird dann nit, fondern er bleibt ftraflos, wenn er 
nicht auf die geſehlich beftimmte Art abgehen ift und beim vollbradten 
Verbrechen ift, wo das Gefeh nicht aus politiihen Gründen anderd verfügt, 
ein Zurüdtreten fo wenig möglich, als Eiwas, das geſchehen ift, ungeihehen 
gemacht werden kann. — 


58 R. v. Helm-üb, de ſtrafb. Berſuch 


Verſuches einer bejtimmten Handlung fordert, ſo it dieſer Berfud 
feitzuhalten und zu ſtrafen, das durch die verbrecheriiche Abfiht um- 
fohlofjene Ganze muß gerichtet werben und der ſchon eingetretene Er: 
folg mag nur dazu dienen, die Vorausfegungen des jtrafbareır Ber 
ſuches mehr außer Zweifel zu jegen, Rur dann, wenn die Merkmale 
des ftrafbaren Verſuches nicht da find, weil insbejondere vielleicht das 
legte Merkmal, die unfreiwillige Unterlafjung ber Fortfegung oder Aus: 
führung fehlt, indem der Tr rung bes größeren Erfol: 


ges freiwillig abgejtanden t die bereits gejeßte Handlung 
näher in Betracht, und eö ı inwieferne im den; was ſchon 
geſchehen iſt, bereils die w ſtrafbaren Handlung liegen 
oder nicht Entfcheidend i ı de vom Öfterr, Strafgejege 
zum Verbrechen gefordertem tfages ($. 1), welcher: ftets 
als vorhanden angenonm ig der Wille des Handelnden 
unmittelbar, ausicliehent auf das Uebel gerichtet jein, 
das hervorgebracht wurde, le mag eine mehr. allgemeine 


Richtung einhalten, einen wer mu Frfolg zwar zumächit bezielt, 
dabei aber auch (nach der geſetzlich firirten Beftimmung) die Möglich: 
keit oder Wahrſcheinlichkeit auch anderer Erfolge erkannt, und auf die 
Gefahr Hin, auch diefe herbeizuführen, das eigentliche Ziel verfolgt, — 
im Grumde daher alle diefe Erfolge umfaßt haben (beftimmter und 
unbeftimmter Vorfa, dolus determinatus et indeterminatus, oder wenn 
man will: direetus oder indirectus). Hätte der Vorſatz keine fo be: 
ftinmte generelle Nichtung und zeigt er ſich in Betreff der übrigen 
Erfolge, außer dem beftimmten Ziele, — bloß als Verſehen (culpa), 
inden fie bloß der Unachtſamkeit oder Unvorfichtigfeit und Nachläſſig- 
keit des Handelnden zuzurechnen find, — To kann wohl der eingetretene 
Erfolg nicht al3 Verbreden, wozu das Geſetz den Vorfag verlangt, — 
er muß aber al3 jene Handlung zugerechnet werden, zu deren Weſen 
nad) dem Gefege die bloße Fahrläffigkeit genügt, fofern fie von dem beftimmz 
ten Erfolge begleitet ift. — Läßt ſich alfo dag dritte geſetzliche Merkmal 
des ftrafbaren Verfuches nicht nachweifen, ift daher ein freiwilliges 
Abſtehen des Thäters anzunehmen, jo muß die bereit3 geſetzte Hand» 
lung nad ihrem objectiven und fubjectiven Thatbeitande, inwieferne 
er nämlich das enthält, was das Gejeß fordert, behandelt und beitraft 
erben. 

Wenn z. B. A den B tödten will und defhalb in deſſen Speife 
Gift mischt, B aber den Vorgang merkt umd ſchon nach dem Genuffe 
bloß eines Teiles der Speife den A feftnehmen läßt, — fo ift der 
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ftrafbare Verſuch des Mordes vorhanden, wenngleih B von den theil- 
weifen Genufje der Speife eine ſchwere Krankheit erleidet und deßhalb 
auch das Verbrechen der ſchweren körperlichen Beſchädigung vorhanden 
wäre ($. 152). Wenn aber A die Speiſe, nachdem B einen Theil ge 
noffen, dur die vorausfichtlihen Folgen erfchredt; wieder entfernt 
und B mit einer ſchweren Erkrankung davonkömmt: fo iſt zwar fein 
Verſuch des Mordes ($. 8), wohl aber das vollbrachte Verbrechen der 
ſchweren körperlichen Beſchädigung zu beftrafen, weil A wiffen Fonnte, 
ja mußte, daß feine Handlung auch dieſes Uebel herbeiführen Tann 
(88. 1 und 152 St. ©.). 

Wir haben ſchon früher die gefeplihe Beſtimmung der Straf- 
Iofigfeit des Verfuches bei Abgang des dritten Merkmales, — bei dem 
Einwirken eines freniden, die freie Selbftbeftimmung ausfchließenden 
Hindernifjes, — als eine nicht im Wefen des Verſuches gelegene, fon: 
dern nur dur NRüdfichten der Strafpolitif gebotene Mafregel bezeich- 
net und wird diefelbe von Andern darum als ein Fortſchritt der neuen 
Geſetzgebung (gegen. die ältere 3. B. die Constitutio Theresiana) er= 
Härt. — Es find aber auch in der That wichtige Gründe, welche für 
diefe geſetzliche Maßregel fprehen. Allerdings Tiegt das Weſen des 
ſtrafbaren Verſuches in dem verbrederiichen Vorſatze, deſſen äußere 
Verwirklichung begonnen hat und in der biedurch gekennzeichneten 
Gefährlichfeit des Entſchluſſes nach feiner Intenfität; der Vorfag wird 
deßhalb beftraft, weil er fo feſt ift, daß er ſich ſchon äußerlich geoffen: 
bart, woburd die darin liegende Drohung für die Rechtsordnung 
vollends begründet wird, weil ebendie äußere Handlung wahrſcheinlich 
macht, es werden bald aud die andern Momente folgen, und fo bie 
volle ftrafbare That vorhanden fein. Das Geſetz begnügt ſich aber mit 
diefer Wahrfcheinlichkeit nicht; es fordert einen höheren Grab derfelben, 
welder dann vorhanden ift, wenn der unfrenvillige, nur in Folge 
äußerer Störung eingetretene Abſchluß des Handelns conftatirt wird. 
Das einfachfte Rechtsgefühl muß erkennen, daß die Wahrſcheinlichkeit 
der Gefahr des Eintreteng eines beftimmten Erfolges dann größer, 
daß fie faft zur Wirklichkeit potenzirt wird, mern äußere Umftände 
hemmend bazmwifchen treten mußten. — Die Anforderung des dritten 
Merkmales für den ftrafbaren Verſuch ift daher zwar fein Poſtulat 
der Gerechtigkeit, wohl aber ein begründete Zugeftändniß der Straf: 
politit, welches eine Unterftügung au in den bamit gebotenen 
wichtigen Motiven, um von dem Fortſchreiten auf der bereits betre- 
tenen Bahn des Böſen fo früh, als möglich, ftillzuhalten findet. 


“ R. v. Helm üb. dv, ſtraſb. Berfud, 


v1. Strafe des Berſuches. 


Ueber die itrafrechtliche Behandlung des eben nach feinen einzelnen 
Merkmalen entiwidelten frafbaren Berfuhes haben fig in der prak: 
tiihen Anwendung zwei Spfteme gebildet, die unter dem Namen des 





römiſchen und des deutſchen betannt find, jenes bedroht den Verſuch 
mit demſelben Strafſazße, cchen ſelbſt, laͤßzt den Richter 
theils imperativ, theils pe f Nüdficht nehmen: „dab es 
bloß beim Verſuche geblieben b bat Geltung in: Deiterreich, 
Preußen, Würtemberg; — * s Strafe des Verfuhes ger 
wiſſe Suorthein· der auf* gedrohten Strafen, z.B. , 
Yu 23, 34 als das höch und gilt in vielen Staaten 
Deutſchlands; — manche gehen noch weiter und laſſen 
bei minderen Uebertretu & völlig ſtraflos (G. ®. 
Preußen, Würtemberg x. 

In Defterreih enthält Gegenftand der $. 8 St. G. 


die Hauptbeftimmung; dort heist es: der Verſuch der Uebelthat ift 
das Perbreden, d. h. eben jenes Verbrechen, welches durch bie 
wirflihe Ausübung der That begangen würde. Das Gefep jelbft er— 
Härt ji aber noch näher, indem e3 jofort zwei Folgerungen aus dem 
allgemeinen Principe aufftellt, nämlid, daß a) in allen Fällen, wo 
das Gejep nicht bejondere Ausnahmen verfügt, alle für ein Verbrechen 
überhaupt gegebenen Gejegbeitimmungen aud auf das 
verjudte Verbrehen anzuwenden, dab alſo Berfuh und voll: 
brachtes Verbrechen gleih zu behandeln find, und b) daß der 
Berfuh unter Anwendung des $. 47 (lit. a) mit derfelben 
Strafe zu ahnden ift, melde das Gefep auf das vollbrachte Ber: 
brechen verhängt. 

Schon bei Aufftellung dieſer Regel deutet das Geſetz ſelbſt Aus: 
nahmen an, in welden der Verſuch verjhieden vom Verbrechen 
jelbft zu behandeln iſt. Diefe Ausnahmen finden fi im Strafgejege 
jeritreut vor und zivar jo, dab das Gefeg felbft ſchon für das ver: 
ſuchte Verbrechen entweder andere Strafarten oder doch einen mindern 
Strafjag ausſpricht (Beiipiele geben die $$. 59, c) 80, 110, 113, 138, 
145, 167, d) u. m. a.). 

Der Grundjag der gleihen Behandlung des Verſuches mit 
dem Verbrechen iſt, ſofern unter gleiher Behandlung nur die Anwen: 
dung derſelben Grundfäge, insbefondere die Beftimmung des nämlichen 
Strafſatzes verftanden wird, — ſchon in der Ratur der Sache gegründet, 
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da ber ſirafbare Moment, wegen befien bie Handlung vom Gefege für 
ſtrafbar erflärt wird, bei Handlungen, die fih nur im Stadio unter: 
ſcheiden, bis zu welchem fievorgefchritten find, nurderfelbe fein kann, — 
nur daß die Handlung hier bloß drohend oder gefährlich if, während 
fie dort ſchon verlegt; deßhalb kann auch die ſtrafrechtliche Behandlung 
nur eine gleiche fein, wenn dabei nur auch das Stadium der Hand: 
lung gehörig berüdfichtigt wird. 

Wie fih das Geſetz felbft näher erflärt, befteht diefe gleiche Ber 
handlung — nit in einer geradezu umd durchaus gleichen Beltrafung, 
fondern in der Subfumtion des Verſuches unter eben die für das 
Verbrechen ſelbſt gegebenen Gefegbeftiimmungen. Die nähere Anwen— 
dung findet diefer Grundſatz zunächſt in der Qualification der 
That. Wo nämlih das Gefeg bei irgend einer Handlung, um fie 
als Verbrechen oder Vergehen zu behandeln, das Dafein eines gewiſſen 
objectiven und fubjectiven Merkmales — der That jelbft, des Objectes, 
oder eines, fo von der Perfon des Thäter hergeholt wird, fordert, jo 
muß dieſes Merkmal auch vorliegen, um von einem Verſuche dieſes 
Verbrechens oder Vergehens veden zu können. Beſonders deutlich zeigt 
ſich dieß z. 2. bei dem Verbrechen aus Gewinnſucht, wo das Geſetz 
die verſchiedenen DObjecte und Umftände der That näher fpecificirt. So 
wird derjenige als Verbrecher geftraft, der überhaupt einen Werth von 
mehr ala 25 fl., oder an verfperrten Sachen, oder unter der Voraus: 
fegung, daß er ſchon zweimal Diebſtahls wegen beftraft worden, — im 
Werthe über 5 fl. erweislich zu ftehlen beabfichtigt, am Diebftahle ſelbſt 
aber gehindert wurde; ift dieſe Abficht nicht, aber doch die diebiſche 
Abficht überhaupt ermeisbar, fo mird der Thäter ebenfo bloß als 
Uebertreter beftraft, als hätte er die That mit dieſer Abficht wirklich 
ausgeführt. Das MWefentlihe ift ſtets die böfe verbrecheriſche Ab- 
fit; wird diefe bewieſen, fo ift damit auch ſchon ein gewiſſer 
Umfang berielben dargethan, nämlih das Quantum des beabfid: 
tigten Webels und die forgfältige Prüfung aller objectiven und 
fubjectiven Umftände muß zeigen, ob und inivieferne dieſe Abficht als 
eriviefen anzunehmen ift. Hierauf beruht z. B. der geſetzlich?) ans 
erfannte Sat, daß in dem alle, wenn Jemand am Diebftahlsverfuche 
betreten wirb, feine Abfiht als auf die Entwendung alles deſſen ge: 
richtet anzunehmen ift, was an dem Angriffsorte wirklich vorhanden 
und geeignet geweien, vom Thäter entwendet zu werben, — falls dieſer 


=) Juſt. Hofbecret vom 5. October 1804. 


[23 R. v. Helm ub. d. Mrafb, Verſuch 


nicht im Stande wäre, einen geringeren Umjang feiner Abſicht durch 
glaubhafte Umftände darzuthun; er hat die durch die Umftänbe, be 
menschlichen Eigennutz, den natitrlichen Gang ber Dinge begründete Vers 
muthung gegen fi, injolange er nicht den Gegenbeiveis hergeitellt Hat, 

Aus denfelben Gründen muß weiters dort, wo das Gejeß bei 
Beſtimmung der auf eim Verbrechen gejeßten Strafen mehrere Ab: 
ftufungen mat und für ben Kall des wirklichen Eintretens eines 


gewiffen Enderfolg Strafbeftimmung gilt, ber 
bloße Verſuch entweder Natur biefes Erfolges ftraflos 
bleiben, oder die Verſuch auf eben dieſen Enberfolg eine 
Beziehung haben, um der ıge zu verfallen, Solche Fälle 
find 5. 8. die 88. 82, 0 ‚123, 126, 128, 130, 148 
u. m. a2), 

Dasfelbe gilt endli Würdigung bloßer Erſch we⸗ 
tungs: und Milderu © (88. 48. bis 54 St. ©), 
diefe mögen nur im Allge le Verbrechen ausgeſprochen 


oder bei den einzelnen beſtimmten Verbrechen insbeſondere feſtgeſetzt 
fein; alle dieſe Umſtände müſſen, ſofern das Geſetz nicht ausdrüdlich 
etwas Anderes verordnet, und die Natur der Sache es zuläßt, auch 
demjenigen zur Laſt gelegt, oder zu Gute gerechnet werden und eine 
Erhöhung oder Milderung der Strafe, — ja, wo dieß das Geſetz be— 
ſtimmt, vielleicht die Anwendung eines andern Stafſatzes begründen, — 
der das Verbrechen auszuführen verſucht hat, — natürlich auch 
dann, wenn dieſe Umſtände ſelbſt nur im Stadio des Verſuches vor— 
handen ſind; ſo wird z. B. die Verſtandesſchwäche oder das Alter 
unter 20 Jahren ($. 46 a.), — der Charakter der Urheberſchaft 
(8. 44 e.), die Mehrzahl der verfuchten Verbrechen, die Verführung oder 
Anführung (8. 44 a., d., e.) ohne Zweifel auch auf den angewandt 
erden müflen, der dag oder die mehreren Verbrechen bloß verfucht hat. 

Seine volle Würdigung finde aber der Verfuh und feine recht: 
liche Natur in der Beftimmung des $. A7, a) d. St. G. Ganz gene: 
tell ift hier das Stadium des Verſuches einer verbrecheriſchen Handlung 
als Milderungsumftand erklärt; — es ift, wie das Geſetz fagt, 
ein Milderungsumftand, „wenn es bei dem Verſuche geblieben 
ift, nah Maß, als der Verſuch noch vor der Vollbrin: 
gung des Verbrehens entfernt gewesen.” Hiernah muß ber 


+5) Eiehe die eHlagenne DWiberle, gung der gegen diefe Auffaflung aus den $$. 179 
und 203 Beruorgebelt en Einwendungen in Nr. 53 der allg, Ger. 
Beitg. Yo — 1853, 





N 
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Richter ſelbſt dort, wo das Geſetz bei Normirung eines beſtimmten 
Verbrechens über die Beſtrafung des Verſuches nichts erwähnt, — ſchon 
wegen des bloßen Umftandes, weil nur ein Verſuch vorliegt, in Bemeſ— 
fung der Strafe innerhalb des gefeglichen Straffages, ja nah Umſtän⸗ 
den fogar unter diefen hinabfteigen und fo ift die anſcheinende Anomalie 
der principiell ausgeſprochenen gleichen Beftrafung des Verſuches mit 
jener des Verbrechens dahin befeitigt, daß unter Vorausſetzung der fonft 
gleihen Umftände der bloße Verſuch nie gleich dem vollbrachten Ber: 
brechen, fondern flet3 gelinder, mit einem minderen Strafquantum zu 
belegen ift und hierin liegt auch der weſentlichſte praktifche Unterſchied 
zwifchen dem Verbrechen und feinen Verfuche. — Bei einigen Verbre: 
chen gibt das Gefeg noch insbeſondere für den Verfud andere Strafe 
arten, oder einen andern Straffag, ſtets gelinder, als die auf das voll: 
brachte Verbrechen angedrohten, — wodurch das Wefen des Verfuches 
nur noch genauer gekennzeichnet wird. 

Diefe Verſchiedenheit in Behandlung des Verſuches und des voll- 
brachten Verbrechens hindert jedoch nicht, der Gleihartigfeit beider ge- 
börige Rechnung zu tragen. Dieb findet feine praltiihe Anwendung 
befonder3 in dem Umftande, daß dort, wo beide — Verſuch und volle 
brachtes Verbrechen — in derfelben Gattung oder Art zufammentreffen, 
eine Verbindung der beiden inneliegenden Momente behufs Beurtheilung 
der Gefammthandlung erfolgen, 5. B. beim Diebftahle — die Beträge 
des vollbrachten Diebftahls und des Diebſtahls-Verſuches zufammenge: 
rechnet werden müflen, wobei wirklich nur Gleidhartiges zujammen- 
gefaßt wird 2%) 

Mit dem Vorftehenden glauben wir das Weſen des Verſuches nad 
feinen einzelnen Merkmalen erſchöpft zu haben und wollen nur die 
praktiſche Anwendung des Entwidelten dadurch verfuchen, daß wirjene 
Eontroverfen nach unſerer Anſicht zu löfen unternehmen, welche ſich feit 
vielen Jahren in Wiſſenſchaft und in der juridiſchen Praxis herausge— 
bildet und erhalten haben 2). 

2% Diefe Anfät hat übrigens ſchon hoͤchſtgerichtliche Entſcheidungen für ſich, die 
ihre Richtigkeit verbürgen. 

37) Wir folgen hiebei der natürlihen Ordnung, wie folhe in dem bewährten 

Gommentare des Hrn. Min.:Rths. Hye eingehalten wird (5. 310-326 f. 

c. ®.), wir fprehen darin nur unjere innerfte Urberzeugung a aus, wie Ar 

Die aus längeren Studien herausgebildet hat, ohne daß ti die hohe 

vor dem gemindert würde, wa? bie Coriphäen der den rispru⸗ 

van ai [8 Ergebniß rer Den — mitgetheilt haben und find überzeugt, 


daß vielmehr eben dieſe eilungen fortan den Schatz bilden werben, aus 
dem die Gejeßgebung bei ihrer Fortbildung reichüchſt [höpfen kann und muß. 
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VII. Behandlung bloßer Vorbereitungsbandlungen zu Verbrechen. 

Um über unjere principielle Anficht nicht länger zweifeln zu Tafjen, 
ſchicken wir den Sag voraus: „Auch bloße VBorbereitungsband: 
Tungen zu einem Verbrechen können den fIrafbaren Wer 


ſuch deffelben bilden.“ 
Wir hatten jhon wi 
die menschliche Thätigfeit a 
teitsäußerungen beftebt, die ver 
That enthalten, und welder 
Wefen haben, je nad der S 
hung des Zwedes ſchon zu 
wie aud das frühere gemeine 
tig beftehende Gejege, 5. B. 1 
großen Reihe dieſer Thätigker 
Schnitte, - Handlungen, wo 


ibeit, barauf hinzuweiſen, daß 
me oder Neihe vieler Thätig- 
des Entſchluhes zur wirklichen 
ie ber Sache ein verſchiedenes 
fie auf der Bahn zur Errei: 
m. Die ältern Rechtslehrer, 
cht (und ſelbſt noch gegenwärz 
Str.⸗G.) unterſchieden in der 
t umd machten darin zwei dib⸗ 
usfübrung der beabfichtigten 





That erft vorbereitet, — und Handlungen, woburd die Ausfüh— 
rung der That | hon angefangen worden ift; das erftere Stadium 
nannten fie: entfernten Verſuch (conatus remotus), das zweite 
den nächſten Verſuch (conatus proximus). Die neueren Rechts: 
lehrer trennen den entfernten Verſuch ald „Vorbereitung zur That“ — 
von dem nächften Verſuche, den fie ausfchließlih mit dem Namen 
„Verſuch“ bezeichnen, und finden das Unterfheidungsmerkmal diefer 
zwei feparaten Stadien der Handlung darin, jenachdem die Thätigteit, 
fo der Thäter zur Begehung der That entfalten muß, entweder die 
bloße Möglickeit, — oder die Wahrſcheinlichkeit der That zu ver: 
mitteln haben 2%). 

Wir müffen die erfahrungsmäßige Wahrheit anerkennen, wienach 
die Ausführung einer That mit Ausnahme der feltenen Fälle der foge: 
nannten Gelegenheits:Verbredhen, wobei der Thäter nur den 
ihm durch die Umftände gebotenen günftigen Augenblid zu nügen braucht, 
ftet3 eine mehr oder minder umfangreiche, mehr oder minder ſchwierige 
Reihe vorbereitender Schritte erfordert, um die That möglich, oder 
ihre Entdeckung unmögli zu maden. Allein wir halten dafür, daß 
ſich das Gebiet diefer Theilacte nicht derart abgrenzen laſſe, um über: 
haupt von einem Gebiete fprecdhen zu können. Man fagt wohl öfter, 
das Gebiet der Vorbereitung erftrede fih von der erften Thätigfeits: 


2) Vgl. Dr. L. Jagemann und W. Brauer Crim.-Lex.: „Vorbereitung.“ 
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äußerung bis zu dem Beitpuncte, wo ſchon eine ben objectiven Thatbe⸗ 
Rand, ober body ein Merkmal defielben darſtellende Handlung unter: 
nommen worden ift. Schwer zu beftimmen ift der Anfang der Vorbe: 
reitung, weit ſchwerer aber noch deren Endpunkt, wo fie von dem 
Beginne der Ausführung geichieden ift. Die die That vorbereitenden 
Schritte beginnen faft unmerfli und nähern ſich in immer enger wer 
denden Kreiſen der That mehr und mehr, bis fie embli in dieſelbe 
übergehen. Vie Vorbereitungs:Handlungen beftehen z. B. in dem Ber: 
ſchaffen der erforderlihen Werkzeuge, Waffen oder Stoffe, — dem 
Ausforſchen der Gelegenheit zur Ausführung, — dem Hingehen 
an den Ort der beabfichtigten Ausführung. Alles dieß halten mir 
bloß für Veifpiele, ohne daß ſich die Reihe der Vorbereitung erſchöpfen 
oder von dem Anfange ber, Ausführung genau fondern ließe. Um 
fo weniger zuläffig oder möglich halten wir dieß, wenn man die Grenz: 
linie des Strafbaren und Straflofen eben zwiſchen der legten Vorberei: 
tungshandlung und dem erften Beginne der Ausführung ziehen will 
und alle fog. Vorbereitungshandlungen überhaupt für ſtraflos erflärt. 

Einige Beifpiele werden die Beurteilung der ermähnten Anficht 
erleichtern. So folgert man aus der Prämiſſe, daß die. Ortöveränderung 
behufs Verübung der That überhaupt bloße Vorbereitung fei, — es 
Tonne die größere Nähe zum Gegenftande der That keinen Verſuch be: 
gründen, es fei daher noch Fein Verſuch, wenn der Dieb fi ſchon in 
das Zimmer begeben hat, wo er ftehlen will 2%). Wer fi in der 
Criminal. Praxis umgejehen, wird der Fälle genug erfahren haben, wo 
Niemand Anftand genommen hat, eine Perfon wegen Diebſtahls- Verſuch 
zu ſtrafen, wenn diefelbe in einer fremden Wohnung in irgend einer 
verbächtigen oder überhaupt nur nicht zu rechtfertigenden Weiſe betreten 
und wenn von ihr bie Abficht zu ſtehlen eingeftanden, oder wenn Um: 
fände 5. B. der Befig von Einbruchswerkzeugen, — das Berbergen 
bei Annäherung des Eigenthümers oder perſönliche Verhältnifle, 5. B. 
Ausweislofigkeit, ſchlechter Leumund des Betreffenden, — eintreten, die 
die Abfiht erfchließen laſſen. Oder melder praktiſche Eriminalift 
wird bei dem (in deutſchen Partikularrechten) fogenannten „Diebftahle 
mit Einfteigen,” — wo das Einfteigen zum XThatbeftande des Verbrex 
chens gehört, — daß Anlegen der Leiter noch als ftraflofe Vorbereitung 
— und erft dad Erheben des Fußes zur erften Sprofie ald ben Bes 
ginn des firafbaren Verfuches anfehen? Sollte fi denn die juri— 


39) Bel das v. c. Erim.:Lericon. 
Ha ia erbe Bierteljahretiärift |. Rehtsw. IX. 1. 5 
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diſche Gewihheit der bemmächft Folgenden That wirllich nicht Früher 
und nad anderen Momenten erkennen laſſen — Oper befünde ſich 
unter dieſer Vorausſetzung der Mörder nicht noch im Stabio der ſtraf⸗ 
Tojen Vorbereitung, wenn er /ſchon zum Stoße mit dem Dolche aus 
holt, dann aber innehält 0) — Und in der That erklärt man ale 
legtes Stadium der jtraflofen Vorbereitung das: Sich fertig machen“ 
oder „Anfciden“ zur That z.B. wenn ich der Mörder jhupfertig 
macht, d. h. mit dem Gewehre jchon ziel, — umfomehr müfen das 
bloße Anftellen und Aufpaſſen im bie ftrafloje Vorbereitung fallen! — 
Man beſpricht auch noch ‚andere Beifpiele; fo 3. B. mieint man beim 
Morde durch Giftmijcherei jei das Exrgreifen des Gijtes, das Ausfireden 
der Hand, um das Gift in die Speife zu werfen, ja jelbit das wirt 
liche Vermengen des Gifte mit ber Speiſe ftrafloje Vorbereitungs: 
bandlung, folange fi die Speife noch in Topfe am Herde, alfo mod 
nicht außerhalb der Gewahrſame bes Giftmifchers befindet; erft wenn 
fie dem erforenen Opfer zum Effen vorgejegt wird, beginne ber ftraf- 
bare Verſuch. — Das Durchbrechen der Wand, um zit fehlen, meint 
man weiter, — fei ſchon ein ftrafbarer Verfud, weil der Durchbruch 
zum Theilbeftande des qualificirten Diebftahles (durch Einbruch) gehört, 
— dagegen fei dad Durchbrechen bloße Vorbereitung, wenn es-fih um 
einen Mord handelt, weil hier die Eröffnung des Suoanges blos als 
Ermöglihung der Ausführung erfeheint. 

Die Gründe für diefe Veurtheilung der Borbeeitungshanblun- 
gen ſollen darin liegen, daß ſich diefelben noch im Gebiete der Allge: 
meinheit bewegen und noch feine entſchiedene Richtung nach einer be 
ftimmten Rechtsverletzung nehmen, andererfeits aber auch noch feinen genüs 
genden Beweis für den unwiderruflichen Entſchluß zur Ausführung liefern, 

Gegen die Straflofigkeit diefer Handlungen läßt fih ſchon vom 
politifhen Standpunkte einwenden, daß viele darunter einen folden 
Grad der Gefährlichkeit zeigen, daß der Staat und der dadurch bedrohte 
Private mit Recht Garantien für die Zukunft fordern fann. Es find 
eben darum bie Vorſchriften der verfchiedenen Gefeggebungen, über dieſe 
Handlungen und ihre Behandlung fehr verſchieden. Viele Geſetzgebungen 
3. B. Würtemberg, Hannover, Baden, — und mehrere andere verorbnen für 
olche Fälle bei ſchwereren Verbrechen die Stellung unter Polizeiauf: 
fit; in den meiften Gefegen wird der Regel, daß Vorbereitungshand- 
lungen ftraflos bleiben, eine größere oder Hleinere Zahl von Ausnah: 


©) Am v. c- O. „Abftehen.” 


— 
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men am bie Seite geftellt, two ſchon auch biefes Stadium bes Handelns 
beftraft wird; — folde werben beftimmt, 3. B. für das Eingehen eines 
Eomplottes 3"), — Vorbereitungen zu hochverrätheriichen Unternehmun⸗ 
gen und den Münzverbregen, — aud zum Giftmorde 32) u. a. m. 

Schon in der an die Spige dieſes Abfages geftellten Thefishaben 
wir bloß behauptet: daß auch bloße Vorbereitungshandlungen einen 
firafbaren Verfuch bilden Tönnen, d. h. wenn nad den concreten 
Umftänden in den vorbereitenden Handlungen ſchon die Merkmale des 
ftrafbaren Verſuches zu entdeden find. Iſt das Herbeiſchaffen der Mit: 
tel und Werkzeuge, oder die Zurechtlegung der Gelegenheit zur Ver: 
übung des Verbrechens von der Art, daß daraus allein, oder in Ver: 
bindung mit dem Geftändniffe des Verdächtigten ſchon der Beginn der 
Ausführung der erweislich böfen und ernftlichen Abſicht erblidt werden 
Tann und ift zugleihd — im Sinne des öfterr. Strafgeſetzes — das 
weitere Fortfchreiten nach $. 8., d. i. unfreiwillig, gehindert worden; fo 
fteht der Annahme des ftrafbaren Verſuches nicht? entgegen. 

Es unterliegt Yeinem Zmeifel, daß die Strafe bei Vorbereitungs: 
bandlungen nur feltener eintreten wird, weil fie, wie ſchon bemerkt 
meift einen noch zu allgemeinen und unbeftimmten, insbeſondere auf 
die Abſicht noch nicht concludenten Charakter haben; fie ftehen noch zu 
entfernt von dem Ziele, laſſen eine mehrfache Deutung zu, können ba: 
ber nur felten al3 der Beginn einer beftimmten verbrederiichen Untere 
nehmung angefehen werden. Der mwejentliche, faft einzige Grund wird 
aber der fein, daß dabei der Richter außer dem Falle, wo die Abficht 
äugeftanden wird, nur ſchwer die Weberzeugung vom Dafein derfelben 
und ihrem Fortſchreiten bis zur äußern Verwirklichung gewinnen kann, 
biemit aber die erfte Bedingung zur Beftrafung eines Verfuches ent- 
fällt. Indeſſen ift damit die Möglichkeit derfelben nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen. Der Richter hat die böfe Abficht nah $. 268 St. Pr. D., ohne 
an Beweisregeln gebunden zu fein, aus den concreten Umftänden ber 
That zu erſchließen, welde natürlich einen ziemlichen Grad juridiſcher 
Concludenz auf die Abfiht enthalten müſſen. 


®ı) Einige Gefege fordern nihteinmal eine ſolche Uebereintunft; nach den Gefegen 
im Würtemberg und Baden genügt ſchon die Bereinigung zur Bande, — in 
Baden fogar ſchon der gegebene und angenommene Auftrag, oder Lohn für 
Begehung eines Verbrechens — in Weimar fon das obihon noch nicht an: 
genommene Anbieten eine? Lohnes EV Begehung eines Mordes. 

3) Nach den Geſetzen in Mirtemberg eimar und Braunſchweig genügt das 
Verichaffen oder Zubereiten des Giftes zum Morde; ebenjo das bewaffnete 
Auflauern in mörberifcher Abficht: 


[32 
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Einen weitern, nicht minder erheblichen Unfland gegen bie Be- 
ftrafung der Vorbereitungshandlungen wird bie Beichaffenheit biejer 
‚Handlungen ſelbſt bilden. Denn die concreten Umftände der Handlung 
find es, welde das Stadium Fenngeichnen mühjen, bis zu iveldhem bie 
verbrecheriſche Abfiht auch ihre Fakttiche Verwirklichung gefunden bat, 
dann ob und inwiefern fie diefelbe gänzlich gefunden hätte, um in bem 
Innehalten der Thätigkeit die hinreichende Einivirkung eines außerhalb 
des Willens des Handelnden Gelegenen zu exkennen., 

Im Falle des Eintretens einer dieſer Borausfepungen leiben.bie 
Vorbereitungshandlungen ftraflos, falls fie wicht ſhon an fh irgend 
einen ftrafbaren Character (in einer andern’ Nichtung) darbieten, Weit 
Nüdfiht auf die Natur der eben. beiprodenen, die Strafbarteit der 
Vorbereitungshandlungen bedingenden Momente und das jeltenere Zu 
fammentreffen derjelben kann man bie Straflofigteit bloßer Bor: 
bereitungshandlungen als die Negel ausiprehen, — wenn man zu: 
gleich die Vlöglichteit von Ausnahmen zugibt; bie Vorbereitungshands 
lungen werden oft einen noch entfernten, und darım minder ftrafbaren, 
aber doch ftrafbaren Verſuch bilden. Wer hätte z. B. Bedenken getragen, 
den Mordverſuch zu ſtrafen, wenn Bocarme durch einen Polizeibeam⸗ 
ten bei ſeiner großartigen Bereitung des Nikotins getroffen worden 
wäre, und durch die Umſtände überwältigt, den verbrecheriſchen Ent: 
ſchluß, die auf den Schwager gerichtete Mordabfiht geftanden hätte? 
Oder mie lange follte man wohl warten, wenn in der Wohnung 
eines belannten politiſchen Schwärmers zunächſt dem Regierungspalafte 
eine wenn aud nur theilweife zurechtgelegte Höllenmaſchine gefunden 
wird? Wer wird z. B. eine ftrafbare Verſuchshandlung dort noch nicht 
erfennen, wenn Jemand Stämpel, Mafchinen ꝛc. zur Nachmachung 
oder Verfälihung von öffentlichen Creditspapieren oder Münzen einge 
ſchafft Hat und betreten wird, als er diejelben zu dem genannten Zwecke ſchon 
gehörig zugerichtet hat? Warum mollte man bier noch keine zur 
wirklichen Ausübung führende Handlung erfennen, da doch diefe Werk: 
zeuge nach der Vorausfegung eben nur zu dem beftimmten Biede zu- 
gerichtet und geeignet find, und zu feinem andern. Sollte bier noch 
nicht die böfe Abſicht oder dag zu verlegende Object vollends ſicherge⸗ 
ftelt fein? — Sollte der Staat nod das wirkliche Fabriciren der Fal- 
fificate 39) abwarten ? Welche Entſchuldigung von Seite das Verſuchers 


99) Over beim Mordverſuche — das wirkliche Losdrüden des Gewehres, denn 
felbft das Zielen könnte noch nicht genügen! 


a _ 
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if wohl denkbar? Würde ſonſt nicht nach 88. 107 und 118 d. St. 
G. der Mitſchuldige firenger, als der Thäter beftraft? 

Aus denfelben Gründen wird weiter ein Verſuch des Diebſtahls 
nicht erft dann, wenn der Wilddieb fein Gewehr ſchon auf ein Wilb 
angelegt, und nur im Abdrüden durch den herbeifpringenden Jäger ges 
hindert tworben, ober fogar das Gewehr fchon abgedrückt, dieſes aber verjagt 
bat oder das Wild verfehlt wurde, — fondern wohl ſchon damals ge 
funden werben, wenn gegen Jemanden blos das Vorpaſſen mit einem 
Gewehre im fremden Reviere, ohne Einwilligung des Berechtigten, 3. B. 
am fog. Entenftande, d. i. an einem Orte, wo ſich biejes Wild gemöhn- 
lic) einfindet, vorliegt, zumal wenn aud noch bei der Betretung das 
Gewehr zweckdienlich geladen war 34). 

Dagegen wird die bloße Anſchaffung von Mordwerkzeugen oder 
Brennftoffen zur Brandftiftung, oder mern Diebswerkzeuge, nad Um- 
fländen felbft bei zugeftandener Abſicht, nod nicht als Verſuch geftraft 
werden können, weil vielleicht für die Annahme der erforberlihen In— 
tenfität ber Abſicht noch nicht genug vorliegt, daher noch ein gewiſſer 
Beginn ber wirklichen Verwendung der Werkzeuge oder Stoffe oder der 
wirklichen Benügung der vorbereiteten Gelegenheit abzutvarten fein 
wird, um ftrafend vorgehen zu können. 

Allerdings find es auf diefe Art nur die concreten Umftände, 
welche die Strafbarkeit oder Straflofigfeit der Vorbereitungshandlungen 
bedingen; allein wir meinen bei unfern aufgeftellten Principien über 
den Berfud einen höheren Standpunkt zu gewinnen, um aud bier 
über dad concrete Subſtrat — principiell entiheiden zu Tönnen. Die 
Grenze, wo die Strafbarkeit beginnt, läßt ſich in abstracto nicht beftims 
men; die Umftände müſſen den Richter in den Stand fegen, den Fall 
im Sinne des allgemeinen Rechtsbewußtſeins und ber geſetzlichen Prin ⸗ 
eipien insbefondere zu enticheiden, und nur fo viel läßt fi mit ziem⸗ 
licher Sicherheit behaupten, daß er ben Verſuch befto früher und fie: 
ver firafen wird, je deutlicher der verbrecheriſche Entſchluß in den Um ⸗ 
Händen ausgeſprochen ift. 

Unter diefer Borausfegung endlich kann die pofitive Geſetzgebung 
die Ausnahmen in Behandlung des Verſuches vermeiden, welde einer: 
ſeits nicht minder wichtig, als zahlreich aufgeftellt werden, gleichwohl 
aber andererſelks nach juridiſchen Principien keine Begründung oder 
Rechtfertigung finden können! 


m Bol. Prof. Haimerl’3 Magaz. X, Br, 6. 403, 
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IN Berſuch im alle des unbeftimmten Vorfapes. 

Forſcht inan, um das Daſein eines ftrafbaren Verſuches zu er 
ruuden, nad) ber Abſicht des Handelnden, als dem wichtigſten Merk 
male beffelbent, jo zeigt ſich biefe oft in einer mehr nur unbeſtimmten 
Geſtalt und erſchwert ſo bie Beurtheilung des juridiſchen Charakters 


der Handlung ebſt. J Fall des ſogenannten unbe 
immten VBorfahe tati), einer Abſicht, welche in 
ihrer Richtuug unbeſtit eweiſe alternativ oder cumula 
uv auf mehrere möglid Lungen oder Erfolge: gerichtet 
it, ein Wollen, welches als möglich denkt, aber keinen 
darunter als nothwent Gegenſatz hievon iſt der bes 
nimmto Vorſat, ); welcher einen oder mehrere 
Griolge beftimumt amd ı lt: Der unbeſtimmte Vorſatz 
(dalu⸗ Indet.) laßt ſich atio: und abſolut unbeſtimm ⸗ 
ton unterſcheiden; bei j bäter, daß die That eine be 
ſtimmte Mehrheit vum Erſoigen yaben fünne, — während bei 


dieſen (auch allgemeinen Vorſatz oder animus nocendi überfegt) nur 
unbeſtimmt irgend ein möglicher Etfolg bezielt wird. Der relativ 
beftimmte Vorſatz endlich zerfällt in den alternativen und 
eventwellen, jenahdem e3 dem Bösgefinnten gleihgiltig ift, welcher 
Erfolg eintritt, — ober er eigentlich auf einen beftimmten Erfolg hin. 
ftrebt und nur eventuell bereit ift, fi auch in den andern möglichen 
zu ergeben. Bei dem animus nocendi it die Abſicht unbeitimmt, 
nur auf irgend eine Rechtsverletzung, ohne daß der Beablichtigende 
Rechenſchaft zu geben vermöchte, welche Art von Verlegung er verüben 
tan und will, er überläßt fich einem dunteln Gefühle der Rache, im 
Voraus mit Allem einverftanden, was zur Befriedigung berjelben gerei- 
den kann, die Ausführung im Speciellen aber den Umftänden an- 
beimgebend. 

Was nun den Einfluß diefer verſchiedenen Arten des Vorfages 
auf den ftrafbaren Verſuch betrifft; fo gehört zur Annahme des Lepteren 
zum wenigſtens relativ-umbeftimmter Vorfag; ein Verſuch 
mit abfolut unbeftimmtem Vorfage ift nicht ftrafbar, weil derfelbe 
wohl entnehmen läßt, daß eine Uebertretung überhaupt, nit aber, 
melde unternommen werben follte. Die relative, — alternative, oder 
eventuelle Unbeftimmtheit des Vorſatzes beirrt den Begriff des firafe 
baren Verſuches nicht, eben weil das Gebiet des Beabfihtigten beftimmt 
begrängt iſt. Freilich wird nad den Principien der juridiſchen Gewiß: 
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heit oder Wahrſcheinlichkeit ſtets die leichtere ber verſchiedenen 
Handlungen, fo in den Umfang des Vorfages fallen, anzuneh: 
men fein. 

Indeſſen gehört diefe Unterfheidung jedenfals zu den minder 
praftifchen; denn ift der Vorſatz fo weit entividelt, daß er bereits zur 
äußern Verwirklihung gelangt, oder doch zu gelangen beginnt, fo bat 
er wohl durchweg ſchon einen mehr ober minder beflimmten Charakter 
angenommen, der fih dann in der äußern Handlung abprägt; eine 
mit völlig unbeftimmtem Vorſatze unternonmene Handlung wird in 
den feltenften Fällen des Objectiven genug enthalten, felbft um nur 
erſt einen ftrafbaren Verſuch anzunehmen und das Einfchreiten der 
Juſtiz bleibt aufgeſchoben, bis der Vorfag den beftimmten Charakter 
erlangt hat. 


X. Abgang des Objected des Verbrechens. 


Eine weitere Frage geht dahin, ob ein Verſuch möglich fei, wenn 
der von der gefeglihen Begriffsbeſtimmung zu einem gewifjen Verbrechen 
als weſentlich geforderte Gegenftand fehlt, — nicht vorliegt >)? Die 
allgemeine Anſicht antwortet negativ und beruft fi insbefondere 
auf den Abgang der zur wirfligen Ausübung führenden 
Handlung, weil unter diefer Vorausſetzung die Thätigfeit des 
Bösgefinnten bei al’ ihrer Intenfität nie zum Zwede führen kann, 
— nie eine Verlegung des Objectes eintreten kann, weldes nit vor⸗ 
handen ift. 

Unfere Anſicht geht dahin, daß der Abgang des Dbjectes in 
feinem Falle der Annahme und Beltrafung des Verſuches entge: 
genftehe, wenn font die Bedingungen hiezu vorhanden find. 

Der Abgang des Dbjectes Tann feinen Grund darin haben, 
daß a) ein folder Gegenftand überhaupt nicht eriftirte, oder 
b) doch nit an demvorausgeſetzten Orte ſich befand, — ober 
e) daß die Handlung nur nit an dem vom Geſetze weſentlich gefor- 
derten identiiden Dbjecte (Perfon oder Sache) erfolgt ift. In 
Teinem dieſer Fälle ſehen wir gerade darin ein Hinderniß, den Ver: 
ſuch zu beftrafen, obſchon wir folgen Umftänden nicht allen Einfluß 
abſprechen. So wird der erſte Fall, daB durch das Verbrechen anzu: 
greifende Object nie eriftirt hat, wohl öfters die Imputationsfähigkeit 


*) Luden nimmt ein unmöglihes Verbrechen an, wo die Abſicht an 
Km ganz untaugligem Objecte oder mit untauglihen Mitteln ausgeführt 
mil 
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des Handelnden aufheben ober doch fehr in Biweifel ftellen, und fo bie 
Straflofigteit zur Folge haben, wer der angepriffene Gegenftand Bloß 
ein jeder Nealität entbehrendes Fantaftegebilde geivefen ift, — Ebenfo 
bäufig wird fi in folden Fällen der nothivendige Weiveis der ver- 
brecherifchen Abficht nicht herftellen laſſen oder die vom Gejege gefor- 
derte äußere Handlung des gefehlichen Charakters eitbehren, und ber 
Nichter wird den Beſchuldigten frei, oder wohl gar Tosfprechen müfjen; 
liegt aber fein folder Anftand Bor, dann At der Verjuc ———— 
ftrafbar. m 

Besonders bier erfcheint die obfectiv gehaltene Begründung ber 
Gegenanſicht ungenügend, indem fie zu viel beiweifen toill, teil bad; 
zugegeben werden muß, eine Handlung könne ſchon dann beftimmt nicht 
und nimmer zum verbrecherifchen Hiele führen, ſobald ihr au nur 
das Heinfte Atom der qualitativen und quantitativen Eignung abgeht, 
womit aber der Begriff des Verſuches in feiner praktiichen Anwendung 
To ziemlich negirt wäre. Gerade der Abgang des gefeglich geforderten 
Gegenftandes ift oft der einzige Umftand, der die Ausführung der That 
felbft — wider den Willen des Thäter8 — verhindert, — und mir ver- 
mögen feinen weſentlichen Unterſchied zwiſchen dem Mangel der zur 
Ausführung erforderliden Eignung der gewälten Mittel, oder ihrer 
Unzureichenheit und dem Abgange des Objektes zu erbliden, wir ſtellen 
vielmehr alle drei Momente einander gleich und behaupten von ihnen den- 
felben Einfluß auf das Weſen des ftrafbaren Verfuches. Uebrigens 
wollen wir Beifpiele reden laſſen. 

Derjenige wird mit Recht wegen Verſuches bes Verbrechens der 
Münzverfälfhung beftraft, der eine nicht mehr gangbare Münze nady: 
macht, die er jedoch al3 noch curfirend glaubt ($. 118 St. G.); feine 
Abficht, eine gangbare Münze nachzumachen, einerſeits begründet den 
Verſuch, und nur der Irrthum ift e3, mwelder die Wollbringung bes 
Verbrechens ohne alle Gelbftbeftiimmung des Thäter hindert und 
das Bleiben beim Verſuche bewirkt. 

So begeht jener das Verbrechen des verſuchten Morde, der einen 
im Bette feines Feindes liegenden Körper mit tödlicher Waffe angreift 
in der Abſicht den Feind zu tödten, felbft wenn diefer damals — dem 
Thäter unbewußt, ſchon verftorben war, oder von dem Mordplane un: 
terrichtet, bloß feine Kleidung im Bette gelaffen hätte. Hier hat der 
Böggefinnte vielleicht lange alle Dertlichkeitsumftände und die Gewohn- 
heiten feines Feindes ftudirt, ſchleicht ſich ein und führt endlich den 
tödlichen Stoß und nur ber Zufall tritt hindernd in den Weg und 


2 
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läßt ihm den Mord nicht ausführen. Oder was follte wohl noch ge: 
ſchehen, um den Mord verſucht zu haben ’o)? 

So fteht weiter Nichts entgegen, jenen megen des verfuchten 
Verbrechens der Blutſchande ($. 131) zu beftrafen, der miteiner Perſon 
Unzucht treibt, die ihm in der That ganz fremd ift, melde er aber für 
feine Tochter hält; natürlich muß aber der legtere Moment erweisbar 
fein. Der warum follte denfelben die Strafe nicht treffen, wenn er 
in diefer Abſicht das ſtets von feiner Tochter bewohnte Zimmer betritt 
und auch fonft zur Verübung der Blutihande Nichts fehlt, als daß 
die unglüdliche Tochter etwa Furz zunor die Flucht ergriffen und um 
fi Yänger gegen die Verfolgung zu fügen, eine Subftitwirung ihrer 
Perſon bewirkt? Wäre fie geblieben, fo läge fein Verſuch, fondern 
ſchon die That felbft vor und mas kann der Schändliche wohl an: 
führen, das er gethan hätte, auf das die That bloß verſucht 
bleibe ? 

Wir kennen recht wohl bie verbienftfihen Leiftungen der öfter: 
reichiſchen Juriſten und wiſſen, daß wir mit unferer Anficht gewichtige 
ältere und neuere Gegner finden; wir wagen es aber doch, obzwar 
in jeder Hinſicht bereit, und durch haltbare Gründe von der Un 
richtigkeit unferer Anficht überzeugen zu laffen. Wir können nicht 
umbin, unfere Auffaffung noch an mehreren Fällen zu erproben. 

8. 3. A nimmt aus dem Nachlaſſe des B heimlich eine Uhr 
weg in der Abficht, ſich diefelbe zuzueignen, es zeigt ſich aber dann, daß 
eben diefe Uhr demA durch Bteftamentarifh als Legat zugedacht war. 
Diefer Fall, behaupten die Gegner, bilde keinen Diebſtahlsverſuch, weil 
die Uhr zur Zeit der Entwendung fir A feine fremde Sade mehr 
war, daher er daran einen Diebftahl nicht begehen konnte. Wir 
finden in diefer Handlung, wenn fonft alle gefeglihen Merkmale des 
Diebftahl3 gegeben find, allerdings einen Diebitahlsverfud; es wäre 
anders, wenn A mußte oder doch vermuthen konnte, es fei ihm dieſe 
Uhr Yegirt worden und er nimmt ſich diefelbe eigenmächtig, ohme bie 
Verfügung der Erben abzuwarten; da mangelt die Diebftahlsabficht 
und mit dieſer auch jeder Verſuch; wo aber die nicht eintritt, 
wenn A die Uhr heimlich entwendet, ohne alle Rückſicht auf ein Ver— 
mãchtniß, alfo entſchloſſen fie au dann zu nehwen, und zu behalten, 
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wenn fie ihm nie zugehören follte, — ba ‚alle Merkmale, 
baren Verſuches gegeben, — bie ET —— 
bezielende Handlung und deren unfreiwilliger — 

das Dazwiſchentreten der Tepkwilligen, Verfügung, die-ben 

beruft und der Diebitapl wäre vollbracht, wenn biefe Verfügung 

hervor kaͤme! 

Auf gleicher Weiſe entſcheiden wir den Fall, wenn, ic) Aa in 

diebiſcher Abficht in ein Poflbuream oder in ein 
einſchleicht und in der Dunkelheit das fchwerjie Gelbpadet ober die 
ibm am werthvollſten ſcheinende Uhr nimmt, und es 
daß das Geldpacket eben Fir ibm beitimumt, — 
feine fremde, ſondern ſeine eigene war, bie er zur‘ 
Die diebiſche Abſicht, das heimliche Einfchleichen und | — 
Entwendung ſind da, und me der Zufall it es, der die Vollbringung 
bindert ($. 8 St. ©). Wie man im früheren Kalle unter Voraus: 
fegung be durch die Umflänbe eriweislichen biebifchen Abficht ‚annehmen 
muß, der A hätte die Uhr genommen, auch wenn fie ihm nicht. legirt 
worden wäre, da er bievon Nichts gewußt; jo kommt im zweiten 
Falle zu erwägen, daß A ſicher nicht dieſes Padet oder diefe Uhr, 
ſondern beftimmt ein anderes Padet, eine andere Uhr genommen hätte, 
wenn er die wahre Befchaffenheit der genommenen Sade gekannt haben 
würde. Das Entſcheidende nach unferer Anficht iſt die Abſicht und eben 
darum geben wir zu, daß fehr viele Fälle, wo ein folder Abgang 
des verbrecheriſchen Objectes eintritt, ftraflos bleiben werden, weil 
ſich oft die Umftände nit finden laſſen, die verbrecheriſche Abficht 
zu erihließen, indem fie vom XThäter felbft vorausſetzlich geläug— 
net wird. 

Eonfequent behandeln wir aud den Verſuch des Verbrechens der 
zweifachen Ehe in ähnlicher Weife. Denjenigen, der eine zweite Ehe 
eingeht, während er feine erfte, ihm vermeintlich giltig angetraute Gattin 
für noch lebend hält, — da doch erhoben wird, diefe erfte Gattin fei 
damals ſchon verftorben geweſen, oder die erfte Ehe fei ungiltig, be: 
ftrafen wir wegen des verſuchten Verbredens der zweifachen Ehe. 
Die weientlihe Vorausfegung nad unferer Anficht ift, daß der fich zum 
zweiten Male Verehelichende zur Zeit der zweiten Eheſchließung Grund 
haben konnte, feine erfte Ehe für noch beftehend anzufehen, daß er alio 
die ſchon wirklich erfolgte Auflöfung derfelben, oder deren Ungiltigkeit 
nicht gewußt, ja auch nicht wiſſen, oder auch nur. vermuthen konnte. 
Dann ift feine böfe Abficht außer Zweifel gefegt, er hat aud äußerlich 
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Alles getban, was er zur Verwirklichung der Abficht thun konnte und 
es ift für ihn ein reiner Zufall, daß fie dennoch nicht erreicht wurde. 
Wenn wir und zur Unterjtügung diejer Anficht auf dag vielbeſprochene 
Hofdecret vom 11. Zuli 1817 3. 1345 d. J. G. ©. (o.) berufen, 
worin ausdrüdlih von dem „Berfuche des Verbrechens der zweifachen 
Ehe geiproden wird, falls der erite Gatte ohne Wiflen des Beichuldig- 
ten vor Schließung der zweiten Ehe ſchon verliorben wäre; — jo ge: 
ſchieht es mit dem Zugeſtändniſſe, daß diefe Novelle, weil in das neue 
Strafgefeß nicht aufgenommen, durch Art. Ides Kundmachungspatentes 
zu leßteren außer unmittelbarer Geltung gejegt wurde; wir jehen aber 
darin feine Ausnahme von einer gejeglichen Regel, — wir jeben darin 
bloß die jpeciele Anwendung des allgemeinen Grundjages aus $. 8 
(früher 8. 7) auf das Verbrechen der zweifachen Ehe und fo bildet 
diefe Novelle auch fernerhin einen wichtigen Stüßpunft für unſere 
principielle Auffaflung des Verſuches und der Bedingungen feiner Be: 
itrafung. 


XL Irrthum im Objeete. 


Der Umſtand, daß ſich der Thäter bloß in dem ſpeciellen 
Rechtsobjecte geirrt, nämlich die beabſichtigte verbrecheriſche 
Handlung an einer andern Perſon oder Sache unternahm, 
als er beabfidhtigt, oder vorausgeſetzt (error in objecto), 
madt an fih weder das vollbracdhte Verbrechen zum Verſuche, noch 
diefen ftraflog, menn nur der vom Geſetze geforderte Thatbeitand 
vorliegt. 

Bu dem geſetzlichen Xhatbeitande genügt an fich die Gattung 
und Art des NechtSobjectes, ohne daß das Individuum entjcheidet. 
Aber in dem bier vorausgejegten Falle trifft jogar das Individuum 
rüdfichtlih die Abfiht und Handlung, in dem Individuum zuſam⸗ 
men; denn der Thäter faßt hier den Entihluß, ein beftimmtes Indi— 
viduum verbrecherifh anzugreifen; nun kömmt ihm nicht diefes, wohl 
aber ein anderes derfelben Gattung vor und im Thäter entiteht durch 
verjchiedene Umftände die Täuſchung, in Folge deren er das aufge: 
ftoßene für das urjprünglich bezielte Individuum hält; im Momente 
der That entfteht in ihm die Abfiht, die verbrecheriiche Handlung an 
dem eben vorkommenden Objecte auszuführen. 3. B.A will aus Rache 
des B Haus in Brand fteden, und ala er dasfelbe erfragen will, wird 
ibm das Haus des D als jenes des B gezeigt und A zündet e& an. 
Seitdem dem A das Haus des D als jenes des B bezeichnet worden, 
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batte er den feiten Entſchluß, eben dieſes Haus in Brand zu feden 
und führt ihn auch aus. — Dasfelbe ift ber Fall, wenn A'bei B einge: 
brochen, und dort Sachen geftoblen hat, die er für ben B gehörige hält, 
während fie in der That bem ©, D, B gehören, 

Es ift wohl das Eintreten eines ſolchen Frrihumes nicht oha⸗ 
juridiſche Bedeutung, weil unter Vorausſetzung eines ſolchen die Juten⸗ 
fität des verbrecherifchen Vorſahes geſchwächt it, wie ſolche zum Vers 
brechen gefordert wird. Es handelt ſich aber hier ftets um eine ſchon 
vollendete geſetzlich ganz ſträfliche Handlung, das geſetlich geihüpte 
Object wird wenigftens in feiner Gattung und Met getroffen und das 
Gefeg hat darum feinen Anlaß, das Eigenthümliche der durch die 
ZTäufhung bewirkten Sinmesänderung näher in Betracht zu ziehen. 
Ein Irrthum in der Gattung bes Rechts Objectes Fällt mit dem 
Mangel oder Abgang des Dbjectes ſelbſt zufammen und es gilt das 
hierüber bereits Gefagte. 

Andere Wirkung hat weiter die von der Doetrin fogenannte 
Abirrung des Verbrechens, aberratio „etus (delieti) in 
objaecto, welche dann gegeben ift, wenn der Thäter zur Ausführung 
feiner verbrederiihen Abficht ein beftimmtes Individuum (Perfon 
oder Sache) wählt, diejes Individuum aber zufolge einer unmill: 
kürlichen, im Zufalle oder einem Verſehen gegründeten Richtungs- 
änderung feiner Handlung, jedod etwa mit Einhaltung der gefeglich, 
zum Verbrechen geforderten Gattung des Rechtsobjectes, verfehlt, 
und fo eine andere Perſon oder Sache trifft, ald er bezielt hat. Hier 
ift das Verbrechen zwar nicht vollbracht, weil die Abfiht und die 
Handlung felbft der weſentlich innern Verbindung, der objectiven Ein: 
beit, entbehren, wohl aber ein Verſuch des Verbrechens vorhanden, 
mern fonft die dazu erforderlichen Bedingungen gegeben find ($. 8 
St. G.). Diefe Bedingungen werden ftet3 vorhanden fein, wenn 
die verfehlte Richtung der Handlung die Gattung bed werbrederi: 
ſchen Objectes eingehalten hat, — und fie merden oft, oder können 
doch dort gegeben fein, wo felbft eine andere Gattung getroffen wurde, 
— das Leptere aus dem Grunde, weil dort der Beweis der verbre: 
cheriſchen Abficht ſicherer geführt wird, als bier. Wenn z. B. A den 
B ſchwer verlegen till, ihn aber mit dem geführten Dolchſtoße ver- 
fehlt und abfichtli den neben B ftehenden C ſchwer verlegt, oder 
gar töbtet; fo liegt mohl ein Verſuch ber ſchweren körperlichen Be— 
ſchaͤdigung an B und nebftbei eine culpofe ſchwere Beſchädigung oder 
Tödtung bes C ($. 335 St. ©.), keineswegs aber das vollbrachte 
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Verbrechen der ſchweren Lörperlihen Beſchädigung ober bes Todt⸗ 
ſchlages an C vor ($$: 152, 140 St. G.). Nur in Betreff ber Ber: 
legung des B liegt die zum Wefen des verſuchten, gleichwie bes voll: 
brachten Verbrechens nothwendige Verbindung, Einheit der Abſicht 
mit der That vor; nur gegen B hat A dasjenige auszuführen bes 
gonnen, was er beabfichtigt; der außerhalb feines Willens, ja viel: 
mehr gegen feinen Willen eingetretene Erfolg an C kann ihm — fei: 
nem Willen — nicht zugerechnet werden und nur jene Gründe laſſen 
ihn auch dafür ſtrafbar ericheinen, welche die juridiſche Doctrin und 
die Gejeggebungen beftimmen, bei Feſtſetzung des Strafbaren über 
die Abſicht hinaus in das Gebiet der Fahrläffigkeit hinüberzugreifen. 

Die ift nach unferer Anfiht der rationellen Rechtsprincipien 
zufolge ausnahmsloſe Regel, weil aus dem Weſen der menſchlichen 
freien Thätigkeit und Zurechnungsfähigkeit bergeholt. 

Das neue öſterreichiſche Strafgefeg macht, abweichend von 
dem älteren Texte ($. 117), eine Ausnahme bievon bei dem 
ſchweren Verbrechen des Mordes ($. 134), wobei ein foldes Ber: 
fehlen (aberratio) des Individuums innerhalb der Gattung 
befonder3 und zwar dahin normirt wird, daß auch derjenige wegen 
des vollbrachten Verbrechens des Mordes geftraft wird, der gegen 
einen Menfchen in der Abficht, ihn zu töbten, auf folde Art handelt, 
daß daraus deſſen oder eines andern Menſchen Tod erfolgt ift. 
Die morderiſche Abfiht des A mag immerhin gegen B und nur 
gegen B gerichtet fein; wird durch den tödtlihen Streich C getroffen, 
fo nimmt das Gejeg nicht den Mordverfuh an B an, fondern den 
vollbrachten Mord an C als die frafbare Handlung an. 

Die Gefeggebung hat bei diefer Verfügung unbeftreitbare politi 
ſche Motive geleitet; fie hat die Größe dieſes Verbrechens und ben 
hohen Preis des Menfcenlebens erfaßt und darum denjenigen als 
Mörder zu ſtrafen verordnet, der einmal den Entſchluß zu morden ge: 
faßt und zugleich fo gehandelt hat, daß aus feiner Handlung der Tod 
eines menſchlichen Weſens erfolgt ift, ohne daß die beabſichtigte oder 
getroffene Species, das Individuum entfheiden würde. Dieſe fingulä 
ven Gründe müfjen aber zugleih die Anficht beftärken, daß damit 
eine Ausnahme feftgefegt werden wollte, welche keine Ausdehnung auf 
andere andere Verbrechen geftattet 37). 

Man hei *8 nicht — ee, die ne SU einer ie 


—— nierwent ee fen, wir finden unſer Biel Ar 0 





18 R. v. Helm üb: d. ftrafb. Verſuch. 


Einen fcheinbaren Haltpunct, dieſe Ausnahmsbeſtimmung weiter 
auszudehnen, kounte man wohl in der Worfchrift der 88. 140 und 
52 St. G. über die Verbrechen des Todtſchlages und der ſchweren 
körperlichen Beſchädigung finden; denn in beiden biefer Geſehſſellen 
wird eben der $. 134 per parenthesin berufen. "Allein dieſe Aus 
dehnung ift eben nur jcheinbar. Weide 88. 190 imb 152 pofiuliren 
zu deutlich die Joentität des Individuums, auf das bie Teinbjefige 
Abſicht gerichtet war, mit demjengen, welches ums Leben Lönmt, 
rücfichtlich welches ſchwer verlegt wird und man hat um fo minder 
Grund zu einer andern Auslegung als bie Beziehung des S. 194 in 
den zwei Gefegesitellen ganz logiſch und ſprachlich richtig aus der objec 
tiven Beſchaffenheit der Handlung, aus ihrem Caufalnerus mit dem 
wirllichen Erfolge, welche das Gefeg auch bei diefem zivet Werbredien, 
gleichwie im Nachſatze des 8. 134 des Lüngeren beitimmt tvird, ange: 
endet wiſſen wollte, ihre Erklärung findet und dieſe Erflärung jogar 
durch die Stellung, welche dieſe Beziehung einnimmt, ihre Unterftit- 
Hung erhält, indem der $. 134 unmittelbar nad den Worten einge 
ſchaltet ift, melde die Handlung bezeichnen, die den verbrecheriſchen 
Erfolg nach ſich zieht! 


XI. Verſuch mit untauglichen oder unzureichenden Mitteln, 


Die von una angefochtene Anficht über den verbrecheriſchen Ver: 
ſuch prägt ihr Wefen in folgenden zwei Sägen ab, a) der Verfuch 
eines Verbrechens mit objectiv ganz ungeeigneten (qualitativ 
untaugligen) Mitteln ift nicht als frafbarer Verſuch anzufehen, 
die Mittel mögen an fi oder nur wegen de3 unzwedmäßigen Ge: 
brauches ungeeignet, fie mögen aus Unkenntniß, Irrthum oder Der: 
wechslung angewendet worden fein, dagegen b) fteht die quanti: 
tative Unzureihenheit der qualitativ geeigneten Mittel der 
Beftrafung der Verfuhshandlung nicht entgegen. 

Als Grund hiefür wird angeführt, weil im Falle ad a) das 
zum firafbaren Verfuche weſentliche Moment der zur wirklichen 





eine durch die Geſetgebung nothwendig befundene Ausnahme zu erllären. 
— Nur gelegentlich bemerken wir noch, daß eine Generaliſirung diefer ger 
feglih auf das Verbreben des Mordes befchräntten Auffafjung der aberratio 
am ebeften in Betreff ſolcher ftrafbarer Handlungen geftattlih wäre, wo ſich 
die Abficht des Thäters nah Anficht des Geſetzgebers nur auf eine ganze 
Gattung von Objecten bezieht, und demielben gleichgiltig ift, welches Indi— 
viduum biefer Gattung getroffen wird, mie dieß bei den meiften firafbaren 
Kanlungen aus Geminnfucht der Fall ift. Aber auch dieß findet nad dem 
Dbigen teine principielle, weder juridiſche noch gefeßlihe Begründung! 
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Ausübung führenden Handlung, d. i. einer Handlung abgeht, welche 
mit dem Verbrechen im objectiven Caufal:Zufammenhange ftände, zur 
Ausführung oder doch zur annäherungsmeifen Herftellung des vers 
brecheriſchen Thatbeftandes führen kann, — und meil dagegen im Falke 
ad b) doch ſchon eine zur Ausübung führende Handlung vorliegt, 
mit welcher fi) das Gefeg zum Verſuche begnügt. Nicht felten ſehen 
mir dieſe Anficht wohl gemildert, — indem nur der Verſuch mit ganz 
and unter allen Umftänden untaugliden Mitteln als 
ſtraflos angefehen, dagegen die Anwendung an fi taugliher Mittel 
— aus Irrthum über die Wirkungen, — in unzureidender 
Menge, oder auf unzwedmäßige Art, wie aud im irrthüm: 
lien Vergreifen oder Verwechſeln der Mittel der Beftrafung 
nicht entgegenftehend gehalten wird. 

Unferer Anſicht zufolge fteht weder die qualitative Untauglichkeit 
noch die quantitative Unzulänglicleit der objectiven Handlung der 
Strafbarkeit des Verfuches entgegen, da hiezu von Seite des Bösges 
finnten lediglich eine in der verbrecperifchen Abſicht unternommene Hands 
ung, welche diefen Charakter nach den Umftänden erkennen läßt, gefor: 
dert wird, ohne daß das Objective der Handlung in Betracht käme. 

Wie wir ſchon früher zu bemerken Gelegenheit gehabt, ſcheinen 
die Gründe der Gegenanficht zu Viel zu beweiſen; ihr Schwerpunkt 
liegt in dem geſetzlichen Erforderniffe der zur wirklichen Ausübung 
führenden Handlung; diefer Moment wird rein objectiv, ald ob: 
jectiver Gaufalnerus erfaßt. Steht dieß feſt, fo proteftiren wir 
gegen die Erflärung der wirklichen Ausübung als einer gänzli- 
chen oder aud nur annäherungsweifen Herftellung. Nein 
objectiv erfaßt, kann wirkliche Ausübung, nämlih Verwirklichung 
des vom Gejege vorausgefegten, das Weſen des Verbrechens bilden- 
den Uebels, oder Erfolges nur die vollftändige Herftellung 
alles vom Gejege Geforberten bedeuten, fonft ift das Verbrechen oder 
verbrecerifche Uebel nit ausgeführt, noch weniger aber: wirt: 
lich außgelibt, und dann genügt nicht eine bloße Annäherung, deren 
übrigens das Gefeg auch nirgends erwähnt. Begehrt man alfo zum 
frafbaren Verſuchc die: objective Eignung der Handlung zur voll 
fändigen Verwirklichung des Verbrechens, fo kann man folde nur 
in einer qualitativ und quantitativ, alfo ganz geeigneten, tauglichen 
und zureihenden Handlung erbliden, und der ftrafbare Verſuch würde 
erſt dort beginnen, wo der Bösgefinnte zur Ausführung in jeder Be: 
ziehung geeignete Mittel gewählt und angewendet hat. 
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Diefe mildere Anſicht hat, wie ſchon bemerkt, in Deflerreich's 
Criminalpraxis nie Anhang. gefunden, und bürfte auch ‚aus ben. Bejege 
nimmer zu rechtfertigen fein. Sie treibt die Confequenz ber/objecki 
Auffaffung der Handlungen auf die Spige. Wird das 
der Handlung in diefer Art feftgehalten, ‘jo findet man umferes 
Erachtens feinen Haltpunkt, mit der Beltrafung der Berfuhsbandlun: 
gen früher, als dort, wo die qualitative und. quantitative Tauglichkeit 
der Handlung zufammenfällt, zu beginnen, Oder wehhalb-follte man. 
eine qualitativ untauglide Handlung nicht frafbar, dagegen eine 
bloß quantitativ unzureichende Handlung ſtrafbar finden, ba bod 
die eine, wie die andere nie zur Verwirklichung bes verbrecperiichen 
Uebels führen, diefe zue Folge oder Wirkung haben Kan? Mer 
3. B. Jemand, um feinen Feind zu tödten, ganz unjchädlihe jpmpa= 
thetiſche Mittel anwendet oder demſelben ftatt Bitriol-Dehls blop Wi: 
triol:Geift zum Trunke reicht, oder in berjelben Abſicht vermeintlich 
giftige, in der That aber wöllig unſchädliche Schwämme vorjegt, 
oder wenn er dem Feinde wirklich Gift, deſſen tödtliche Kraft aber 
durch einen von Jemand Andern beigemifchten Stoff völlig neutralis 
firt wurde, beibringt, ober ſich ein Piftol vorrichtet, dann aber ein 
anderes gegen den Feind abdrückt, welches indeſſen ein Dritter mit dem 
vorgerichteten vertaufht hatte 38); in allen diefen Fällen fehen wir 
ebenfo, wie dort, wenn z. B. A um den B zu tödten, wirklich Gift 
aber in einer abjolut, oder nur vermöge der individuellen Beſchaffen- 
beit bes B, oder wegen der ungeſchickten Anwendung unzulänglicher 
Menge anwendet, oder wenn er fein Mordgemwehr für die Natur eines 
Menſchen überhaupt, oder doch für die gewählte Diftanz zu ſchwach 
geladen, ober endlich zur Ausführung eines Diebftahles zu ſchwache 
Brechwerkzeuge, oder zu kurze Leitern angewendet hat, alle Merk: 
male des ftrafbaren Verfudes, wenn anders die verbrecheriſche 
Abſicht vollkommen conftatirt werden kann und die Unwiſſenheit nicht 
bis zur Unzurechnungsfähigkeit gefteigert ift. 

Nur bei unferer Anfiht — mit vornehmliger Berückſichtigung 
des Subjectiven der Handlung — kann bie Juſtiz jene Unabhängig: 
keit behaupten, die ihr eigen fein muß, wenn fie allen den hohen an 
fie zu ftellenden Anforderungen genügen will, während fie, wenn fie ſich 
in das Gebiet des rein DObjectiven verliert, den Naturwiſſenſchaften 


®) Wenn unfere Gegner auch die Ichtern Fälle für ftraflo® erklären, dürften 
fie zu ‚Gonfequenzen gelangen, an deren Richtigkeit fie wohl felbft zweifeln 


mögen 
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völlig unterthan und all den Schwankungen ausgefegt wird, denen die 
jeweiligen Ergebniſſe der Leßtern unterliegen und ſtets unterliegen 
werben. Bergebens wird man Sachverftändige ſuchen, die eine Hand— 
lung oder ein concretes Mittel für abfolut tauglich, noch ſchwerer 
vieleiät, die es für abfolut untauglic erklären, kaum jemals end: 
lich, melde fiber beftiimmte Mengenverhältnifie der Stoffe ein fol 
abfolut beftimmtes Gutachten abgeben werben. Wir erinnern nur 
wieder an die große Schwierigkeit, die giftige, insbeſondere töbtlihe 
Eigenſchaſt der Stoffe nach gewiſſen Mengenverhältnifien zu beftimmen! 
Unter diefer Vorausfegung entfällt aber jeder juridiſche Unterfcheidungs: 
grund zwiſchen Qualität und Oxuantität. Warum foll Jener ſtraf— 
bar fein, der in mörberifcher Abficht eine ganz unbedeutende Dofis 
Arſenik gebraucht, und Derjenige nicht, der in derſelben Abficht eine 
bebeutende Quantität Pitriolgeift anwendet? Vielleicht, weil bie 
töbtlichen Wirkungen des Arjenits bei gewiſſen Ouantitäten ſchon ficher: 
geftellt find? Iſt doch bie Abſicht bei Beiden dieſelbe; auch die 
Wirkungen beider Handlungen find völlig glei, ein mehr ober 
minder beftiges Unwohlſein bes erfornen Opfers? SM es doch 
Thatſache der Erfahrung, daß große Duantitäten von an fi un- 
ſchädlichen Stoffen höchſt bedenkliche Folgen haben, während Stoffe 
von entſchieden töbtlihen Eigenfchaften in geringer Menge völlig ſpur⸗ 
108 bleiben. Worin läge der Grund, den qualitativen Moment der: 
art zu bevorzugen, und den quantitativen außer allen Betracht zu 
laſſen? Gibt es erfahrungsmäßig Feine abfolut erfaßbare Qualität und 
Quantität: fo ift nicht abzufehen, warum ſich die Juſtiz mit dieſem 
einfeitigen Vorgange begnügen follte, um ein Urtheil auf Tebenslangen 
ſchweren Kerker zu motiviren ($. 138). 

Wir finden alfo feinen Anftand in bem Wortlaute des öfter: 
reichiſchen Strafgefeges, um unfere Anfiht über den ftrafbaren Bere 
ſuch aud aus demfelben abzuleiten und beanſpruchen darum für bie 
felbe außer der philoſophiſchen Nichtigkeit auch noch den Charakter der 
pofitiven Gefegligfeit. Wir können nicht läugnen, daß unfere Anfiht 
viele und gewichtige Gegner nicht blos in der öſterreichiſchen Doctrin, 
ſondern auch in der bisherigen Praris der höheren Gerichte, nament- 
lich auch Entſcheidungen des k. k. oberften Gerichtshofes gegen fih hat. 
Wir geſtehen zu, daß eine Anſicht, welche ſich in der Praris, befons 
ders der höchſten Gerichte feſte Geltung zu erringen mußte, ſchon 
darum vor allem Uebrigen viel für fi hat: und die juridiſche For⸗ 
fung von dieſen Ergebniffen der praktiſchen Anwendung niemals 
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Unngang nehmen kann, wenn fie ſich micht ben Vorwurf des rein 
Müßigen und Unnügen zugiehen will; allen nicht minder halten wir 
ung andererjeit3 überzeugt, daß auch die Gerichtsprarisnicht alle Ne 
fultate der Doctrin überfehen mag und vollen Grund hat, bei ben 
praktiſchen Entſcheidungen die Ergebniffe des wiſſenſchaftlichen Forihens 
gebührend zu berückſichtigen, wenn anders dieſe nach ihrem inner 
Gehalte auf Anerkennung Anſpruch machen fünnen und bie pratiſche 


Juſtiz kann darum eben + Wiffenihaft einen abjoluten 
Stillftand behaupten. 

Dieß vorausgejegt iß es vornehmlich nur zwei 
Entſcheidungen des k. k. Shofes in Wien find, welche 
unferer Anficht entgegen In beiden Fällen wird bie 
beſchuldigte Perſon des Berfuches ſchuldig erkannt, im 
erſten Falle, weil von d ng der Leibesfrucht geeigneten 
Tranke bloß eine zu ge enoſſen wurbe, — im zweiten 
Falle, weil der an ſich peeignete Stoff aus anderen 
Urſachen den Zweck nice vu 5 — und nur in den Motiven 


wird der Satz bingeftellt, — „daß nur der Gebraud völlig ungeeigne- 
ter Mittel die Zurechnung der That beheben könnte.“ 

Wir werden kaum irren, wenn wir die höchſten Entſcheidungen 
und die damit zu gebende Gefegauslegung nicht in den Motiven, 
wenigſtens nicht in einzelnen, hingeftellten Sägen derjelben, fonbern 
in den Entſcheidungen felbft ſuchen. Eine praftifhe Widerlegung un- 
ferer Anficht fänden wir nur dann, wenn höchſte Erkenntnifie vorlä— 
gen, worin Handlungen freigefproden werben, welde alle von uns 
geforderten Bedingungen des ftrafbaren Verfuches erkennen lafjen und 
eben darum, weil ihnen die von der Gegenanficht begehrte verbrederi- 
ſche Objectivität abgeht, weil 3. B. das Object zur vollftändigen Ber: 
wirflihung des Verbrechens, oder qualitativ geeignete Mittel nicht 
vorliegen. — Dann würden wir und am praltifchen Felde des öſt. 
Gefeges ergeben. Dieb ift aber nicht der Fall, — einer folden bis 
reiten Widerlegung wird vergebens nachgeforſcht, und felbft dann 
nod würden wir ung mit der vertheidigten Anficht auf das Gebiet 
der Wiſſenſchaft zurüdziehen, aber dort auch zu behaupten fuchen. 

In der zweiten der angeführten Entſcheidungen (v. 22. April 
1852) übrigens dürfte ſchon darum das, was die Gegner darin fin- 


%) Grienntniß v. 17. Jänner 185%, & 39 ber öfterr. Ger. Zeitg. — und vom 
22, April 1852, 3. 89 der Ger. Beitg. 
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den wollen, nicht liegen, weil dort nicht gerade von einer quantitativen 
Unzureichenpeit, fondern von Anwendung eines Mittels geſprochen 
wird, welches nur unter Vorausfegung einer beftimmten phyſiſchen 
Beſchaffenheit, Dispofition der angegriffenen Perfon die (abtreibenbe) 
Wirkung äußert, — welche Dispofition als nicht vorhanden gefeßt 
und gleichwohl der Verſuch geftraft wird. Diefer Mangel dürfte mopl 
eher als lingeeignetheit des Mitteld oder der angewendeten Handlung, 
als als Zufall, der die Ausführung hinderte, angefehen werben, und 
bierin läge die Urſache ber Beftrafung bes Verfuches ! 


XI. Qualificirter Verſuch. 

Einige Rechtslehrer und auch poſitive Geſetzgebungen glauben 
einen ſog. qualificirten oder zuſammengeſetzten Verſuch 
hervorheben zu ſollen, welchen ſie dort annehmen, wo die zur Voll⸗ 
bringung eines beſtimmten Verbrechens unternommene Handlung zwar 
noch nicht den Thatbeſtand des beabſichtigten, wohl aber eines andern 
Verbrechens enthält, z. B. wenn bei dem Verſuche des Mordes 
eine ſchwere körperliche Beſchädigung begangen wird. Die am 
dieſe Species des Verſuches geknüpfte beſondere Rechtsfolge ſoll ſein, 
daß hier die Regel: wienach das freiwillige Abſtehen des Thäters von 
der Vollendung ſtraflos macht, — keine Anwendung findet und das 
tm Verſuche als vollendet ſich darſtellende Verbrechen allerdings ge⸗ 
ſtraft wird. 

Wir muüſſſen geſtehen, daß wir in dieſer Begriffsbeſtimmung kein 
Merkmal finden, welches zu einer Sonderung einer ſolchen Handlung 
aus dem Begriffe des ſtrafbaren Verſuches überhaupt berechtigen würde. 
Das bei Gelegenheit oder befler im Zuge bes Berfuches begangene 
fonftige, nicht beabfichtigte Verbrechen fteht mit dem Verfuche, mit der 
Verſuchsabſicht außer allem Zufammenhange. Wir kommen bier auf 
eine weitere Conſequenz unferer fpecifiich ſubjektiven Auffaffung der 
menſchlichen Handlungen, und eine Anwendung ber oben aufgeführten 
Arten des dolus. In allen Fällen des fog. qualificitten Verfuches 
liegt der Hanblung ein relativ:beftimmter, alternativer oder eventuel- 
ler Borfag zum Grunde, indem der Bösgefinnte die mehreren möge 
lichen Erfolge bezielt, oder ſich doc in jeden derfelben zu ergeben bee 
zeit iſt; in dem Bereiche des dolus muß die eingetretene Handlung 
liegen, weil fonft iht Eintreten als ein veim culpofes außerhalb des 
Gegenftandes unferer Darftellung fiele. Immer wird aljo die Abſicht 
entſcheiden und zwar diejenige Richtung derfelben, welche bie gröbere 

6. 
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pofitiv:gefeglich erfaßt, die mehr ftrafbare Handlung beyielt und wird 
dieß auch in Abwägung bes Verſuches mit ber als vollbracht einge: 
tretenen Handlung den Ausſchlag geben, weil denn doch Alles geitraft 
werden Tann und foll, mas bie Merkmale der GSteafbarleit enthält 
Die befondern Umſtände aber werben weiter enticheiben, ob #) ber 
Verſuch cumulativ mit der vollbrachten Handlung ober b) der Ber 
ſuch allein, oder endlich e) die vollbrachte Handlung allein zur Bes 
ſtrafung kümmt. 


a) Der Verſuch al 
feiner Strafbarfeit vorhm 
zugleich bereit3 vollbrad 
ftandes der verfuchten H 
fer Handlungen darftellt u 
bat, fonbern bloß zum 
in Betreff des eigentlich 
Beifpiel liefert der Morbve 


aft, wenn alle Bedingungen 
bie in der Verſuchshandlung 
als ein Theil des Thatbe— 
gejagt als ein Stadium die 
einen ſelbſtſtändigen Charakter 
Bund inwiefern der Vorſatz 
hens ſchon erftarkt ift. Ein 
er den Morb beabfichtigende 


A das Erftechen des B mit eıneim Luuye ober Meffer zur Ausfüh- 
rung wählt, jebod an ber Fortfegung und Beendigung der Handlung 
in dem Momente gehindert wird, wo er feinem erfornen Opfer ſchon 
einige Stiche, die eine ſchwere körperliche Beſchädigung bilden, beige- 
bracht hat; hier wird der Thäter wegen des Mordverſuches beftraft, 
ohne daß die ſchon zugefügte ſchwere Beſchädigung in Betracht käme, 
— weil denn doch gemöhnli mehrere Verlegungen dem wirklichen 
Erſtechen voranzugehen pflegen, und die menſchliche Handlung ſtets 
nad ihrer durch die Abficht gegebenen Einheit des Zieles, nit aber 
nad allen ihren Theilmomenten beurtheilt werden kann. 

b) Die bei Gelegenheit des Verfuches verübte (vollbrachte) 
Handlung wird allein ohne Rückſicht auf den Verſuch geftraft, wenn 
die Bedingungen vorhanden find, unter welden der Verſuch flraflos 
zu bleiben hat; der Verſuch bleibt dann ftraflos, aber die Handlung, 
welde gefegt wurde, muß geftraft werden. In dem oben gegebenen 
Beifpiele des Mordverjuhes würde A wegen des Verbrechens der 
ſchweren körperlichen Beſchädigung geftraft, wenn der Mordverſuch 
ſtraflos bleiben müßte, weil zwar die bereits zugefügte Beſchädigung, 
wenn fie nicht den früher in a) bemerkten Charakter hat (wodurch die 
Straflofigkeit des Verſuches verhindert wird) vorliegt, A aber erweis- 
lich aus freier Willensbeftimmung von Vollbringung des beabfichtig- 
ten Mordes abgeftanden ift. Der Thäter kann nicht lagen, weil er 
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für das geſtraft wird, was er gethan, und was er nach der voraus- 
geiehten Natur des dolus auch thun mollte! 

©) Für alle andern Fälle [außer a) und b)] läßt ſich als Regel 
aufftellen, dab der Verſuch nebft dem vollbrachten Verbrechen geftraft 
wird, teil durchaus Fein Grund vorliegt, dad Eine durch das Andere 
abforbiren zu laſſen. Ein Beiipiel gäbe der Fall, wo ber A bei Ger 
legenheit, ald er an B einen Mordverſuch begeht, au den zur Ver— 
theidigung berbeigeeilten C ſchwer verlegt. 

Am häufigften wird ohne Zweifel der Fall in b) eintreten, der 
die Creirung des Begriffes eines qualificirten Verſuches auch berbore 
gerufen hat und aus dem Gefagten dürfte zur Genüge erbellen, daß 
diefe Begriffsbeftimmung füglich umgangen werden kann. 


XIV. Gränge des Verſuches vom Berbrechen. 


Wir haben bisher den Verſuch nur vom einer Seite, jener ges 
gen bie Abficht bin, gegen das Entftehen, den Urfprung der Hand» 
lung hin zu zeichnen und die Merkmale feitzuftellen geſucht, bei mel» 
chen die urfprüngliche Straflofigkeit endet und die Strafbarkeit, näms 
lich im Verſuche beginnt; es erübrigt noch, auch bie zweite Seite bes 
Verſuches zu beſprechen, die Gränzlinie nämlich, — mo ber Verſuch 
in das vollbrachte Verbrechen felbft übergeht, und die Wichtigkeit 
biefer Erörterungen ergibt fih aus Allem dem, was eben über ben 
Unterfhied zwiſchen Verfuh und Verbrechen, und zwiſchen der Be 
handlung beider gejagt worden ift. 

Das Weſen diefes Gegenftandes läßt fi dahin zufammenfaffen, 
daß ein volbrachtes Berbreden nur dann und erft dann vorhanden 
if, wenn von einem Bösgefinnten Alles und auch derart gethan wor— 
den, gefchehen ift, maß das Geſetz und wie ed foldes als geſchehen 
vorausſetzt; es muß ein folder Gebraud von gewiſſen Mitteln oder 
Werkzeugen gefchehen und von jenem Erfolge begleitet fein, wie bieß 
Alles in dem gefeglich aufgeftelten Begriffe des beftimmten Verbre— 
Gens zufammengefaßt ift. 

Eine fpeciellere Erklärung deſſen ift nicht thunlid, wenn fie 
nit etwa bei allen einzelnen Verbrechen verſucht wird, meil bie 
Merkmale rein pofitiv find und fi darum nur in und aus der fpe: 
ciellen Geſetzesſtelle aufzeigen, nicht aber theoretifch deduciren Laffen. 
Aber daraus, daß hiebei der beftimmte Buchſtabe des Geſetzes zum 
Leitſtern dient, wird einleuchtend, daß die Sicherftellung des vollbrach⸗ 
ten Verbrechens feinem Thatbeitande nad} viel leichter, ald jene des 
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Verſuches gelingt. Da indeß das pofitine Gejeß immer m Merz 
ſchenwerk bleibt, jo werden verjchiedene, mehr oder minder abweichenibe 
Auslegungen vesjelben unvermeidlich verden. 

Bei Beurtheilung einer zur Beſtrafung vorliegenden Ganblung 
muß vor Allem ins Klare geſettt twerben, ob überhaupt die Bedin 
gungen der Strafbarteit vorhanden find, oder ob biejelbe ftraflos zu 
bleiben hat und dieß ift Fr Fra Luk der Forſchung nach dem 


Weſen des ftrafbaren ! einmal fichergeftellt, baß bie 
Handlung außerhalb dei iraffojen fällt, daß alfo zum. 
wenigſten die Bedingun en Verſuches beftimmt vor—⸗ 
handen ſind, dann iſt zeit beſiegt und es bedarf 
nur eines richtigen Ve inzelnen Merkmale des be— 
ſtimmten Verbrechens, ı ob fie fämmtlih vorhanden 
find? Iſt dieß der Fal erbrechen vollendet oder voll 
bracht; im widrigen Faı m des Verſuches vor. Der 
Zweifel kann nur dur) Berftändniß oder eine vers 


ſchiedene Auffaffung der cu um pi m Merkmale der Verbrechen 
entftehen. Dieß zu erörtern, liegt außer dem Bereiche diefer Abhand— 
lung und nur zum Theile werden wir darauf noch zurüdtommen. 


XV. Berfuch der Verleitung zum Verbrechen. 


Nachdem das Geſetz im $. 8 das Wefen des ftrafbaren Verſu— 
ches und die bei deſſen Beftrafung zu beobachtenden Grundfäge aufs 
geführt, ftellt e8 im $. 9 einen bejondern Fall des Verſuches, — 
des Verſuches der Verleitung zu einem Verbreden auf. 
Streng genommen liegt diefe Beſtimmung ſchon in dem Weſen bes 
Verſuches; doch ift die fpecielle Normirung diefes Falles mit Rücficht 
auf die Uneinigkeit der Doctrin in diefem Punkte fat nothwendig ges 
worden und infoferne Tann mit dem 8. 9 eine Lüde des bißherigen 
Geſetzes ald ausgefüllt betrachtet werden. 

„Wer Jemanden” — fagt der $. 9 des St. ©. — „zu einem 
Verbrechen auffordert,” d. h. fi) durch direkte Einwirkung beftrebt, 
in demfelben den Entſchluß zur Begehung eines Verbrechens zu be— 
gründen, — „oder aneifert,“ — d. h. ſich ebenfo direkt beftrebt, 
ihn in der Neigung oder dem Entſchluſſe zur Begehung des Verbre: 
chens zu erhalten, oder zu beftärken, — „oder zu verleiten Sucht,” — 
d. h. fich beftrebt, verſchiedene Umftänbe derart zurecht zu legen, daß 
fie in dem Andern den Entfchluß zur Begehung des Verbrechens be: 
gründen follen, — „ift dann, wenn feine Einwirkung (auf des Andern 
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Willen oder Entihluß) ohne Erfolg geblieben if,“ — d.h. 
wenn fi) der Andere weder durch die direlte Aufforderung, noch 
durch die zurechtgelegten Umflände zu dem verbrecheriichen Entſchluſſe 
beftimmen oder darin beitärken ließ, oder wenn er fih zwar dazu be 
fimmen Tieß, aber nicht zur Ausführung geichritten (nicht aber 
dann, wenn er zur Ausführung ſchon geichritten, — obwohl nur 
beim Verſuche geblieben it!) „der verſuchten Berleitung 
zu jenem VBerbreden jhuldig, und ift diefe BVerleitung gleichwie 
der Verſuch diefes Verbrechens zu beftrafen.” 

Es ift die der Verſuch der intellettuellen Urbeber- 
ihaft, als folder ein rein fubjectiver Moment und dem oben Ge: 
fagten zufolge natürlich, daß auch bier unfere Anſicht von dem Vebri- 
gen bedeutend abweicht. 

Die Frage war in der Doctrin ſtets fehr beftritten, ob und 
wie der intelleftuelle Urheber, d. i. derjenige, welcher einen Andern zur 
Begehung eines Verbrechens zu bewegen, zu bereden, in dem Ent: 
ſchluſſe zu beftärlen, oder fonft zu verleiten gefucht hat, — zu beftrafen 
fei, wenn diefe Urheberſchaft als ſolche ohne Erfolg, ohne Wirkung 
geblieben ift, mag fie nun den Entſchluß gar nicht bewirkt, oder doch 
nicht fo erftarkt haben, daß derjenige, auf den gewirkt wurde, v or 
aller Ausführung den Entſchluß wieder aufgegeben hat. Ja man 
zweifelte fogar in dem alle, wenn die Verleitung nicht bloß ben 
Entihluß bewirkt, fondern in Folge derjelben auf Seite des Berlei- 
teten Schon ein Anfang der That, ein Verfuh des Verbrechens geſetzt 
worden ift! 

Unter der Wirkſamkeit des älteren Strafgefeged vom Sabre 1803 
ließen fi Doctrin und Praris der Mehrzahl ihrer Vertreter nah auf 
Grund der Vorſchrift des $. 7 des Geſetzes zur verneinenden Beant- 
wortung, d. i. zur GStrafloserflärung der verjuchten Verleitung zum 
Verbrechen beftimmen. Man überfab das eigentlihe Weſen der Ur: 
beberichaft oder Verleitung, als eines an fih und in ihrem Erfolge 
rein Subjectiven, — bradte fie, den $. 7 fefthaltend, gleichwie den 
Verſuch des Verbrechens ſelbſt, — mit dem Übjectiven des Der: 
brechens in unmittelbare Verbindung und konnte in der Vorausfegung, 
alle Strafbarfeit werde durch das Dbjective einer That bedingt, in der 
erfolglofen Berleitung Nichts Strafbares entdeden. 

Wie die Strafbarkeit des Verfuches eines Verbrechens ihre Recht: 
fertigung nur in der Gefährdung oder Bedrohung der Rechte findet; 
jo ift dieß auch bei der verſuchten DVerleitung. Die Thätigkeit des Urs 
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hebers oder Verleiters ift, wenn ſie ein Berbrechen bezielt, nicht min- 
der gefährlich als der Verſuch jelbft; der Urheber hat diejelbe rechts- 
bedrohende Abficht, diefelbe Entjeploffenheit, Diefelbe Seftigfeit, zur wirk- 
lichen That zu fchreiten; nur beſchlieht er nicht jelbjt zu handeln. Er 
wählt fi ein Medium, eine zweite PBerfon, ber er feinen Entihluß 
mitzutbeilen, die er ſich felbft zu ſubſtituiren unternimmt, weil ihm 
felbft vielleicht der Muth oder bie Gelegenheit zux eigenen perjönlihen 
That abgeht und es ift ſehr zu bejorgen, ein folder Urheber werde, 
bleibt die Berleitung one Erfolg, doch einmal zum eigenen Handeln 
ſich entfehließen. Sowie der Verſuch ein in der freien Willensthätigteit 
bes Individuums begrünbetes Stabium des Handelns iſt, jo bildet bie 
Verleitung umd ber Verſuch der Verleitung ein durch die Cosgiftenz 
ber Individuen bedingtes, aber nichts deſtoweniger ebenfo jelbititändig 
zu erfaſſendes Stadium der Thätigkeit. Beide beruhen auf einem Still: 
ftehen vor dem bezielten Erfolge, — der Verſuch des Verbrechens 
vor der Ausführung der. verbrederiichen That ſelbſt, — der Verſuch 
ber Verleitung vor: der Verleitung jelbft und deßhalb Fönnte immer- 
bin die Verleitung zum Verbrechen, — oder doch der: Verfud der 
Berleitung, — als eine felbftftändige ftrafbare Handlung hingeftellt 
und geftraft werden, ohne daß hiedurch gegen das Syſtem überhaupt 
verftoßen würde 40). 

€3 darf uns nit wundern, wenn dieſe vom gegenwärtigen 
Gefege aboptirte Anficht den Vorwurf des „Juridiſch nicht zu Rechte 
fertigenben” erfährt), Der Grund folder Bedenken liegt eben 
wieder nur in der objectiven Auffafjung des Verſuches, — nad) welcher 
fn der verfuchten Verleitung noch nichts Objectiv-Böſes gefunden 
wird, Wir werden hierauf bald wieder zurückkommen; wie aber in der 
Vorſchrift des $. 9 d. St. ©. die Strafbarerflärung eines: „bloßen 
Verſuches des Verſuches“ — bes Verbrechens gefunden werden 
will, ift kaum zu begreifen! 


40) Wenn überhaupt möglichfte Vereinfahung in der Gliederung des Strafbaren 
und im ganzen Syſtem eines pofitiven Strafgeſetzes erwuͤnſcht ift, fo wird 
diefer gewiß angemefjene Rechnung getragen, wenn der Verleitung zum Ver: 
brechen diefe Selbftftändigfeit nicht zugetbeilt und jelbe wie auch ihr Verſuch 
mit dem Verfuce überhaupt unter Einem normirt wird. — Uebrigens hat 
ftreng genommen nur der Verfuc der Verleitung — eine Art Gelbitftändig: 
teit — dem vollbrachten Verbrechen gegenüber, während die Verleitung zum 
Verbrechen eine ſolche nicht zeigt, wie denn auch wirklich die Lchtere nad) 8.5 
ganz beftimmt und wortdeutlih unter die verfchiedenen Arten der Mitfhuld 
am Verbrechen felbit eingereibt wird. — — — — 

®) Allg. Ger.:Zeitg. vom %. 1852, 3. 93 und 9, — 
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. Das Strafgeſetz ſpricht im $. 9 von dem Verfuche der Verleitung 
und fowie nad) 8. 8 beim Verſuche des Verbrechens — der Erfolg, 
nämlich das Verbrechen felbft nicht eingetreten fein darf, fo gilt 
dasjelbe.bei dem Verſuche der Berleitung — von der Verleitung als 
dem Erfolge. Wenn jchon die Verleitung felbft! jo muß umſomehr der: 
Verſuch der Berleitung als ein rein fubjectiveg Moment erfaßt werden, 
und dieß feithaltend fehen wir den Lebteren dort, wo eine Berjon die 
andere zur Begehung eines Verbrechens zu bereden ſucht, dazu er: 
mabnt, ihr jelbe empfiehlt, anräth, oder die ſchon vorhandene Neigung, 
oder gar ſchon den Entihluß ermuntert, beitärkt, erhöht, es mag 
dieß durch fprachlide Mittheilung oder andere geeignete Handlungen 
geſchehen, — und wenn zugleich die andere Perſon ſich zu dem Ent: 
ſchluſſe nicht bewegen läßt, oder folden zwar ‚gefaßt bat, aber 
nicht jo erftarten läßt, daß e8 zum Beginne der Ausfüh— 
rung gelommen wäre, aljo den Entihluß wieder aufgegeben, 
ebebevor irgend eine auch nur entferntere Rrafbare Verſuchshand⸗ 
lung unternommen worden iſt. 

Dort dagegen, wo die Verleitung nicht bloß das wirkliche Ent⸗ 
ſchlußfaſſen auf Seite des Verleiteten, ſondern weiter noch zur Folge 
gehabt bat, daß der Verleitete den Entſchluß ſchon auszuführen be- 
ginnt, an der Ausführung aber durch von feinem Willen unabhängige 
Momente gehindert worden ift, oder kurz, wenn fi der Berleitete 
ſchon einen firafbaren Verfuh zu Schulden Tommen ließ, jehen 
wir feinen Berfuh der Berleitung zum Berbreden nah F. 9, 
fondern nad) $. 5 und 8 des Gefetes die: Mitfhuld an dem 
Verſuche des Verbrechens ſelbſt — durch die Verleitung zu dem⸗ 
ſelben. 

Bei dieſer Behauptung — rüdfichtlih Auslegung — treten uns 
die alten Gegner aus der Lehre vom Verſuche überhaupt entgegen, 
indem fie, ganz confequent, wie beim Verſuche des Verbrechens, auch 
beim Verſuche der Berleitung ein Objectives verlangen ; zur vollbrachten 
Berleitung ift nach ihrer Anficht nicht das bloße wirkliche Erregen des 
Entſchluſſes zum Verbrechen, fondern auch noch ein Anfang der 
That von Seite des Verleiteten, kurz das Vorhandenſein eines ftrafs 
baren Verſuches des Verbrechens jelbit nöthig; mo nicht beide diefe 
Momente vorliegen, iſt die Perleitung bloß verfudt. Das Hauptar: 
gument biefür wird aus dem Sprachgebrauche hergeholt, nach welchem 
der Begriff der vollbrachten Verleitung ſchon einen phyſiſchen Erfolg 
vorauszuſetzen fcheint. 
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Bereitwilligkeit folgen wir bei der Geſetzesausle 
gewöhnlichen Sprachgebraude, aber wir wiſſe 
Gefeß oft eine befondere Sprachweiſe fich zu | 
der fih irgend einem befonderen Sprachgebraud 
r Wiffenfhaft anſchließt und eben dieß meiner 
Fall, da die Wiſſenſchaft ſchon Längft von verf 
Verleitung ſpricht, ohne das Gebiet des 
Wollens und des Entfchluffes zu verlaffen. 
Einbeziehung des $. 9 in dem Tert des Gefekes ! 
unftreitig jene Fälle beftimmt normiren, weld 
der doch zweifelhaft waren; dieß war aber der 
heberfchaft oder Verleitung, welche noch feinen ä 
gehabt hat; nit jo bei jener, welche ſchon 
des Verbrechens veranlaßt hatte; bei biefer, 
er Verſuch vorliegt, war längft entichieden, daß 
bare Thäter, jondern auch der Urheber, Anſ 
Verſuches — der Mitſchuld daran fehuldig fei 
ja bier fehon weit mehr, als felbft die vollb 
gt jchon ein wirklicher Verſuch des Verbrechens 
men ift, welche überhaupt durch das Geſetz fü 
jehmen verantwortlich gemacht werden ; — das ( 
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Regierungsform, oder o) auf die Losreißung eines Theiles der öſter⸗ 
reichifchen Länder, auf Herbeiführung oder Vergrößerung einer Staats: 
gefahr von Außen oder im Innern angelegt wäre, es geſchehe — — 
dur Aufforderung, Aneiferung, Verleitung, — oder durch mas immer 
für eine dahin abzielende Handlung, wenn auch diejelbe ohne 
Erfolg geblieben wäre ($. 58 St. G.). Wurde auf irgend eine 
Weile zu einer der im $. 58 bezeichneten Handlungen aufgefordert, 
angeeifert oder zu verleiten gejucht, und ift diefe Einwirkung ohne Zu: 
fammenbang mit einer andern verbredheriihen Unternehmung und 
obne Erfolg geblieben ($. 9), fo ift ftatt der Todesitrafe 
auf ſchweren Kerker zwifchen 10 und 20 Jahren zu erfennen ($. 59 
&t. ©.). 

Einige 4) nun unterſcheiden, und verfteben im $. 58 unter 
dem Erfolge — einen objectiven, dag Nichterreihen des endlichen, 
verbrecheriichen, hochverrätheriſchen Zwedes, — mährend fie im $. 59 
e) den Fall einer: verfuhten Perleitung zum Verbrechen des Hoch» 
verrathes erbliden wollen, weil dort der 8. 9 bezogen ift. Derjenige 
daher, der einen Andern zu den Handlungen des 8. 58 zu verleiten 
fucht, ihn aber dazu nicht zu bewegen vermochte, begebe einen 
Verſuch des Hochverrathes. Andere 25) nehmen den Ausdruck 
„ohne Erfolg” — ſtets in demielben Sinne und finden in den Fällen 
ber $$. 9, 58 und 59 denfelben Mangel des Erfolges, gleichviel, 
ob der fubjective, oder auch nur der objective Erfolg fehlt. 

Wir haben in Conjequenz unjeres früher Gejagten eine dritte 
Anſicht. Wir halten den Begriff des: Erfolges der VBerleitung, 
ala eines rein Subjectiven feſt, und indem wir zugleich die Eigen: 
thümlichleit des Verbrechens des Hochverrathes berüdfichtigen und 
weiter erwägen, daß nur der $. 58 die Fälle, wann das Verbrechen 
bes Hochverrathes begangen wird, — dagegen der $. 59 bloß die Art, 
wie jene zu ftrafen find, normirt, — meinen wir, daß das Verbrechen 
bes Hochverrathes ſchon im Stadium derfogenannten verfuchten Ber: 
leitung zum Berbreden ($. 9), aljo fon dann, wenn der zu 
Berleitende den Entihluß noch nicht gefaßt bat, (natürlih umso: 
mehr, wenn er ihn fchon gefaßt und auszuführen begonnen bätte), als 
vollbracht, jedoch in diefem Stadium nad $. 59 c) milder zu behandeln 
ſei. — Die Begründung diefer Anfiht glauben wir in der deutlichen 


9) Bol. Fierlinger a. v. c. O. 
Bol Hye a. v. c. O. 
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ZTertirung dev bemerkten Gefegeäftellen zu finden, welche jede auf das 
Verbrechen hinzielende, wenn auch noch fo entfernte und rein intellek- 
tuelle Einwirkung, und ſelbſt wenn ſie ohne den geringften Erfolg 
geblieben wäre, für das (vollbradjte) Verbrechen felbft erllären 4%). 

Die zweite Gefegesftelle, welche vielfeitigbeanftändet worden, iſt 
die Vorſchrift des $. 305 des Et, G. im Entgegenbalte mit jener des 
8.9. Nah $. 305 wird derjenige, welcher auf die img. 308 be⸗ 
zeichnete Weife, d. i. öffentlich oder vor mehreren Leuten, oder durch 
Drucwerke, verbreitete bildliche Darftellungen oder Schriften — zu 
unfittlihen, oder durch die Geſetze verbotenen Handlungen aufforbert, 
aneifert ober zu verleiten fucht, — eines befonbern (vollbrachten) Vers 
gehens gegen die öffentliche Ruhe und Orbnung ſchuldig. Darin, 
baß beide Gejetezftellen den Verſuch ber Berleitung verſchieden nor⸗ 
miren, bald als Verbrechen, bald ala Vergehen behandeln, findet man 
nur einen gejeglihen Widerſpruch 

Aber diefer Widerſpruch iſt unſchwer zu beheben. Das Befen 
des im $. 305 bezeichneten Vergehens Tiegt nach dem Wortlaute des 
Gefehes in dem Allgemeinen, Unbeftimmten und darum Minder: 
Strafbaren diefer Art Verleitung. Während der $. 9 vorausſetzt, daß 
Jemand einem beftimmten Andern zu einem beftimmten Verbrechen zu 
verleiten fucht, ſpricht der $. 305 von dem Falle, wo Jemand nur 
im Allgemeinen, d. h., daß Jemand nicht eine beftimmte Perfon 
auffordert, fondern die Aufforderung überhaupt an Alle, melde die 
Aufforderung vernehmen Tönnen und etwa befolgen wollten, — und 
nicht wegen eines beftimmten Verbrechens, — fondern nur überhaupt 
auf gefeglid verbotene Handlungen richtet und der eben 
deßhalb nur uneigentlich als Urheber des dur eine beftimmte Perſon 
etwa wirklich begangenen beftimmten Verbrechens angejehen mer: 
den mag. 

Es ift wohl nit zu verfennen, daß die Unterfcheidung ber $$. 9 
und 305 mehr nur eine poſitiv⸗rechtliche iſt; nichts deftoweniger hat 
fie dod eine rechtliche Grundlage infofern, als die gejeglihen Beſtim— 
mungen über Verbrechen, als ftreng vorſätzliche Handlungen, in jeder 
Hinfiht die vollfte Beftimmtheit beanfpruden und dort fein Object 
finden, wo diefe vermißt wird. Die Beſtimmtheit ift es weſentlich, 
welche das Intenſive der Gefinnung und Handlung erhöht und ben 


4%) Und wir bleiben und darin auch confequent, indem wir dm Wieder⸗ 
Strafloswerden des Verleitungsverſuches ausſchließend die poſitive Thätige 
teit des $. 62 fordern. 


> 
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R. v. Helm üb. d. Rrafb. Verſuch. 3 


Erfolg ficheren, gewiſſer macht; fie iſt es aber auch zugleich, welche ben 
Beweis der Schuld vermittelt, oder doch weſentlich erleichtert. Wie 
der unmittelbare Thäter (eines Verbrechens), fo muß auch der Ucheber 
und jeder andere Mitfchuldige ‚mit einer beftimmten That in Berbin- 
dung gebracht werden, mweil das verbrecheriſche Wefen, die böfe Abficht, 
ber Vorſatz, in der Negel ſtets eine einheitliche, oder doch beitimmte 
Richtung nah einem gemwiffen Ziele aufweill. Zur Gradation der 
Strafbarkeit in diefem Falle hat die Geſetzgebung diefelben pfychologi- 
ſchen Grundlagen, wie bei Feitfegung der Abftufungen, mittels welcher 
die Angriffe gegen die Sicherheit der Ehre von der bloß polizeilich zu 
rügenden Ehrenkränkung — bis zur öffentlihen Beſchimpfung oder 
Miphandlung (8. A96), — zur dffentlihen Schmähung durch Beile- 
gung verächtliher Eigenſchaften oder Gefinnungen, ohne Anführung 
beftimmter Thatfadhen (8. 491), — zur fälſchlichen Beichuldigung einer 
beflimmten unebrenhaften oder die öffentlihe Achtung verwirkenden 
Handlung (8. 488), — zur fälſchlichen Beſchuldigung eines beftimmten 
Verbrechens, Vergehens oder einer Webertretung ($. 487), — endlich 
bi3 zum Verbrechen der Berleumdung ($. 209 St. ©.) — fortſchrei⸗ 
ten, weil, was die Handlungsweife in diefer Fortentwidlung an Exten- 
fion und der hiedurch bedingten Gefährlichkeit verliert, reichlichft durch 
die gefteigerte Sntenfion erſetzt wird. 

Um das Wefen des Verleitungsverfuches zu erfchöpfen nur noch zwei 
Bemerkungen. Wenngleich der $. Hganzallgemein jpricht, fo gibt er doc, 
wie jo viele Beitimmungen des Gefetes, nur eine Regel, die ihre 
Ausnahmen bat, und treten ſolche überall dort ein, wo das Geſetz 
bei einzelnen Berbrehen eine größere Strenge entwidelt, und jede, 
auch die entferntefte Einleitung zum verbrecheriſchen Zwecke, auch 
wenn fie ohne allen, auch nur fubjectiven Erfolg geblieben wäre, 
— für das vol brachte Verbrechen erflärt und jo außer der That 
jelbft auch den Verſuch der That, die Verleitung zu derſelben und 
den Verſuch der Berleitung in den Begriff des Verbrechens felbft einbe 
zieht. Sole Ausnahmsfälle enthalten 3. B. die 88. 58, 65, 66, 
u.a m. 

Die zweite Bemerkung betrifft die Strafe des Verleitungsver⸗ 
ſuches. Nah dem Geſetze ift derfelbe gleich dem Verſuche bes Ber: 
brechens felbft zu beftrafen und das Geſetz kann ein Anderes nicht 
verfügen, fobald es die Zerleitung an fich nicht als felbftftändiges 
Strafobject hinſtellt. Deßohngeachtet gibt diefe Beftimmung feinen 
Grund, über geſetzliche Härte zu Hagen, weil der Richter in ben ſchon 
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fbeftimmungen über den verbrecherifchen Verſuch über- 
Anlaß finden muß, die Entfernung des Berleitungs: 
That jelbit, ja von dem Verſuche der That zu er 
wend zu berüdfichtigen ($. 47 a. St: ©). 


erfuch bei Verbrechen durch Druckſchriften. 


ienftand behandelt der $. 10 des St. G. und auch er 
hreren Controverſen; insbejondere entitand ein großer 
ob diefer Paragraph den Anfang des ftrafbaren 
ſchon des ftrafbaren Verbrechens ſelbſt behandelt; für 
ind bereits Nuctoritäten vorhanden. 

fagt: „Bei Verbrechen, die durch Druckſchriften 
, beginnt die Strafbarfeit der Handlung, 
es, oder des vollbrachten Verbrechens, — für den 
ger, Herausgeber, Nedacteur und Verleger mit der 
zu vervielfältigenden Werkes zur Drudlegung 
Schuldigen aber mit dem Anfange ihrer Mit 














ärtige öfterreichiiche Geſetzgebung hat den Standpumet 
Achem die meiften auswärtigen Gefeßgebungen die durch 
angenen ftrafbaren Handlungen als ein ſpecifiſch ver: 
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nen, deren Mitwirtungsart zur Zuſtandebringung oder Verbreitung 
einer Druchchrift — dur den Sprachgebraud, den auch bas Geſetz 
beibehalten hat, gekennzeichnet ift, und ihre Mitwirkung näher betrach- 
ten. Es find dieß: 

1. der Berfaffer (Autor), d. i. derjenige, welcher das durch 
den Drud zu verbreitende Geiſtes- ober SKunfterzeugniß verfertigt 
bat, gleijviel, ob es feine eigene oder eine fremde Gonception iſt; 

2. der Weberfeger, d. 1. ber fein eigenes oder frembes @ei- 
Resproduct aus der urfprünglicen in eine andere Sprache überträgt; 

83. der Herausgeber, d. i. der dad Drudlegen eines eigenen 
oder fremden Geiftes: oder Kunftprodultes veranftaltet; 

4. der Verleger oder Vertriebsbeforger, d. i. der bie 
wirkliche Drudlegung, nämli die mechaniſche ober chemiſche Verviels 
fältigung eines Geiftes: ober Kunftproduftes auf eigene Koften auf ſich 
nimmt. Wird vom Verleger der Vertriebsbeforger (im engen 
Sinne) unterſchieden, fo kann man barunter nur denjenigen verflehen, 
der — weber nach Art des Verlegers, nod des Buchhändlers, alfo 
auf andere Art den Verkauf, Verſchleiß oder bie fonftige Vertheilung 
einer Drudichrift beforgt; 

5. der Redacteur, d. i. ber bei periodiſchen Druchſchriften das 
aufzunehmende Material prüft, beftimmt und orbnet; 

6. der Druder, der bie wirkliche Drudlegung, d. i. mecha— 
niſche oder chemiſche Vervielfältigung felbft beforgt, und: 

7. der Buchhändler, ber den Handel mit Drudwerken ge: 
werbsmäßig betreibt. 

Sowie übrigens dieſe einzelnen Rollen im wirklichen Leben nicht 
immer an verſchiedene Perſonen vertheilt vorkommen, fo ift 
andererſeits auch zugleich außer Zweifel, daß biemit die Arien, wie 
zur Buftandebringung und Berbreitung ber Drudichriften mitgewirkt 
werben kann, noch nicht erfchöpft und noch immer andere recht wohl 
denkbar find. 

Nun beftimmt der $. 10, daß die Strafbarkeit der Hand- 
lung für den Berfaffer, Ueberſetzer, Herausgeber, Redacteur und Ber: 
leger mit Webergabe des Werkes zur Drudlegung, — fir 
die übrigen Schuldigen mit dem Anfange ihrer Mitwirkung 
beginnt. Es frägt fi, ob dad Geſetz hier den Beginn der Straf 
barleit des Verſuches, oder bes Verbrechens felbfi be 
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Soviel fieht ſicher, daß bie Preßgeſetze der verſchiedenen euro- 
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päifhen Staaten den Beginn der Steafbarkeit für alle Berjonen, welche 
bei einer Drudjehrift mitgewirlt, im der Megel exit mit ver Boll: 
endung des Drudesumb ber wenigitens begonnenen Hin: 
ausgabe ins Publitum eintreten laſſen und ebenfo verorbnete das 
proviſoriſche öfterreichiicge Preßgefey vom 13. März 1849 ($. 36). 
Offenbar ift in der bezogenen Gtelle'bes neuen allgemeinen Strafge 
fees ein Anderes auspeinenden und wollte nur ſoviel Befonderes 


verordnet werden, als d eſen ber durch Drudihriften 
verübten Verbrechen fort Ruckſicht fehen wir im $. 10 
die Gränzlinie nicht zn keit und fteafbarem Verſuch, 
fondern zwiſchen der d dem vollendeten Ber: 
brechen gezogen und Folgendes darauf geführt zu 
erben. 

Den Verſuch an di Verbrechen befonderszu nor: 
miren, war fein Anlaß, hrift des 8. 8 ausreichend 
iſt. Denn aus diefem | daß der Anfang der Straf: 
barkeit (des Verſuches) a ng des Druckes, oder gar den 


Anfang der Hinausgabe füglich nicht hinausgeſchoben werben kann, — 
daß vielmehr auch bei Verbrehen durch Druchſchriften Jedem, welcher 
fi) dabei betheiligt und mit der verbrecheriſchen Abficht jo gehandelt 
bat, daß einerfeit3 der Beginn der Ausführung diefer Abſicht zu er 
kennen ift und ambererfeit der Mitwirkende dabei ſoweit gegangen ift, 
daß die Ausführung nur durch einen von feinem Willen unabhängigen 
Moment unterblieben ift, ſich eines ftrafbaren verbrecheriſchen Ver: 
ſuches ſchuldig macht. Dabei muß aber der Begriff der Ausführung 
der Natur biefer Verbrechen angepaßt und nad den einzelnen Arten 
der Mitwirkung zur Zuftandebringung ber verbrecheriſchen Druchſchrift 
mobdificirt werden. Die Abficht (Zwech), melde bei berlei Verbrechen 
das eigentlih Sträflihe ift umd ale Mitwirkenden beherrſchen muß, 
iſt die VBeröffentlihung oder Verbreitung eines Geiftes: oder 
Kunftproduftes im chemiſchen oder medhanifhen Wege — unter an: 
dere Verfonen; allein die Mitwirkung der einzelnen Perfonen findet 
eine andere, verſchiedene Abgränzung und fie ift vollendet, die Hand- 
lung wirklich ausgeführt, wenn alle einzelnen Theilhandlungen gefegt 
find, melde den Begriff der individuellen Mitwirkung conftituiren, 
tbenn der Hanbelnde Alles gethan, was geſchehen muß, damit er 
geſetzlich als Verfaſſer, Ueberfeger, Herausgeber u. |. f. angefehen wer: 
den mag. Da die verſchiedenen Arten der Mitwirkung nicht cumu+ 
Iativ, fondern ſtufenweiſe, zeitlich fuccefliv eintreten; fo wird Mar, daß 
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bie Gränzlinie des Straflojen und Strafbaren am beftimmielten bei 
dem Verfaffer, mit deſſen Thätigfeit das Verbrechen in. feiner Tota— 
lität den Anfang nimmt, ausgeſprochen iſt. Es ift nicht zu verkennen, 
daß die Strafbarkeit mit dem bloßen Zuftanbebringen des verbrede- 
riſchen Geifted- oder SKunfterzeugniffes, mit deſſen Verfaſſung allein, 
eigentlich mit dem bloßen Dafein defien, was ein Druckwerk werden 
fol, noch nicht begründet wird; die fepriftliche oder bildliche Darftel- 
lung eine3 verbrecheriſchen Gedankens, welcher das eigentliche Subftrat 
dieſer Art Verbrechen iſt, kann einerfeit8 wohl immer als: „bloßer 
Gedanke oder innerliches Vorhaben” ($. 11) angefehen werben; allein 
fie enthält andererfeits doch nicht jene Momente, welche die geſetzlich 
erforderliche Abficht, die Darftellung wirklich zu verbreiten, und wie 
bier ſpecifiſch gefordert wird, auf chemiſchem oder mechaniſchem Wege 
zu verbreiten, erkennen ließen. Sie wird unter Umftänden ohne An: 
fand als verbrederifcher Verſuch, vielleicht al Verbrechen ſelbſt ſchon 
geftraft werden ($. 58 St. ©.), aber aus dem Geſichtspuncte der durch 
bie Preſſe zu begehenden Verbrechen muß fie aus den angeführten 
Gründen ftraflos bleiben. Um die Strafbarkeit eintreten zu machen, 
muß noch eine weitere Thätigkeit dazu kommen, welche fi als Aus: 
führung diefer Abſicht darftellt und. dieß ift die Mittheilung des Gel: 
ftesproductes, die Weitergabe desjelben zum Zwecke der mechaniſchen 
ober chemiſchen Verbreitung. Dieſe Mittheilung fält mit dem Hin« 
zutreten eines andern Mitwirkenden zufammen und kann rückſichtlich 
des Verfaſſers nur in der Uebergabe des Geiltesproduftes an dem 
Herausgeber, Verleger, Redacteur, oder in Ermanglung folder an dem 
Druder unmittelbar oder do dem Anfange diefer Uebergabe 
al3 welcher ſich ſchon die Ueberfendung an dem entfernten Nachmann 
darfiellt, — gefunden werden. 

Zweifelhaft konnte hier die Gränzlinie zwifchen dem ftrafbaren 
Verſuche und dem vollbrachten Verbrechen werden, weil der Verfafler 
des verbrecheriſchen Erzeugniſſes an und für ji doch ſchon mit dem 
beendeten Verfafien (freilich mit der erkennbaren Abſicht der Verviel: 
fältigung), noch mehr aber mit der Uebergabe des Werkes an den 
Verleger Alles gethan, worin feine Mitwirkung zur Zuflandebrin 
gung ber verbrecheriſchen Druchſchrift befteht; hier tritt aber die milde 
Vorſchriſt des $. 10 inzwiſchen und verfügt, daß die Strafbarkeit 
„ber Handlung“ d. i. der vollbrachten verbrecheriſchen Handlung 
erft mit ber Uebergabe des Werkes zur Drudlegung und rüd: 

Heimerle dicilabec ſariſt f. Regtam. IN 1. 7 


werde, — nicht bloß begonnen, fondern ſchon vo 
gethan haben, was fie zur Charakterifirung ihrer TI 
jo will doch das Gefeß, der Eigenthümlichkeit dei 
begangenen Verbrechen Rechnung tragend, ihre Ha 
Stadien nur je nah Beichaffenheit der Umſtänd 
als Verfuch des Verbrechens, — und erit dann « 
tes Verbrechen trafen Tafien, wenn das Erzeugniß 
zur Drudlegung, d. i. in der Negel au t 
worden ift. Sn dem meiteren Schidjale des We 
gabe zur Drudlegung bis zur Drudlegung felbit 
bes Druckwerkes — gibt e8 für die genannten 

ſchnitt mehr und nur für jene Perjonen treten 

ſpäter ſich mitbetheiligen. — Das Geſetz ftellt | 
nung auf einen erbabenen Standpunct und be 
ihren einzelnen Theilmomenten durch die empirifc 
ſchärfer, als bei andern Verbrechen gelennzeichnel 
ftandebringung eines verbrecheriſchen Druckwerke 
ſchloſſenes Ganze und ſetzt den Moment ber | 
Verbrechens felbft auf eine den Umſtänden 
Strafrechtes angemeſſene Weife pofitiv feit, unbel 
fifch verfchiedene Thätigfeit der Mitbetheiligung 


den müſſen das Eintreten diefeg Momentes fich 
mit Kor Morantmartlichteit für Nie Kandlung Se 
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Nichts entgegenfteht, fie unter Vorausfegung der Bedingungen bes 8. 8 
als Verſuch zu beftrafen. 

Vom Momente der Webergabe des Werkes zum Drude kann von 
einem Berfuche nicht mehr die Rede fein; denn Alles, was weiter noch 
geichieht, gefchieht nach der Eigenthümlichkeit diefes Verhältniffes in der 
Regel abfichtlos und auch im Ganzen nicht minder mechaniſch oder 
chemiſch, als das gewählte Medium der Verfertigung und Verbreitung. 
— Der Druder, als Leiter der Druderei, wird in ber Regel ber Ein: 
zige fein, der vorſätzlich Handelt und rüdfihtli feiner beginnt bie 
Vollendung des Verbrechens — mit dem wirklichen Beginne der Drud: 
legung; — von der Uebernahme des Werkes bis dahin Liegen bie mög: 
lichen Fälle des Verſuches. 

Die übrigen bei der Drudlegung felbft betheiligten Perfonen, 
wie die verfhiedenen Arbeiter: Setzer, Druder, Eorrectoren u. |. w. 
find meift willenloſe Werkzeuge der vorauswirkenden Perſonen; unter 
Borausfegung der nöthigen Abfiht werben aber auch fie ſtrafbar und 
zwar wegen des Verſuches oder des vollbrachten Verbrechens, jenadh: 
dem fie die Mitwirkung noch nicht oder ſchon begonnen haben. 
Dasfelbe gilt vom Bertrieböbeforger, Buchhändler, Verſchleißer ober 
Eolporteur, — nur daß bei denfelben der Beginn der Hinaus— 
gabe des Werkes an Andere entjheidend ift. Allerdings wird fi) bei 
diefen Perfonen wegen der zu beftimmt begränzten Natur ihrer Thä- 
tigkeit — ber Thatbeftand des Berfuches felten und ſchwerer nachwei—⸗ 
fen laſſen, — er ift aber weder allgemein begrifflic, noch pofitiv ger 
jetzlich ausgefchloffen und auch bei der Deutung, weiche wir den $. 10 
geben, liegt die Nothwendigkeit nicht vor, die Möglichfeit eines Verfu- 
ches zu negiren 47). 

Das Geſetz fegt den für die Bollbringung ber That ente 
ſcheidenden Moment in die phyſiſche Uebergabe des Werkes zur 
Drudlegung, weil mit biefer in der Regel auch ſchon Alles, auch die 
geiftige Abtretung oder Mittheilung geſchehen ift. 

Aber nicht immer fallen diefe beiden Momente zufammen, 3. B. 
wenn bie Webergabe durch die Zufendung mittelft Poſt geſchehen muß, 
wo eine mittlerweile eingeleitete Hausdurchſuchung oder Beſchlagnahme 
immer noch die mirflihe Webergabe, die Volbringung hindern kann. 

Nur berühren wollen wir noch, daß auch die Verfuhshandlung 


) Bie Frühwald meint. Veral. 1. Hptſt., S. #2. 
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ftets die Beziehung auf bie Drudlegung ſchen haben muß, 
weil es fich bier um durch Druckwerke zu begebenbe Berbreden han: 
delt. Der Umftand, daß die Mitteilung eines'Beiftesprobuftes an 
Andere an umd für fich, wicht zur Druclegung, ſchon eine ftrafbare, 
ja vollbrachte ftrafbare Handlung fein Tann #), kommt hier’ it 
weiter in Betracht. 

Diefe Auffafjung des F 10 Hat heftige Gegner gefunden 4). — 
Sie verftehen dieje Geſetzesſtelle dahin, dab ſich die im’g. 10 genann⸗ 
ten Perfonen vom Zeitpunete ber Mebergabe des Werkes zur Druck 
legung erftim Stadium bes VBerfudhes befinden und daß bie Volk 
endung des Verbrechens erſt dann beginne, wenn die Drudlegung ſchon 
geſchehen und die Mittheilung des Drudwerkes an Andere angefangen 
bat, — Fix diefe Anficht fprechen? 

a) Die Worte des $. 10 felbitz das Geſetz läßt die Strafbarfeit 
der, Handlung, nicht aber deren Vollendung mit der Mebergabe zur 
Drudlegung, oder dem fpätern Anfange ber Mitwirkung beginz 
nen und jegt jo das Begehen des Verbrechens felbft — dem Beginne 
der Strafbarkeit entgegen; 

b) ſchon die äußere Stellung des $. 10 völlig mitten unter ben 
Beflimmungen über den Verfuh läßt nicht annehmen, das Geſetz 
babe darin das vollendete Verbrechen behandeln wollen; 

©) zu demfelben Refultate führe die Erwägung bes Weſens folder 
Verbrechen, deren ftrafbarer Moment erft in der Mittheilung der 
Drudiärift an Andere liegt, daher in der Uebergabe zur Drudle 
gung wohl höchſtens nur eine Verſuchshandlung nad) $. 8 gefunden 
werben Tann; 

d) würde eine ſolche Beftimmung zu fehrgegen die Rüdfichten der Ge: 
feßgebungspolitit verftoßen, wenn auf diefe Art dem in der Vorberei: 
tungshandlung Begriffenen bie Hoffnung des Strafloswerdens durch 
freiwilliges Abſtehen noch vor Herbeiführung jedes Uebels benom- 
men wäre und würde nur um fo fidherer die Ausführung zur Folge 
haben. 

Wir glauben unfere Anſicht durch diefe Gründe nicht widerlegt 
und denfelben Nachftehendes entgegenftellen zu können: 

ad a) Die Worte des Gefeges führen nit auf den Begriff bes 


+) Dieß ift überall der Fall, mo das Geſetz diefe Mittheilung ſchon ausdrück- 
lid für ftrafbar erllärt, wie $$. 58, 59, 63, 64, 65, 89 b) 99, 122, 209, 
300 St. ©. u. a. m. 

49) Vgl, Hye's Commentar, S. 347-350, 
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Verſuches; denn die Eingangsworte: „Verbrechen, die durch Druck⸗ 
ichriften begangen werden,” — mögen kaum eine bejondere Rebenab- 
ficht einfchließen und nur foviel befagen, als: „Verbrechen duch Druck⸗ 
ſchriften,“ — oder „Verbrechen, fo durch Drudichriften geſchehen,“ — 
um die Gattung zu Tennzeichnen. Die weitern gefeglichen Ausbrüde: 
„Beginn“ und „Anfang” — ſprechen nicht gegen uns, da das Geſetz 
von der Strafbarteit der Handlung, alfo nicht des bloßen 
Verſuches ſpricht und ſowohl der Verſuch als die Vollendung des 
Verbrechens, dann die Strafbarkeit Beider einen Anfang nehmen, bes 
ginnen muß. 

ad b) Am meilten bat auch uns die Stellung des $. 10 über 
deſſen Sinn zweifelhaft gemacht; aber der Zweifel wurde durch die 
Erwägung behoben, daß denn doch das Gefet, um das Stadium des 
ftrafbaren Verſuches volllommen zu charakterifiren, die Verſuchshand⸗ 
lung nad) beiden Ausgangspuncten, dem Anfange und Ende, — dem 
Webergangspuncte zur vollendeten That bejtimmen mußte, befonders 
wo, wie dieß bei den Preßvergehen der Fall ift, fich leicht ein anderes 
Berftändniß berausbilden könnte. Dadurch, daß das Geſetz jagt, wenn 
die Verbrechen durch Druckwerke als vollendet zu fein beginnen, nor: 
mirt e3 eben nur dag Ende der Verſuchshandlungen, alſo dieſe ſelbſt 
und die Stellung des $. 10 ift erklärt. Dasfelbe gilt ja aud vom 
$. 11; auch diefer Paragraph handelt von dem, was noch nit Ver: 
ſuch ift und zeichnet durch Feititelung des Anfangspunftes des Itraf- 
baren Berfuhes das Weſen des Verſuches felbit. 

ad c) Anlangend den ftrafbaren Moment bei den Verbrechen durch 
Drucdwerfe — können wir denfelben nicht erſt in der Veröffentlichung oder 
Hinausgabe des Druckwerkes erkennen; dieje ift unſeres Erachtens ſchon 
der legte Moment der vollbrachten Handlung und nit erji der Be: 
ginn derfelben, da bier Schon Alles geichehen it, mas das Geſetz zum 
vollbrachten Verbrechen fordert. Das Geſetz läßt die Strafbarkeit des 
Verbrechens mit der Uebergabe des Werkes zum Drude beginnen, — 
und dod wird man in dem,bloßen Verfaſſen des Druckwerkes noch 
eben fo wenig oder doch nur eine ebenjo zur wirklichen Ausübung des 
Verbrechens führende Handlung entveden, als in deſſen Uebergabe zum 
Drude, — Sobald man die wirkliche Ausübung in der: ſchon erfolgten 
Hinausgabe des fertigen Druckwerkes erkennen wil. Man käme, 
wollte man die VBollbringung des Verbrechens an die erfolgte Hinaus: 
gabe des Werkes knüpfen, auf die Snconfequenz, behaupten zu müflen, 
felbft wenn der Druck ſchon beendet ift, ftehen alle betheiligten Berjonen 
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noch immer int Stadium des Verſuches, eine Anficht, welche faumviel Ber 
fechter finden dürfte. Auch ſpricht das Gejey an Keiner Stelle von 
der Mittheilung des Werkes ans Mehrere; genug it bie Mitther: 
lung an Einen, den Webernehmer, melde ſtets auch in ber Mbjicht 
des DVerfaffers Tag, wenngleich ohne Zweifel die Haupttendenz, Bier 
Veröffentlichung, d. i. die Mittheilung des Werkes an das Publikum 
ift. Es liegt aber auch kein Grund vor, die durch Druckwerle zu ber 
gehenden Verbrechen, die vielmehr ſchon vermöge ihrer weitausgreifen⸗ 
den Natur eine höhere Gefährlichkeit erkennen laſſen, milder zu behant- 
deln und zu ihren Gunften eine Ausnahme von der Borfehrift des 
$. 8 feftzuftellen ; unferes Erachtens zwingt dieſe Art firafbarer Hand: 
lungen eher eine größere Strenge ab, welche die Gejeßgebung zum 
mindeften vollfommen rechtfertigt, wenn fie auch diefe Handlungen ber 
allgemeinen Vorjchrift des 8 8 unterftellt, 

ad d) Der legte Einwand aus dem  Stanbpuncte der Geſetge⸗ 
bungspolitit hat bereits bei der Behandlung des Verfuches im Allge— 
meinen feine Würdigung gefunden und wir bemerken nur twieberholt, 
daß wir aud hier den Abgang jedes Haltpunctes finden, um jene 
Uebel zu ermitteln, welche nod nicht die vom Geſetze als Verbrechen 
erflärten Uebel, gleichwohl aber ſchon objective Uebel fein folen, um 
das Weſen des ftrafbaren Verſuchs zu conſtituiren; wirfennen nur eine 
Art äußerlich gefegwidriger Handlungen, nämlich jene, die alle Merk: 
male aufweifen, fo das Geſetz zum Begriffe derjelben fordert. 

Der $. 10 enthält alfo nur eine den $. 8 ergänzende, denſelben 
in Rückſicht der Preßvergehen weiter ausführende Vorſchrift und feine 
Ausnahne von demfelben. 


XVII. Gibt e& bei allen Verbrechen einen ftrafbaren Verſuch? 


Schon nad feinem Begriffe Liegt das Weſen des Verſuches in 
einem allmäligen Fortſchreiten der freien menſchlichen Thätigkeit von 
der böfen Abficht, dem Entſchluſſe zur Ausführung desfelben, wel— 
ches Fortfchreiten eine unfreiwillige Hemmung erleidet. Wo eine folde 
Fortentwicklung der Thätigkeit nicht wahrzunehmen it, weil fie durch 
die Natur der Handlung oder durch das pofitive Gefeß und deſſen 
firirte Begriffe ausgeſchloſſen ift; da kann auch von einem Der: 
fuche keine Rede fein; es zerfallen daher die ftrafbaren Handlungen, 
wo der Verſuch ausgeichloffen ift, in zwei Claſſen: Solde, wo ber 
Verſuch fon dur die Natur, das Weſen der Handlung aus: 
geſchloſſen wird, find. Dahin gehören: 
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1. Jene Verbrechen (Vergeben und Uebertretungen), welche ihrem 
Wefen nah in einem einzigen äußern Alte beftehen, womit 
jedes Fortfchreiten von einem Anfange zur Ausführung ausgeſchloſſen 
wird, wo Anfang und Ausführung in Eins zufammenfallen. Das beſte 
Beifpiel geben jene Handlungen, deren objectiv ftrafbarer Thatbeftand 
in einer mündlichen Aeußerung befteht; der einzelne, plößliche Akt 
bildet die Gränze zwiſchen dem Straflofen und Strafbaren und ent: 
bält ſelbſt ſchon das ganze Strafbare (88. 63, 64, 98, b) 99, 102 
b) St. ©.). 

2. Diejenigen Handlungen, deren begrifflihes Weſen in einer 
Unterlaffung befteht. Eine ftrafbare Unterlaffung fett ein Geſetz 
voraus, welches eine Handlung gebietet und überall, wo dieß der Full 
if, muß aud der Zeitpunct, in welchen die Handlung zu erfolgen 
bat, duch die Natur der Sache und Umſtände oder durch politive 
Anordnung beftimmt fein. Bor dem Eintritte dieſes Zeitpunctes be: 
ftand noch nicht die Pflicht, zu handeln, — daher das Nichthandeln 
noch nicht ftrafbar ift; tritt der Beitpunct ein und wird nicht gehan- 
delt, jo ift die ftrafbare Unterlaſſung fchon ganz vorhanden, und der 
Verſuch ift ausgefchloffen. In der Regel ift diefer Zeitpunct eben nur 
ein Bunct, wodurch der Verſuch ebenfo, wie in den Fällen sub 1) 
entfällt. Im pofitiven Rechte ift es allerdings denkbar, daß der Beit- 
raum, jo für das Handeln bejtimmt ift, erweitert und ein befonderer 
factiſcher Erfolg der Unterlaffung in Betracht genommen wird, wo die 
Unterlafjung erft, wenn auch diefer eingetreten, vollendet und bis da⸗ 
bin die feitgefegte Zeit hindurch ein Verſuch immerhin möglich ift 5%), — 
doch unter diefer Borausfegung fällt die negative Handlungsweiſe 
Ihon in eine andere Cathegorie der den Verſuch ausjchließenden Hand: 
lungen. 

Durch das poſitive Geſetz aber ift der Verſuch ausge⸗ 
ſchloſſen: 

3. Bei jenen Handlungen, zu deren Daſein nach dem geſetzlichen 
Begriffe weſentlich das Eingetretenfein eines beitimmten, 
nicht beabſichtigten (culpofen) Erfolges gefordert wird. — 
Gewöhnlich wird diefer Erfolg nur zur fpesielen Charafterifirung ge: 
wiffer Fülle eines beſtimmten Verbrechens feitgefeßt und dann be: 
ſchränkt jih die Ausſchließung des Berfuches auf eben diefe Fälle 


”) — Geſeß kennt übrigens nur zwei Fälle dieſer Art, SS. 87 und 139 


104 R. v. Oelm abe d, ſtrafb, Verſuch 

(Species) des Verbrechens Beiſpiele geben die Verbrechen der . 86, 
88, 140, 150, 151, 161, 167 a) Et, G. Bor dem Eintritte bes 
Erfolges kann weder von ber flrafbaren Handlung felbft, nad von 
dem Verſuche die Rede fein, weil der Erfolg ohne Nbficht, aus" bloßer 
Fahrläfjigkeit eintreten muß, Ausgeſchloſſen hievon find aber und 
einen Verſuch laſſen zu jene frafbaren Handlungen, vo bas Gejet zur 
Vollbringung zwar das Eintreten eines" gewiſſen Erfolges’ forbert, 8 
aber als gleichgiltig anfieht, ob dieſer abſichtlich ober culpes einge: 
treten ſei, und jene Handlungen, wo der Erfolg nur zit einer erhöhten 
Strafe gefordert wird ($% 162/88, 89,91, 103, 105 a. in); Bier 
ift der Verfud nur in jener" Beptehing ausgeſchloſſen, in tvelcher ber 
culpofe Erfolg in Betracht Ummi. er 

4. Bei manchen Verbrechen (oder ftrafbaren Handlungen überhaupt) 
endlich ift das Geſetz ausnahmsweiſe ſtrenger und erklärt fon. die 
entferntefte Verſuchshandlung als das vollftändige Verbrechen. Bei— 
fpiele geben die $$. 58, 65, 108, 147 u. ſ. iv, ESs bleibt die aber 
auf jene ‘wenigen Fälle eingejchränkt, wo das Geſetz wirllich den Ber 
griff des vollbrachten Verbrechens derart erweitert, nicht hierher ge- 
hören aber jene Verbrechen, welde das Geſetz als vollbracht annimmt, 
ungeachtet der vom Handelnden beabfichtigte Enderfolg nicht eingetre- 
ten ift, — 3. 3. beim Verbrechen der Brandlegung, wenn ber Thäter 
den Brennftoff erft legen will, oder beim Verbrechen des Betruges, 
wenn wohl ſchon Alles gefchehen ift, um die Irreführung eines Anz 
dern zu bewirken. Hier ift ein Verfuch denkbar, wie ilberall, wo die 
Handlung ein Fortſchreiten vom Anfange bis zur Vollendung wahr: 
nehmen läßt. 

Bei allen andern Gattungen vorſätzlicher ftrafbarer Handlungen 
ift ein ftrafbarer Verſuch möglih; er mag wohl mehr oder minder 
ſchwer barftellbar fein, ja felbft mehr oder minder felten nach der Er: 
fahrung wirklich vorkommen; immer aber ift er denkbar und muß dieſes 
Mittelſtadium zwiſchen dem völlig Straflofen und dem vollbrachten 
Verbrechen die gehörige Würdigung finden. 


XVII. Anhang. Praktifche Fälle, 
Erfter Fall 
A beabfihtigt den B zu töbten, Tauert ihm auf, ſchießt nach 
ihm, verfehlt ihn aber; B durch den Schuß erfehredt, thut einen Sprung 
zur Seite, fällt in einen tiefen Graben und findet dort feinen Tod. — 
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St A des vollbradten oder blo8 verſuchten Mordes 
ſchuldig? 1), 

Einige erflären fi für den Verſuch; denn ber $. 134 forbert 
zum vollbrachtem Morde, daß der Tod eines Menfhen aus der mör: 
deriſchen Handlung erfolgte; bier aber hat der Schuß des A fein 
Ziel ganz verfehlt; auch ift der Tod des B weder vermöge feiner per: 
ſonlichen Befchaffenheit, weil er gar nicht getroffen worden, — noch 
zufolge zufälliger Umftände der Handlung, — unter denen der 
Schuß geſchah, eingetreten und ebenfomwenig endlich aus zufällig zu der 
Handlung binzugelommenen Zwiſchenurſachen erfolgt; der Tod ift viel- 
mehr nur durch die eigene Handlung des B, den Sprung zur Seite 
berbeigeführt worden; daher ift A nur des verfuhten Mordes 
ſchuldig. 

Andere finden den Mord vollbracht. A bat nach B geſchoſſen; 
Folge des Schuffes war bei B der Schreden, — die Folge des 
Schredens der Sprung, deſſen Folge das Fallen in den Graben und 
die Folge des Falles der Tod; nad dem Sage: „causa causae est 
etiam causa causati‘ — iſt daher der Schuß aud die Urfache des 
Todes; der Tod ift nur vermöge der zufällig binzugelommenen Zi: 
ſchenurſachen (der Schreden, Sprung und Fall) eingetreten und dieſe 
Zwiſchenurſachen find durch die Handlung des A veranlaßt worden. — 
Diefer Fall fei jenem gleih, mo A auf die befondere Schwädhlichkeit 
und Reizbarkeit des B rechnend, ihn dur einen Fehlſchuß zu erfchre: 
den und biedurch zu tödten unternimmt und diefer Erfolg auch herbei» 
geführt wird. — In beiden Fällen fei der Tod durch den Schuß ver: 
urſacht worden. 

Der Iträflihe Verfuch des Mordes bei A kann bier natürlich 
feinem Zweifel unterliegen und der Fall betrifft daher nicht fo das 
Weſen des Verſuches, als deſſen Berhältniß, Uebergang zum vollbrad: 
ten Verbrechen. Hiebei entſcheidet nur der Umſtand, ob bei dem 
Thäter Alles ſchon eingetreten und fo eingetreten, wie es das Geſetz 
zum Begriffe des Verbrechens fordert. Dieß ift unſeres Erachtens nicht 
der Fall und dag vollbrachte Verbrechen des Mordes nicht anzunehmen. 

Wir hatten ſchon früher Gelegenheit, zu fagen, daß das Gefeg im 
$. 134 eine ganz finguläre Beftimmung in Betreff des ſchweren Ver⸗ 
brechen de3 Mordes aus politifhen Gründen gegeben hat, — indem 
es bei diefem Verbrechen die fogenannte: Aberratio ah indiriduo in 


2 Erzaͤhlt von Hrn. Hoft. Dr. Kitla in Nr. 65 der A. Ger. tg. 1857. 
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geonere eodem — nicht weiter beachtet und bie Todiung als Mord 
ftraft, wenn nur überhaupt durch die mörbderiihe That ein Menfch ger 
teoffen und getödtet wird, Diefe finguläre Beftimmmmg enthält aber 
feinen zureichenden Grund, mehr bineinzulegen, als die Worte des Ge 
jeges bejagen und über die beſtimmten Gränzen binauszugreifen, ir 
welche das Geſetz felbit feine Vorſchriſt eingefchränft hat, As we 
jentlich glauben wir biebei den Unterfchied-der Urſache von der bio: 
ben Veranlafjung feithalten zu müſſen, von been mir jene einem 
nach den empirischen Verhältniffen und dem: natürlichen Laufe der Dinge 
nothwendige Zufammenhang mit der Wirkung wahrnehmen Lißt, — 
während diefe nur einen zufälligen mit dem Beranlapten hat und der 
Sap: causa causae est efinm enusa enusati — beiteht nur dort, oo 
die erfte Urſache mit der Tehten Wirkung durch eine mm 

‚Kette verbunden ift, deren je zwei auf einanderfolgende Glieder wie Ur— 
ſache und ihre ung verbunden find; ſehlt biefe Verbindung auch 
nur bei einem einzigen Glieberpaate, joriit die Stette gebroden und 
die erfte Urfahe mag wohl als Veranlaffung, nicht aber als Urs 
ſache in Rückſicht des lezten Erfolges angefehen werden. 

63 ift wahr, daß die Vorſchrift des $. 134 ftrenger ift, indem 
fie einen ſolchen ununterbrochenen Gaufalnerus nicht fordert; es ift ihr 
genug, wenn unter Vorausfegung einer mörderiſchen Abſicht und Hand: 
Iung — der Tod eines Menfchen nur vermöge zufällig hinzu: 
gelommener Zwiſchenurſachen eingetreten ift, fofern diefe durch 
die Handlung felbfi nur veranlaßt wurden; zwiſchen ber 
mörberifhen Handlung und dem Tode felbft wird ein Gaufalnerus nicht 
gefordert ; genug, wenn die Handlung die Beranlaffung bes Todes 
gemejen; allein die Handlung muß die Veranlaffung der Zwi— 
ſchenurſache geweſen fein, welche die wirkliche Urſache des Todes 
geworden ift; zwiſchen der durch die Handlung veranlaßten Zmifchen: 
urfahe und dem Tode muß ein Gaufalnerus beflehen. Nur eine ein- 
zige Unterbredung der Kette des Gaufalnerus geftattet das Geſetz und 
demjelben genügt es nicht, wenn die concreten Umftände fo beſchaffen 
find, daß ſich die Unterbrehung wiederholt, d. h. daß fi in dem 
faktifchen Hergange eine einzige bloße Veranlaffung der Ver: 
anlaffung entdeden läßt, weil nur der Zuſammenhang der Hand» 
lung mit der wirklichen Todes urſache — jener der bloßen Ver: 
anlafjung fein darf. Die auf den gefeßten Fall angewendet, zeigt ſich 
Folgendes: der Tod hat zur Urſache (nach der Borausfegung) den Fall 
in den Graben; der Fall — mag vielleicht nod als Wirkung des 
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Sprunges erklärt werden, wenn die Umſtände wirklich einen folden 
Zuſammenhang daritellen; aber der Sprung zur Seite kann nimmer 
als Wirkung des Schredenz angefehen werden. Diefer ift wohl unftrei- 
tig die Veranlafjung des Sprunges, fteht aber damit durchaus nicht 
im Causal: Zufammenbange, und der Schreden findet wieder jeine 
Beranlaflung in dem Schuſſe des A; deifen Handlung ift alſo blos 
die Veranlaffung des Schredens (mas an fih noch dad Weſen des 
Mordes nicht beheben würde,) dieje ift aber wieder die bloße Ber: 
anlaffung des Falles und erft diefer wieder (wenn anders die Umjtände 
dieß wirklich erkennen lafjen,) die wahre Urſache des Todes; — 
der Schuß iſt feine Veranlaffung der Zwiſchenurſache (Falles) des To- 
de3, fondern blos die Veranlafjung der Veranlaffung (des Schreden?) 
der Zwiſchenurſache (des Sprunges) des Falled und endlich auch des 
Todes. Nur bei diefer Auslegung wird dem Geſetze genügt, welches 
verlangt, daß die Zwifhenurfacdhe des Todes in der „Handlung 
ſelbſt“ ihre Veranlaſſung gefunden habe. 

Berfchieden bievon ift der Fall, wo A durch den Fehlihuß direkt 
die Herbeiführung des Schredens und mit Rückſicht auf die bekannte 
perſönliche Beſchaffenheit des B deſſen Tödtung biedurch bezielt und 
erreicht; hier iſt der durch den Schuß veranlaßte Schrecken die nächſte, 
unmittelbare und einzige Urſache des Todes, obſchon unſtreitig in die⸗ 
ſem Falle für die mediciniſchen Sachkundigen auch noch ein weites und 
ſehr verantwortliches Feld der Unterſuchung geöffnet bleibt, um ſelbſt 
bier zwiſchen dem Schrecken und dem Tode den Canſalnexus nachzu: 
weijen. 


Zweiter Fall. 

Ein anderer Fall wird in Folgendem gejegt 52): A bat in mör: 
derifcher Abficht den B geſtochen; die berbeigerufenen Aerzte erklären, 
daß B an dem Blutverlufte fterben müßte und nur durch einen 
Verband, mwelder zur Stillung der Blutung fogleich angelegt wurde, 
tönne B gerettet werden; — B reißt aber in Kurzem felbjt den Ber: 
band ab und ftirbt bald in Folge des Blutverluftes. 

Auch bier wollen Einige da3 vollbrachte Verbreden des Mor: 
des finden, weil der durch den Etich veranlaßte Blutverluft durch die 
Sadverftändigen für tödtlich erklärt worden, und eben er auch wirk: 
li den Tod des B zur Folge gehabt bat; dadurch daß B den Ber: 
band mweggerifien, habe er nur den Folgen des durch die Stichwunde 


5) Ebenfalls in der allg. öfter Ger. Ztg. v. Nr. 
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verurſachten Blutverluftes Treten Lauf gelafen und je find einge: 
treten. . 

Diefer Fall ift auffallender als der vorige und die Unhaltbarkeit 
der bemerkten Anficht dabei noch Maver. A ift, weil er gegen Bin mör: 
derifcher Abficht den tödtlichen Streich geführt hat, des Mor: Werfiz 
Ges ſchuldig, denn der Tod felbft tourde durch die Dapivifchenkumft 
der ärztlihen Hilfe verka⸗— ms Tpäfer wirklich eingetre: 


tenen Todes ift aber n! dh das Megreißen bes Verban- 
de3 geiefen. In der H 3 A Tann man in Vetteff des 
wirklichen Todes des B mitte Veranlaffung (aber Feine 
Urſache) finden; der € ſachte die Verblutung, dieſe 
wurde durch die ärztlid zu dem Wegreißen des Wer: 
bandes hat der Stich fi loße Veranlafjung nicht geges 
ben, mag diefe imme m B über bie Handlung des 
A erfolgte Aufregung ı en 2ebensüberdruß veranlaßt 
worden fein; diefer mer 6 kaun nicht auf die That des 
Stiches bezogen werden nicht fagen, A Habe durch dies 


fen Stich dag Wegreißen des Verbandes, deſſen Wirkung die Verblu— 
tung und fofort der Tod wurde, im Sinne des $. 134 veranlaßt! 
Aber der einzige Grund, weßhalb wir dem A nur den Verfuh, und 
nicht den wirklich eingetretenen Tod (fohin vollbrachten Mord) zur Laſt 
fallen laſſen, liegt in dem Abgange obigen Zufammenhanges des Sti- 
ches mit der endlichen Verblutung, felbft nur ala der Veranlaſſung 
mit dem DVeranlaßten. Wir halten darum bei diefer Entſcheidung auch 
in dem Falle feft, wenn die nachherige wirkliche Verblutung nicht in 
einer freien Einwirkung des B, fondern im Zufalle ihren Grund hatte, 
3 B. wenn ji der Verband nur zufällig abgelöft hätte und B an 
den Folgen des dadurch erneuerten Blutverluftes geftorben wäre: denn 
auch bier liegt in der Handlung des A feine unmittelbare Veranlaffung 
dieſes Zufalles, felbft abgefehen davon, daß das Gejeg mit dem Ber 
griffe der: zufälligen Zwiſchenurſachen im $. 134 wohl ohne Zweifel 
jede außer der freien Thätigkeit des Handelnden liegende Urfache ver: 
fteht, fie mag in dem Thätigwerden einer dritten Perfon oder im blos 
Ben, reinen Zufalle liegen. 

Ueberhaupt muß man unferes Erachtens überall dort, mo es fi 
um bie Zurehnung zur freien Thätigkeit des Menſchen handelt, mit 
dem Weſen der Urfahe, wie der Veranlafjung den Begriff einer ge: 
gewiſſen, mahrnehmbaren Unmittelbarkeit verbinden, ohne die je: 
der Haltpunkt für die Zurechnung verloren geht. Eine nur einigerma- 
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Gen eingehende Betrachtung der Erſcheinungs⸗Verhältniſſe führt zu der 
Weberzeugung, daß ſich die Folgen der menſchlichen Handlungen, felbit 
mit Feſthaltung des ftrengen Cauſalnexus, ewig fortpflanzen, die Hand: 
lung des Einzelnwejens wirkt auf dag Gejammtleben ein, wie der Wind: 
bauch auf die Meeresfläche; diefer erzeugt eine Welle, die ſich fort» 
pflanzt, bald zur Woge aufichwillt, bald fich in unendliche Kreiſe teilt, 
die allmälig zu verfchwinden fcheinen, bis das geringite Hemmniß fie 
wieder zur früheren Größe wachen macht. Wer mag ihren Verlauf im 
MWeltmeere verfolgen? Nicht anders it das Leben. Die unbedeutendfte 
Handlung hat ihre Wirkungen, auch diefe wirken weiter und fofort ing 
Unendlidde, und wie fehr erweitert fich diefer Umfang noch, wenn zu 
den Urſachen mit ihren Wirkungen noch die Veranlafjungen mit all 
ihren Folgen gefügt werden! Gewiß bat ſchon Jedermann einzelne That: 
ſachen der Weltgeihichte von ihrem Urjprunge an zu verfolgen ver- 
ſucht und noch in der Gegenwart die deutlichiten Folgen derjelben ge: 
funden. Aber man erfafle das einfachfte Faltum des Alltaglebens und 
man wird bemerken, daß die Folgen deflelben unberechenbar, daß das 
Ende verfelben für das menſchliche Auge unerreihbar. Wer würde 
nun wohl die Zurechnung, die Verantmwortlichkeit ſoweit ausdehnen? 
Wie entfeglih wäre das Leben, wenn der Menſch ſtets alle möglichen 
Folgen feiner Handlungen überdenken, wenn er fie dereinft verantwor: 
ten follte? Die Zurechnung muß mit der Berechnung gleichen Schritt 
balten und nur das mag dem Menjchen zugerechnet werden, was er 
berechnen konnte und darum auch follte Wie fehr verengt fi dann 
der Kreis des Zurechenbaren! Er prägt ſich ab in dem mehr oder min- 
der Umnmittelbaren! Oder wer wird, um auf den eigentlichen Ge- 
genſtand zurüdzulommen, in dem Falle, wo ein ftrenger Commandant, 
der Thon häufigen Mordverjuchen feiner Soldaten nur mit Mühe ent: 
gangen ift, einmal, wo er einen neuerlichen mörderiijhen Schuß kaum 
abgewendet, — im Gefühle der Verzweiflung an dem Erfolge all’ fei- 
ner Bemühungen, jeinem Leben felbit ein Ende macht, — jenem, der 
das letztemal nach ihm geſchoſſen, den darauf gefolgten, dadurch veran- 
laßten Tod zurechnen wollen? 


Dritter Fall. 


Als weiterer Fall wird Folgendes erzählt53). A Fauft Arfe: 
nit, um den B zu vergiften; dieß erfährt C; — als num A das 
Gift in den Trank des B ſchütten will, tritt C hinzu, nimmt dem 


>) Bom Hofr. Kitla, vergl. Allg. öfterr. Ger. Ztg., Nr. 66 v. J. 1857. 
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A das Gift weg mit dem Bemerken, bafı es zur Todiung des B nicht 
geeignet fei, — und gibt zugleidy dafile dem A ein ganz unjdhädliches 
Pulver, welches vorgeblich die beabfihligte Wirkung gewiß haben werde; 
A wirft diefe8 Pulver, im der feften Meinung, es jei töbtliches Gift 
in den Trank bes B — den aber biefer natürlic) ohne allen Nachtpeil 
zu fi nimmt. 

Eben Jene, welche Fr Fa Tun sffen bie ber unſern entge- 


gengefepte Anficht, — d bes Verſuches — behaupteten, 
finden bier den Verf tes vorhanden und bemerken 
noch, daß dieſer Fall ı t? darum ganz verfchieben fei, 
weil der Thäter ſchon i as wirkliche Gift in den Trank 
zu ſchütten und fo eine es Mordes führende Handlung 
unternommen hat. 

Wir haben den d erührt und uns für die unbe: 
dingte Strafbarfeit des es ausgeſprochen. Wir bemer: 
ten aber aud, daß zwi vo A ſchon urfpringlich durch 
den vermeintlichen Gift: t wurde, und bem, wo er erft 


fpäter die Stoffe verwechſelte, — dann dem gegenwärtigen — in fub- 
jettiven, — ber in ſtrafrechtlicher Beziehung allein entjcheidenden Hin: 
fiht, — ſchlechthin Fein Unterſchied zu finden fei. In allen dieſen Fäl- 
len hat A feine werbrecherifche, mörderifche Abſicht unverkennbar aus: 
zuführen begonnen und ift nur gegen feinen Willen an der gänzlichen 
Ausführung gehindert worden. Eine objektiv zur Ausübung führende 
Handlung, wie fie unfere Gegner fordern, Tiegt in feinem dieſer Fälle 
vor; denn in feinem erhält B wirflid das Gift, gleichviel, ob es ſchon 
urfprünglicd nicht bagewefen, oder nur unter den Sachen des A aus 
Verwechslung zurücigeblieben, — oder fpäter vertaufcht wurde, und 
unfere Gegner müßten confequent alle drei Fälle ftraflos laſſen. 

Diver follte eben der Moment entiheiden, wo der Stoff in ben 
Trank gemiſcht wird? Sollten wirklich diefe unter fi völlig unabge 
gränzten Momente des objeltiven Handelns über die Strafbarkeit eines 
freien Weſens entſcheiden? Und mo foll die Strafbarkeit beginnen? 
Mit dem Ankaufen des Giftes? — mit dem Erfcheinen des A bei dem 
B mit dem Gifte? — mit dem Hinzubrängen zur Bereitung des Tran: 
tes? — mit dem Einmifchen des Giftes? — ober erft mit dem Ver: 
abreichen des ſchon vergifteten Trankes an B? — Bon biefem objektie 
ven Standpunkte verliert man jeden Halt, — welcher bei Feſthaltung 
des fubjeftiven Momentes nad) dem Dargeftellten fo deutlich und ber 
fimmt zu finden ift, wie ihn nur ein vernünftig freies Wefen in Wür- 
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digung, zumal in ftrafrechtliher Beurtbeilung feiner freien Handlungen 
fordern Tann! 


Vierter Fall. 


Der Fall, wo A den B ermorden will, aber unwiſſend, daß B 
ſich nit in feinem Bette befindet, blos nad dem Bette fchießt, oder 
fticht, wird neuerdings 54) — mit der Unterfcheidung, ob B zur Zeit 
der That noch am Leben, oder ſchon verftorben war, beantwortet, und 
im erften Falle ein Verfuch des Mordes, — im zweiten feine ftrafbare 
Handlung gefunden. 

Der Grund zu diejer Unterſcheidung fol darin liegen, weil der 
Begriff des Mordes das Vorbandenfein einer Perſon vorausfeße, welche 
bag Recht zu leben hat und in diefem Rechte durch den Mord verlegt 
wird; Diefes ſei wohl der Fall, wenn B noch lebt und nur zufällig 
nit zu Haufe oder gerade nicht an dem angegriffenen Orte fich befin- 
det, — nicht aber dann, wenn er ſchon früher, obgleich ohne Vormwif: 
jen des A verftorben mar, meil er ſchon fein Recht auf das bereits 
verlorene Leben hatte, daher in demfelben nicht mehr verlegt werden 
ann. Im erften Falle ift der Schuß aus einem gehörig geladenen Ge: 
wehre eine zur wirkliden Ausübung des Mordes führende Handlung 
und dieVollbringung ift nur wegen der zufälligen Abmejenheit des 
B unterblieben, B mag fich übrigens wo immer aufhalten. 

Diefem Falle gleich ſei A wegen Diebjtablsverjuches zu beitrafen, 
wenn er in Erbrechung des Kaftens betreten wird, worin er eingeltan: 
denermaßen Effekten im Werthe von 400 fl. wähnte, die ſich aber zur 
Zeit des Einbruches in der That nicht in diefem Kaſten befanden. 

Prinzipiell aufgefaßt macht diefe Anficht den Unterſchied zwiſchen 
dem gänzlichen Mangel des verbrederiichen Objektes und einer blos 
zufälligen Abweſenheit defjelben vom Thatorte und fieht wohl bier, — 
nit aber dort — einen ftrafbaren Verſuch. 

Auch diefe Anficht hält dag Objektive feit und abitrahirt von der 
Gefährdung oder Drohung, welche in dem fubjeltiven Weſen des Ver: 
ſuches gelegen iſt; — fie erfaßt aber zugleich die ftrafbare Handlung 
viel zu individuell, indem fie gerade nur das bezielte, individuelle Ob- 
jett für maßgebend hält, ohne fih an die allgemeine Verlegung und 
Gefährdung zu Tehren, welche in jeder ftrafbaren Handlung liegt und 


) Bol. Kitka's Auflag. Allg. Ger. 38 Nr. 66 v. J. 1857. — Es iſt dieß 
die ſchon oben berührte frühere Anſicht Hfrtb. Jenulls. 


J “on Welanüb, d. Arafb. Verſuch, 

ot de baupttehtſertigungsgrund- für die Strafe bildet, 
on nal Dundlnig won Amiswegen trifft. 

is Eingeben auf diefen Fall wird durch das ſchon Ge: 
wi; ne viel fer noch bemerkt, dah in dem vn 

ns mus Onwmordung Exkesene vor ber Tat werftarh, diefer Tod 

wohl near de werrigitens ebenjo nur ein bloker Zufall ift, wie die 

lud Disporltion der Berfon, um das angewendete Abortivmittel 








voran Yorabuan zur Laffe richtlichen Entſcheidung vom 
Gl 

ale Erfolge ſte ig von der Handlung. jelbit, 
wusd. (wien, Ja milffen vaß. die That blos verfucht 
NAH,  wiht aber, d eſchah· Oder, mie wäre zu 
venn das. eı fer in derſelben Nacht wirt: 
Menn Vette lag, enden Momente etwa durch 
aan ram: erfchredt, das Bett verlieh, um das 
Sommer zu burchfehreite, em zwiſchen einem-in mörz 
eee Mbficht abgebran mb. all’ dieſen Zwiſchenfällen 


kaiman file. bie Strafimputation entſcheioenden Unterfcied wahrzunehmen. 
(68 fehlt bier weder bie Abſicht, noch die zweckdienliche Handlung, näm: 
Vi die Thätigkeit, noch das Objekt derfelben, — fondern nur der mo: 
mentane Zuſammenhang beider, welder zur vollftändigen Aus führung 
der Handlung nöthig ift und welcher, wenn er eingetreten, macht, daß 
nicht ein Verſuch, fondern das Verbrechen felbft ſchon vorhanden ift. 





ll. 


Das deutfche Handelsgeſetzbuch und feine Gegner. - 
Bom Herm Dr. K. R. v. Sch. 


1. Das Volk der Denker, die Nation, welche einen Leibnitz undeinen 
Kant zu den Ihrigen zählt, hat die Hand an ein Werk gelegt, ſich 
ein Ziel geſteckt, das Jedermann kennt, Jedermann als erwünſchlich be⸗ 
zeichnet, deſſen volle Tragweite in nationaler, kulturhiſtoriſcher und 
wirthſchaftlicher Richtung aber noch keine Feder umſtändlich beſchrieben, 
noch kein Mund zum allgemeinen Verſtändniß gebracht hat. Das Werk 
und das Ziel — ſie heißen Rechtseinheit. 

Aber das Volk der Denker ging noch weiter in der Abweichung 
von feinem gewöhnlichen Berfahren ). Es unternahm den Bau einer 
gemeinfamen Legislatur ohne Bauplan. Es legte Hand an eine 
gemeinfame deutſche Wechfelordnung, an ein gemeinſames deutiches Han⸗ 
del3: Gefegbudh ohne vorläufige Löfung der bekannten Fragen: Quis, 
quid, ubi, quibus auxiliis, cur, quomodo, quando? 

Wenigſtens verlautete bislang noch nicht, daß man vor der Hand⸗ 
anlegung ſich über die Reihenfolge, in welcher gemeinfame Gefege aus- 
zuarbeiten wären, über die zwedmäßigiten Mittel dazu, ja felbit über 
das erwünſchliche Maß der Rechtsgemeinſamkeit geeinigt hatte. ‘a, man 
darf vielleicht behaupten, daß eine. ſolche Einigung noch derzeit nicht 
beitebe. — 
Mir wollen vielleicht ein andermal unterjuchen, welche Nachteile 
aus dem Mangel einer ſolchen Einigung entitehen mußten, zumal da 


ı) Bekanntlich bemerkte fhon Guizot in feiner Civilifation von Frankreich 
(1. Borlefung), daß bei den Deutichen die. intelleftuelle Entwidlung der foci:. 
alen Berbältniffe weit vorgerüdt fei, daß die Teutfhen mehr ein Wolf der 
Theorie und Spekulation, al3 der Ausführung und Praxis waren! 

Ha im erl'e Bierteljahrebigrift f. Rechtew. IN 1. 8 
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das Handelsgeſetzbuch tief in das Obligationenreht einzugreifen gend. 
thigt war, daher einen Ueberbau ohne gemeinfamen Unterbau zu Tage 
förderte. Vielleicht gibt ung auch der Verſuch, die oberwähnte Trag⸗ 
weite der Nechtögemeinfamleit näher zu beleuchten, zu einigen Anden⸗ 
tungen über das erwünſchliche Maß der Nechtsgemeinfamkeit paſſenden 
Anlaß. Für Heute wollen wir uns aber auf den Standpunkt ftellen, 
auf welden man das Wert "m Gnfamkeit in Angriff genom: 


men bat, — unter den da m wahrfcheinlich zum Nur 
gen und Frommen der ' rjenigen in Angriff genom⸗ 
men bat, welche fich an wer c Gemeinfamleit betheiligen 
wollen. 

Die partikularrecht von der allgemeinen deut⸗ 
ſchen Wechjelordnung wa t, als vielfach beklagt. Die 
Beftrebungen, zur vollen Bemeinfameit zu gelangen, 
find befanntlich nicht aus ge indeß noch zu erwarten, 

Wie ſteht es dagegen % erften Büchern eines all⸗ 
gemeinen deutſchen Handelöyerry , welde die von der Bundes— 


verfammlung berufene Handelsgeſetz- Commiſſion zu Nürnberg ausge: 
arbeitet und in 3. Lefung im Eingange de3 Jahres 1861 vollendet hat? 

II. Während man faft in allen Gauen Deutichlands, auf den Yu: 
riftentagen, wie in ben Kammern deutſcher Bundesitaaten, in der Bunz 
desverſammlung zu Frankfurt, wie in veröffentlichten Correfpondenzen 
mehrerer deutſcher Minifter der Ausdehnung der Rechtseinheit auf dag 
Gebiet der materiellen und formellen Givil: und ſtrafrechtlichen Legis: 
latur das Wort redet, während juriftifche und andere Fachblätter ſowie 
politiihe Journale dem Nürnberger Handelögejeg:Entwurfe volle An« 
erfennung fchenfen, während diefer Entwurf in Preußen und andern 
deutſchen Staaten, bereits in unveränderter Geftalt Gefegeskraft erhielt, 
treten bald hier, bald dort Stimmen auf, welche fih laut und entſchie— 
den gegen eine folde Annahme erklären. 

Diefe Gegner laſſen fih in 2 Claſſen theilen, wir möchten fie 
formelle und materielle Gegner nennen. Die Einen beanftänden ledig: 
lich einzelne materielle Beftimmungen des Handelögefeg-Entiurfes und 
lediglich auf Grund ihrer Ueberzeugung, daß die beanftändeten Beſtim— 
mungen den Jutereffen des Verkehres, den Intereſſen des deutſchen 
Handels weſentlich abträglich feien oder diefelben mindeftens ohne zwin— 
gende Noth, ja ohne zureihenden Grund oder gar im Gegenfage mit 
anerfannten Rechtsprincipien gefährden würden. 

Wir haben jüngft in den Blättern der k. k. Wiener Zeitung v. 
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30. u. 31. Dftober u. 1. Novbr. 1861, N. 253, 254 u. 255, verjucht, 
die gegen einzelne Beftimmungen des Nürnb. Handelsgeſetz⸗Entwurfes 
ſeitens eines ausgezeichneten öſterr. Rechtsgelehrten, ſeitens eines Mit- 
gliedes der Wiener Handels: und Gewerbekammer, endlich ſeitens bes 
anonymen Verfaſſers mehrerer im Sommer 1861 in der Haude und 
Spener’fhen Zeitung zu Berlin abgebrudten Auffäge, zumeilt im 
Einflange mit den dießfälligen Urteilen des Heidelberger Handeldtages 
vertheidigten juriftifchen und kaufmännischen Anschauungen zu widerle⸗ 
gen, wir haben aber auch zugleih mit Bezug auf die vom k. bayer. 
Herrn Juſtizminiſter bei Gelegenheit der Vorlage der Entwürfe des 
Nürnberger: Handelsgefeg:Buches und deſſen Einführungsgejepes in der 
2. bayer. Kammer für die unveränderte Annahme diefes Geſetzbuches 
jowohl vom Standpuntte des Nuten? einer ſolchen Rechtsgemeinſamkeit, 
als der bishin veröffentlichten, juriftifchen und kaufmänniſchen Kritiken 
geltend gemachten Gründe darzuthun verſucht, daß ein Bruch der Rechts: 
gemeinfamleit in Defterreih weder durch die zur Zeil der Ajährigen 
Nürnberger und Hamburger Handelsgeleg: Konferenzen befannt gewor- 
denen Kritiken der öfterr. Kaufleute und Juriſten gerechtfertigt, noch 
im Intereſſe des öfterr. Handels gelegen wäre. Gerade in diefer letz⸗ 
teren Richtung bat, wie ung fcheint, der Heidelberger Handelstag ein 
ſchlagendes Zeugniß von tiefer Einfiht und patriotifher Gefinnung 
gegeben. Dadurch gegeben, daß er troß der Beanftändung mehrerer 
und insbefondere der Beftimmungen der Schlußſätze der Art. 25 u. 46 
des Nürnberger Handelagefet: Entwurfes ſich In dem Beſchluſſe einigte, 
den deutihen Regierungen die unveränderte Annahme dieſes Geſetz⸗ 
Entmwurfes anzuempfehlen, die Befettigung der Mängel dieſes Entwur: 
fes aber einer Fünftigen Nevifion vorzubebalten. 

Gibt es keinen Geſetz-Entwurf ohne Mängel, muß bei jeder Ber: 
einbarung gemeinfamer Gejete oder Einrichtungen der materielle Nu- 
gen der Gemeinlamleit, das moralifhe Gewicht des Bandes, welches 
dadurch geknüpft wird, mit den aus den entdedten Mängeln zu gewär: 
tigenden Rachtheil vergliden und abgewogen werden, jo gilt dies felbft- 
redend aud) von den Mängeln des Nürnberger Handelögejep-Entmwurfes 
und beziehungsmweile bei der Frage, ob es räthlicher fei, den Gejet: 
Entwurf jammt deſſen Mängeln unverändert anzunehmen, oder aus 
der Rechtsgemeinſamkeit auszufcheiden. 

Dffenbar wird aber eine ſolche Ausicheidung, insbefondere dann 
für den Ausicheidenden jelbft, eine fehr bevenflihe, wenn die Abwei⸗ 
chung Solche Beilimmungen des Geleges betrifft, welche vorzugsweiſe in- 

8* 
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ternationaler Natur find; bei welchen es daher von großer Wichtigkeit 
ift, daß Rechtsgemeinſamkeit beftehe, 

Aus dieſem Grunde haben wir auch in unjerm obermähnten „bie 
Einführung des deutichen Hanbelögefehbuches in Defterreich” überjchrie- 
benen Auffage der Wiener Zeitung nachzuweiſen verfuchte, daß bie ges 
gentheilig beanftändeten Bejtimmungen des. Handelsgefepbucdes vorzugs- 
weife auch für den Lauf immitkon Antomatignafen Verkehr von Wichs 
tigkeit find und daß eben veihung von jenen Beſtim⸗ 
mungen nur zum Nacht! den wäre, 

Wir glaubten übri unal bei einem Handelsge- 
fege in den Vordergrunt i 
aufmerffam machen zu | 


„Es war vor etwa 
tes, von einem. britiichen 
einbarung eines allen civ 
delsgeſetzbuches im meite] 


13 ein, in England gedruck 
igenes Programm zur Ber: 
Europas gemeinfamen Hanz 
yrxtes zu Gefichte kam. Das 


Programm batte fi zur zum Pen die großen Vorteile eines 
folgen gemeinfamen Rechtes für alle beteiligten Nationen nachzuwei— 
fen und auf die tosmopolitifhe Natur des faufmännifhen Rechtes auf: 
merkſam zu machen. Gleichwie der Handel und Wandel feine Landes- 
und Staatägrenze Eennt, alfo Liegen auch feine Bedürfniffe fern von den 
Sonderungen nad Sprache und Sitte, von den Simpathien oder An: 
tipathien politifher Parteien. Eben darum behauptete der Code de 
eominerce und beziehungsieife der codice di commercio feinen Platz 
auch in jenen Ländern, welde dem Scepter Frankreichs wieder entrif- 
fen waren, Eben darum findet nicht blos allein auf die deutiche Nation 
Anwendung, was jene Rede bezüglich der Segnungen des gemeinſamen 
Handelsgeſetzes in Ausſicht geſtellt hat.“ 

II. Vielleicht irren wir nicht, wenn wir behaupten, daß mit unferer 
obenerwähnten Anſchauung nachſtehende Eingangsorte eines, „das deutſche 
Handelsgeſetzbuch“ überſchriebenen Auffages übereinftimmen, melden die 
deutſche Vierteljahrsſchrift, 24. Jahrgang, Octbr. —Dezbr. 1861 (Stutt- 
gart, Verlag der Cotta'ſchen Buchhandlung) enthält. Sie lauten: 

„Ein gewichtiges Pfand für die Thatkraft des deutſchen Geiftes 
und feiner unaufgehalten vorbringenden Lebenzfülle begrüßen wir in 
dem nun zu Stande gebrachten Werke gemeinfamer Handelögefeggebung. 
Den Weltverkehr, wie er fih im Zufammenleben der Völker geftaltete, 
mit den Grundlagen des nationalen Rechtsbewußtſeins zufammenhal: 
tend, gelangte der deutſche Geift in wiſſenſchaftlicher Durhbildung und 
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praktiſcher Ausgleihung auf einen neuen und doch wachsthünich ge: 
Schichtlichen Nechtsboden. Die deutſche Wechfelorbnung, das beutfche 
Handelsgeſetzbuch, fie find beredte Zeugen dafür, daß die Einigung der 
deutfchen Stämme auf diejen Lebensgebiet Feine leere Redensart, for: 
dern daß fie nunmehr eine reale Eriftenz ift.” 

„Der Bang der deutfchen Einheitäbeftrebungen ift im Wefentlichen 
ein doppelter. Während man einerfeit3, je nach den Zeichen am poli: 
tiſchen Horizonte mit gefteigerter oder geſchwächter Aktion, auf Haupt: 
und Nebenwegen nad jtaatlihen Zufammenfchweißen hindrängt, gebt 
daneben das geräufchlofere, aber um fo nachhaltigere Streben ber, den 
deutſchen Völkern ein gleiches Recht zu verichaffen, welches, als der 
adäquatefte Ausdrud gleicher Sitte, einen Hauptbeitandtheil der Nationa: 
lität bilden muß. Die Gemeinfamfeit der Geſetze bebt einerfeit3 das 
nationale Bewußtfein, die Selbftitändigfeit und Würde nah Außen, 
und ermöglit auf der andern Seite erft eine währbaft wifjenjchaft: 
liche Ausbildung des Rechts. Es iſt dieß an fi eine ideale Seite, 
aber fie wirft tief eingreifend in alle Lebensbeziehungen. Denn, um 
noch von der Wiſſenſchaft ein Wort zu reden: wie zerfplittern fich bie 
Kräfte unferer Univerfitäten, unjerer Gelehrten und Gerichte, wenn es 
nur öfterreichifches, bayer., preuß., ſächſiſch, würtemb., hamburg. ꝛc. Recht 
zu behandeln gibt; es Läge in einem ſolchen Zuftande, bliebe er dauernd, 
der Tod deutſcher Rechtswiſſenſchaft. Aber es handelt fich nicht blos 
um tbeoretifche Intereſſen; vielmehr bietet fich auch eine jehr ma: 
terielle Seite der Frage dar. Der vermögensrechtliche Verkehr unter 
den deutſchen Ländern ift ein fo meitgreifend in einander verfchlunges 
nes Net von durchgehenden Lebenzftrömungen, dab eine fcharfe Ab: 
grenzung ihrer Lebensordnung, d.i. eben des Rechtes nach den Farben 
der Bundesftaaten auf der politifchen Karte, nicht? anderes iſt, als der 
gewaltfame Verſuch, eine untheilbare Sache reell zu theilm. Müſſen 
wir es ſchon beflagen, daß in andern Gebieten des Rechts große Ber: 
Ichiedenheit nad) Abgrenzung der deutjchen Territorien waltet, 3. 8. 
im Strafreht, wornach diefelbe That an dem einen Orte mit Tod, 
einige Stunden weiter weſtlich oder ſüdlich verübt nur mit Gefängniß 
beftraft wird; fo ift dieß doch mehr eine ideale, das Rechtsbewußtſein 
verftimmende Seite. Aber in den vermögensrechtlichen Beziehungen läßt 
ſich ohne die erheblichfte Gefährdung nationaler, wie individueller Wohl: 
fahrt die Gemeinſamkeit des Rechts fortan nicht entbehren.“ 

IV. Durch die Finfterniß gelangt der Menſch zum Lichte, in der mo⸗ 
raliſchen, wie in der phyſiſchen Welt. Das Licht des Geiltes wird aber 
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vorbereitet durch ben Kampf ber Geifter, durch ‚bie Diskuffion, durch 
den Austauſch der Meinungen, durch bie Grinbe für und iiber. 
Der immer daher ber Weberzeugung lebt, daß irgend eine wor 
geſchlagene Maßregel, irgend ein Geſetzentwurf oder eine einzelne Be 
ftimmung befjelben den Iutereſſen der Sefittung und Kultur, des Ned: 
tes ober ber Humanität oder anderer berechtigter Strebeziele des Men- 
ſchen oder Staatsbürger? -Frätik Lei der erfüllt nur feine, Pflicht 


als Menſch oder Staatsl diefer feiner Ueberzeugung im 
gefeglihen Wege und in orm Ausdruck gibt, wenn er 
fie nach Zuläſſigkeit ver! 

Man mag daher du ingen und bie dafür geltend 
gemachten Motive der zellen Gegner des deutſchen 
Handelögejeg:Entwurfes a 1, ja man mag vielleicht jogar 
dafür halten, daß fie hät vor Beendigung der Handels- 
geſetz⸗ Conferenzen geltend ſollen, jedenfalls wird man 
zugeben müſſen, daß fie e; t fagen, innere, Berechtigung 


für fi haben, die Bereditigung, u änderte Annahme des Gefeg: 
Entwurfes aus dem Geſichtspunkte der Beichaffenheit, der Dualität, 
der Nüglicpkeit und Zweckmäßigkeit des Geſetzentwurfes oder einzelner 
Beſtimmungen beffelben zu befämpfen. 

Ebenfowenig würde man die Berechtigung derjenigen Gegner der 
Annahme des Handelögefegentiurfes verfennen dürfen, melde demfel: 
ben Mängel bes Siftems, der legislativen Architektur, der logiſchen An: 
ordnung oder Reihenfolge oder der ſprachlichen Faſſung, redaktionelle 
Gebrechen zum Vorwurfe machen und aus diefen Gründen die unver— 
änderte Annahme befämpfen. 

Selbftredend würde in diefem, ſowie in jenem Falle die Berech: 
tigung nur dann und nur in foweit eintreten, al3 die Lüden, Unvoll- 
ftändigfeit oder Mangelhaftigfeit der materiellen Beftimmungen des Ge— 
ſetz Entwurfes oder feines Siftemes, feiner Architektur, feiner logiſchen 
Anordnung oder feiner Faflung fpeziell angegeben und die Motive 
der behaupteten Mangelhaftigteit beigebracht würden. 

Wie verhält es fi dagegen mit der Berechtigung Derjenigen, 
melde die unveränderte Annahme des Geſetzentwurfes aus Gründen 
befämpfen, welche nicht im Geſehe felbft Liegen, nicht aus dem Geſetze 
entnommen find oder welche wenigftens bei ihrer Belämpfung der Anz 
nahme von ſolchen Gründen gänzlich Umgang nehmen, fie ganz und 
gar mit Stillſchweigen übergehen? Wie verhält es ſich mit der Beredh: 
tigung derjenigen, welche nicht aus der Beichaffenheit des Gefeges, fon: 
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dern aus fogenaunten äußern Gründen, aus Rückſichten bee Gonvenienz, 
der Art und Weile, wie der Geſetz-Entwurf zu Stande gelommen iſt, 
befämpfen, kurz, derjenigen Gegner, melde wir als formelle Gegner 
bezeichnet haben? 

V. Unter der Ueberſchrift: „der deutiche SJuriftentag in Dresden” 
enthält das Hauptblatt der Allg. Augsb. Zeitung v. 29. Aug. 1864, 
N. 241, einen Aufſatz, welchem wir nachfolgende Bemerkung entnehmen: 

„Außerdem bat zweifellos der Juriſtentag zu dem bejchleunigten 
Abſchluſſe des Handelsgeiegbuches beigetragen; nur kann man bier nicht 
tief genug bellagen, daß einzelne Regierungen ſich abfeit3 halten zu 
müfjen glauben, wir hoffen jedoch, daß auch fie der allgemeine Strom 
allmählich nach fich ziehen wird und ftellen es der Zukunft anheim, ob 
man es Thöl, dem Hauptverfechter der partikulariftiichen Beftre: 
bungen, dereinitt Dank willen wird, daß er dag ganze Gewicht feiner 
hohen Autorität in die Wagſchale wirft, um feiner Ueberzeugung, ed 
hätte dies oder jenes in dem neuen Gejegbuche anders fein müllen, Gel: 
tung zu verihaffen und daß er mit erhigtem Eifer den Sap vertheidigt: 
es bleibe denjenigen Regierungen, welche von der Nothwendigkeit einiger 
Aenderungen durchdrungen feien, nichts weiter übrig, als daß fie für 
ſich allein den Weg gingen, welcher fich ihnen biete, entweder jede allein, 
oder im Einvernehmen mit einander. Wir unfererfeit3 pflichten lieber 
der ruhigen Erwägung der drei Großſtaaten bei, wonach dur eine Ver: 
handlung über alle bei der 3. Leſung des Handelsgeſetzbuchs ftreitigen 
Punkte das Zuftandelommen des Werts überhaupt in Frage geftellt, 
jedenfall aber in unabjehbare Ferne gerücdt worden wäre.” 

Vielleicht irren wir nicht, wenn wir den Anlaß zu dieſer Bemer: 
tung in einer Brochüre fuchen, welche den Titel führt: „Zur Geſchichte 
des Entwurfes eines allgemeinen, deutſchen Handelsgeſetzbuches.“ Bon 
Hofratb Dr. Heinrich Thöl, Profeſſor der Rechte zu Göttingen 
(Göttingen, Verlag der Dietrich'ſchen Buchhandlung 1861). 

Menn wir dem Berfaffer diefer Broſchüre, welcher bekanntlich zu 
den bervorragenditen handelsrechtlichen Schriftitellern Deutſchlands ge- 
bört und ſowohl bei der Ausarbeitung der allg. deutihen Wechfelord: 
nung, als des zu Nürnberg und Hamburg berathenen Handelögejeb: 
Entwurfes unbeftreitbare Beweije gediegener Jurisprudenz und großen 
Scarflinnes gegeben, wenn wir bdiefen auch dur Eigenjchaften des 
Herzend und der Collegialität ausgezeichneten Rechtslehrer zu den for- 
mellen Gegnern der unveränderten Annahme des Handelsgeſetz-Entwurfes 
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zählen, jo glauben wir dazu theilweiſe Thon durch den Titel jeiner ob 
erwähnten Broſchüre berechtigt zu fein. 

Denn ſchon aus den Titel erhellt, daß ſich ber berühmte Berfajz 
fer lediglich die Aufgabe gejtellt habe, einen Beitrag zur Gefhichte 
des Handelsgejeg:Entwurfes, alfo zur Geneſis defjelben zu liefern. Zu 
Uebereiuftimmung mit dem Titel: hat. der Verfafjer im der That aud) 
ganz und gar Umgang genommen von der Bezeihmung berjenigen Bez 


fimmungen des Handelsge 
und ebenfowenig finden w 
beftehen foll oder der M 
ſtändlich ift davon ſchon 
weiſe, daß die vier gegen 
machenden und bei der & 
rungen oder Berbefjerung 
weſen feien, daß von d 
diefer Erinnerungen die 
feg-Entwurfes fih mit Bige 


oelche mangelhaft fein follen, 
worin diefe Mangelbaftigkeit 
Mangelpaftigfeit. Selbftver- 
yaß die wenigen, beziehungs⸗ 
Leſung feinerjeits geltend zu 
idſichtigt gebliebenen Erine⸗ 
o entſcheidendem Gewichte ge⸗ 
ig oder Nichtberücſſichtigung 
dichtannahme des Handelsge⸗ 
cı Ichlägigen Intereſſen ala ge 


rechtfertigt darftelle. 

Dffenbar dringt, fi hiebei die Frage gemiffermaßen von felbft 
auf: würde die Annahne feitens des Verfaſſers auch dann publiciſtiſch 
bekämpft worden fein, wenn die gedachten vier Erinnerungen bei der 3. 
Lefung wirklich zur Berathung und Abftimmung gefommen wären, die 
Majorität der Conferenz diefelben aber al3 zur Berüdfihtigung nicht 
geeignet bezeichnet hätte? Denn nur unter diefer Vorausſetzung wür: 
den wir zur Annahme jenes enticheidenden Gewichtes Anlaß finden. 
Die bejahende Beanttvortung diefer Frage aber vermiffen wir gleichfalls 
in der Brofhüre und es will uns bebünfen, daß ber Titel diefer 
Broſchüre der ausdrüdlichen Bejahung oder DVerneinung diefer Frage 
nicht nur keineswegs entgegengeftanden wäre, fondern daß man fogar 
in einem Beitrage zur Geſchichte des Handelsgefeg:Entwurfes eine ſolche 
Bejahung oder Verneinung zu fuchen guten Grund habe. Um fo mehr 
guten Grund, wenn fi ein folder geſchichtlicher Beitrag keineswegs 
auf die Angabe von Thatfachen beſchränkt, fondern die Frage erörtert, 
welches Verfahren diejenigen Negierungen einzufchlagen hätten, deren 
Erinnerungen gegen ihren Willen bei der 3. Leſung unerörtert geblieben find. 

VI. Ob wir aber Urſache haben, jenen Verfaſſer zu den formellen 
Gegnern der Annahme des Handelsgeſetzbuches zu zählen, darüber dürfte 
der Leſer aus nachſtehender Angabe des weſentlichſten Inhaltes diefer 
Broſchüre zureihenden Aufſchluß erhalten. 
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Hr. Hofrath Dr. Thöl erzählt uns zunächſt, weiche Vereinba⸗ 
rung die Regierungen von Oeſterreich, Preußen und Baiern zum Be 
bufe der Abkürzung der 3. Leſung, beziehungsmweije zur Förderung des 
baldigen Zuftandelommens eines gemeinfamen Handelsgeſetzbuches ge- 
troffen haben, in welcher Art bei der 1. Situng der 3. Lefung vor: 
gegangen und’ feitgeitellt. wurde, daß fortan nur über die von diefen 
drei Regierungen zur weiteren Berathung geeignet erflärten Erinnerungen 
berathben werden folle, welche andern Negierungen diefem Modus bei: 
geftimmt haben, welche Sonferenzmitglieder anderweitige Vorfchläge zur 
Abkürzung der Berathungen eingebracht, welche gegen jenen Modus 
Brotefte erhoben haben und dur melde vorausgegangene Bejchlüfle 
der Conferenz oder bisherige geichäftsordnungsmäßige Behandlung u. f. w. 
biefe Protefte motivirt wurden. Hierauf geht Dr. Thöl in eine Kris 
tif jener Vereinbarung über, ſucht deren Nothwendigkeit, Zivedimäßig- 
feit und Motivirung zu entkräften, windicirt aus allen diesfälligen Vor: 
gängen den nicht beigetretenen Regierungen mit Rückſicht auf die dabei 
betheiligten Intereſſen ihrer Regierten das Recht, den Handelsgefeg: Ent: 
wurf 3. Lefung als ein im ganzen Umfange vereinbartes Geſetzoperat 
nicht zu betrachten und binfichtlih der gegen ihren Willen bei der 8. 
Leſung unerörtert gebliebenen Erinnerungen: entweder für fih allein, 
oder im Wege ber Vereinbarung mit andern proteftirenden Regierungen 
jolde Abweihungen vom Geſetz-Entwurfe 8. Leſung einzuführen, welche 
ihnen im Intereſſe ihrer Länder geboten fcheinen. 

Zur Beftätigung der thatfächlihen Angaben jener Brofchüre des 
Dr. Thöl find derfelben der Wortlaut des Berathungsprotololles der 
Sonferenz v. 19. Novbr. 1860, fowie Auszüge aus den einfchlägigen 
Roten der obgedadhten drei Regierungen, ferner ein Beichluß der deutjchen 
Bundesverfammlung, der Vorſchlag eines Gonferenzabgeordneten und 
ein Artifel der Allgemeinen Augsburger Zeitung als Anhang beiges 
druckt. | 

Zum beflern Berftändniß ſowohl des diesfälligen Standpunktes 
des Hofrathes Dr. Thöl, als unferer Anficht darüber fügen wir nur 
noch den Eingang feiner Brofchüre bei. Er lautet: 

„Der Hergang vor und bei der 3. Lefung des Entiwurfes eines 
allgemeinen deutfchen Handelsgejegbuches bildet ein bedeutendes Stüd 
deutfher NRehtsgefhichte.” „Ein allgeneines deutſches Wechſelrecht 
war errungen. Der Entivurfeines allgemeinen deutſchen Handelsrechts, an 
welchem, jomeit er hier in Betracht kommt (in feinen A erften Büchern), 
14 Monate lang in Eintracht gearbeitet worden, war feinem Abſchluß in 3. 
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und legter Lefung nach eingegangenen Erinnerungen ber Regierungen auf 
dem Wege der der Gejchäftsordmung entſprechenden Erörterung und Ab ſtim⸗ 
mung nahe. Der nunmehr vorliegende Entwurf 3. Sefung, deſſen um: 
veränderten Inhalt die Gefeeskraft auf einen weiten Gebiete Deutſch⸗ 
lands nahe bevorſteht, beruht aber in einem großen Theile feines In 
haltes auf einer Ue bereinkunft der Regierungen. von Defterreich 
Preußen und Bayern, tele hakin nina, einen Theil von dem Ent 


wurfe 2. Leſung, melden rt geblieben ift, der von an— 
dern Regierungen gewollt... irch Ausſcheidungen ihrer Erz 
innerungen zu entziehen, ejen Theil feines Inhaltes be 
trifft, in Folge einer W, ıng bieler und einiger Regie⸗ 
tungen, ohne welche er c irde, unter den Proteften 
anderer Regierungen zu mu’ 

„Bon dem wirklid nur Weniges zur allgemeinen 
Kunde gelommen. Weder che noch das juriſtiſche Publi— 
kum ſcheint von den Pri enommen zu haben. Daher fo 


viele unrichtige Urtheile.“ 

Wenn ohne richtiges Verftändniß oder gar ohne Kenntniß der 
Thatfahen, namentlid der drei Eirkularnoten und der Protokolle der 
Commiffion das Wort ergriffen und gelobt und getadelt, gepriefen und 
geſchmaͤht, zugerathen und abgerathen wird, die Mitwirfung, um dem 
unveränderten Entwurf 3. Leſung Geſetzeskraft zu verſchaffen, als eine 
Pflicht deutſcher Vaterlandgliebe, ald ob nichts darauf ankommt, was 
gemeinfam wird, hingeftellt, und die Ueberlegung, ob fein Inhalt nicht 
zu modifiziren fei, als Partifularismus, al3 ein Mangel an Opferwil- 
ligfeit, al die weitere Durchführung einer {hen einmal geübten Ver- 
legung eines gemeinfamen Einverftändnifjes, welde von Erinnerungen, 
die im Widerftreit mit einem folhen gegen den Entwurf 2. Lefung er: 
hoben worden feien, nod immer nicht ablafjen wolle, bezeichnet wird, 
wenn das ein Vorschlag und Antrag genannt wird, was als eine ſchließ⸗ 
liche endgiltige Willengerflärung ausgeſprochen wurde, und von dem, 
was in der Sitzung v. 19. Novbr. 1860 vertretenen 18 Regierungen 
5 gewollt und 13 nicht gewollt haben, gefagt wird, 13 hätten es ge- 
wollt und 5 hätten e3 nicht gewollt und dag von einem Darfteller (dev 
auf ©. 109 abgedrudte Zeitungsartikel), welchem offenbar der wörtliche 
Tert der drei Eirkularnoten und, wenn er nit von Hörenfagen weiter 
erzählt, auch das Protokoll v. 19, Novbr. 1860 vorgelegen hat und 
wenn der größte Tadel auf Hannover und Hamburg geworfen wird, 
welche gerade in der gewünſchten Opfermilligfeit am weitelten gingen 
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und erflärten unter gänzlihem Verzicht auf alle ihre übrigen Erinne: 
rungen, ausgeſchiedene und zugelaffene, nur vier refp. fünf aber von 
ihnen felber ausgewählte, beibehalten zu wollen, damit aber zurüdige: 
wiefen wurden, fo ift es angeficht3 aller diefer Dinge nicht nur ſchwer 
zu ſchweigen, es wird zur Pflicht, nicht zu ſchweigen.“ 

„Weberdies ift das allgemeine deutliche Handelögefegbuch noch im 
Werden begriffen, und es ift daher die Nachweifung an der Zeit, daß 
diejenigen Regierungen, welche einen etwas veränderten Inhalt des Ent: 
wurfes zum Gejeg erheben wollen, weil dies ihren Erwägungen ent: 
Ipricht, nicht der Vorwurf trifft, es Tiege an ihnen, daß eine Verftän- 
digung mit allen andern Regierungen, mit welchen das gemeinjame 
Werk begonnen, fehle.” 

VII. Der Berfaffer gibt in den vorcitirten Worten eine wohl kaum 
mißzubeutende Erklärung über den Urjprung und den Zweck feines 
rechtshiſtoriſchen Beitrages. Denn die Pflicht, gegenüber dem gegen Han: 
nover und Hamburg ausgefprochenen Tadel der mangelnden Opferwil⸗ 
ligleit, nicht zu ſchweigen, ift es ja offenbar, welche diefe Broſchüre 
beroorgerufen bat. 

Unſeres Erachtens hat der Verfaſſer jedoch gerade dasjenige nicht 
bewielen, was zu bemeifen er fich zur Aufgabe gemacht zu haben fchien, 
d. i. daß ein Mangel an Opferwilligkeit nicht beitand und maß er zu 
beweifen verſucht bat, die Unreyelmäßigkeit oder Geſchäftsordnungswi⸗ 
drigleit des Verfahrens bei der 3. Lefung, würde jelbit in dem Falle, 
wenn ihm der Beweis gelungen wäre, ein Ausſcheiden aus der Rechts: 
gemeinſamkeit niemald vechtfertigen. 

Zur Belräftigung diefer unferer Anficht glauben wir zwei wejent- 
lih verjchiedene Momente ind Auge faffen zu müflen. 

1. Den Standpunft des Ööffentlihen Rechtes oder die Frage: 
ob ein deutjcher Bundesſtaat überhaupt oder doc unter der Voraus: 
jegung eines regelmäßigen und gefhäftsordnungsmäßigen Verfahrens 
bei der 3. Lefung zur Annahme des Handelsgeſetz Entwurfes ver: 
pflichtet geweſen wäre; ferner 

2. welhe Motive bei dem Mangel einer ſolchen Verpflichtung 
maßgebend ericheinen fünnen, eine Abweichung von der NRechtögemein: 
jamleit zu rechtfertigen. 

Was nun zuvörderft die Frage des Öffentlichen Rechts anbelangt, 
fo ift unſeres Willens von feiner Seite behauptet worden, daß irgend 
einem deutſchen Bundesftaate überhaupt oder doch unter der Voraus: 
jegung eines regelmäßigen und geichäftsordnungsmäßigen Konferenz: 
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Verfahrens die Verpflichtung) obliege, ben in 32 Lefung zu Stande ge- 
fonımenen Handelsgejeg:-Entivurf ohne oder mit Mobifitationen inner- 
halb feines Staatsgebietes Gejepestraft zu ertheilen. Es Hätte auch zu 
einer folden Behauptung in ber That jedes Subftrat gefehlt, deun die 
bezügligen Beſchlüſſe der deutſchen Bundesverſammlung, ſowie die 
Erklärungen der betheiligten Regierungen gaben unſeres Wiſſens zur 
Annahme einer ſolchen Ver⸗Aucht den entfernteſten Anlap 2). 


Das Recht Hanno urgs oder eines andern beut: 
ſchen Bundesſtaates: dei itwurf 3. Leſung, gleichviel, 
auf welche Weiſe dabei ı entweder gar nicht oder nur 
mit Modifikationen in il ten zum Geſetze zu erheben, 
oder davon gänzlich Um wurde, jo viel uns bekannt, 
von Niemanden beziveife gleit oder Zweckmäßigleit des 
Beweifes, daß ein folc ‚ konnte daher gar nidht in 
Frage kommen. 

Fragt man fi abe e das Verfahren eines Bun⸗ 


desſtaates von der Rechtsgemeinſamteit uszuſcheiden, den Hanbelsge 
feg:Entwurf 3. Leſung entweder gar nicht oder nur mit Modifikationen 
zum Landesgefehe zu erheben, zu rechtfertigen geeignet erfcheinen; fo 
gelangt man babei auf das Gebiet der Opportunität und Convenienz. 

Abgefehen von dem Unftande, ob man aus Rüdficht für das 
Verhältni zu dert übrigen deutihen Bundesftaaten fi zur Annahme 
eines Geſetz-Entwurfes auch in dem Falle veranlaßt finden würde, 
wenn man bei dem Mangel eines ſolchen Verhältniſſes den Geſetzes— 
vorschlag nicht zum Gefege erheben würde, ſcheint uns lediglich und 
ausſchließlich die bei der Entſcheidung über die Annahme oder Nicht: 
annahme jedes, wo immer herſtammenden Geſetzvorſchlages Die 
Frage mafgebend: Entſpricht der Geſetzesvorſchlag den Intereſſen des 
Landes, ift die Erhebung deſſelben zum Gefege für das Land erwünfch- 
lid) oder nit? 

Sollten wir daher irren, wenn wir behaupten, abermal liege ung 
in der mehrgedachten Broſchüre die Veftättigung einer betrübenden Er: 
fahrung vor. Der Erfahrung, daß felbft bei Männern, melde eine Zierde 


2) Yu einer folben Annahme gab ſelbſt nicht die in den Handels; eien Omnfereng 
Vroiotolten abgeveudte Crlärung ver öfter. Regierung v. 3 1959 Anlab, 
wodurch die unveränderte Annahme des zu Nürnberg auszuarbeitenden Han: 
delsgefetz Entwurfes für den Fall in Ausñicht geftellt wurde, wenn bei 
3. Leſung feine wefentlihen Abänderungen des Entwurfes 2.Lejung gemacht 
würden. 
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einer Nation find, Nebenumftände bisweilen ſchwerer wiegen, als die 
für die Entſcheidung allein maßgebenden Thatfahen und Gründe. Oder 
follten wir irren, wenn wir: behaupten, daß bei der Entſcheidung der 
Frage über die Annahme oder Nihtannahme de3 zu Nürnberg verein: 
barten Handelsgeſetz⸗ Entwurfes 3. Sefung feitens der einzelnen deutſchen 
Bundesftaaten ausfchließli die Weberzeugung maßgebend fein ann: 
die Annahme des Gefegentivurfes fei entweder überhaupt wegen der 
Zweckmaßigkeit aller feiner Beftimmungen oder relativ, d. h. mit Rid- 
fit auf die Vortheile einer gemeinfamen Legislatur den Intereſſen des 
einzelnen Staates zuträglidd oder fie fei es nicht. 

Iſt diefe unfere Behauptung richtig, fo müſſen alle anderweitigen 
Rückſichten, insbeſondere auch die Genefis des Geſetz: Entwurfes, der 
Vorgang bei der Berathung und Ausarbeitung deſſelben, bei der Schluß— 
faffung über die Materien, melde bei der 3. Lefung abermal in Be 
rathung gezogen worden find, bei der Entſcheidung jener Frage gänz: 
lid) unbeagitet blieben. . 

Ein Staat, welcher ſich die Frage zu ftellen hat, ob er ben frans 
zoöͤſiſchen Münzfuß oder den vereinbarten deutſchen Thalerfuß, ob er 
das franzöfifhe oder ein anderes Maß: und Gewicht3-Spftem, ob er 
die Bellimmungen des deutſchen Poft: und Telegraphen:Bereins anneh: 
men foll oder nicht, würde fi zuverläffig nur felbft ſchaden, nur im 
eigenen Fleiſche wühlen, wenn er fi bei der Beantwortung dieſer 
Frage nicht von der Rüdficht der Zweckmäßigkeit beftimmen ließe, wenn 
daher 3. 8. für ihn der Umftand maßgebend wäre, ob er bei dem Zu: 
ſtandekommen jener gefeglihen Beftimmungen mitgewirkt, ob er jeder 
einzelnen Anordnung zugeftimmt habe, ob die Geſchäftsordnung ſtrenge 
eingehalten worden fei. 

Es mögen diefe und ähnliche, nur die Form, aber nicht dag We— 
fen der Sache betreffende Nüdfichten für den Hiftorifer, welcher fi 
mit der Darftellung des Vorgangs bei der Ausarbeitung von Geſetz- 
entwürfen befaßt, vieleicht von einigem Intereſſe fein; für den Gelege 
geber, welcher fih über die Annahme oder Nichtannahme eines Geſetz⸗ 
vorſchlages zu entſcheiden hat, follten fie unſeres Erachtens niemals maß- 
gebend fein. Dürfen fie es aber nicht für den Gefeßgeber fein, dann 
erſcheinen fie und auch nicht geeignet, als Leitftern für einen Schrifte 
fteller zu dienen, welcher feine Anfichten über die Zwedmäßigfeit einer 
foldden ‚Annahme oder Nichtannahme veröffentlicht, ja wenigſtens ge- 
tiffermaßen die etwaige Nichtannahme durch ſolche Nebenrüdfichten zu 
rechtfertigen ober doch zu erflären ſucht. 


126 N. v. Sch. üb,d: deutſche Handelsgefehbudh, 


Hätte Hofrath THEL diejenigen vier Erinnerungen, anf welche jei- 
ner Angabe zu Folge, Hannover feine Einwendungen gegen ben Ent 
wurf 2. Leſung ſpäter befcpränkt Hatte, dem Zejer feiner Broihlire vor- 
geführt, hätte er darin machgewiefen, daß und aus welchen Gründen 
die Berückſichtigung dieſer vier Erinnerungen für die Iutereſſen Hatıno: 
vers von entſcheidendem Gewichte bei der Frage der Annahme oder 


Nihtannahme eines 5 8 ——* jes mar, hätte er den Beweis 
geliefert, oder auch nun cht, daß Hannover fih auch in 
dem Falle zur Annabı eg: Entwurfes mit Rückſicht auf 
feine vitalen Jntereſſt ntichloffen haben, wenn dieſe 
vier Erinnerungen bei | Hhäftsordnungsmäßig berathen, 
aber durch einen Meb Confereng abgelehnt worden 
wären, dann würden rt öol fagen, was wir oben von 
den materiellen Gegner fegbuches bemerkt haben. Ya, 
wir zweifeln nicht, daß [haft überhaupt, insbeſondere 
aber auch die handelsregiia : barans mehrfachen Nutzen ge⸗ 


zogen haben würden. 

VII. Die eben entwickelte Anficht wird, wie uns fcheint, durch nach- 
ſtehende Bemerkungen des Hofrathes Thöl nicht nur nicht entkräftet, 
fondern fogar beftärkt: 

1. „Jede Regierung hatte nunmehr den Entwurf 3. Lefung dahin 
zu prüfen, ob und wie weit berfelbe für fie annehmbar fei. Diefe 
Prüfung war eine rein innere Angelegenheit, deren Ausfall den übrigen 
Regierungen gegenüber Feiner Rechtfertigung bedurfte. In Berüdfich: 
tigung des gemeinfamen Zivedes aller Regierungen, ein allgemeines 
deutſches Handelsgeſetzbuch zu Stande zu bringen, war aber bei diefer 
Prüfung mit Rückſicht auf die in dem Entwurf 3. Lefung ſich heraus: 
ftellenden Yeußerungen der übrigen Regierungen zu verfahren. Jede 
Regierung hatte daher den Entwurf mit denjenigen ihrer Anträge zu 
vergleichen, ohne deren Annahme fie den Entwurf nicht ganz unver: 
ändert ald Gefeg einführen konnte, wir wollen den Inhalt eines fol: 
hen Antrages, der alfo für jie ein nothivendiger, weſentlicher Inhalt 
bes allgemeinen Handelsgeſetzbuches war, um einen kurzen Ausdrud 
zu haben, „conditio“ nennen. An ihren conditiones mußte jede Re— 
gierung im Intereſſe ihres Staates dem Entwurf gegenüber mwenigftens 
vorläufig feſthalten. Im Uebrigen Eonnte jede Regierung den Entwurf 
annehmen, war fie in der Minorität, fo refpektirte fie die Majorität, 
hatte bei Stimmengleihheit der Präfident den Ausſchlag gegeben, fo 
ließ fie dies gelten, damit die Sade zu Ende komme.“ 
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„In Betreff jener conditiones müßte nun noch eine ſchließliche 
Ausgleihung unter den Regierungen Statt finden. Zu dieſem 
Zwecke waren die conditiones ganz fpeziell namhaft zu machen. Für 
diefe Ausgleihung war es fehr erheblich, diejenigen Regierungen zu 
Tennen, welche durd ihre Abgeordneten für und welde gegen den An- 
trag geweſen waren. Nur mit den legteren war eine Verftändigung 
erforderlich umd an fie die Frage zu ftellen, ob das Gegentheil für fie 
eine conditio fei ober nicht. War es nicht der Fall, fo war wohl ein 
Nachgeben ſicher zu erivarten, war es der Fall, fo ftanden verſchiedene 
Zutereffen ſich ſcharf gegenüber. Sie konnten nur ausgeglichen werden 
dur ein Entfagen von der einen Seite; mar fein Theil zur Ent: 
fagung bereit, dann war foweit ein übereinftimmendes Recht 
nicht zu erreichen. Es war Sache einer jeden Regierung, zu prüfen 
und zu entfcheiden, ob ſie ihre (wirklichen oder vermeintlichen) Intereſſen 
der Einheit des Rechts zu Liebe opfern oder auf ihren partikulären 
Intereſſen beharren wolle. Daß fo, wie dieſes Schlußverfahren foeben 
geſchildert ift, zu verfahren war, um die verichiedenen Intereſſen aus⸗ 
zugleichen, ift von den drei Regierungen dadurch anerkannt, daß fie fo 
verfahren find, nur freilih unter fi und nicht in Gemeinfchaft mit 
allen übrigen Regierungen“ 3). 

2. „Alsaber Hannover und Hamburg unter gänzlichen Ber: 
sicht auf alle von den übrigen Regierungen ausgefchiedenen und "zuge: 
laffenen, nur vier reſp. fünf, jevod von ihnen felber ausgewählte 
Erinnerungen, welche ihnen „conditiones“ find, erheben wollen, da wird 
dies zurüdgeiiefen. Der Herr Referent kann nad) feiner Inſtruktion 
nicht anders, obgleich der öfterreichiiche Abgeordnete ein Nachgeben und 
Einlenten glaubt verantworten zu Tönnen“ 4). 

3. „Diefem Antrage ſchloß fi der Herr Abgeorbnete fir Han⸗ 
nover an und erflärte, daß, wenn gleich die k. hannover'ſche Regie— 
rung dem in den Roten bezeichneten Verfahren nicht beitrete, weil durch 
daffelbe andere Regierungen zum unfreitvilligen Aufgeben ihrer Erinne · 
rungen genöthigt würden, fie doch bereit fei, um den Entwurf zum 
raſchen Abſchluß zu bringen, auf die ihrerſeits erhobenen Erinnerungen 
zu verzichten, mit Ausnahme von vier, vielleicht nur drei Er: 
innerungen, welde er angeben werde, fobald ber Antrag des Herrn 
Abgeordneten für Baden angenommen worden fei.“ 


Ya. D. Seite 56 und 57. 
)R aD. Seite 60. 
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Sodann gab der Herr Abgeordnete für Hamburg mit Nüdfiht 
auf diefen Antrag, dem er fich ebenfalls anfchlof, die Erklärung 
ab, daß die von ihm vertretene Regierung nur etiva Fünf Erinnerun: 
gen beibehalten werde, 

Der Herr Abgeordnete für das Kurfürſtenthum Helen ſchloß 
fi) dem Antrage des Herrn Abgeordneten für Baden gleichfalls an 
und bemerkte dabei, daß hbereit fei, alle minder erheb⸗ 





lien Erinnerungen zur 
einiger weniger, vol 
ftelungen das Begehren i 
Verfammlung nicht aul 
Der Herr Abgeordu 
es fei nad) den jo eben ı 
Härungen, einen großen 
wahrſcheinlich, dab ſich a 


daß diefelbe aber hinſichilich 
rs bedeutend erachteter Mus: 
nd Beichlußfaffung durch die 


migreich Sachſen hob hervor, 
bgeordneten abgegebenen Erz 
rungen fallen zu laſſen, ſehr 
die Zahl der zu berathenden 


Erinnerungen noch meben „als durd) das bon den drei 
hohen Regierungen vereinbarte wserrahren. Er ſchlage daher im Anschluß 
am den badifchen Antrag vor: 

Den einzelnen Abgeordneten anheim zu geben, bis zur nächſten 

Situng diejenigen Erinnerungen zu bezeichnen, welde fie zurüdzuziehen 
bereit feien und erit dann, wenn hiedurch das gewünſchte Refultat nicht 
erreicht werden follte, auf das won den drei hohen Regierungen ver: 
einbarte Verfahren zurückzugehen (Seite 24 u. 25 a. a. D.). 

Denn aus diefen Bemerkungen haben wir ebenfowenig, als aus 
dem übrigen Inhalte der Broſchüre entnehmen können, welde Mängel 
des Handelögefeg:Entwurfes, es jind, die in den Augen bed Verfaflers 
den Gefegentwurf für Hannover unannehmbar maden, ja wir erfahren 
nicht einmal, welde „conditiones“ hannovranifher Seit? beftanden 
haben. Und wir erfahren dies auch nicht aus dem in dem GSigungs: 
protofolle abgedruften Protefte Hannovers, da darin ebenjowenig, als 
in irgend einer Stelle der gedachten Broſchüre die Anträge oder Erin: 
nerungen bezeichnet find, welchen Hannover das entſcheidende Gewicht 
einer conditio beizulegen zu müfjen glaubten. 5) 


;) Die laut Conferenzprotofoll in der Sigung v. 9. Jan. 1861 abgedrudte Ver: 
mabrung Medienburgs hat wenigftens deilen conditiones bezeihnet ; denn fie 
lautet : 

In der Sigung v. 9. Jan. 1861 erfolgte wine neue Verwahrung von 
Medlenburg. Das Protokoll (S. 4683. ) lautet folgendermaßen: 

„Sodann gab der Herr Abgeordnete für das Großhzth. Medienburg: 
Schwerin unter Bezugnahme auf den zum Protofoll ver 548. Sigung vom 
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So lange wir und wie wir glauben mit uns jeder Lefer darüber 
im Unklaren find, welche Wenderungen des Handelsgefeg-Entwurfes 
3. Lefung irgend einem deutfchen Staate als unerläßlich erjcheinen und 
aus welchen Gründen diefe Unerläßlichleit gefolgert wird, in fo Tange 
iſt es unfers Erachtens geradezu unmöglich, irgend eine Meinung dar: 
über auszufprechen, ob das Feſthalten an ſolchen „conditiones“ nad) 
Lage der Sache gerechtfertigt erjcheine oder nicht, ob daher diejem Feit- 
balten ein Mangel erwünfchlicher und billigermweife zu erwartender Opfer: 
willigeit zu Grunde liegt oder nicht. Weil aber Hofratb Thöl eine 
jolde Nachweifung, wie uns dünkt, nicht geliefert, fo fcheint ung auch 
der im Eingange feiner Broſchüre angegebene Zweck derjelben Feines: 
wegs vollftändig erreicht. 

IR. €3 ift felbitredend weder unfer Beruf, noch haben wir und als 
Dilettant die Aufgabe geftellt, für die von Dr. Thöl fcharf Fritifirte 
Vereinbarung der drei größten deutihen Mächte oder für den Inhalt 
ihrer bezüglichen Eirkularnoten in die Schranken zu treten. Und eben: 
fowenig ift e8 unfere Sache, dem in der Sißung v. 19. Novbr. 1860 
in Ausführung gebraten Modus das Wort zu reden. Auf ein paar 
einfchlägige Punkte aber glauben wir ſchon aus dem Grunde aufmerf: 
fam maden zu follen, weil dadurch die fragliche Zweckmäßigkeit der nur 
die Abfürzung der 3. Lejung bezwedenden Vereinbarung der deutichen 
Großmaͤchte und Bayerns recht anfhaulih, vielleiht auch mehr als 
durch eine gegen die Argumentation jener Noten gerichtete Bemerkung ent: 
kräftet werden dürfte. 

Es iſt Thatfache, daß die 3. Leſung im Sinne der Conferenzbe⸗ 
Ihlüie eine kurze fein und lediglich auf die Berathung der ſeitens der 
betbeiligten Regierungen geltend zu machenden Erinnerungen beſchränkt 


19. Nov. 1860 niedergelegten Vorbehalt die Erklärung ab, daß feine Regie: 
rung zwar ür die Ghliehliche Berathung des Entw. eines allg. deutſ 
Hand. Gel. Buches den zwiſchen Defterreih, Preußen und Bayern verein: 
barten Grundfäßen im Uebrigen ſich anfchließe, daß dieſelbe jedoch bei nach⸗ 
ftehbenden Srinnerungen und Anträgen bebarre: von der Zufammenftellung 
R. 76 zu Art. 50, 82 zu 54, 95 zu 68, 132 zu 110, 169 zu 142-163, 
279 u 260 295 zu 289294, 310 und 313 zu 297300, 345 zu 3% 
und 887. 

Soliten diefe Erinnerungen nicht zur Erörterung gelangen, und unbe: 

tigt bleiben, jo müfle er feiner hoben Regierung in Betradht der Wich⸗ 
tigkeit diefer Erinnerungen für Medlenburg die endliche freie Entſchließung 

Annahme des aus der 3. Lefung hervorgegangenen Entwurfes und na: 
mentlich rüdfichtlich folder Beftimmungen vorbehalten, bei weldhen die An- 
— ‚auf deren Beſeitigung oder Abänderung nicht zur Eroͤrterung zugelaſ⸗ 
en feien. 

Haimerl’s Bierteljabresirift f. Rechtew. IX. 1, 9 
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werben follte. Defienungeachtet leſen wie wahrbeitägemäß a. a. D. 
Seite 6: „Ausgeichieden find von ben eingegangenen (516) Erinnerunz 
gen ®) beinahe die Hälfte (25Y). 

Und eben jo wabrheitsgemäß it, die chen früher citirte Anz 
gabe des Verfafjers, dak Hannover und Hamburg. ibre, in der That 
ziemlich zahlreichen, Negierungserinnerungen auf ein. Minimum von 4 
(ja vielleiht 3) und beziebunasweiſe 5 beſchräntt haben. Zu ineldher 


Zeit ift jedoch diefe Bejd, und weßhalb? Unſeres Wijz 
ſens war von einer ſolche por ber zwiichen den erwähn- 
ten drei deutſchen Mächten nbarung, nor der Mittheilung 
ihrer Cirkularnoten, ja | Sigung der 3. Leſung feine 
Nede. Letztere dürfte dahı st, jondern auch propter Dies 
fer Vereinbarung erfolgt 

Iſt diefe unjere A ſo gebührt jener Vereinba- 
rung nicht allein ein grı Verdienſt, das Verdienft der 
weſentlichen Abkürzung & ndern au das Verdienſt bes 
Refultates, daß beinahe Maffe von Regierungserinne 


rungen ſeitens Derjenigen freiwillig fallen gelafien worden, melde die: 
felben zum Theile fogar nicht lange früher erhoben und dem Conferenz- 
präfidium mitgetheilt hatten. 

Us unbeftreitbare Wahrheit erſcheint uns daher die Behauptung: 

1. Viele, ja die Meiften der feiteng Hannover und Hamburg und 
einiger anderen beutfchen Staaten erhobenen NRegierungserinnerungen 
konnten von ihren Urhebern nicht ala Lebensfragen betrachtet worden fein. 

2. Dem Gonferenzbeihluffe: daß die 3. Lefung eine kurze fein 
folle, wurde wenigftens faktiſch, je nach der Anzahl der erhobenen Erin: 
nerungen eine verſchiedene Auslegung zu Theil. 

3. In der großen Anzahl der eingegangenen Erinnerungen hatten 
die mehrerwähnten drei Mächte jedenfals einen genügenden Anlaß zu 
einer Vereinbarung, welche die Abkürzung der 3. Lefung zum Zwecke hatte. 

Die immer man daher über die Beantwortung der Frage denken 
mag, ob e3 mit Rüchſicht auf die in der Sitzung v. 19. Rovbr. 1860 
mehrfach an den Tag gelegte Bereitwilligkeit zur weſentlichen Reduktion 
der eingebrachten Regierungserinnerungen nicht vieleicht thunlich und 
angemefjen geweſen wäre, im Sinne der vom Verfafler angedeuteten 
Abſicht des öſterr. Bevollmächtigten vorzugehen, außer Zweifel fcheint 
uns zu ftehen, daß fehon darin, weil nur die Minderheit der Confe— 


©) Defterreih hat befanntlid) gar feine Regierungserinnerungen gegen den Ent: 
wurf 2. Lefung eingebradt. 
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renzmitglieber gegen den eingefchlagenen Modus Verwahrung eingelegt 
batte, der Beweis liege, die Mehrheit babe in diefem Modus feinen 
Grund zu einer folden Verwahrung gefunden. Nicht minder zweifellos 
Scheint uns ferner die Richtigkeit der Behauptung, daß die Eriltenz oder 
Nichteriftenz der Opferwilligleit in Bezug auf die Annahme des Han: 
delögefegentwurfes 3. Lejung außer allem Gaufal-Nerus fteht mit der 
Frage: ob die feitend der drei größten deutichen Mächte diesfalls ge- 
teoffene Vereinbarung ’) und ob das in der Sitzung v. 19. Nonbr. 
1860 vom Ehrenpräfidio der Conferenz beobachtete Verfahren den Be- 
Ichlüffen der deutihen Bundesverfammlungen und der Nürnberger Gon- 
ferenz, fowie der Gejhäftsordnung gemäß waren oder nicht. Wäre es 
alfo au richtig, daß „der Hergang vor und bei der dritten 
Leſung ein bedeutendes Stüd deutſcher Rechtsgeſchichte 
bildet,“ fo würden unſeres Erachtens die aus der Darftellung des 
Verfaſſers ſich ergebenden Eorolarien doch ficherlich weder die Behaup⸗ 
tung begründen, daß den proteftirenden Staaten in Folge jenes Her: 
ganges ein Recht zur Abjonderung erwachſen ei, noch zum Nachweiſe 
genügen, daß durch jenen Hergang der Opferwilligkeit Ziel und Map 
geſetzt worden fei. 

X, Weder als materielle, no als formelle Gegner der Handels: 
legislativen Gemeinſamkeit treten Diejenigen auf, welche ſich die Auf: 
gabe ftellen, Lüden oder andere Mängel vefjelben zu bezeichnen, die 
Klippen anzudeuten, an melden bie Gemeinjamleit der handelsredhtli- 
hen Legislatur durch Einführungsgefege mehr minder fcheitern könnte. 
Denn, wer immer ſich eine folche Aufgabe ftellt, gleichviel, ob vor oder 
nach der Erhebung des Handelögefegentwurfes zum wirklichen Geſetze 
feines Vaterlandes tritt theild direkt und offenkundig, theils indirekt 
und ſtillſchweigend als Förderer diefer Gemeinſamkeit auf. 

Es kann felbitredend unſere Abſicht nicht fein, in der gegenwärs- 
tigen Abhandlung alle diejenigen Beitimmungen de3 Handelsgeſetz⸗Ent⸗ 
wurfes zu bezeichnen, bei welchen nach unferer Anficht eine materielle 


) Ueber die Geneſis dieſer Bereinbaru nung 1 dürfte — folgende Stelle in 

Thoͤls oft citirter Broſchüre einigen Aufſchluß 
preuß. Regierung hat der öfterr. —* ihre conditiones nam: 
ft. "und geltend gemadt und ß ich durch theilweiſes Entjogen mit diefer ver: 
ändigt Ehe p —** mündliche Unterhandlung hat in Wien zwiſchen dem 
cheimen Oberjuſtizrath Haim ſoöth und dem Hrn. Ritter von Raule 
ge nden, e3 en aud noch andere Berhandlungen gepflogen fein, die 
— und preuß. a fi jodann mit der dayeriſchen verftändigt, 
alls A fbeilmeilen © agen und auch durd Vermittlung j jener beiden 

" a. 


98% 
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oder redaktionelle Anderung over Bervollftändigung erwünfchlich gemejen 
wäre. Ein paar Beifpiele anzuführen dürfte indeß ebenjowenig überfläffig 
fein, als die Bezeihnung einer der gefährlichften obertwähnten Alippen. 
XI. Betrachten wir zunäcdft den Wortlaut des Art. 56, dan 
den Art. 96 u. 97 des Kambelögefepentwurfes 3. Leſung⸗ 
Art. 56. „Ein Prokurift ober ein zum. Betriebe eines ganzen 
Handelsgewerbes beitellter Bevollmäctiater darf ohne Einwilligung des 


Prinzipals weder für eig 1b. für Rechnung eines britten 
Handelsgeihäfte machen.‘ 

„Eine Einwilligung iſt ſchon dann anzunehmen, 
wenn ihm bei Ertheili ober der Vollmacht bekannt 
war, daß der Prokuriſt evollmächtigte für. eigene oder 
fremde Rechnung Handelt und er die Aufgebuug dieſes 
Betriebes nicht bedunger 

„Webertritt der P andlungsbevollmädtigte dieſe 
Vorſchrift, fo Kann der des verurfahten Schadens 
fordern. Auch muß ſich der Handlungsbevollmächtigte 


auf Verlangen des Prinzipals gerauen laſſen, daß die für feine Rech— 
nung gemachten Geſchäfte, als für Rechnung des Prinzipals gefchlofien 
angefehen werden.“ 

Art. 96. „Ein Gefelicgafter darf ohne Genehmigung der andern 
Gefellihafter weder in dem Handelszweige der Geſellſchaft für eigene 
Rechnung oder für Rechnung eines Dritten Geſchäfte machen, noch an einer 
andern gleichartigen Gefellihaft als offener Gejelichafter Theil nehmen.” 

„Eine Genehmigung der Theilnahme an einer andern gleihartigen 
Handelsgeſellſchaft ift hon dann anzunehmen, wenn den übrigen Ge— 
ſellſchaftern bei Eingehung ber Geſellſchaft bekannt war, daß der Gefell- 
ſchaft an jener Handelsgeſellſchaft als offener Geſellſchafter Teil nehme, 
und gleichwohl das Aufgeben der Theilnahme nicht ausdrücklich bebun: 
gen worben iſt.“ 

Art. 97. „Ein Gefellfhafter, mwelder den vorftehenden Beftims 
mungen zutvider handelt, muß ſich auf Verlangen der Geſellſchaft ges 
fallen laſſen, daß die für feine Rechnung gemachten Geſchäfte als für 
Rechnung der Geſellſchaft geſchloſſen angeſehen werden; auch kann die 
Geſellſchaft ftatt deflen den Erfag des entftandenen Schadens fordern ; 
alles dieſes unbeſchadet des Rechts die Auflöfung des Geſellſchaftsver— 
trages in den geeigneten Fällen herbeizuführen.“ 

„Das Recht der Gefellihaft, in ein von dem Geſellſchafter für 
eigene Rechnung gemachtes Geſchäft einzutreten, oder Schabenerjag zu 
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fordern, erliſcht nah 3 Monaten, von dem Zeitpunkte an gerech⸗ 
net, in welchem die Gejellihaft von dem Abſchluſſe des Geſchäfts 
Kenntniß erhalten bat.” 

Es Liegt zu Tage, daß die im 2. Alinea des Art. 97 enthaltene 
Beftimmung über die Zeit, binnen welcher das diesfällige Necht der 
Geſellſchaft erliſcht, eine folche ift, in Anfehung, welcher auch in jenen 
Fällen eine geſetzliche Anordnung nothwendig ift, in welcher ein Pro: 
turift oder ein zum Betriebe eines ganzen Handelsgewerbes beauftrag: 
ter Handlungsbevollmädhtigter gegen das Verbot des Art. 56 Handels: 
gefchäfte Tchließt. Der Mangel einer foldhen Beitimmung bezüglich der 
von einem Profuriften oder von einem ſolchen Handlungsbevollmäd: 
tigten geſchloſſenen Handelsgeſchäfte ift daher eine offenbare Lüde des 
Handelsgejegentmurfes. 

Es erhebt fi num die Frage: Kann dieje Lücke in einem Einführungs: 
gefete und zwar unbeichabet der handelsrechtlichen Gemeinfamteit ausgefüllt 
werden ? Wir halten die bejahende Beantwortung diejer Frage jedoch nur 
in dem $alle für ungmeifelhaft, wenn die im legten Alinea des Art. 97 
enthaltene Beftimmung auch in dem analogen Falle des Art. 56 in 
Anwendung zu kommen bat. 

Würde man jedoch, fei e8 in Bezug auf die Frift, nach deren Ab- 
lauf das bezügliche Necht erlifcht, fei es in anderer Beziehung für den 
Fall der Hebertretung de3 Verbote des Art. 56 eine von der Vor: 
Schrift des Art. 97 abweichende Anordnung durch ein Einführungsge: 
jeg zum Supplement des Handelögefeges maden, jo würde man nad 
unferer Anfiht zwar eine Lücke des legteren ausfüllen, damit aber zu: 
gleich eine Breſche in die Gemeinfamkeit ſchießen. Denn in Ermanglung 
einer folhen Ausfüllung würde, wenigſtens nad unferer Anficht, der 
öfterr. und wohl auch jeder deutiche Richter die Schlußbeftimmung des 
Art. 97 auch im gedachten Falle des Art. 56 und zwar aus dem Grunde 
anwenden, weil die Analogie offenbar nahe liegt. 

XII. Nicht als eine Verbefierung, fondern ala eine Verſchlechte⸗ 
rung des Handelsgeſetz⸗ Entwurfes erfcheint uns die bei der 3. Lefung 
befchlofjene Streihung des Art. 292 des Handelsgefeg - Entwurfes 
2. Lefung. Zum PVerftändniße diefer unſerer Anficht ift es nötbig, daß 
wir bier den Wortlaut der Art. 291, 292 und 293 — 2. Lefung mit 
dem Bemerken anführen, daß die Art.311 und 312 — 3. Lefung ganz 
gleihlautend find mit 291 und 2938 — 2. Leſung und daß die Anordnung 
des Art. 292 — 2. Lefung, wie deren Wortlaut bekundet, auf alle ſolche 
Pfandbeſtellungen Anwendung hatte, ohne Rückſicht, ob die Beſtellung 
zwiſchen Kaufleuten oder anderen PBerjonen ftattgefunden bat. 
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Art. 291. Wenn die Veftellung eines Fauftpfandes unter aufs 
leuten für eine Forderung aus beiderfeitigen Handelsgeichäften erfolgt, 
und fohriftli vereinbart ift, daß der Gläubiger ohne gerihtliches Ber: 
fahren ſich aus dem Pfande befriedigen könne, ſo darf, wenn ber Schuld» 
ner im Verzuge ift, der Gläubiger das Pfand öffentlich verkaufen laj: 
fen; er darf in dieſem Falle, wenn die verpfänbeten Gegenftände einen 
Markt oder Börjenpreis da“ auf auch nicht öffentlich durch 


einen Handelsmäfler, oder tg eines folden, durch einen 
zu Verfteigerungen befugt m laufenden Preife bewirken. 
Bon der Vollziehung des der Gläubiger den Schulbner 
foweit es thunlich, fofort en; bei Unterlaffung der Anz 
zeige ift er zum Schaden kb 

Art. 292. Der GU ein Fauftpfand an einem in⸗ 
dofjabeln Papier mittelfl beftellt worden iſt (Art. 289 
Ziff. 2), kann fi aus der Schuldner im Verzuge ift, 
ohne Beobachtung der in nden Artikeln vorgefchriebenen 
Förmligkeiten bezahlt mu. «u. Jedoch verpflichtet, wenn dieſes 


geichehen, den Schuldner foweit es thunlich, fofort davon zu benachrichti— 
gen; unterläßt er die Anzeige, fo ift er zum Schabenerfage verpflichtet. 

Art. 293. Durch die vorhergehenden Artikel werden die ben öffent: 
lihen Pfandanftalten, Kreditinftituten oder Banken, durch Gefege, Ber: 
ordnungen oder Statuten verliehenen befonderen Rechte in Betreff der 
Veftellung oder Veräußerung von Pfändern nicht berührt. 

Ingleichen ift durch die vorhergehenden Artikel nicht ausgeichlof: 
fen, daß die Beftellung oder Veräußerung von Fauftpfändern unter Kauf: 
leuten für Forderungen aus Handelsgeſchäften rechtsgültig geſchehen kann, 
wenn babei die in den einzelnen Staaten für die Beftellung oder Veräuße: 
rung von Fauftpfändern geltenden Beftimmungen beobachtet werden. 

Zur Unterftügung unferer Anfiht, daß die Streihung des citir: 
ten Art. 292 eine Verſchlechterung des Handelsgeſetz-Entwurfes fei, 
glauben wir und zunächſt auf nachfolgende Stelle des Nürnberger 
Sigungs (Conferen;.Berathung) Protofoles v. 28. April 1857 beru- 
fen zu dürfen. Diefelbe lautet: 8) Seite 482 und folgd.: „In der heu= 
tigen, unter der Leitung des zweiten Präfidenten Hrn. Dr. Ritter von 
Raule abgehaltenen Sigung wurde Art. 235 diskutirt und hiezu von 





) Wir citiren nach der Ausgabe der Protokolle der Commiffion zur Berathung 
eined allg. deuiſchen Sanbelgefesbuches. Im Auftrage diefer Commifjion 
herausgegeben von J. Luß, Tgl. bayer. Bezirksgerichtsrath und erften Ge 
cretaͤt der Commiſſion. 
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Seiten des k.k. öfterr. Abgeordneten, Herrn Dr. Schindler, der Ans 
trag geitellt, beim Verkaufe verpfändeter Börfeeffekten, auch ohne eine 
diesfallfige Vereinbarung das gerichtliche Verfahren auszufchließen. Zur 
Begründung diefes Vorſchlages wurde hervorgehoben: 

„Der $. 14 lit. c. des kaiſ. öfter. Geldbörfepatentes v. 11. Juli 
1854 (Reichsgeſetzblatt Nr. 200) enthalte bezüglich der auf der Wiener- 
Börfe unter Vermittlung eines Senſals über Börfeeffelten abgeichlof: 
fenen Geſchäfte nachſtehende Beſtimmung:“ 

„Hat der Contrahent Effekten in Pfand genommen und hat der 
Pfandgeber bei Ablauf der Zahlungsfrift feine Zahlungsverbindlichfeiten 
nicht erfüllt, fo ift der Pfandnehmer berechtiget, das Pfand, foweit es 
zu deſſen Befriedigung nothiwendig ift, und wenn eine Theilung nicht 
möglich wäre, ganz durch einen Senjalen verlaufen zu laſſen und ſich 
aus dem Erlöfe völlig zahlhaft zu machen.“ 

„Hiernach fei die im Art. 235 als Bedingung der fraglichen 
Veräußerung dur einen Senjalen u. |. m. bezeichnete befondere 
Vereinbarung bei Wiener Börleeffelten in den gedachten Fällen 
nicht nothwendig. Das öfterr. Belvbörfepatent begünftige daher in fol 
hen Fällen den Piandgläubiger mehr, als der Art. 235 des preuß. 
Entwurfes und es fcheint wohl faum wünſchensſswerth, daß 
eine derartige bereits beitebende dem Verkehre offenbar nur 
nützliche und ganz unbedenklihe Begünftigung in dem von der Ver: 
Sammlung auszuarbeitenden Handelögejegentiwurfe feinen Pla finde.” 

„Mebrigens bejchränfte das öſterr. Börfepatent dieſes Recht feines: 
wegs auf die zwiſchen beiberfeit3 Kaufleuten beftellten Pfänder, be: 
günftige daher den Verkehr durch Handelsgeſchäfte überhaupt ohne Rück⸗ 
fiht auf die kaufmänniſche Eigenſchaft der Geſchäftstreibenden.“ 

„Segen diefen Antrag wurde eingewendet, er ftehe mit dem ge 
ftern zu Art. 234 gefaßten Beichluffe im Widerſpruche und kehre das 
Spitem des Entwurfed um. Der Entwurf habe zwei Formen aufgeftellt, 
durch welche fih der Kaufmann die Möglichkeit fichern könne, im 
rafcher Weile zur Geltendmadhung feines Pfandrechted zu gelangen. 
Die eine Form fei die, daß ſich der Kaufmann eine fchriftlihe Pfand: 
verfchreibung geben lafje und hierüber enthalte der Art. 234 das Er- 
forderlihe; die andere fei die, daß er durch ausdrüdliche Beſtimmung 
des Biondvertrages fich zum Verkaufen des Pfandes ohne gerichtliches 
Verfahren ermächtigen -lafle. Gebe man nun dem oberwähnten Vorſchlag 
nad, dann werde dieſes Syſtem gebrochen und eine Erleichterung ganz 
allgemein für jeden Pfanbinhaber und für jedes, wenn auch nur 
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mündlich beitellte Pfand gegeben, welche viel weiter gebe, als bas nad 
dem geftrigen Beſchluſſe lediglich dem Kaufmanne zugeltandene Privi- 
legium. Eine ſolche Erleichterung werde aber gegenüber manchen Par 
tifulargefeßgebungen zu weit geben, ala baf man ſich für biejelbe ent- 
ſcheiden könnte. Wenn es auch Fälle gebe, für welche eine größere Aus 
behnung des Privilegiums des Art, 235 winfcenswertb jei, wie z.B. 
bei Banken, Leibhäufern zc., in Io oa hack angemeffener, hiefür ftatt in einer 





allgemeinen gejeglichen Beſt 
„Diefen Einwendun 
mit dem Beſchluſſe zu dei 
Letztere beziehe ſich auf d 
ſchied des Pfandobjektes; 
lich gewiſſer, ſpezieller A 
jenigen Pfänder, welche eis 
preis hätten, etwas beſon 
wahnten Antrage nicht ft 


oilegien Vorſorge zu treffen.“ 
t begegnet, der Vorſchlag ſei 
eswegs umvereinbarlich ; der 
im Allgemeinen, ohne Unter⸗ 
nicht aus, daß man beziüg ⸗ 
jekten, nämlich bezüglich ber: 
der. einen feſtgeſtellten Markt: 
Für den Fall, daß dem ober: 
würde, wurde vorgefchlagen, 


wenigſtens ausdrücklich im wyen, daß die erwähnten Privi— 
legien vorbehalten blieben und durch das Handelsgeſetzbuch nicht aus: 
geſchloſſen werden ſollen. Man entgegnete jedoch, es bedürfe eines fol: 
hen Vorbehaltes nicht, die Privilegien feien in den Statuten der pri: 
vilegirten Anftalt enthalten, welche einem eben befannt fein müßten, 
der mit derſelben contrahire. Diefe Statuten feien aber die überall ftil- 
ſchweigend vereinbarten Vertragsmobalitäten und fomit ergebe fi) die 
Wahrung der fraglien Privilegien von ſelbſt. Kalte man übrigens 
einen ausdrücklichen Vorbehalt für unvermeidlich, fo werde derjelbe bef- 
fer in den Einführungspatenten zum Handelsgeſetzbuche feine Stelle finden.“ 

Es ift zwar bier nicht der Ort zur nähern Ausführung unferer 
Anfiht über die eben fo unnöthigen, als mit den wirthſchaft- 
lichen Anfhauungen unferer Zeit umvereinbaren, mannigfachen da und 
dort beftehenden Beſchränkungen und der Realifirung des Pfandrechtes. 
Aber auch hier dürfte die Bemerkung am Plage fein, daß die Nealifi- 
vung des Pfandrechtes an einem indoflabeln Papiere und beziehungs- 
weife an den im Wiener Geldbörfepatent bezeichneten Effekten mittelft 
eines beeideten Handelsmäklers oder Börſenſenſals aud in dem 
Falle ganz und gar ungefährlich und den Intereſſen des Verkehres zu: 
träglich fei, wenn die Pfandbeftellung nicht zwiſchen Kaufleuten erfolgte. 

Wo irgend ein deutſcher Stamm, wo irgend eine deutſche Legis: 
latur dem gegenwärtigen Zeitgeifte und den gegenwärtigen Verkehrs: 
bedürfniffen entſprechende Einrichtungen oder Anordnungen befigt, da 
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wäre es die Aufgabe der Handelsgeſetzgebung geweſen, ſolche Einrich: 
tungen und Anorbnungen ald Borbild zu betrachten, fo viel möglich 
zur Berallgemeinung derfelben beizutragen, nicht aber Rückſchritte zu thun. 

Der diesfällige in 3. Lejung gemachte Rückſchritt Fällt um fo 
mehr auf, al3 zu einer Abweihung von den liberalen Beitimmungen 
der 1. und 2. Lefung der Jahre 1857 und i858 die zur Zeit der 
3. Leſung im Winter 1860/61 beflandenen juriftiichen, volkswirthſchaft⸗ 
lichen und politifhen Anichauungen auch nicht den entfernteften Anlaß ge: 
boten haben. Sollte fich die angeführte Behauptung mehrerer Mitglieder der 
Handelsgeſetzkonferenz nicht beftättigen, follte daher die Unpräjudicir: 
lichkeit der citirten Beltimmungen des Wiener Geldbörfepatentes jeitens 
des Nürnberger Handelögefeboperates in Oeſterreich weder als felbit- 
verftändlich erfannt, no im öſterr. Einführungsgelege ausdrüdlich aus: 
gefprochen merden, fo würde, freilih nur in Bezug auf die auf der 
Wiener Geldbörfe unter Vermittlung eines Börſe-Senſales abgeichlof- 
jenen Börfegefchäfte die Realifirung des Pfandes dur die Einführung 
des allgemeinen deutichen Handelsgeſetzbuches in foweit beſchränkt, alg 
ſolche Börfegefhäfte und beziehungsweife ſolche Pfandbeſtellungen nicht 
zwiichen Kaufleuten ftattgefunden haben. 

XII. Das Einführungsgejeg kann zwar auf mannichfache Weife 
zur Klippe werden, an welder die handelsrechtliche Gemeinfamteit 
Schiffbruch leiden könnte. Es Tann dies abfichtlih und unabfichtlich ge- 
ſchehen; gleichviel indeß, ob dadurch abſichtlich oder unabfichtlich die 
Rechtseinheit durchlöchert würde, jchon allein die Erklärung des Ein: 
führungsgefeßes, daß 3. B. die bisher über die Prokuren und deren 
Regiftrirung (Handelsgerichtlide Protofollirung) beitandenen Vorſchrif⸗ 
ten noch einige Zeit nah eingetretener Wirkſamkeit des Handelsgeſetz⸗ 
buches in Kraft bleiben folle, daß 3. B. die bisherige Zuläſſigkeit der 
Beſchränkung einer Prokura au nah der ebenerwähnten Zeit noch 
fortbeftehben fol, wilrde der Rechtsgemeinſamkeit mehr minder nabetre: 
ten. Es fpringt jedoch in die Augen, daß felbft der unzmweidentigfte 
Freund der Rechtögemeinfamkeit für einen gewiſſen Zeitraum nach dem 
Eintritte der Wirkſamkeit des Handelsgefebuches einigen einfchlägigen 
bisherigen Geſetzen ihre Wirkſamkeit wird nicht verfagen können. Es 
wird fih dazu auch derjenige Staat entichließen müfjen, welcher, jei 
e3 wegen Mangel irgend einer handelsrechtlichen Codifikation, ſei es 
wegen Antiquirung feiner bandelörechtlichen Legislatur, feine biöherige 
Handelögefepgebung thunlichft ſchnell verabſchieden will. 

Aber eine ganz andere Frage ift die, ob man die Wirkſamkeit 
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der bißherigen handelsrechtlichen Legislatur jenfeits der Örenzen ihres 
nothiwendigen, oder doch) aus Billigkeitsgründen erwünſchlichen Kortbe: 
ftandes zugeitehen will, ob man daher bie Vergangenheit gewiffermaßen 
vereiwigen, ob man geftatten will, baß zwei verfhiedene Segislaturen 
dauernd nebeneinander eriftirem Ob man daher 5. B. geftat- 
ten mil, daß eine bereits nor ber Wirfamfeit bes Nürnberger: Han: 
delsgeſetzbuches beftandene gb ariteintg Mora auch nach deſſen 





Wirkſamkeit und zwar ohn 
Verhältniffe gebothene Zeitt 
die Profura beitehenden ® 
nad wäre jede über die ı 
längerung der Wirkſamkei, 
ten hinausgehende Coerift 
Grunde ſehr bedenklich, h 
Tänfhungen Anlaß gege 
Man vergegenwärtt 


y auf eine-gewiffe durch die 
zgabe ber gegenwärtigen über 
eurtheilen fei. Unferer Anſicht 
hwendigen oder billigen Ver⸗ 
handelsrechtlichen Vorſchrif- 
rLegislaturen ſchon aus dem 
allzuleicht zu Irrungen oder 
te, 


ſchwer es im faufmännifchen 


Verkehre fällt, in jedem 9 Unterfchiedes zwifchen alten 
und neuen Profuren eingedent zu fein. Wie groß und ſchwer aber die 
Rechtsfolgen zwiſchen einer mit der Wirkung gegen Dritte beliebig zu 
befepränfenden und einer in der Art nicht zu beichränfenden Profura 
find, bedarf wohl feiner Auseinanderfegung. Ebenfowenig bedarf die 
Behauptung eines Beweifes, daß es hie und da noch heutzutage in Deutfch- 
land zuläfjig ift, die Profuren mit der Wirkung gegen Dritte zu beſchränken, 
zumal wenn auch diefe Beſchränkung handelsgerichtlich regiftrirt ift. 

Schon aus diefen Gründen find auch mir von der Zwedmäßig- 
keit derjenigen Beftimmungen des preußiſchen Einführungsgefeges wor— 
nad das Nürnberger Handelögefegbuh nah Ablauf einer entiprechen- 
den Frift auch diesfalls- allein maßgebend fein foll, volltommen über: 
zeugt. Auch von ber Regel, daß Gefege nicht zurückwirken follen, gibt 
es Ausnahmen, bisweilen dringend gebotene Ausnahmen. 

XIV. Wer in den Tafeln der Gefchichte geblättert, wer Geſetzes · 
berathungen in: oder außerhalb parlamentarifcher Verfammlungen bei- 
gewohnt bat, wer feinen eigenen oder den Urtheilen von Zeitgenofien 
über Gefege und Geſetzesvorſchläge einiges Augenmerk geſchenkt hat, 
dem wird eine alte Erfahrung nicht entgangen fein, — die Erfahrung, 
daß e3 uns mit den Gefegen und Geſetzesvorſchlägen gerade fo ergeht, 
wie mit vielen eingetretenen oder bevorftehenden Ereigniffen des häus— 
lien und Familienlebens. ö 

Sie erieinen und oft geradezu unerträglich oder unvereinbar 
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mit unferen vitalften Intereſſen und Gefühlen. Doch die Zeit heilt 
nicht allein gar viele Wunden durd den Balfam des Lethe, den fie in 
ihrem Schooße trägt; im Verlaufe von Tagen, Wochen und Monaten 
ftellt fih gar oft das Schwarze minder ſchwarz, ja bisweilen fogar mit 
einem mehr minder ftarken Anfluge von rofenroth dar. 

Diefe Wandlung ift hüben eine Folge von ruhiger, objeltiverer 
vielfeitigerer Anſchauung, drüben eine Folge der Ausgleihung der reagi- 
renden Kräfte. Wir müſſen felbitredend dem Urtheile unferes fachverftändigen 
Leſers anheimftellen, ob und in wieweit er unferen, im gegenwärtigen 
Auffaße ausgeſprochenen Anfichten einige Berechtigung zuertenne, ob 
er fi auf. Seite des Hofrathes Thöl oder auf unfere Seite ftelle, 
ob er unferen Bemängelungen des Nürnberger Handels-Geſetzentwurfes 
und unferen Anſchauungen über die Klippe, welche jedes Einführungs- 
gejeg des neuen Handelsgeſetzbuches zu vermeiden hätte, beiftimme oder 
nicht. Gegenüber Männern aber, wie der ebengenannte Rechtögelehrte 
(Thöh, denen ed niht um Nechthaberei, fondern um die Wahrbeit, 
denen es nicht um Zwietracht und Hader, fondern um Eintracht und 
Frieden zu thun ift, möchten wir der guten Sache willen daran erins 
nern, daß wohl ſchwerlich im Kreife von einer oder ein paar Millionen 
Menſchen unerträglih, unvereinbar mit vitalen Intereſſen ericheinen 
dürfte, was bei AO oder mehr Millionen Menſchen annehmbar oder 
gar erwünfchlich fcheint. 

Gervinus jagt im Beginne feiner Geſchichte des 19. Sahrhun- 
derts, es ſei gewifiermaßen das Berhängniß Napoleon I. geweſen, alles 
zu zeritören, was er fchaffen wollte und alles, was er zerftört hatte, 
wieder ind Leben zu rufen. Sollen wir Deutjche, die wir kaum erft 
Hand angelegt an die Rechtsgemeinfamleit, ein jedenfalls in guter Ab- 
ficht gewähltes Mittel zur Beſchleunigung diefer Nechtögemeinjamteit, 
wenn auch nicht zum Erisapfel, fo doch nicht zur Friedenspalme maden ? 

Da wir die conditiones derjenigen Staaten nicht Tennen, welche 
wegen Beanftändung diefer oder jener Beſtimmung des Nürnberger 
SHandelögejegentwurfes 3. Lefung zur Zeit nicht gewillt fcheinen, den⸗ 
jelben in unveränderter Geſtalt anzunehmen, fo ift e8 uns ſchon deß⸗ 
balb verfagt, in eine Unterfuchung einzugehen, ob dieje conditiones 
wirkliche Lebensfragen für die Betheiligten find und ob dur die Be: 
rüdficgtigung derfelben im Handelsgefegentwurfe vom wiſſenſchaftlichen 
und praktiſchen Standpunkte aus eine Berbefierung oder eine Verſchlech⸗ 
terung dieſes Entwurfes eingetreten wäre. Denn, ein biesfälliger Irr⸗ 
thum feitens Derjenigen, welche die Annahme bisher verweigerten, iſt 
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wenigſtens möglich, zumal, wenn man ſich gegenwärtig hält, daß auch 
die ausgeſchiedenen Negierungserinnerungen vor und nach ber Aus 
ſcheidung einer mehrjeitigen Prüfung unterzogen worben find, 

Wollten wir indeß ſelbſt von der Eriftenz eines ſolchen Frrihums 
gänzlih Umgang nehmen, To tritt umferes Erachtens bei der Entjchei: 
dung über die Annahme oder Nichtannahme einiger weniger Beſtimmun⸗ 


gen des Nürnberger Entn 
des man bisher vielleicht 
ches die ernſteſte Erwägu 
Entwurfes verweigernden 
zu den gemeinhin hervi 
den Abſondernden, weni 
licjerweife ein neuer A 
Die Legislatur ein 
ſoll wenigſtens ein wohl 
Ganze bilden. Wenn meh; 


mt in dem Vordergrund, wel⸗ 
ürbigt hat, ein Moment, wel- 
‘änderte Annahme bes ganzen 
eßhalb verdienen bürfte, weil 
teilen ber Abſonderung für 
ja vorausſichtlich wahrſchein⸗ 


bekanntlich eine Kette oder 


aufammenhängendes Togifches 
neinfame Gejeße vereinbaren, 





fo entfteht dadurch ein mehr minder zujammenhängendes Tegislatives 
Gebäude. Reißt man da oder dort einen Stein heraus, verfegt man 
da ober dort ein Thor, ein Fenfter oder einen Balkon, jo wird dadurch 
nicht allein die äußere Simmetrie leiden, fondern es wird felbftredend 
mehr als einmal geſchehen, daß bei der Hinzufügung neuer legis— 
lativer Bauwerke eine Vereinbarung ſchon deßhalb nicht mehr möglich 
ift, weil in dem bisher ſchon vollendeten Bauwerke bie Uebereinftim: 
mung, die Einheit mangelt, diefe Webereinftimmung und Einheit aber 
bekanntlich häufig eine weſentliche Vorausſetzung oder Bedingung künf- 
tiger Gemeinfamfeit und Einheit ift. 

Was die Rehtscontinuität in Bezug auf die Zeitdauer be 
deutet, ift allgemein befannt. Wir möchten aber fragen: Wie fol man 
auf der Grundlage diefer oder jener Beſtimmung des Handelsge- 
ſetzbuches gemeinfam weiter bauen, wenn diefe Grundlage keine gemein: 
fame ift? Diefe Bemerkung dürfte vielleicht in dem Maaße wichtiger und 
praktiſcher werden, jerichtiger, je grundſätzlicher, von je größerer Tragmeite 
die conditiones find, wegen welcher die unveränderte Annahme eines Gefeg: 
entwurfes verweigert wird. Minima aber non carat praetor und ftellt man 
nicht als conditiones auf. Das vorermähnte Moment ift aber zunächſt offenz 
bar ein rein Tegislatives und greift in dem Maße mehr minder ausfchließ- 
lich in bie juriſtiſche Sphäre ein, je mehr oder weniger rein juriftifc) der Ge- 
ſetzentwurf ift, um deſſen Annahme es ſich handelt. Die moraliſche oder 
politifche Wirkung der Abfonderung haben wir dabei ganz übergangen. 





IM. 


Studien über Bereinswelen und Bereinsredt.*) 


Bom Herm Dr. L. Stein, ord. Öff. Brof. der Staatswiſſenſchaften in Wien. 


& ift gewiß eine fehr erfreuliche Erſcheinung, daß in unferer Beit die 
Rechtswifienfchaft den neuentftehenden Lebens: und Verkehrsverhältniſſen 
mit einer Rafchheit und Umficht folgt, die keineswegs blos auf dem 
praktiſchen Werthe folcher Erörterungen beruht. Die alte Klage, daß die 
Theorie fih um die praftiihe Welt nicht kümmere, ift eben fo wenig 
mebr wahr, als daß fie diefelbe nicht verſtehe, wo fie mit ihr zu thun 
bat. Es iſt Fein Zweifel, daß fich langſam, aber um fo ficherer in die: 
fer Beziehung eine neue Zeit vorbereitet, deren Inhalt ſich zwar ſchwer 
erichöpfen, aber doch unfchwer charakterifiren läßt. 

Als das Studium des römiſchen Rechtes durch die Univerfitäten 
allgemein wurde, trat dasfelbe mit dem Anſpruch auf, das Recht der 
Rechte zu fein. Es wollte maßgebend werden für die juriftifche Auf: 
faffung aller Rechtsverhältniſſe in allen Theilen der Welt; es batte 
dazu eine gewiſſe Berechtigung, und es erreichte bis zu einem gewiflen 
Punkte dies Biel. Die Gefchichte dieſes Kampfes ift noch nicht gefchrie: 
ben; Sagivnys Geſchichte des Rechts im Mittelalter zeigt uns nur 
die Glieder der gewaltigen Kette, mit welcher die alte römiihe Juris- 
prudenz die neue germanifche Welt mit fich verband; ja die legten 
Bände diejes großartigen Werkes verlieren ganz den Charalter der erften, 
und ericheinen blos noch als die Bibliographie jener Thatſache der 
Erhaltung des Römischen Rechtsbewußtſeins in der germaniſchen Volker⸗ 


ieſe Erörteru nd zunädft d die Schrift: Das Gefell 
Ta Aheififer unb_ voltanteihiächliher Haft” water befonberer Berhanh: 
i de8 allgemeinen chen dandelegeſebbu . Bon W. Auerbach. 
. 1861) veranlaßt worden. 
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und Staatenbilbung. Wie es dann fpäter warb, als die Glofjatoren 
gedruckt wurden und die Juriften bolognefiihe Vorlefungen in Franf- 
reich und Deutſchland hören konnten, wie die Parlamente in Frankreich, 
die Reihe: und Landesgerichte in den deutſchen Staaten wirkten, vie 
in Spanien, England und Skandinavien das römische Recht zum Theil 
ohne, zum Theil gegen die Geſetzgebung wirkte und wie fi auf dieſe 
Weife ein enropäiches Recht" —- Yon Gegenfage und ber Ber- 


ſchmelzung der germaniſchen naniſchen Rechtsidee erzeugte, 
das wartet noch ſeiner Gel d. Aber wir Haben es ange: 
führt, um vor der Hand Thatſache zu conftativen, die 
ung auf diefen beſondern cen wird. 

In jener Zeit näm rpus Juris feinen Meg durch 
Europa nahm, gab es, mf Grundlage des Studiums 
diefer unfhägbaren Komp ns, eine europäifche Rechts: 
wiſſenſchaft. Sie beitand nmtheit ‚der Lehrer und der 
Schriftſteller, welche ſich Turia beſchäftigten. Aus einer 
und derjelben Duelle entip. mit einem und demjelben Gegen: 


ftande ſich beichäftigend, bildeten diefe Männer eine Art von Gemein- 
ſchaft, die in allen Staaten Europas von demfelben Geifte durchdrungen 
war und eben deßhalb auch allenthalben in weſentlich gleicher Form 
und mit wefentlich gleichen Anſprüchen auf die Geltung des Corpus 
Juris wirkte. Gerade diefe Gemeinfhaft war eine der Hauptfaktoren 
für den Einfluß des Römiſchen Rechts; denn es war damals ebenfo 
wie eö jegt ift und wohl immer bleiben wird, daß die Berufung auf 
eine Autorität in einem fremden Lande mehr Gewicht hatte, ald die auf 
die einheimifhe. Wenn der Deutfhe den Cujaz und Donell citirte, fo 
bedeutete e3 dann doch mehr, ald wenn er bloß bei den Inländern ſte— 
ben blieb. Diefe Gemeinſchaft, die durch die beſchränkte oder ftrenge Ges 
lehrfamfeit und die noch auf und vererbte Literaturwuth ſich bei jeder 
aud noch fo geringen Abhandlung äußerte und die fremden Arbeiten 
neben den einheimifchen vollfommen einbürgerte, bezug ſich allerdings 
nur auf dad Römiſche Recht; aber fie machte doch, daß jeder Juriſt 
mehr oder weniger allenthalben zu Haufe war, und fi nirgends in 
feiner Auffaffung auf die engen Grenzen des eigenen Vaterlandes be: 
ſchraͤnkte. Bei aller Einfeitigkeit der Römifchen Rechtsbildung gab fie 
dennoch dem Blicke der Juriften etwas Großartiges, die damalige ge— 
fammte Welt umfafjendes; an den fremden Autor knüpfte fi unmill: 
tührlich eine geiftige Beziehung auf das fremde Land, oft auch perſön— 
liche Bekanntſchaft, immer eine, wir möchten jagen organiſche Geſtaltung 
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europäifcger Autoritäten, eine juriftiiche Freimaurerel, wenn man ben 
Ausdrud geftatten will, welde jeden Pandektenlehrer von den Außer: 
ten Grenzen Spaniens bis zum ruffiihen Reihe ala Glied einer gro: 
Ben, alten, hochgeachteten Familie erſcheinen ließ ; ein gutes Buch auf 
Grundlage der Pandekten war ein europäifhes Wert und erft Hugo 
Grotius bat innerhalb der Jurisprudenz dem fog. Jus naturae eine 
ähnliche Stellung gegeben. Ohne das Verftändniß diefer Thatſache würde 
man jene Zeit mit ihrer großartigen juriſtiſchen Arbeit weder recht verfte: 
ben, noch beſchränken können. 

Wie ganz anders iſt das jetzt! Wo iſt jetzt dieſe Gemeinſchaft, 
dieſe Erhebung, die in ihr lag, dieſe Macht die fie dem Rechte gab, die: 
ſes Strömen aller Zuriften zu Einem großen Ziele mit dem Bewußt— 
fein, einer europäifhen Sache zu dienen? Da fleht jegt jedes Land für 
fi. Das erfte große Bindemittel, das Schiff auf dem Spradhenmeere 
Europas, dem ſich der Gelehrte in jener Zeit anvertraute mit der feften 
Gewißheit verftanden zu werden, der Gebrauch der latein iſ chen Sprache 
ift verſchwunden. Die zweite große Bedingung jener Zuftände, der Manz 
gel eines einheitlihen pofitiven Rechts in den einzelnen Staaten, ift 
durch die Godification wenigſtens für die wichtigften Staaten aufgeho: 
ben; und das einzige Mittel, jene beiden Dinge zu erfegen, der ge: 
waltige deutſche Fleiß, ber allein noch die Verfchiedenheit in den Rechts- 
bildungen der einzelnen Staaten hätte bewältigen können, bat dieſe 
Aufgabe nit einmal für Deutihland, geſchweige den für die übrigen 
Länder Europas ergriffen. Es gibt nur noch eine Locale Rechtsbildung; 
das europäiiche Rechtsleben ift abgeftorben. Und das ift ein großer Berluft. 
Es ift nicht mehr wie ed geweſen — wird es je wieder ähnlich werden? 

Wir hoffen e8 — ja, twir fehen die neue Zeit mit dem alten groß: 
artigen Inhalt ſchon jegt ihre erflen Keime treiben. 

As Frankreich durch feine Codification aus der Reihe der euro: 
paãiſch· romaniſchen Staaten ausſchied, mar man wohl berechtigt zu fa: 
gen, daß Frankreich befondere, ihm eigenthümliche Lebensverhältniffe 
babe, welche eine unmittelbare Verbindung zwiſchen dem Studium des 
franzöfiihen und des gemeinen deulſchen Rechts faft unthunlich erjcheis 
nen ließen. Als in dem Kampfe zwifchen der nationalen, mit großem 
Unrecht fogenannten philoſophiſchen Schule und der hiſtoriſchen Ride 
tung die erftere unterlag, und ein deutſches Geſetzbuch prinzipiell ver: 
worfen ward, da legte ſich eine große Kluft zwiſchen Deutſchland und 
die cobificirten Nechtögebiete und die Kenntniß ber Codes ward eine 
Merlwurdigkeit unter beutichen Zuriften. Aber jene unfelige Beichränftheit 
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blieb nicht etwa dabei ftehen. Man ging fo tveit, auch die einer deutſchen 
Eodification von der gemeinen deutſchen Jurisprudenz auszufchlie 
Ben und Studium und Lehren derfelben allenthalben theils in bie zweite 
Reihe zu ftellen, theils mit durchgreifender Begränzung auf das ein: 
zelne Land zu behandeln. Ja wir gehen weiter, Man bielt ſich grumd- 
ſätz lich nicht für verbumden, bei dem gemeinen deutſchen Recht auf 


das wirklich entitandenet auf die zum Theil ſehr groß- 
artigen deutſchen Landesge⸗ ckſicht zu nehmen. Wir wollen 
das bier weder beklagen, ausführen. Wir wollen nur 
darauf hinweiſen, da das t jegt innerhalb Deuſchland 
dasjenige ward, was e3 | uropa gewejen, die Bafis für 
die Gemeinſchaft des Rectsien ahrung des „eigentlichen“ Ju: 
riftenftandes. Es hat in ıt gewirkt; aber e8 kann und 
wird auf die Dauer nicht ‚Zeiten werben anders. Wir 
werden des Römiſchen Net m können oder wollen ; aber 
ſtatt die ausſchließliche Gru entlich deutſchen Rechtslebens 


zu fein, wird es allmählig ſeine naturgemäße Stellung als Lehre der 
Elemente der Rechts einehmen, die Fülle des praktifchen Lebens andern 
Gebieten der Rechtswiſſenſchaften überlaffen, und es wird darauf an— 
kommen, von diefem Standpunkte aus das dem europäifchen Rechtsle— 
ben verlorene Gebiet wieder zu erobern. 

Wil man nun wiſſen, mo und wie died gefdhieht, fo muß ınan 
eben auf das praltiſche Leben felbft ſehen. 

Das wirtbicaftliche Leben der großen Staaten Europas war frü- 
ber ein ziemlich abgeſchloſſenes und felbiiftändiges. Die Scheidungen 
zwiſchen den Völkern find aber auch in dieſer Beziehung gebrochen. 
Wenn die Jurisprudenz feine gemeinfame Athmofphäre mehr zu bil: 
den vermag ; jo hat dafür die Volkswirthſchaft und die Volkswirth- 
ſchaftslehre ihre Stelle eingenommen. Wir haben nicht die Aufgabe, 
dies bier weiter zu beweiſen. Allein man fängt an zu verftehen, daß 
die wahre Quelle der Rechtswiſſenſchaft und des Rechtslebens nicht mehr 
das Gefeß, jondern die Duelle des Gefeges, das Leben und feine 
Berhältniffe felbft fei. Und bei der Betrachtung diefer Duelle tritt die 
Thatſache in den Vordergrund, daß da die weſentlichſten Geftaltungen 
des wirthſchaftlichen Lebens in ganz Europa gleichartig find, aud die 
Rechtsverhältniſſe im Weſentlichen gleichartig fein müſſen. 

Wenn es daher gelänge eben dieſe gemeinfchaftliden und gleich: 
artigen Lebensverhältniſſe der Völker und Staaten zu finden und wif: 
ſenſchaftlich zu formuliren, fo würde damit, ſcheint es, die Grundlage 
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gefunden fein, um zu jenem europäifhen Rechtsbewußtſeins zurüdzu- 
kehren. Und der Folgende ift innerhalb einer allerdings engen Grenze 
ein Verſuch, für diefe große Aufgabe, der die Zukunft unferes Rechts: 
lebens gehört, einen Beitrag zu liefern. Vielleicht daß dieſer Verſuch 
auch nicht ganz ohne Werth für das praftiihe Leben ift, in einem 
Augenblide, wo der Gegenitand, den er betrifft, ſich mit einer wohl⸗ 
herechtigten Gewalt in den Vordergrund drängt. 

Eines der wichtigften Gebiete nämlich, in welchem ſich jene Gleich 
artigleit der Grundlagen des europäischen Lebens äußert und diefe zu 
einer Rechtslehre und zu einer Geſetzgebung drängt, welche gleichfalls 
jenen Character der Gleichartigfeit fordert und zum Theile fhon erzeugt 
bat, ilt dag Vereinsweſen. 

Es bedarf wohl feiner Bemeife, daß das Vereinsweſen in den 
europäiichen Staaten nicht erit von heute datirt und daher auch nicht 
etwa erft beute von einem Vereinsrecht in Europa die Rebe fein kann. 
Allein auf der andern Seite ift es auch wahr, daß die ganze innere und 
äußere Geftaltung de3 Vereinsweſens und damit auch der Inhalt des 
pojitiven Vereinsrecht? gerade in unferer Zeit eine neue Entwidlung 
begonnen bat. Die Vereine find, um es furz zu jagen, aus einzelnen 
und vereinzelten Erjcheinungen zu einem allgemeinen, an Bedeutung 
und Thätigkeit ſehr hoch ftehenden und beftändig wachſenden, Ele: 
mente des Gejammtlebens geworden. Und dies Geſammtleben, deſſen 
ſyſtematiſches Bewußtſein eben die Wifjenfchaft felber ift, muß ſich all: 
mählig über dieſen Faktor Rechenschaft ablegen. 

Wir wollen verſuchen, das Weſen dieſes Elementes unjerer Ge: 
genwart und Zukunft zu bezeichnen und den Standpunkt, auf welchem 
die Geſetzgebung in diefer Beziehung fteht, mit allgemeinen Umrifjen anzu 
geben, um daran die einfachen Brinzipien des Vereinsrechts anzulnüpfen. 


L Das Weſen der Bereine und ihre gefchichtliche Entwidlung. 


Daß die Vereine im allgemeinften Sinne des Wortes nicht erft 
neu entftandene Erfcheinungen, fondern vielmehr fo alt wie die Geſchichte 
jelber find, ift unbeftritten. Sie müſſen daher felbft auf dem tieferen 
Weſen des in aller Geſchichte gültigen Elementes, der Perfönlichkeit 
jelber beruhen. Und ihre legte Erflärung werden fie daher zulegt notb: 
wendig in diefer Quelle zu finden haben. 

In der That find Begriff und Darſtellung ſehr einfach. 

Ale menſchliche Perjönlichleit lebt in einem emigen, nie ganz 
gelötten Widerfprüche mit fich ſelbſt. Sie will und fol ihrem innerften 

Haimerl’s Bierteljahresiärift f. Reqtew. IX. 1. 8 
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Begriffe nach fich jelbft beſtimmen, und ſich felbft zur Herrſchaft über 
die Außere Welt erheben. Sie will es immer, aber fie vermag es nie, 
weil ihre Kräfte begränzt umd bejtimmt find, während ihr Ziel ein ewi⸗ 
ges und umendliches ift. Sie muß daher zur Erreichung dieſes Bieles 
das Maaß ihrer Kräfte vermehren, indem fie ſich mit andern vereint. Die 
Bereinigung der Perjönlichfeiten ift daher eine abfolute — de b. nicht mehr 
von dem Einzelwillen abhäna’ "** des Lebens der Perſonlichkeit. 


Als folde erſcheint fi ven Formen. 

Der Staat ift dieje elche felbft wieder als eine 
felbftändige Perfönlichkeit danepe-ı che wirkt, Die Gemeinde 
iſt die Grundform der ört nm te ift der Örtliche Staat, und 
deßhalb mit den Organen un D ben des Staats, nur in ort⸗ 
licher Beſchränkung. Der I v ift diejenige Einigung, bei 
welcher für die einzelnen Is Mittel, Zweck und Umfang 
nicht mehr begrifflich gegeben dem Staate, und nicht mehr 
örtlich begrenzt jind, wie bei we ve, fondern in welcher die ein« 


zelnen Perfönlichkeiten die Einigung ourch ihren eigenen Willen fegen, 
und durch ihren eigenen Willen auch Mittel und Maaß ſich felber vor: 
ſchreiben. Während daher der Staat für alle Aufgaben des perfönli- 
hen Lebens die felbitbedingte perfönliche Einheit bietet, bildet der Ber: 
ein fie nur für diejenige, welche er ſich felber jegt. Während die Ge 
meinde anderfeit3 die Einheit für die örtlich begränzten perſönlichen 
Aufgaben abgibt, ift der Verein örtlich” nicht begränzt. Sein Dafein 
befteht in dem freien Willen feiner Tpeilnehmer; feine Aufgabe ift nur 
Eine — der Verein hat nur Einen Zweck, nit wie die Gemeinde 
alle Gefammtzwede; aber dafür hat er auch örtlich Feine Begrenzung. 
Der Verein ift daher naturgemäß die Hauptform für die freie Be: 
thätigung der Einzelnen an allen Formen und Aufgaben des Gefammt- 
lebens. Das Prinzip feiner Freiheit liegt in der Freiheit feiner felbft: 
gefegten Zwede, und in der Freiheit der Theilnahme des Einzelnen. 
Und daher ift e8 natürlich, daß das Vereinsweſen, obgleich es nie ganz 
fehlt, dennoch feine Entwidlung erft im Verhältniß zu der Gefammt- 
entwicklung des ganzen Volles findet. 

In dem Begriffe des Vereines liegt demgemäß auch gar keine 
Beihräntung auf beftimmte Zivede. Jeder denkbare Zweck Tann Gegen- 
fand der Vereinigung mehrerer in einheitlicher Thätigfeit fein. Wäh— 
rend der Staat eine fittlihe, die Gemeinde eine natürliche Thatſache 
ift, ift deßhalb der Verein zunächſt eine pſychologiſche. In welcher Weife 
wird daher das Vereinsweſen mit dem Staate, feinem Leben und 
feinem Redt in Berbindung treten? 
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Es ift nun Mar, daß wenn der Staat alle perfönlichen Aufga- 
ben umfaßt, die Aufgabe der einzelnen Vereine auch innerhalb feines 
Gebietes liegen wird. Nun nennen wir die Gefammtheit der Thätig- 
feiten, mit welcher der Staat feine Zmede verwirklicht, die Verwaltung. 
Die Vereine und ihre Thätigkeiten werden daher einen Theil ber Der: 
waltung bilden. Und da nun diejenige Verwaltung, infofern fie aus 
dem Willen der Einzelnen hervorgeht, mit dem Gefammtausdrude ber 
Selbfiverwaltung bezeichnet wird, fo Tann man kurz jagen, daß das 
Vereinsweſen als ein Theil oder eine Form der Selbitverwaltung ber 
Gefammtaufgaben auftritt. E3 gehört daher innerhalb der Staatälehre 
der Vermwaltungslehre an. 

Ohne nun auf diefem Punkte das Weſen und den Umfang des 
Begriffs der Selbftvermaltung mweiter unterfuchen zu wollen, was ung 
viel zu weit abführen würde, können wir doch aus dem obigen bie 
richtige Folgerung ziehen, welche wir als die allgemeine Grundlage für 
die Gefchichte des Vereinsweſens und bes Vereinsrecht? und als den 
Standpunkt für die richtige Beurtbeilung bes heutigen Vereinsweſen 
bezeichnen dürfen. 

Es ergibt fi) nämlih aus dem obigen Verhältniße von Verwal: 
tung und Vereinswefen, daß beide mit einander in lebendiger Wed: 
felmirfung fteben. Die Verwaltung wird das Vereinsweſen theil® 
erzeugen, theils beftimmen, theils fördern, theild hemmen. Das Verein: 
weien wird ſeinerſeits die Verwaltung wieder theils bervorrufen, 
theils begränzen und ergänzen, theils auch bedrohen. Es Liegt daher 
in der Natur der Sade, daß das Vereinsweſen eine ſehr verjchie: 
dene Stellung in den verfchiedenen Zeiten gehabt bat, und daß die 
concrete Geitalt des Vereins rechts in einer gegebenen Zeit ſchwer oder 
gar nicht überfehen werden kann, ohne das Vereinsweſen in feiner 
gegebenen Geftalt und feinen Charakter aufzufafien. Es liegt aber 
noch ein zweites Moment darin, das wir namentlih in Beziehung 
auf das im Eingange citirte fonft ſehr gründliche und tüchtige Wer, 
zur Geltung bringen müflen. €3 ift allerdings kein Bmeifel, daß 
gewiſſe Arten und Gruppen von Vereinen eine vorwiegend praßtifche 
Bedeutung haben können und auch haben, und daß daher äußere Gründe 
genug vorliegen, welche eine befondere Behandlung derjelben wünfchens: 
wertb machen und hervorrufen. Allein ehe man den Theil zum Abfchluß 
bringen Tann, muß man denn doch den Ueberblid über das Ganze ba- 
ben. Eine folde Darftellung des Vereinsweſens und Rechts im 
Allgemeinen — vermiflen wir nod in allen Kiteraturen. nn wenn 

—X 
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es daher gelänge, für diefe Aufgabe etwas zu leiften, ſo würde aller- 
dings das Folgende feine ganz vergebliche Arbeit jein, 

Wenn e3 demnach feſtſteht, dab Verwaltung und Vereinsiwejen 
ihrer Natur nad) in innigfter Verbindung. fteben, und baß mithin auch 
das Verwaltungs: und Vereinsrecht im Weſentlichen einander entſpre 
hen, fo werden wir am beiten den ‚ allgemeinen Character unſerer Zeit 


und ihres Vereinsweieng “ ° if die fürgeften Umriſſe zurüd- 
geführten Vergleich mit di üheren Zeit darlegen und dar: 
auf die Natur und A igen Vereinsrechts in Europa 
begründen können. Wir hiſtoriſchen Erinnerungen uns 
ferer Lefer zur Hilfe au 

Die erſte hiſtoriſch yer Vereine iſt die Gilde bes 
Mittelalters. Ihr Zweck gegen Waffengewalt; ſie war 
daher ein Waffenverein. uns bier wohl zuftehen mag, 
heutige Bezeichnungen zu damalige Zuſtände legen wol- 
Ien, fo würden wir die n Theil der Selbftveriwaltung 


der Sicherheitspolizei beitimmen. In einzelnen Ausnahmen erhob fi 
die Gilde fogar zu einem Theile der Heeresverwaltung; das merfwür: 
digfte Document in diefer Beziehung ift wohl das Vitherlagsrecht, das 
Gefolgeftatut der Minifterialen de3 dänifhen Ganuts des Großen. 
Bei der Gilde war jedoch, wie bei jeder Sicherheitspolizei, die Gewalt 
die durch den Verein entftand, nur das Mittel zum Zwed; es war 
natürlich, daß das Object des Schutzes, die Verhältniffe des Eigen: 
thums und des perfönlichen Lebens, mit in die Gildenrechte aufgenom: 
men wurden. Dadurch wurden die Gilden die Grundlagen der folgen: 
den Vereinsbildungen, namentlid der Zünfte, nur daß bei dem legten 
ſchon das wirthihaftlihe Moment in den Vordergrund tritt. Die Gil: 
den gehen dann fpäter über in die Vehmgerichte — Vereine zur Selbft: 
verwaltung des Strafrechts, die fhon den Character der Verbindungen 
an ſich tragen; die legte Form derſelben find die großen Adels: und 
Stäbtebünbniffe, die fih von den Gilden nur durd das Subject und 
durch die Folgerungen unterſcheiden, die fi daran knüpften, daß ſich 
bei den legteren ſtatt einzelner freier Wehrmänner entweder Geſchlechter 
ober ganze Städte vereinten. Im Grunde haben die Turnvereine un: 
ferer Zeit etwas von jenen Gilden in fi, wenn fie auch weſentlich 
Bildungsvereine find. 

Daß nun auf diefe erfte Form von Vereinen die Staatögewalt 
wenig oder gar feinen Einfluß nahm, lag eben in demfelben Mangel 
an polizeilider Gewalt, welder die Gilden felbft erzeugt hatte. Sie 
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verſchwinden daher, fo wie die Verwaltung mächtiger wird. Ihre Er⸗ 
ben waren die Zünfte. 

Die Zünfte und Körperſchaften bilden die zweite Geſtalt des Ver⸗ 
einsweſens. Ihre Aufgaben iſt ſchon eine höhere, als die der Gilden. 
Sie find allerdings auch Organe der eigentlichen Schutzpolizei, ja ſogar 
Organe der Heeresverwaltung; allein vorwiegend iſt ihr Gegenſtand 
do die Selbitverwaltung wirthſchaftlicher Intereſſen. Wir haben na- 
türlich bier Feine Darftellung des Zunftweſens zu geben. Wie man aber 
verftändiger Weiſe die Zünfte und die neuefte Idee der Genoflenjchaf: 
ten in Eins bat. zufammenmerfen können, iſt uns unverfländlid. Das 
Weſen der Zünfte ift nur der ald Eigenthum betrachtete Beſitz gewiſ⸗ 
fer ſtaatlicher Rechte, welche die Zünfte und Innungen verwalteten und 
für da8 Sonderintereſſe ihrer einzelnen Mitglieder ausbeuteten. Ver: 
möge diejeg Prinzipg des Privateigentbums an ihren öffentlichen Be: 
rechtigungen fchloffen fie eben die Staatsgewalt aus — fie beben bie 
im Wejen des Vereins liegende Wechſelwirkung zwiſchen Staat und 
Verein grundfäglich auf und die Natur der Sache ſelbſt mar es daher, 
welche zum Kampf der Verwaltung mit diejer Form der Vereine führte, 
die mit der Vernichtung das Rechts der Zünfte endete. Die Zünfte 
waren daher Fein Organ der Staatöverwaltung für. eine beftimmte Auf: 
gabe, fondern Befiger eines bejtimmten öffentlihen Rechtes; darin Tag 
ihr Widerfpruch mit der neueren dee der Staat3verwaltung, und die: 
fem find fie erlegen. Ein weſentlich anderer Gedanke liegt der mitten unter 
ihnen entftehenden dritten Geſtalt des Vereinsweſens, den privile: 
girten Compagnien zum Grunde. 

Die privilegirten Handeldcompagnien und induftriellen Geſellſchaf⸗ 
ten haben als ihre Grundlage den Gedanken der Nothwendigkeit gro: 
Ber Unternehmungscapitalien, die nur durch Vereinigung mehrerer ge: 
bildet werden fünnen. Das Privilegium ift das Mittel für diefen Zweck; 
es tft daher nicht wie die gleichzeitig beftätigten Statuten und Drdnun- 
gen der Zünfte und Innungen der Ausdrud und die Drdnung eines hiftori: 
chen Rechts für ein gewiſſes Gebiet der Verwaltung, ſondern es ift felbit nur 
eine Verwaltungsmaßregel. Jene Compagnien bezeichnen Daher den Zeit: 
punkt, wo die Staat3verwaltung zuerft die rein negative Epoche der Verwal⸗ 
tung, wir fönnen fagen, die Epoche des Landfriedend — verläßt, und pofitive 
Anftalten zur Förderung des wirtbichaftlichen Lebens hervorruft; und 
jene Bereine find eigentlih nur ſolche Berwaltungsanftalten, die auf 
dem Willen des Staates beruhen, ohne ihn nicht entftehen können, mit 
ihm zu Grunde geben, und durch ihn innere und äußere Ordnung ent 
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tig fie, daher auch für die Geſchichte des Geiftes der 
fo wenig bedeuten fie für das Vereinsweſen. Der 
des Vereins, die freie Selbfibeftimmung über Zwed 
fe Vereinigung fehlt; und fie erhalten ſich daher auch 
niniftrative Anftalt, nicht durch fich ſelbſt, fondern durch 
ndirecte Hilfe des Staates. Sie haben daher ihre Zeit, 
mit ihr, während neben ihr wieder eine neue Geſtalt 
ut. Das find die Verbindungen. 
indungen verftehen wir kurz gejagt, geheime Vereine, 
ftaltung der ftaatlichen Ordnung zum jelbitgefegten 
ie Verbindungen bilden den erften praktiſchen Augdrud 
ſchen Ideen, welche ſeit der Mitte des vorigen Jahr- 
baben daher einen andern Character 
r Object ift nicht das Intereſſe der Ber: 
das Prinzip und Recht der Verfafjung. Ihre Grund: 
freie Bewegung der Theilnehmer, innerhalb des gege— 
dern der blinde Gehorjam gegenüber der Gewalt der 
sie haben deßhalb ihre wichtige Bedeutung für die Ge: 
insweſens darin, daß fie zuerft das Vereinsweien in 
aatsgewalt brachten und damit das Vereinsweſen als 
je gel Sie erzeugten damit 
u er Staats 
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allerbingd von Tag zu Tag mehr, aber noch find fie da, Eine voll 
ftändige Darftellung des Vereinsweſens mußte fie alfo allerdings mit 
aufnehmen. Allein man wird uns, und namentlich an diefem Drte, 
wohl für gerechtfertigt halten, wenn wir fie nicht weiter berückſichtigen. 
Sm der That ift das Vereinsweſen der Gegenwart fo weſentlich von 
jenem verſchieden, daß wir es zum Gegenftande ganz felbitändiger 
Charakterifirung machen können. 

Was von den angeführten Arten der Vereine gilt, gilt nun na: 
türlih auch von der Gefeßgebung derjelben. Es gibt noch immer Zunft 
Ratuten, Privilegien und Verbote. Aber fie ftehen — wenigſtens die 
erften — für fi da; das wahre Vereinsrecht unferer Zeit fchließt ſich 
mit ganz andern Grundjägen und Tendenzen an das wirkliche Vereins: 
leben an; es tbeilt feine Schidjale, und wir werden daher das leptere 
darftellen müflen, um das erftere ganz zu veriteben. 


IL Charakter des Bereindweiend der Gegenwart. 


Das Vereinsweſen der Gegenwart beftätigt in feiner Weiſe den 
alten Sab, dab fein einzelnes Gebiet des menfchlichen Lebens eine we: 
jentlich von der Entwidlung des Ganzen verſchiedene Bewegung bat. 

Mit dem Anfange unjeres Jahrhunderts brachen auf allen Bunt: 
ten die Schranken der mittelalterlihen Zuſtände nieder; felbft da, mo 
fie no der Form nad eine Zeit lang beftanden, fühlte man, daß eine 
neue Ordnung der Dinge komme. Das Weſen der lehteren war wenn 
auch ſchwer zur vollen Geltung zu bringen, jo doch keineswegs ſchwer 
zu verfteben. Die Aufhebung der alten Schranken erzeugte das Bewußt⸗ 
fein, daß alle auf einander gemeinfam angewiejen feien; oder, wie wir 
es willenichaftlicher ausdrüden würden, daß die Entwidlung jebes Ein: 
zelnen ohne Unterſchied eine Bedingung für die Entwidlung aller an: 
dern werde und umgekehrt. Und auf diefer Grundlage mußte allmäb: 
lig allenthalben ein neues Leben entfteben. 

Das große Organ nun, welches in feinem eigenen Intereſſe für 
die Intereſſen aller Einzelnen jorgt, ift der Staat; die Thätigfeit, mit 
ber er das tbut, ift die Verwaltung. Die Grundidee der Verwaltung 
war es daher zunächſt, welche fi) änderte. Sie fing an, jeden Gegen: 
fag zwiſchen dem Intereſſe des Staats und dem feiner Angehörigen 
zu perborresciren; fie fing damit zugleich an, das Gebiet ihrer Aufga: 
ben über das gefammte Leben ver Staatsbürger auszudehnen; und die- 
jex Ausdehnung gegenüber erlannte fie ſelbſt Damals zuerft in der Ge⸗ 
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ſchichte der Verwaltung, daß fie, die Verwaltung, to6 ihrer ungeben- 
ven Gewalt und aller ihr zu Gebote fiehenden Dittel nicht ausreiche, 
um jene Aufgabe in ihrem vollen Umfange zu erfüllen, Das Geftänd- 
niß diefer ihrer Schwäche war zugleih das Geftändnih ihrer eigenen 
hohen Beftimmung ; es ift eigentlich der Anfang eines ganz; hewen 
Staatslebens im Innern der Reiche. Aber dies Bernußtjein äußerte fich 
nur dadurch, daß die Vermaltuna hir nber indirect bie Staatablir- 


ger jelbft aufrief, fie bei 
Form einer folden interf 
Staatsbürger konnten nur 
That dem Ganzen helfen; 
feßung diefer innigen Gen 
trat eine neue Epoche für 
den Charakter an, den e 
ward zu einem organijd 
nern. Und an diefe hoc) 
tern Confequenzen für das 


jabe zu unterftügen. Die 
icht zweifelhaft fein. Die 
einigung zur gemeinfamen 
die nothivendige Vorauss 
Volk und Staat, Und jo 
n ein. Es nahm dasſelbe 
em Begriffe nach hat. Es 
Verwaltung bes In— 
ſchloſſen ſich nun alle wei: 
: leben unferer Gegenwart, 


Wenn wir eine wirkliche Geſchichte des Vereinsweſens unferer Zeit 
befäßen, fo würden wir diefe Säge in der Wirklichkeit beftätigt finden. 
Vielleicht am offenften und deutlichften wird der obige Standpunkt in 
jener Zeit gerade von der Oeſterreichiſchen Verwaltung anerfannt, die 
im Hoffanzlei-Dekrete von 3. Januar 1817 erklärt „daß die Kräfte 
des Staat3 durch vieljährige außerordentliche Auslagen geſchwächt wor: 
den fein — und daß es daher ein hohes Verdienſt um das 
Vaterland fei, wenn Private wenigftens zum Theil und 
allmählig leiften, was der Staat jegt zu leiften nicht 
vermag,” — und daß fie daher jeden Verein zur Hebung der Indu: 
ftrie, zur Förderung der Gewerbe und zur hilfreichen Unterftügung von 
Kunft und Wiſſenſchaft germe zu befördern bereit fei. Wenn bereinft 
das fo wichtige Vereinsweſen Gegenftand der Theorie oder aud nur 
der Statiſtik fein wird, wird man vielleicht ähnliche Anfichten auch bei 
andern Verwaltungen finden; gewiß ift, daß jene Worte im Allgemei- 
nen den neuen Standpunkt für das Verhältniß zwiſchen Verwaltung 
und Vereinsweſen höchſt treffend bezeichnen; die Vereine find aus zu: 
fäligen und willkührlichen Einigungen Einzelner als ein bereditigtes 
und berufenes Glied der Verwaltung anerkannt. 

Die erfte Folge davon war nun, daß das Vereinsweſen felbft den 
Character der organifchen Verwaltung annahm — d. h. daß es begann, 
nicht mehr bloß diefen oder jenen Zweck je nach ber zufälligen äußern 
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Veranlaffung zu wollen, fondern fih allmählig und faft fuftematifch 
über das ganze Gebiet des perſönlichen Lebens auszudehnen. Wie die 
Verwaltung felbft ein Syſtem ift, fo entftand ein Syftem von Ber 
einen. Nicht in der Weife, daß die Vereine fidh etwa felber ein fol 
ches Syſtem vorgefchrieben hätten und auch nicht fo, daß die Verwal: 
tung die Herftellung eines Syftem vorzeichnete. Sondern e3 war die 
Natur der Sache, welche langfam, aber ficher arbeitend das Vereins: 
weſen allmählig über alle Theile der Verwaltung ausbreitete. Und 
diefe Tendenz ward nun von einem andern Momente wefentlich geför: 
dert, das feinerfeit3 nicht ıninder bedeutfam für das Vereinsweſen mwer- 
den follte. u 

Wir haben fchon oben das Bereinswefen als eine — vielleich 
ald die einzig wahre Form der Selbitverwaltung bezeichnet. Das 
Bedürfnig nach der Theilnahbme an der Staatögemalt in Gejehge: 
bung und Verwaltung ift nie in der germaniſchen Welt verjchmun: 
den; aber es bat je nad der berrfchenden Geſellſchaftsordnung eine 
andere Form angenommen. Während daher die Bünfte, nungen 
und Körperfchaften ung das Vereinsweſen der ftändifchen Gefellichaft, 
und damit die Form zeigen, in melden die ftändiiche Geiellichaft an 
der Staatöverwaltung Theil nimmt, mird in der gewerblichen Gefell- 
Ichaftsordnung unſeres Jahrhunderts der eigentliche Verein das Drgan 
diefer Strebungen; denn der Verein an fich kennt keine ftändifchen Un- 
terjchiede, fondern nimmt die Perjönlichkeit als folche auf und gebraucht 
ihre Kraft und Theilnahme ohne Rüdfiht auf ſtändiſche Rechte. Das 
Vereinsweſen in feiner reinen und freien Form war daher berufen, die 
Form für die gewerblide Geſellſchaftsordnung zu werden, in welcher 
fie an der wirklichen Verwaltung Theil nehmen konnte. Und das Stre: 
ben nach jener Theilnahme an der Thätigkeit des Staats erzeugte da: 
ber in dem fich langſam entwidelnden Syftem der Vereine im Grunde 
ein Syſtem der Selbftverwaltung, das fi) neben die Vertretung und 
das Gemeindewefen ftellte und dazu beftimmt war, die Grenzen der 
öffentlihen Freiheit big zu demjenigen Punkte zu erweitern und zu 
erfüllen, wo fie mit der Ordnung des Staat Hand in Hand geht. 
So ward aus dem Vereinsweſen das Correlat der Verfaſſungen und 
der freien Gemeindegefebgebungen,; mit ihm war dad Syſtem der 
Selbftverwaltung eigentlich erft auf feine wahren Grundlagen zu- 
rüdgeführt. 

Bei diefer Ausbreitung des Vereinsweſens mußte nun allerdings 
das letztere nicht bloß alle Aufgaben des öffentlichen Lebens in fich auf: 
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nehmen und durcharbeiten, ſondern es mußte basfelbe auch den eige: 
nen Schwerpunkt da finden, wo bie gefellicpaftlihe Orbmung ihn felbit 
gefunden hatte. Wir haben bier und an andern Orten den Character 
unferer gefelljchaftlichen Ordnung als denn der gewerbliden Ges 
felfcpaft bezeichnet. Das Wefen berfelben ift, daß die wirtbigait 
liche Stellung des Einzelnen zue Grundlage ber geſellſchaftlichen, und 
damit auch der öffentlichen Stellung deſſelben geworden iſt. In keinem 


Gebiete de3 menschlichen t die Vereinigung der Kräfte 
mehr und greifbarere B r in der Vollswirthſchaft. Es 
war daher natürlich, day Bereinswejen mit einem Nach⸗ 
drude den volkswirthſcha ı bingab, der bald eben die 
wirthſchaftlichen Vereine ervorragendften Hauptſache im 
ganzen Vereinswejen ma da zeigte ſich nun — eigent- 
lich zum erftenmale und lich nur zur Hälfte oder gar 
nicht verftanden, die Bed swirthſchaft. So wenig wie 
die Volkswirthſchaft ſelbſ iſt, als die Lehre von Geld 
und Gut, ſondern vielm fiten innern Beziehungen bes 


Menschen auf das Innigſte zufammenyangt, jo wenig vermochte man, 
jenen wirthſchaftlichen Inhalt des Vereinsweſens unferer Zeit bloß auf 
dasjenige zu beichränfen, wie das Vereinsweſen Erwerb und Verluft 
bedingt und erzeugt. Im Gegentheil nahmen alsbald alle Vereine, welche 
es nur vermochten, eine ganz beftimmt ausgeprägte wirthſchaftliche Rich: 
tung an; felbft da, wo es fich ſcheinbar nur um die geiftige Entwid: 
lung des Voltes handelt, in den auf Kunft und Wiſſenſchaft gerichteten 
Vereinen fehen wir dad Streben unverhüllt und mit dem Haren Be— 
wußtfein feines guten Rechts hervortreten, mit Kunft und Wiſſenſchaft 
zugleich, ja ummittelbar durch fie die wirthſchaftlichen Dinge zur 
Entwidlung zu bringen. Nicht bloß daher, daß wir die Vereine als 
Grundlage von Unternehmungen allenthalben entftehen fehen, finden 
die Vereine, die auf die geiftige Bildung der Naturen zielen, wieder Ver- 
eine für die gewerblichen Zwecke der geiftigen Entwidlung. Es würbe 
zu weit führen, das im Einzelnen nachzuweiſen; aber man braucht ſich 
nur umzufehen, um es beftätigt zu finden. Die Schulen werben zu Ge: 
werbeſchulen, die landwirthſchaftlichen, die Fort: und Bergbau: Vereine 
wollen hauptſächlich Fachbildung; die Gewwerbevereine fuchen nad) ge: 
werblicher Entwidlung; ja die Kunftvereine werden zu Kunſtausſtellun— 
gen und in der Wiſſenſchaft tritt die Statiftit mit abfolut vorwiegen- 
der Richtung auf die Seite der materiellen Interefien. So ift das wirth: 
ſchaftliche Element das erfte und herrſchende im Vereinsweſen gewor— 








Stein: Studien über Vereinsmeſen. 155 


den; es ift wenigſtens von einer Seite dasjenige, was unfere Zeit cha⸗ 
ratterifirt, und nur auf diefe Weile ift e8 erflärlih, dab au in wii: 
ſenſchaftlichen Bearbeitungen wie 3.3. eben in dem vorliegenden Werke 
von Auerbach die Vorſtellung entitehen konnte, daß eigentlich mit 
dem „Geſellſchaftsweſen“, d.h. nicht? anders als den Erwerbsvereinen, 
bie Lehre von den Vereinen erjchöpft fei. 

Das nun ift um fo mehr einfeitig, al ſich gerade an jene wirth: 
ſchaftliche Richtung unmittelbar eine andere anfchloß, welche von Jahr 
zu Jahr nicht bloß an äußern Umfang und Bedeutung, fondern auch 
an tiefern Berftändniß ihrer wahren Aufgabe in einer Weife zunimmt 
daß man ihr vielleicht ſchon für das nächſte Jahrhundert die prinzi- 
pielle Herrfchaft in der Selbftverwaltung zufprehen muß. Wir meinen 
die ſociale Richtung. 

So wenig ed jemald an edler Humanität in der menichlichen 
Geſellſchaft gefehlt bat, jo wenig hat es je an Vereinen gefehlt, welche 
ihre Kräfte dem leidenden Theile der Menjchheit gewidmet haben. Man 
bat daher Unredht, wenn man die fociale Richtung des Vereinsweſens 
als etwas unſerer Zeit durchaus Eigentbümliches bezeichnet. Aber den: 
noch befigt gerade die Gegenwart in diefer Beziehung ein Element, das 
aus einer tiefbedeutfamen Verſchmelzung der allgemeinen mwirtbichaftli- 
hen Bewegung, aus einem richtigen Veritändniß unferer gejelichaftli: 
hen Gefahren und aus einem durchgreifenden Gefühle für die Bedin- 
gungen der wahren perjünlichen Freiheit hervorgegangen ilt, und das 
der höchſten Beachtung werth iſt. 

Die Richtung welche ſich den wirthſchaftlichen Leiden der niede⸗ 
ren Claſſe zuwendet, findet hier nämlich zwei Aufgaben, die weſentlich 
verſchieden ſind. Die niedern Claſſen beſtehen nemlich theils aus ſolchen, 
welche ſich ſelber nicht mehr helfen können, theils aus ſolchen, denen 
nur ein erſetzbarer Theil der Bedingungen wirthſchaftlicher Entwicklung 
und Selbſtaͤndigkeit fehlt. Es iſt klar, daß das Verhältniß derer, welche 
den niederen Klaſſen helfen wollen, dadurch zu einem weſentlich ver⸗ 
ſchiedenen wird, jenachdem ſie mit dem erſten oder zweiten Theile der 
erſten zu thun haben. Und es bedarf hier keiner weiteren Begründung, 
daß auch das Verhältniß, in welchen beide Theile zur geſellſchaftlichen 
Gefahr ſtehen, ein weſentlich verſchiedenes iſt. Der erſte Theil bringt 
eigentlich überhaupt keine geſellſchaftliche, ſondern nur eine wirthſchaft⸗ 
liche Gefahr ; der zweite Theil ſteht Dagegen in einer höchſt ernſthaften Oppo: 
fition zu den höhern Caſſen. Auffaffung der Aufgabe und wirklicher 
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Tätigkeit müffen daher in Beziehung auf beide Gruppen ber großen 
Claſſe felbjt wefentlich verſchiedene fein, 

Um nun beide Gebiete in möglichiter Einfachheit und Klarheit zu 
beftimmen und zu ordnen, haben wir im Spfleme der Verwaltung bie 
erfte Gruppe als die des Armenmwejens, bie zweite Gruppe als bie 
bes Hilfswefens bezeichnet, Im Armenweſen kommt es darauf an, 
mit der Noth zu kämpfen; im Siffamston kommt es barauf an, bem 





Einzelnen die Mittel jelbftän 
und Form der Thätigkeit 
führt es uns zu weit, dab 
wird bie Bemerkung, die g 
gaben ver menſchlichen Gı 
liegen, fondern daß ihre 
bunden ift, dennoch im bi 
daß Fein Staat der Welt 
gaben innerhalb feiner Ver 
Au in diefen Geb 


hung zu bieten. Zwed, Maaß 
weſentlich verfchiebene, doch 
ondere einzugehen. Für ung 
Lift, genügen, daß beide Auf: 
allein im Allgemeinen nahe 
t da, mo fie mit Opfer ver: 
der Gejammtheit liegt, und 
Verüdfihtigung beider Auf: 
ogen hat umd entziehen kann. 
die Selbftverwaltung in ber 


Geftalt der Vereine auf; und zwar können wir furz fagen, daß die ge: 
gentvärtige Zeit neben ven auf die bloße Unterftügung der Armen ger 
richteten Vereinen nunmehr mit allem Nachdruck, den die Bedeutung der 
Sache fordert, die Hilfsvereine zur Entwidlung bringt. Es mag da: 
bei geftattet fein, dag Weſen und den darafteriftiihen Unterſchied der 
legteren von den erfteren hervorzuheben. Alles, was gegeben wird, um die 
Noth zu lindern, gehört dem Armenweſen, alles was gegeben wird, 
damit der Nichtbefigende durch eigene Thätigfeit fich felber helfe, gehört 
dem Hilfsweſen. Das Hilfsweien fegt daher ein viel tieferes Verftänd- 
niß der perfönlichen Entwiclung voraus; es will neben dem Geben 
ein Thun: und die höhere fociale Richtung des Vereinsweſens unferer 
Zeit befteht eben darin, daf ſich daſſelbe mehr und mehr zu einem Sy: 
fteme von Hilfsvereinen erhebt, die ſich allmählig durch alle Verhält: 
niffe hindurchziehen und ſchon fo weit gediehen find, daß fie die ein: 
zelnen Elemente der perſönlichen Entwidlung felbftändig zum Ge: 
genftande ihrer Thätigleit machen. Es gibt eine Hülfe für die Perfon 
felbft, e8 gibt eine Hilfe für die geiftige Bildung, es gibt eine Hilfe 
für die gewerbliche Arbeit, es gibt eine Hilfe für das gewerbliche Ca— 
pital und für den Credit. Das Hilfsvereinsweſen hat alle dieſe Gebiete 
bereits zum großen Theile felbftändig erfaßt; das Hilfswelen ift ſchon 
jegt ein ſyſtematiſch geordneter Gegenftand für das Vereinsweſen ge: 
worden, und nimmt eine Achtung gebietende Stellung neben den eigent= 
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lichen Erwerbsgeſellſchaften ein. Aber weil es den Erwerb nicht für 
ſeine Theilnehmer, wie die letztern, ſondern für ſeine Objekte fordert, 
jo werden die Hilfsvereine in der Lehre von den Erwerbsgeſellſchaften 
nicht mit berüdfichtigt und das ift einer der Gründe, weßhalb uns noch 
die Lehre vom Vereinsweſen fehlt; denn Hilfvereine und Erwerbsge⸗ 
jelichaften fordern, wenn fie gemeinjchaftlic behandelt werden follen, 
allerdings einen höheren und allgemeineren Geſichtspunkt, der nicht in 
dem Begriff der Geſellſchaften, ſondern in dem der Vereine liegen wird. 

Faflen wir nun das bisher über den Character des Vereinswe⸗ 
ſens der Gegenwart Gejagte kurz zufammen, jo können wir fagen, daß 
e3 fi im Allgemeinen zu einem großen und mächtigen Syfteme ber 
Selbftverwaltung öffentlicher Intereſſen entfaltet, während es früher 
nur einzelne Gebiete defjelben umfaßte; daß es naturgemäß dem Cha- 
racter der. geſellſchaftlichen Ordnung unferer Gegenwart fi anjchließt, 
und mit feiner Hauptrichtung den wirtbichaftlichen Intereſſen fich zu- 
wendet; und daß es endlich in diefer Hauptrichtung zugleich die fociale 
Trage der Hebung der niederen Glafien eben fo energiſch als ſyſtema⸗ 
tisch aufzunehmen beginnt. Es ift daher feine Frage, daB das Verein: 
wejen unferer Zeit viel höher fteht, als es je geftanden, und daß es 
daher ſchon vom Standpunkte der allgemeinen ftaatlihen Entwidlung 
der höchſten Beachtung merth ift. 

Sn dem weiten Gebiete nun, welches fi uns von diefem Stand» 
punkte eröffnet, haben wir ung für das Folgende eine beftimmte Auf: 
gabe gejegt. Wir wollen Weſen und Wirkſamkeit der Vereine im flaat: 
lien Leben einer andern Unterfuhung überlaflen; unſer Zweck ift es, 
zunächſt den Begriff des Vereinsrecht und feine Darftellung zu 
beftimmen. Und inder That wird gerade dies Verſtändniß das des Vereins: 
weſens wenigſtens von Einer Seite in entjcheidender Weife fördern. 


OL Weſen und Begriff des Vereinsrechts. 


Wenn wir im Folgenden in einer mehr ftreng dialektiſchen Weile 
vorgeben, um jenes Gebiet zu beitimmen, um deſſen fpeziellen Inhalt 
e3 fi im Folgenden handelt, jo müflen mir ala Entſchuldigung und 
Erflärung uns darauf berufen, daß während einzelne Theile des Ber: 
einsrecht3 bereit höchſt gründliche Erörterungen gefunden haben, das 
Ganze noch feiner wifjenfchaftlih:theoretifchen, Begriff und Inhalt ge: 
mein beftimmenden Arbeit unterzogen ift. Und dennoch wird gerade bier 
bie Klarheit über das Ganze die rechte Grundlage für das Einzelne 
werden. 
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berhaupt entiteht, wo ſich einzelne felbftändige Per- 
äußern Leben berühren. Es gibt fein Recht für die 
fer auch fein Recht, jo lange es ſich nur um eine für 
andelnde Berfönlichkeit handelt; erſt da, wo eine ziveite 
t ihrer Thätigkeit wird, entfteht das Necht ala die Ger 
dfäge und Folgerungen, melde die Selbftändigkeit der 
keit gegenüber der Thätigfeit der andern erhalten. 
wir die beiden allgemeinften Gruppen alles Nechtes 
Natur der Perfönlichkeiten fcheiden, die fih eben im 
rühren. In der That gibt es zwei weſentlich verſchie⸗ 
Berfönlichkeiten. Die erſte ift die allgemeine Per— 
Ifönlie Einheit vieler, die in ihrer Hauptform den 
weite ift die einzelne Perfönlichkeit. Die Gefammt: 
hältniffe, die allgemeinen Perfönlichteiten bilden das 
t; die Gefammtheit der Rechtsverhältniſſe der Ein= 
ver bilden das bürgerlide Recht. 
fig num die Definition beider großen Gruppen des 


dennoch in beiden ein weſentlich verfchiedenes Prin: 
aus diefem Prinzipe geht denn auch der wejentlich 
t der beiden Rechtsgruppen hervor. 

Prinzip alles bürgerlihen Rechts ift die Erhaltung 
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und notbivendig ein theilmeifes aber beftändiges Aufgeben der individuellen 
Selbfländigfeit an eben diefe Gemeinſchaft ift, fo wird der Inhalt des df- 
fentlichen Rechts gebildet durch die Beitimmung über diejenige Form und 
dasjenige Maaß, in welhem das Prinzip des bürgerlichen Rechts, die 
an fich unendliche perfönliche Selbitändigkeit, an die Gemeinſchaft aufges 
geben werben muß. 

Jedes perſönliche Leben unterliegt demnach beiden Verhält— 
niſſen zugleich; für jedes perſönliche Leben gilt daher der Satz, daß es 
ein öffentliches und ein bürgerliches Recht in dem obigen Sinne und 
mit den obigen Principien babe, Daſſelbe gilt daher aud von den 
Bereinen. Das Bereinsreht, als die Gefammtheit aller auf das 
Bereinsweien bezüglihen rechtlichen Beftimmungen zerfällt daher ſogleich 
in die obigen zwei Gebiete. Man muß ganz mweientlich unterjcheiden 
zwiihen dem öffentlichen und dem bürgerlihen Bereingredt. 

Wir beben diefe Unterfcheivung gleich anfangs mit allem Nach: 
drucke hervor, weil faft ausnahmslos dieſelben gar nicht berüdfichtigt, 
und dadurd die Lehre vom Vereinsrecht felber zum Theile fehr un- 
Har, zum Theil fehr unficher wird. Wir müſſen unferfeits behaupten, 
daß ohne die Aufftellung beider Gebiete das Vereinsrecht weder in fei- 
nen Theilen nod) in feinem Ganzen jemals zur vollen Klarheit gebracht 
werden Tann. Und wir wollen daher verfuhen, auf diefe Grundlage 
das Syſtem des Vereinsrechts wenigftend in feinem Umriffen zu 
gründen 


Allerdings nämlich find die beiden Grundbegriffe, auf denen der 
Unterichied des Öffentlihen und des bürgerlihen Rechtes beruht, der 
Begriff der allgemeinen und der der individuellen Perfönlichkeit, an ſich 
ſehr einfach. Allein es gibt gar Fein Gebiet in der wirklihen Welt, in 
dem keine Webergänge ftatt finden. So iſt e8 auch im Gebiete des Be- 
griffes der Perfönlichkeit. Zwiſchen dem einzelnen Menichen und der 
höchſten Yorm der PVerfönlichkeit, dem Staate, Tiegen Zwifchenftufen, 
in welden beide Elemente zugleich vorhanden find. In diefen Ueber: 
gangsgeftaltungen, in denen übrigens eigentlich der Reichthum des wirf: 
lien Lebens gegenüber dem Begriffe mit feiner ftarren Definition fi 
entwickelt — finden daher Berjchmelzungen des öffentlichen und des 
bürgerliden Rechts ftatt, über die man nicht ftilliehiweigend in der 
Theorie hinweggehen kann, wenn diejelbe nicht mit der wirklichen Rechts: 
welt in Widerfpruch geratben fol, die ihrerfeit3 jene Verichmelzungen 
fehr beftimmt auffaßt und behandelt. 

Zu diefen Verſchmelzungen beider großen Formen der Perfönlic: 
feit gehören nun 3. B. Gemeinden, Körperihatten, Komlien un aı- 
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deres; vor allen Dingen die Vereine, Und es wird darauf ankommen, 
zunächſt in diefer Beziehung das Weſen berfelben zu beitimmen, um 
die Grundlagen für die Verhältniſſe des öffentlichen und bilrgerlichen 
Vereinsrecht aufitellen zu können, 

Jeder Verein, möge er Namen, Zmed und Umfang haben, welchen 
er will, befteht aus zwei weſentlich verſchiedenen Elementen. 

Jeder Verein entjtet Ark ug der Vereinigung des freien, 


felbfibeftimmten Willens e en gemeinſchaftlichen, und zwar 
objectiv beftimmten Ziver- n. enthält daher vom Stand: 
punkte der Einzelperjönl 8 individuellen Lebens zwei 
Hauptverhältnifie. Zueri altniß der. einzelnen Mitglieder 
zu einander; — dann tniß der einzelnen: Mitglieder 
zu Dritten, injofern d den durch die Vereinigung bes 
ftimmt und vermittelt t ppen des Verhältniſſes haben 
jedoch unter allen Umit, n; fie müflen beive als aus 
dem freien Willen der ei t bervorgehend, angejehen wer- 


den. Der einfeitige Br wm um e des Theilnehmers ift mithin 
bier die erfte und entfcheidende Quelle für die Beitimmung desjenigen, 
was vermöge des Vereins für den einzelnen gilt oder gelten fol. 
Bon dem Standpunkte der Einzelnperfönlichkeit gibt es gar fein ande: 
res Recht des Vereins, als das, was aus diefem Willen feiner Glieder 
folgt. Der Verein und feine Glieder find unbeſchränkt freie Herren über 
alle Vereinsverhältniſſe; fie find es gerade fo gut und gerade fo weit, 
als fie es über Aufftellung, Inhalt und Dauer einer jeden anderen freien 
Dispofition über eigenes Eigenthum, über jeden Vertrag find. Bom 
Standpunkte der Einzelperfönlichkeit ift daher jeder Verein nichts als 
die Vollziehung eines, an ſich ganz unbegrenzten Vertrages. Oder, vom 
Standpunkt der einzelnen Perfönlichkeit gibt e3 für den Verein nur 
ein bürgerliches Recht, das bürgerliche Recht de3 Vereinsvertrages. 
€3 ift befannt, daß dem nicht jo ift. Worauf beruht das? 

Ohne noch einmal auf den Begriff des Vereins uns einzulafien, 
tnüpfen wir nunmehr furz an dasjenige an, was oben über den Cha- 
racter des Vereinsweſens unferer Zeit gejagt ift. Die Vereine find, 
und zwar ihrer Natur nad, mehr als Xerträge fubjectiver Willkühr. 
Sie find zu einem Organe für die großen Zwede der menſchlichen Ge- 
meinfchaft geworden, und zwar haben wir fie al3 ein Syftem von Or: 
ganen der Selbitverwaltung bezeichnet. Sie gehören daher ihrer eigenen 
Natur nach der allgemeinen Perjönlickeit an, ganz gleichgültig dage- 
gen, ob die Einzelnen es wollen oder nicht. Ein Verein ift an und für 
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fich ein mehr oder weniger entferutes Glied des Organismus der Staats: 
perfönlichkeit. Und es folgt daber, daß die Rechtsverhältniſſe des Ber: 
eins Theile des öffentlihen Rechts fein müſſen. Daß fie «8 fac: 
tiſch find, it ohnehin nicht bezweifelt. 

Alles Vereinsrecht enthält daher nothwendig und immer beide 
Elemente zugleih. Denn das bürgerliche Vereinsrecht findet troß bes 
Öffentlichen Vereinsrechts feine ewig neue Quelle in der felbitthätigen 
Handlung der Einzelnen als Mitglieder des Vereines, und in den 
Rechtsverhältniſſen, welche aus der Handlung der Gemeinſchaft für den 
Einzelnen entfpringen. Und in der That wird diefer Sag au kaum 
von irgend jemanden bezweifelt werden. Allein wir können durchaus 
nicht bei ihm ſtehen bleiben. 

Denn wir haben ſchon oben darauf hingewieſen, daß nicht bloß 
das Öffentlihe und bürgerliche Recht nicht nur im Gebiete und im Na- 
men, fondern daß fie eben im Principe von einander wejentlich ver- 
fhieden find. Während das bürgerlihe Recht die Geltung de3 eigenen 
Willens für den Einzelnen entwidelt, ſetzt das öffentliche Necht die 
Geltung des allgemeinen, aljo eines für den Einzelnen objectiv gülti⸗ 
gen Willens. Wenn daher im Vereinsweſen Öffentliches und bürgerli: 
ches Recht fich begegnen, fo begegnen ſich vielmehr ihre Brincipien — 
ber Gegenſatz des freien Einzelwillend und des berrichenden Gemein: 
willens. Und zwar nicht etiva bloß im allgemeinen Sinne der Theorie, 
Sondern in höchſt eminenter, praftiicher Weife. Denn während nach dem 
Prinzipe des bürgerlihen Rechts Zweck und Form des Vereins, feine 
Theilnahme und feine Führung ebenfo frei fein müſſen, als 3.8. Zweck, 
Form und Führung eines Mandats, ift nach dem Prinzipe des öffent: 
lihen Rechts dies alles entweder nur theilweiſe oder gar nicht dem 
freien Willen der Theilnehmer überlafjen, fo wenig wie z. B. die Amtsfüh⸗ 
rung. Es ift daher Mar, daß im Begriffe des Vereinsrechtes ſich ein 
tiefgehender, innerer Gegenſatz befindet, ohne deſſen Erklärung man das⸗ 
felbe nie ganz verflehen wird. 

Dffenbar num ift es auf den erſten Blid, daß jener Gegenfak 
zwiſchen beiden Prinzipien im Vereinsrechte allerdings lebendig ift, daß 
derfelbe aber nicht darauf hinausgeht, das eine Prinzip vermöge des 
ambern zn bejeitigen oder es jelbft, und das aus demielben bervorge: 
bende öffentliche und bürgerliche Recht der Vereine, dem entgegengeieß: 
ten unbedingt und unbegrängt zu unterwerfen. Oder, wenn wir den 
Sag ohne philoſophiſche Form ganz pofitiv außdrüden, es handelt ſich 
offenbar im Bereinsrechte zwar nicht darum, das bürgerliche Recht allein 
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iüg die. Bereine und Ihre Thäliglt zur Gultigleit zu bringen, aber 
auch wicht dabum, fie blos zu Fufkituiien bes Staates zu modhen. Son: 
dern ins warum es ſich haudelt aud mas Khatiäcikih erifirt, de eben 
em, gerade dem Wereine eigenthinnlie Berimelzung beider gro- 
ben Nocbtöpelueiplen und Medhtägebirte, Und im ber That gibt es kein 
Gebiel des geſammten Hedhtälchene, im meiden «ine fo eigenthämliche 
Dumbbringung beider nozkaniinr 


Das ift num wahr. Beriähmelzung behalten denn 
bo, wieber beide Primzügm und mad Dicier ihrer Natur 
Ibliehen. fi eben gegen kann id zine Beriämelzung 
vom innerlich Beridrievenn m haniid) berworbringen, aber 
fie wird dann immer eumoie wm, bie En doch zu⸗ 
let bes anbern Ser m t Zeim Bmeiidl, bah wenn 
biefe Veridimelzung eine U ide Gründe bedingte wäre, 
bie @eflalt dieſer Berichmeigt ganz zufällige uad ungleich· 
arlige in ben verſchiedenen J Es genügt deber zur 


I Be: 
zeichnung jenes eigentbümlichen zur ı= des Bercinsrrechts miät, bob 
von einer ſolchen Verſchmelzung oder Verbindung zu reden, um fo we: 
uiger, als in der Virllichteit gerade eine groðe Gleichartigleit und jo: 


daß Die gegebene Begrenzung des öffentlichen Vereinsrechts durch das 
bürgerliche und umgelehrt weder eimjeitig durch das Prinjin des erken, 
noch auch des zweiten gejeßt wird. Beide find im Gegentheile nur die 
Ausflufſe eines andern Prinzips, das fie nicht blos im Bereinsweien, 
fonbern auf allen Punkten des menſchlichen Lebens beherriht; und erft 
aus biefem ergibt fid) das Prinzip des Vereinsrechts jelber. 


das Prinzip des öffentlichen Rechts, die Aufpebung dieier indivibnellen 
Gelbfibeftiinmmung durch den Willen der höheren Formen der Berjön: 
iſt der pofitive Ausbrud jener Idee. Das Berhältuih beider 

2 zu einander befteht mithin barin, daf jedes von beiben nur 
abfoluten — d. h. durch individuelles Wollen nicht zu än- 
&ingungen ber Verwitklichung der höchften menfchlichen Idee 
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if. Damit ift die natürliche Grenze des Gebietes beider gegeben. Die 
freie Selbftbeftimmung, und damit das bürgerliche Recht und feine Herr: 
Schaft auch im Vereinsweſen, hört und zwar nad dem Begriffe der 
Berfönlichkeit und ihrer unendlihen Beltimnung felbft, da auf, wo 
die Unterwerfung unter dem Willen der höheren Ber: 
ſönlichkeit ala abfolute (micht mehr durch den Einzelnen zu än-: 
dernde) Bedingung für die Entwidlung des Einzelnen 
felber erſcheint. Und dieſe ift ed, die eben durch das öffentliche 
Recht zum Ausdrud gebraht wird. Und da nun der Staat als die 
höchſte Form der Perſönlichkeit dafteht, die Bedingungen feines mate: 
riellen Lebens aber in feiner Verwaltung gewonnen werden, jo kann 
man jetzt das allgemeine Prinzip für die naturgemäße Grenze aller 
Formen der Selbftverwaltung und im befonderen auch für die des 
Vereinsweſens leicht beitimmen. Die freie Selbitbeitimmung des Ein: 
zelnen in feiner Theilnahme an der Verwaltung oder die Selbitverwal: 
tung, muß da aufhören und den Willen des Staates Gültigfeit geben, 
wo die Unterwerfung unter den Staatäwillen als die Bedingung für 
die Entwidlung der einzelnen Perjönlichleiten auftritt. Die Ausführung 
biefes an fich fehr einfachen Grundgedankens ift eben nicht? anderes, 
als die Lehre vom VBermwaltungsrechte, die gerade durch diefes 
Prinzip erſt ſich vom Verfaſſungsrechte fcheidet, da8 im Gegenſatze zum 
erfteren auf dem Prinzipe beruht, daß die Theilnahme an der Bildung 
des Staatswillens da und in der Weile beginnen fol, wo dieſelbe 
als Bedingung des, feinem Zivede entipredhenden, Staatswillens, ericheint. 
Und wenn wir nun demgemäß das höhere Prinzip des Vereinsrechts 
fpeziel beftimmen, fo würden mwir jagen müſſen: der Inhalt des Ver: 
eins rechts entiteht, indem das öffentliche Vereinsrecht auf allen Bunt: 
ten an die Stelle des bürgerlihen,, vollkommen freien Vereinsrechtes 
tritt, wo die Beſchränkung oder Aufhebung des legtern 
als eine Bedingung einer tühtigen Verwaltung auftritt. 

Das ſcheint mir Har und einfach. Allein damit tritt dann nun 
die Frage auf, welche den inhalt des Folgenden, die Grundlage des 
eigentlichen Bereinsrechtes bedingt. Wenn das obige Prinzip nun auch 
richtig ift, in welcher Weiſe fol denn die Hauptiache gefunden werden, 
wenn und wie nämlich diefe Beſchränkung der bürgerlichen Freiheit 
der Bereine denn nun wirklid eine Bedingung zur guten Ber 
waltung wird? denn ohne die Antwort auf diefe Frage bleibt jenes 
Prinzip ein Boftulat und wenn die Verwaltung jelbit einjeitig Darüber 
entſcheidet, wird es jelbft zur Einfeitigleit, wenn nicht zu Ichlimmeren. 

aAr 
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Und es leuchtet ein, daß dies nicht mit zwei Worten erledigt werden 


kann. 


Um nun dieje Frage zu beantworten, müflen wir einen Geſichts 
punkt felbititändig hervorheben, ben wir bereits oben angebeutet haben, 
und der uns den: wirklichen Leben vieder zuführt. 


IV. Das Syſtem ber Wereine und des Bereinsrechts. 


Wenn es auch ganz 
Ganzen als eine felbitändia 
läßt fi doc in der Wi 
jedem einzelnen Vereine fe 
ter Ziwed gegeben wäre. or= 
Elemente, die wir ſcheiden 


das Vereinswefen an ſich im 


tganifafion und fein beftimm: 
veinstoejen enthält daher zwei 
er Theorie, weil die Geſetzge 





bung und das Vereinsredt 
find, und aus denen das 
hervorgeht. 

Zuerft haben alle Vereine, abgefehen von ihrem rein wiſſenſchaft⸗ 
lichen Begriffe etwas Gemeinfames für ihr Verhältniß zu der Staats 
gewalt, und dies Gemeinfame befteht eben in der, durch ihre Natur als 
Berein gegebene Beziehung zu den Forderungen und Grundfägen der 
Berwaltung überhaupt. Dann aber ift jeder einzelne Verein ein felbfl- 
ſtändiger Körper, mit felbftändigem Zweck, felbitändiger Einrichtung 
und felbftändigen Mitten. So willkührlich und zufällig die Iegteren 
und mit ihrer Art, Zorn, Zwed und Namen der einzelnen wirklichen 
Bereine nun auch erſcheinen mögen, jo zeigt fi) doch bald, daß auch 
fie fi wieder gruppiren. Denn die Zwecke der Bereine liegen, wie das 
Vereinsweſen zeigt, im Gebiete der Verwaltung. Die Verwaltung aber 
bat es troß ihres mächtigen Umfanges dennoch nicht mit einem unor= 
ganishen Stoffe zu thun, fo wenig wie fie eben darım nur unorga— 
nifche Thätigkeit ift und fein kann. Sie enthält vielmehr in aller Ber- 
ſchiedenheit des Einzelnen die Grundlagen der Einheit in den feiten 
Kategorien, welche die Gebiete des Gefammtlebens und damit aud) der 
Verwaltung bezeichnen. Diefe nun ordnen ſich theils unter einander, theild 
neben einander, und bilden fo ein feftes Syſtem, weldjes wir ald das 
Syſtem der Verwaltung an einem andern Orte genauer beftimmt ha— 
ben. Die innige Verbindung des Vereinsweſens ald der Organifation 
der freieften Selbftverwaltung mit der ſtaatlichen Verwaltung läßt da⸗ 
ber auch dies Vereinsweſens nicht ohne eine ſolche in der Natur der 

iete de3 Vereins liegende innere Ordnung. Die Vereine gruppiren 


raris zu ſcheiden gezwungen 
einsweſens und Vereinsrechts 
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ji, und zwar ohne fpezielles Zuthun der einzelnen, um ſolche gemein: 
fame Zwecke; die Sleichartigkeit diefer Zwecke übt wieder einen beſtimm⸗ 
ten Einfluß auf die Vereine felbft; der Zufammenhang der Zwecke bringt 
wieder die Vereine zufammen; und fo entiteht ein Syftem des Ver 
einsweſens, das fich feinem Umfange nach über das ganze Gebiet der 
Bermaltung ausdehnt, feinem Inhalte nach aber in beitimmte theils 
coordinirte, theils fubordinirte Gruppen theilt, deren Geſammtheit, 
Wirkung und Wechſelwirkung wir eben da3 Vereinsleben nennen. In⸗ 
nerhalb diefer einzelnen Gruppen erjcheint nun aber wieder daſſelbe, 
was wir oben über die Vereine im Allgemeinen gefagt haben. Für jede 
Vereinsgruppe, d. h. für jede Geſammtheit von Vereinen, die mit einem 
gleichartigem Mittel einen gleichartigen Zweck zu erreichen trachten, 
ſcheiden fi$ wieder beide Elemente. Zuerit ſteht jeder einzelne Verein 
für fih da als ein felbftändiger Körper, ruhend auf feinem eigenen 
Srundgefege und feinen eigenen ordnungsmäßigen Beichlüffen. Dann 
aber bat jede Gruppe zugleich etwas Gemeinſames, das nicht blos im 
Weſen des Vereins an ſich, fondern vielmehr in dem Weſen bes be- 
ftimmten Vereinszweckes liegt und daher auch nur für die beitimmte 
Gruppe gültig ift. Oder, wenn man fih praktiſch ausdrüden will, es 
gibt zwei Arten von Allgemeinem im Vereinsweſen; dad Wefen der 
Bereine an fi, und das allgemeine Weſen der gleichartigen Vereine. 

Wir haben dies hervorheben müſſen, weil hierauf gerade dasjenige be» 
ruht, worauf es una ankommt, — das Syftem des Vereinsrechts. Und mir 
dürfen um fo mehr Gewicht darauf legen, als dies Syſtem des Ver: 
einsredhtd dann am Ende doch dazu beftimmt ift, die Grundlage für 
die Gejeßgebung über das Vereinsweſen einerfeit3 und diejenige für die 
Vereinsrechtstheorie anderfeit3 zu werden. Denn es fcheint wohl Schon 
aus dem Obigen Mar, daß es gegenüber einem folchen innerlich orga: 
nifirten Ganzen meder genügen kann, ein einzige allgemein gültiges 
Prinzip für die Vereinsgefeggebung aufzuftellen, wie es wenigſtens zum 
Theile bis jet geſchehen iſt, noch au von Seiten der Theorie den 
wiffenfchaftlihen Darftellungen allgemeine Worte und Begriffe zum 
Grunde zu legen, wie „Vereinsweſen“, „Ermwerbögefellichaften”, „Ge⸗ 
ſellſchaftsweſen“ u. a. m. Ohne eine Mare und ftrenge Scheidung wird 
man auf diefem Gebiete Tein eingreifendes Refultat erzeugen können. 

Führen nun die obigen Begriffe auf die Begriffe und Aufgaben 
der Nechtswelt zurüd, fo werden fi) folgende allgemeine Categorien 
bes Vereinsrechts ergeben. 

Es gibt zuerft ein ganz allgemeines Vereinsrecht; umd 
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dies allgemeine Vereinsrecht enthält die Geſammtheit derjenigen Rechts- 
füge, welde auf der jebemn Mereine gemeinfamen Natur des Vereins 
ſelbſt beruhen. 3 

Es gibt zweitens ein allgemeines Necht ber Vereinsarten; 
dies Recht der Vereinsarten entfteht aus ber Gefammtheit derjenigen 
Redtsfäge, welche aus der Natur des öffentlichen, allen einzelnen der 
beſtimuten Vereinsart quschärisonMossine gemeinfamen Zweckes ent 


ſpringen und daber auch ı unte Art von Vereinen gelten. 

& gibt endlich ein zelnen Vereines, das feiner: 
ſeits aus dem Vertrage, bildet, und den Thätigkeiten 
des Vereines felbit hervo 

Wir glauben daß di 5 Spftems feiner weiteren Er— 
Märung bedarf, um jo ! igſtens die Gefeggebung es in 
vielen Fällen praktiich chen bat. Allein es wird nothwen⸗ 
dig die obige Eintheilungn maufgeftellten Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen dem öffentlichen undi insrechte in Harmonie zu jegen. 


In der That nenilich wie Voſung diefer Aufgabe nicht weniger 
als die Beantwortung der oben geftellten Frage, wenn und wie die Be: 
ſchrankung ber Vereinsfreiheit als eine Bedingung einer tüchtigen Ver— 
waltung angefehen, und daher als nothwendig erfannt werden muß. 
Denn das öffentliche Necht ift der Ausdrud des letzteren, das bürger: 
liche Recht der Ausdrud des erſten diefer beiden Elemente. 

Für diefe Beantwortung ergibt nun der obige Untriß des Syſtems 
des Vereinsweſens die erfte und wichtige Confequenz, daß fie gar nicht 
mit einem einfachen Eape zu erledigen ift, fo einfach auch das Prinzip 
an fi) fein mag, aus welchem die betreffenden Säge hervorgehen. Es 
wird im Gegentheil das Verhältniß beider Elemente ein anderes für 
das allgemeine Vereinsrecht, ein anderes für das Vereinsrecht der einzelnen 
Vereine und ein anderes für die einzelnen Vereine und ihre Ver— 
bältniffe fein. Dder, die Begränzung des bürgerlichen abſolut freien 
durch das öffentliche Vereinsrecht wird eine andere Geftalt bei je: 
der diefer Abtheilungen haben. Und die Darftelung des Vereinsrechts 
überhaupt wird eben daher vor allen Dingen ſich zu hüten haben, daß 
fie nicht mit der Entwidlung eines befondern Theiles das Ganze ver- 
ſchmilzt, was zur Unklarheit, oder dag Ganze erledigt, was zur Unfer: 
tigfeit führen muß. 

Eben defhalb folgt auf Grundlage des obigen Syſlems ein zwei⸗ 
ter für das Vereinsweſen und namentlich für die Theorie des Vereins: 

icht weniger wichtiger Sag. Da das Nechtsverhältniß felbft ein 
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verfchiedenes ift, fo wird und fol au die Rechts quelle für die drei 
Gruppen eine andere fein. Und die Natur diefer Rechtsquellen ergibt 
fih einfach aus dem Obigen. 

Die Quelle alles öffentlichen Rechts für das Vereinsweſen iſt na⸗ 
turgemäß zunähft das Vereinsgeſetz; denn diejes Recht ift der Will⸗ 
kühr der Theilnehmer entgegen. Das Vereinsgeſetz felbit erjcheint aber 
eben deßhalb in drei Formen. Die erfte Form ift das allgemeine Ver: 
einsgeſetz; es kann dafjelbe nur Ein Gejeg fein. Die zweite Form wird 
durch die allgemeinen Gejege für die einzelnen Arten der Vereine ge 
bildet (3. B. Eiſenbahn Conceſſions-Geſetz, Sparcaſſengeſetz ꝛc.). Es 
wird aus dieſer Kategorie von Geſetzen ſo viele geben, als ſich ſelb⸗ 
ſtändige Vereinsarten entwickelt und eine feſte Regel nothwendig ge: 
macht haben. Die dritte Form iſt dagegen die Geſammtheit der einzel⸗ 
nen Geſetze für die einzelnen Vereine, fo weit fie als nöthig er: 
Scheinen. Wir nennen fie kurz die Statuten oder Sagungen. Die Ber: 
einsgejetgebung bildet daher ein Syſtem, das in den verſchiedenen 
Ländern fehr verfhieden ausgebildet ift. Und es ift wohl gewiß, daß 
ohne die politive Kenntniß dieſes Syſtems ein entjcheidendes Urtheil 
über das öffentlihe Vereinsrecht und im Grunde auch über dag bür: 
gerliche, ſchwer möglich wird. Eine ſolche Zufammenftellung bat aber 
bisher das ganze Vereinsrecht noch nirgends gefunden ; nur einzelne 
Theile find, wenn auch nicht bearbeitet, fo doch zufammengeftellt ; wir 
erinnernnuran v. Redens Eifenbahnmweien, an Hokers Sammlung 
der Banlitatuten, an die Bearbeitungen des Rechts der engliihen Ac: 
tiengefellichaften, an Maſius gründliche Arbeiten über das Verfiherung!: 
recht und andere. Nur ift dabei ftet3 der Unterſchied zwifchen dem öf: 
fentlihen und dem privaten Vereinsrechte eigentlich nirgends feitgehal- 
ten; und doch läßt ſich ohne diefen im Grunde wenig entjcheiden. 

Die Duelle alles bürgerlichen Vereingrecht3 ift dagegen die Quelle 
des bürgerlichen Rechts überhaupt, das reine Vertragsrecht, das feine 
Hauptbearbeitung im Gemeinen Rechte findet. Die Gränze der Gültig: 
keit diefer Rechtsquelle ift objectiv eine einfache. Sie hört da auf, mo 
das Öffentliche Recht die an filh ungebundene Freiheit des Vertrages 
im Allgemeinen oder im Einzelnen durch feine Beitimmungen begrängt, 
und feinen Willen an die Stelle des Willens der Contrahenten feßt. 
An fi ift daher jene Grenze gar nicht zu beftimmen; das gemeine 
Recht gilt für alle Arten und Formen des Vereinsweſens: es ift eine 
allgemeine Rechtsquelle für das Vereinsrecht. Und demnach iſt es 
gänzlich falſch, daffelbe mit feinen Grundbegriffen und Grundſätzen 
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dem Bereinsrechte zum Grunde zu legen, und won ihm aus — ober 
von Weſen des bürgerlihen Rechts aus überhaupt, das Vereinsrecht 
darftellen ober auch nur verftehen zu wollen, fo gewiß es anbererjeits: 
iſt, daß man ohne dies bürgerliche Recht das Vereinsrecht nie ganz 
erflären oder verftehen wird. 

Dies num find die beiden großen Quellen: der beiden Seiten des 
Vereinsrechts. Allein wir müflen. namentlich bei dem gegempärtigen 


noch fehr unfertigen Zuft ar tden Vereinsrechtes, noch 
einen Schritt weiter gehen des Vereinsweſens ift bie 
Vereinsjurisprudenz noch) ı Anfängen; und gerabe in. 
diefen Anfängen hätte mar Hivas ftrenger an die her⸗ 
gebrachte Methode zu hau n auf die Bereinscafuiftil 
eingeht, erſt nach denjenige 18 Bereinsrecht zu fragen, 
welche da beginnen, wo das... ufhört. Und diefe Quellen, 
die Grundfäge für die Interp) ereinsrechts — müſſen ges 
rade hier um jo beitimmter herum den, als es ſich eben nicht 


bloß wm das Beftehende, ſondern wıeımeyr um den Gegenjag zwi— 
ſchen den obigen beiden großen Elementen de3 Vereinsrechts handelt. 
Denn jede Interpretation des Vereinsrechts im Sinne des bürgerlichen 
Rechts trifft hier in jedem Punkte auf die Forderungen des öffentlichen 
Rechts, umd derjelbe Gompromiß, der in den Verhältniffen beider Prin- 
zipien liegt, wiederholt ſich nothwendig bei jeder Frage über das be= 
ftehende Recht und feine einzelne Anwendung. Und wir können daher 
um nit bereits Gefagtes noch einmal zu wiederholen, den Standpunkt 
für die wahre Interpretation des Vereinsrecht? und noch mehr für feine 
weitere Entwicklung jegt in einer Form ausſprechen, die in einem ju= 
riftifchen Gebiete nur noch zur Hälfte fremdartig klingen dürfte. Es 
gibt gar Feine rein bürgerliche Interpretation des Vereinsrechts und 
nod weniger eine rein bürgerliche Erweiterung deſſelben. Jede Inter: 
pretation und Erweiterung ift ftet3 ein Act, in welchem die Verwal: 
tung und die eigentliche Jurisprubenz zuſammenwirken müfjen und bei 
welcher, wo nicht das geltende Recht die Gültigkeit eines fraglichen 
Rechts unbezweifelt ausſpricht, das bürgerliche Recht dem Bedürfniße 
des Öffentlichen Rechts unbedingt unterliegen muß. Oder, bei der Er: 
lärung oder Entwidlung des Vereinsrechts wird das Prinzip der Be: 
ftimmung diefes Rechts durch das Element des freien Vertrages fih 
ftet3 dem Prinzipe der Beftimmung des Rechts durch das Element des 
böheren öffentlichen Intereſſes unterorbnen. Wenn daher die Jurispru- 
benz für das Vereinsweſen entftcht, muß man die Wechfelwirkung beider 
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Elemente. beftändig ‘vor Augen baben; und wenn das Vereins- 
recht einerfeit3 dadurch ſchwieriger wird, jo wird es anderfeit3 dadurch 
lebendiger als vielleicht irgend ein anderer Theil der Rechtswiſſenſchaft 
ed werden kann. Das Vereinsrecht iſt beftimmt, dereinſt die Höhe der 
Rechtslehre einzunehmen; es ift eine Rechtswelt für fi, großartig an 
Smbalt wie an Umfang und es ift ſchwer auch nur für den Anfang 
zu genügen, wenn die Zukunft jo mächtige und großartige Aufgaben 
näber und näher rüdt. 

Es ſcheint uns nun Klar zu fein, daß biemit der Standpunft ge: 
geben ift, der den Charakter der einzelnen über da3 Vereinsrecht bis⸗ 
ber gejchriebenen Werke leicht beſtimmbar madt. Einige find Sammel: 
werte, ohne ſyſtematiſche Unterjcheidung der obigen Momente und ib: 
res Verhältniſſes; andere verarbeiten beide Necht3prinzipien und alle 
drei Formen des Rechts in ein Ganzes, ohne die Grenze oder das We: 
jen des obigen Gegenfates feitzuftellen; andere, und zu diefen rechnen 
wir Auerbachs fehr gründliches und tüchtiges Werk, vergeflen, daß 
ihr beitimmtes Gebiet des Vereinsrechts doch eben nur ein Theil deſſel⸗ 
ben ift, und daß daher, wenn man wie Auerbad 5.8. über das Ges 
ſellſchaftsweſen jchreibt, zuerit das allgemeine Recht der Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften aufitellen muß, um von diefem zu dem allgemeinen Rechte der 
Arten der Erwerbsgeſellſchaften, der Handelsgeſellſchaften, der Actien: 
unternehmungen, der Banken, der Spar: und Hiliscaffen u. f. w. über: 
zugeben. Durch den Mangel der Trennung jener Elemente nämlich ge: 
ſchieht es, daß unfer Verf. das Recht der Handelögefellichaften als das 
allgemeine Recht der Erwerbsgeſellſchaften auffaßt, ohne wieder in dem⸗ 
felben das Element des öffentlichen und des bürgerlichen Rechts zu un: 
terfcheiden, ftatt diefe Handelsgeſellſchaften nur als Arten des allge 
meinen Begriffes der Erwerbsgeſellſchaften binzuftellen, was fie in der 
That do find, und demgemäß die andern nicht weniger wichtigen 
Hauptarten, wie Banken 2c., die auch wieder ihr allgemeines Recht oft 
in ganz felbftändigen Gejeßgebungen, öfter noch in der Natur der 
Sache haben, zu ihrer rechten Würdigung kommen zu laflen. Und das 
nun führt uns auf die letzte Bemerkung, die bier ihren Plag und wie 
wir boffen kein Mißverſtändniß finden wird. 

Den eriten Verſuch, ein allgemeines Vereinsrecht zu bilden und 
gejeglih mit organifhen Grundbegriffen durchzuführen, bat bekanntlich 
Code de Commerce gemadt. Es geht dem Code deCommerce wie es 
faft allen Dingen geht, welche wir Deutſche aus Frankreich bekommen. 
Wir verdanken ihm ſehr viel; aber er hat uns auch in unferer Wiſſen⸗ 
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Schaft fehr geſchadet und ſchadet noch immer. Allerdings hat nämlich 
ber Code d. Com. zuerft das Gebiet der Erwerbögefellfchaften fhftema= 
tiſch behandelt, Das war ein jehr großer Fortſchritt in einer Zeit, wo 
das Römiſche N. das Wejen der Soe. anonyme gar nicht Fannte und bas 
deutfche Privatrecht es nicht berüdfichtigte, während es ein deufjches 
Handelsrecht noch gar nicht gab. Mit diefer Eintheilung hat der O.'d. 
Com. durchgeſchlagen. Ai Fe fein einen ſehr großen Man: 
gel oder vielmehr Fehler das Weſen der anonymen Ge: 
ſellſchaft fo fcharf, dak | rten von Vereinen, die nicht 





in das einmal formulicte 
ſchloß, und durch ihren ı 
das im Grunde enge Gel 
nerhalb defjen fie ſich ni 
ganz unwillkührlich fich ver 
ſchen Begriffe des „Verei 
prudenz fih davon Nedei 


aßten, nun auch gänzlichaus: 
(6 die ganze Vereinslehre auf 
Formeln zufammenpreßte, ins 
en. Es geſchah dadurch, daß 
lanzoſiſchen Socidts dem beut- 
ohne daß die deutſche Juris: 

Nun ift befanntli der Ges 


fihtspunft der ©. d. Com. naturgemap ein ganz privatrechtlicher; die 
Vereinslehre faßte daher, dem C. d. Com. folgend, das Vereinsweſen 
vorzugsweiſe als eine Erſcheinung de3 bürgerlichen Rechts auf, ließ die 
Unterſuchung über alles öffentliche Recht liegen, oder was faft noch 
ſchlimmer war, faßte die Verhältniffe und Erſcheinungen des öffentli: 
hen Nechts im Vereinswefen nur im ganz privatredtlihen Sinne, was 
dann zu den wunderlichſten Verſuchen und Theorien Anlaß gab, wie 
3 B. in der Frage, ob eine Geſellſchaft eine juriftifhe Perſönlichkeit 
fei oder nit — eine Frage, die man vergebens vom Standpunkte des 
bürgerlihen Necht3 zu erflären trachtete, bis andere in Verzweiflung 
darüber die Eriftenz der juridifchen Perfönlichkeit überhaupt Täugneten, 
während Weſen und Erklärung der Sache im öffentlihen Rechte fo 
nahe liegen! Daneben gingen die Gefepgebung und Verwaltung des 
Vereinsweſens unbedingt ihren Gang und die Gefammtauffafjung ver- 
ftand nicht, durch das ſichere Zufammenfaffen des Zufammengehörigen 
die rechte Klarheit in die einzelnen Gebiete zu bringen. Als nun das 
deutſche Handelögefegbuch kam, blieb dasſelbe auf dem ihm allein ents 
fprechenden Standpunkte des franzöfifchen Handelsgeſetzbuches ftehen und 
kümmerte fih um den meiteren Begriff und Inhalt der Vereine eben 
fo wenig als dag Ießtere. Das war richtig; allein jegt ift die Gefahr 
da, daß num mehr der damit fanktionirte Standpunkt des bür— 
gerlihen Rechts für die Handelsgefelligaften zu dem 
ausihließlih geltenden für die Theorie des Vereins 
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rechts werde, und daß man namentlich mit der Etledigung der Lehre 
von dem erfteren Künftig auch die ganze Lehre von dem Lehteren im 
wefentlihen erihöpft halten wird. Uns fcheint, dab das vorliegende 
Werk gerade in diefer Richtung ein fehr bedeutendes Gewicht in bie 
Wagfchale zu werfen vermag; denn mir find die erften um anzuerken⸗ 
nen, daß es ſehr viel leiftet und einen nicht geringen praftiichen und 
tbeoretifchen Werth bat. Allein dennoch möchten wir gerade diefer Niche 
tung in fo fern entgegentreten, als fie die ausschließliche werden könnte. 
Wir halten feft, daß der allgemeine Begriff des Vereins nicht bloß 
tbeoretiih über den der Gefellichaften fteht, fondern daß das Geſell⸗ 
Ichaftsreht nur ein Theil des Vereinsrechts und zwar in der einen 
Hälfte feiner Nechtsfäge nur ein Ausfluß, eine concrete Anwendung 
defielben ift; daß man daher ohne den Begriff des öffentlichen Rechts 
und obme feine Grundlage, da3 öffentliche Intereſſe, auf allen Punkten 
in feiner jelbitändigen Geltung nachzumeifen, nicht nur nicht das Ver: 
eingrecht überhaupt, fondern auch das Gefellfchaftsrecht im Belondern 
nicht beherrſchen und vollftändig erflären kann; und daß daher das Sy: 
ftem des Vereinsrechts und die Grundztige des öffentlichen Elementes 
deſſelben einigermaßen feftftehen müſſen, um mit einer Darftellung des 
Geſellſchaftsrechts genügen zu können. Und einen wenn auch nur gerin: 
gen Theil diefes Beweifes fol das Folgende zu liefern verſuchen. 

Um nun diefe unfere Auffaffung und beſonders das Verhältniß 
berfelben zu der Syſtematik der Code de Commerce flarer zu maden, 
und den Punkt deutlicher zu bezeichnen, wo und warum wir bei den: 
jelben nicht ftehen bleiben können, wollen wir die Grundlage der fran- 
zöfifchen Handelsgefeggebung fo wie ihre Anwendung auf das Vereind- 
wejen überhaupt näher bezeichnen. 

Jeder Berein — gleichviel ob man dabei an eine juriftiiche Per: 
fönlichleit denkt oder nicht, und gleichviel ob fein Zweck nun gerade 
ein Erwerb ift oder nicht — bat wie alle Formen des perfönlichen Le 
bens zwei Elemente. Das erfte Element iſt eben das Perfünliche, der 
Wille, die Einheit als ſolche, ausgebrüdt in Zwed und Organifation. 
Das zweite Element iſt da3 materielle, oder beftimmter das wirthſchaft⸗ 
liche, dasjenige, durch welches der Verein als folder die materiellen 
Mittel feiner Eriftenz gewinnt, oder die Form, in der er fein — aud 
in den unterſten Stadium ber Vereinsformen nothwendiges Capital und 
feine Einnahmen und Ausgaben erwwirbt und verwaltet. Beide Elemente 
find von einander eben fo abhängig und wiederum eben jo un: 
abhängig, wie Körper und Seele. Es ift gewiß, daß jeder Verein zu 


ars Stein: Studien über Vereinsweſen. 


Grunde geht, wenn ihm bas wirthſchaftliche Element ganz entgeht; aber 
eben fo wenig wie die Artung des Geiftes mit der Drganifation des 
Körper gegeben ift, jo wenig ift der Zweck und die Organifation bes 
Bereind von der Ordnung feiner wirthſchaftlichen Berhältniffe abhängig. 
€3 kann im Gegentheile berfelbe Vereinszweck in verſchiedenen wirth— 
ſchaftlichen Vereinsordnungen erreicht und es können noch Leichter ganz 
verſchiedene Zwecle in der rn Bereinsform angeſtrebt 


werden. So kann man A au eben jo gut als offene, 
als anonyme und als Co betreiben, oder die Errich⸗ 
tung eines Mufeums; oder nf; und man kann anders 
ſeits faft alle Vereine auf oder mit freiwilligen Bei⸗ 
trägen, u. f. iv. 

Auf dieje Weife erſchei n Vereinen jenes doppelte 
Verhältniß, das geiftige oder ment und das wirthſchaft⸗ 
liche, zwar an ſich, nicht abe nen Formen immanent mit 
einander verbunden und es ergıon daß jedes biefer Elemente 


Gegenftand eines felbjtändigen Recht s werden kann, weil jedes derſel- 
ben felbftändig in allen Formen des andern vorfommt. Daß dieß that- 
ſächlich der Fall ift, ift bekannt. Das Object des Vereinsrechts, der 
Inhalt der Vereine fpaltet ſich daher jegt in zwei Gebiete; wir können 
fie am kürzeſten als das des Vereinzwedes, und das der Vereins: 
mittel bezeichnen, jedes mit feinem Necht, jedes fogar mit feiner Ge: 
feggebung. Und nun liegt folgende Vorftellung fehr nahe, melde, wie 
wir meinen, die Stellung der Syſtematik de Code de Commerce und 
des deutfhen Handelsgeſetzbuches zur Vereinslehre, ihre Vorzüge und 
Mängel am deutlichiten machen dürfte. 

Da nämlich der Verein vor allen Dingen mit feinem Zwecke 
und der auf diefen Zived erbauten Drganifation und Thätigfeit in das 
öffentliche Leben eingreift, oder, um die früheren Bezeichnungen bei— 
zubehalten, vermöge feines Zivedes zu einem Organe und Theile der 
Selbftverwaltung wird; fo ſcheint e8 nahe zu liegen, daß der Zweck, 
die Organifation und die Thätigkeit der Vereine als der eigentliche Ge— 
genftand des öffentlichen Vereinsrechts und der darauf bezüglichen Ge— 
feßgebung und Verwaltung betrachtet werde. Da im Gegentheile bie 
wirthſchaftliche Eriftenz des Vereines, die Größe und Form der Bei: 
träge, die Verpflihtungen aus feiner wirthſchaftlichen Thätigkeit, 
die Haftungen und Anſprüche, die daraus hervorgehen, zunächſt nur ſich auf 
die Leiftungen des Einzelnen beziehen, fo ſcheinen biefe Dinge naturgemäß 
Dbjecte des bürgerlichen Vereinsrechts fein zu müflen. Es ſcheint daher auch 
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ganz natürlich, daß gerade diefe Verhältniſſe in ein bürgerliches Geſetzbuch 
bineingebören, während jene eriten Punkte eigentlich in gar kein eige⸗ 
nes Geſetzbuch paſſen, jondern einfah der Polizei zur Erledigung zu 
überweijen find. Der Code de Comm. verfuchte es, jenes letztere Verhältniß 
in feiner Gejammtheit in ein Syſtem zu bringen, und fo entitanden 
jene drei Arten der Geſellſchaft ald Grundlage der Lehre vom Gefell: 
ſchaftsrecht und als ein integrirender Theil des bürgerlichen, reſp. des 
Handelsrechts. Sie find Fein öffentliches Recht, jondern fie bilden im 
Gegentheil das ſpecifiſche Gebiet des bürgerlichen Vereinsrecht; ihre Dar: 
ftellung bat daber, ſelbſt vorausgeſetzt daß die obige Unterfcheidung von 
öffentlichen und bürgerlihem Vereinsrechte an ſich ganz zutreffend wäre, 
mit dem eriteren nicht3 zu thun, und darum ift die Forderung, daß 
man den allgemeinen Begriff vom Verein für die Erklärung auch des 
Geſellſchaftsweſens in feinen einzelnen Beziehungen gebrauchen müſſe, 
unridtig. Nur der Zweck gehört der Verwaltungslehre; die wirtbichaft: 
lichen Mittel, Rechte und Verpflichtungen gehören dem bürgerlichen, 
refp. dem Handelsrechte an. — Dies fcheint auch der Standpunkt, auf 
welchem ſich Auerbachs Arbeit, wenn auch nicht gerade in Klar be: 
wußter Weife, geitellt bat. 

Und bier nun müflen wir diefer Anſicht auf das Beltimmtelte ent- 
gegentreten. Es ijt geradezu falſch, daß die wirtbichaftlichen Elemente 
ber Vereine nichts als bürgerliches Recht enthalten. Wir würden bei 
diefer an ſich einleuchtenden Thatfache Teinen Augenblid ſtehen bleiben, 
wenn wir nicht einige weitere Folgerungen daran zu knüpfen hätten. 

So lange es nämlich einen Begriff des bürgerlichen Rechts gibt, 
wird man zugeben, daß eine reine Societad ihrem Weſen nach für ji 
und ihre Mitglieder Fein anderes Recht erzeugt, als dasjenige was in 
ihrem eigenem, durchaus freien Willen und in ihrer eigenen Thätigkeit 
liegt. So wie irgend etwas unabhängig von diefem Willen und 
diefer Thätigleit für die Mitglieder gilt, mag es fein was es will, fo 
ift die Quelle diefer Geltung nicht mehr das bürgerliche, ſondern das 
Öffentlide Necht. Nun fteht das römische Recht auf dem ganz klaren 
Standpunkt, in die Lehre von der Societad nichts aufzunehmen, als 
was direct oder indirect für die soeii vermöge ihres eigenen Willens 
gilt; und die römische Lehre von der Societas enthält daher, eben 
fo wie die bürgerlichen Geſetzbücher, eben das rein bürgerliche Recht. 
Aber ſchon das Handelsreht verläßt diefen Boden; und 
zwar bereitö bei der freieften Art der offenen Geſellſchaft. Die Firma: 
Protocollirung als ein allgemeines Inſtitut der Handelswelt ift das 
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erfte Auftreten des öffentlichen Rechts im dem Geſellſchaftsrechte; fie ent⸗ 
hält die erfte Mobifitation bes bürgerlichen Rechts durch das Prinzip 
des öffentlichen, das Intereſſe der Geſammtheit. Das dafjelbe in noch 
höhern Maaße bei der Commandite und dem Nechte des Geſellſchaſts- 
leiter, und wieder in noch höheren Maabe bei der anonymen Ger 
ſellſchaft und der Actie der Fall iſt, braucht nicht erſt weiter dargelegt 





zu werden. Es iſt ganz . das Nctien- und, Promefiens 
recht nur aus dem bürg erflären, Es folgt daher, daß 
auch auf dieſem Gebiete ig durch jenes; Zufammenwirse 
ten des öffentlichen und inzip vor fi) gebt, das wir 
oben al3 den lebendigen isrechts bezeichnet haben. Das 
Handelsrecht iſt überha in öffentliches Recht und der 
Character feiner( I der rehtlihe Sieg des 
Gefanmtinterefiei nzelinterejfe. Das gilt im 
Allgemeinen, das gilt weinsrecht. Und jegt wird bie 


Folgerung nahe liegen. 

Iſt dem nämlich fo, fo ift die oben bezeichnete Auffafjung des 
Geſellſchaftsrechts einfeitig. Auch für die materiellen Verhältniffe der 
Vereine Tann gar feine Theorie ohne die felbftändige Hervorhebung des 
Prinzips des öffentlichen Rechts zur vollftändigen Beherrſchung ihres 
Stoffes gelangen. Eine Scheidung des erfteren vom bürgerlichen Rechts: 
ſtandpunkt nah Zweck und Mittel der Vereine ift nicht richtig; es hat 
im Gegentheile jedes diefer beiden großen Objecte des Vereinsrecht fein 
eigenes Syſtem des öffentlichen und des bürgerlichen Rechts; und da: 
mit Tann erit jegt dies eigentlihe Syftem des Vereinsrecht in feinen 
zwei Hauptgebieten beftimmt werden. 

Stellt man nämlich den allgemeinen Begriff de3 Vereins oben 
an, fo gibt e3 nunmehr zwei Grundlagen der Eintheilung des Sy: 
ſtems der Vereine und damit natürlich auch zwei große Gruppen von 
öffentlichen und bürgerlihem Vereinsrecht. 

Die erfte Eintheilung der Vereine beruht auf ihrem Zwede; 
und wir möchten kurz fagen, daß es fo viele Hauptarten der Vereine 
gibt, als es Zwecke des öffentlichen Lebens gibt. Die Vereinsarten wer: 
den fi) daher von diefem Standpunkte an die Syftematif der Verwaltung 
nothwendig anſchließen. Wir werden die legtere nicht wiederholen, fon= 
dern nur bemerken, daß die Vereine welde ihren Zweck innerhalb des 
perfönlichen Lebens der Bevölkerung haben, fi) weſentlich auf das Ge— 
fundheitswefen beziehen. Die Vereine für das geiftige Leben find teils 
Bereine für den Unterricht, theils für die höhere Fachbildung (wiſſen- 
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ſchaftliche Vereine), theils für die allgemeine und freie Bildung (Leſe⸗ 
vereine 2.). Die Vereine für das mirtbichaftliche Leben haben tbeils 
die Verlebrsanitalten zu ihrem Zwecke (Eifenbahnen, Telegraphen, 
Schifffahrtsvereine) theils das Creditweſen (Banken, Greditanftalten al- 
ler Art). Die zweite Gruppe der wirtbichaftlihen Vereine bezieht fich 
auf die einzelnen Arten der Unternehmungen, Land: und Forftvereine, 
BergbausBereine, Gewerbsvereine, Handelövereine; fie haben ſelbſt wie: 
der theils das Element der wirthſchaftlichen Bildung und Vorbildung, 
theils das Element der Vertretung der Sonderinterellen, theild das Ele: 
ment der wirthichaftlichen Unternehmung und des Erwerbes zum Zwecke; 
und bier reihen ſich die perjönlichen Handelögefellihaften ala eine Form 
derfelben an, den Punkt bezeichnend, wo aus der Societas ein Verein 
wird. Die Vereine für die geſellſchaftliche Welt endlich tbeilen fich we⸗ 
jentlih in Armenvereine und Hilfsvereine, wie wir fie ſchon oben be: 
zeichnet haben. Das find die Grundlagen für das Syſtem der Vereine 
nad ihren Zwecke oder genauer nah ihrem Verhältniße zum Organis⸗ 
mus der Verwaltung und ihrer Thätigkeit. Es ift gar fein Verein denk: 
bar, der nicht in ganz einfacher Weile in diefem Syſteme feinen Platz 
fände, und zwar ganz gleichgültig, ob derjelbe wieder eine offene, eine 
Sommandit: oder eine anonyme Geſellſchaft iſt. Und doch finden wir 
diefe an ſich gewiß hochwichtigen Beitimmungen des DVereinsbegriffes 
gar nicht in dem obigen Syfteme, obgleich wir dennoch behaupten, daß 
alle Bereine bineingehören. Warum? Weil wie gejagt, der Eintbei- 
lungsgrund ein anderer ift. So wie man von dem perfönlichen Ele: 
mente abjieht, und die Vereine nach ihrem wirtbichaftlihen Ele 
mente eintbeilt, jo erjcheint ein zweites Syitem; und dies müfjen wir 
neben das obige Itellen. 

Es könnte nun fcheinen, als fei für dies Gebiet die Sache mit 
jenen drei Kategorien des Code de Commerce erledigt, und daher we- 
nigftens von diejer Seite die Theorie berechtigt, das Geſellſchaftsweſen 
mit jenen drei Formen abzuſchließen. Aber das iſt keineswegs der Fall; 
es ift im Gegentheile merkwürdig genug zu ſehen, wie felbit die deutiche 
Wiſſenſchaft faft ohne weitere Unterfuchung fich mit jener franzöfifchen 
Theorie begnügt bat, obgleich das praktiſche Leben natürlich viel weiter 
gegangen ift. In der That nämlich bilden jene drei Kategorien zu: 
fammen wieder nur Eine Kategorie des mirtbichaftlihen Syſtems der 
Vereine. 

Dem wirthſchaftlichen Elemente nach wird nämlich die erſte Gruppe 
von Vereinen aus denjenigen gebildet, in dener die Mitglieder für 
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den Bereinözwed Beiträge leijten, ohne ein Recht auf Gegenforde: 
rung. Dahin gehören die meilten Armen: und Unterftigungsvereine, 
Wir können fie Kurz die Beitrags: Vereine nennen. Dieſe wirth- 
ſchaftliche Form des Beitrags:Vereines kann in allen Arten des Vereins 
vorkommen; es liegt jedoch in ihrer Natur, daß fie meift nur in den 
Hilfe: und Unterftügungspereinen auftritt. Daneben ift die ganze Elaffe 





der Vereine des geiſtigen 
gegründet; jedoch tritt hi 
diefe Beiträge eine geiftige 
wirthichaftlihe Prinzip dr 
iſt das der zweiten die I 
Die zweite große © 
wirthſchaftlichen Sinne 
den gegenſeitigen Vereinen 
da fie vermöge einer Ver! 


8 faft immer auf Beiträgen 
res Verhältniß ein, indem für 
t wird. Während daher das 
' Vertheilung der Beiträge ift, 
bei 


it. 
seinen befteht nun im obigen 
feitigen Vereinen. In 
| des Einen darauf berechnet, 
Leiſtung aller im Vereine be: 


findlichen wieder erfegt und verwerrhet wird. Solche gegenfeitige Ber: 
eine find für gewiſſe Vereinsarten gar nicht denkbar; ihre Haupter- 
ſcheinungen find bekanntlich gewiße Creditvereine, dann Verſicherungs⸗ 
vereine und Hilfsvereine. Sie haben neben großen wirthſchaftlichen Vor⸗ 
zügen auch große Nachtheile; jedenfalls ift die Gegenfeitigleit die zweite 
felbftändige wirtbfchaftlide Form der Vereinen. 

Die dritte große Gruppe endlich wird aus den Erwerbsver— 
einen gebildet; und erft diefe Erwerbs-Vereine find das Gebiet, wel: 
ches der Code de Com. und auch unfer Verf. als das Geſellſchafts- 
weſen bezeichnet. Ihre Grundlage iſt die gewerbliche Vereinigung von 
Capital und Arbeit für einen Erwerb der Theilnehmer. Sie haben felbft 
wieder die befannten drei Formen, die offene, die Commanbdit und die 
anonyme Geſellſchaftsform. Wir brauchen hier nit weiter darauf ein: 
zugehen. Allein es ſcheint uns jegt wohl nachgemwiefen, welche Stellung 
das im fpeziellen Sinne fogenannte Geſellſchaftsweſen und Geſellſchafts: 
recht im Vereinsredht und Weſen einnimmt. Es enthält nur das dritte 
Gebiet von ber zweiten Eintheilungsart der Vereine; es muß daher 
allerdings nur als ein Theil eines größeren Ganzen angefehen und als 
ſolches behandelt werben. Der erfte Fehler, den man in diefer Bezie— 
bung begehen Tann, befteht darin, biefem Geſellſchaftsrechte eine Selb: 
ſtändigkeit zu geben, melde es eben nicht hat. Und dies ſcheint uns bag 
wahre Verhältniß zu fein. 

Damit denn wäre bie Grundlage für die ſyſtematiſche Auffaſſung 
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des Vereinsweſens gegeben; und jetzt erit können wir von bem Vereins⸗ 
rechte als einem vollftändigen Syſteme ſprechen. 

Daffelbe zerfällt demnach in folgende Theile und Ordnungen: 

Den erften Theil bildet dag allgemeine Vereinsredt, 
als dasjenige Recht, welches allen Arten der Vereine gleichmäßig ges 
meinfam ift. Das allgemeine Vereinsrecht hat nun zuerjt wieder die 
beiden obigen Stategorien des politiichen und des wirtbichaftlichen Rechts; 
in beiden Stategorien aber weiter das Gebiet des Öffentlichen und des 
bürgerlichen Rechts, fo daß die Lehre vom allgemeinen Vereinsrechte 
in vier Unterabtheilungen zerfällt. 

Diefelben vier Unterabtheilungen wiederholen fih wie bei dem 
allgemeinen Bereinsarten; jede derielben bat ihr wirthſchaftliches und 
politiſches Gebiet, und innerhalb beider wieder ihr öffentliches und bür- 
gerliches Recht. Und diefer Theil des Vereinsrechts ift eigentlich der 
wichtigfte; denn diefe allgemeinen Vereinsarten und ihre Gejegebung 
beherrſchen zulegt am meiften das wirkliche Leben; von ihnen gehen 
die Beflimmungen der einzelnen Statuten aus und lehnen fi an dies 
felben an, jo daß die Statuten jelbit in den michtigiten Fällen zu 
bloßen wörtlichen Wiederholungen werden. Daher aber ift vieler 
Theil auch der bei weitem fehmwierigfte; denn er fordert feine geringe 
Stenntniß des Verwaltungsgebietes, auf welches ſich der Vereinszweck 
erftredt, weil aus ibm am Ende das allgemeine Vereinsgeſetz der bes 
fondern Vereinsart hervorgeht. Das eigentlich allgemeine Vereinsrecht 
eriheint dabei nur als ein Moment an dem allgemeinen Vereinsarten⸗ 
recht und daher mag es denn wohl kommen, daß man beide fo felten 
gehörig würdigt. Es liegt aber in der Natur der Sade, daß bei beis 
den das Öffentliche Recht das bürgerliche bei weitem übertmiegt, dann 
aber, daß das Gebiet des wirtbichaftlichen Rechts dasjenige ift, in wel: 
chem das bürgerliche Recht die weitaus vormwiegende Anwendung fin: 
det, weßhalb dann auch die Auffafiung entitanden ift, wie fie 3. 3. bei 
Auerbad vorliegt, als liege gerade in diefem bürgerlich rechtlichen 
Elemente des wirthichaftlihen Rechts der Kern des Geſellſchaftsweſens 
während das Öffentlihe Recht gar nicht Gegenftand der Nechtzlehre, 
fondern der Polizei fein müfle. Oder, um die Sache pofitiver zu be- 
zeihnen, man meint, daß die Betrachtung der drei Gefelichaftsarten 
und |peziell der Actie vom (privat) juriſtiſchen Standpunkt zu geſchehen ba: 
ben, wobei man gänzlich überfieht, daß eben das beftimmte geltende 
Net die Modifikation des Privatrechts durch das öffentliche Intereſſe 
iſt. Wir werden darauf zurückkommen. 

Saim erl's Bierteljabresſchrift f. Rechtew. IX. 1. 12 
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Der dritte Theil, das Recht der einzelnen Vereine, hat nun 
allerdings gleichialls jene wier Gefihhtspunkte; nur ift hier die Grund⸗ 
Tage das Statut und zum Theile Die eingreifende ſpezielle polizeiliche Ge⸗ 


ſetoebung. 


Dis find die Elemente des Syitems. Dasselbe fegt num zu 


feiner volljtändigen Erfüllung einer Bereinsftatiftif voraus, melde 


ea wögli macht, aus di 
einer beftimmten Gejepgek 
daß gerade. dieje Bereinsftı 
Ken Erwartungen zurückbl 
lich Eiſenbahnen, Banken u 
die Wiſſenſchaft jenen gewa 
eindrecht eine Stellung ein 
Bis dahin find wir 
angewielen, Und wir woll 
lien Rechts der Vereine , 


— nuten das pofitive Prinzip 


Und hier müſſen wir ſagen, 
och faſt hinter den beſcheiden · 
einzelne Theile, wie nament⸗ 
id gritmblich bearbeitet. Wenn 
nnen wird, wird auch das Vers 
© großen Aufgabe würdig ift: 
ch auf die Natur der Sache 
hen, einen Abriß des natür⸗ 
iner Gefeggebung zu Grumde 





biegen könnten und die ſich daher an oie ovige Eintheilung anfchließen muß. 

Ein folder Abriß muß zuerft das allgemeine Vereinsrecht nad 
den obigen Geſichtspunkten darlegen. Das allgemeine Vereinsrecht der 
Bereindarten kann dagegen nicht in Einer Arbeit bewältigt werden. 
Sn Begentheile fordert jede Vereinsart ihre befondere und tiefer einge- 
bende Betrachtung. Das erfte hat daher nur als Vorarbeit zu gelten; 
jede einzelne Vereinsart wird dagegen für ſich weit mehr Arbeit und 
befondere Kenntniß koſten, ald das ganze allgemeine Vereinsrecht. Das 
legtere ift daher im @runde einfach; doch kommen auch in ihm ſchwie- 
rige Punkte vor. 


V. Dad allgemeine öffentliche Vereinsrecht. 
1. Das allgemeine politifhe Vereinsrecht. 

Das allgemeine politische Vereinsrecht entiteht, indem die Vereini- 
gung einzelner für irgend einen Zweck ſiets und nothwendig irgend eine 
Aufgabe, bie in der Idee des Staates liegt und daher duch ihn zu 
verwirflien ift, näher oder entfernter berührt. Jeder Verein ift feinem 
Weſen nach der Ausdrud irgend eines allgemeinen Intereſſes; der Staat 
aber ift der Träger aller Gefammtintereffen. Verein und Staat ftehen 
daher ftet3 und unbedingt in Beziehung auf ihre Thätigkeiten in Be— 
rüprung; unb das allgemeine politiſche Vereinsrecht enthält nun das⸗ 
jenige Recht, was diefe gegenfeitigen Berührungen zwiſchen dem Staate 
in feiner Verwaltung der allgemeiwen Intereſſen und dem Vereinswe⸗ 
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fen in feiner Thätigkeit ordnet, jo weil dieſe Berührungen nicht in bem 
befonderen Zwecke des Vereins, fondern in dem Weſen der Vereinigung 
felber liegen, und daber allen Bereinen gleichartig gemeinfam find. 
Dieſes allgemeinfte Wejen des Vereins enthält nun zwei Wen 
bältnifje, welche fo felbitändig bervortreten, daß fie zwei Gruppen bes 
Rechts bilden. Der Verein ift zuerft eine felbitändige Form eines Ge 
fammtwillens und fteht daher als eine perſönliche Einheit der höhern 
perjönliden Einheit des Staats gegenüber. Der Verein ift zweitens 
eine Einheit Einzelner jelbitändiger Perſönlichkeit und fteht daher als 
jelbitändige Einheit feiner Mitgliedern gegenüber. Es ift noch ganz 
gleichgiltig, ob man ſchon hier von einer „juriftiiden Perfönlichkeit“ 
reden will, oder nicht; ganz unzweifelhaft hat jeder Verein einen per: 
ſönlichen Willen, eine perſönliche Thätigkeit, perfönliche Mittel und ift 
daher als folcher ein Rechtsfubject, deſſen geiftiger und materieller In⸗ 
balt in Demjenigen beitebt, defien ſich die Einzelnen entäußern, um 
ihn darzuftellen. Und dieſes handlungsfähige NRechtsfubject tritt daher 
einerfeit3 in Beziehung zum Staate ald einem Rechtsfubject, andrer: 
jeit3 zum einzelnen Mitgliede. Die Summe von Rechtsverhältniſ- 
fen nun, welche aus jenen Beziehungen zum Staate folgen, können wir 
das äußere (allgemeine) Vereinsrecht nennen ; diejenigen Rechtsverhält⸗ 
nifje dagegen, welche aus den Beziehungen des Bereind zu den Mit: 
gliedern entitehen, würden wir das innere Vereinsrecht nennen. 


a. Das Äußere allgemeine Vereinsrecht. 


Das Äußere allgemeine Vereinsrecht beginnt mit einem Gegen 
faße, deffen Entſcheidung keineswegs eine einfache ift, um fo weniger 
als fie fih über das ganze Gebiet des Vereinsrecht3 überhaupt erftredt, 
und mit den tiefften Beziehungen des öffentlichen Lebens zuſammenhängt. 

Die Vereinignng ift ein freier Act der Einzelnen. Sie erfcheint 
als ein Vertrag für die Mitglieder, als eine Öffentliche Thätigfeit für 
das Ganze. Es gibt feinen Grund, das Eingehen eines Vertrages dem 
Staatswillen zu unterwerfen und die öffentliche Thätigleit tritt erft 
dann in Beziehung zum Staate, wenn fie mit feinen Zwecken oder Thä- 
tigleiten in Widerfprud tritt. Bon dem Standpunkte der individuellen 
Freiheit hat daher der Verein mit dem Staate erſt dann etwas zu 
thun, wenn er diefem Willen des Staats durch feinen Willen oder felrte 
Tätigkeit entgegentritt. Dann aber hat der Staat einfach die Grund: 
fähe der Polizei oder des Strafrechts anzuwenden: Dafein, Bildung 
und Recht des Bereins find daher prinzipiell eine Sache feiner 

12* 
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Mitglieder. Für den Verein an fich lann Kein anderes Necht gelten als 
für den Einzelnen; das äußere Vereinsrecht beginnt daher erft bei 
der wirklichen gemeinredhtlichen oder gerabezu widerrechtlichen Thatig⸗ 
Leit der Vereine. Das ift der Standpunkt der abfoluten Freih eit 
des Vereinsrechts. 

Diefer Standpunkt wäre ganz wichtig, wenn ber Verein an ſich 





nichts wäre, als ein Ver 
mehr. Der Verein iſt e 
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elbftverwaltung; es Liegt in 
eine beftimmte Aufgabe des 
iefe Aufgaben nicht vereinzelt 
rer das Eine ftet3 das Andere 
‚chen kann, wenn es die Ber 
Ausdruck dieſer organischen 
ntlebens iſt eben die Staats- 
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reicht werden. Wenn daher 


das Vereinsweſen die freie Form ver Selbitverwaltung ift, jo muß man 
von ihm fordern, was man von jeder Thätigleit der Verwal 
tung felbft fordert. Es muß fi in dad Ganze fügen, wie jeder 
Theil in die Einheit der Theile. Es ift eben, fo bald es fi mit ge 
meinfamen Leben beſchäftigt, fein rein individuelles Dafein mehr; es 
wird zu einer Bedingung für die höchſten Zwecke der Menfchheit, und 
wird daher felbft durch andere Bedingungen bebingt. Ob aber der Ver: 
ein Öffentliche Aufgaben übernehmen will, liegt ja nit in feiner Ge 
walt; denn jede Aufgabe eines Vereins ift ja ſchon an und für fi 
eine Aufgabe des Gefammtlebens. Der Verein ift daher nicht durch den 
Willen feiner Mitglieder, fondern durd fein Weſen felbft ein Glied 
jenes Organismus, den wir die Verwaltung nennen. Die abfolute Frei- 
beit der Vereine, in der das Rechte erft bei dem Unrechte beginnt, das 
der Verein wollen und thun Kann, ift daher eben fo unmöglid, als die 
abfolute Freiheit des Individuums. Huch dieſes hat nit bloß ein Recht 
des Unrechts, fondern es ift ein Glied des Ganzen und muß einen 
Theil feiner Selbftbeftimmung um feiner eigenen Enttvidlung willen 
dem Ganzen opfern; wie viel mehr der Verein, der mächtiger ift ala 
der Einzelne und der eben darum gebildet wird, weil er mächtiger ift. 
Und deßhalb ift der Standpunkt der abjoluten Freiheit der Vereine und 
das Prinzip, nach welchem das Vereinsrecht erft beim Unrechte beginnen 
ſoll, falſch; das wahre Prinzip ift das der organifchen Freiheit und 
ihres Rechts. Und diefes Prinzip kann nur dann erſchüttert werden, 
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wenn man das Vereinsweſen nicht als einen Theil der Selbftverwal- 
tung erkennt, und mithin die Forderungen die man an das Weſen der 
Berwaltung ftellt, al für die Vereine ungültig betrachten will. Wird 
man da3 können oder mollen? Wird man den Bereinen die Aufgas 
ben der Verwaltung zufprechen, in der hohen Bedeutung der Selbſt⸗ 
verwaltung die hohe Bedeutung des Vereinsweſens finden, und dennod 
den Widerfpruch möglich denken, daß das Vereinsweſen nicht auch die 
erfte Pflicht aller Verwaltung, die organiſche Einordnung in das 
Ganze zu erfüllen haben ? 

Wir find der Veberzeugung, daß niemand ernithaft an das Letztere 
denkt, und daß man im Grunde nur zu oft die Berührungen zwijchen 
Bereinen und Polizei mit den Berührungen zwiſchen Vereinen und Ver: 
waltung verwechfelt, wobei man unter dem Kampfe gegen die Beltim: 
mungen der Verwaltung noch immer an den traditionellen Kampf mit 
der Polizei. denkt. Es Scheint uns überflüfjig darüber viele Unterfuchuns 
gen anzuftellen. Ins ſcheint, daß in der Sache felbft eigentlich kein 
Zweifel befteht; die Frage ift nur, mo denn die Grenze diefer Vereins- 
polizei befteht, oder welches Recht aus dem Wefen der Vereine als Dr: 
gane der Selbftverwaltung für das Verhältniß der Vereine an fich folgt. 
Und dies äußere allgemeine Vereinsrecht wird nun offenbar von dem 
Satze beherrſcht, daß daſſelbe in der Aufſtellung derjenigen allgemeinen 
Normen gegeben ift, welche durch die Natur der Vereine als Organe 
ber Selbftverwaltung Ööffentlider Intereſſen bedingt werben. 

Diefe Normen oder erften Prinzipien des äußeren allgemeinen 
Vereinsrecht? möchten wir kurz in folgenden Sägen zuſammen faflen: 
Jeder Berein bat die Verpflichtung, feine Bildung anzuzeigen; der 
Bermwaltung fteht das Recht des Verbotes, in beitimmten Fällen der 
Genehmigung zu, fo wie der eventuellen Auflöjung; endlich hat 
die Verwaltung das Recht, von der Vereinsverwaltung Kenntniß 
zu nehmen. 

Wir wollen diefe Grundfäge, mit denen und das äußere Vereins: 
recht erihöpft fcheint, etwas näher motiviren. 

1. Was die Anzeige betrifft, fo liegt die Pflicht Dazu, abgeſehen 
von der ftatiltifchen Aufgabe des Staats , wejentlich in dem folgenden 
Punkte und feiner Nothwendigkeit. Man könnte freilich der Verwaltung 
bie Pflicht überweifen, fi diefe unumgänglich nothwendige Kenntniß 
jelbft zu verichaffen. Iſt man aber darüber einig, daß die Verwaltung 
an und für ſich die Aufgabe hat, die Bereine zu kennen, und würde 
man ihr mit Recht einen Vorwurf machen, wenn fie fie nicht kennte, 
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fo ift die Frage der Anzeige in ber, That nur noch eine Frage ber 
Zwedmäßigfeit, und nit mehr des Prinzips. Das ik 
feftzuhalten. Und daß e3 weit zwedfmäßiger if, weun die Vereine ſich 
felbft anzeigen, theils weil das einen Apparat erfpart, tbeils weil es 
den Zmwed viel ficherer erreicht, ‚das ſcheint uns ganz unzweifelhaft. — 
Die einzige Frage welche bier entſtehen Tünnte, wäre die des Objects 
der Anzeige. Und auch hier hatt umemeifefhaft wieder nicht etwa ein 
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Fälle in Betracht. 

Ob namlich erſtlich die Verwaltung das Recht haben ſoll, einen 
ihr zu Kunde kommenden Verein zu verbieten, ſcheint wohl kaum 
zweifelhaft ſein zu können. Es laſſen ſich hundert Zwecke denken, und 
es laſſen ſich ſogar Organiſationen denken, welche fein Staat der Welt 
erlauben kann; es ſcheint überflüſſig, dies weiter zu motiviren. Das 
Recht der Verwaltung auf das Verbot von Vereinen ſteht daher feſt; 
und zwar ganz gleichgültig dagegen, ob die Vereine die Pflicht haben, 
ſich anzuzeigen oder nicht. Es leuchtet nur ein, daß dieſes Recht — das 
zugleich eine Pflicht der Verwaltung enthält — viel beſſer und leichter 
im Geſammtintereſſe ausgeübt wird, wenn die Pflicht zur Anzeige vor: 
handen ift, al wenn der Staat felbft die Vereine aufſuchen muß. Et: 
was ganz anderes dagegen ift e8, ob das Prinzip der Bewilligung 
von Vereinen feftgehalten werden fol, oder ob jeder Verein fih ohne 
weitere Rückſicht auf die Verwaltung conftituiren kann, wenn er nicht 
direct verboten wird. Die Sache ift um fo weniger eine rein theore: 
tiſche Unterfuhung, als z. B. in dieſer Hinſicht die Oeſterreichiſche und 
Bairiſche Geſetzgebung weſentlich differiren, abgeſehen von den noch 
größeren Unterſchieden, welche zwiſchen Frankreich und England befte: 
ben. Man muß daher den Punkt fo ſcharf als möglich bezeichnen. 

Buerfl ſteht es in der ganzen Welt feit, daß gewiſſe Vereine un- 
bedingt eine Bewilligung bedürfen; namentlih Banken und Eiſenbah— 

Es wird daher niemand an eine prinzipielle und abfolute Befeis 
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tigung der Bewilligung denen. Dan wird vielmehr ſich dahin Leicht 
einigen, daß es nicht darauf anfomme, die Berrilligung als ſolche, 
fondern nur ihre verkehrte Anwendung zu beftreiten, und die Grund⸗ 
füge für die rihtige Anzeige — in zweiter Linie für die richtige 
Form der Bewilligung zu beftimmen. Es wird daher das Prinzip für 
diefe an fich uothiwendige Gränze zu fuchen fein. Und nun können wir 
gleich bier die Gefammtheit derjenigen Vereine, welche nach diefem Prin⸗ 
zipe einer Bewilligung nicht bedürfen, die Freien Vereine nennen, dies 
jenigen dagegen für melde die Bewilligung nothwendig erjcheint, die 
genehmigten Vereine. Das obige Prinzip aber dürfte wohl im Fol 
genden gegeben fein. 

Die Gefammtheit aller Zwede nämlich, welche durch die Bereine 
verfolgt werden, theilt fi in Beyiehung auf das Gejammtinterefie im 
zwei große Gruppen. Die erite Gruppe umfaßt diejenigen Zwecke, deren 
Verwirklichung kein Bedürfniß des Geſammtlebens enthält, d. b. kein 
Bedürfniß, deflen Befriedigung allen nothwendig wird, ohne Rückſicht 
auf ihre individuelle Stellung. Die Thätigleit diefer Vereine ericheint 
daher durchaus wie die Thätigkeit eines Individuums; und dem Indi⸗ 
viduum gegenüber ſoll und kann das Individuum felbft entjcheiden, wie 
weit und in welcher Weife es ſich mit ihm betheiligen will. Die zweite 
Gruppe von Zweden dagegen erfcheint in Anftalten, Unternehmungen 
und Thätigfeiten, welche ein Bedürfniß der Geſammtheit — d. h. ein 
Bedürfniß, das im allgemeinen Weſen der Verjönlichkeit und ihres Le: 
bens liegt — befriedigen will. Es ift dabei an fi ganz gleichgültig, 
ob diejer Zweck zugleich einen Gewinn für die Theilnehmer erzielen 
fol, oder nit. Wo jenes der Fall ift, kann der Einzelne fich einer 
folden, auf das allgemeine Leben gerichteten Vereinsthätigkeit nicht ente 
ziehen; er wird in den meiften Yällen ſchon aus wirthſchaftlichen Grün: 
den gezwungen, jene Vereinsthätigteit für fich zu benügen; diejelbe wird 
daher bis zu einem gewiflen Grade ein felbitändiges Element des Ge: 
fammtlebens und mithin eine der Bedingungen für die Entwidlung des 
Einzelnen. Nun ift es nicht zu bezweifeln, daß in diefem Falle die Ber 
waltung als die berufene Vertretung der Geſammtintereſſen das Urtheil 
darüber ausſprechen muß, ob entweder jener Zweck als folder oder 
bie Form und Organifation feiner Ausführung mit dem Intereſſe des Gan⸗ 
zen oder Einzelnen in Harmonie ftehe, oder bloß das Gonderinterefje 
der Theilnehmer verfolgt. Und es wird demnach im Nilgemeinen der 
Grundiag zu gelten haben, daß alle Bereine, welche die Theilnehmer 
nur zu einer dem Weſen ber individuellen Berfönlichleit entſprochenden 
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Thatigkeit verbinden, freie Vereine find, während alle Vereine welche 
eine von dem Gefammtleben geforberte Thätigkeit beziwedten, ihrer Na- 
tur nad genehmigte Vereine fein müfen; — ober: jeder Verein für 
die Verfolgung von Privatinterejfen iſt an fich frei, jeder Verein 
für Verfolgung von öffentlichen Intereſſen ift zu genehmigen. 
Natürlich entfteht jetzt die Frage, w elche Vereine dann nun hierher 


oder dahin gehören. Uni “ ie fogleich erklären, daß ſich 
dies eben nur aus dem f reins bejtimmen läßt, der in 
der Anzeige an die Bern m iſt. Um jedoch eine feſte 
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ftellen, mit der allgemeine daß jeder nicht darin bezeich 
nete Verein Feiner Genehn Es würde das außerdem die 
praktiſche Folge haben, dap m Debatten tiber die Frage, 


die dann doch das Prinzip Jewymn nr jeriweife nicht angreifen könnte, 
fich alsbald auf jene Categorien ver Genehmigung beziehen, und da: 
durch die Sache weientli fördern würden. Jene Gategorien felbft wür— 
den fih dann aus der Gruppirung der einzelnen Vereingarten er: 
geben, wie wir fie oben ſchon bezeichnet haben. Und in biefer Weile 
würde die Freiheit des Vereinsweſens fi mit der Ordnung beffelben 
und der Sicherung der Intereſſen leicht und verftändlich einigen. 

Wir können es demgemäß nicht für einen richtigen Standpunkt 
balten, wenn das öſterreichiſche Vereinsgefeg die Genehmigung nicht 
an den Zweck, fondern an das bloße Vorhandenfein von Statuten knüpft — 
abgejehen davon, daß die Beltimmung des $. 1 die eigentlich unver 
ſtändliche Vorausfegung enthält, ala ob es Vereine gebe, in melden 
die Theilnehmer fih nit „nad einer vorhinein verabredeten Gefell: 
ſchaftsregel“ unterwürfen. Hätte das Geſetz einfach gefagt: jeder Ver: 
ein bedarf der Genehmigung, fo würde der ganze Paragraph viel Harer 
und einfacher geworben fein. Wozu und wie eine Bewilligung nach $. 2 
noch „insbeſondere“ ftatt finden folle, ift nicht einzufehen. Dem Unter: 
ſchiede beider Paragraphe liegt offenbar der oben ausgeſprochene Ge- 
danke zum Grunde. Daß dagegen jeder Verein der Actien ermittirt, 
der Bewilligung bedarf (8.1 b.), ift in fofern richtig, als eigentlich nicht 
der Verein felbft, fondern die Emifjion von Actien die Bewilligung 
fordert. — Die Frage welche Behörde die Genehmigung zu ertheilen 
bat, ift wiederum Feine Frage des Prinzips, fondern eine Frage der 
Zweckmaͤßigkeit. Naturgemäß ift e3, daß fid die Beftimmung der Bes 
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hörde nach dem geographifchen Umfange der Wirkſamleit der Vereine 
richte. 

Was nun den letzten Punkt, die Kenntnißnahme von der ha 
tigfeit der Vereine betrifft, jo muß hier der Grundfag feftftehen, daß 
die Verwaltung fich diefe Kenntnißnahme felbit zu verichaffen bat. Es 
muß ihr daher das Recht gegeben werden, jede Mittheilung von Sei⸗ 
ten der Vereine im Öffentlichen Intereſſe zu fordern, nad demſelben 
Grundſatz, der fie zur Förderung ganz privater Mittheilungen von Sei 
ten des Einzelnen bei den öffentlichen Enqueten berechtigt. In demſel⸗ 
ben Sinne aber darf fie nur dann Mittheilungen erzwingen, wenn 
fie die Nothwendigkeit der Mittbeilungen im öffentlichen Intereſſe mo⸗ 
tivirt findet, und dies Recht des Zmanges kann daher nur da eintre 
ten, wo die freie Mittheilung entweder ganz oder in genügendem Maaße 
verweigert wird. Die Wahrung der Selbftändigkeit der Vereine wird 
dabei dur das Recursrecht gegen die Verfügung auf zwangsweiſe 
Mittheilung gegeben. Daß das allgemeine Prinzip eben fo wie bei 
den einzelnen Vereinsarten, namentlih in wirtbichaftliden Verhält⸗ 
nifjen ganz beftimmte Formen und Pflichten erzeugt (wie 3.8. die Ver: 
Öffentlihungen von Banken, Sparcaffenzc.), verfteht fi) von .felbit, ge: 
bört aber unter das allgemeine öffentlihe und wirtbichaftliche Recht der 
Vereindarten; wir reden nur vom Bereine an fi), oder von Dem⸗ 
jenigen, was für alle Bereine gleihmäßig gelten joll. 

Dies find die Grundſätze des äußeren Vereinsrechts; nicht ment- 
ger bebeutfam find die des innern Vereinsrechts. 


b. Das innere allgemeine Bereindredt. 


Das innere allgemeine Vereinsrecht entiteht, indem vermöge des 
Weſens des Vereins der Geſammtwille und die Gejammtthätigleit des 
Vereins ald Wille und Thätigleit des einzelnen Mitgliedes gilt. Das 
innere allgemeine Vereinsrecht enthält demnach diejenigen Grundfäge, 
nah welchen duch Wille und Thätigfeit des Verein! ein Recht für 
die einzelnen Glieder gebildet wird. 

Nun ift ein Verein überhaupt nicht denkbar, jo lange feine Ert: 
ftenz in jedem Augenblide erft in dem Willen der Einzelnen, überhaupt 
ein Zerein fein zu wollen, beftebt. Es muß daber ein felbitändiges Da⸗ 
fein haben, deflen felbftändiger Wille den Willen feiner Mitglieder zum 
Smbalte hat. Der Verein ala Wille enthält daher zuerft feine Selbſt⸗ 
ftändigleit und zweitens feinen Inhalt. Der Wille der Mitglieder, die 
einen Berein bilden, bat mithin felbft einen doppelten Inhalt; und 
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der Ausdruck deſſelben ift daher zweifach; zuerſt das Dafein eines: ſelbſt⸗ 
Rändigen Organes für den Verein als folden, umd dann die Beſtim⸗ 
mung der Grenze und Form der Thätigkeit biefes Willens, Der Ver: 
ein muß daher dieje Verhältniffe zwiſchen ihm felber und den Mitglie: 
dern objectiv feititellen. Es Liegt in ber Natur des Vereins, daß dies 
nur durch die Mitglieder felbft geſchehen kann; fo wie es aber geſche— 
ben iſt, ift ein Nedhtsverhä © — is nicht mehr durch die Eins 
zelnen willkührlich geänden Der Verein wirkt durch ſich 
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tion des Vereins. 

Natürlich können und wer t und Umfang dieſer Sagun: 
gen ſehr verfchieden fein; aber jene Momente müsfen darin enthaf: 
ten fein, felbft wenn der Verein nur auf mündlichen Vereinbarung be: 
ruht. Das öffentlidh:rechtliche Moment diefes inneren Vereinsrechtes be: 
ſteht nun in dem Verhältniße des Staates zu dem Rechte des Vereines, 
feine Sagungen ſelbſt zu beftimmen. Kann es dafür nothwendige 
Grundfäge geben? Hat hier nicht der Verein die unbedingt volle reis 
beit, fi feine Ordnung felbft zu beftimmen? 

Offenbar nun enthält der Betiritt des Einzelnen zum Vereine bie 
Abfiht, daß der Verein dem Willen des Einzelnen als Ganzes ausfüh: 
ven fol. Dafür leiftet der Einzelne dem Vereine, was er zu leiften hat 
und ber Verein macht dem Einzelnen innerhalb der ftatutenmäßigen Be: 
ftimmungen verantwortlid für jene Leiftungen. Dies wechielfeitige Ver: 
bältniß fordert daher, daß der Eindelne feinerfeit3 auch gewiß fei, dab 
der Verein eben dasjenige thue, um deſſentwillen der Einzelne beige: 
treten ift. Und die Aufgabe der Statuten ift ed, gegenüber dem Ein: 
zelnen eben diefe Gewähr zu Leiften. 

So lange nun die Aufgabe des Vereins zunächſt das Intereſſe 
des einzelnen Teilnehmers ift, dem erft in zweiter Reihe die Erfüllung 
eines Intereſſes des Gefanmtlebeng folgt, fo Lange iſt die Sicherung je: 
ner Gewähr auch nur Sache des Individuums felbit; die öffentliche 
Gewalt hat Fein Motiv, fih um diefelbe weiter zu kümmern, als dies 
im reinen Intereſſe des bürgerlichen Rechts nothwendig wird. Den For: 
derungen des bürgerlichen Rechts gegenüber den Vereinen wird aber 
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genügt, wenn der Vorſtand des Vereines beitimmt mb belonut ift; und 
das geſchieht eben durch die Anzeige an die Verwaltung. Wo aber das 
Objekt der Vereinsthätigkeit ein öffentliches Intereſſe ift, gleichviel ob 
ſich demfelben ein Privatintereffe anfchließt, wie bei den Banken und 
Bahnen, oder nicht, wie bei den Armenvereinen und Bildungsvereinen, 
da ift zur Gewähr dafür, daß die Leitung des Vereines jtreng nad 
den Statuten gehe und die Idee des Vereines verwirkliche, keinesweges 
bloß Sache des Einzelnen, fondern des Staates ſelbſt. Und da nun 
wie gefagt diefe Gewähr in den Statuten und ihren Beitimmungen über 
Vorſtand und Geſchäftsführung liegt, fo ergibt ſich der Satz für dag 
innere allgemeine Vereinsrecht, den wir in folgender Weile am kürze⸗ 
ften ausdrüden können, indem wir ihn mit dem obigen Unterfchiede zwi⸗ 
ſchen freien und genehmigten Vereinen verbinden: „Bei allen genehmig⸗ 
ten Bereinen werden die Statuten Gegenftand der Genehmigung, bei 
den freien nicht.” 

Die Aufgabe der Statuten dem Einzelnen und dem Staate 
die obige Gewähr zu geben, hat nun gewifle Bedingungen die als ſolche 
mithin Gegenitand der Genehmigung werden. Die erfte ilt, daß die Ge⸗ 
fammtbeit der Theilnehmer die enticheidende Stimme in allem babe, 
was für den Verein dauernd entſcheidend wird; die zweite it, daß die 
wirkliche Ausführung des Vereinswillens durch ein felbftändiges execu⸗ 
tives, dem Vereine felbft verantwortliches Organ beftimmt werde, die 
dritte ift, daß ein Organ gejchaffen werde, welches dieje innere Ver: 
bindung zwifchen der Gefammtheit und dem ausführenden Organe con: 
tinuirlich erhalte; die vierte ift, daß alljährlich wenigitens üüber die Thä- 
tigkeit des Banzen dem Einzelnen und dem öffentlichen Leben, dem der 
Zweck felbft angehört, Rechenſchaft abgelegt werde. Diefe vier Punkte 
bilden daher neben der Aufitellung des Vereinszweckes die Dbjecte des 
inneren Rechts der Vereine; das wirkliche Leben bat fie bereits nicht 
bloß anerkannt, fondern ſchon in einer Gleichmäßigkeit formulirt, melde 
der befte Ausdrud der NRothiwendigleit der Sache ift. Wir bezeichnen fie 
daber kurz ald Generalverfjammlung, Direltion, Berwal 
tungsratb und Kevifionsausfhuß. Und zwar liegt das natur: 
gemäße Recht diefer Organe in ihrem Weſen ſelbſt. Die Generalver: 
fammlung hat zu beichließen, die Direltion hat auszuführen, der Ber: 
waltungsrath bat zu verwalten, die Revifionsausfchüfle haben die Rech⸗ 
rungen zu controliten. So verichieden im Einzelnen dabei die Beſtim⸗ 
mungen fein mögen, fo gleichartig find fie im Ganzen. Mit den Grund: 
fügen und Regeln über jene Elemente des inneren Bereingorganismus 
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iſt das innere Vereinsrecht erfüllt Es ſcheint uns dabei außerhalb un: 
fere3 Kreifes zu Liegen, im Einzelnen die Nechtsverhältniffe diefer Or 
gane zu beftimmen, um fo mehr als ienigftens die Geſehgebungen 
in den Vereinsftatuten darüber jo gleihförmig find, daß man faft an 
eine mechaniſche Gleichförmigkeit denken möchte, und doch Liegt fie in 





der Natur der Sache, und iſt ein Beweis, daß die Geſehgebung eben 


nur ber leßteren gefolgt iſt. 
Da nämlich die, in 
gegebene Garantie nur da 
fein kann, wenn der Zwi 
ein Öffentlicher erſcheint, 
Vereine überlaffen bl 
aufftellen wollen ober nit 
Vereinsrechts fein müßte, 
befigen müſſen. Es fchliept 
für das Recht der Organe in 


lb nur Eine Bemerkung hinzu. 


und Thätigfeit jener Organe 
ber öffentlichen Verwaltung 
hr als privater, fondern als 
e Negel, daß es dem freien 
b fie jene Organe felbftändig 
im allgemeiner Grundſatz des 
migten Vereine jene Organe 
r Sag, daß die Interpretation 
ten, wo fie nicht nothivendig 


fondern durch freien Beſchluß des Vereins vorhanden find, aus den 
Beftimmungen der genehmigten Statuten zu nehmen ift. In der That 
bat aud das X. D. H. ©. diefen Standpunkt eingenommen, indem es 
die Aufftellung eines „Verwaltungsrathes” oder „Auffihtsrath3” ($. 225). 
für facultativ erflärt. Denn das A. D. H. G. hat es mit dem öffent: 
lichen Rechte der Vereine eigentlich nicht zu thun. Vom Geſichtspunkte 
des bürgerlihen Rechts kann die Aufftellung jener Organe daher fehr 
zweckmäßig aber nicht als eine Pflicht ericheinen. Das kann fie erſt 
durch die Anerkennung der fpezifiichen Geltung bes öffentlichen Rechts 
ein Element im Vereinsrecht werden; und dies wird tieder bei den ge: 
nehmigten Vereinen fie fordern, bei den freien nicht. 

An diefe Grundzüge des inneren Vereinsrechtes wollen wir nun 
eine Bemerkung über den Standpunkt anſchließen, den die bisherige Li: 
teratur über das Vereinsweſen und namentlid Auerbach in Bezie- 
bung auf den Begriff und Inhalt der Genehmigung und des inneren 
Vereinsrechtes einnehmen, und deſſen Darlegung vieleicht unfere Auf: 
faffung ganz Klar machen wird. Die bisherige Literatur kennt nämlich 
den Unterſchied zwiſchen ben freien und genehmigten Vereinen überhaupt 
nit und zwar dehhalb nicht, weil der Unterfchieb des öffentlichen und 
des bürgerlichen Rechtsfbei ihr verſchwindet. Sie formulirt bie Frage 
nach der Genehmigung daher ganz allgemein — ob eine Genehmigung 
gut, und zwedmäßig fei, und melde Folgen die Genehmigung habe? 
Es folgt daraus, daß man wegen bed Mangeld der obigen Unterſchei⸗ 
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dung eben nicht zu einen definitiven Beichlufle kommt, da bie Gründe 
für die Genehmigung, obwohl fie nur für die Vereine mit öffentlichem 
oder Verwaltungszwed reden, doch allgemein gebraudyt werden, unb 
ebenfo die Gründe gegen die Genehmigung, während beide doch nur 
ihr beftimmtes Gebiet haben. Wir machen in biefer Hinficht namentlich 
auf $. 73 der vorliegenden Arbeit aufmerkfam, der uns die Unflarheit 
am beften zeigt, in welche man ohne jene Unterſcheidung hinein geräth. 
Dafielbe gilt num von den Elementen des inneren Rechts der Vereine, 
So lange man von Vereinen überhaupt redet, ohne fie in die zwei 
obigen Öruppen zu theilen, if e8 durchaus unmöglich, ſich darüber zu 
entſcheiden, ob Generalverfammlung, Verwaltungsrat und Direction 
wirtiih allgemeine Organe des Vereinsweſens find, und melde Funk: 
tion fie haben, oder nit; fondern fie werben wie auch bei unferen 
Verfaſſer, eine Art Zwitterftellung haben; fie kommen in ber allge: 
meinen Lehre vomereinsrechte ald Theile defielben vor; ihre Rechts⸗ 
verhältniffe werden als allgemeines Recht dargeftellt, und das alles mit 
der ausbrüdlichen oder ſtillſchweigenden Bemerkung, daß fie eigentlich 
keine allgemein gültigen Inſtitute find. Freilich ift beides zugleich rich 
tig, aber nur mit fpezieller Beziehung auf den Unterſchied der öffent 
lichen und ber bürgerlichen Vereine, jenahdem ihre Aufgabe zunächſt 
die Verwirklichung des öffentlichen oder Privatintereffes if. Und wir 
müſſen defhalb daran fefthalten, daß erft auf Grundlage jener Unter: 
ſcheidung die Theorie und Gefeggebung den richtigen Weg zu finden 
im Stande fein werben. 


2. Das allgemeine wirtbihaftlihe Vereinsrecht. 


Wir betreten mit dem Begriffe des allgemeinen wirthſchaftlichen 
BVereinsrechtöfein Gebiet, auf welchem bereits große Gegenfäge und, 
beftige Titerarifche Kämpfe vorlommen. Es ift nicht unfere Abſicht, hier 
eine Eingeltritit aufzuftellen. Wir wünſchten nur, einen neuen Geſichts⸗ 
punttAzur Geltung zu bringen, und wollen benfelben daher theils wie» 
derholen, theils erklären. 

Zu dem Ende müflen wir zwei Vorftellungen begegnen, melde 
dies Rechtsgebiet wohl am meiften vertvirrt haben. 

Die erfte ift die Borftellung, daß alles, was fi auf wirthſchaft⸗ 
liche Leiftungen, Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten, auf Capital 
und Arbeit, die für einen beftimmten Zived! verwendet merben,- bezieht, 
eben dadurch auch zur Domäne des bürgerlichen Rechts gehöre, und 
daher ben Geſichtapunlten, theils bes Romiſchen Rechts, theils des Han- 
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delsrechts unterzogen werden maſſe und feine eigentlipe Erklärung und 
Rechtsquelle weſentlich und ausſchließlich im diefem finde; To zivar, das 
die etwaigen Beitimmungen der Statuten nur ald Ausnahmen von dem 
Sage jenes gemeinen wirtbfchaftlichen Rechts betrachtet, daher demſel⸗ 
ben ſubſumirt und von ihm aus interpretiet werben müljen. 

Das ift nun offenbar einfeitig, und dadurch erzeugt es Verwir⸗ 


zung. Wenn jeder Verei atintereſſe direct oder indirect 
hineingreift und feine wi nung ihm die Mittel zu die 
fem Hineingreifen und bil nfelben Nachdruck zu geben, jo 
liegt e8 Far vor, dab a tel das bütgerlich wirthſchaft⸗ 
liche Recht prinzipiell ı kann. Es muß vielmehr bie 
Drbnung und das Necht lichen Mittel eben jo gut Ge 
genftand bes öffentlichen | der Zweck der Vereine ſelbſt. 
Das wirthſchaftliche Vereinsı nicht etwa eine Mobification 
des bürgerlichen Nechts durch he Recht, fondern es hat an 
und für fich zwei Haupth Sgibt ein öffentlich wirth- 


ſchaftliches Vereinsrecht und ein bürgerlich wirthſchaftliches Vereins- 
recht; und da wo beide fi} treffen, ift naturgemäß das legtere nur das 
fubfidiäre Recht, während das öffentlich: wirthichaftliche Vereins: 
vecht als das zunächft entſcheidende, und aus dem Gefichtöpunkte nicht 
des bürgerlichen fonbern des öffentlichen Rechts zu interpretirende 
Recht bildet. 

Diver in concreterer Weife ausgebrüdt: das Prinzip beö bürger: 
lien Rechts ift die freie Willensbeftimmung des Einzelnen; das Prin · 
zip des bürgerlich wirthſchaftlichen Vereinsrechts würde daher den 
Grundfag ergeben, dab, wenn es allein gälte, die Xheilnehmer ein- 
feitig in jedem Augenblid ihre wirthſchaftlichen Vereinsverpflichtun— 
‚gen je nad) ihrem wechſelnden indivibuellem Intereſſe ändern könnten. 
Das Prinzip des öffentlichen Rechts ift dagegen, daß die individuelle 
Willensbefiimmung nur als ein Moment am allgemeinen Willen, das 
individuelle Interefie nur als Moment am allgemeinen Intereſſe er- 
Scheint. Das Prinzip des öffentlich: wirthſchaftlichen Vereinsrechts 
würde daher darauf beruben, daß die Einzelleiflung an den Berein eine 
Leiftung für den Staat ift und daher eine, von dem Einzelwillen 
ganz unabhängige Geltung hat; eben in diefer Geltung befteht das 
Weſen des öffentlichen Rechts in biefer Beziehung. Jeder Verein hat 
daber ein felbftändiges Gebiet des öffentlicetwirthichaftlichen Nechts und 
dameben gilt das bürgerlidwirthichaftliche Recht. Die Frage ift dann 
wur. bie, wo die Grenze pwiſchen beiben if. Und hier Eönnen wir 
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gleich den enticheidenden Grundſatz ausilelen, daß das Gebiet des bür: 
gerlich-⸗wirthſchaftlichen Rechts in dem Verhältniße des Einzelnen zum 
Bereine liegt, während das Gebiet des öffentlich wirthſchaftlichen Rechtes 
in dem Auftreten und den Verpflichtungen des Vereines als einer wi 
Ihaftlihen Einheit oder Perſönlichkeit nah Außen gegeben i 
Diefer allgemeine Sag leidet nun eine mejentliche Ausnahme, von ber 
wir Iogleich reden werden. 

ie zweite unklare Vorftellung liegt darin, daß man die wirth⸗ 
ſchaftlichen Formen der Vereine als felbitändige Vereinsarten be 
trachtet, was namentlich bei den Ketiengefelihaften geſchieht. Man meint 
eine Actiengefellihaft als ſolche fei eine Vereinsart. Die goige ba: 
von ift, daB das ganze Actienrecht nicht zur Klarheit fommt. Denn, in⸗ 
dem man die Actiengefellfchaft als Verein auffaßt, findet man mit Recht 
wie e8 3. 8. Kun tze Sehr richtig beroorgehoben bat, daß die Actien- 
vereine an ſich Fein organifches Element Feine „reelle Willenseinheit“ 
befige, und daher auch nicht Charakter und Recht einer juriltiihen Per: 
ſönlichkeit haben können, vielmehr nur „eine vermögensredtliche Eriftenz“ 
baben, die feine felbititändige Bedeutung und lebendige Individualität 
in und unter fih haben. Dennoch bebt man, wie Auerbach, mieber 
heraus, daß auch bei Actiengejellichaften jenes organiiche Element vor: 
banden fei, und daher die juriftiihe Verjönlichkeit eintrete. Nun ift im 
Grunde beides richtig, fo wie man die wirtbichaftlichen Formen und 
Arten der Bereine nur ald Momente an dem öffentlichen Zwecke der: 
felben erkannt. Ein Berein ift natürlich ohne Zweck nicht denkbar ; aber 
eine Actiengeſellſchaft als ſolche hat gar keinen Zwed, fondern fie ift 
nur eine wirthfchaftlihe Form für den Zwed des Vereins, der wie 
der jowohl ein öffentlicher als ein Privatzwed fein kann. Eben jo we: 
nig bat ein Beitragdverein und eben jo wenig ein Gegenfeitigkeitäverein 
einen Zweck an ſich. Es muß daber der Grund des öffentlichen Rechts 
nicht in dem Weſen der Actie, des Beitrags oder der gegenjeitig be 
ftimmten uote gefucht werden, fondern fie liegt vielmehr in Weſen 
des Vereins an fi. Wenn die Actie aber felbit wieder, wie befannt, 
ihr eigenthümliches öffentliches Recht hat, fo muß man feithalten, daß 
das Prinzip und die Erklärung dieſes (öffentlichen) Actienrechts feis 
nerſeits nicht im Weſen des Bereins, fondern eben im Wefen der 
Actien liegt. Man muß daher nicht die Rechte und Ordnungen ber 
Actiengefellfchaften dur die Natur der Actien, und auch nicht umge 
kehrt die Natur der Actien durch die Natur der Actiengejellichaft erklä⸗ 
ren wollen. Die Actie ift an ſich eine Form der Verpflichtung, welche 
im öffentlichen Intereſſe ein felbftändiges öffentliches Necht erzeugt, und 
die Darftellung dieſes Rechts bildet die Borausjegung des echtes der 
Actiengeſellſchaft. Sie verhält ſich zur Actiengefellichaft etwa wie ein 
Wechſel zu einer offenen Geſellſchaft; ſo wenig wie man die letere durch 
den Wechjel, fo wenig fann man die erftere durch die Actie erklären; 
ja bei einigen @ejellichaften, wie bei den Berficherungen, vertreten fo: 
gar bie **— direct die Actien. Man muß daher um das Prinzip 
des offentlich· wirthichaftlichen Rechtes der Vereine tim Allgemeinen zu 
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verfiehen, ‚die Actiengeſellſchaſten nur als eine, durch das öffentliche 
Net der Actie.modificirte Form bes erfteren betradten; und die 
erſte Aufgabe ift mithin die, eben jenes öffentlich-wirthicaftlihe Recht 
der Vereine, das auf dem Weſen des Vereines beruht und daher auch 
den drei wirthichaftlihen Vereinsformen, den Veitrags-, ben Gegen: 
feitigfeit3- und den Erwerbs oder vielleicht beſſer Capitals vereinen 
gemeinfam ift, zumächit zu beftimmen. Und mit dieſer Beſtimmung 
werden wir zugleih einer #iol nontilirten Ausdruck feititellen können, 


den der fog. juriftiihen $ 
Da nämlich das U es die Bildung eines jelb: 





Händigen Willens für ein 
jedes perfönlihe Dafein e 
licher Beivegung von Einn 
bat und haben muß, fo ı 
füge für das wirtbichaftli 
lien Gefammtleben. 
Erftlich ift die Pflich 
Vereine Feine rein bürgerlia 
augenblicklich durch den B 


Iwec iſt, der ſeinerſeits wie 
hen Körper mit wirthſchaft⸗ 
Rechnung, Ueberſchuß u. j. w. 
abjolut nothwendige Grund: 
es Vereines zum irtbieaft: 


feiner Leiftung an dem 
Feder nicht 9 itig und 
eilnehmer geändert werden, 


fondern ihre Aufhebung forweu & .„. „.jentlihen Act der Aufld- 
fung des Vereines; jelbft bei der unzeriten und freieften dom des Ga: 
pitalsvereines, der Firma. Dieſer Grundſatz und feine Conſequenzen bil: 
den den erſten Inhalt des öffentlich:wirthichaftlihen Vereinsredtes ; 
alle anderen Rechtsverhältniſſe des Einzelnen find, wenn fie nit im 
öffentlichen Intereſſe einem befonderen öffentlichen Rechte unterworfen 
find, wie 3.8. die Actienverhältniffe, dad Steuerrecht der Beiträge zu 
iandwirthſchaftlichen Kreditvereinen, das Pfandrecht für die ten 
beim Lombardgejhäfte der Banken, rein aus dem Geſichtspunkie des 
bürgerlichen Rechts zu beftimmen. 

Zweitens fordert das Weſen des Vereines als eines ſelbſtändi 
Willens eine individuelle Perſonlichkeit, melde den Verein wirthſchaftlich 
vertritt; d.h. melde das Recht bat, ohne einzelne Zuftimmung des 
Vereinstheilnehmer innerhalb der Statuten, Verpflihtungen einzugehen 
und zu löfen. Diefe wirthſchaftliche Direction eines Vereines unterjchei: 
det ſich mefentli vom mandatumgenerale, 5.8. auch der Brocurafüh: 
zung, dadurch, daß die Pflichten und Rechte der wirthſchaftlichen 
Zeitung weder im Allgemeinen, noch im einzelnen Falle bloß von dem 
Beſchluſſe der Theilnehmer abhängen, fondern vielmehr die ftatuten- 
mäßige Nufgabe und Berechtigung des Vereines als Grenze haben. 
Wenn daher der Verein Verpflichtungen ſchafft oder löſt, welche nicht 
innerhalb feiner Statuten liegen, fo ift das kein Unrecht, fondern es 
tritt dann einfach an dieStelle des öffentlichen Rechtes das bürgerliche 
Rechtsverhältniß eines Mandats ein, und zwar mit dem tefentlichen 
Unterſchiede, daß in foldem Falle Beſchluß und Ausführung nicht den 
Verein, fondern nur die Einzelnen verpflichtet, welche daran Tpeil nah⸗ 
men. Oder: das Prinzip der wirthſchaftlichen Verwaltung jedes Verei: 
nes iſt bie Haftharkeit aller Theilnehmer bei Hatutenmäßigen Beſchlüſ- 
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jen, bei nicht ftatutenmäßigen Beſchlüſſen gibt e8 feine Majorität und Di: 
norität, fondern nur noch haftende Individuen. Alle andern Bofitionen 
gehören dem bürgerlichen Rechte; die Säte, daß ein Berein Privilegien 
und Grundftüde erwerben kann, find zwar auch Beitimmungen des öffent: 
lihen Rechtes, aber fie find kein allgemeines wirtbfchaftliches Vers 
einsrecht; fie können fehlen und vorhanden fein, ohne das letztere befonderg 
zu beftimmen, und die Vereine fünnen fie endlich ſogar mit Gemeinden, 
Koͤrperſchaften, ja mit Einzelnen gemein haben. 

Diefe beiden Punkte bilden nun das wirtbichaftlich-öffentliche 
Vereinsrecht. Und jept können wir einfach jagen: da in dieſen beiben 
Momenten die beiden großen Bedingungen für die felbftändige 
wirthſchaftliche Eriltenz eines jeden Vereines gegeben ift, während 
in dem Zwecke das Element der felbftändigen geiltigen Eriftenz liegt, 
fo ift jeder Verein durch beides zugleich eine juriſtiſche oder befler eine 
öffentlihde Perſönlichkeit; — (denn eine nit juriſtiſche 
Perlönlichkeit gibt es nicht, wohl aber eine bürgerliche.) Das Prinzip 
alles öffentlich: wirtbichaftlichen Rechtes der Vereine befteht daher darin, 
eine öffentlide PBerfönlichkeit zu fein, aus ihm folgen alle Eonfequen: 
zen des mwirtbichaftlich:öffentlihen Rechts, in fofern fie eben allen 
wirtbichaftlichen Vereinsformen gemeinfam find. 

Die einzige Frage dabei bleibt nur die, ob man diefen Be: 
griff der öffentlichen (juriſtiſchen) Verfönlichkeit bloß auf die geneh— 
migten Bereine anwenden folle. Es ift aber durchaus Fein denkbarer 
Grund dafür vorhanden, bier eine meitere Unterſcheidung zu maden; 
denn die Anzeige der Bildung des Vereines und feiner inneren Orb: 
nung und das Stillichweigen der Verwaltung ift eine ſtillſchweigende 
Anerlennung ; die Genehmigung iſt nur eine ausdrückliche, und es ift 
juriſtiſch gar fein Unterfhied zwiſchen beiden heraus zu. finden. Der 
vielfache Streit zwiſchen der fog. Verfonificationd: und Contractstheorie 
für die Gefellfichaften ift nur entflanden, indem man die „Perfonifica: 
tion” auf das bloß mwirtbfchaftlide Moment bauen wollte, in der Meis 
nung, daß die wirthſchaftlichen Formen felbitändige Arten von Berei: 
nen, — oder überhaupt Vereine fein. So wie man anerkennt, daß 
das geiftige Element, der felbftändige Zweck, den Verein ſchafft, und 
diefer ſich in den wirthſchaftlichen Formen nur feinen wirthſchaftlichen 
Körper gibt — daß es alfo überhaupt weder einen bloßen Beitrags: 
oder Gegenfeitigfeitg: oder Actien: und Gapitalsverein für fich geben 
kann, fo wird es, ſcheint ung, kein Zweifel fein, daß jeder Verein 
eine öffentliche PVerfönlichkeit bildet. 

Allerdings aber eriftirt ein melentlicher Unterſchied zwifchen der 
Öffentlichen Perfönlichleit und dem Einzelnen, und uns fcheint, daß ge: 
rade diefer Unterjchied mohl die Urſache zu manchen Bedenken gewor: 
den ift. Es liegt im Weſen ber Verfönlichkeit, in ihrer Lebensaufgabe 
unbegränzt zu fein. Was nicht unbegrängt ift, was nicht alles 
tun, verfuden und unternehmen kann, feint nit auf den Begriff 
der Perfönlichkeit Anfpruch zu haben. Nun kann der Verein dies nit. 
Und man zweifelt daher, ob die Bezeichnung der Perfönlichkeit richtig fei. 

Daim erl's Bierteljahrenfgrift |. Rechtew. IX. 1. 23 
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icht einen anderen allgemeinen Begriff dafür Auf 


un ift aber auch der einzelne Menſch, obwohl Per- 
ch fein ſolches unbegränztes Weſen. Nicht in feiner 
md Wirklichkeit, fondern in feinem Begriffe liegt die Gel- 
‚hen für ihm. Und betrachtet man nun die Vereine, fo ift 
rhalten genau dafjelbe. An ſich und ihrem Begriffe nad, 
e feine Gränze; fie find frei tie die Perjönlichkeit 
im Gebiet des Lebens, das nicht ein Object der Thä- 
Vereines, als des Einzelnen bilden könnte, Daher 
el, daß dem Begriffe des Vereines der Begriff der 
lommt. Der einzelne, wirkliche und begränzte Verein 
zum. Begriffe des ines, wie der einzelne Menſch 
individuellen Verfönlichkeit. Der einzelne Verein ift 
um im Vereinsleben; und teogdem, aber richtiger ge: 
er Ei PVerfönlichkeit, obgleich eine begränzte. Und 
Zweifel. 
m nun, wenn der Raum es geftattete, auf bie einzel- 
Gerber, Demelius, Goldfhmid u. N. genauer 
lauben jedoch, daß es nicht ſchwer fein wird, von den 
inkten, aus die Auffaffungen der obigen Schriftfteller 
‚ebene Grundlage zurüdzuführen. Wir glauben nament: 
ſichten Jolly’s und der Widerſpruch in feiner Theo: 
Verf. ſehr richtig heraus hebt (p. 45%), fi ehr leicht 
der obige Standpunkt zur Geltung gebracht mird, 








Fiteraturblatt 


für 


kurze Berichte und Ueberſichten über die neneſten rechts⸗ und ſtaats- 
wiſſenſchaftlichen Schriften. 


Die Civilcechtspflege in der Payeriſchen Yfalz, verglichen mit Kern von Zink’s 
Schrift „über die Ermittlung des SZachverhalles“ u. ſ. w. Gin Beitrag zur Reform 
des deutſchen Civilproceffed von Eduard Bomhard, k. Oberftaatsan: 
walt. München 1861, in der literarifch:artiftiihen Anftalt der J. G. Cot⸗ 
ta'ſchen Buchhandlung (207 ©. in 8). 


Wie fhon der vorftehende Titel zu erlennen gibt, ift dieſe interefjante 
Schrift zunähft durch Zink's bekanntes Wert: über die Ermittlung des 
Sachverhaltes im franzöfifhen Civilproceffe — veranlaßt worden, 
Der Berf. befürdtet: daß verfchiedene von Zink aufgeltellte, aber unridhtige Be: 
bauptungen, einen widrigen Einfluß auf die Reform des Civilprozeſſes in Deutich- 
land nehmen könnten und will in beſcheidener Weife gegen die allzugläubige 
Annahme derfelben mahnen. Die Legitimation des Verf. liegt in feiner langjährt: 
gen Prarid in der Rheinpfalz, durch welche er das dort geltende franzöfifche Pro: 
ceßrecht in allen feinen Richtungen kennen lernen konnte. Obwol er nun (6. 2) 
bemerkt, daß e3 ihm nicht in den Sinn kommen konnte, das Zink'ſche, mit vol: 
lem Rechte poche machende Wert ergänzend oder berichtigend beleuchten 
zu wollen; fo kann feine Sqhrift doch ala eine wenn auch nur theilweife und ein: 
zelne Punkte berührende Kritit des genannten Werkes und zwar als eine ſehr 
verdienftliche Kritik veflelbenerflärt werden, zumal fie nicht in bloßen Raiſonnements 
beftebt, fondern ihre gemwichtigen Gegenbemerkungen in dem Anbange aud dur 
Beilpiele aus der Praris iluftrirt, alfo auch in fo fern als ein Seitenftüd zum 
Bortfolio des Zink'ſchen Wertes erfcheint. Ganz beſonders tritt der Verf. folgen: 
den Behauptungen Zink's in umſtandlicher Grörterung entgegen: 

a) daß ſich der fummarifche Prozeß nur Im fehr wenigen Punkten von bem 
ordentlichen Proceſſe unterſcheide. 

Haimerl'se Vierteljahretſchrift f- Rechtew. IX. 1. X 


Stein: Studien über Vereinämefen. 


[ben ift daher zweifach ; zuerit das Dafein eines felbft- 
für den Verein als folden, und dann die Beftim- 
und Form der Thätigkeit diefes Willens, Der Ber: 
fe Verhältniffe zwifchen ihm felber und den Mitglies 
len. Es liegt in der Natur des Vereins, daß dies 
lieder ſelbſt geſchehen kann; fo wie es aber geich 
töverhältniß gebildet, das nicht mehr durch die 
geändert werden kann. Der Verein wirft durch ſich 
tliche Ordnung feiner Wirkſamkeit ift gegeben im dent 
reins, den Satzungen oder Statuten. Die Sapun- 
x zuerjt die Vertretuug des Vereins, ober die Be: 
ung des Bereinsvorftandes, fo wie der Formen, in 
jeder an der Thätigkeit Theil nehmen; dann bie 
wirkliche Vereinsthätigkeit oder die innere Organifa: 


men und werden Inhalt und Umfang diefer Sagun: 
en ſein; aber jene Momente müſſen darin enthaf: 
n der Verein nur auf mündlichen Vereinbarung be: 
ch-rechtliche Moment diefes inneren Vereinsrechtes be: 
Verhältnige des Staates zu dem Nechte des Vereines, 
bt zu beftimmen. Kann es dafür nothwendige 





Stein: Stubien über Bereinöweien. 187 


genügt, wenn der Borftand des Vereines beitimmt und befanut iſt; und 
das geichieht eben durch die Anzeige an die Verwaltung. Wo aber das 
Objekt der Vereinsthätigkeit ein öffentliches Intereſſe ift, gleichviel ob 
ſich demfelben ein Privatintereſſe anjchließt, wie bei den Banken und 
Bahnen, oder nicht, wie bei den Armenvereinen und Bildungsvereinen, 
da ift zur Gewähr dafür, daß die Leitung des Vereines ftreng nad 
den Statuten gebe und die Idee des Vereines verwirkliche, keinesweges 
bloß Sache des Einzelnen, fondern des Staates jelbit. Und da nun 
wie gejagt diefe Gewähr in den Statuten und ihren Beitimmungen über 
Borftand und Geſchäftsführung liegt, fo ergibt fih der Sag für das 
innere allgemeine Vereinsrecht, den wir in folgender Weife am kürze— 
ften ausdrüden können, indem wir ihn mit dem obigen Unterfchiede zwi⸗ 
ſchen freien und genehmigten Vereinen verbinden: „Bei allen genehmig- 
ten Bereinen werden die Statuten Gegenſtand der Genehmigung, bei 
den freien nicht.” 

Die Aufgabe der Statuten dem Einzelnen und dem Staate 
die obige Gewähr zu geben, hat nun gewiſſe Bedingungen die als ſolche 
mithin Gegenftand der Genehmigung werden. Die erfte ilt, daß die Ge⸗ 
fammtbeit der Theilnehmer die entfcheidende Stimme in allem babe, 
was für den Verein dauernd entſcheidend wird; die zweite iſt, daß die 
wirklide Ausführung des Vereinswillens durch ein felbitändiges erech- 
tives, dem Bereine felbit verantwortliches Urgan beitimmt werde, die 
dritte ift, daß ein Organ geichaffen werde, welches diefe innere Ver: 
bindung zwiſchen der Geſammtheit und dem ausführenden Organe con: 
tinuirlih erhalte; die vierte ift, daß alljährlicy wenigſtens über die Thä- 
tigleit des Ganzen dem Einzelnen und dem öffentlichen Leben, dem der 
Zweck felbit angehört, Rechenſchaft abgelegt werde. Diefe vier Punkte 
bilden daher neben der Aufitellung des Vereinszweckes die Objecte des 
inneren Rechts der Vereine; das wirkliche Leben bat fie bereits nicht 
bloß anerkannt, jondern ſchon in einer Gleihmäßigleit formulirt, welche 
der beite Ausdrud der Nothwendigleit der Sache ift. Wir bezeichnen fie 
daber kurz als Generalverfammlung, Direltion, Berwal: 
tungsrath und Reviſionsausſchuß. Und zwar liegt das natur: 
gemäße Recht diefer Organe in ihrem Weſen ſelbſt. Die Generalver: 
ſammlung bat zu beichließen, die Direktion hat auszuführen, der Ber: 
waltungsratb bat zu verwalten, die Reviſionsausſchüſſe haben die Rech: 
nungen zu controliren. So verichieden im Einzelnen dabei die Beſtim⸗ 
mungen fein mögen, jo gleidhartig find fieim Ganzen. Mit den Grund: 
jägen und Regeln über jene Elemente des inneren Bereinsorganismus 
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insrecht erfüllt. Es feheint uns dabei außerhalb un: 
iegen, im Einzelnen ‘die Nechtsverhältniffe diefer Or⸗ 
‚um jo mehr als wenigſtens die Gefeßgebungen 
uten darüber fo gleihförmig find, daß man fait an 
leichförmigkeit denken möchte; und doch Liegt fie in 
he, und ift ein Beweis, dab die Gefeßgebung eben 
folgt ift. Wir fügen deßhalb nur Eine Bemerkung hinzu. 
die, in der Aufftellung und Thätigkeit jener Organe 
nur dann eine Sache der öffentlihen Verwaltung 
der Zweck felbft nicht mehr als privater, fondern als 
ſcheint, ſo ergibt fich die Negel, daß es dem freien 
fen bleiben muß, ob fie jene Organe felbftändig 
oder nicht, während es ein allgemeiner Grundfag des 
müßte, daß alle genehmigten Vereine jene Organe 
. Es ſchließt ſich daran der Sag, daf die Interpretation 
Drgane in den Vereinen, wo fie nicht nothivendig 
ien Beſchluß des Vereins vorhanden find, aus den 
r genehmigten Statuten zu nehmen ift. In der That 
D. H. G. diefen Standpunkt eingenommen, indem e3 
e3 „Verwaltungsrathes“ oder „Aufſichtsraths“ ($. 225) 
ärt. Denn das A. D. 9. ©. hat es mit dem öffent: 
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dung eben nicht zu einem definitiven Beſchluſſe kommt, da die Gründe 
für die Genehmigung, obwohl fie nur für die Vereine mit öffentlichem 
oder Verwaltungszwed reden, doch allgemein gebraucht werden, und 
ebenfo die Gründe gegen die Genehmigung, während beide doch nur 
ihr beftimmtes Gebiet haben. Wir machen in: diefer Hinficht namentlich 
auf 8. 73 der vorliegenden Arbeit aufmerkfam, der und die Unklarheit 
am beiten zeigt, in welche man obne jene Unterfcheidung hinein geräth. 
Dafjelbe gilt nun von den Elementen des inneren Rechts der Vereine. 
So lange man von Vereinen überhaupt redet, ohne fie in die zwei 
obigen Gruppen zu tbeilen, ift es durchaus unmöglich, fich darüber zu 
entſcheiden, ob Generalverfjammlung, VBerwaltungsratd und Direction 
wirtlid allgemeine Organe des Vereinsweſens find, und welche Funk: 
tion fie haben, oder nicht; fondern fie werden wie auch bei unferen 
Berfafler, eine Art Zwitterſtellung haben; fie kommen in der allge: 
meinen Lehre vom Vereinsrechte als Theile defjelben vor; ihre Recht: 
verbältnifje werden als allgemeines Recht dargeitellt, und das alles mit 
der ausdrüdlichen oder ftillichweigenden Bemerkung, daß fie eigentlich 
feine allgemein gültigen Inſtitute find. Freilich ift beides zugleich rich: 
tig, aber nur mit fpezieller Beziehung auf den Unterfchied der öffent« 
lihen und der bürgerlihen Vereine, jenachdem ihre Aufgabe zunächſt 
die Verwirklichung des öffentlichen oder PVrivatinterefies if. Und wir 
müſſen deßhalb daran fefthalten, daß erft auf Grundlage jener Unter: 
Iheidung die Theorie und Geſetzgebung den richtigen Weg zu finden 
im Stande fein werden. 


2. Das allgemeine wirtbihaftlide Vereinsrecht. 


Wir betreten mitdem Begriffe des allgemeinen wirthichaftlichen 
Vereinsrechts Tein Gebiet, auf welchem bereit große Gegenfäße und, 
beftige literarifche Kämpfe vorkommen. Es ift nicht unjere Abficht, bier 
eine Einzelkritit aufzuftellen. Wir wünſchten nur, einen neuen Geſichts⸗ 
puntt#zur Geltung zu bringen, und wollen denfelben daher theils wie⸗ 
derholen, theils erklären. 

Zu dem Ende müſſen wir zwei Vorſtellungen begegnen, welche 
dies Rechtsgebiet wohl am meiſten verwirrt haben. 

Die erſte iſt die Vorſtellung, daß alles, was ſich auf wirthſchaft⸗ 
liche Leiſtungen, Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten, auf Capital 
und Arbeit, die für einen beſtimmten Zweck verwendet werden, bezieht, 
eben dadurch auch zur Domäne des bürgerlichen Rechts gehöre, und 
daher den Geſichtspunkten, theils des Romiſchen Rechts, theils des Han 
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gen werden müjje und feine eigentliche Erklärung | 
tlich und ausſchließlich in diefem finde; To zwar, 
mungen der Statuten nur als Ausnahmen von! 
inen wirthſchaftlichen Nechts betrachtet, daher dem 
von ihm aus interpretirt werden mülfen. 
offenbar einfeitig, und dadurch erzeugt es Bert 
Verein in das Gefammtintereffe direct oder indi 
ine wirtbichaftlihe Ordnung ihm die Mittel zu | 
und die Macht bietet, demfelben Nachdruck zu geben, 
daß auch für die Mittel das bürgerlih:wirthfch: 
ipiell nicht austeihen Farin. Es muß vielmehr 
Recht diefer wirthſchaftlichen Mittel eben fo gut I 
lichen Nechts fein, wie der Zweck der Vereine jel 
e Vereinsrecht ift daher nicht etwa eine Modificat 
lechts durch das öffentliche Recht, fondern es hat 
ei Hauptformen; es gibt ein öffentlich wir 
recht und ein bürgerlich wirthichaffliches Vereiı 
eide fich treffen, ift naturgemäß das letztere nurt 
t, während das öffentlich wirthichaftliche Vereiı 
ichſt entfcheidende, und aus dem Geſichtspunkte ni 
jondern bes öffentlichen Rechts zu interpretirer 
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gleich den enticheidenden Srundjah aujjielen, daß das Gebiet des bür: 
gerlich-wirthſchaftlichen Nechts in dem Verhältniße des Einzelnen zum 
Vereine liegt, während das Gebiet des öffentlich wirtbichaftlihen Rechtes 
in dem Auftreten und den Verpflichtungen des Vereines als einer wirt 
Shaftlihen Einheit oder Perſönlichkeit nah Außen gegeben t 
Diefer allgemeine Sag leidet nun eine wejentlihe Ausnahme, von ber 
wir fogleich reden werden. 

Die zweite unklare Borftellung liegt darin, daß man die wirth: 
Ihaftlihen Formen der Vereine als felbftändige Vereinsarten be 
trachtet, wa3 namentlich bei den Actiengefelli alten geichiebt. Man meint 
eine Actiengefellihaft als ſolche fei eine Vereinsart. Die Folge da⸗ 
von ift, daß das ganze Actienrecht nicht zur Klarheit kommt. Denn, im: 
dem man die Actiengefellihaft als Verein auffaßt, findet man mit Necht 
wie e8 3. B. Kun tze ſehr richtig hervorgehoben bat, daß die Actien- 
vereine an ſich fein organifches Element Feine „reelle Willenseinheit“ 
befige, und daher auch nicht Charakter und Recht einer juriftifchen Ber: 
ſönlichkeit haben können, vielmehr nur „eine vermögensrechtliche Eriftenz“ 
baben, die keine felbitftändige Bedeutung und lebendige „uolvibualät 
in und unter fi haben. Dennoch hebt man, mie Auerbach, wieder 
heraus, daß auch bei Actiengefellichaften jenes organische Element vor: 
handen fei, und daher die juriftiiche Perfünlichkeit eintrete. Nun ift im 
Grunde beides richtig, jo wie man die wirtbichaftlihen Formen und 
Arten der Vereine nur als Momente an dem öffentlihen Zwede ders 
jelben erkannt. Ein Verein ift natürlich ohne Zweck nicht denkbar ; aber 
eine Actiengeiellihaft als ſolche hat gar keinen Zwed, fondern fie iR 
nur eine wirthſchaftliche Form für den Zwed des Vereins, der wie 
der ſowohl ein öffentlicher ala ein PBrivatzwed fein kann. Eben fo we 
nig bat ein Beitragsverein und eben jo wenig ein Gegenfeitigleitäverein 
einen Zwed an fih. Es muß daber der Grund des öffentlichen Rechts 
nicht in dem Wejen der Actie, des Beitrags oder der gegenjeitig be= 
fimmten Quote gejucht werden, fondern fie liegt vielmehr im Wefen 
des Vereins an fid. Wenn die Actie aber felbft wieder, wie befannt, 
ihr eigenthümliches öffentliches Necht bat, fo muß man feithalten, daß 
das Prinzip und die Erklärung dieſes (öffentlichen) Actienrechts fels 
nerjeit3 nicht im Weſen des Bereing, fondern eben im Weſen der 
Actien liegt. Man muß daher nicht Die Nechte und Ordnungen der 
Actiengefelfchaften durch die Natur der Actien, und auch nicht umge 
kehrt die Natur der Actien dur die Natur der Actiengeſellſchaft erflä: 
ren wollen. Die Actie ift an fih eine Form der Verpflichtung, welche 
im öffentlichen Intereſſe ein felbftändiges öffentliches Recht erzeugt, und 
die Darſtellung dieſes Rechts bildet die Vorausſetzung des Rechtes der 
Actiengeiellihaft. Sie verhält fih zur Actiengefellihaft etwa wie ein 
Wechſel zu einer offenen Gefellihaft; fo wenig wie man die legtere Durch 
den Wechfel, fo wenig kann man die erftere durch die Actie erflären; 
ja bei einigen Geſellſchaften, wie bei den Berficherungen, vertreten fo= 
gar die Wechlel direct die Actien. Man muß daher um da Prinzip 
des öffentlich-wirtbicheftlichen Nechtes der Vereine im Allgemeinen zu 
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iengejellfchaiten nur als eine, durch das öffentliche 
odificirte Form des erfteren betrachten; und bie 
ithin die, eben jenes öffentlich-wirthſchaftliche Recht 
uf dem Weſen des Vereines beruht und daher auch 
ftlihen Vereinsformen, den Beitrags:, den Gegen: 
Erwerbs: oder vielleicht beſſer Capitalsvereinen 
zunächſt zu beftimmen. Und mit diefer Beftimmung 
einen viel ventilirten Ausdruck feſtſtellen Eönnen, 
iſchen Perfönlichkeit. 
das Weſen jedes Vereines die Bildung eines felb: 
für einen jelbftändigen Zweck ift, der ſeinerſeits wie 
afein einen wirthſchaftlichen Körper mit wirtbichafts 
n Einnahme, Ausgabe, Rechnung, Ueberſchuß u. |. m. 
5, fo ergeben ſich zwei abfolut nothwendige Grund 
ſchaftliche Verhältniß jedes Vereines zum wirtbichaft: 


Mt. 
fie Pflicht des Einzelnen zu feiner Leiftung an dem 
bürgerliche mehr; d. b. fie kann nicht einjeitig und 
den Beſchluß der Theilnehmer geändert werben, 
ebung fordert einen öffentliden Act der Aufl 
; felbft bei der unterjten umd freieften Form des € 


Firma. Diefer Grundfag und feine Gonjequenzen bi 
ich⸗wirthſchaftlichen Vereinstechtes 
ltniſſe des Einzelnen find, wenn fie nicht im 
ie einem bejonberen Öffentlichen Rechte unterworfen 
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fen, bei nicht ftatutenmäßigen Beſchlüſſen gibt e8 Feine Majorität und Mi- 
norität, fondern nur noch haftende Individuen. Alle andern Poſitionen 
gebören dem bürgerlihen Rechte; die Säte, daß ein Verein Brivilegien 
und Grundſtücke erwerben kann, find zwar auch Beftimmungen des 

lien Rechtes, aber fie find fein allgemeines wirthichaftliches Vers 
einsrecht ; fie können fehlen und vorhanden fein, ohne das letztere beſonders 
zu beftimmen, und die Vereine können fie endlich ſogar mit Gemeinden, 
Korperſchaften, ja mit Einzelnen gemein haben. 

Diele beiden Punkte bilden nun das mirtbichaftlich-öffentliche 
Vereinsrecht. Und jegt können wir einfach jagen: da in dieſen beiben 
Momenten die beiden großen Bedingungen für die jelbftändige 
wirthſchaftliche Erifieng eines jeden Vereines gegeben ift, während 
in dem Zwecke das Element der felbitändigen geiltigen Eriftenz liegt, 
jo ift jeder Verein durch beides zugleich eine juriſtiſche oder befler eine 
öffentlide Perſönlichkeit; — (denn eine nicht juriſtiſche 
Perſönlichkeit gibt e8 nicht, wohl aber eine bürgerliche) Das Prinzip 
alles öffentlich: wirtbichaftlichen Rechtes der Vereine befteht daher darın, 
eine öffentlihe Perfönlichkeit zu fein, aus ihm folgen alle Conſequen⸗ 
zen des wirtbichaftlich:öffentlihen Nechts, in ſofern fie eben allen 
wirtbichaftlichen Vereinsformen gemeinjam find, 

Die einzige Frage dabei bleibt nur die, ob man dieſen Be- 
griff der öffentlichen (juriſtiſchen) Verſönlichkeit bloß auf die geneh- 
migten Vereine anwenden folle. Es ift aber durchaus fein denkbarer 
Grund dafür vorhanden, hier eine weitere Unterſcheidung zu machen; 
denn die Anzeige der Bildung des Vereines und feiner inneren Ord⸗ 
nung und das Stillfichweigen der Verwaltung ift eine ſtillſchweigende 
Anerkennung; die Genehmigung ift nur eine ausdrückliche, und es ift 
juriſtiſch gar Fein Unterſchied zwifchen beiden heraus zu finden. Der 
vielfache Streit zwiſchen der fog. Verfonificationd: und Contraetstheorie 
für die Geſellſchaften ift nur entftanden, indem man die „Perſonifica⸗ 
tion” auf das bloß wirtbichaftlide Moment bauen wollte, in der Meis 
nung, daß die wirtbfchaftlihen Formen felbftändige Arten von Verei— 
nen, — oder überhaupt Vereine feiern. So wie man anerkennt, daß 
das geiftige Element, der felbftändige Zweck, den Verein ſchafft, und 
diefer ſich in den mwirtbfchaftlihen Formen nur feinen wirthſchaftlichen 
Körper gibt — daß es alfo überhaupt weder einen bloßen Beitrags: 
oder Gegenfeitigfeit3: oder Actien: und Capitalsverein für fich geben 
kann, fo wird es, fcheint uns, kein Zweifel fein, daß jeder Verein 
eine Öffentliche Perjönlichleit bildet. 

Allerdings aber eriftirt ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen der 
Öffentlichen Berfönlichleit und dem Einzelnen, und uns fcheint, daß ge- 
rade diefer Unterfhied wohl die Urfahe zu manchen Bedenken gewor- 
den iſt. E83 liegt im Weſen ber Berfönlickeit, in ihrer Lebensaufgabe 
unbegränzt zu fein. Was nicht unbegrängt ift, was nit alles 
thun, verſuchen und unternebmen Tann, ſcheint nicht auf den Begriff 
ber Perfönlichkeit Anſpruch zu haben. Nun kann der Verein dies nicht. 
Und man zweifelt daher, ob die Bezeichnung der Perfönlichkeit richtig fei. 

Haimerl’o Bierteljehresfärift f. Rechtew. IX. 1. 13 
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ober ob mam nicht. einen Anbeken allgemeinen vegriff daftr Aufe 


folches 

einzelnen Geftalt und Wirklichkeit, fondern in jeinem Begriffe liegt, die Gel: 

his des Berfönlichent für rl — nun die — fo ift 

in der That ihr Verhalten genau dafjelbe, % ihrem Begriffe nad), 
[ J 


baben die Vereine Teine die, Verfönlichkeit 
jet es gibt Fein Geb 18 nicht ein Object der. F 
igfeit fo gut des Verein nen bilden könnte, 
it ck — daß ig ee 
RBerfönlickeit zukommt. u te in 
verhält ſich nun zum B es, wie der einzelne & 
zum ST, ie indivi ha ei En Verein 
dag Individuum im 1) ‚aber richtiger 
Tade deftwegen ift er eitu — eine begrängte ind 
fo loſt ſich dieſer Zweifel. 
Wir würden nun, n es geratieke., auf die einzel: 
nen Anfihten von Gerber Goldfhmid u. X. genauer 


eingehen ; wir glauben jedoch, buy es „bt ſchwer fein wird, von den 
obigen Geiihtspunften aus die Auffaffungen der obigen Schriftiteller 
leicht auf die gegebene Grundlage zurüdzuführen. Wir glauben nament= 
lich, daß die 6 Zolly’s und der Widerſpruch in feiner Theo: 
tie, den auch der Verf. ſehr richtig heraus hebt (p. 45%), fich fehr leicht 
löfen. wird, wenn der obige Standpunkt zur Geltung gebracht wird, 
Wenn man freilich mit einigen wenigen die Idee einer öffentlichen Per: 
ſonlichkeit brevi manu darum verwirfl umd fie überhaupt nicht aner: 
Tennt, weil man bei ihr nichts Greifbares, objectiv Erfcheinendes habe, 
nichts das man fih vorſtellen kann, fo dürften wohl Staat, Ge: 
meinde, Familie und Ehe gleichfalls bald verſchwinden, da id mir am 
Ende eben fo tvenig den Staat vorftellen kann, als den Verein; wenn 
es aber genügt, dab id nur den einzelnen Staat vorftelle, wird es 
dann Schwierigfeit haben, ſich eine einzelne concrete öffentliche Per— 
fönlichkeit, den bejtimmten Verein vor; Hflellen + Der gibt es z. B. kein 
Amt, meil ich mir das Amt nicht vorzuftellen, es nicht zu greifen vermag ? 
Die weiteren, und zum Theile viel ſchwierigeren Gebiete des all- 
jemeinen Vereinsrechtes der einzelnen Vereinsarten müſſen nun 
Meonderet Darftellungen vorbehalten bleiben. Wir wiederholen nur, 
dab dieScheidung zwiſchen dem allgemeinen Vereinsrechte und bem all: 
gemeinen Nechte der Vereinsarten die Grundlage der ſyſtematiſchen Bes 
handlung des Vereinsrechts fein muß, ba das legte zum Theile ſehr we: 
jentlich verſchiedene Elemente von dem eriteren hat. Und der Mangel 
diefer Unterſcheidung ſcheint uns ber Hauptmangel in dem fonft höchft 
gründlichen und anerfennenswerthen Werte des Verfaſſers, das nament: 
li durch Neichhaltigkeit der Erwägungen über allgemeine Streitfragen 
und ber Literatur in der Vereinsliteratur eine bedeutende Stelle einnimmt. 








Fiteraturblatt 


für 


tnrze Berichte und lieberichten über die neneften rechts⸗ uud ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Schriften. 





Pie Cinilcechtspfiege in der Pagerifcen Yfalz, verglichen wit Kern von Bink’s 
Schrift „Aber die Ermittlung des Zachverhalles“ u. ſ. w. Gin Beitrag zur Reform 
des deutihen Civilprocefied von Eduard Bomhard, k. Oberftaatsan: 
walt. Münden 1861, in der literarifch:artiftifchen Anftalt der 3. ©. Cot⸗ 
ta’ihen Buchhandlung (207 ©. in 8). 


Bie Thon der vorftehende Titel zu erkennen gibt, iſt diefe intereflunte 
Schrift zunähft durch Zink's befanntes Wert: über die Ermittlung des 
Sachverhaltes im franzöfifhen Civilproceffe — veranlaßt worden. 
Der Berf. befürchtet: daß verfchiedene von Zink aufgeftellte, aber unrichtige Be- 
bauptungen, einen widrigen Einfluß auf die Reform des Civilprozeſſes in Deutich- 
land nehmen könnten und will in beſcheidener Weile gegen die allzugläubige 
Annahme derſelben mahnen. Die Legitimation des Verf. liegtin feiner langjährt: 
ven Prarxis in der Rheinpfalz, durch welche er das dort geltende franzöfifhe Pro: 
ceßrecht in allen feinen Richtungen kennen lernen konnte. Obwol er nun (6. 2) 
bemerkt, daß es ihm nicht in den Sinn kommen konnte, das Zink'ſche, mit vol 
lem Rechte Cpoche machende Wert ergänzend oder berichtigend beleuchten 
zu wollen; fo kann feine Sqhrift doch ala eine wenn auch nur theilmeife und ein: 
zelne Buntte berührenne Kritik de genannten Werled und zwar als eine ſehr 
verdienftliche Kritik deſſelben erklaͤrt werden, zumal fie nicht in bloßen Raifonnement® 
befteht, fonbern ihre gewichtigen Gegenbemerkungen In dem Anhange auch durch 
Beifpiele aus der Praris illuftrirt, alfo auch in fo fern als ein Seitentüd zum 
Bortfolio des Zink'ſchen Wertes eriheint. Ganz befonderd tritt der Verf. folgen: 
den Behauptungen Zint’s in umſtaͤndlicher Eroͤrterung entgegen: 

a) daß fich der ſummariſche Prozeß nur in ſehr wenigen Punlten von dem 
ordentlihen Proceſſe unterſcheide. 
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b) Daß die Oeffentlichteit und Mundlichtelt in Civilſachen ganz nublos 
fei und ohne kräftige Impulſe nicht den Werth einer Hafelnuß babe. 

©) Daß nichts daran liege, ob fortgefahren werde, bie von ben Parteien ein- 
gereihten Dendſchriften zu ertrabiren, ober ob die Anwälte Dendichriften, bie auf 
gleihem Fuße verfaßt find, — in öffentlicher Sibung ablefen und daß es eben 
fo gleichgiltig fei, ob die Ladungen fortan vom Gerichte jelbft ausgehen oder gleich 
unmittelbar vom requirirten Gerichtsboten beſchafft werbe, — ob Buftellungen 





von Anwalt zu Anwalt vor 
des Richters fremd bleibt; - 
der, zu glauben, die von eine 
gen und die Zuftellung von ! 
tes trügen nur das Geringjt 
d) Daß das Organ } 
Gtoiljahen anbedenllich ver] 
ſcheidung mit geringer Auen 
ausfinden werde, was ihm u 
Wir haben feiner Zeit 
und dabei unter Anerkennung 


errber Inftruction die Einwirkung 
um größer fein könne, als 
derichtöboten entworfenen Ladun⸗ 
‚ohne Dazwiſchenkunft des Gerich⸗ 
ng ber Sache bei. 
mit feinem „Untireferate” in 
bie Beife und Weisheit der Ent: 
daß das Gericht ſchon ſelbſt ber: 
n möge, 
et in diejen Blättern angezeigt ') 
ieſes Schriftftellers nur in einem 


Hauptpunfte et tribus verbis ame» mom de Anſicht angedeutet, Der Verf, 
der vorliegenden Schrift lommt am Ende feiner Erörterungen zu derſelben Anficht. 
Er fagt S. 94: „Rod einmal mag hier zum Schluſſe dieſer Bemerkungen, die 
ala ein ganz anfpruchlofer Beitrag zur Verbeſſerung unferes vaterländiihen Erz 
vilprozeßverfahrens erſcheinen follen, der Ausdrud der innigen Ueberzeugung 
eine Stelle finden, daf nur mit Oeffentlichleit und Mändlichkteit des 
Berfahrens, Befreiung des Richters von der Progekleitung, No— 
tariat und Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft in Eivilverfab: 
ven die wahrhaft heilfame Reform der ftreitigen Rechtspflege zu erzielen fein 
wird, daß die von Zink als oberfter Leitftern empfohlene freie Bewer 
gung des Richters in Ermittlung des Sachverhaltes nur dad Pro: 
duct jener Grundprinzipien ift und nur als Product derfelben heilſam 
wirten tan, ohne jene Grundprincipien aber zur Oberflächlileit und Willtür 
führen würde, — endlich, daß jene Grundprincipien auf dem Boden deutſchen 
Rechtslebens, deutſcher Wiſſenſchaftlichleit und Gründlicpfeit, in den Händen der 
gewifienhaften bievern deutihen Juriften die herrlichſten fegenvollftien Frühte 
bringen wird." Was nun die Bedeutung der Deffentlighkeit und Mündlichteit oder Un: 
mittelbarleit vor dem erlennenden Gerichte für den Civilprozeß und deſſen Re: 
form in Deutſchland anbetrifft, fo dürften die Acten als ziemlich geſchloſſen an= 
geſehen werden können. Ihr Werth ift allgemein anerkannt und findet aud in 
den Ausführungen der vorliegenden Schrift eine fhlagende Begründung. Diffe- 
enter find dagegen allerdings nod die Anſichten über die Prozepleitung und 
die Stellung der Gerichtsboten dazu und zu den Parteien, dann über die Rothe 
wendigleit des Cinflufies der Staatsbehörde auf das civilgerichtliche Verfahren. 
Was daher der Verfafier über diefe beiden Punkte mit Rüdficht auf die Einrich— 
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tungen ‚in ber bair. Pfalz in feiner Schrift vorlegt, iR von beſonderem Intereſſe 
und verdient jedenfalls gelefen und bedacht zu werben. Haimerl. 


Yolkändiges geographifd-tspographifc-Aatififcyes Ortslericen von Deutſchland, 
und zwar der gefammten deutſchen Bundesſtaaten, fo wie der unter 
Deſterreichs und Preußens Botmäfligkeit ftehenden nichtdeutſchen Länder. 
Bon 5. Rudolph. Leipzig, Albert Hoffmann. 1862. Erſte Lieferung. 


Unter den Nahichlagebüchern, in welchen Amts: und Geſchaͤftsleute gar 
oft Auskunft und Belehrung ſuchen müflen, nehmen geographiihe Wörterbücher 
einen wichtigen Bla ein, und ihr Gebrauchswerth ift um fo größer, je befriedigenber 
die Auskunft, die fie geben, und je leichter die Auffindung des gefuchten Objectes iſt. 

Nicht wenige Wörterbücher diefer Elaffe gingen, um dem Wunſche des 
Bublitums zu entſprechen, über den reingeogtaphiichen Stanbpuntt weit hinaus, 
indem fie den geographiſchen auch geſchichtliche und ſtatiſtiſche Daten in Fülle 
binzufügten. Die ftrenge Wiſſenſchaft ertannte darin eben keine Bereicherung ihres 
Gebieted, allein das praltifhe Bebürfnik hieß folde Werke willlommen und 
ſicherte ihnen einen ausgedehnten Abfab. 

Das vorliegende geographiſche Werk gehört nicht zu ſolchen heterofcienti- 
fiſchen Arbeiten, es kündigt ſich als ein Ortslericon von Deutſchland mit In: 
begriff von ganz Deſterreich und Preußen an, ſchließt ftatiftifche Angaben nicht 
aus, gibt jedoch von dieſen nur fo viele, als zur Orientirung über die Lage, 
Größe, politiſche Bedeutung und Einwohnerzahl der einzelnen Ortſchaften erfor 
derlich it. Auch die Entfernung des Ortes von dem Amte oder Gerichte, zu 
dem berfelbe gehört, die Gewerbsthaͤtigleit, die Poftanftalten, Dampfſchiff⸗ Tele 
graphen: und Gifenbahnftationen dafelbft find forgfältig angemerkt. Nur bei einer 
ſolchen Einrichtung und dem präcifen Ausdrude, der durchgehende eingehalten ift, 
konnte auf Bollftändigkeit der Leiftung gerechnet werden, ohne das Wert zu vertheuern. 

Aus der Wahl der eben berührten Angaben iſt erſichtlich, daß bei diefer 
Arbeit vorzüglich das Bedurfniß des Verlehrs. und Geſchaͤftslebens maßgebend 
war; biefelbe wird daher auch einer zahlreichen Claſſe von Staatbürgern braud: 
bar und nũdlich werben koͤnnen. Auf die Reichhaltigkeit des Inhalt? muß ſchon 
der Blid auf den großen Flächenraum der Länder, deren Städte, Zleden, Dörte 
fer, Weiler, Höfe, Schlöffer, mertwürdige Ruinen, Hüttenwerke, Mühlen u. |. w. 
darin angeführt und in der befagten Art näher bezeichnet werden follen, fhließen 
lafien. Diefe Länder nehmen zufammen 21,345 deutfhe Q.⸗M. ein, find in der 
Mitte Europas gelegen, von gebildeten induſtriöſen Völtern bewohnt, haben zahl: 
reiche und darunter ausgezeichnete Inſtitute für das gewerbliche und commer 
cielle Leben — alles Umftände, die auf die Zahl und Art der menfchlihen Wohn⸗ 
fide und Baumerte daſelbſt nicht ohne Einfluß find. Man wird daher auch das 
in dem Profprectuß gegebene Verſprechen des Herausgebers nicht übertrieben 
finden, welches dahin lautet, daß im Ganzen gegen 300,000 Artikel geliefert 
werben follen. Wenn aber eine fo inhaltreiche Leiftung in zwei nicht zu umfange 
veichen Bänden untergebracht werben foll, fo Tann dies nur mit Hilfe einer bar: 
nach gewählten typographiſchen Ginzichtung des Werkes erreicht werben. 
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So weit die vorliegenden erſten Bogen eine Bergleichung mit anderen 
geographiſchen Beſchreibungen zulaſſen, kann man ſich Bade —— * > 
dem Bearbeiter an Kenntniß und dleiß in forgfälti igu 
denen Quellen nicht gefehlt habe, um in dem feftg a tina Umfang Bl. 
ftändiges zu liefern. Wir haben berlei Vergleichungen, ſo weit es Deiterreid be- 
trifft, angeftellt, und haben jene Mebergeuguing gewonnen, Yutfgefallen if es, ba 
die Bewohnerzahl der meiften Ortfchaften höher angegeben ift, als fie die legte 


Voltszäblung des Jahres IP” 7, Sp namentlich bei Ygram mit 
16,900 (ftatt 16,654), bei & 4422), bei Abertbam mit 2930 
(ftatt 2808) Einwohnern 1. } tMlären ung bies im ber. Abſicht 
heſchehen, um den feit dem elommenen Zuwachs wenigſtens 
annäherungsweife aufzunehn. 

Das Wert erſcheint ü ı von Albert Hoffmann in 
Seipzig und ift auf.36 Liefer oden un im. Subferiptionäpreife 
zu 36 Ir. Rh., berechnet. P- Springer, 

Die ſtaatsrechtlichen Verhältt ' Grafen Herren von Schänbarg, 

Hiſtoriſch und dogmatı Dr. M. Michaelis. Giehen 

1861. (1.Hft. des Bd. ür das öffentliche Recht des deut 


ſchen Bundes. Herausgegeben von Dr. 3. T. B. v. Linde), 


Das Haus Shönburg gehört zu den älteften Gefchlehtern des hoben 
Adels in Deutihland und bejaß bis im die neuefte Zeit Landeshoheit, Reich: 
und Kreisſtandſchaft. Zu Anfang des fiebzehnten Jahrhunderts wurde es in 
ernfte Streitigleiten wegen Schmälerung feiner Landesboheit durch Churſachſen, 
deſſen Territorium die Schönburg’jchen Herrſchaften nahezu umſchloß, verwidelt, 
welche endlich durd die Receſſe vom 4. Mai 1740 beigelegt wurden. Diefe Recefie 
bildeten von da ab die Grundlage der ſtaatsrechtlichen Verhältnifie des Haufes 
Schönburg zur Krone Sachſen und es wurde an benfelben weder durch den 
Teſchner Frieden vom 13. Mai 1779 nod durch die Auflöfung des deutſchen 
Reichsverbandes und die Stiftung des Rheinbundes eine weſentliche Veränderung 
herbeigeführt. Auf dem Wiener Eongrefie wurde die Anerkennung der receßmä— 
Bigen Rechte Schoͤnburg's unter die Bedingungen des Friedens mit dem Könige 
von Sadfen aufgenommen und in Folge deſſen von Lepterem unter dem 18. Mai 
1814 die Erklärung abgegeben, daß er ſich verpflichte, die Receſſe vom &. Mai 
4740 „für alle Zeiten und in ihrer ganzen Ausdehnung zu beobachten und beob: 
achten zu laſſen.“ Diefe königliche Declaration ift fpäter fogar für einen Beftand- 
theil der Wiener Gongreßacte von 9. Juni 1815 erklärt worden. Laut Bundes: 
beſchluſſes vom 7. Auguft 1828 vereinigten fi die Fürſten und freien Städte 
Deutſchlands dahin: Dem Haufe Schönburg mit Rüdfiht auf feine vormalige 
Stellung zum deutfchen Reiche, unbeſchadet aller aus dem Receſſe von 1740 hers 
vorgegangenen Rechtöverhältniffe, diejenigen perfönlien und Familienrechte ein: 
zuräumen, welche durch die Bundesacte und durch fpätere Bundesbeſchlüſſe ben 
im Jahre 1806 mebiatifiten, ehemals teihäftändiihen Familien im Bunde zuge 
ftanden worden. Als hierauf das Koͤnigreich Sachſen eine neue Verfaſſung er: 
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halten follte, wurde in dem föniglichen Decrete vom 1. Mätz 1634, mitteift deſſen 
der Entwurf der Berfaffungsurfunde den Ständen zuging, ausdrüdtidh vorbehal: 
ten, daß von den Beitimmungen der Berfaflungsurtunde die Receßverhältniſſe 
des Geſammthauſes Schönburg ausgenommen, und fo lange in ihrem erweislichen 
Umfange bei Kräften bleiben follten, bi8 mit ven Inhabern diefer befondern Ge- 
rechtfame gegen zeitgemäße Modification der darauf beruhenden Vorzüge, Smmu: 
nitäten und Abweichungen von der fonftigen allgemeinen Landesverfaflung bie 
vorzubebaltenden, zum Theil fchon obſchwebenden Verhandlungen zu anderen Be: 
ftimmungen geführt haben würden. Diefe wurden endlich in einem Erläuterung: 
tecefle vom 9. Ditober 1835 gefchloflen, welher am 7. November 1835 die Id: 
nigliche Natification erhielt, und bezüglich des darin ftipulirten Rechtsſchußes durch 
den Bunvesbefhluß vom 3. Juli 1836 garantirt wurde. Erft im Jahre 1855 ent: 
ftanden aus Anlaß der Durchführung des ſächſiſchen Gerichtsorganiſationsgeſetßes 
vom 11. Auguft 1855 in fchönburgifchen Receßherrſchaften neue Differenzen und 
indbejondere war e3 eine Schrift von J. Kaim: „Reviſion der ſächſiſchen Receſſe 
von 1740 und 1835 mit dem Haufe Schönburg, (Leipzig, 1860), welche zu einer 
abermaligen Erörterung der ftaatsrechtlihen Berhältniffe des gedachten Fürſten⸗ 
baufes zur Krone Sachſen führte. 

Die vorliegende Schrift, von einem anerlannten Lehrer des öffentlichen 
Rechtes an der Univerfität zu Tübingen ausgehend, bat ſich die Aufgabe geſeßt, 
ben durch Kaim verbreiteten irrigen Anfichten entgegen zu treten, und das wahre 
Sadverhältnig aufzullären. Sie liefert auf dieſe Weife einen höhft fhäsbaren 
Beitrag zu dem beutihen Staat3: und Yürftenrechte, der namentlid für Sachſen 
und für jene Länder, in denen ähnliche Berhältniffe obmalten, auch von nabe lie: 
gendem| politifchen Intereſſe ift. Der Kern der ganzen Arbeit findet fi in dem 
Beftreben, darzuthun, dab der fchon oben erwähnte Receß vom 9. October 1835 
weder feinem Inhalte noch feiner Form nad verfaſſungswidrig genannt werden 
tönne , fondern die volllommen rechtsgiltige Grundlage der beſtehenden Verhaͤltniſſe 
zwiſchen dem Haufe Schönburg und dem Königreihe Sachſen bilde ine Reihe 
von (X) Beilagen erhöht den Werth diefer beachtenswerthen Monografie, welche 
mit eingehender Sachkenntniß den Vorzug einer würdevollen und leidenſchaftsloſen 
Darſtellung verbindet. v. Stubenraud. 

Das VUeqcht der auchelichen Geburt im der Schwei, von Joſef Weber, Mitglied 
des fchweizerifchen Bundesrathes und des Übergerichtes in Luzern. Zürich 

1860, 8, 


Seit der im Jahre 1836 erfchienenen Dlonografie A. 3. Gett’3 über 
die Nechtöverhältnifie aus der außerehelihen Geſchlechtsgemeinſchaft, fo wie der 
unebelihen Kinder, bat diefes, in ethifcher wie in juriftiiher Beziehung jo wid: 
fige Thema keine umfaflende Behandlung gefunden, obwohl es eine folde, na: 
mentlih au vom Standpunlte der Gefehgebungs:Bolitit, allerdings verdiente, 
Bekanntlich fteben fih in den verfchiedenen Legislationen dießfalld nod immer 
zwei Haupt:Syfteme gegenüber, deren eines in dem Ausſpruche des Code Napo- 
l6on: 1a recherche de In paternite est Interditö. feinen -prägnanteften Husdrud findet, 


6 Literariſche Anzeigen 

während das andere die Vaterjchaftäflage für zuläffig erklärt und oft fogar dem 
unebelihen Kinde das Recht auf dem Samen und-die Heimath des Vaters zuer: 
tennt. Mit Recht bemerlt Zaharid in feiner befannten Abhandlung über die 
Baternitätsllage Erit. Zeitihr. für Rechtsw. u. Gefebg. d. Auslandes, Bd. X., 
Heft 1), daß bei den Fragen, welche den ARechte zuſtand der unehelihen Rinder ber 
treffen, die beiligften Forderungen der Menfhlihleit und- bie Nüdfihten, welche 
der Geichgeber auf den Geift ver Berfaffung und andere in der Crfahrung gege: 
bene Verhaͤltniſſe zu nehmer "+ ri ern it einander im Miderfprudhe 





ftehen. Wir müffen daher je, 
einen willlommenen bezeichne 
Einfluß nachzuweiſen verjud 
Syſteme auf die Zahl der un 
bung und Kindesmord zu ül 
gerade die vorliegende Schri 
wie wir meinen, mit voller 
man gemeiniglid von der Cu 
demjenigen, welder ber fra 
liegt) begte, ſich in der Erfal,, 
u fi.) Der Verfaſſer ſelbſt bull 


fung dieſes Widerſpruches als 
x an der Hand der Statiftit den 
ichiedenen, oben angedeuteten 
und der Fälle von Fruchtabtrei: 
In dieſer Beziehung liefert num 
es Materiale, aus welchem fich 
äht, daß die Vefürhtungen, die 
Maternitätsgrundfages (d i. von 
alifchen Geſetgebung zu Grunde 
bt bewährt haben. (Bal. S. 19 
üpe, bat e8 aber deshalb mit anz 


erlennenswerther Unparteilichleir ourgaus nıyr unterlaffen, alle Gründe darzule- 
gen, welche für daS entgegengefeste Syſtem von den Vertheidigern desſelben vor: 
gebracht worden find. Bon bervorragendem Intereſſe erſcheint uns diesfalls der 
(S. 50) mitgetheilte Bericht de3 Abgeorbneten Fracheboud vom November 
1858 an den Freiburger Groß-Rath, der ſich in der ſchwunghafteſten Weife gegen 
das Verbot der Vaterſchaftellage ausſpricht, und den Gefeßgebern die Frage zu: 
zuft, ob fie eine Moral adoptiren wollen, die dem Meibe nichts verzeibt, dem 
Manne aber Alles geftattet, die das Kind firaft, die Mutter firaft und den 
Mann, oft den ſchuldigſten von Allen, oft die Urfahe des Falles, ftraflos 
ausgehen läßt? Doch es ift nicht umfere Aufgabe, in die Erörterung dieſer viel: 
beftrittenen Materie vom Standpunkte der Gefebgebungspolitit einzugehen ; wir 
baben vielmehr unferen verehrten Lefern in Kürze darzuthun, welches Ziel ſich 
Weber bei Abfaflung feiner Schrift vorgefest habe, und auf welchem Wege er 
es zu erreichen verſuchte. In Beziehung auf den erften Punkt deutet das Bor: 
wort darauf hin, daß ed dem Einzelnen nicht leicht if, zur Kenntniß der 25 
verſchiedenen kantonalen Gefeßgebungen der Schweiz zu gelangen, daß aber 
diefe Kenntniß kaum in irgend einem anderen Redhtöverhältniffe fo nothwendig 
fei, als da, wo es fih um die Rechte der unehelihen Kinder, um die Ginleitung 
von Vaterſchafts: und Alimentationsklagen handelt. Der Verfaſſer bat es fi 
demnach zur Aufgabe geftellt, alle auf die in Frage ftehende Materie bezügligen 
Schweizer Gefege ihrem weſentlichen Inhalte nach wieder zu geben und unter 
einander zu vergleichen; — und er hat diefe Aufgabe mit Fleiß nnd Geſchiclich- 
teit gelöft, wobei nicht unerwähnt gelaffen werben darf, daß nur 11 Gantone 
umfaffende privatrechtliche Geſetbücher befigen, während in den übrigen die dies. 
bezügliche Gefeßgebung hödjft lüdenhaft ift und manderlei Schwierigleiten dar— 
bietet, Die Weber'ſche Schrift zerfäßt nach einem einfach gegliederten Eyfeme 





IV. 


Die neueſten Seſtrebungen zum cube des Urheber- 
rechtes an Erzengniſſen der Kunſt. 


Bon Dr. Moriz von Stubenraud. 


„Wahrend die Regierung das Eigenthum angelegentlichſt zu ſchützen 
bemüht iſt, geſchieht Nichts, um zu verhüten, daß Kunſterzeugniſſe 
dem öffentlichen Schacher anheimfallen, ja man gebt ſelbſt jo weit, den 
Künftler feines unveräußerlihen Rechtes auf feine eigenen Werke zu 
berauben. Die Frucht feiner Arbeit verfchlingt begangener Diebitahl an 
derjelben, die unbarımberzige Nachbildung, die ein Erwerbszweig gemor: 
den, Comptoire aufgerichtet und Öffentlich zu Markte figt. Das Geſetz, 
das die gewichtige Fauft zerfchmetternd auf Denjenigen fallen läßt, der 
ih erlaubt, die Unterfchrift kaufmänniſcher Firmen nadhzubilden, er: 
fand noch Feine Strafe für jenen, der das Namenszeichen des Künft- 
lers fich frevelbaft zu Nute madıt, der Nachbildung des Kunſtgegen⸗ 
ftande8 gar nicht zu gedenken.” Mit diefen Worten motivirte der Ver: 
ein für Kunft, Literatur und Wiſſenſchaft zu Antwer: 
pen die Aufnahme der Frage nad einem ausreichenden Schuße der 
Kunftwerle gegen unerlaubte Nachbildung unter die Berathungsgegen- 
flände des in der altberühmten Vaterſtadt eine® Rubens und Ban 
Dyck abzubaltenden artiftifhen Congreſſes. Wohl hatte ſchon 
der Brüffeler Eongreß vom Jahre 13858 fich nicht nur mit dem litera- 
rischen, fondern auch mit dem fogenannten „artiftiichen Eigenthume“ 
Haimeri'’s Biexteljahrenfchrift }. Rechtsw. IX. 2. 14 
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befhäftigt 1); nichtsdeſtoweniger ſchien e& ratbiam, eine Vereinigung 
an welder ſich vorausfichtli alle großen Künftlerkreife betheiligen wür— 
den, nicht worübergehen zu laſſen, ohne das Gewicht ihrer Beichlüffe für 
die Löfung der obichwebenden Fragen in Anfpruc zu nehmen. Bon 
diefer Betrachtung ausgehend hatte die, zum Behufe der Organifation 
des großen Künitlerjeites zufammengejegte Commifjion in das uuter 
dem 1. Mai 1861 veröffentl + Ders nachftehende Fragen auf: 
genommen: 


1) hat der Künftler ı fer irgend eines Kunftwerfes 
allein das Recht, dejien Nac aeftatten, fei es auf die Weife, 
mie er es verfertigt, jei es Ifsmittel ? 

2) Welche Mittel gib! ‚ler gegen betrügerifche Nach⸗ 
bildung feiner Werke zu fü 

3) Welche Mahregeln dachahmung eines Künftler- 
zeichens zu ergreifen? 

4) Iſt das gegen derar 8:Berlegungen zu erlaffende 


Geſetz auch auf die Jnduftrie, "wenn oieſe von der Kunſt zur Errei- 
Hung ihrer Zwecke borgt, anwendbar? 

5) Auf melde Art ließe fi) ein Einverftändniß zwiſchen den Re: 
gierungen zum Behufe des Schußes des artiftifhen Eigenthumes er- 
zielen? 

Das nach allen Richtungen verſandte Ausſchreiben fand, wie zu 
erwarten war, überall den gewünſchten Anklang und ſo konnte ſchon 
in einem zweiten Rundſchreiben vom 23. Juli 1861 das Zuftandefom- 
men des Congreſſes al3 gefichert erklärt werden. Der Minifter des In- 
nern in Belgien, Herr Carl Rogier, hatte die Präſidentſchaft und Herr 
€. Romberg, Generaldirector der Abtheilung für ſchöne Künfte in 
demfelben Minifterium, die Vicepräfidenticaft angenommen. In dem 
Drganifations:Comite befanden fi der Bürgermeifter der Stadt Ant 
werpen, Herr 3. C. 2003, dann die berühmten Maler Herr Leys 
und Nicaife de Keyfer und Herr F. Delvaur, Vicepräfident des 
Vereines für Kunft, Literatur und Wiſſenſchaft zu Antwerpen. 


') Vgl. hierüber den Compte rendu des travaux du Congrès de la propriete 
literaire et artistique par E. Romberg, Secrötaire general du Con- 
gres. Bruxelles et Paris. 1858. 2 Vols — Victor Foucher. Le Con- 

&s de la propriöt6 litraire et artistique tenu & Bruxelles en 1858, 
Paris 1858, und den Beriht von L. A. Warntönig in der kritiſchen Vier: 
elabeesienif, fir Gefepgebung und Rechtswiſſenſchaft. Münden. Bd. I. 

. ©. 186. 
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Bothen Schon diefe Namen binreihende Bürgfchaft für das Ge: 
lingen des Unternehmens, fo mußten überdieß die auf den früheren bel: 
giihen Eongrefien gemachten Erfahrungen, die bekannte Gaſtfreundſchaft 
der Antwerpner und die reihen Kunitihäge diefer Stadt zur Theil: 
nahme einladen. In der That wies die Liſte der „Adherants“, von de: 
nen freili nur die Hälfte perfönlich auf dem Congreſſe erſchien, 1139 
Künftler, Gelehrte und Kunftfreunde aus, worunter 430 aus Deutich- 
land, 407 aus Belgien, 131 aus Frankreich, 108 aus Holland, 32 aus 
England, 21 aus den italieniihen Staaten, 6 aus der Schweiz, 2 aus 
Spanien, 1 aus Dänemark und 1 aus Rußland. Unter den anmelen: 
den Ausländern waren Delegirte der Regierungen von Defterreich (der 
gefertigte Berichterftatter), Dänemark, Hannover, Spanien, Holland und 
den päpitlichen Staaten. Singleihen batte fich eine große Anzahl von 
Geſellſchaften und Vereinen durch abgeordnete Vertreter betheiligt. 

Die Eröffnung des Congreſſes erfolgte am 19. Auguit 1861 in 
einem fehr geräumigen Saale der fogenannten Cite, der nicht nur den 
Mitgliedern des Congreſſes, fondern auch einer großen Anzahl von Yu: 
börern binreichenden Plat gewährte und überdieß mit den erforderlichen 
Rebenlocalitäten für die Situngen des Bureaw’3 und der Sectionen 
verjeben war. Der Bürgermeilter beglückwünſchte in feiner Eröffnungs: 
rede die Stadt Antwerpen, jo viele ausgezeichnete Männer aller Na: 
tionen in ihren Mauern vereiniget zu fehen, um das Reich der Intel⸗ 
ligenz auszudehnen, und es mit jenen Garantien zu umgeben, auf die 
e3 einen jo gerehten Anſpruch bat. Der Redner drüdte den anme: 
jenden Künitlern und Kunſtfreunden den Dank dafür aus, daß fie dem 
an fie ergangenen Rufe bereitwillig Folge geleitet, und verlag ein Schreis 
ben des Herzogs von Brabant, worin Seine königliche Hoheit das Be: 
dauern kundgab, aus Geſundheitsrückſichten an den VBerfammlungen 
des Eongrefjes feinen Antheil nehmen zu können. Nach erfolgter Con: 
ftitwirung wurde über Antrag des Baron Taylor (aus Frankreich) 
das proviforiihe Bureau für definitiv erklärt, und durch 17 Ehren- 
Bicepräfidenten verftärkt, fo wie das vom Comité vorbereitete Negle« 
ment ohne Berathbung angenommen. Diefem zu Folge theilten fich die 
Mitglieder des Congreſſes in drei Sectionen, — für die materiellen, 
artitiichen und filofofiihen Fragen, — welche eine vorläufige Löfung der 
ragen des Programms anzubahnen hatten. Die Debatte, welche ſich 
jofort in der erften Section über die ihr zugewiefenen Fragen entipann, 
drebte fich zunäcdit um bie Natur des Urheberrechtes an den Erzeug: 
niſſen der Kun und um die Dauer feiner Wirkſamkeit. Die beiden 

1&* 
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Anſichten, welche ſich bereits auf dem Brüfjeler Eongrefle des I. 1858 
gegenüber getreten waren, machten ſich auch diekmal geltend. 

Ein Theil der Mitglieder (meift aus Frankreich) bielt am Begriffe 
des artiftifden „Eigentbums“ im ftrengiten Sinne des Wortes 
feft. Der Urheber eines artiſtiſchen Erzeugniffes bat, nach diefer Anficht 
ein wahres Eigenthum, nicht nur an dem (materiellen) Kunftiwerke, 
fondern auch an ber in drmialhum moekäunggten bee; dieſes Eigenthum 


ſteht auf gleicher Linie mi ne an Grund und Boden und 
an andern materiellen Be yeilen. Der Künſtler hat das 
Recht der beliebigen und Verfügung über dafjelbe und 
diefes Recht ift, wie jedes « imsrecht, ein emiges, pers 
petuirlihes. Die Anhänu thumstheorie ſuchten in Antz 
werpen das Terrain wieder das fie in Brüffel ihren ſieg⸗ 
reihen Gegnern hatten überu Dieje behaupteten, dab fich 
der ftrenge Eigenthumsbegriff aur tiichen Erzeugniffe in fo ferne 


nit anwenden laſſe, als && fi um 18 ausichließende Recht ihrer 
Veröffentlihung und Vervielfältigung banvelt. Sie erkannten in diefem 
Rechte (dem Autorredhte) ein befonderes, von dem Eigenthume an 
materiellen Gütern vielfach unterfdiedenes Recht der wirthſchaft— 
lien Benüßung ded Kunftproduktes, welches dem Urheber nur 
für eine beftimmte Zeit (die Dauer der Schugfrift) ausſchließend zuge- 
fanden werden kann und durch befondere Vorſchriften geregelt werden 
muß. Vergebend wurde von mehreren Seiten bemerkbar gemacht, daß 
die Frage des „geiftigen Eigenthumes“ und der „ewigen Dauer“ des— 
felben bereits auf dem Brüffeler Gongrefje und zwar im verneinenden 
Sinne entichieden worden fei, und deßhalb gar nicht unter den Bro: 
gramms-Gegenftänden des Antiverpner Congrefjes erſcheine, — die Ma: 
jorität der Section entſchied fih für eine neuerliche Discuffion, welche 
zwei mehrftündige Sigungen in Anfprud nahm, ohne da im Wefent- 
lichen neue Gründe vorgebracht worden wären. 

Die Grundlagen de3 materiellen, wie des artiftifchen Eigentums — 
wiederholte man von der einen Seite — feien die „nämlichen“: das Ge— 
ſetz der Arbeit und die Verantwortlickeit. Gleichwie der Werth eines 
materiellen Gutes ſich nad dem Maafe der auf die Herporbringung 
defielben verwendeten Arbeit beftimme, fei auch das Probuft der künft- 
leriihen Schöpfung je nach dem Grade der darin fi) manifeftirenden 
Thätigleit des Geiftes von größerem ober geringerem Werthe; das Eine 
wie das Andere fei das Eigenthum desjenigen, der e8 hervorgebracht 
hat, — fo fordere es das Geſetz der Arbeit, und ingleichen müfle der 
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Urheber eines geiftigen wie eines körperlichen Erzeugniſſes die Verant: 
wortlichkeit für feine Thätigfeit auf fich nehmen. Ihm ftehe das Recht 
zu, fein Werk für ſich zu behalten, ja es fogar wieder zu vernichten, oder 
aber e3 der Deffentlichkeit zu übergeben, und zwar mit dem Vorbehalte 
- der ausfchließenden Vervielfältigung, oder ohne einen ſolchen Vorbehalt. 
Niemand könne biergegen Einiprache erheben; auch die Geſammtheit 
nicht. Nur zu lange waren die Künftler die Märtyrer des allgemeinen 
Intereſſes. Es fei nunmehr an der Zeit, ihnen ihre Rechte zu wahren, 
fo daß diefe von ihnen auf ihre Kinder und Kindesfinder übergehen. 
Worin liege der Grund, den Künftler nad 30, AO, 50 Jahren feines 
Eigenthbums zu berauben? Man erkenne die PVerpetuirlichteit des arti- 
ftifhen Eigenthbums an, und ſogleich entfallen alle Schwierigkeiten, melde 
die Verſchiedenheit der Gejeßgebungen in den einzelnen Staaten beut 
zu Tage noch darbiethet. Ein gleiher Schuß wird dann dem Künft- 
ler überall zu Theil werden. Jetzt berricht das Unrecht und die Will 
kühr. Mit demjelben Fuge, mit welchem man das Recht des Urhebers 
auf 50, 40, 30 Jahre befchräntt, könne man es auch auf 10, 5 Jahre, 
auf 1 Jahr beſchränken und dieß führe zur Vernichtung des Rechtes 
jelbft. Nur wenn der Künſtler die beruhigende Weberzjeugung bat, daß 
er nicht bloß für fih, fondern auch für feine Nachkommen arbeitet, 
wird er zu den höchſten Kunſtſchöpfungen fich begeiftert fühlen, mag 
auch der Mitwelt das Verſtändniß derjelben fehlen; nur die ewige Dauer 
feines Rechtes wahre ihm, — wie Jules Simon fi in feiner ge: 
wohnten geiftreihen Weile ausdrückte — jene edle Unabhängigkeit, deren 
er fo fehr bedarf, um wahrhaft Großes zu ſchaffen. Schmälert, entzieht man 
ihm den Lohn feiner Arbeit, fo wird er entweder der Mode-Richtung- 
verfallen oder fi zum Schmeichler der Hohen und Mächtigen diefer 
Erde herabwürdigen. 

Anderfeitd ging man von der Erwägung aus, daß die Idee 
eines Kunftwerfes, wie fie im Kopfe des Künftlers entipringt, als et: 
was Immaterielles, Unfaßbares, noch gar nicht in das Nechtögebieth 
fat; zu einem Objecte von Rechtsbeziehungen werde fie erit dann, 
wenn fie durch den Künftler eine beftimmte Form erhalten bat, wenn 
fie als Kunſtwerk in die Außenwelt getreten iſt. Das Gemälde, die 
Statue, der Kupferftich, ala materielleg Erzeugniß des Künitlers, ſei 
unzweifelhaft fein wahres Eigenthbum; er könne es für fich behalten, 
verändern, verbefiern, vernichten; er ift eben im Beſitze defjelben und 
dadur im Stande, willkührlich und ausfchließend darüber zu verfü- 
gen; er kann fein Eigentum mit und ohne Vorbehalt auf einen An: 
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dern übertragen, er kann endlich auch ſein Kunſtwerk auf was immer 
für einem mechaniſchen, chemiſchen, phyſitaliſchen Wege verviel fäl⸗ 
tigen, und bier begegne man einem neuen Rechte des Autors, wel- 
ches einer bejonderen Negelung, eines beſondern gefeglichen Schuges 
bedarf. Auf die bloße dee, die ſich in dem Aunftwerke unter einer be 
fonderen Form manifeftirt, fei der Eigenthumsbegriff nicht anwendbar, 
Ein harakteriftiiches Merkm-" > mg fei der Befik, das iſt 


die Möglichkeit einer beliel hließenden Verfügung; diefe 
Möglichkeit fei aber für dem t mehr vorhanden, fobald er 
fein Kunftwerf ver Deffen en bat, Er kann feine Statue 
zertrümmern, fein Bild zerſtoren aber nicht mehr hindern, daß 
der denjelben immanente & von Jedermann benügt merbe, 
und weitere Früchte trag a 1 ide Benüßung werde auch der 
Künftler in feinem Rechte aupıou iſche Idee nicht beeinträchtigt ; 


er könne fie eben fo gut, wie jeder zn weiter entwickeln; fein Autor⸗ 
Ruhm werde ihm nicht geihmälert um Gegentheile durch die weitere 
Vervielfältigung immer mehr und mehr verbreitet. Wenn aber auch der 
ftrenge Eigenthumgbegriff auf das geiftige Erzeugniß nicht anwendbar 
erſcheine, fo jei e& doch eine Forderung der Gerechtigkeit, daß dem Ur— 
heber ein entiprechender (pecuniärer) Lohn für feine Arbeit zu Theil 
erde. Diefer Lohn wird durch die Anerkennung des Rechtes zur aus: 
ſchließlichen Vervielfältigung des Kunftwerkes (auf mechaniſchem, de- 
mifhem, phyſikaliſchem Wege) gewährt. Dem Künftler gebührt dieſes 
Recht, das Autorrecht; es gebührt ihm, nicht als ein Privilegium, 
nicht als eine Gnade, die man ihm gewähren oder entziehen kann, fon: 
dern als ein geheiligtes Recht auf den Genuß der Früchte feiner gei: 
ftigen Arbeit, feines fünftlerifhen Strebens. Dieſes Recht ift ein für 
fich beftehendes Vermögensrecht, dem man, an und für fi) betrachtet, 
allerdings auch ewige Dauer zuerfennen könnte. Allein dieß wäre we— 
der gerecht noch billig; vielmehr ſcheine das Intereſſe der Geſellſchaft, 
das Intereſſe der Menfchheit, das Intereſſe der fortichreitenden Civili- 
fation eine Beſchränkung auf eine beitimmte Zeit zu fordern, nad) be: 
ven Ablauf der in dem Kunftiverke ſich manifeftirende Gedante zum Ge- 
meingute wird, und der allgemeinen freien Benügung anheimfällt. Iſt 
ja doch felbit das materielle Eigentbum im Staate aus öffentlihen Rück- 
ſichten mancherlei Beſchränkungen unterworfen; warum verlangt man 
für den Künftler ein abfolutes, unbeſchränktes Recht? Mit gleihem 
Zuge könnte man für denjenigen, der irgend eine nügliche Erfindung 
macht, ein ausfchließendes Recht der Ausbeutung von immerwährender 
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Dauer in Anſpruch nehmen. Wo ftünde aber die Menfchheit, wenn bie 
Erfindung der Buchdruderkunft, des Webeſtuhles, der Dampfmaſchine, 
des elektrifchen Telegrafen noch immer ein ausichließendes Eigenthum 
in den Händen des Erfinderd oder feiner Nachlommen wäre? Die Aus: 
jchließlichleit des Vervielfältigungsrechtes fol dem Talente, dem Fleiße, 
der Anftrengung des Künſtlers einen ausreichenden Lohn gewähren, 
fie fol ihm eine feiner würdige, unabhängige Stellung verjchaffen, fie 
fol auch feinen nächſten Angehörigen zu Guten kommen — allein dazu 
bedarf es feiner ewigen Dauer. Ein Zeitraum von 30, 40, 50 Jah⸗ 
ven, vom Tode des Autors an gerechnet, wird Dazu genügen. Wenn 
man fagt, warum 30, 40, 50 Sabre, fo läßt fich darauf antworten, 
daß im Rechtsgebiethe überhaupt gewille Zeiträume firirt werden müſ— 
fen, ohne daß eine abfolute Nothwendigkeit vorhanden ift, daß es ge: 
rade fo oder jo geſchehe. Warum ift die Verjährungszeit auf 40, 30, 
warum nicht auf 25, 20 Jahre feſtgeſetzt? weil es eben einer feſten Ab: 
grenzung bedarf, mag fie länger oder kürzer ausfallen. Das Autorrecht 
fei daher ein jelbitändiges Recht der ausſchließenden Beröffentli- 
hung und Vervielfältigung, nicht von ewiger, ſondern von beſchränkter 
Dauer, dem man, zur Vermeidung von Mißveritändniffen, nicht den 
Namen des „Eigenthbums” beilegen jollte. 

Bei der Abftimmung gewann die lehtere Anficht die Majorität 
der Voten, wie auf dem Brüfjeler Congrefie. 

Eine weitere Discuflion entſpann fich über die Frage, ob eine unbefugte 
Nachbildung auch dann vorhanden fei, wenn ein Kunftwerf mittels eines an- 
deren Verfahrens, als durch welches es urfprünglich erzeugt wurde, nachge: 
bildet, aljo 3. B. ein Gemälde nachgeltochen, eine Statue in einem Bilde wie: 
dergegeben wird? Die allgemeine Meinung jprach fich für bejabende Beant: 
wortung diejer Frage aus. Man verfannte nicht, daß zu einer ſolchen Nachbil⸗ 
dung eine gewille Kunjtfertigfeit nothwendig iſt, daß das Product der: 
felben mithin an ſich ein Kunſtwerk fein könne (3. B. ein vollendeter 
Kupferftih nah einem fremden Gemälde); man bemerkte jedoch, daß 
dadurch das Autorrecht des Erzeuger der urfprünglichen Kunſtſchöpfung 
(de Malers z. B.) nicht minder beeinträchtiget werde. Das Weſen des 
Kunftwerkes liege in der Idee, in der unter körperlicher Form ſich dar⸗ 
ftellenden fünftleriihen Auffaflung. Die Form bleibe nun diefelbe, ob 
fie durch die Plaſtik oder durch die zeichnende Kunft wiedergegeben werde. 
Wer fi diefelbe unbefugter Weife aneignet, begeht einen Eingriff in 
das Recht des Autors, mag er fi was immer für eines Kunjtverfah- 
vend bedienen und mag er einen höheren oder minderen Grad der Kunſt⸗ 
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fertigkeit auf die Hervorbringung ſeiner Nachbildung verwenden. Der 
Copiſt möge ſich daher jedenfalls mit dem Berechtigten ins Einverneh- 
men fegen und Jedem von Beiden (dem Schöpfer des Driginales wie 
dem kunſtfertigen Nachbildner) wird dann ber gerechte Lohn feiner Ar⸗ 
beit zu Theil werben. 

Auch darüber herrſchte nicht bie geringfte Meinungsverſchiedenheit, 
daß die Benügung von Kurtmatn u Myftern für induftrielle 


Erzeugniffe während d chutzfriſt ohne Autorifation 
von Seite des Künitlers od nachfolger zu unterfagen ſei. 
Bei der hohen Vollendung, mitm ewiſſe Induſtrieproducte 3. B. der 
Tapetenfabrikation, des Metalla geliefert werden, ſei einer⸗ 
ſeits eine namhafte Veeinträd küunſtlers zu beſorgen, wenn 
man die in Frage ſtehende jeben wollte, und anderſeits 
konne es dem Künſtler auch wien gleichgiltig fein, fein Kunſt⸗ 


werk durch erbärmliche Nachbildung eichſam profanirt zu ſehen. 

Bon einer Seite wurde insbeſondere darauf aufmerkſam gemacht, daß 
eine unbefugte Nachbildung nicht bloß dann vorhanden fei, wenn ein 
Kunſtwerk in feiner Totalität reprodueirt wird, fondern aud) dann, wenn 
einzelne Theile befjelben wiedergegeben werden, wenn jemand 
3 3. aus Kaulbach's berühmten Jluftrationen zu Neinede Fuchs 
einzelne Thiergeftalten entnähme und daraus ein Fabelbuch zufammen- 
ſtellte; wiewohl in folden Fällen allerdings nur eine Jury von Sad: 
verftändigen werde entſcheiden können, ob eine Verlegung des Autor: 
echtes vorhanden fei oder nicht. 

Einen weiteren Gegenftand der Discuffion bildete die Frage, ob 
der Künftler dadurch, daß er fein Kunſtwerk ohne Vorbehalt veräußert, 
zugleich au das Recht der Vervielfältigung auf den Ermwer: 
ber deſſelben übertrage? Die Wichtigkeit diefer Frage wurde durch das 
Beifpiel des berühmten engliſchen Lar dſchaftsmalers Landſeer erfiäht: 
lich gemacht, welcher für eine feiner neueften Landſchaften 500 L. St., 
für das Recht der Vervielfältigung berfelben mittels Kupferftiches aber 
2000 2. St. erhielt. Eine nicht unbedeutende Anzahl von Gongrekmit: 
gliedern, darunter felbft mehrere namhafte Künftler, ſchloß fi der An: 
fiht an, daß bei einer Veräußerung ohne Vorbehalt das DVervielfälti- 
gungsrecht auf den Erwerber des Kunfterzeugnifies übergehe. Es liege 
nämlich im Begriffe des Eigenthumes, daß ber Beliger einer Sache be: 
liebig und ausſchließend darüber verfilgen könne, und diefes Recht müſſe 
daher auch dem Erwerber eines Kunftwerkes zugeftanden werden. Wollte 
man daffelbe gleichſam mit einer Dienftbarkeit zu Gunften des Künftlers 
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belaften, jo würde man mahrjcheinlih den Anlauf von Kunſtwerken 
durch Kunftliebbaber erſchweren, und melde Schwierigkeiten würden ents 
fteben, wenn nad) dem Tode des Künftlers das ihm vorbebaltene Ver 
vielfältigungsrecht an feine Erben überginge, und dieſe vielleicht wider 
Iprehende Anforderungen in Anſehung deflelben ftellen? Anderfeits 
wurde geltend gemacht, daß man das Eigentbum des Künftlers an fei- 
nem Kunftproducte und das Recht der Vervielfältigung deflelben wohl 
von einander unterfcheiden müſſe. Die Veräußerung des Einen biefer 
Rechte fchließe demnach keineswegs auch die des Andern in ſich. Es fei 
bier ein ähnlicher Fall, wie wenn ein dramatiicher Schriftfteller jeine 
Dichtung einem Schaufpielunternehmer zur Aufführung überläßt. Nie 
mand wird behaupten, daß dadurch auch das Verlagsrecht auf den Thea: 
terdirector übergehe. Ebenjowenig könne man annehmen, daß der Erwer: 
ber des Kunſtwerkes mit dem Eigenthume deflelben auch das davon 
wohl zu unterfcheidende Vervielfältigungsrecdht erlange. Dies ftehe viel- 
mehr, als ein felbftftändiges Vermögensredht, fortan dem Künftler zu. 
Man wende nicht ein, daß es fich der Urheber bei der Veräußerung 
feines artiſtiſchen Erzeugniſſes ja „vorbehalten“ könne. Derlei Berab- 
redungen jeien immer ſchwierig. Ein junger Künftler werde felten in 
der Lage fein, bei dem Verkaufe feiner Erftlingsproducte Bedingungen 
zu fegen, er werde oft auch gar nicht daran denken, da er in feiner 
Beicheidenheit die Bedeutung feines Kunſtwerkes und den Anklang, den 
dafjelbe im Publikum findet, vielleicht nicht einmal vorausfiebt. Wenn 
diefer num weit nadhbaltiger iſt, ala er gehofft, oder wenn fein Name 
fpäter zur Geltung gelangt, und die Vervielfältigung felbit feiner frü- 
beren Werke ihm bedeutenden Nuten abwerfen Tönnte, wäre es zu 
fpät, da er durch den Verlauf feines Werkes fih aud des Vervielfäl⸗ 
tigungsrechtes ſchon entäußert hätte. Und führte nicht die Conſequenz 
der gegentbeiligen Anficht dazu, dem Künftler auch das Recht der Ber: 
fertigung eines ähnlichen Kunſtproduktes (droit de repetition, verjchies 
dem von droit de reproduction) abzuſprechen? Will ein Kunſtliebhaber 
ein Wert allein befiten, will er jede Vervielfältigung deſſelben aus: 
geichlofien willen, jo mag er fich dieß bei dem Ankaufe deſſelben ins: 
befondere ausbedingen, aber dann auch einen um fo höheren Preis 
dafür bezahlen. Das Neproductionsrecht in der Hand des Eigenthümers 
des Kunſtwerkes führt auch noch die Gefahr ſchlechter Nachbildungen 
herbei, die dem Rufe eines Künſtlers bedeutenden Schaden zufügen kön⸗ 
nen. Ein Widerſpruch mit dem Begriffe des Eigenthums liege durchaus 
nicht vor; denn ſo wie der Käufer einer patentirten Maſchine weiß, 
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daß er fie zwar beliebig in ſeinem Geſchafte verwenden, aber nicht nach⸗ 
machen lafjen darf, eben jo wiſſe auch ‚ber Erwerber des Kunſtwerles, 
daß er es beliebig vertvenden, wieder weräußern,. ſelbſt zerſtören darf), 
daß er aber nicht das Recht hat, während. ber Dauer der Schugfrift 
eine Vervielfältigung deſſelben zu veranlaffen oder vorzunehmen, fon: 
dern daß dieſes Necht dem Künfiler oder deſſen Rechtsnachfolgern zu: 
ftehe. Hierin fei feineswegs-eine. auf dem Eigenthume am Kunſtwerke 





laftende Dienftbarkeit wal 
geben, daß dem Künftler I 
den Befig übergegangenen 
Nachbildungen zuitehe, we 
eudlich die bei dem Ableber 
anbelangt, fo könnten fie it 
thümers des Kunſtwerkes 
nicht unüberwindlich fein. x 


n ‚allerdings müfje man zu⸗ 
uf Herausgabe des in frem⸗ 
ehufs der Anfertigung von 
falls nicht vorgejehen,. Was 
eintretenden Schwierigkeiten 
ße. bei dem Tode de3 Eigen: 
nd werben in beiden Fällen 
te dieſer Gründe Folge ger 


bend ſprach fi die Majoritaun ı dahin aus, daß das Necht 
der Vervielfältigung eines Kunfiwesses wurd die ohne Vorbehalt ge 
ſchehene Veräußerung des legteren noch nicht auf den Erwerber über: 
geben, fondern fortan dem Künftler als ein felbftändiges Vermögensrecht 
zuſtehen folle. 

Die übrigen im Programme aufgeftellten Detailfragen gaben zu 
keinen weiteren Discuffionen Anlaß, und eben fo wurden die Anträge 
ber Section in der allgemeinen Verfammlung des Congreſſes vom 21. Aug. 
1861 ohne eingehende Debatte angenommen, nachdem über einen An: 
trag des Herrn Vervoort aus Brüffel und eine in gleichem Sinne ſich 
ergebende Rede des Minifterd Rogier beihloffen worden war, auf 
die Prinzipienfrage der ewigen oder beſchränkten Dauer des artiftiihen 
Eigenthums nicht einzugehen, weil fich diefelbe nicht auf dem Programme 
des Antwerpner Congrefies befunden. 

Wir geben nachſtehend den Inhalt der meift einftimmig gefaßten 
Beſchlüſſe des Congreſſes: 

1. der Künſtler, als der Schöpfer eines Kunſtwerkes, hat allein 
das Recht, deſſen Nachbildung zu geſtatten, ſei es auf dieſelbe Weiſe, 
wie es von ihm verfertigt wurde, ſei es mittels eines andern Kunft: 
verfahrend?). Er behält dieſes Recht auch nach dem Verkaufe feines 
Werkes, wenn diesfalls feine abweichende Beſtimmung getroffen wurde. 


”) Der analoge Beihluß des soräfieler Congtefſes hatte gelautet: Der Urheber 
einer Zeihnung, eines Gemäldes, einer Sculptur oder des Wertes einer 
andern bildenden Kunft joll allein das Recht haben, das Werk durd eine 
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2. Das Geſetz hat die unbefugte Nachbildung eines Kunſtwerkes 
für eine ftrafbare Handlung zu erklären, welche jedoch nur auf Ver 
langen des Beichädigten zu verfolgen lömmt. 

3. Die Nachmachung eines Künftlerzeihenz it der Fälfchung 
einer Handſchrift gleich zu achten ?). 

4. Die Geſetze, melde die Verlegung des Autorrechtes ahnden, 
find auch auf jene induftriellen Producte anzuwenden, welche von 
der Kunſt zur Erreichung ihrer Zwecke borgen ®). 

5. Der Congreß fpricht den Wunsch und die Hoffnung aus, daß 
das Prinzip der internationalen Anerkennung des Rechtes der 
Urbeber auf ihre artiftiihen Erzeugniffe in die Geſetzgebung aller cioil- 
firten Nationen Eingang finden erde. 

6. Er ift der Anficht, daß dieſes Prinzip felbft gegen jene Län⸗ 
der zur Anwendung gebracht werden jolle, welche hierin die Gegen- 
ſeitigkeit nicht beobadten. 

7. Er ift endlich der Anficht, daß die Gleichftellung der frem: 
den Künftler mit den Einheimifchen eine vollkommene und un- 
beſchränkte fein jolle. 

In diefer Weife löſte der Congreß die der eriten Section zuge: 
wiefenen Aufgaben mit Umfiht und Mäßigung ; er baute auf den Be 
ſchlüſſen des Brüſſeler Congreſſes vom Jahre 1858 fort, und legte mit 
ibm das Gewicht der Anfichten einer großen Anzahl von ausgezeichne- 
ten Fachmännern aus allen Theilen Europa’, und ingbejondere aus 
den durch ihre Kunftbildung hervorragenden Ländern in die Wagfıhale 
der öffentlihen Meinung, und es ſteht zu erwarten, daß fie bei Fünf: 
tigen legislativen Arbeiten nicht unberüdfichtigt bleiben werden, eben: 
falls bat der Antwerpener Congreß bei Allen, die daran Theil genom: 
men, ein freundliches Andenken zurüdgelaflen. Die bekannte Gaftfreund: 
Schaft diefer edlen Stadt hatte fih an den, von nahe und ferne berbei- 
geftrömten Fremden auf dad Glänzendfte bewährt. Die Feitlichleiten, 
mit denen man fie empfing, waren eben fo reichhaltig als geihmadvoll 
und die liebenswürdigite Zuvorkommenheit trat ihnen überall entgegen. 


gleihe oder ähnliche Kunft, in steigen oder einem andern Maßftabe nadh: 
der di oder defien Nachbildun Ir geftatten. 
3) Der —*8* Congreß hatte bei ſſen, den „unbefugten Nachbildner joll bei 
Anmaßung ded fremden Namens die den Nahdrudern angebrohte Strafe 
treflen, D vorbebaltlih der Beftrafung wegen Fällbung einer Privaturkunde, 
das Nachmachen bi! zur Nachahmung der Unterjchrift gebt. 
9 De, E aügliße Beichluß des Brüſſeler Congrefjes hatte —9— dahin ausge⸗ 
ochen, daß das — Recht an Schöpfungen der Zeichenkunſt auch 
har Gryeugnifie der Jnbuftrie Anwendung finden folle. 
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Gehen wir nun auf die neueſten legislativen Beitrebuns 
gen über, um dem Autorrechte an Kunſtwerlen einen ausgiebigeren 
Schutz zu gewähren, als deſſen fie ſich bisher erfreuten, fo finden wir 
diefelben überall noh im Stabium des Entwurfes. Bald nad Ab- 
haltung des Brüfjeler Congreſſes brachte eine piemomtefifche Zei- 
tung die Notiz, daß Graf Cavour eine Commifjion Behufs der Prüs 
fung eines Geſetzentwurfes, den Ks degeiſtigen Eigenthums über: 
baupt betreffend, eingelegt habh wnvapı der Entwurf im Sinne der 


Prinzipien abgefaßt fei, die t befagten Congreſſe zur Geltung 
gelangt. Wir haben jeither dwer Url em dieſer Commiſſion und die 
Refultate ihrer Berathungen mi erfahren, müſſen aber glaus 
ben, das fie zu feinem Ziele a auf dem Antiverpener Con⸗ 
greße von den italieniſchen serlei Mittheilung darüber ges 
wacht wurde. 


Zunächit war e8 Belgiens m ſich mit der Ausarbeitung 
eines neuen Gejegenttourfes zum e bes literariſchen und artiſti⸗ 
ſchen Eigenthums beſchäftigte. Der viesyallige Entwurf, welcher beftimmt 
ift, an die Stelle der Gefege vom 19. Juli 1793, 25. Jänner 1817 
und 21. October 1830 zu treten, wurde im Auftrage des Miniſters 
Rogier von dem Drganifationd:Comit6 des Brüſſeler Congreſſes ab: 
gefaßt und der Kammer der Repräfentanten in der Sigung von 15. April 
1859 vorgelegt, biöher aber noch nicht zum Gefege erhoben. Er beruht 
auf der, in ben meilten europäifchen Gefeggebungen vorherrſchen— 
den Auffafjung des Autorrechtes, als eines felbftändigen Vermö— 
gensrechtes zur ausſchließlichen Veröffentlihung und Vervielfältigung 
literariſcher und artiftifcher Erzeugniffe, welches im Intereſſe der Ge: 
ſellſchaft und der fortichreitenden Civilifation auf eine beftimmte Zeit: 
dauer (die Schußfrift) beſchränkt werden muß. Diefe ift auf die Lebens» 
dauer des Autors, dann auf die Lebensdauer feines Überlebenden Ehe- 
gatten und auf 50 Jahre, von dem Tode des Urhebers oder von dem Erlö- 
ſchen der Rechte des überlebenden Ehegatten an gerechnet, zu Ounften feiner 
Erben und Rechtsnachfolger feftgefegt. Aus den, insbefondere aufden Schuß 
der fünftlerifchen Erzeugniffe fich beziehenden Anordnungen heben wir Nach⸗ 
ſtehendes hervor: der Urheber einer Zeichnung, eines Gemäldes, eines Mer: 
tes der bildenden Kunft, der Architektur oder irgend eines andern Kunft» 
probuftes hat allein das Hecht, es zu vervielfältigen oder die Verviel- 
fältigung befielben zu geftatten, fei es mittels bes nämlichen, oder mit« 
tı dern Verfahrens, al durch welches es urfprünglich erzeugt 

s nad) demfelben oder einem anderen Maaßſtabe (Art. 21). 
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SJugleihen wird es für einen ftrafbaren Eingriff erflärt, wenn 
ein Kunftwerk ohne Genehmigung des Urhebers als Mufter für Erzeug: 
nifie der Induſtrie verwendet wird. Geftattet der Autor felbft die Ver: 
wendung feines Productes zu einem foldhen Zwecke, jo unterwirft er 
ſich dadurch den VBorichriften, melde zum Schutze der gewerblichen Mus 
fter und Modelle beleben (Art. 24). Die unbefugte Nachbildung, beißt 
es in der Motivirung des Entmwurfes, verändert wohl ihre äußere Er⸗ 
fcheinung, aber nicht ihren Charakter, wenn fie einen anderen Stoff 
oder ein anderes Verfahren anwendet, ala defien ſich der Künftler zur 
Hervorbringung des Driginales bediente, auch bleibt fich die Thatfadhe 
gleich, ob die Vervielfältigung auf dem Wege der Kunft oder der Sn: 
duftrie erfolgte. Der Zeichner, der eine Büfte oder eine Gruppe zum 
Behufe der Vervielfältigung durch den Kupferſtich copirt, und ber Gie⸗ 
Ber der fie zum Bebhufe der Verwendung auf einem induftriellen Er: 
zeugnifle, 3. B. einer Pendeluhr, abmodeln läßt, beeinträchtigen die 
Rechte des Autors in gleichem Maaße, wenn fie obne feine Zuſtim⸗ 
mung bandeln. | 

Die, auch in Belgien vielbeſprochene und vielbeftrittene Frage, 
ob das Recht der Vervielfältigung eines Kunſtwerkes durch die Eriwer: 
bung des legteren auf den Erwerber übergebe, ift im Art. 22 im ver- 
neinenden Sinne beantwortet. Dafür batte fich die Majorität der Com: 
mifjiongmitglieder ausgeiprochen, von der Vorausſetzung ausgehend, daß 
der Erwerber im Allgemeinen bloß einen perſönlichen Genuß bezmwede 
und kein derartiges Gejchäft im Auge habe. Diefer Genuß wird dadurd 
nicht geftört, daß das Kunſtwerk durch ein verichiedenes Verfahren, 
als mittels deſſen e8 erzeugt wurde, vervielfältigt wird; er könnte aber — 
warum? ift ung nicht recht einleuchtend, — dadurch geitört werden, daß 
die Reproduction mittels des nämlichen oder eines analogen Verfab: 
tens erfolgte ; deßhalb verliert der Autor nah Art. 22 das Recht der 
Bervielfältigung feines artiftiichen Erzeugnifiesg auf Demfelben oder 
einem analogen Wege, wenn er feinen bejonderen Vorbehalt gemacht 
bat, ohne daß jedoch dieſes Recht auf. den Erwerber übergeht. Hierbei 
ift, wie uns ſcheint, der bei Kunftliebhabern vielleicht allerdings nicht 
felten vorlommenden Caprice, fih einen ganz erelufiven Kunftge 
nuß referviren zu wollen, al zu jehr Rechnung getragen. Dagegen ver: 
dient unferes Erachtens die Beitimmung des Art. 29 volllommene Bils 
ligung, vermöge welcher die Bezeihnung eines Kunſtwerkes mit dem 
Ramen eines fremden Künftlerd nicht nur als unbefugte Nachbildung 
(contrefscon) erflärt, fondern auch mit der Strafe der Fälſchung 
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einer Privaturkunde bedroht wird, wenn die Unterſchrift, das Monogramm 
oder ein anderes Künſtlerzeichen in betrügeriſcher Abſicht nachgemacht 
wurde. Noch verdient hervorgehoben zu werden, daß die Kunſtwerte 
die der Staat an ſich gebracht hat, — abgeſehen von einem etiwa ger 
troffenen abweichenden Llebereinkommen, frei nachgebildet werben kön: 
nen (Art. 23), und dab überhaupt das Heimfallsrecht des Staates, wie 
es fonft bei erblofen VerlrTantkatton Mag greift, auf das literariſche 


und artiftifhe Eigenthum ıg findet (Art. 25). Die un: 
befugte Veröffentlihung ode eines artiſtiſchen Erzeuguiſſes 
iſt (im Art. 28) für ein Ve klärt, und einer Strafe von 
50 bis 2000 Fr. unterworf en aber nur init einer Geld» 
Rrafe von 25 Fr. bis 500 DB ergehens macht fich derjenige 
ſchuldig, der ein umbefugter mode gebrachtesErzeugniß der 
Kunſt wiſſentlich ankündigt, verbreu der zum Verkaufe ausſtellt. 
(Art. 29 und 30). Außerdem hat nfiscation der nachgemachten 


Gegenftände, fo wie der Platten, eue und Matrizen, die zur un— 
befugten Nachbildung verwendet murden, ftattzufinden. Die Webertre: 
tungen bes Geſetzes werden von Amtswegen dur das öffentliche Mi: 
niſterium verfolgt (Art.33). Endlich ift noch insbefondere zu bemerken, 
daß im Art. 1 des Entwurfes das bisher noch in feinem Gefege in 
foldem Umfange ausgeſprochene Prinzip der internationalen An: 
erfennung des Autorrechtes feinen vollften Ausdrud gefunden 
bat, ein Brinzip, defien Proclamirung zu den ſchönſten Nefultaten bes 
Brüſſeler wie des Antwerpener Congrefjes gehört und mit deſſen Durd: 
führung allein dem Autorrechte der ihm gebührende Charakter vol: 
lends gewahrt ericeint. 

Nächft Belgien wurde in Defterreich eine Reform ber zum 
Schutze des literariihen und artiftifchen Eigenthumes beitehenden Ge: 
feßgebung, des Patente vom 19. Dctober 1846, das auch in Ungarn, 
Eroatien, Slavonien und dem Temefer:Banate fo wie in Siebenbürgen 
zugleih mit dem allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuche (unter Nr. 72 
und 69 de Anhanges zu demfelben) eingeführt, und für dag Militär: 
Grenzgebieth fo mie für die der Militärgerihtsbarkeit unterftehenden 
Perſonen dur) Kriegsminifterial:Erlaß von 18. Auguft 1849 Nr. 369 
des R. &. Bl. kundgemacht worden war, in Angriff genommen. Bu 
diefem Behufe ward im Schooße des Juſtiz: Miniſteriums eine eigene 
Eommiflion aus Juftizbeamten, Nechtögelehrten und je einem Abgeord: 
neten ber einzelnen Gentralftellen unter dem Borfige des Sections: 

Ritter von Hye zufammengefet. 
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Nach dem aus den Berafhungen biefer Commiſfion hervorgegan: 
genen Entwurfe fteht das Recht, ein (literariſches oder) artiftiiches Er: 
yeugniß zu veröffentlichen, ausfchließend dem Autor, d. i. demjenigen 
der daſſelbe (verfaßt oder) verfertiget bat, und feinen Rechtsnach⸗ 
folgern zu ($. 1). Jede den Beitimmungen des Gejeges zumider, ohne 
Genehmigung der ausſchließend Berechtigten unternommene Verviel⸗ 
fältigung eines (literariichen oder) artiftiichen Erzeugniſſes ift verbothen 
und als unerlaubte Nachbildung anzufeben, u. 3. ohne Unterſchied, ob 
das Manufcript, Modell oder Driginalwerk von dem Berechtigten be 
reit3 herausgegeben war, oder nicht, und ob bei der Nachbildung eines 
bereit3 erfchienenen Wertes das nämliche oder ein anderes Verfahren 
als bei der urſprünglichen Herausgabe angewendet wurde, dann ohne 
Unterſchied, ob das Originalwerk ganz oder nur theilmeife, mit oder 
ohne Veränderungen nachgebildet wurde, fobald die legteren nicht fo 
überwiegend find, daß das fpätere Werk als ein neues felbitftändiges 
Erzeugniß der (Literatur oder) Kunft angefehen werden kann. Ausges 
nommen von diefem Verbothe ift nur die Nahbildung von freier Hand 
(Abſchrift, Eopie u. |. w.), wenn diefelbe nicht auf Erwerb gerichtet ift 
(8. 3). Der vierte Abfchnitt des Entwurfes, der insbelondere den Wer: 
ten der bildenden Künfte gewidmet ift, erllärt im Sinne des o. a. $. 8 
als verbotben: a) die Vervielfältigung von Beichnungen und Gemäl- 
den mittels des Kupferftiches, Stahlitiches, des Holzfchnittes, der Litho: 
grafie, des Farbendrudes, jo wie die Vervielfältigung durch Lichtbilder 
oder durch wie immer geartete grafiihe oder hemijche Lebertragungen ; 
b) die Vervielfältigung von Sculpturen oder Mod.Ien aller Art durch 
Abguß, Abformung, Galvanoplaftil und ähnliche Mittel; c) das Kopi: 
ven von Wemälden und Zeichnungen, jo wie das plaftiihe Nachbilden 
von Sculpturen aller Art im Einzelnen, wenn eö einen Gelderwerb 
zum Bwede hat ($. 15.). Die Nachbildung eines Kunſtwerkes, welche 
durch ein anderes, al3 das bei dem Driginal angewandte Kunſtverfahren 
rechtmäßig angefertigt worden ift, darf nicht ohne Genehmigung des 
Abbildners oder feiner Rechtsnachfolger vervielfältigt werden ($. 16). 
Diefem Berbothe unterliegen die Nahbildungen von Kunſtwerken auch 
dann, wenn fie in einer andern Größe, als das nachgebildete Wert, 
oder mit anderen unerbeblihen Abweichungen unternommen erden, 
oder wenn das Kunſtwerk auch nur als Muſter für die zum Gebraude 
dienenden Erzeugnifle der Manufakturen, Fabriken oder anderer Ger 
werbe benugt wird ($. 17). Dagegen ift (nach 8. 18) eine verbothene 
Nachbildung nicht anzunehmen: a) wenn ein Kunſtwerk mit jo erbhebi 
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lichen Abweichungen von dem Original nachgebildet wird, daf bie Nach: 
bildung als ein jelbititändiges Werk anerkannt wird; b) wenn ein Ge, 
mälbe oder ein anderes Merk der geichnenden Kunſt im plaftiihen Wege 
ober wenn eine Sculptur durch Zeichnung, Malerei u. dgl. dargeitellt 
twird, vorausgefegt, daß biefe Darfiellung nicht auf bloß mechaniſchem, 
chemiſchem, optiſchem oder phyſicaliſchem Wege, fondern vermittelft freier 
Handnachbildung erfolgt, “-* "Fit Sue weitere Anwendung bes 


umgelehrten Verfahrens d auf, Erwerb gerichteten Hand⸗ 
nahbildung des Original jangen werde; c) wenn einer 
wiſſenſchaftlichen Arbeit he damit in Verbindung, ftes 
ben, beigefügt werben, fo iſſenſchaftliche Arbeit ala der 
Hauptziwed de Wertes € Abbildung bloß den erläus 
ternden oder nützlichen Zu. wenn eine Abbildung folcher 
Kunſtwerke angefertiget w straffen und öffentlichen Plä- 
gen bleibend aufgeftellt fine; bildung von. Photograpbien 


und anderen Lichtbildern, in fu wuns, Arch micht mittelbar ein Ori⸗ 
ginal⸗Kunſtwerk geſetzwidrig vervielfältiger wird. 

Hieraus erhellet, daß die Beftimmungen des öſterreichiſchen Ente 
wurfes im Allgemeinen ſowohl mit jenen des belgischen Entwurfes, als 
mit den Beichlüffen des Brüffeler und Antiverpener Congreſſes im Ein- 
Hange fieben, und nur in fo ferne von denfelben abweichen, als fie die 
Nachbildung eines Kunftwerkes auf anderem, als dem bei deilen Er- 
zeugung eingeſchlagenen Wege — freilich unter gewiſſen a. a. Beſchrän— 
tungen — für ftatthaft erklären. Hierin ſcheint ung allerdings ber bel: 
giſche Entwurf den Vorzug zu verdienen, da er der künſtleriſchen 
Idee, welche doch neben der techniſchen Fertigfeit des Hervorbringens 
befondere Berüdfichtigung verdient, einen erhöhten Schuß verleiht. 

Die Frage, ob durd die Erwerbung des Eigenthums eines Kunft: 
wertesfür ſich allein das Recht der Nachbildung erlangt werde, beantwortet 
auch $. 19 des öfterreihiichen Entwurfes im verneinenden Sinne, fügt aber 
bei, daß ber Erwerber des Kunftwerkes ohne ausdrückliche Verabredung 
nicht verpflichtet fei, daffelbe dem Urheber ober deſſen Rechtsnachfolgern 
zum Zwecke ber Nachbildung zu überlafen, — eine Beſtimmung, mit 
welcher fich, wie wir fhon oben angedeutet haben, aud der Antwer- 
pener Congreß für einverftanden erflärte. 

Der Schuß gegen unbefugte Veröffentlihung umd Nachbildung 
iR im Allgemeinen (nah $. 21) für die Lebensdauer des Autors und 
für die Dauer von 30 Jahren nad feinem Tode gewährt und wirb 
hierbei (nad $. 29) das Todesjahr des Autors nicht mitgezäplt. 
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Die unbefugte Vervielfältigung oder Nachbildung eines (Titerari 
ſchen oder) artiſtiſchen Erzeugniffes, To mie jede andere Beeinträchtie 
gung der den Autoren durch das neue Geſetz eingeräumten Rechte ber 
gründet den Anſpruch des Beeinträchtigten auf die gefeglihe Entfchäbt: 
gung und ift überdieß auf deſſen Verlangen an Allen, welde fih wife 
ſentlich daran betheiligt haben, oder mit ben Erzeugniffen einer unbe» 
fugten Nachbildung Handel treiben, als ein Vergehen mit einer Gelb 
buße von 10 bis 1000 Zereinsthalern, oder im Falle der Zahlungs- 
unvermögenheit mit einer angemefjenen Sreiheitäftrafe bis zu 6 Mona: 
ten zu ahnden, infoferne darin nicht eine durch bie allgemeinen Strafs 
gelege fehwerer verpönte Handlung erkannt wird. Die Betrafung kann 
übrigens auch dann eintreten, wenn der Erwerb bes Berechtigten durch 
die unbefugte Nachbildung nicht gefchmälert worden ift (8.37). Die vorhan- 
denen Eremplare der unrechtmäßigen Nachbildung und in den Fällen, als 
diefelbe durch ein bleibendes, ausſchließlich zu diefem Zwecke brauchbares 
Mittel bewerkftelliget wurde, auch die deßhalb gemachten Vorrichtungen, wie 
Formen, Platten, Steine, Stereotyp-Abgüße u. f. w. find über Begehren des 
Beeinträchtigten mit Beſchlag zu belegen ober zu vernichten ($. 38). 

Aus dem, einige „allgemeine Beſtimmungen“ enthaltenden 9. Ab: 
ſchnitte des Entwurfes wollen wir noch hervorheben, daß ein Heimfalls: 
recht in Bezug auf Werke der (Literatur und) Kunft nicht ftattfindet, 
diefelben mögen bereits herausgegeben fein oder nicht (8.43), und daß 
nad) Ablauf der gefeglichen Schugfrift, und in allen Fällen, in welchen 
für ein Wert Niemand mehr vorhanden ift, der auf den Schup bes 
Gefeges gegen Nachbildung Anſpruch machen Tann, die Werte der (Li: 
teratur und) Kunft Gemeingut werden, und in beliebiger Form nach⸗ 
gedrudt und nachgebildet werben dürfen ($. AA). 

Was endlich das Verhältniß zum Auslande anbelangt, fo be: 
ftimmt $. A5 des Entwurfes darüber, daß den im Auslande erſchei— 
nenden Werken der im Gefege ausgeſprochene Schuß, wenn fein befon: 
deres Uebereinfommen mit dem fremden Staate befteht, in dem Maaße 
gewährt werde, als die dießfälligen Rechte den inländifhen Autoren 
durch die Geſetze de fremden Staates gleihfals geſichert find. — Der 
Entwurf fteht alfo auf dem Standpunkte des Reciprocitätsprin 
zipes, welches bisher in ben neueren Gefeggebungen vormwaltet. 

Ein dritter Entwurf, insbeſondere die Erzeugniffe der ſchönen 
Künfte (Ane arte) betreffend, wurde in England unter dem 15. April 
1861 im Haufe der Gemeinen eingebradt. Er fol die bezüglichen Par: 
Iamentsacte aus ben 5. 1755, 1766, 1777, 1798, 1814, 1836, 1844, 1850 
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and 1882 ganz oder theilweiſe außer Kraft ſeten, und ben Künftlern 
gegen unbefugte Nachbildung einen ausreichenberen Schub. gewähren, als 
deſſen fie fich bisher erfreuten, Nach dem Juhalte dieſer Bill fol dem 
Urpeber eines Gemäldes, einer Sculptur oder eines Stiches (auf Me- 
tal, Stein, Holz, Glas u. dgl) oder beffen Rechtsnachfelgern allein 
das ausfchliehende Recht der Vervielfältigung (Right, of copying, ze- 
produeing, and multiplyim- ti Sur was immer, für Mittel 


nah was immer für eim zu was immer für einem 
Zwede während der ga Autors, und. 30 Jahre nach 
feinem Tode zuſtehen. und während. der. gleichen 
Dauer ift in Beziehung ige Nachbildung demjeni⸗ 
gen gewährt, der eine ſe ı Einveritändniffe mit dem 
Autor verfertigt oder vı fo bat der Autor eines Wer⸗ 
8 der Architektur (« ) mährend ber obgedachten 
Schutzfriſt allein das Re r bie in demielben verlor⸗ 
perte Idee (design), jei es theilweiſe auf was, im- 


mer für einem Wege, im wur wmmes ur einer, Größe und zu, mas 
immer für einem Zwecke zu vervielfältigen. Iſt aber ein Gebäude be: 
veit3 ausgeführt worden, fo fol Niemand gehindert fein, Plane, Skiz— 
zen, Profile oder Modelle deffelben oder eines Theiles defjelben auzu: 
fertigen und einen Bau darnach auszuführen, vorausgefegt, daß bie 
gedachten Plane, Skizzen, Profile oder Modelle nicht nach denen des 
Autors, fondern lediglich nad dem Gebäude felbft angefertiget worden 
find. Die Erwerbung des ausſchließlichen Rechtes der Vervielfältigung 
ift davon abhängig gemacht, daß der Name oder dad Monogramm des 
Autors auf der Oberflähe oder irgend einem andern in die Augen 
fallenden Theile des Werkes deutlich erkennbar eingegraben, aufgedrudt, 
eingeprägt, aufgezeichnet, aufgejchrieben ober fonft erfichtlich gemacht wird. 

Der gejeglihe Shug wird — abweichend non den älteren Be: 
fimmungen — dem ausländifchen Erzeuger eines Kunſtwerkes auch 
dann zugeftanden, wenn dafjelbe außerhalb der brittiſchen Beligungen verferz 
tiget, oder zum erftenmale verkauft oder fonft darüber verfügt wurde, vor= 
außgefept baß bei befien Anfertigung oder Veröffentligung die eben er— 
wähnten vom Gefege geforderten Förmlichkeiten beobachtet worben find. 

Das Vervielfältigungsrecht de3 Autors (Corpyright) wird als ein 
perfönliches angefehen, und zu dem beweglichen Vermögen gerechnet; 
die erfte Uebertragung deſſelben Kann nur auf Grundlage eines fchrift 
lichen, vom Autor oder feinem insbefondere dazu bevollmächtigten Agen: 
ten unterzeichneten Vertragdacte (Note or Memorandum in Writing) er⸗ 
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folgen; weitere Uebertragungen können auf demſelben Wege, ober durch 
ſchriftliches Indoſſament geſchehen. 

Jede unbefugte Nachbildung eines Kunſtwerkes verpflichtet zur Zah⸗ 
lung einer Summe von höchftens 100 8. St. anden Inhaber bes Autorrechtes 
(Propzietor of Copyright). Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, 
der ein unbefugt vervielfältigtes oder nachgebilbetes Werk in einer auf 
Erwerb gerichteten Abſicht wiſſentlich nach England einführt; ja den 
Autor jelbft, wenn er fein Bervielfältigungsredt auf einen Andern übers 
tragen hat, und ohne deſſen Zuftimmung neue Vervielfältigungen vor 
nimmt. Außerdem unterliegen alle unbefugt nachgebildeten Eremplare, 
fo wie die Platten, Model, Matrizen und andere, zum Zwede der uns 
befugten Nachbildung ausſchließlich verwendbaren Werkzeuge dem Ber: 
falle zu Gunften des Berechtigten. 

Wenn endlich Jemand in betrügerifher Abfiht den Namen, bie 
Unfangsbuchftaben oder das Monogramm eines fremden Künftlers auf 
einem Kunfl-Erzeugniffe nachmacht oder abändert, oder ein echtes Künft- 
lerzeichen auf ein frembes Product überträgt, oder nachmachen ober übertras 
gen läßt, fo wird er dadurch einer ftrafbaren Handlung (Misdemeanor) ſchul- 
dig und Tann deßhalb bis zu 2 Jahren im Kerker angehalten und noch bazu, 
nad) dem Ermefien des Gerichtshofes, mit ſchwerer Arbeit belegt werden. 

Ingleichen macht ſich derjenige ftrafbar, der ein, mit einem frem: 
den Ramen oder Monogramme verfehenes Kunſtwerk mifjentlih und 
in betrügerifher Abficht verkauft, vervielfältigt oder zum Verkaufe ans 
jegt u. |. w., dann wer eine Nachbildung (Copie, Nachahmung in Far⸗ 
ben) irgend eines Kunftwerkes in ber Abficht verfertigt, fie für das Ori⸗ 
ginal auszugeben, oder wer eine ſolche Nachbildung als Driginal vers 
Zauft, oder zum Verkaufe anfegt, ohne Unterſchied, ob bezüglich des in 
Frage ftehenden Kunftwerkes ein ausſchließendes Hecht der Vervielfal⸗ 
tigung noch in Kraft beiteht, oder nicht. 

Endlich fol bei Lebzeiten des Autors Niemand ohne befien Zu: 
fiimmumg berechtiget fein, ein Kunſtwerk, an welchem irgend melde 
Veränderungen (duch Zufäge, Retouchirungen u. dgl.) vorgenommen 
wurden, ald ein unveränberted Driginalwert des gedachten Autors zu 
veröffentlichen, zu verlaufen oder zum Verkaufe anzufeßen. 

Alle bisher angeführten Webertretungen unterwerfen einer Gelb: 
ſtrafe von höchſtens 100 L. St. oder dem doppelten Betrage des Er: 
ldſes, um welchen derlei Kunfterzeugniffe hindangegeben oder zum Vers 
Taufe gebracht worden fei. Außerdem ſieht dem Beeinträdtigten gegen 
den Beigäbiger eine Civilllage auf Schabenerfag zu, bei der unbefugs 
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ten Nachmachung eines Künſtlerzeichens aber haben die Vorſchriften in 
Betreff der gewerblichen Marken (Trade-Marks), und in allen Fällen 
einer als Miademeanor ftrafbaren Handlung jene Rechtsmittel zur Anwen: 
dung zu gelangen, welche das Geſetz überhaupt gegen den einer ſolchen 
Handlung Schuldigen einräumt. Die dem Beeinträchtigten zuflehenden 
Klagerechte verjähren binnen 3 Monaten nach der begangenen Ueber: 
tretung, oder wenn durch EMwauernder Schaden zugefügt 


wird, binnen 3 Monaten an gerechnet, mit welchem die 
Beihädigung aufgehört hat. Grundzüge der Bil, welche 
wahrſcheinlich noch in der varlaments · Seſſion zur Ber- 
handlung kommen dürfte. 

Außerdem wurde ju⸗ eich eine eigene Commiſſion 
aus Staatsmännern, Gelehrien u tftellern zufammengefegt, um 
eine Revifion der Gefete zum! ariſchen und artiſtiſchen Eigen: 
thumes vorzunehmen. Diejelberyu er des l. J. unter dem Vorfige 
des Staatd:Minijters Grafen Wa | ihre Arbeiten begonnen, und 


mir fehen mit gefpannter Erwartung den Rejultaten derjelben entgegen. 

Am 23. Jänner d. J. hat dann auch Sachſen beim de utſchen 
Bunbdestage den Antrag geftellt , eine fachverftändige Bundes-Coim:- 
miſſion zur Ausarbeitung eines allgemeinen deutſchen Nach— 
drudsgefeges miederzufegen, und zugleich empfohlen, bei jjenen 
Arbeiten den Entwurf eines Nachdrucksgeſetzes, wie ihn der Vorftand 
des „Börfenvereines deutſcher Buchhändler” in Leipzig zufammenftellen 
ließ, zu Grunde zu legen 3). Die glüdlihen Erfolge, melde auf den 
Leipziger und Nürnberger Eonferenzen bezüglich des Wechſel- und Han: 
delsrechtes erzielt wurden und der lebhafte Anklang, den die Beftrebungen 
des deutſchen Juriftentages in allen Ländern deutſcher Zunge gefunden ha: 
ben, geben der Hoffnung Raum, daß auch die Zuftandebringung eines 
allgemeinen deutſchen Nachdrudögefeges feine Unmöglichkeit fei. 

So wird denn, wenn Deutſchland, Frankreich, England und 
Belgien auf dem Wege der Fortbildung des Autorrechtes voranſchreiten, 
den Künftlern und Schriftftelern unzmeifelhaft jener Schutz zu Theil wer: 
den, welchen das Rechtsbewußtſein ber Gegenwart fordert, und welder 
fi) für das Gedeihen der Kunft und Wiſſenſchaft als förderſam darftellt. 
3) Diefer Entwurf führt den Titel: Entwurf eine& Gefehes für Deutfchland 

um Schuge des Urheberrehtes an Werten der Literatur und Kunfl 

Raddrud, fo wie gegen unbefugte Rachbildung und Aufführung, — 

tiven: Seitens des Boͤrſenvereines der deutſchen Buchhändler und der De 

putirten des Buchhandels zu Leipzig der k. ſaͤchſiſchen Regierung überreicht. 

(Als Manuftript gedrudt). Er wurde bei der Abfaflung des o. a. öfter: 

reich iſchen Entwurfes durchwegs benüst. 











V. 


Ueber den Begriff des Verbrechens.) 
Bom Herrn Dr. A. Geyer, ord. öff. Prof. der Rechte zu Innsbrud. 


Wo immer uns die Geſchichte von irgend einer größeren oder kleine ⸗ 
ren menfchlichen Gemeinſchaft berichtet, weiß fie uns aud von einer 
fo. oder anders beſchaffenen mehr oder minder umfangreihen Strafge: 
walt innerhalb der Gemeinſchaft zu erzählen. Denn fo oft Menfchen 
in einem geregelten Verbande mit einander leben wollten, hat es fi 
aud als dringend nothwendig herausgeftellt, die in der Gemeinſchaft 
errichteten Rechtögrenzen gegen die Ausſchreitungen und revel der Ge: 
noffen durch Strafen zu ſchützen (von dem ethiſchen Grunde ber 
Strafe ſehen wir einftweilen ganz ab). Aber fo fehr darin alle Gemein: 
weſen älterer und neuerer Zeit Webereinftimmung zeigen, daß in ih: 
nen fid) nothwendigerweiſe ein Strafrecht entwidelt, eben fo fehr zers 
fplittert ſich diefe ſcheinbare Einheit bei näherer Betrachtung und, wenn 
wir fie fefter in’s Auge faflen, ſcheint fie vor dem eindringenben Blide 
zu zerfließen. Denn was geftraft wird, das freilich ift ein fehr ver= 
ſchiedenes je nach Zeit und Voll, In Sparta wird der nicht ertappte 
Dieb nicht beftraft, in Rom mar das Furtum in vielen Fällen nur 
ein Privatdelict und nad) einem preußiſchen Edicte aus dem 18. Jahr: 
hunderte follten alle Wilbdiebe ohne Gnade gehängt werben. Der Ehe 


1 Um een melden Ei fin „vorzubeugen, fei fogleich bemertt, 
i nicht der Gegenſas un — een und — * 
wie ihn auch unſer —* Recht kennt, ſondern der Begriff des 
* im Sinne der Theorie = Crimenund zwar, wie man & au [7 
yuune bat (0, ©. B. Berner in Rum Beh. — ©. a ati 
Z im en! orme n, 
— Straſdaren und Steafoärdigen unterjudt werben ſoll. 
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bruch wird im alten Rom am Ehemanne gar nicht beftraft, dagegen nach 
moſaiſchem Rechte (und fo auch 5.8. nad ſchwäbiſchem Landrechte) mit 
dem Tode. — Wie viele Verſchiedenheit zeigen felbft bie jegigen beut- 
ſchen Gefegbücher in Bezug auf die Behandlung 5. B. der politiihen 
Verbrechen, oder gewifjer betrügerifher Handlungen u. ſ. m. 

Bei ſolcher Uneinigkeit der Staatspraris in den wichtigiten Punk 


ten möchte e8 ein jchlechter fie kurz beſcheiden zu laſſen, 
und nad dem alten Satze: sine lege poenali den gordi⸗ 
fen Knoten zu zerhauen ur oje Nominaldefinition: „das 
Verbrechen ift eine ftrafgefeg dung“ für die unanfehtbare 
Loſung des Räthiels auszr chen 18 nad) neueren Staatsrechte 
darf nicht al Verbreche den, was nicht als ſolches 
durch ein Geſetz bezeichnet n | war nicht immer und über: 
al fo und über das Wefe ens felbft werden wir natür- 
lich durch jenen Satz nicht aufgeklärt. Es bleibt noch 
immer bie Frage unbeantwor Handlungen ſoll und fann 


der Staat denn als Verbrechen behandeln umd beftrafen? — Und hof— 
fentlich wird dieſe ganze Frage nicht deßhalb für eine müſſige gehalten, 
weil fie ſchon thatfächlih im pofitiven Rechte entſchieden fei ober weil 
fle gar nicht allgemein beantwortet werden könne, da in dieſem Puncte 
alles von der geſchichtlich, empirifch gegebenen Sondereigenthümlichkeit 
eines Staates abhänge. Wer freilich das, was da fein foll, ſchon 
immer indem, was ift vorfindet, für den hat unfere Frage feinen Sinn, 
und er wäre jebenfall8 wegen feines guten Glaubens an die unfehlbare 
Vortrefflichkeit des Vorhandenen zu beneiden, wenn man nicht fürchten 
müßte, es konnte ihn einmal eine ungeftüme vox populi aus feinem 
Traume aufſchrecken. Es ſcheint, die Antwort auf die Frage: ob die 
vorhandenen Strafgefeggebungen fo bleiben follen, wie fie find? wäre 
ſchon längft deutlich genug ertönt. — Was aber den oben erwähnten 
zweiten Einwurf betrifft, fo foll glei bier ausdrüdlidh zugeftanden 
werben (worauf wir noch fpäter zurückkommen), daß allerdings bie ge: 
gebenen Verhältniffe einen fehr großen Einfluß (und zwar von Rechts: 
wegen) auf jede Strafgefeggebung haben. Nichtsdeſtoweniger muß es 
eine der beiligften Angelegenheiten ber Menfchheit fein (mir tragen fein 
Bedenken das zu betonen), ſich der Schranke Har bewußt zu werden, 
welche die Ethik der Strafgewalt des Staates zieht, eine Schranke, welche 
zwar von biefer überfehritten werden kann, wenn fie die Macht dazu 
hat, aber nur foferne fie den Tadel der Unfittlichkeit nicht ſcheut. Und 
niet minder mag die Mar hingeftellte ethiſche Auffaffung der Pflicht 
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zu firafen daran mahnen, Süden auszufüllen, welche umläugbar in ben 
vorhandenen Geſetzen nachgewieſen werben konnen. — Huf alle Fülle 
ſcheint übrigens diefe Erörterung tenigftens deßhalb einiges Intereſſe 
für ihr Thema vorausfegen zu können, weil basfelbe eine auch in der 
neueften Seit immer wieder ventilirte Gontroverfe betrifft, die ohne Zwei⸗ 
fel die Grundlage der ganzen Strafrehtsmiflenfhaft auf das Unmit⸗ 
telbarfte berührt. Und jo erlauben wir uns denn, den Begriff deö Ver⸗ 
brechens vorerft pofitiv feftzuftellen und ihn dann durch bie Abgrenzung 
gegen verwandte Begriffe bin noch mehr in das rechte Licht zu rüden. 


I. 


„Verbrechen ift eine unter einem Strafgefeße enthaltene Beleidigung 
oder eine durch ein Strafgejeg bedrohte dem Rechte eines Andern wi- 
derſprechende Handlung” fagt Feuerbach im $. 21 feines Lehrbuch's 
und fpricht damit (abgefehen davon, daß er Verbrechen bloß im Stuate, 
Beleidigungen auch außer demſelben als möglih annimmt, was uns 
nicht berührt, da wir unter Verbrechen bier nichts meiter als traf: 
mwärdige Handlungen verftehen) zugleih aus, daß jebes Verbrechen 
Rechtsverletzung fei, womit er eben nur bie Conſequenz ber 
Kant'ſchen Rechtsanficht ausdrückt. Diefe Anficht war zu Feuer bach's 
Zeit die herrſchende, aber auch in der neueſten Zeit hat die Anſicht, 
daß alle Verbrechen nothwendigerweiſe Rechtsverletzungen fein müßten, 
Beifall gefunden, hieher gehören 5. B. Tem me und Kohn (in Bolt: 
dammers Archiv, IH. Band 6. 504 und in feiner „Lehre vom fort: 
geſetzten Verbrechen 1860 S. 6 fj.). Immer mehr Anhänger bat aber 
die entgegengefegte Anficht in neuerer Zeit erhalten, fo daß fie jet 
nahezu als die berrichende betrachtet werden kan. Wenn wir und nun 
and) zu dieſer herrſchenden Anficht befennen, jo kann uns doc, Feine 
der bisher für diejelbe von den Eriminaliften verjuchten Begründungen 
genügen, und eben dieß hat die Beranlafjung zu vorliegender Arbeit ge 
geben. Insbeſondere muß bier, ehe auf das Einzelne eingegangen wird, 
der eigentblimlichen Stellung der Hegel’ichen Schule zu unjerer Frage 
Erwähnung gethan werden. Sie faßt nämlich allerdings das Verbrechen 
als eine Rechtsverletzung, als „criminelles Unrecht“ auf. Aber das Ber: 
brechen wird „Verlegung des Rechts als ſolchen“ (Köftlin Syſtem 
8. 5) oder „des Rechtes als der objectiv dajeienden Rechtsordnung“ 
(Hälſchner Syſtem ©. 5) genannt. Gegenftand des criminellen lin: 
rechtes ift „nicht bloß die Rechtsordnung in der Form Bes Geſetzes, 
fondern in der eines bafeienden und als foldges geſetzlich anzuerkennen⸗ 
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ben und zu ſchützenden Rechtes. Das Recht als. mögliches: Object: des 
Verbrechens hat aber fein Daſein nicht bloß in ber. Form ber fubjec- 
tiven Berechtigung, ſondern auch in den rechtlichen Inſtitutionen, wo⸗ 
nad) alio namentlich der Staat, feine Einrihtungen und Organe Ge 
genftand des Verbrechens ſein können“ (Hälſchner a. a. O. ©. 2). 
Ferner ift das Sittlihe in der „Sorm der Objectivität und. als noth- 
wendiges Gut des gejelljch tor dor fubjectiven Willkür ger 


genüber in feinem- Dafein „ein Net, und darum find 
aljo Familie und, Kirche ı 'htsinftitutionen, fondern es 
iſt die Familie in ihrem fi 3 ift die Religion, es ift die 
Moralität, zwar nicht ala t, aber als ein objectiv da⸗ 
feiendes Gemeingut der € es Object des Verbrechens“ 
(a, a. D. S. 3). — Ben das Recht. als eine Form der 
Sittlichkeit betrachtet wird, Ibjectiver Form fein fol, mas 
die Moral in ſubjectiver in aa. D. 8. 1 vgl. Neue 
Revifion ©. 21 ff.), So it Hegel’s Schüler ſeht von 


deſſen eigener Auffaffung des dtechts und Unrechts abgemwichen, ja 
haben das Verhältniß von Recht und Sittlichkeit geradezu umgelehrt. 
Bei ihm ift das Recht nicht die objectiv gewordene Moral, fondern 
vielmehr die Sittlichkeit,“ das Syſtem der objectiven, an und für fich 
feienden Gejege und Einrichtungen.“ Und er redet nie vom Verbrechen 
als Gegenfag gegen „das Sittliche”, welches in der Form der Objec⸗ 
tivität „ein Necht” wird, fondern das Verbrechen ift bei Hegel be 
kanntlich Entgegenjegung gegen das „abftracte Recht”. Indeſſen haben 
wir den Grund diefer Wandlungen in der „Schule“ bier nicht näher 
zu prüfen, fondern nur zu conftativen, daß die Anhänger Hegels, 
wenn fie das Verbrechen ein Unrecht, eine Rechtöverlegung nennen, 
damit doc etwas ganz Anderes meinen, ald Feuerbach und deſſen 
Meinungsgenofien. Das Recht, welches durch das Verbrechen verlegt 
wird, kann nach ihrer Anficht nicht bloß eine fubjective Berechtigung 
fein, fondern aud das Recht der Organe und Einrihtungen des Staa- 
tes und endlich auch die Sittlickkeit, wenn fie ald „Recht“ auftritt. Im 
Wahrheit ift damit alfo gejagt, daß es auch Verbrechen „gegen die 
Sittlichfeit, gegen die Familie und die Religion“ gibt, womit wir im 
Weſentlichen einverftanden find. Aber der Umfang des Begriffes des 
Verbrechens ift damit noch nicht gehörig angegeben, weil unſeres Erach- 
tms noch dabei von einer falſchen Grundlage ausgegangen wurde. 
Der Grunbfehler liegt nämlich darin, daß auch bei diefer Deduc- 
tion wieder an den Sag wie an ein Ariom angelnüpft wurde, das 
Verbrechen müſſe ein „Unrecht“ fein, dieStrafe durd den Begriff bes 
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Rechts begründet werben. So ſehr man nun auch diefen Begriff deh⸗ 
nen mochte, er konnte fich zu keiner ficheren Bafis für Strafe und Ber- 
brechen geftalten. Es bleibt ung daher nicht? übrig, als das Prinzip 
der Strafe felbft in den gebrängteften Umrifjen zu erörtern, weil fonf 
nicht Kar zu maden ift, was geftraft werden ſoll und kann. 
Zunächſt könnte es freilich fcheinen, als hänge der Begriff der 
Strafe von dem des Rechtes ab. Denn wenn irgend jemand in jeinem 
Rechte verlett wurde, drängt fich jedem, der von dem Zuſtande bes Ver: 
legten, des Beſchädigten Kenntniß erhält, unabmweislidh der Gedanke 
auf, bier fei etwas wieder gut zu maden, der Beichädigung folle eine 
Entſchädigung, ein Erfaß folgen, ſoweit das möglich ift. Aber die: 
fer Gedanke würde nur dur einen Sprung zum Begriffe der Strafe 
führen. Denn dieje wird natürlicherweife jemanden vorausfegen, welcher 
durch eine fträflihe That jene Verlegung berbeigeführt hätte. Allein 
einestheild würde durch die Strafe doch offenbar nicht eine Entſchädi⸗ 
gung herbeigeführt, wenn man fie nicht geradezu nur als eine dem Ber: 
legten zu leiftende Genugtbuung auffaflen wollte. Andererfeit3 werden 
wir auch dann deman feinem Rechte Berlegten einen Erfah wünfchen, 
wenn die Beihädigung keinem Menſchen zugerechnet werden kann, alfo 
von Strafe ganz abgefehen werden muß. Das Charalteriftiiche der 
Strafe liegt demnady wie es ſcheint, nicht in einer Wiederherftellung 
des verlegten Rechts, nicht in einer Genugthuung für den Berlepten, 
jet diefer ein Einzelner oder eine Gelammtbeit, etwa der Staat 
jelbft. Vielmehr, auh wenn wir die Rechtsverlegung einftweilen ganz 
außer Acht Lafien und nur den Fall ſetzen, Jemand babe einen Andern 
ein Webel, ein Wehe zugefügt, jo wird fi die Forderung geltend 
machen, ihn folle dafür eine Strafe treffen, weil er fie verdient 
bat. Der Begriff des Verdienten, Gebührenden alfo ift er, der fich bier 
unwillkürlich aufdrängt, jo unwillürlih, daß er fih in den mannig: 
faltigften Formen von jeher Geltung zu verihaffen wußte. Man möge 
fih nur, um das Belanntejte zu erwähnen, erinnern an das Moſaiſche 
Auge um Auge, Zahn um Zahn, an die griehiihe Nemelis an das 
arıınınordos der Pythagoräer, an den Grundgedanken der gewaltigen 
Dreflie des Aeſchylos 2), an das ni cum eo pacit, talio esto der Zmölfs 
tafelgefege, an die Blutrache in ihren mannigfachen Geftalten — an das 


4) 9 Manngl z 2 * ‚oie Todtenfpenderinnen 309 ff. (nach der Leberfegung 
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Symbol der ſtrafenden Gerechtigleit, die Wage. Und um von vorne 
herein den jo oft gemachten Vorwurf der Undhriftlichkeit von unjerer 
Theorie abzuwenden, fei es erlaubt die Stelle des Apoftels Ep. an die 
Römer XII. 4 ins Gedächtniß zu rufen: „denn (die Obrigkeit) iſt Got: 
tes Dienerim die zu gut. Thuſt du aber Böfes, fo fürchte dich; denn 

fie’ trägt das Schwert nicht umfonft; fie iſt Gottes Dienerin, eine Rä« 


cherin zur Strafe über der Die Ngee ber Vergek 
tung ift es jomit, meld) ‚Grunde liegt, und ihre nd: 
here Erörterung muß ums degriff des Strafbaren, des 
Verbrechens aufzeigen. 

Wir gingen oben vor ung aus, es ſei Jemanden 
(venfen wir uns darunter einen beſtimmten Menſchen 
als den einfachſten Fall) v en ein Uebel erwieſen wor⸗ 
den. Es iſt daher näher a etzen, was für ein Verhält: 
niß eigentlich zwifchen der dem, welchen Uebles erwie 
fen worden iſt, beiteht. Zuvweuer: ist denn das eigentlich, auf 


den allgemeinften begrifflihen Ausdrud gebracht, jemanden habe ein 
Uebel getroffen? Ganz leicht läßt ſich dieß wohl Mar machen, wenn 
man dameben einen Blid wirft auf das Gegentheil des Uebels, das 
Bohl. Jemanden ift ein Wohl widerfahren, das heißt nichts Anderes, 
als ihm wurde eine Förberung feines Strebens zu Theil, er wurde, 
gleichviel auf welche Weife, begünftigt in dem, mas er wollte. Und ebenfo 
iſt im Gegentheile das Uebel, weldes Jemanden trifft, eine Störung, 
Hemmung feines Strebens oder pſychologiſch ausgedrüdt, feines Wol- 
lens. So finden wir denn, wenn mir den durch die Uebelthat Ber 
teoffenen in's Auge faßen, eine von außen her gefommene Hemmung 
feines Wollens als daB eine Glied des oben erwähnten Verhält- 
niſſes. 

Aber weiter; dieſe Hemmung iſt nach unſerer Vorausſetzung aus⸗ 
gegangen von einem Anderen, d. h. genau geſprochen von dem Wil: 
len eined Anderen. Diefer mar eben der Webelthäter. Er hat es 
nicht etwa bei einem Webelwollen bewenden lafien, fondern ließ fein 
Wollen zur That werden, er griff mit bemjelben hemmend ein in 
das Wollen des Anderen. Das Verhältniß zwiſchen Beiden ift alfo 
genauer betrachtet ein Verhältniß zwiſchen den Wollen der Beiden. 





Einforbernd, die Göttin des Rechte. 

„Zür blutigen — ſei sur er Schlag 
Der gebühtende Lohn!" „‘ enelie bügtı“ 
So gebeut urgenaue —Se 
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Der Wille des Einen hat durch eine Handlung den Willen bes Andern 
abſichtlich gehemmt 3). 

Wenn wir diefes Verhältniß uns vor die Seele ftellen, wird nöthe 
wendigerweife, gang unmilltürlich, ein Mißfallen in uns laut. Wir wers 
den uns fagen müffen, dabei ſoll es nicht jein Bewenden haben, fonft 
wird das Mißfallen an der Webelthat nicht verjchwinden. Und was ſon 
geſchehen, damit dieſes verſchwinde?9) 

Der Verletzte iſt von außen her gehemmt worden in ſeinem Bol: 
len, der liebelthäter dagegen bat feine Abficht erreicht, er fühlte eine 
Befriedigung, eine Förderung. Diefe Ungleichheit im Zuſtande ber 
Beiden ift das Mipfällige an dem Verhältniße. Und der Umftand, daß 
diefe Ungleichheit abſichtlich herbeigeführt wurde durch die That bes 
Einen, weift darauf bin, wie die Gleichheit wieder hergeftellt werden 
fol. Eine zweite That gegen den Uebelthäter gerichtet, muß erfolgen. 
Der BVerlegte hat eine Hemmung feines Wollen? von außen ber erfabs 
ven (d. h. eine Hemmung, die nicht ſchon aus der Natur des Strebens 
felbft folgte, die nicht in diefem begründet war); eine eben jo große 
Hemmung fol auch dem Verleger widerfahren — es ſoll ihn ein glei 
großes Quantum von Uebel (Wehe) treffen, als er den Anderen vers 
urſacht bat; dann wird die Störung wieder ausgeglichen, die Harmonie 
wieder bergeftellt dur die gleiche Vergeltung. Die Vergeltung 
gibt Jedem das, mas ihm gebührt, fei e3 an Lohn (bei der Wohlthat) 
oder an Strafe (bei der Uebelihat). Ihr Wahlſpruch ift aljo fo vecht 
eigentlich das suum cuique! — 

Daß wir nun aber ja den Sinn deſſen richtig auffaſſen, was ſo 
eben auseinandergeſegt wurde! Vor Allem fordert die Idee der Ber 
geltung nichts weniger, als daß derjenige entgelten folle, welcher beleis 
digt worden ift. Die Gleichheit ift bergeftellt, wenn nur überhaupt dem 
Uebelthäter entgolten wird, gleichviel von wen. Ya, mit Rüdficht 
auf den empiriihen Menihen, auf die Begierden und Affecte, die fi 
in dieſem regen, wird die Idee der Vergeltung ſich geradezu gegen jede 
von Seite des Beleidigten erfolgende Entgeltung ausſprechen. Denn er 
würde, das läßt fi nad der Erfahrung vorausſehen, ftatt der Ber: 
geltung um der (etbifchen) Idee willen vielmehr aus Rache handeln. 
Er würde nit im Stande fein, das richtige Maß zu treffen und jede 


8) & wielerme vie culpa ftrafbar iſt, wird ſ 
PIE eh rn 
une Etnatäleite u. (. w. Leipzig 1861 6.310 fi. 
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von ihm über das Maß der Entgeltung hinaus zugefügte Uebelthat würbe 
zu einem neuen jelbftändigen umvergoltenen Uebel, fo daß nun vom Neuen 
jene Ungleichheit vorhanden wäre, bie dann wieder eine Ausgleichung 
durch Vergeltung fordern würde Und jo müßten ſich Uebelthaten auf 
Mebelthaten häufen — das, was wir überall wahrnehmen, wo Rache, 
indbefondere Blutrache geübt wird. — Aber baffelbe würde fi auch 


wenngleich wahricheinlih ir = rade, ereignen, wenn irgend 
ein Dritter die Rache auf fi nuß alfo nad) einem unpar⸗ 
theiiſchen Gerichte geſucht ſich eine Strafgewalt in der 
Gemeinſchaft conſtituiren, w partheiiſch (alſo auch in Folge 
allgemeiner, nicht von di des Augenblides erzeugter 
Gefege) dag Maß der ( und die Macht zur Vollftre: 
dung der Strafe befitt. 

Wuürde man ferner rgeltung nicht gehörig ſcharf 
auffafien, fo könnte fich I andniß einfchleihen, das man 
au ſchon zum Einwurfe orie benügt bat, weßhalb es 


nicht unnöthig Scheint, ein paar Worte darüber zu fagen. Wenn näm: 
lich die Idee der Vergeltung nichts Anderes fordert, als dem Uebel: 
thäter folle ein gleich großes Uebel widerfahren, als er felbft zugefügt 
bat; fo könnte das ja, ſcheint es, aud auf eine Weife geichehen, welche 
man gewiß nicht Strafe im eigentlihen Sinne des Wortes nennen 
wird, wenn auch der gemeine Sprachgebrauch es hierin nicht fo genau 
nimmt. Man denke fi nur 3. ®. den Fall, daß ein Dieb beim Ent- 
fliehen, indem er von einer Mauer fpringt, fi ein Bein bricht, oder 
in Folge der Erkältung bei dem nächtlichen Einbruche fich eine gefähr: 
liche Krankheit zuzieht. Trifft da nicht auch dem Uebelthäter ein Uebel, 
welches unter Umftänden vielleicht fogar als ein noch größeres erſchei⸗ 
nen mag, als das von ihm zugefügte? — Wer uns fo verftanden hätte, 
hätte uns, wie gefagt, gänzlich mißverfianden. Das Uebel, von dem wir 
reden (das „Strafübel”), muß zur Vergeltung eingetreten fein, es 
muß als Vergeltung zugefügt werden, d. b. alſo es muß im menfd: 
lien Billen, nicht in einem Naturereigniße, in Umſtänden, welche 
vom Willen unabhängig find und die nur eine fpielende Reflerion des 
Zuſchauers auf die frühere Webelthat beziehen Kann, feinen Grund ha: 
ben. Abſichtlich war die That des Webelthäters (oder fie konnte menig- 
ſtens feinem Willen zur culpa zugerechnet werden), aud) das Uebel, 
welches ihm als Strafe trifft, muß in einer Handlung, die fih auf 
daffelbe mit Bewußtſein gerichtet hat, feinen Urfprung nehmen. Die 
Vergeltung muß ja angemeffen fein, muß ihr Maaß finden an ber 
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Mebelthat. Nicht irgend ein Uebel, welches zufälligerweiſe das gleiche 
Quantum hätte, kann fomit genügen, fondern nur ein foldes, welches 
in Beziehung auf die Uebelthat, um fie auszugleichen, abſichtlich 
ihrem Maße möglichft entſprechend als Vergeltung gewählt wurde, ein 
ſolches allein wird wirklich Strafe fein, 

Beruht die Strafe ſonach auf der Idee der Vergeltung, fo tritt 
fie zunächſt auch in eine Eollifion mit ber Rechtsidee. Denn in der 
Regel wird fie ein Eingriff in die anerlannten Rechte des Uebelthäters, 
fomit ein Unrecht fein. Man darf dem nicht entgegenhalten, daß fie 
eine Reaction des Rechts gegen das Unrecht fei. Denn zugegeben ſelbſt, 
das Verbrechen wäre zugleich immer ein Unrecht (maß aber, wie ſchon 
aus dem Dbigen erhellt und demnächſt noch näher beſprochen werben 
fol, nit der Fall if), fo iſt die Strafe dod nicht etwas bloß Nega= 
tives, eine bloße Verneinung des Unrechtes, fondern felbft zugleich ein 
Vofitives, ein Gegeneingriff in die Rechtsſphäre des Verbrecher, der 
durch feine That ja nicht rechtlos, nicht vogelfrei geworden ift. WIN 
man die Strafe bloß aus dem Zwede, weil fie nämlich nur das Recht 
wieber berftellen folle, rechtfertigen, ſo wire man fich zu dem Grund⸗ 
fage befennen, daß der Zwed die Mittel heilige. Sol die Strafzufügung 
wirklich zum Rech te werden, fo muß eben erft in der Gemeinſchaft ein 
Strafrecht conftituirt werden. Der Einzelne hat dem Einzelnen ges 
genüber Fein Strafrecht, er begeht Unrecht, wenn er fi anmaßt, zu 
ftrafen; ein neuer Grund gegen die von dem Beleidigten ſelbſt ausge— 
übte Vergeltung. Die Geſellſchaft muß es als Rechtsordnung aufftellen, 
daß die Zufügung der verdienten Strafe nicht als Unrecht gelten folle, 
und bie kann natürlicherweife nicht bloß durch förmliche Verträge und 
Gefege geſchehen, fondern auch durch jene fill fortiwirtende Webereinkunft, 
welde man unter dem Namen der Gewohnheit ald Rechtsquelle anzu⸗ 
führen pflegt. Wer in der Gemeinſchaft lebt und fie nicht verläßt, der 
bat dadurch ſchon die in ihr beftehende Rechtsordnung ſtillſchweigend 
anerkannt, er ift in fie als ein Glied hineingewachſen und kann fi 
nicht über Unrecht beflagen, wenn ihn ald Folge einer von ihm frei: 
gefehten That bie Strafe trifft 9). 


9 Die ie Stelle in Platons Kriton 51, 52. Gegen die der obigen 
—E Grunde —— Herbart" 8, weiche das Recht als 
zur wd Beilegung bed mißfälligen Streiteß, are aa 

Gebot des Friedens arte hat man (Allg. öfterr. Gerichtägeitu 
Ar. ? und —RX —* en ©. 466) eingewendet, daß nicht Ihe 
Streit der Domerihen een, der Streit für dad Bas 
terland u. |. m. —— Wohigefalien der Streit mißfalle nur, 
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Die vorhergehende Auseinanderjepung ſchließt nun auch ſchon 
Beantwortung der Frage im ſich, ob bloß Nechtänerlegungen ſtrafbar 
find? Wenn die Strafe als Vergeltung überall eintreten fol, wo Ye: 
mand abfihtlich ein Wehe zugefügt bat, fo ift dazu die Voransjegung, 
daß er ein Recht verlege, nicht mölbia. Der Natur der Sache nad ift 


alſo das Verbrechen nid 

daß dem fo fei, entiteht 

gen, wie fie uns vor A 

Weife ein Strafrecht 

der find, melde. beitim 

Wilkür, Partheilichkeit 

darum allerdings das a 
Rrafgefegmidrige $ 
rechtliche Sakungen, jr 
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echtsverletzung. Der Schein, 
7 in’ den Staatägefeßgebim: 
in der vorhin angegebenert 
I gefeglihe Normen vorhan⸗ 
e geſtraft werden foll, damit 
theit vermieden werde, daß 
Hiefem Standpunkte aus als 
it. Sind nun aber Geſetze 
den allerdings ein Widerſpiel 
‚echt. Die Frage, die wir zu 


beantworten haben, ift eine ganz andere. Welche Handlungen dürfen 
von einem Geſetze mit Strafe bedroht werden, wenn das Geſetz der Act 
einer fittlihen Nothwendigleit und nit einer bloßen Willlür oder 
Klugheit fein fol? Was kann und fol der Staat als fittliche Gemein: 





wenn er Unrecht fei. Allein was vorerft den Ießten Punkt angeht, fo kann 
man wohl fragen, ob es nicht auch Mipfallen erregen wird, wenn zwei Per⸗ 
fonen, welde zugleich eine berrenloje Sache oltupiren wollen, miteinander 
darüber in Streit gerathen, ob nicht auch da das ethiſche Urtheil laut wer: 
den wird, fie ſollen ſich frienlih darüber vertragen , obgleih fein Recht 
durch ihren Streit verlegt wird, er alfo nicht Unrecht ifil — Und was bie 
anderen Beijpiele betrifft, jo liegt ihnen eine leiht nachweisbare Verwech- 
ſelung verſchledener Beurtheilungen zu Grunde. Das Wohlwollen, die Seibit: 
überwindung, die Tapferkeit desjenigen, welher für das Vaterland, für die 
verläumdete Unſchuld oder als Held fämpft u. f. w. gefällt allerdinge, aber 
nicht das Streiten als joldes. Daß gejtritten werden muß — der Krie 
im Steinen und Großen — bleibt immer ein Webel, wenn vielleiht au 
die perfönlide Tugend im Kampfe bervortritt, Der ewige Friebe wird 
ftet3 das Ideal der Nectsphilofopbie bleiben und will man über die Uner- 
veichbarfeit vefjelben fpotten, fo theilt er mit dem Ideale der menſchlichen 
Tugend und des höchſten Gutes nur das gleihe Schidjal. Wenn übrigens 
Seeger gegen die Ableitung der Rechtsidee aus dem Mipfallen am Streite 
einmendet, das Miffallen jei ein Gefühl, kein Urtheil, jo wird er hoffent: 
lich dod zugeben, daß der Saß: „der Streit mibfällt“, ein Urtheil ent: 
hält, weldes eben die abjelute Verwerflicleit des Streites ausdrüdt. Man 
follte fi doch erſt mit ver Herbart'ihen Philoſophie ein wenig befannt 
machen, ehe man ſie beurtbeilt, was auch von Abegg'3 Bemerkungen in ver 
„tritifchen Ueberſchau“ gilt, Bol. Thilo, ©. 350 f. 
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ſchaft (micht als bloße Rechtsverficherungsgejelichaft; unter Strafe ges 
bieten und verbieten ? 

Man wird in diefer Beziehung vorerft am zwedmäßigften zwei 
große Gruppen von Handlungen zu unterfcheiden haben. Eine beflimmte 
Handlung kann fi entweder zunädit auf eine Sache richten, oder 
auf eine Berfon. Beilpiele der erften Art find etwa: Jemand trägt 
eine Sade von einem Orte zum andern, er verbindet fie mit einer am: 
dern, er zertbeilt fie, erhöht oder vermindert ihre Gut seigenſchaft, vers 
zehrt fie, gibt ihr eine andere Form u. |. mw. Bei allen Handlungen 
diefer Art nun kann von Strafbarkeit nicht die Rede fein, wenn die 
Sachen nit in Beziehung zu einer anderen Berion itehen, jo daß 
diefer ein Uebel wiberfährt, wenn ich mit der Sache disponire. Es muß 
alfo eine andere Berjon in einer Rechtsbeziehung zu der -Sache ſtehen, 
wenn meine Verfügung über die Sache zu einer ablichtlihen Webelthat 
werden joll. Alle Handlungen diefer Art müfjen zugleich Rechts ver— 
legungen jein, um verbrecherifch zu werden. Ein Diebitahl, eine ſtraf⸗ 
bare Sahbeihädigung, eine Bramdftiftung ift nicht denkbar, ohne das 
Recht eined Anderen auf die geitohlene, beichädigte, in Brand geſteckte 
Sache. Und natürliherweife muß der Webelthäter au um vieles Recht 
des Anderen willen, denn die Sache an fich hat fein Recht, das verlegt 
werden könnte. Unter Umftänden freilich kann ihm in diefer Beziehung 
culpa zur Laſt fallen, worauf wir hier nicht näher eingehen können. 

Anders verhält es fi, wenn die Handlung fi unmittelbar auf 
bie Berfon eines Andern richtet. Sobald diefem abfichtlich ein Webel 
zugefügt wird, ift die Strafbarkeit vorhanden, und man braucht fi 
nit erit mit der Gonftruction eines Rechtes, das verleht fein fol, 
und welches oft jeltjam genug titulirt wird (wie 3. B. jenes: „Recht 
auf Integrität der Schambaftigkeit”) zu benügen. Wer dem Anderen 
abfichtlich webe thut, verdient Strafe, mehr iſt nicht nöthig. Natürlich 
ift dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Angriff auf die Perfon zugleich 
eine Rechtsverletzung fein kann, insbelondere die That fehr häufig 
dann eine eigentlich rechtöverlegende Qualität befommt, wenn die Per⸗ 
fon zwar unmittelbares Angriffsobject des Verbrechens, der eigentliche 
Gegenſtand defjelben dagegen das fremde Vermögen oder fonft ein con- 
creter Rechtönachtheil ift, 3. B. bei Nöthigung, Erpreſſung, Raub u. f. w. 

Die legte Bemerkung macht ung auch aufmerkſam, ftet3 das eigents 
lie Object der Handlung richtig in das Auge zu fallen, wenn es fi 
darum fragt, zu beitimmen, ob und warum fie ftrafbar ſei. Was für 
ein Uebel eigentlich beabfihtigt und erfolgt fei, ift nicht immer leicht 
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zu beftimmen. Das tritt 3: B. bei bem Betruge, bei bem Meineide recht 
auffallend hervor. Es müſſen daher weiter insbefondere jene Verbrechen 
hervorgehoben werden, welche ſich gegen gewiffe Staatseinrihtun- 
gen kehren, deren Antaftung ein Uebel für die ftaatlihe Gemeinde 
überhaupt, ohne daß jich immer genauer bejtimmen läßt, ob auch eigent= 
liche Rechte und ob einzelne Perfonen verlegt wurden. Sie bedrohen 
die Grundlagen ber Nechtsnrkmma harin Hefteht hier das Uebel, auf 


welches ſich die Abficht r te fie recht eigentlich Fries 
densbrücde nennen, da t Frieden ftören und: zu ſto— 
ven verſuchen. Diefer KL er auch jene Handlungen ans 
reihen, welche zwar nicht ionen ſelbſt direct angreifen. 
aber doch die bürgerliche eiterem ober engerem Kreiſe 
in ihrem Beftande oder jren, ihrer Natur nach ſich 
nicht bloß auf bie Verletz ng beitimmter einzelner Per⸗ 
fonen beſchränken; hieher ante Rubrik der Verbrechen 
gegen Öffentliche Treue um w. Unter den menſchlichen 
Gefellungen ragt als die urſpru— natürlichfte und innigite die 


Familie hervor und die Beftrebungen, welche gegen biefelbe (zugleich 
einen Grundpfeiler echter Sittlichkeit) ſich richten, ſchließen jo mannig⸗ 
faches Unheil in fih, daß e3 einer Demonftration ihrer Strafwürdige 
keit nicht bedarf. Nur tritt hier das Eigenthümliche hervor, daß die 
einzelne Familie fi ihre Würde und Innerlichkeit nur durch eine 
gewiſſe Abgeſchloſſenheit nah außen hin bewahren kann, fie felbft vor 
Allem Richterin über ihr Recht und ihre Ehre ift und die Staatäge- 
feßgebung fi daher von einem rückſichtsloſen Maßregeln mehr als ir- 
gendwo gerade hier hüten muß. Iſt nicht der Beſtand des Inſtituts 
der Familie überhaupt, fondern nur eine einzelne Familie angegriffen, 
fo würde daher ein Einfchreiten des Staates von Amtswegen das Uebel 
nur Ärger machen. 

Ebenſowenig bedarf es wol eines Beweiſes, daß ein Angriff auf 
Sittlichkeit und eine abfichtlide Verlegung der religiöfen Ge 
finnung ein Uebel ift, welches Vergeltung verdient, abgefehen davon, 
daß der Staat felbft in der Sittlichleit und Religiofität feiner Glieder 
die feftefte aller Stügen hat und er felbft alfo zugleich durch ſolche An- 
griffe verlegt wird. 

Wer möchte nun nad einem auch nur flüchtigen Blide über der- 
artige Erwägungen noch meinen, alle diefe mannigfachen Störungen 
bes fo vielfach ſich durchdringenden menſchlichen Gemeinlebens ließen 
fich unter den bürftigen Begriff des Unrechts, der Rechtsverletzung 
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bringen? Oder lönnte man etwa, va 3 durchaus nicht umter diefen paſ⸗ 
fen will, unter die Rubrik der Polizeiübertretungen ftellen, gleichſam 
als entfpräche es der. Würde des Strafrechtes nicht, etwas Anderes als 
eben NRechtöverlegungen in Betracht zu zieben? Wo die Grenze gegen 
bie Polizeivergehen Liegt, fol weiter unten gezeigt werden. 

Das Refultat aus dem Gefagten fomit ift, um es noch einmal 
Kurz zufammenzufaflen: Strafbar iſt jede abfihtlihe Lebelthat, 
gleichviel ob fie Nechtöverlegung ift oder nicht. Denn dad Berhältniß, 
welches durch die Webelthat entiteht, die abfichtlich hervorgerufene Un: 
gleihheit zwilchen dem Zuftande des Verletzten und des Verletzers, tft 
etwas abjolut mißfälliges, disharmoniſches. Unfer ethiſches Urtbeil for: 
dert eine Wiederherftellung der Harmonie, der Gleichheit durch die ver: 
geltende Strafe. 

Dabei können wir e8 ung nicht verfagen, auf jene Worte bes 
großen Leibnitz (Theod. p. 1, $. 73) binzumeifen, auf welche jchon 
Unterbolzner (Juriſt. Abhandlungen 1810, S. 207 Anmerkung) 
und Hente (Handb. I, S.11 Anmerkung 1) aufmerkſam gemacht has 
ben, da ihnen ebenfall® jener Gedanke einer durch die Strafe wieder: 
berzuftellenden Harmonie zu Grunde liegt: La justice punitive n'est 
fonde&e que dans la convenance, qui demande une certaine satisfac- 
tion pour l’expiation d’une mauvaise action; rapport de convenauce 
qui contente non seulement l’offense mais encore les sages, qui 
la voient; comme une belle musique, ou bien une bonne architec- 
ture contente les esprits bien faits. Car on peut dire, qu’il ya ici un 
certain de domuagement de l’esprit que le detordre offenserait, si le 
chätiment ne contribusit & retablir l’ordre. — Freilich mußte die wahr: 
baft ethiſche Natur der Forderung, daß die Vergeltung erfolgen 
müſſe, Ichärfer hervorgehoben werden, als es Leibnitz an diefer Stelle 
gethan hat. 


Hl, 


Wir haben ſchon in der biöherigen rein principiellen Erörterung 
zwei Beſtimmungen aufgeitellt, welche das Gebiet des Strafrecht3 nad) 
verſchiedenen Seiten bin einengen. Denn: 

1. die Vorausſetzung unferer Erörterung war, daß ein Wille ab: 
ſichtlich in den andern eingegriffen und dabei auch einen gewillen Er: 
folg, ein Uebel bewirkt bat. Nur unter. der Vorausſetzung eines wirt: 
li entſtandenen Uebels war von der Nothwendigfeit der Strafe die 


Nede. Daraus ergibt fi alfo auch auf unferem Stanbpuntte die Wahr: 
Haimerl’s Bierteljahresigrift ſ. Rebtew. IX. 1. 
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heit des Satzes: cogitationis poenam nemo- patitur. Bloße Befinnun: 
gen können nicht geftraft werden, Ja der Einfachheit ivegen, um mes 
thodiſch zuerſt das Verwideltere und Zufammengejegtere bei Seite lie— 
gen zu lafjen, mußte die Frage nad) der Strafbarkeit der eulpa und 
des Verſuchs einer jpäteren Betrachtung vorbehalten bleiben, welche 
meiter unten folgen fol. 

2. Im Staate bilder Tr Ur Strafrecht und mit Rüd- 





ſicht auf die ftaatlichen 
Begriff des Strafbaren in 
Strafrichter kann im geor 
jeges Recht ſprechen ur 
poena sine lege poenali, 
Allein, wenn man 
denn der Staat, was kam 
mir auf das Praktifche, « 
Nücficht nehmen müſſen, 


andelt ſich der urfprüngliche 
ſetzwidrigen Handlung”, Der 
fen nur zu Folge des Ge 
mad der Sat gelten: nulla 


die Frage eingeht: mas ſoll 
geſetze verpönen ? fo werben 
Gegebene noch etwas mehr 
‚eben ift. Denn längſt ſchon 


Eonnten wir ung bei den vorangeſchicten Betrachtungen auf den Ein= 
wurf gefaßt maden: Unfer Begriff des Strafbaren fei ein viel zu wei— 
ter. Wenn jede Hemmung bes Willens und Strebens eines Anderen 
durch abſichtliches Eingreifen eines Uebelthäters Strafe nach fich ziehen 
fol, dann müſſen Handlungen beftraft werden, bei denen es bis jegt 
noch Niemanden eingefallen fei, fie vor das Forum des Strafrichters 
au ziehen. Wäre e3 denn nicht z. B. auch eine abfidhtliche Uebelthat, 
wenn Jemand einem Anderen da8 Glas wegzieht, da er fieht, daß 
diefer eben feinen Durft löfchen, oder wenn er ihm die Hand vor 
die Augen hält, da bdiefer einen vorübereilenden Belannten anbliden 
mil? u. ſ. w. 

Hätten wir im Ernſte bei unferer Debuction der Idee der Ver— 
geltung nur die Strafe, welhe der Staat verhängt, im Auge gehabt, 
dann märe diefer Einwurf ein völlig vernichtender, und wir müßten 
uns ohne Widerrede mit unferen Hirngefpinnften nad Wollkenkukuls- 
beim verweifen lafjen. Der Weg aber, den wir gegangen find, war in 
der That ein ganz anderer. Wir fuchten zuerft nar ganz im Allgemei- 
nen bie Frage zu beantworten, was fol geſchehen, wenn Jemand einem 
Anderen ein Uebel zugefügt hat? und fanden: es fol ihm entgolten 
werden, auch ihm fol ein gleich großes Quantum von Uebel wider: 
fahren. Diefes unmittelbar hervorfpringende evidente ethiſche Urtheil muß 
überall ergehen, wo abſichtlich wehe gethan wird, alſo unter Ande- 
rem aud dort, wo ein foldes Uebel zugefügt wird, wu ber Staat 
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mit dem ihm zu Gebote ftebenden Strafmitteln einfchreiten Tann 
und fol. Aber es iſt nicht auf diefes Gebiet befchräntt. Auch Die 
That desjenigen, der den Andern abjichtlich, wenn auch nur für Furze 
Zeit, hindert, Hunger oder Durft zu löſchen, verdient eine Entgeltung. 
Aber freilich, die Vergeltung muß dem zugefügten Uebel angemef: 
fen fein, fie muß alfo, wenn fie nicht eine neue felbftändige Uebelthat 
werden fol, in einem eben fo geringfügigen vielleicht verichiwindend 
Heinen Uebel befteben, als dasjenige ift, welches fie zu entgelten be: 
ſtimmt ift. Fragen wir uns daher, wann der Staat zu ftrafen habe, 
jo werden wir zur Beantwortung auf mehrere Buncte aufmerkfam ma: 
den müſſen: 

1. Eine Beſchränkung der Strafgemwalt des Staates wird fich ganz 
allgemein aus der Natur des ftaatlihen Gemeinweſens jelbft 
ergeben. So wie der einzelne Menſch, der feine Kräfte in lauter Elein: 
lihen und nichtigen Tändeleien verzettelt, darüber die erniten und gro: 
Ben allen anderen vorangehenden Lebensaufgaben niemals auch nur 
annähernd Löfen wird, ähnlich erginge es auch dem Staate, der feine 
Allgegenwart und Allmaht oder fei es auch fein fittliches Zartgefühl 
bei jeder Heinen Unanftändigfeit und Neckerei erweiſen wollte. Er würde 
darüber feine höchſten Zwecke bei Seite fegen müffen, er käme vor lau: 
ter Vielgefchäftigkeit nicht zum wahren Handeln. Und darum jene al- 
ten Sprüde: minima non curat Praetor und plurimae leges pessiıma 
respublica, Wollte der Staat es wirklich übernehmen, alle auch die Klein: 
ften Webelthaten zu entgelten; fo müßten ſich offenbar alle feine Glie: 
ber in permanente Geſchwornengerichte, Richtercollegien und Erecutoren 
verwandeln. Und nun träte noch die unerträglichfte Einengung des Ein: 
zellebens und des Verkehrs hinzu; Zufammenleben, Handel und Wan- 
del, geſchweige denn höheres menfchliches Streben, müßte geradezu auf: 
bören, wenn der Staat zu einem riefigen Dionyfiusohr würde. Es ift 
wohl nicht nöthig, diefen abjurden Gedanken weiter auszuführen. Der 
Staat würde felbit zum größten Lebelthäter werden, wenn er jedes Uebel 
das in feinem Bereiche geichieht, entgelten wollte. Er würde ferner, wors 
auf noch bingebeutet werden mag, den Frieden durch folde Thätig⸗ 
teit mehr ftören als irgend ein Verbrecher es im Stande wäre; zöge 
er die allergeringften Beleidigungen vor fein Forum, jo wäre dadurch 
gleihlam aufgefordert zum Streiten, Anklagen, Procefliren in Fällen, 
die fonft in der nächſten Minute ſchon wieder vergeſſen geweſen wä— 
ren. — Damit zufammenhängend ift ferner eine andere Erwägung, zu 
der wir num übergeben. 


16* 
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2. Der Staat kann ſich (menigftens auf der Stufe, bis zu wel⸗ 
her ſich die ftaatliche Ordnung nach dem Zeugniße der Gedichte bis- 
her entwidelt hat) nur ziemlich materiell und derb wirlender Straf 
mittel bedienen und iſt auch nur mittelft einer ziemlich weitſchweifigen, 
förmlichen und koftipieligen Procedur im Stande, die Beweiſe zu 
ermitteln, die Strafen zu erkennen und dieſe dann zu vollitreden. Eine 


sehr große Menge von Il fih aus diefem Grunde dem 
Arme des Strafrichters g ) 

Wenn die Steuern üßten, um mehr Nichter zu 
befolden und Gefängnifie ven Muße und Arbeitskraft 
durch ein viel häufigeres ber Geſchwornen⸗ oder Zeu⸗ 
genbant in Anfprud gene: üßte u. ſ. w.; — fo wären 
das jedenfalls Uebel für ' etroffen würden, und zwar 
in dem Grabe unverbältı (geiviffermaßen in geometri= 
fer Propertion anwachſe fügige Uebel zur Strafe ge= 
zogen werben follten. Das cht doc; der Idee der Vers 


geltung felbft, dab man um eine eine wunde zu heilen, dafür anderen 
Unſchuldigen taufend größere ſchlage. Wenn alſo die Verhängung der 
Strafe nothmwendigermeife in ſolchen Fällen mehr Uebel mit fi) bringt, 
als fie durch Vergeltung ausgleicht; fo bleibt dem Staat nichts übrig, 
als von der Strafe abzufehen und fi mit der Unvollkommenheit alles 
Menſchlichen, das hinter der Jdee ftet3 fo weit zurückbleibt, zu beſcheiden 
(eine Erwägung, welde aud bei der Begnadigung oft maßge— 
bend wird). 

Wohl zu bedenken ift dabei noch, wie ſchon angedeutet wurde, 
jene beſchränkte Wahl von Strafmitteln, melde dem Staate, zu 
Gebote fteht. Seine Strafen find alle nur berechnet auf Fälle von einer 
gewiſſen, man möchte jagen, mehr handgreiflihen Beſchaffenheit. Für 
die Heinen Beleidigungen und Verlegungen, die taufendfältig im täg- 
lichen Leben vorkommen, weiß er Fein pafjendes Nequivalent zu bieten ; 
denn fo ziemlich feine einzigen Mittel für ſolche Zwede find die Geld: 
und die Freiheitsſtrafe. Aber abgefehen davon, daß fie für jene oft 
gerade am tieften gehenden, ſcheinbar aber geringfügigen Kränkungen, 
welche den Beleidigten fo recht im Marke feines Lebens und Strebens 
zu treffen wiſſen, ſich aber der äußerlichen Abſchätzung ganz entziehen, 
ganz untauglige Strafmittel find, verlieren fie felbit die Natur einer 
Strafe, wenn man fie auf ein Minimum herabſetzt, was doch wieder 
bei ganz unbedeutenden Bergehen nöthig wäre. Großartige, würdige 
ernfte Vorbereitungen und zulegt alles das um ein Nichts, um einen 
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Pfennig, den der Verurtbeilte mit einer neuen Beleidigung, die aber: 
mals Strafe verdiente, den Richter lachend vor die Füße wirft, — daß 
ein fo unvernünftige8 Vorgehen fich felbft vernichten müßte, ift nur zu 
leicht einzufehen. Und mögen fi auch mit immer zunehmender Eultur 
und immer wachſenden fittlihen Zartgefühle die Strafmittel des Staa⸗ 
te3 allmälig verfeinern und größere Biegſamkeit erhalten, als fie jeßt 
befiten; fo werden fie doch nie der gränzenlofen Unendlichleit und Man- 
nigfaltigleit der Uebeltbaten ſich anfchmiegen künnen und der Strafrich⸗ 
ter wird ſtets einen guten Theil des der dee nach ihm zulommenden 
Gebietes der jtrafenden Stimme der öffentlihen Meinung und 
des Gewiſſens überlaffen müffen. 

3. Die legte Bemerkung erinnert ung daran, daß die Strafge: 
fege eines beſtimmten Staates nicht bloß aus der Idee conftruirt mer: 
den können, fordern daß fie fi, wenn fie wirken und heil ſam mir: 
ten follen, dem gegebenen concreten Syiteme der in dem Staate vorban: 
denen Lebensverhältnifie, den vorhandenen Anſchauungen, Beichäftigun: 
gen, Geſellungen anfchliegen müſſen. Kann der Staat überhaupt nad 
dem Dbigen in jehr vielen Fällen nicht ftrafen, weil fie für feinen Arm gar 
nicht erreichbar find, fo Darfer noch aus anderen foeben angedeuteten Rück⸗ 
fihten auch in vielen Fällen nicht ftrafen, melche abitract genommen traf: 
wärdig wären und auch nicht wegen ihrer Geringfügigleit oder fonftigen 
Eigenthbümlichkeit außerhalb das Gebiet des durch den Staat Strafbaren 
fielen. Was nad der Vollsanficht für fein Uebel gilt oder für ein ge- 
ringeres als die Beftrafung defielben, da® muß jedenfalls fehr behutfam 
behandelt werden; durch drakoniſche Strafen eine andere Anſchauung 
berbeiführen zu wollen, wäre ein unbeilvolles und vergeblidhes Unter: 
nehmen. Wir wollen übrigens mit diefer Bemerkung nicht? weniger, 
als aufmuntern, Götzendienſt mit dem Beftehenden zu treiben. Aber die 
Macht des Beltehenden läßt fih nun einmal nicht binmwegläugnen und 
wer fie leichtfinnig verkannte, hat es von jeher büßen müflen ; durch 
bloße Machtſprüche, insbefondere, durch bloße Strafvrohungen, läßt 
fih das einmal im Volke feitgemurzelte nicht befeitigen und felbit wenn 
es gelänge, wäre dad Mittel ein unfittliches und verderbliches. Das 
befte und wirkſamſte Mittel (des fittliden Standpunctes gar nicht zu 
gedenken) für den Staat bleibt auf die Dauer immer die fittliche 
Bildung des Volkes, die Förderung alles deilen, was den Volksgeiſt 
und jene oft genug unterfchägte „öffentliche Meinung” reinigen und 
veredeln kann, die Staats macht mag dabei mitwirken, mag auch Zwang, 
als äußerfles Mittel im Hintergrunde aufftellen, aber fie täujcht fi 
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arg, wenn fie eine dauernde Umgeftaltung ohne Einwirkung auf die 
Gefinnung und Lebensanſchauung des Volkes für möglich hält. Seires 
uns, um das Gejagte noch deutlicher zu machen, vergönnt auf ein bes 
liebtes und in der That befonbers lehrreiches Beiſpiel hinzumeifen. 
Unter allen Verbrechen ift wol Feines in feinem Thatbeſtande unbe 
ſtimmter und ſchwankender ‚als der Betrug, weßhalb er auch von 
Hegel zur Uebergangsftufe awiſchen bem bürgerlichen Unrechte und 





dem Verbrechen gemacht, ı 
(Abegg) oder formellen 
wurde. Jene Unbeftimmth 
gen zum Schaden eines * 
find, andererfeit3 aber x 
Auffafjung diejes Verbrec 
Bildung des Voltes fteht. 
1858, ©.122 ff.) auf die 
weiſt auf den in meueiter x 


x bie fogenannten formellen 
bach) Verbrechen gerechnet 
s davon her, dab Tauſchun⸗ 
nannigfaltigite Weife möglich 
Beziehungen, in welchen die 
urſtufe und zu der ſittlichen 
Mittermaier (erichtsſaal 
in Augenmerk hingelenlt. Er 
enden ungezügelten Specus 


lationsgeiſt hin, der den Steu im Bolke erfchüittert, die „Lüge“ 
zur Gewohnheit macht, zum Betruge, zur Fälſchung, zu Meineiden führt. 
Dann hebt er insbefondere den Einfluß der Nationalgewohnpeiten und 
Sitten hervor, wie 3. B. in Nordamerifa die Rationalanfichten einen 
kräftigen Schug der Betrogenen durch die Gefeggebung wenig begün— 
figen, weil man beforgt, daß der Speculationzgeift und der freie Ver: 
tehr leicht durch geſetzliche Beſchränkungen leiden könnte. Jeder müfle 
auf feiner Hut fein, wenn er fih in Geſchäfte einlaffe, weil er weiß, 
daß fein Gegner auf jede Art ihm zu überliften fuchen wird und der 
Betrogene (mit demVorfage es das nächſte Mal klüger zu machen und 
feine Gegner zu überliften) unterläßt Klage oder gerichtliche Anzeige, 
weil er weiß, daß er, wenn der Betrug befannt wird, auf ein verhöh- 
nendes Lachen vieler feiner Mitbürger gefaßt fein muß. ©) 
Mittermaier will daher in Folge derartiger Erwägungen den 
Betrug nur dort beftraft wiſſen, wenn der Betrüger das bei dem Volle 
in dem Verkehre vorausgeſetzte Maaß von Redlichkeit und Wahrbaftig: 
teit zum Behufe eines unrechtmäßigen Gewinnes verlegte, ähnlich wie 
der Amerilaner Smith Clements of the law p. 354 in diefer Ber 
ziehung von common honesty, der Engländer Russel von common 
prudence, Carmignani von ordinaria prudenza, die franzöftiche Ju— 
risprudenz von prudence ordinaire oder auch Herbft (Handbud 2. Aufl., 


*) Dgl. auch Ofenbrüggen Abhandlungen, S. 101. 
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©. 386) von „gewöhnlicher Aufmerkſamkeit“ ſpricht. Mit Recht bat 
dagegen ſchon Geib (N. A. 1840, ©. 119) eingemwenbet, dab man auf 
diefe Weife alle diejenigen Perſonen, welche ſich troß des beiten Willens 
gar nicht zu jener fingirten Normalllugheit zu erheben vermöchten, für 
ſchlechthin ſchutzlos, und den Angriffen jedes beliebigen Gauners, ber 
nur die Vorficht gebrauchte, möglichit plump zu Werke zu geben, für 
unbedingt Preis gegeben erflären würde. Nicht, mie gemöhnli im 
Verkehre verfahren zu werden pflegt, ſoll den Maaßſtab bilden, e8 ban- 
delt fich vielmehr um die Perfönlichkeit desjenigen gegen welchen der 
Betrug gerichtet iſt. So geräth hier die Geſetzgebung in einen Konflilt 
zwilchen den ethiichen Anforderungen und den Bebürfnifien des Ver: 
kehrs, den Sitten und Anſchauungen des Volles. Ganz richtig ſagt 
Mittermaier (a. a. D. ©. 138), der Gejebgeber dürfe ſich nicht 
durch verdorbene Sitten der Bevölkerung zu einer Nachgiebigleit und 
zu milderer Auffafjung des Betruges bewegen lafjen, er jolle den Sinn 
für Wahrhaftigkeit ftärten. Aber damit fteht e8 im Widerfprude, daß 
er unmittelbar vorher das im Verkehre vorausgeſetzte Maaß von Wahr: 
baftigkeit betont. Belannt genug ift ed, was man im Allgemeinen von 
den Anpreifungen gewiller Wundereflenzen und Univerjalmittel zu halten 
babe, oder auch daß viele Handelsleute einen zu hoben Preis für ihre 
Waaren verlangen, weil fie dabei auf Käufer rechnen , welche gerne 
etwa® davon herunter handeln. Wird aber ein Unkluger durch ſolche 
und ähnliche Mittel getäufcht, Fauft Wertblofes oder minder Werthvolles 
um einen zu hoben Preis, fo ftraft man gemeinhin wegen der großen 
Störungen von Kandel und Wanbel nicht, troß des dolus und bes 
Uebels, welches vorliegt und tröftet fi mit den vigilantibus jura sunt 
scriptae. Das Uebel, welches jo unbeitraft bleibt, mag eben als ein 
geringeres angejehen werden, denn jene Beläftigungen des Verkehrs, 
welche die Einmiihung des Staates in ſolche Dinge mit fich brächte, 
zumal wenn die Moral des Volkes in derartigen Angelegenheiten eine 
lage ift. Darum wird es aljo, wir fommen darauf zurüd, vor Allem 
nöthig fein, den ethiſchen Sinn im Volke zu ſtärken und zu berichtigen, 
was wohl zum Theile durch eine allmälige Ausdehnung der Straf 
barkeit des Betruges , aber jedenfall nicht allein auf ſolchem Wege 
erreicht wird. Was hätte es wohl im alten Griechenland oder Rom 
gefruchtet, die Behandlung eines Menſchen ala Sklaven unter Strafe 
zu verbieten, da ja gerade das Inſtitut der Sklaverei die unumgänglich 
nothwendige Vorausſetzung des antiken Staates war, und Niemand etwas 
Unfittlides in ihr fand? Dieß erinnert uns zugleich daran, daß die 
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Geiehgebungen ja auch Kinder ihrer Zeit finb, die Gejeiigeder, 
wenn fie in Mandhem über ihrer Zeit fichen, doch zugleich im 
zeln. und es ſchon deßbalb eine umerfüllbare Forderung it, 
verlangen, welde vom reim eihiihen Standpunkte gegeben find. 
vorbundene Recht iit nie eim gang meues, e3 trägt immer 


Pr 


ä 
ER 


rafer vergangener Cultur- umd Gefittungsfiufen mehr oder weniger 
am Ab, während die Arfihten dus Eesti gehildeteren Theiles der Na- 
tion ihm voraneilen. Um : umd immer wieder der Ruf 
wach Umbildung des Beil Reformen, die dann wieder 
wenen Flag machen jolle atmährende Ringen des Alten 
und des Reuen, das, im ht durch Frevel und Unrecht 
bethätigt, fein Uebel, jonde ı. Zeichen der Gefundheit und 
Lebenskraft des Voltes if, keripiel uns zum Gtilltande 
Ghina’8 verdamımen würde; 

Mit Rüdiiht auf du atlichen Gemeinlebens muSten 
wir alio unseren allaemeinem $ Strafbaren bedeutend eim- 


fränfen. Rab der Idee Äraiser ım eve auch die geringfie abfichtlidhe 


Staates jein. Jeder Staat muß feine Thütigfeit anf die pormehmerem, 
wictigeren Jede ter Gemeinihait (freilib der eine mehr der 
andere weniger) concentriren, und mu5 alic and die Amäyleidumg 
minder bedeutender Uebeltbaten andern Richten anbeimüellen (was 
watürlih and; zw einer Anerkennung eines getriiien Strafredts ber 
Familie, der Geiellungen, der Schule, der Kirche führt, defien Abgren 
yanı rc hauptãchlich nad den concreten Verhaltainſen tes Staates 
wur des im ihm verbundenen Epfirmei von Geiellicaiten richten wird). 
Der Stoaat fan Bieles jerner wicht Ärafen, weil ihm dazu wicht die 
angemeiienen Strafmittel zu Gebote ſtehen Gatlid mu5 jeder 
Etaat im ieiner Straigeiepgehumg Rüdriht nehmen anf tie Gultwriäwbe, 
Eine und etbiihe Dültenı des Volles und alle uch am; die matür- 
Eden Voerbedeagungen ver Gutridelung des Scllsgeiies: Kime, 
Rureeizenthümlicleit, patruumculiihen Tppes u). m. Und turam 
darf e& wm und) wicht wundern, wenn das Gebiet dein, mai indem 
Staaten ala Verbrecen gilt. ri überall aunders geñaltet uud wer 
wealtente Idee ter Bergeltung und aui den gemeinen Ghurafter 
ker Renjgenyıttung binmeiien. 
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IV. 


Mag nun aber dieſes Umherſchwanken der Grenzen bes nad 
pofitiven Recht Strafbaren auch noch fo groß fein, fo muß fi doch 
principiell eine Abgrenzung finden laffen zwiſchen dem Civil⸗ mb 
dem Sriminalunrehte Das Bedürfniß einer ſolchen Scheidung geht 
aus demlimftande Klar. hervor, daß wenn auch nicht nothwendigerweiſe 
das Strafbare eine Rechtöverlegung in fich enthält, e8 doch in fid 
eine folhe enthalten Tann. Wodurch unterjcheiden fih nun jene Ber: 
brechen, welche eine Nechtöverlegung in fich enthalten, von den bloß 
nad Civilrecht zu behandelnden NRechtöverlegungen ? 

Man bat nun freilich die Möglichkeit ganz geläugnet, Civil: und 
Criminalunrecht principiel (a priori) zu trennen. Dagegen bat die He: 
gel'ſche Schule ſich in verfchiedener Weile bemüht, diefe Grenzberichti: 
gungen zu Stande zu bringen. Wir betrachten zuerſt Häljhners 
Theorie näher, fpäter erit die Hegel’s felbit und Köftlin’s, aus me 
thodiſchen Gründen. 

Wir vermeifen vorerft noch darauf, daß, wie ſchon oben erörtert 
wurde, Hälſchner (wie Köftlin u. A.) jedes Verbrechen criminelles 
Unrecht nennen, was mir zu widerlegen verfucht haben. Darauf 
kommt e3 nun bier nicht an, fondern wir wollen nur die Gränze ge- 
gen das bürgerlihe Unrecht auch in jenen Fällen ziehen, wo das Ver⸗ 
brechen zweifelsohne als Nechtöverlegung aufgefaßt werden muß (abge: 
eben auch noch von einem gegebenen Strafgefete, welchem Ge- 
feßesrechte gegenüber man das Verbrehen Unrecht nennen kann). 

Nah Hälſchner (Syflem, S. 3) unterjcheidet ſich das crimi- 
nelle Unrecht von dem civilen durch das Object der Rechtsverletzung, 
das nicht bloß die fremde Bermögensberedhtigung, fondern die Rechts 
ordnung felbit ift. Hälſchner polemifirt (a. a. D. ©. 5.) gegen 
die Auffaffung Hegel’s und Köftlin’3 (von der bald näher die 
Rede fein wird); nicht in dem bewußten oder unbewußten VBollbringen 
des Unrechtes könne der Unterfchied Liegen, fondern nur in dem Ob: 
jecte der NRechtöverlegung. „Im Falle des civilen Unrechtes findet 
ftet3 eine Gollifion verfchiedener fubjectiver Berechtigungen ſtatt, von 
denen die eine durch ihre Beziehung zur andern ala unrecht ericheint. 
So wie dagegen die Rechtsordnung felbit Gegenitand der Rechtöver- 
legung ift, fo ift auch nothwendig die Handlung eine an ſich rechts— 
widrige. Ein Angriff auf Leben, Gejundbeit, Freiheit, Ehre des Men⸗ 
ſchen, anf ven Staat u. ſ. mw. ift nie eine Handlung, zu welcher bie 
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Privatperfon als ſolche berechtigt fein Könnte und auch die Verlegung 
der Bermögensberechtigung durch eine an fich berechtigte Handlung 3. B. 
Befigergreifung, kann in das criminelle Unrecht übergeben, infoferne 
der Handlung im conereten Falle durch eine der Rechtsordnung jelbft 
mit Bewußtfein ſich entgegenfegende Willensbeftimmung die Qualität 
der an ſich rechtswidrigen verliehen wird“ (a. a. O. S. 6). 

Diefe Unterfcheivung = == Fe, denn auch das. civile Un⸗ 
recht in dem Umfange, wieres 2g pner auffaßt, verlegt ganz ges 


wiß die Rechtsordnung felbjl h ner geht von der Voraus: 
fegung aus, daf eine ſtaatliche Ger aft mit einer Rechtsordnung 
beftehe. Dann kann aber dad ı terlegung irgend einer jubjec= 
tiven Berehtigung, und fei es die „Bermögensberechtigung” 
geſchehen, ohne daß dadurch lechtsordnung verlegt würde. 
„Denn alles und jedes ei e Befugniß) des Individuums 
iſt lediglich eine theilmeih der Rechtsidee ober Rechts- 
ordnung, ein Glied an dem wiganismus bes Nechtes ſelbſt; 


jede Verlegung eines Gliedes enthaut aber zugleich eine Verlegung des 
Organismus. Auf diefer Unzertrennlichkeit der Einzelrechte des Indivi— 
duums und der Rechtsordnung felbft beruht zulegt auch die Möglich- 
keit aller Rechtspflege, fowie die Sicherheit jeglihen Rechtsgenuſſes.“ 
Dieb die Worte Walther’s (in der Münchener Krit. Vierteljahrsſchr. 
IL Band, ©. 334), welden wir im Wefentlihen beiftimmen. Seeger 
freilich (Abhandlungen S. XXI.) ift anderer Anſicht. Er nennt das 
Verbreden grundfäglides Unrecht und meint grundlägliches Un— 
recht fei eine folhe Handlungsweife, melde als Grundſatz gedacht, das 
äußere Beftehen der Rechtsordnung als folder (wenn auch nur ineiner 
einzelnen beftimmten Beziehung) aufhöbe (eine Reminiscenz an dad von 
Kant aufgeftellte Verhältniß zwifhen Marime und Prinzip). Das 
fei nun nit der Fall bei der bloßen Nichterfüllung eines privatrecht: 
lien Anſpruches. Denn der Staat könne in jedem einzelnen Falle die 
Erfülung im Wege de3 bürgerlichen Rechtöverfahrens erzwingen und 
‚zwar felbft dann, wenn in einem beflimmten privatrechtlichen Verhält: 
niße alle Verpflichteten nicht aus freien Stüden erfüllen, mithin das 
Nichterfüllen als Grundfag ausüben wollten. Dagegen laſſen fi) bil- 
lig einige Zweifel erheben. Man denke fi nur, es fei in einem Staate 
zum Grundfage aller Schuldner geworden, nicht freiwillig zu zahlen 
(und zwar aud die Zinfen nicht), fondern die Erecution abzuwarten, 
mag es fi um die Bezahlung einer Zeche oder um Taufende handeln, 
und ed kann füglich jeden, der fich diefen Gedanken bis in feine legten 
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Conſequenzen vergegenwärtigt (mas freilich nicht leicht ift) überlafien 
bleiben, zu entjcheiden, wie es dann mit der Rechtsordnung in dieſer 
Beziehung beitellt wäre. Der rechtlihe Verkehr würde gerabezu zur 
Unmöglichleit werden, der Staat feinem Ruine entgegen geben, denn 
wenn Treue und Glauben ganz und gar verſchwunden wären, wäre 
das beillum omnium contra omnes gerade fo gut proclamirt, als wenn 
es Grundſatz würde, einander zu beſtehlen. 

Das Verbrechen ſoll ferner nach Hälſchner eine ſchon an ſich 
rechtswidrige Handlung fein, das Civilunrecht dagegen eine an ih be 
rechtigte, die aber durch bemwußten Gegenſatz zu der Rechtöorbnung in 
ein Verbrechen übergehen kann. Die Befitergreifung z. B. ſei eine an 
ſich berechtigte Handlung, dagegen niemald der Angriff auf die Ehre 
eine Andern. So freilich lautet der Gegenfat ganz annehmbar. Der 
Beligergreifung müſſen wir aber vielmehr, um wirklich eine Parallele 
zu ziehen, den fhriftlichen oder mündlichen Ausdrud der Gedanken ges 
genüberftellen. Seine Gedanken durch Worte ausdrüden ift gewiß eine 
ebenjo „an jich berechtigte” Handlung mie eine Belfigergreifung — und 
beide ganz gleihmäßig werden zu rechtswidrigen Handlungen, 
wenn fie das Recht eines Anderen verlegen. Wenn ich durch die Be: 
figergreifung dag Vermögensrecht eines Anderen oder durch die Worte, 
die ich ausſpreche, da8 Recht eines Anderen auf Ehre verlefe, dann 
babe ich rechtswidrig gehandelt. Ebenſo ift es auch mit den anderen 
Beifpielen Hälſchner's. Nicht den „Angriff auf das Leben” darf man 
mit der Befigergreifung vergleichen, fondern 3.8. das Abſchießen eines 
Gewehres. Das it abermals eine an fich nicht rechtswidrige Handlung, 
wie die Befigergreifung; fie wird aber zur rechtswidrigen, wenn ich auf 
einen Menichen ziele u. f. wm. — So ilt es denn Hälſchner nicht 
gelungen, einen Unterfchied zwifchen Eivil- und Criminalrecht aufzu- 
finden, zumal da er ohne meiters zugibt, auch im Gebiete des Civil: 
unrechtes können dolus und mala fides vorfommen (a. a. D. ©. 5). 

Hegel felbft bat bekanntlich den genannten Unterfchied darin 
gefunden, daß er das „bürgerliche Unrecht” das „unbefangene“ 
nennt (vgl. Hegel’s Grundlinien der Philojophie des Rechtes, 88. 90, 
95, 97). Dolus und ınala fides find fomit ausgeſchloſſen von diefer 
Sphäre. Aber deßhalb gehören fie noch nicht unbedingt in die crimi- 
nelle, denn ſonſt wäre die Dialektif des Begriffes nicht gerettet. DViel- 
mehr, wenn fodann das Recht dur das Subject ald Schein gefeht 
wird, entiteht der Betrug, in welchem durch Borjpiegelung des Rech» 
te3 ein Anderes ibm fubftitwirt wird (jedenfalls ein zu enger Begriff 
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für den Betrug). Wenn endlich das Recht als schlechthin nichtig ge 
fest wird, it das Berbreden vorhanden. Ganz ähnlich gebt Berner 
(£ehrb. ©. 38) vor, nur ſetzt er ſtatt des Betruges ein anderes bialek- 
tiſches Moment, die Chitane, da er den Betrug in Uebereinſimmung 
mit dem pofitiven Nechte in’ das Gebiet des Criminellen herüberziehen 
wollte. Wir wollen nicht näher darauf eingehen, wie Hegel und 
Berner dabei fi geger “Fr Morde“ ſelbſt verfündigen, 


nad welcher zwiſchen de eiten Gliede ein Gegenfak vor: 
banden fein müßte, der einheit des Dritten aufgehoben 
wird, fondern nur daran fſolche Weife feine Gränge 
zwiſchen Civil: und Erı inden ward, dba beide durch 
einen „Mittelbegriff“ in eben. Nach pofitiven Gefegen 
gibt es befanntlich einen dolus, In ſolchen Fällen fol 
eben nah Berner das den Mittelbegriff der Chikane, 
weiterhin in dem Betrug nr 8 Griminalunvecht übergehen. 


Alſo ift die Gränze offenbar Me, 

Köflin (Syſtem $. 2) Hat Hegel’s Anficht wieder in anderer 
Weiſe mobificirt. Das Unrecht zerfällt nad ihm: 1. In das bloß mög- 
liche (polizeiliche) Unrecht. Im $. 18 erfahren wir, daß hieher „auch 
an ſich nicht vechtöverlegende, aber gefährliche Handlungen“ 
gehören. Alfo nicht rechtsverletzende Handlungen, welche aber den- 
noch Unrecht find, freilich nicht wirkliches, fondern nur mögliches 
Unredt. Möglihes Unrecht ift nun eben wirklich kein Unrecht; 
& muß unter dem Unrechte nur mit figuriven, weil fonft die Drei: 
theilung nicht möglich geweſen wäre. Die wahren Polizeivergehen find 
allerdings an fi nicht redhtöverlegende Handlungen und können nur 
infoferne Unrecht genannt werden, als fie gegen ein beftehendes Poli: 
zeigeſetz als einen Theil der Rechtsordnung verftoßen. 

Weiter fagt Köftlin: 2. der Einzelwille hebt feine Einheit mit 
dem allgemeinen wirklich auf, aber noch ohne beftimmtes Bewußt- 
fein dieſes Unterſchiedes, — dad bürgerlihe Unrecht; — 3. ber 
Unterſchied des Einzelwillens vom allgemeinen wird zum bemußten 
Gegenfage, — dad Verbrechen. 

Auch hier ift die Gränze troß ihrer ſcheinbaren Schärfe verwiſcht. 
Die Archillesferſe der Anſicht Köſtlin's ift fon durd den von ihm 
gewählten Ausdrud: „ohne beſtimmtes Bewußtſein“ u. f. w. an: 
gedeutet. Noch deutlicher wird uns fein Schwanken durd die Anmer- 
tung zu dem $. 2. Auch im Gebiete des bürgerlichen Unrechtes, heißt 
es da, gebe es eine Klafje von Unrecht, welche man nicht (mit Hegel) 
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unbefangenes Unrecht nennen, gleihwol aber auch nicht den Verbre⸗ 
hen zuzählen fünne. „Daher gebören alle die Fälle, wodurd eine im 
cioilrechtlihen Sinne dolofe oder culpoje Handlungsweife — Frivoli⸗ 
tät, Eigenmächtigkeit, Leichtfinn, Trägheit u. dgl. — Schadenerfappflicht 
begründet wird, ohne daß doch dem Schuldigen eine principielle Ent: 
gegenfegung feines Willens gegen das Recht als ſolches nachzuweiſen 
ift, mit welchem er vielmehr, wenn auch auf der äußerften Grenzlinie, 
immer noch fi zu conformiren wünſcht und glaubt.” Damit hängt 
noch zufammen, wenn Köſtlin weiterhin ($. 3) erklärt, da das bür: 
gerlihe Unrecht feine Eriftenz nicht im Willen, fondern nur in der 
Sphäre des äußeren Daſeins babe, fo genüge feine Wiederaufhebung 
in diefer Sphäre, melde ſich als Vergütung des geftifteten Schadens 
vollziehe. — Dffenbar find die Iegtangeführten Stellen ſich felbft wider⸗ 
ſprechend. Einerjeitö ſoll e8 eine „im civilvechtlihen Sinne dolofe Hand- 
lungsweiſe“ geben, andererjeit$ das bürgerlihe Unrecht feine Eriftenz 
nicht im Willen, fondern nur im äußeren Dafein haben, daher eben 
auch feine Vergeltung nöthig fei, der Schadenerjag genüge. Einen do- 
lus, der nicht im Willen, fondern nur im äußeren Dafein eriftirt, müſ⸗ 
fen wir für einen undentbaren Begriff halten. Und auf der anderen 
Seite argumentirt Köftlin ganz richtig, wenn er fagt, die bloße Ber: 
gütung des geftifteten Schadens genüge bloß, wenn das Unrecht feine 
Eriftenz nicht im Willen bat, in legterem Falle müfle Strafe eintreten. 
Nur hätte er eben von dieſem Standpunfte aus die Möglichkeit eines 
civilrehtliden dolus Jäugnen follen und die Anmerkung Köftlin’s 
zu feinem $.2 verdient daher das Lob nicht, welches ihr von Seeger 
(a. a. D. S. XVIL und ©. 8) zu Theil wird. 

Köftlin, fo wie ſchon Hegel und Berner, waren offenbar 
auf dem richtigen Wege zur Auffindung jener Gränzlinie zwifchen dem 
Eivil: und Eriminalunrechte. Laſſen wir nämlich die ſcholaſtiſche Form 
der Dialektit bei Seite (daher auch die Formel von „Einheit und Ent: 
zweiung des Einzelmillens und allgemeinen Wollens u. ſ. w.), fo woll: 
ten fie eigentlich doch wol nicht? Anderes jagen, als daß jede dolofe 
Handlung criminell ſtrafbar fei, denn eine ſolche it offenbar kein „un: 
befangenes, kein unbewußtes“ Unrecht. Aber nun trat wieder jener un- 
beilbringende, methodifche Fehler des abjoluten Fdealismus in den Weg, 
Denken und Sein, Sein und Seinfollen von einander nicht zu unter: 
fcheiden. Es lag Far vor Augen, daß es ſich in Wirklichkeit nirgends 
in den Staaten auf die Weiſe verhalte, wie nad) jener Theorie es fich 
verhalten müßte. Nirgends werden alle dolofen Handlungen geftraft. 
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Darum nun ein Suchen nach Webergängen, Mittelbegeiffen, die jenen 
Zwieſpalt verhüllen follten. Die Theorie mußte ſich zwar aus der Dia» 
leltil des Begriffes ergeben, aber doc; auch wieder der Wirklichkeit ent: 
ſprechen, fonft wäre man ja auf die Stufe des „reflectirenden Veritan- 
des” herabgefunken. Vor lauter Furcht, fi aus den Regionen der hö— 
heren Anſchauung zu verlieren, räumte man tie gewöhnlich den empi— 
rischen Thatfahen mehr © "" — *  Tsihnen gebührte. Daß über: 


haupt die Hegel’ihe 9 ihres ibealiftifchen Anſtriches 
mitten im Empirismus neueſtens befonders Thilo 
(a. a. D. ©. 35 f.) wi chgewieſen. 

Hegel und ſeine echſeln (wie auch Walther 
(aa. D. ©. 334 f.) rich lge jenes Grunbirrthums zwei 
gänzlich verfchiedene Fraı hiſche nah dem begriffs: 
mäßigen Unterſchiede id Criminalunrecht, d. h. zwi⸗ 
ſchen dem Unrechte, welches iffe nach keine Strafe, ſondern 
höchſtens Genugthuung fordert gen, welches nur durch Strafe 


ausgeglichen werden kann und die Frage nach dem Unterſchiede zwi— 
ſchen dem poſitivrechtlichen Civil- und Criminalunrechte, auf welche nur 
die hiſtoriſche und dogmatiſche Betrachtung des poſitiven Rechtes eine 
Antwort finden kann. Dieſe letztere iſt a priori nicht zu finden, „aus 
dem trivial Mingenden, aber doch meift überfehenen Grunde, teil diefe 
Begriffe in ihrer hiſtoriſchen Bedeutung genommen, Feine aprioriftifchen 
find“, wie Walther fagt. Vom philofophifchen Standpuncte aus nun 
erllärt Walther das Kriterium des Bewußtſeins für ein vollfommen 
abäquates und befriedigende, indem in der Bezeichnung der firafbaren 
Handlung als derjenigen, welde von dem Hanbelnden mit Bewußtſein 
des Unrechtes begangen wird namentlih aud die (von Hälſchner 
mit Recht geforderte) Angabe des inneren Grundes der Strafwürdigkeit 
der verbrecherifchen Handlung enthalten fei. Das mit biefer Bezeichnung 
umſchriebene Eriminalunrecht fei freilich nicht da8 gegenwärtige pofitive, 
fondern eben das begriffsmäßige, der Ydee des Rechts entiprechende 
und vielleicht einer Tünftigen höheren Culturftufe angehörige, während 
zur Zeit ein großer Theil des bewußten Unrechtes nicht mit Strafe 
bedroht, fondern der Eivilvechtspflege übermwiefen fei. 

Aus dem Früheren ift leicht erfichtlich, daß wir dem Weſen nach 
mit Walther übereinflimmen. Auch worin wir abweichen, ift nicht 
ſchwer zu fagen. Walther nennt dag dem Begriffe nad) Strafbare: 
„bewußtes Unrecht”; wir könnten es, um bie Differenz von feiner 
Anſicht deutlich hervorzuheben: „bewußte Uebelthat” nennen. Er 
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nennt es das der „dee des Rechtes” entiprechenbe, wir müflen es 
das „der Idee der Bergeltung” entiprechende nennen. Dem Reful: 
tate nach aber würden beide Anfichten viel weniger von einander ver- 
fchieden feien, als e8 den Anjcein bat. Walther nimmt „Unrecht“ 
im Hegel’iden Sinne, und darum wie ſchon nachgewiefen wurde, 
fallen unter diefen Begriff auch Verlegungen der Sittlichleit, der Re— 
ligion, der Samilie u. f. w, eben das, was wir unter dem Begriffe 
Vebelthat fanden. Eine Uebeltbat ift gewiß überall dort vorhanden, wo 
die Handlung fi gegen ein Gut richtet. Der Begriff der Uebelthat, 
nicht der der NRechtsverlegung , liegt alſo eigentlich der Argumentation 
zu Grunde, melde wir vom Hegel'ſchen Standpunkte aus 3. B. bei 
Hälſchner (a a. D. ©. 3) finden: „das Sittlihe ift als nothwen⸗ 
diges Gut des gejellichaftlichen Lebens, der fubjectiven Willkür gegen: 
über in feinem Daſein ein berechtigtes, ein Recht und darum find alfo 
Familie und Kirche nicht bloß als Rechtsinftitutionen, fondern es iſt 
die Familie in ihrem fittlicfem Wejen, es ift die Religion, es ift die 
Moralität, zwar nicht als jubjective Pflicht, aber als ein objectiv das 
feiendes Gemeingut der Gejellichaft mögliches Object des Verbre⸗ 
chens. Freilich unfer Begriff von Uebelthat ift ein noch weiterer. Sie 
ift überall vorhanden, wo in den Willen eines Anderen bemmend ein: 
gegriffen und ihm auf diefe Weile ein Wehe zugefügt wird. Auch bier 
ift der Gegenfag zwiſchen den Anſichten kein jo großer, als es fcheint. 
Die Geguer haben eigentlih bei allen ihren Erörterungen den Staat 
mit feinen Geſetzen — fei ed auch nur einen idealen Staat — im Auge 
und feuern fo fchnell ala möglich auf den Begriff des Strafredhtes 
und des durch den Staat Strafbaren zu. Der Staat aber kann feiner 
Ratur na (mie oben gezeigt wurde) niemals, auch wenn er auf der 
bößften Eulturftufe fteht, nicht mit feinen Strafmitteln gegen alle Uebel⸗ 
tbaten rengiren. Er kann nur Verlegungen des Rechtes und des Wob: 
les firafen, welche einer äußerlihen Abſchätzung ſich nicht ganz entzie- 
ben, er darf über dem Strafen nicht feine anderen Aufgaben verfäumen 
u. f. w. Dazu tritt die Forderung, daß ein wirkliches Strafrecht im 
Staate fih ausbilde, und zwar nicht blos nur gewohnheitsmäßiges, 
ſondern ein genau formulirtes und einer ſolchen Formulirung entziehen 
fih natürlicherweife eine Menge von Uebelthaten. Wir können nicht 
geradezu mit Köftlin (Spitem $. 1) fagen, alle fittlihen Elemente 
(+ B. Religion, Wiſſenſchaft u. ſ. mw.) fallen, jobald fie ven Boden bes 
änßeren Dafeins betreten, unter den Typus des Nechtes, aber er meint 
wol etwas Aehnliches wie wir, wenn wir den Satz mehr negativ faflen, 
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amd der Anficht find, Verlegungen der Religion u. ſ. m. können nur, 
wenn mit äußerlichen Strafmitteln ihre Entgeltung möglich ift, alſo 
nur wenn fie jelbft einen gewiſſen äußerlihen Charalter tragen („ben 
Boden des äußeren Daſeins betreten“) vom Staate mit Strafen be: 
droht werben. Und bejonders in ſolchen Fällen darf nicht außer Acht 
gelaſſen werden, dab das entſtandene Nebel dem Thäter muß zuge: 
vechnet werden können; = ut eg gewollt ober wenige 


ſtens haben vorherſehen tö nod gezeigt werden fol, 
wenn von Strafe die Ned Beifpiel mag dieß deutlicher 
machen. Es muß jederman em geftattet fein, feine Mei— 
nung in Neligionsangele, '& in ſich zu hegen, ſondern 
fie auch auszusprechen, wire !in Jemanden zuvechenbares 
Uebel bewirkt oder beab iner Gottesläfterung, welche 
fo vorgebracht wurde, dag Aergerniß erregen konnte, 
dann kann der Staat einſch 

Freilich fünnte es ſcheinen ich unferer Theorie e8 dem 


Staate unmöglich ei, in folden Fällen zu ftrafen, weil ihm Fein paf- 
fendes Wiedervergeltungsmittel zu Gebote ftände. 

Dieß fordert uns auf, die Idee der Vergeltung nod genauer in's 
Auge zu fallen, als es oben geſchah. Sie fagt bloß aus. Es foll ent: 
golten werben, alfo ein gleich großes Uebel fol dem Uebelthäter zuge- 
fügt werden, ald er zufügte. Alfo fie beftimmt in Bezug auf die Strafe 
insbefondere nur das Quantum, nit aber das Quale de Straf: 
übels. Die Strafe fol fo groß fein, daß fie das Gefchehene außgleicht. 
Die Wahl der Strafmittel ift in diefer Beziehung gleichgültig, 
wenn fie nur wirflid dem Quantum nad) der Webelthat entipredhen, 
und ſonach dem Webelthäter widerfährt, was er verdient. Dagegen 
iſt allerdings die Wahl der Strafmittel, nebenbei gefagt, vom ethiſchen 
Standpuncte überhaupt angefehen, nicht gleichgültig. Iſt der Staat wirt: 
li) eine fittlide Gemeinfhaft, dann wird er bei der Wahl zugleich das 
Bedürfniß der Rechtsordnung, Sicherung des Rechtszuſtandes, Abſchre— 
dung — einerfeit3, andererfeit$ die Idee des Wohlivollens, welche Bez 
ferung des Verbrechens fordert, berückſichtigen. Bon Eflekticismus ift 
dieſe Theorie weit entfernt. Die Strafe it vollfommen dadurch be- 
gründet, daß fie Vergeltung, auch wenn nicht zugleih zweckmäßig 
zur Prävention, Beſſerung u. f. iv. eingerichtet ift. Aber der Staat ſoll, 
wenn er einmal mit feinem Zwange eingreift, zugleich den Ideen des 
Nechtes und Wohlwollens gemäß handeln. Das Nähere gehört nicht 
bieher. 
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Es kommt alfo, wenn die Idee der Bergeltung nur über das 
Duantum der Strafe beftimmt, in jedem einzelnen Falle nur darauf 
an, ob der Staat ein möglichft gleich großes Uebel als Strafe zufügen 
kann. Und man muß fich dabei vor einer allzu äußerlichen Abſchätzung 
hüten. Denn wenn es auch richtig ift, daß der Staat oft genug das 
Richteramt der öffentlihen Meinung überlaffen muß, jo unterftügt ihn 
diefe auch andererfeit3 und fupplirtnicht jelten feinen Strafen wenigitens 
zum Theile dag, was ihnen fehlt. Wen der Staat ftraft, den richtet 
gewöhnlich zugleich die öffentliche Meinung, fie betrachtet denjenigen, 
welcher vom Staate wie ein Verbrecher behandelt wird, mit mißgünfli- 
ger Gefinnung. Das Strafurtheil wird in den Augen des Volles im- 
mer wicht bloß zu einem Ausipruche über das einzelne Verbrechen, fon: 
dern zu einem Berdict über Ehre und Moralität, felbft abgeſehen von 
den Ehrenitrafen, die der Staat verhängen kann. Dadurch gewinnt die 
Strafrechtöpflege des Staates eine etwas innerlichere Natur, als fie 
fonft befigen müßte. Man darf die Strafe, wo fie mit der öffentlichen 
Meinung in Uebereinftimmung fteht, nicht mehr bloß nad) dem Uebel 
ſchätzen, welches fie unmittelbar zugefügt, und es liegt eine der tief: 
greifenden Wirkungen der Gefchmornengerichte darin, daß fie jenen Zu: 
fammenbang unzmweideutig vermitteln und ihn Fräftigen. 

Aus Allem wird es Mlar, daß die Strafe dem Quale nad durch⸗ 
aus nicht dem Verbrechen ähnlich zu fein braucht, und daher die Mög- 
lichkeit, Verbrechen gegen Religion, gegen Sittlichleit u. |. m. zu ftra- 
fen. Wir müflen uns bier auf diefe Andeutungen beſchränken. 

Zum Schlufje diefer Erörterung mag darauf verwiejen fein, daß 
über die Gränzlinie zwiſchen Civil- und Sriminalunreht auch Better 
(Theorie des heutigen deutjchen Strafrehtes L, S. 108 f.) ji, obwol 
von anderen Grundlagen ausgehend, in ähnlicher Weile ausipricht, wie 
wir. Er erklärt jedes doloſe Civilunrecht, d. h. jede dolofe Verlegung 
des einer Perſon zuftändigen Rechtes, für ftrafbar. Aber nicht alles 
principiell Strafbare fünne der Staat ftrafen; der Staat fol aus Nütz⸗ 
lichkeitsrückſichten Grenzen ziehen, nur gewiſſe Arten des Givil- 
unrechtes für Verbreden erflären, das fei angemefjen und weile. Die 
bloße Berüdfichtigung der „Nützlichkeit“ Tann noch nicht den Ausichlag 
geben; indefien an anderen Stellen (namentlih S. 95 ff.) bat ji 
Better ausführlicher über diefen Punct auögefprochen, und zwar in 
einer Weife, welcher mir bis auf den theologifirenden Anſtrich, und 
einige Nebenpuncte größtentheils beiftimmen müfjen. So fagt er 3. B. 
rückſichtlich der Heinften Straffälle zwar aud, daß er aus „Nütz⸗ 

Haimerl’s Bierteliahresſchrift i. Nechtsw. IX 2. 
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ligpteitsrüdtichten” vom Staate nicht geftraft würden, weil bie Beitra- 
fung da nicht fo viel nüge, als fie ofle, allein die Ausdrucsteife ift 
ſchlimmer al3 was damit gemeint if, denn er fügt ſogleich hinzu: „das 
heißt, die Pflichtverle zung, deren ber Staat durch die Nidhtbe- 
frafung fi ſchuldig macht, ift geringer als bie, melde nothwendige 
Folge des Strafactes jein würde,” Er verweiſt alſo vielmehr auf einen 
Sonfliet zwifchen den jittLichem Mflichten und Aufgaben des Staates 


und gehört nidt unter Den einen Punkt hat er in 
feiner Ausführung ganz in den Heinften Straffällen, 
der Staat gar nicht ſtrafen a e Strafe, wie er fie zu der= 
hängen vermag, ſammt den t Uebeln der Unterfuchuntg 
u. ſ. m. ſchon überhaupt zu inverdient wäre. Manche 
andere Einwendungen, die uw ker zu machen hätten, über: 
gehen wir hier, weil fie uns olungen bes früher Gejagten 
führen müßten. 

Endlich noch eine Bene die Civilrechtspflege, wie fie 


fi Hiftorifch ausgebildet hat. wie ruft zwiſchen der principiellen 
Forderung, daß jeder dolus beftraft werden folle und der wirklichen 
Geftaltung der Dinge, ift nicht fo unermeßlich, als der erfte Blid glaub: 
lid macht. Denn and) in Folge der civilrichterlihen Procebur treffen 
ven Sachfälligen Uebel, welche das von ihm beabſichtigte oder erfolgte 
Uebel anfwiegen Tönnen, und wenn dieß der Fall ift, ift der Idee ber 
Vergeltung ja Genüge geſchehen. Auf diefen Umftand hat z. B. ſchon 
Henke, (Handb. I. Band, S. 191 f., hingewieſen. Bei der Nihter- 
erfüllung einer Verbindlichkeit können zum Theile Conven- 
tionalftrafen (in gewifjen Fällen der Schuldarreſt) die Stelle der öffent- 
lihen Strafe vertreten, zum Theile Tann au der Zwang zur Er- 
Füllung durd die Gerichte des Staates wegen ber damit verbunde- 
nen Koſten und Nachtheile ſchon für fi allein ala Strafe gel- 
ten. Eben fo kann die Verbindlichkeit zum Schabenerfage dort 
zu einer genügenden Strafe werben, wo fie fi nicht bloß auf eine ges 
ſchehene Bermögensbeeinträchtigung bezieht, alfo 3. ®. bei geringen 
Körperverlegungen (Schmerzengeld). Da geftaltet fie ſich zu einer Ber- 
mögendbuße, welche jo empfindlich wirken kann, daß fie felbft der do= 
loſen Uebelthat gegenüber ein binreichende3 Aequivalent bietet, insbe 
fondere wenn aud; wieder die Uebel der gerichtlichen Procedur für den 
Unterliegenden, die Koften u. ſ. w. mit hinzugerechnet werden. So fe 
ben wir denn, daß zufolge der hiſtoriſchen Entwidlung au die Eivil- 
veihtöpflege Uebel für die befiegte Parthle mit fid bringt, welche, went 
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fie auch gewöhnlich nicht den Namen der Strafe führen, der Sache nach 
zugleich eine verdiente und oft auch für die bolofe Uebelthat hinreichend 
große Strafe in fich enthalten. 


V. 


Hatten wir in den vorangehenden Ausführungen vorzugsweiſe uns 
gegen den leicht vorauszuſehenden Einwurf in vorhinein zu vertheidigen, 
daß unſer auf philoſophiſchem Wege gefundener Begriff des Strafba⸗ 
ren gegenüber dem erfahrungsmäßig Gegebenen zu weit ſei; ſo kann 
er dagegen auch nach zwei Seiten hin zu enge erſcheinen, da er 
nämlich einestheils die Strafbarkeit des Verſuches andererſeits bie 
des fahrläſſigen (culposen) Handelns auszuſchließen ſcheint. 
Und wenn auch ſchon angedeutet wurde, dieß ſei nicht der Fall, fo mar das 
bisher mehr eine bloße Behauptung, welche noch ihres Beweiſes barrt. 

Zuvörderſt aljo ein paar Worte über den ftrafbaren Verſuch. 
Natürliderweife können wir uns nicht auf das Detail diefer Lehre ein- 
lafien, wenn die Proportionen unferer Erörterung nicht geftört werben 
jollen. Hier ift nur fo viel anzuführen, als nöthig ift, um den Begriff 
des Verbrechens ſelbſt völlig deutlich zu machen. 

Die abfichtliche Uebelthat verdient Vergeltung — das ift der Satz, 
von welchem wir ausgingen. Die bloße Gefinnung kann nicht geitraft 
werben. Rur wenn fie einen Erfolg gehabt bat, iſt ein Verhältniß 
zwilchen dem Wollen des Uebelthäters und dem des Verlepten vorhan⸗ 
den, welches zur Ausgleihung durch die Strafe drängt. Wenn es alſo 
Boransfegung der Strafe ift, daß eine Einwirkung auf das Wollen 
eines Anderen durch eine abjichtliche That eintrat, fo kann es feinen, 
als ob der nicht qualificirte Verſuch nicht ftrafbar märe. Allein mit 
jener Forderung, daß Abfiht und Erfolg ‚vorhanden fein müfjen, wenn 
die Strafe möglich fein fol, ift nicht gefagt, daß der Erfolg die volle 
ſtändige Verwirklichung der Abficht in fich enthalten müſſe; auch die 
theilweiſe Verwirklichung genügt. Am deutlichiten ift dieß vorerft in 
den Fällen, wo der durch den Berfuch einer Webelthat Bedrohte von demſel⸗ 
ben Kenntniß erhält. Alſo der Bedrohte weiß es 3. B., daß ihm Gift gereicht 
werden follte, daß man ihn beftehlen wollte u. ſ. w.; er fühlt ſich dadurch 
beunruhigt, aus feiner Sicherheit aufgerüttelt, geftört in feiner Rechtsſphäre, 
der Verſuch Tann ſich wiederholen; diefer Zuftand ift gemiß ein Uebel für 
ihn. Allein derartige Betrachtungen würden dad Wefen des ftrafbaren 
Verſuches noch nicht treffen. Es ift zu dem Begriffe desfelben nicht 
erforderlich, daß der durch ihn Bedrohte von ihm Kunde erhält, wo: 


ie 
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bei wir von der Norausfegung ausgehen (melde man als die in bie 
ſem Fall allein praktiſche gerne geftatten wird), daß die beiden Men— 
ſchen, von welden eigentlich zumächft bie Nede war, nicht tfolirt vom 
allen Anderen leben. Der Verſuch ift dann nicht bloß ein Uebel für 
den DVerlegten, ſondern ſtets auch eines für die rechtliche Gemeinſchafi, 
innerhalb deren er ſich ereignet. Ihr Friede ift geftört; der ganzen Ge— 
meinſchaft widerfährt ein TFT mut Egeffung verdient. Wir has 


ben oben gezeigt, daß de vecht (ebenjo wie das civile) 
die Rechtsordnung jelbit vi ähnlich läßt ſich aber über- 
haupt von allen Uebelthaten aramı n, Der Angriff, der ſich gegen 
Ein Glied richtet, gebt zugle a ganzen Leib, Der Thäter 
wird nit etwa von einem p Nicptspunkte aus beftraft we⸗ 
nen desjenigen, was er thun m feiner Gefährlichteit, fon: 
dern um deßwillen, was er getha das er gethan bat, darf nicht 
bloß äußerlich betrachtet werden; jat iſt als Handlung, d. h. 


als Willenseffect zu beurtheilen. @ L 

1. Jede Handlung, welche den Thatbeitand eines hiftoriich gege- 
benen Verbrechensbegriff erfüllt, läßt fi in der Regel in eine größere 
oder Meinere Anzahl von Theilhandlungen zerlegen. Wenn man genau 
zufieht, hat diefe Regel viel weniger Ausnahmen, ald es ſcheinen mag. 
Auch anſcheinend ganz einfahe fih in ein paar Secunden zufammen- 
drängende Handlungen Laffen ſich doch noch zerlegen. So 5.8. ein Ge: 
legenheitsbiebftahl im vollen Sinme des Wortes. Jemand fieht beim 
Borübergehen am offenen ebenerdigen Fenſter eine Uhr liegen, ber Ge⸗ 
danke und die Ausführung find faft Eins, und doch muß er den Arm 
beben, zugreifen, die Uhr in die Hand nehmen, erft mit der apprehensio 
ſchließt die Reihe der Bewegungen, welche der Begriff des vollendeten 
Diebftahles fordert. Wo ſich Feine ſolche Zerlegung der Handlungen 
vornehmen läßt, kann man ſich keinen ftrafbaren Verſuch denken, wol 
aber in allen anderen Fällen. Und was gibt uns nun das Recht, ge— 
wiſſe Handlungen als einen Verſuch zu erklären? Nichts anderes, als 
die Abficht, welcher fie zur Verwirklichung dienen; durch die zu Grunde 
liegende Abficht erhalten die Handlungen erft ihre Bedeutung. Daß 
Jemand den Arm hebt, kann taufenderlei verfchiedene Bedeutungen ha: 
ben, je nad) der Abficht, mit der dieß geſchieht (noch abgefehen von den 
Fällen, wo e3 ganz abficht8los gefchieht). Eine criminaliftifche Be 
deutung erhält die Handlung durch die auf ein Verbrechen gerich: 
tete Abficht. Sie ift dann als Verſuch eines Verbrechens aufzufaflen. 
Das gibt zugleich den Maßftab für die Strafe. Die Strafeinheit 
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bildet die für das vollendete Verbrechen geſetzte Strafe, wie fie ausge⸗ 
geiprodhen werden müßte, wenn in dem vorliegenden alle das 
Verbrechen vollendet worden wäre. Ein Bruchtheil diefer Einheit iſt die 
entfprechende Strafe für den Verfuch, weil der eine (der objective) Fae⸗ 
tor der ftrafbaren Handlung nicht fo groß iſt, ala wenn das Verbre⸗ 
chen vollendet worden wäre. Sind die Strafen für das vollendete Ver: 
brechen abjolute und untheilbare, dann muß man bei Beitimmung der Ver: 
ſuchsſtrafe zu einem anderen Ausktunftsmittel fchreiten ; gegen ſolche Strafen 
fprechen aber überhaupt wichtige Gründe, auf die bier nicht einzugeben iſt. 

2. Das verjuchte fo wie das vollbrachte Verbrechen muß zu: 
rechenbar fein; das heißt die That, wie fie vorliegt, muß auf den 
Willen zurüdgeführt werden können. Die pofitiven Folgerungen aus 
diefem Satze und die Eontroverfen, welche fi daran knüpfen, überge⸗ 
bend, betonen wir zu unferem Zwecke nur den negativen Folgeſatz: 
Was wirklich nicht gewollt wurde, kann nicht zugerechnet werden, ſelbſt 
wenn eine gewiſſe fcheinbare Uebereinftimmung zwiſchen Wollen und 
Handeln vorhanden it. Demnach Tann der Verfuh mit untaugli: 
hen Mitteln nidt ftrafbar fein. Um dieß deutlich zu machen, ſcheint 
es am zweckmaͤßigſten, vorerſt ſich über das zu einigen, was unter Vor: 
fag” und „Abſicht“ veritanden werden fol. Der Sprachgebrauch ift 
in diefer Beziehung fein feftftehender, indeffen ift es ihm gewiß nicht 
widerſprechend, wenn wir (mie Andere ſchon in ähnlicher Weife gethan, 
z. B. Dfendbrüggen) unter Abjicht im criminaliftifhen Sinne die 
auf jene Thätigleit, welche den Begriff des Verbrechens erfüllt, in ib: 
rer allgemeinen criminalifiiihen Bedeutung gehende Willensrichtung 
verftehen, während der Borjag ſich auf die einzelnen Theilhandlungen 
richtet, welche zur Begehung des Verbrechens im concreien Falle nö: 
thig find oder wenigftens nach der Anficht des Verbrecherd zu diefen 
HZwed unternommen werden. Die Abſicht richtet ſich gerade auf das 
Uebel, defien Herbeiführung als Verbrechen angefehen wird, fie ift alfo 
das für die criminaliftiihe Zurechnung Entfcheidende.. Mag man nun 
über die Wahl der Worte mit uns ftreiten, fo viel ilt gewiß, daß 
ein innerer Unterfchied zwijchen dem, was wir Vorjag und dem mas 
wir Abfichtnennen, befteht, und das Folgende ift nun leicht verſtändlich. 

Bei dem Berfuche mit untauglichen Mitteln ift die Abſicht ebenfo 
vorhanden, wie bei jedem Berfuche, aber es wird zu ihrer Verwirkli— 
hung nichts getban. Die einzelnen Verſuchsacte geſchehen mit Bor: 
fa, aber fie find in Wirklichkeit etwas durchaus Nerichiedened von 
dem, was ber Thäter beabfichtigte; worfäglicherweife ſchüttet der Thä⸗ 
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ter das Pulver in den Tram, welches zwar nicht Gift if, aber 
welches er dafiir hält. Seine Abficht dabei iſt zu wergiften, aber 
in Wirklichkeit thut er gar michts zur Realiſirung dieſer Abſicht 
Er thut etwas Anderes umd will eigentlich dabei etwas Anderes. 
Er wil nit ein unſchädliches Pulver in den Trank milden, aber 
gerade das thut er in Folge eines Irrthumes. Ein Bruch geht durch 
die ganze Handlungsmweifer nur Scheinbar kommt bie That, wie ſie vor⸗ 


liegt, aus dem Willen des lann fie nicht zugerechnet wer⸗ 
den und es bleibt für dieg n Subftrat übrig, als die Ab: 
ſicht, welche ven Thäter be ullerbings kann nad richtigen 
Grundfägen der Pſychologie wei » Doãters zugerechnet werben, 
aber man kann jie allein miyı m, wie oben ſchon ausgeführt 
wurde. Es läßt ji erwarten, wi eint, daß man gegen dieſe De- 
duction ben Einwurf erheben ı ihr folge die Straflofigkeit je 
des Verſuches, auch eines. mit tar Mitteln unternommenen. Denn 


das habe ja der Thäter bei jedem uche (in befjen Begriff die auf 
Vollendung des Verbrechens gerichtere uwficht Tiegt) nicht gewollt, daß 
es bei dem Verſuche bleiben folle; es fei aljo gethan worden, was 
nit gewollt wurde. Der Einwurf trifft nicht, denn bei einem taugs 
lichen Berfuche hat der Thäter auch das gewollt, was gefchehen ift und 
außerdem noch mehr, nämlich die Vollendung des Verbrechens. Der 
Thäter hat um bei dem obigen Beifpiele (nur mit der nöthigen Mobi- 
fication) zu bleiben, Gift in einen Trank mifhen, diefen Trank demje 
nigen, der vergiftet werben fol, reihen wollen u. |. w. Das erftere ge 
ſchieht ebenfo, wie es gewollt wurde; nicht ein unfchäbliches Pulver (mas 
er auch nicht wollte), fondern das Gift, welches er mifchen wollte, mifcht 
er wirklich. Was er gethan hat, Tann ihm alfo zugerechnet werben. Richt 
die bloße Abficht ift vorhanden, fondern auch eine zurehenbare That, 
welche ihre criminaliſtiſche Bedeutung durch die theilweiſe Verwirklichung der 
Abſicht erhält; — fomit find die Bedingungen der Strafbarkeit gegeben. 
Die Verwechſelung tauglider Mittel kann dagegen eben 
fo wenig Einfluß auf die Strafbarfeit haben, wie die Verwechslung 
tauglicher Objecte. Wollen und That dedien fi in folgen Fällen ſo— 
weit, als fie criminaliftiih in Betracht kommen. Db A das efligfaure 
Bleioryd, welches er den B eingibt, für Arſenik hält, oder nicht, ift gleich- 
gültig, er will Gift geben und gibt Gift, daher braucht es nicht zur 
Zurechnung, fei es eines ftrafbaren Verſuches oder, wenn ber Tod ber 
Bergifteten eintritt, des vollendeten Verbrechens 7). 
u Hann 
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Daß die fogenannten Wahnverbrechen au nah unjerer 
Theorie nicht jtrafbar find, kann wohl nicht ernitlich bezweifelt werben. 
A nimmt abergläubifhe Manipulationen vor, um den B daburd zu 
tödten, die aber an ſich durchaus unſchädlich find. Zunächſt thut er alfo 
allerdings das, was er fich zu thun vorgeſetzt, er fagt diefelbe Zauber: 
formel, dasfelbe Webet wirklich ber, das er herſagen wollte. Dieß kann 
ibm ſomit freilich zugerechnet werden, aber Beftrafung beilen, was 
er getban bat, kann dennod nicht eintreten, weil von Verwirklichung 
der allerdings vorhandenen verbrecheriſchen, vielleicht im höchſten Grade 
xuchloſen Abſicht in einem ſolchen Falle nicht die Rede if. Und bier 
ann andererjeit3 auch nicht die an fi) ganz harmloſe, criminaliftiid 
gleihgültige Handlung durch die Beziehung auf die verbredheriiche Ab: 
fiht etwa die Bedeutung eines Verſuches erhalten, denn die Handlung 
ſelbſt iR dem Plane des Thäters nach ganz abgeichloflen, fie iſt nicht 
Theil einer fortfchreitenden Realiſirung der Abfiht. Weber vom Be: 
ginne, noch von der Vollendung einer Uebelthat ift in dem Wahn: 
verbrechen etwas aufzumeiien, es bleibt wieder nur die verbrecherifche 
Abficht als dem Ich des Thäters zurechenbar übrig und zur Beſtra⸗ 
fung genügt das Vorhandenſein der bloßen Abficht nicht. 


VL 


Das culpoſe Verbrechen ift fhon oft mit Recht ala das 
Gegenftüd des firafbaren Verſuches bezeichnet worden. Während bei 
dieſem das Wollen über die Handlung binausreicht und eine verbre: 
cheriſche Abſicht nur zum Theile verwirklicht wurde, geht bei jenem ber 
üble Erfolg der Handlung nit aus dem Wollen hervor; es iſt Feine 
verbrecheriiche Abjicht vorhanden, fondern nur ein vorſätzliches 
Sandeln, mit welchem ein eingetreteneß Uebel im Cauſalzuſammenhang 
ſteht. Können wir nun nad unferer Theorie auch den Begriff des cul- 
pojen Verbrechens als gültig anerkennen? oder enthält er eine contra- 
dictio in terminis in fi? 

Bei der Feſtſtellung des Verbrechensbegriffes find wir von der 
Vorausſetzung ausgegangen, Jemanden fei von einem Andern ein Uebel 
sugefügt worden. Schaut man das hiedurch entitandene Verhältniß zwi⸗ 
ſchen dem Willen der Beiden, des Uebelthäters und des Berlehten, an, 
und zwar fo, daß man bei diefem Anfchauen alle fubjectiven Einmi: 
ſchungen bei des Gefühles, der Wünfhe und Begierden bei Seite läßt, wie 


ver Yu Bebesfeuit, groſſen hatte — am 11. April 1860, Goltdammer 


0 Geyer; über d. Begriff des Verbrediens. 


es ber unpartheiiiche Nichter thun muß, dann wird fich ein eihliches 
Urtheil in uns erzeugen, weldhes, weil es nicht durch fubjective Ge- 
müthszuftände bedingt ift, Allgemeingültigkeit hat. Das Urtheil drückt 
einen Tadel, eine Mißbillung aus (nicht ein Gefühl des Mibfallens 
iſt das, was wir im Auge haben, ſondern die Gefühle müfjen eben bei 
Seite bleiben). Die Mipbilligung enthält in ſich bie Forderung einer 
Abänderung jenes Willengvorkältniiioa Kur die Vergeltung. Das Alles 


immer nur unter der Bi das dem B zugefiigte Uebel 
dem A zugerechnet, d.b. a s letzteren zurüdgefübrt wer⸗ 
den kann. Wenn A nicht m der Ungleichheit zwiſchen dem 
Zuftande feines Wollens ns des B eridheint, fo wäre 
& ganz willkürlich, fubjecrn ing der Gleichheit durch eine 
Reaction gerade gegen A zu Ungleichheit muß durch eine 
Handlung, eine Willensäußern beigeführt worden fein, dann 


if feine Beitrafung eine etf ig. 

Der einfachſte Fall iſt ſomit der frither ausführlich betrachtete, 
daß A geradezu das Uebel abſichtlich herl Hführte, welches für B einge: 
treten ift — das dolofe Verbrechen. Allein das erfolgte Uebel kann 
dem A auch zugerechnet werden, wenn er es zwar nicht beabfichtigte, 
aber al möglichen Erfolg feiner Handlung vorausfah oder felbft nur 
vorausfehen konnte — Frevelhaftigkeit (luxuria bemußte culpa) 
und Fahrläffigkeit im e. ©. (negligentia, unbewußt culpa). 

Es entfteht vor Allem hier die Frage, ob ein mißfälliges Ver: 
hältniß zwiſchen dem Willen des culpojen Verleger und dem bes 
Berlegten nachgewieſen werden kann, welches die Stimme der Vergel- 
tung wachruft. Der Wille des Einen bezieht fih nun freilid nicht un= 
mittelbar auf den des Andern. A will nicht eingreifen in den Willen 
des B, er will diefem fein Uebel zufügen. Aber ein mittelbares Ver— 
hältniß zwifchen beiden Willen ift zweifelsohne vorhanden. B ift ver= 
legt worden, und zwar durch die Unachtſamkeit, Frevelhaftigkeit des A; 
hätte A in anderer Weife, mit mehr Vorſicht gehandelt, fo wäre der 
Erfolg nicht eingetreten. Aber A mollte ja dielen Erfolg gar nicht? 
Allerdings, allein wir müfjen vorausfegen, daß er ihn bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit wenigftend vorauzfehen konnte (wenn er ihn auch 
nicht wirklich vorausgefehen hat). Trifft ihn alfo nicht eine Schuld, 
weil er nicht aufmerffam genug war? Er follte ſich ein deutliches Bild 
von feinem Handeln und von dem Erfolge deöfelben maden, ehe 
er an's Werk ging, und dann, wenn er in Folge folder Ueberle 
gung, die möglichen üblen Erfolge einſah, unterlafjen, was er zu 
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thun beſchloſſen hatte. Das bat er nicht gethban. Ein Nichtwollen fteht 
bei ihm mithin an der Stelle, wo ein Wollen, ein aufmerkſam vorſich⸗ 
tig fein Wollen gefordert wird. 

Daß den B ein Uebel getroffen hat, läßt fich alfo genau gejagt auf ein 
Nichtwollen des A zurüdführen, daraus aber ergibt fich folgendes: 

1. Derjenige, welchem culpa zugerechnet werden fol, mußte nach 
feiner phyſiſchen Beichaffenheit im Stande gemwefen fein, vorauszufehen, 
was für den Anderen eingetreten if. Wo diefe Möglichkeit fehlt, fällt 
alle Zurechnung weg. Die Verantmwortlichleit des Menſchen wächft alfo 
mit feiner pſychiſchen Ausbildung. Je mehr Einfiht in den Cauſalzu⸗ 
ſammenhang der ihn umgebenden Welt jemand befitt, mit defto ſchwe⸗ 
rerem Gewichte trifft ihn der Vorwurf der Unvorfichtigleit. Darum 
auch die befonders ausgedehnte Verantiwortlichleit desjenigen, der in 
Ausübung feines Gewerbes, Berufes fahrläfiig handelt, alfo gerade da, 
wo er ex professo zu den Wifjenden gehört, nicht weiß, was er thut. 

Der Sat ift im Allgemeinen klar und unzweideutig. Aber in der 
Praris ftößt man bei feiner Anwendung auf taufend Schwierigkeiten. 
Denn wenn man die Sache ganz ftrict nähme, fo müßte unterjudht 
werden, ob jemand bei dem Aufbieten aller Seelenträfte, die ihm im 
Augenblide feines Handelns zu Gebote ftanden, im Stande 
gewefen wäre, anders zu handeln und nur, wenn diefe Frage verneint 
werden müßte, wäre er von aller Schuld freizufpredhen. Allein wer 
vermöchte wol diefe Unterfuhung mit der Garantie ihrer völligen Rich: 
tigkeit zu führen? Und Eines wäre dabei noch ganz außer Acht ger 
laſſen. Wie kann man die Zumuthung erheben, daß jedermann in je 
dem Augenblide feines Lebens bei allen Unternehmungen mit Anftren: 
gung aller feiner geiftigen Kräfte handle? Daß er fortwährend über alle 
möglichen Folgen feiner Handlungen nachdenke? Db es dabei mol noch 
überhaupt zum Handeln käme? Ob nicht unfehlbar in kurzer Zeit Er- 
ſchlaffung aller geiftigen Thätigkeit eintreten müßte? Bon folder An: 
ſchauung alfo muß abgejehben werden. Es bleibt nichts übrig als nad 
einem gewiſſen Durchichnittsmaßitabe zu fuchen, welcher als die „gehö⸗ 
rige Aufmerkſamkeit“ gefordert werden mag, und der ſich nur unter 
gewiflen genau zu firirenden bejonderen Verhältnifien, 3.3. unter Vor⸗ 
ausjegung von Berufs: und Fachlenntnifien u. f. m. erhöhen darf. 
Dabei wird Nüdficht zu nehmen fein auf die durchſchnittliche geiftige 
Organifation der Staatsbewohner, auf die Eulturverhältnifie u. f. m. 
Mit fteigender Dichtigkeit und Eultur der Bevölkerung werden fi na⸗ 
türlicherweife auch bier die Anforderungen an jeden Einzelnen fteigern 
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denn damit fteigt ja auch bie Möglichkeit von Conflicten und Schäbi- 
gungen immer mehr. 

2. Wenn jemand auch wirklich vorhergeſehen bat, was ein- 
getreten ift, fo trifft ihm eine ſchwerere Schuld, als wenn das nicht 
der Fall war, und zwar ift der Grad feiner Schuld anwachſend mit 
der wachſenden Wahrſcheinlichteit, welche der Erfolg in feinen Augen 
hatte, fo daß fie zulegt dem ru es erreicht und mit dem Dolns 


zufammentrifft, wenn ber nz gewiß, unausbleiblid ein- 
tretenb vorbergejehen wurl v (egteren Falle könnte ja nur 
ein Unzurehnungsfähiger den von fich ablehnen, den Erfolg 
auf gewollt, nicht bloß wor n zw haben. Abgefehen aber von 
biefem Falle kann auch die foger wußte, d. h. mit bem Bor: 
ausfehen bes Erfolgs verlnin niemals mit dem Dolus auf 
gleihe Stufe der Strafbart erden. Denn bie Zurechnung 
zur calpa ift doc) niemals ein llen, ſondern immer nur eine 


zum Nichtwollen, e3 liegt einem wor, weil man das Gegentheil 
des Erfolges nicht energiih genug gewollt bat, zu gleichgültig gegen 
das Wohl des Andern geweſen ift, nicht weil man geradezu auf ein 
Uebelthun ausgieng. Es kann alfo die Strafe auch nicht nach dem gewoll- 
ten Uebel bemefjen werden, da ja gar feines gewollt wurde und gerade 
die Strafzumeffung hat bei der culpa ihre eigenthümlichen Schwierigkeiten. 

3. Mag jemand wie fahrläfiig immer gehandelt haben, es kann 
ihn feine Strafe treffen, wenn nicht auch ein beftimmter Erfolg einge: 
treten ift. Denn von einem Ver ſuche Tann natürlichermeife bei eulposen 
Handeln die Rede nicht fein; eben das für jemanden eingetretene Uebel ift 
es ja erft, welches überhaupt ein Verhältniß zwifchen Befchädiger und 
Beſchädigten berftellt, und ohne diefes läßt fich feine Strafe denken, außer 
man ftellt ſich auf den polizeilichen Standpunkt und fegt auf Losſchießen 
von Gewehren an befuchten Drten u. |. w. eine Orbnungsftrafe. Dabei ift 
große Behutfamteit nöthig, um nicht der Freiheit der Einzelnen und ihren 
Verkehr zu enge Schranken zu ziehen. Bom Standpunkte der Bergel: 
tung aus kann eine ſolche polizeiliche Maßregel natürlich nicht betrachtet 
werben, weil jene immer nur unter ber Borausfegung eines dem Einzel: 
nen ober der Gefammtheit wirklich zugefilgten Tlebelthaten flatthaben kann. 

Gibt es nun unter Vorausfegung eine recht sverletzen den Er: 
folges etwa eine prinzipielle Gränze zwiſchen culposem Verbrechen und 
Civilunrecht? oder kann man im Allgemeinen überhaupt auf die Frage 
antivorten, wie weit ber Staat feine Strafgewalt auf dem Gebiete des 
eulposen Handelns ausdehnen fol? — 
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Die Antwort hierauf wird wohl ähnlich zu lauten haben, wie be: 
treffs des Unterfchiedes von Civil- und Criminalunreht überhaupt. 
Prinzipiell genommen, baben wir gejehen, ift jede dolofe Handlung 
firafbar. Ebenfo aber auch jede culpose Handlung nad) eingetretenem 
Erfolge. Alein am beften wird die Staatsgeſetzgebung wohl thun, wenn 


fie an die von ihr aufgeftellten dolofen Verbrechen die analogen cule 


posen anfchließt, und was auf ſolche Weile feine Einreihung findet, 
in das Civilrecht und vor den Civilrichter verweilt. So wird aljo der 
dolofen Tödtung die culpose entiprechend u. |. w. Freilih wird man 
durch die Rüdfichten auf die Verlehrsverhältnifie wieder beitimmt wer: 
den, ſehr zahlreihe Fälle von culposen Vermögen sbeſchädigungen 
in die Elafie des Civilunrechts zu verweilen. Es tritt da allmälig der 
Geſichtspunkt der entgeltenden Strafe in den Hintergrund, dagegen 
immer mehr der ausgleichenden Entfhädigung in den Vordergrund. 
— Das minima non curat Praetor wird ferner in Bezug auf culpose 
Handlungen natürlicherweife noch viel häufiger anzuwenden fein, als 
in Bezug auf bolofes Handeln. 

Zum Schluße wollen wir nur flüchtig auf den begrifflichen Un: 
terichied zwiſchen Verbrechen und Polizeiübertretungen bindeuten, da 
über benjelben in der Theorie wenigftens in neuefter Zeit kaum mehr 
erbebliher Streit berricht. Die Polizei hat eiuzufchreiten gegen gefähr: 
liche Handlungen, nicht gegen wirkliche Verlegungen. Wo eine wirkliche 
Webelthat vorliegt hat der GStrafrichter fein Amt zu walten, wo dem 
Entftehen oder Umfichgreifen von Uebelthaten gejteuert werden ſoll, ift die 
Polizei an ihrer Stelle. Natürlich gebrauden wir auch bier das Wort 
Uebelthat mit gutem Vorbedachte. Ebenſo wenig, als ſich das Verbrechen im: 
mer auf ein Unr ech t reduciren läßt, ift die Poligeiübertretung immer eine 
Re ch tögefährdung, ſondern fie kann ebenfo wohl eine Gefährdung des W ob: 
Le3 fein. Wo alfo das Wohl der Gemeinſchaft oder ihrer Glieder gefährdet 
it, bietet fich der rechte Anlaß für Polizeiftrafgefege. Aber freilich muß ſich 
gerade auf diefem Gebiete der Staat vor dem Kitzel des Zuvielregierens 
in Acht nehmen! Wenn auch die vereinte Kraft der im Staate beitehenden 
Geſellungen ſchon binreicht, um die Gefahr abzuwenden, möge ſich der Staat 
mit feinen beengenden. Fefjeln, mit feinen Foftipieligen und oft genug 
trotzdem nicht gehörig wirkſamen Thätigkeit nicht einmifchen. Das er: 
zeugt nur Troß und Perbitterung und tödtet die aufſproſſenden 
Keime der fich jelbft vertrauenden Bürgertungend! Plurimae leges 
pessima respublica! — 


Bur Fehre von der 6) 3 nad öflerreihifhem 


Bon Herrn Dr. Karl Habietinet, P centen a. d. Wiener-Univerfität. 


Bu befannt find leider alle jene Schwierigkeiten, welde die weit- 
aus größere Zahl von Gemährleiftungsprocefien ſowohl den Sachwal- 
tern der ftreitenden Theile, als dem erfennenden Richter felbft verur: 
ſacht. Nahezu alles ift hier beftritten und nachdem das Geſetz auch die Dauer 
der Verbindlichkeit zur Gewährleiftung auf eine Fürzere, als die gemöhn: 
liche Friſt eingeſchränkt hat, ift vor allem ſchon die Frage nach der 
Eriftenz diefer Verbindlicfeit einer jener Punkte, worüber bie Par: 
teien oft differieren. Ansprüche, die augenſcheinlich Nichts, als Fälle einer 
Kontraktsklage ausmachen, werden um ber Fürzern Frift willen oft 
unter den abentenerlicften Wendungen in’s Bereich der Gewährleiftung 
herabgedrüdt, während andererjeit3 wieder derjenige, der die rechtzeitige 
Geltendmachung feines Rechtes auf Gemährleiftung verfäumt hat, fein 
Mittel unverfucht läßt, um dieſes als den Fall einer Kontrafts: ober Er: 
fagklage Hinzuftellen und ſich auf diefem Wege, fo gut dies eben angeht, 
vor ben Folgen feiner Saumfaal zu fügen. So gehen mit dem Wie: 
berftreite der Intereſſen auch die wieberftreitendften Behauptungen 
Hand in Hand und verfucht endlih der Richter in dieſem emdlofen 
Streite eine meritorifhe Entſcheidung, fo läßt ihn hiebei nicht felten 
Geſetz ſowohl, ala Doltrin rathlos. Das Geſetz, weil es unvolftändig 
und in mehr als in einer Beziehung mangelhaft ift, die Doltrin aber, 
weil fie es bisher unterlafien hat, dem innern Gehalte der gefeglichen 

ngen nachzuforſchen und ftatt deſſen fich, bis zur Stunde mit einer 
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ziemlich barmlofen Paraphraſe des Geſetzes, einigen procefjualifchen Bemer: 
tungen und höchſteus noch etwa mit Exrcerpten aus ben gangbarften 
Lehrbüdern der Beterinärfunde begnügt. 

Daß dies nun unmöglich der geeignete Weg zu einer Löfung 
aller hieher gehörigen Streitfragen fein könne, liegt auf der Hand und 
doch beruben diefe, namentlich aber die Frage nah dem Bor: 
bandenfein eines wirklichen Gewährleiftungsanfprudes 
ſowohl mit Rüdfiht auf die eigenthümliche Natur, als die Fürzere 
Dauer der bieraus entipringenden Klagen recht eigentlich einen Lebens: 
nerv des täglichen Verkehres. 

Sn diefer Richtung zum Verſtändniße des Geſetzes beizutragen, 
it daher der Zwed der folgenden Bemerkungen. 

L 

Sn der Sprache unferes Rechtes ift „Sewährleiftung” Einer 
jener Kollektivausdrüde, unter melden wir, wenn auch nit immer 
zum Bortbeile ftreng logiſcher Grenzbeftimmung, Berbindlichleiten zu: 
fammenfaflen, welche nicht minder in Anfehung ihrer Natur, als ihres 
Gegenflandes von einander wejentlich verichieden find. 

„Denn Jemand”, erllärt der 8.922 unferes bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches, „eine Sache auf entgeltlide Art einem Andern überläßt, fo 
„leiftet er Gewähr, daß fie die ausdprüdlich bedungenen oder 
„gewöhnlih dabei vorausgeſetzten Eigenſchaften babe, und 
„daß fie der Natur des Geſchäftes oder der getroffenen 
„Verabredung gemäß benübt und verwendet werden 
„„önne“ 

Gewiſſe Eigenjhaften und die Möglichkeit beftimm: 
ter Benügung und Verwendung entgeltlich überlaffener Sachen 
find esalfo, worauf fich jene Haftung, die wir Gewähr nennen, erftredt 
und ebendeßhalb müſſen wir auch in dfterreichifchen gerade fo wie im 
römiigen Rechte neben einer Haftung, welche aus dem Abgange fol: 
Ser Eigenſchaften entfteht, auch eine Haftung unterſcheiden, bie in einer 
Störung beitimmter Berügung und Verwendung ihren Grund bat, 
fomit eine Gewähr für Mängel und eine Gewähr für Ent: 
währung)). 

ı) 9 Ebenfo unterſcheidet dad Preußiſche Landrecht eine — wegen fehlerbaf: 
ter Beſchaffenheit und wegen Anſprüche Dritter und aud das franzöfiiche 

Civi Beide den Gattungsnamen „garantie“, Allein es bezeichnet 

diejelben nicht Hop verſchieden („la possession paisible — les defauts 


cach&s ou les vices redhibitoires‘‘), jondern es behandelt fie auch aͤußerlich, 
wie innerlich gejhieben (Art. 1626—1640, 1641 —1649), während das Preuß, 
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So nahe num in dieſer Beziehung unſer Recht den Grundſahen des 
römischen Rechtes zuftehen ſcheint, fo zeigt ſich doch and hier ſogleich 
eine Verſchiedenheit, welche umſomehr befremben muß, als bie dies 
fälligen Beftimmungen bes Gejeges jowohl im großen Ganzen, als 
im Detail ihren ſpecifiſch römijhen Urfprung kaum zu verläugnen 
vermögen. In beiden Richtungen fol nämlich dem Wortlaute des $ 922 
zufolge eine Gewähr bei eltlichen Ueberlafjnng 


von Saden Platz greil anntlich im römifchen Rechte 
nicht nur Aberhaupt der Bioxhjäfte, aus denen eine ſolche 
Haftung entiprang, ein v⸗ weit engerer, fondern auch 
ein verſchiedener war, ch bloß um Mängel, oder 
aber um eine Entwährung id doch ging, wie ſich bald 
zeigen bürfte, die römijhe Q bei Beftimmung biefer Gren⸗ 
zen nicht wilführlich vor, nen dieſe dort fo tief in dem 
Weſen jener beiden Arten vo begründet, daß wir eine ein⸗ 
gehende Prüfuug des im $ 922 ochenen Grundjages im Ber: 
bältniße zum früheren gemeinen rechte kaum umgehen zu können 
glauben 2). 


Hiſtoriſch mochte ſowohl die Haftung für Entwährung, als jene 
für Mängel zuerft beim Kaufe zur Anerkennung gelangt fein. Was 
Mängel betrifft, fo läßt fich nämlich der genetifche Bufammenhang einer fol: 
hen Haftung mit Kaufgeichäften beftimmt nachweiſen, bezüglich der Entwäh- 
rung aber erfcheint derfelbe beinahe unabweisbar, fobald man ermägt, daß 
gerabe ber Kauf vermöge bes ihm innewohnenden Gleichgewichtes zwiſchen 
den beiderfeitigen Leiftungen des Käufers und Verkäufers zur Anerkennung 
einer folden Haftung führen mußte und auch gerade beim Kaufe, als 
einem negotium bonae fidei, diefe Haftung am leichteften realifiert werden 
Tonnte®). 


Landrecht, vollends aber das öfterreich. Recht Beide, und zwar hie 
dem am Nachtheile der Sache jelbft, in eine formelle ——— 
verſucht. 

) Wenn itgendwo ſcheint uns daher gerade bier der Rath des Callistratus: 
„Si de interpretatione legis quaeratur, inprimis inapiciendum est, quo 
jure eivitas retro in ejusmodi casibus usa fuisset“ (lex 37 Dig. de leg.) 
einer —ãe werth. 

) In materiellrehtlicher Beziebung erſchien naͤmlich der Käufer durch Ent: 
wãhrung des Kaufobieltes ohne einem hieraus entſpringenden Grfaganfpruche 
gegen den Verkaufer beeinträchtigt, da er dieſem — das Eigenthum 
ded Kaufpreiſes gewähren mußte, im formeller Beziehung aber bot ber 
Kauf als neg. bonae fidei felbft ohne eine vorangegangene stipulatio duplae 
dem Richter die Möglichteit eines dem Käufer zu gemährenden Schubes. Lex 
11 8. 1 u. 2 Dig. de act. emt. vend. Uebrigens verfteht es ſich vom felbit, 
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Darüber hinaus ift aber die Haftung für Mängel von jener für Ent- 
währung nicht etwa bloß rückſichtlich des Objektes, ſondern auch bes 
züglid des Kreiſes der Geſchäfte, woraus diejelbe entipringt, 
und der Natur der beiderjeits maaßgebenden Rechtsſätze 
unendlich verichieden. 

Mas die römifchen Juriſten evictio (Entmwährung) nannten, 
ift nämlih die Entziehung des unangefochtenen Haben: und Behalten: 
könnens, alſo der bievon abhängigen Sntegrität des Sad: oder Ge: 
brauchswerthes einer Sache im Grunde eines fchon beim Uebergeber 
entftandenen Anſpruches auf diefelbe 4), und biefür einzufteben, ift ſchon 
eine begriffliche Nothwendigkeit jeder entgeltlihen Ueberlaſſung von Sach⸗ 
mwertben. Denn ſchon an fich iſt's ganz natürlich, daß jener, der über 
das juriſtiſche Schickſal einer Sache verfügt und fich hiedurch dem un: 
befangenen Vertrauen feines Mitlontrahenten gegenüber für biezu be: 
rechtigt ausgibt, auch dafür auflommen, ſomit alle Nachtheile verant: 
worten müfje, die der in feinen Erwartungen getäufchte Erwerber durch 
eine Entwährung erleidet. Um fo jehlagender erſcheint aber die Roth: 
wendigkeit einer folden Haftung, fobald eine ſolche Hebertragung 
gegen Entgelt erfolgte, aljo etwa ein Kauf vorliegt. Denn gerade der 
Kauf ift Eines jener Geſchäfte, das ſchon vom Haus aus auf ein fiche- 
res Haben und Behalten einer Sache gerichtet iſt und nachdem der 
Verkäufer biefür vom Käufer ein Entgelt empfangen bat, muß er 
auch weiter dem Käufer nicht nur das Haben und Behalten der 
gekauften Sache verichaffen, jondern auch noch insbeſondere dieſem Alles 
erfegen, wa3 ihm durch eine etwaige Ausſcheidung der gekauften Sade 
aus feinem Vermögen kraft eines ſchon gegen jeinen Vormann gerid: 
tet gewejenen rechtlichen Anfpruches entgebet 5). 

Für Entwährung einzuftehen ift aljo ſchon eine jeder entgeltli: 
hen Meberlafjung von Sachgütern immanente Nothwendigkeit, zu deren 
Eriftenz es nicht erft eines Rechtsſatzes bedarf; vielmehr ift die Haf- 
tung für Entwährung eine durchaus normale und wenn diejelbe auch 
beim Kaufe ala der Ueberlaflung einer Sache zum Eigenthbume am ent: 


daß im roͤmiſchen Rechte, ſowie überhaupt, die Haf für Giltion nicht 
ar inbipibuel an die Soransfebung eined Kaufes gelnüpft geweſen fei, 

der Kauf nur die Grundform einer ganzen Weihe von Ge: 

—* bildete, die insgeſammt auf Demährun eined ungeftörten Be: 

und Gebra abzwedten. derel. üller. Die Lehre des 

Em Rechtes von der Griltion. $. 7 
9 Müller 8. 14. 


5) Bergl. Un „Die ärtige Aufgabe der öfterr. Civiliurisprudenz“ 
j a nenne Sehrg, 3 ©. Ri wihurispruden; 
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ſchiedenſten hervortritt, fo muß fie doch ſchon um ihres Begriffes willen in 
allen Fälen zur Anwendung kommen, wo es ſich um ein Rechtsge 
ſchäft handelt, defjen Inhalt im der entgeltlichen Gewährung von Wer: 
mögensbortheilen befteht, die aus dem Behalten einer Sache entiprin- 
gen. Dies fordert wenigſtens die ratio juris und ebendarum ließen auch 
die römischen Juriften eine ſolche Haftung nicht bloß beim Kaufe und 
dem biefem verwandten Frrtks Ennhue auch bei der datio in solutum, 


dem Vergleiche, der Erbt andern Geſchäften zu. 

Nicht ein Gleihes u am von der Haftung für 
Mängel behaupten, teils weder quantitative oder qua⸗ 
litative Mängel jind, tb bie Letzteren wieder entweder 
dem getroffenen Uebereintom iscenten zuwiderlanfen, ober 
argliftig verſchwiegen oder mte verborgene Mängel aljo 
dem Promittenten jelbit ı sin können. 

Quantitative Mün inden in feinem Falle eine 


Verbindlichkeit zur Gemwährleiitung fie, wenn fie überhaupt die 
Bezeichnung als Mängel verdienen, doch nur darin beftehen, daß der 
Promittent bisher noch nicht Alles geleiflet hat, was er zu leiften 
ſchuldig it, die Verbindligfeit zur Gewährleiftung aber fi) jederzeit 
bloß auf etwas bereits Geleiftetes bezieht. Abgänge diefer Art fallen 
fomit ganz entſchieden in's Bereich der Kontraktsklage. Iſt aber das 
bereits Geleiftete qualitativ mangelhaft, fo läßt ſich's allerdings 
nit Täugnen, daß eine mit vertragswiedrigen Mängeln behaftete 
Eade für den Promiffar nicht mehr die Bedeutung eines Aequivalen- 
tes ber feinerfeit3 erfolgten Gegenleiftung habe, fo daß die Haftung für 
Mängel diefer Art ebenfogut als jene für Entwährung fi ſchon im 
Wege juriftifcher Analyfe aus dem Begriffe einer entgeltlichen Weber- 
lajung von Saden ergibt. Desgleihen müßen au argliftig ver- 
ſchwiegene Mängel jederzeit, ja fogar auch bei lukrativen Gefcäften 
vertreten werden 9) da für abſichtlich verurſachten Schaden überhaupt 
ſtets Erſatz geleiftet werden muß 7). Weiter reiht indeß hier die 
Konfequenz allgemein civilrechtlicher Principien nicht und dod wäre 
das römiſche Recht eigentlih nur auf halbem Wege ftehen geblieben, 

6) Lex. 62 Dig. de aedil. ed. et redh. 

?) Daß übrigens in feinem diefer beiven Fällen von einer Gewährleiftung die 
Rebe fein könne, leuchtet von felbft ein, da die Haftung für veritagswiedrige 
Mängel jih nad den Grundfägen über die Erfüllung, jene für argliflig ver: 
ſchwiegene Mängel aber nad) den Grundfägen über die Bräftation des dolus 


reguliert. Taher tonnte auch nady roͤmiſchem Rechte die Haftung für dieſe bei: 
von Arten von Mängeln ſchon mit der act emti geltend gemacht werden. 
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wenn es ſich mit einer Haftung für vertragswiedrige uub verbeimlichte 
Mängel begnügt hätte, indem gerade verborgene Rängel bie 
Sicherheit des Verkehres am meilten bedrohen. 

Um daber auch in diefer Richtung Uebervortbeilungen bintange- 
balten, bedurfte es erft eines befondern Rechtsſatzes, und einen ſolchen 
ſchufen endlich die römischen Aedilen, indem fie — anfangs zwar nur 
beim Berlaufe von Thieren und Stlaven — den Berläufer zur An: 
gabe gewiſſer, ihm felbit noch unbelannter, jederzeit aber bedeutenderer 
Mängel unter der Sanktion verpflichteten, daß der Käufer beim Hervor⸗ 
kommen folcher Mängel nad feiner Wahl entweder binnen Jahresfriſt 
die vera rei aestimatio, oder aber binnen 6 Monaten die Redhibition der 
gekauften Sache begehren könne 9). Damit war nun allerdings dem 
Bebürfniffe nad einem möglichft geficherten Verkehre Genüge geſchehen, 
zugleich aber auch das Bereich einer innerhalb der Grenzen des biß- 
berigen Rechtes. möglihen Fortbildung durchbrochen. Denn, abgejehen 
von der Schöpfung neuer bis dahin unbelannt geivejener Klagerechte, 
zeigt Ichon der Umftand, daß die Verbindlichkeit zur Angabe unbelaun: 
ter Mängel fi weder aus der Natur eines Kaufes, noch was immer 
für eines andern Vertrages ergibt, ganz Har, daß diefe Verbindlichkeit 
nicht auf einer ratio juris beruhe, fondern vielmehr von einer utilitatis 
ratio getragen ift und ebendeshbalb dem jus singulare angehöret. Als 
ſolches ſchließt aber auch dieſe Haftung jede Ausdehnung im Wege 
der Analogie aus und mit Rüdficht hierauf, ſodann aber auch noch 
aus dem Grunde, weil die Anſprüche des Promiſſars aus fiſiſchen 
Mängeln fich jeberzeit nad dem Zwede richten, zu welchem eine mit 
ſolchen Mängeln bebaftete Sache überlafien wird,“) blieb diejelbe auch 
in der Folgezeit bloß auf Kauf und Tauſch befchräntt. 10) Darüber hin: 
aus gab es zwar eine Haftung für vertragswiedrige und argliftig 
verſchwiegene, nie aber für verborgene Mängel. 

Dies wäre fchließlih nun der Stand des Juſtinianiſchen Rechtes 
in unferer Frage und überbliden wir von bier aus die Natur und den 
Umfang der bieber gehörigen Haftungen, fo ergibt fi: 

s) Siehe ba das ‚betreffende Goift in der lex.1 $. 1 und lex 38 proem. Dig. de 

? Ben Snap wide ve derfelben Sat, birfe wehl die oft befpro 
chene lex .63 Dig. de aedil. ed. et redh. gemeint Iein, worin Ulpian die 
Anwendbarkeit der Haftung für verborgene Mängel auf. Beftandverträge 
deshalb negiert, „quia non imiliter locationes ut venditiones fiunt.“ Bergl. 
Blüd’s d. XX. Bo. 1 

ı0) Lex 62, 83, 19 $. 5 Dig. de aed. ed. ei red, und lex re 


permut. Berpl. auch Vangerov's Band. UI. Bd. 8 
Haimerl'e Vierteljabresſchrift f. Rechtsw. IX 2. 
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Neben einer Haftung für Entwährung kennt diefes Necht 
nod eine Haftung für Mängel, welde wieder entiveder ver— 
tragsmwiebrig, verheimlicht oder verborgen fein können. 
dene, nicht minder aber auch biefe, foweit fie ſich auf vertragsmier 
drige und verheimlichte Mängel bezieht, beruhet auf einer ratio juris, 
ift alſo juris communis und findet als folhe in allen Fällen 
einer entgeltlichen Ueber Tr mu nun zum Gaben ober Behalten 


Anwendung; bdieje, und zu tung auf verborgene Män- 
gel, ift hingegen aus einer» mungen, daher jaris sin- 
gularis und ebendesh entgeltlichen Weberlafjung 
von Sachen zum Eigenth * 

Unläugbar zeigt fin Geftaltung der Gewährleis 
ftungsverbindlichkeit eine wir möchten fagen, "eine 
fo zwingende Logil, daß, ie Reception des römischen 
Nechtes im großen Ganzen worden war, das einheimis 
ſche Recht auch in feinen r die Haftung für Mängel 


der andringenden Gewalt des romijſchen diechtes auf die Dauer nicht 
wieberftehen konnte 22) und fo gingen denn die Satungen dieſes Letz— 
teren bald auch bier in’3 praktiiche Leben, aus dem Leben aber endlich 
in die Gefeßgebungen über. Nur mußten bei der Art und Weife, in 
der man die längfte Zeit hindurch römiſches Recht behandeln zu müf: 
fen glaubte, die Lehren desſelben unter der Hand der Kodififatoren 
nicht nur ihre ſpezifiſch römifhe Eigenthümlichkeit, fondern nur zu 
oft aud ihre innere Wahrheit einbüßen. So in den Beflimmungen 
des Preußiſchen und Defterreihifchen Rechtes über Gemwährleiftung, 
während das franzöfifche Recht ſich auch in biefer Lehre, und zwar 
gewiß nicht zum Nachtheile der Sache, weit inniger an das gemeinfame 
Vorbild des römiſchen Rechtes angeſchloßen hat 18). 

Wie bereits erwähnt Inüpft unſer Recht bie Verbindlichkeit zur 
Gewährleiftung, fowohl mas Entwährung, als mas Mängel betrifft, 
allein an bie Thatſache einer engeltlihen Weberlaffung 


") Daß übrigens aud) in Anfehung der Klagen zwiſchen viefen beiden Arten 
von Haftung ein Unterſchied befehe, wurde bereit erwähnt, nur ift dieſer bier, 
wo es fi bloß um die Grenzen der Semäbrleifhungsuerbinelihtein banbelt, 
ebenfowenig von Intereſſe, ald der Umftand, daß es aud) bei lukrativen Ger 
ſchaͤften eine Haftung für verheimlichte Mängel geben könne. 

“) m Gegenſahe zum römifchen Rechte, das biebei das Intereſſe des Käufers 
dahrnahm, fah nämlich das deutſche Recht umgelehrt e8 als eine Pflicht des 
Käufers an, ſich gehörig vorzufehen — „Augen für Gelo”, „wer die Augen 
nicht aufthut, der thue den Beutel auf.” 

9) Cod. civ. Art. 1625—1649. 
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von Sadhen !), fo daß, da bier nad) der Beitimmung des 8. 285 
auch Nechte unter den Begriff einer Sache fallen, dieſe Verbindlichkeit 
Schon ein Naturale aller entgeltliden Verträge zu fein ſcheint 19), 
Schon frühzeitig war man nämlid in dem Beltreben, mit Normen 
von möglichft allgemeiner Geltung in Allem und Jedem durchzugreifen, 
dabin gelangt die Reſciſſion ob laesionem enormem für allen ent- 
geltlihen Verträgen gemeinfam zu erklären. Bei dem Zuſammenhange 
dieſes Rechtsmittels mit dem Rechte auf Gewährleiftung lag nun Nichts 
näher, als auch diefem Rechte, das bei dem Römern gewiflermaßen 
der Antipode der laesio enormis gewefen war 19), einen weitern Kreis 
der Anwendbarkeit anzumeifen, als dies die römische Jurisprudenz gethan. 

Dahin trieb mindeftens, nachdem einmal dem Drange nad) Be: 
jeitigung aller fpecififh römischen Subtilitäten, ſowie nah Nealifirung 
der natürlichen Billigkeit Schon fo manches Opfer gefallen mar, die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Richtung der Zeit und, nachdem auch die Bebeutung der Gemäbhr: 
leiftung für das gefammte Verkehrsleben zu einem ſolchen Verſuche aufzu⸗ 
muntern ſchien, glaubte man endlih die Natur entgeltlicher Ber: 
träge unbedenklich durch Annahme einer bieraus angeblich entiprin: 
genden Verbindlichkeit zur Gewährleiſtung um ein meiteres Korrolar 
bereihern zu können, obne zu erwägen, daß die Römer nicht 
ohne gutem Grunde die Haftung für verborgene Mängel auf 
enge Grenzen einfhräntten, jene für argliftig verfchwiegene Mängel 
aber über das Bereich entgeltlicher Verträge hinaus ausdehnten. 

Was nun Die laesio enormis betrifft, fo mag, nachdem einmal 
diefes Nechtsmittel bei allen Arten des Kaufes Eingang gefunden hatte 
und biebei auch dem Käufer eingeräumt worden war, ſchließlich felbit 
die Ausdehnung desfelben auf alle oneroſen Verträge überhaupt ihre 
Berechtigung haben, indem man biemit wenigſtens einem fühlbaren 
Bedürfniße des praktiſchen Leben entgegenlam, ohne gleichzeitig wieder⸗ 


14) Dasfelbe findet ji in Preuß. Landrechte I. 11. 8. 317 u. 318 
15) Mit Auönabme Rippels Geitſchr. für öfterr. techtägelehrf. Jahrg. 1825 
I. Bd. R. XXXIIL) ift dies aud „Sbereinftimmend die Anfiht ö erreich. 
Cie So Beäller II. Bd. 1 Abth. S. 121, Winiwarter IV, Bd. 
ad 8. 922, v. Stubenraud III. Bd. ©.99, v. Raufder: „Darftellung 
der Lehre von der Gewährleiftung S. 9 und Micel: „Daritellung erde 
mährleiftung nad dem öfterr. Privatrecht”, wo ($.9) die Gewährleiftung aus: 
drücklich für eine gemeinichaftliche Beftimmung aller entgeltlichen Verträge 


erllärt wird. 
19 Dei BI nämlich im Suftinianif hen Rechte dieſe beiden Rechtsmittel zur Hint⸗ 


ortbeilungen beim Kaufe beftimmt waren, fo fchüßte 
dort —A— doch nur den Verkaͤu ade während das Recht auf Gewähr: 
leiftung wieder ven eu des Käufers beziwedte. 


18* 
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finnige Konſequenzen mit in Kauf zunehmen). Stfofern könnte da— 
ber auch die Beftimmung bes 8. 984 unferes burgl. Gef. Buches ges 
rechtfertigt ericheinen. 

Weit bedenkliher erſcheint aber die Anwendung derſelben Methode 
auf das Inſtitut der Gewährleiftung. Was wir Gewährleiftung nennen 
iR nämlich Beineswegs eine Haftung don einbeitlihem Gepräge, ſon— 
dern vielmehr, wie wir br tt nk ein Fubegrifi mehre- 





ver einzelnen Haftunı 
ſches Fundament habe 
borgene Mängel auf eir 
oder argliftig verſchwieg 
auf einer ratio juris, m 
Haftung für vertragan 
Berträge überhaupt ihre 
verheimlichte Mängel aus 
nun bei einer folden Be 


n verſchiedenes civilifti- 
eruhet die Haftung für vers 
‚ jene für vertragsiwiebrige 

gleich der für Entwährung 
Letztere gerade fo, wie bie 
in der Natur entgeltlicher 
ergibt: ſich die Haftung für 
eit zum Schadenerfage. Daß 
er Natur der einzelnen Fat: 


toren aud) jede einheitliche Beyanoı yver Getoährleiftungsverbindlich- 
teit aus einem gemeinfamen Geſichtspunkte eine baare Unmöglichkeit 
fein müße, liegt anf der Hand und wird aud durch einen Blid auf 
unſer Gefeh mehr ala genügend beftättigt. 18) 


7) Belanntlic haben die Kaifer Diocletian und Maximinian dieſes Rechts. 
mittel urfprünglic) nur den Verfäufern von ganbgiitern gewährt (const. 2 
'od. de resc. vend.) Mit Ragſicht auf die Billigfeit aber, welche die Kaifer 
felbft als ratio dieſer Beftimmung erllären („humanum est‘ —), geftattete 
Icon frübzeitig die Praris ob Iaesionem enormem nicht nur dem Verläufer 
überhaupt, fondern nad} dem Vorgange von Cujat und Duarenus jelbft 
dem Käufer die Reſciſſion, bis man diejelbe endlich im Wege der Analogie 
für allen entgeltlihen Verträgen gemeinfam erklärte. Scheinbar ift nun diefe 
Aussehnung aflerdings darin gegründet, daß fid bei allen entgeltlihen Ver: 
trägen jenes Verbältniß von Werth und Gegenmwertb findet, worauf jede 
laesio enormis berubt, Andererſeits bedarf jedoch wieder der Käufer in die⸗ 
fer Richtung leines Echuges, da ihm bereit? die Gemäbrleiftung zur Seite 
ſteht, ſodann läßt aber auch dieſer Nechtsfag eine analoge Ausdehnung 
gar nicht einmal zu, da gegenfeitige8 Uebervortheilen überhaupt die Seele 
alles Verlehres und ſonach die efeifion ob lsesionem enormem eben: 
jogut als die Haftung für verborgene Mängel ein jus singulare ift. Vergl. 
lüds Band. XVIi. Abth. ©. 27 und Arndts Pand. ©. 307. 

18) Daber läßt das franzöfifge Recht nur beim Verlaufe von Immobilien und 
zwar blob zu Gunften des Verkäufers eine folhe Aeſciſſion zu (Art. 1674), 
während das Preußiſche Landrecht ibn, gmar allerding® unter Deiäränfung 
auf die Perjon de? Verkäufers, bei allen Arten des Kaufes — gibt I 
11. $. 59—69. Was Billigleit und ſcheinbare Konjeauenz betrifft, ift ſomit 
das öfterreid. Recht hierin am weiteiten gegangen. 
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Denn mürde, mie dies der $. 922 anzudeuten jcheint, Die Ber 
bindlichkeit zur Gewäbhrleiftung ihrem vollen Umfange nah wirfli bloß 
auf der Natur entgeltlicher Verträge beruhen, fo wäre aud fein Grund 
vorhanden, die einzelnen Arten diefer Gewähr im Geſetze auseinander: 
zubalten. Nichts ift daher erklärlicher, als daß ſchon der $. 922 die Ge⸗ 
währ für Mängel jener für Entwährung wenigftens äußerlich gleich: 
ftellt, während der 8. 928 neben augenfälligen Mängeln, die doch ge 
wiß zumeift fiſiſche Mängel jein werden, auch noch der auf einer Sache 
baftenden Laften und Rückſtände erwähnt, die wieder in keinem Falle 
einen fifiihen Mangel begründen können. Ya noch mehr! Im $. 923 
gibt das Gefeg eine Aufzählung einzelner Fälle, wo Gewähr zu leiften 
ift, und wirft bier vertragswiedrige mit verſchwiegenen Mängeln zuſam⸗ 
men, ſetzt diefen Beiden fodann verborgene Mängel glei und erwähnt 
endlih mitten unter dieſen noch des alles, wo Jemand „eine 
nit mehr vorhandene oder fremde Sache als die feinige veräußert”. 
Gerade als ob auch nit vorhandene Sachen entwährt werden oder 
mangelhaft fein könnten, vorhandene Saden aber dur eine von 
unbefugter Seite ber verfuchte Veräußerung mangelhaft werden könnten? 
Mas von jener Enumeration, mit welcher das Gejeh die Regel des 
8. 922 zu illuftrieren vermeint, als richtig erübrigt, ift alfo höchſtens die 
Haftung für ausdrücklich bedungene oder ſtillſchweigende vorausgejeßte 
Eigenſchaften 19) undaud bier iſt's doch nicht das Engelt für fi allein, 
das diefe Haftung erzeugt. Denn märe dies wirklich der Fall, dann 
müßte, da die 88. 285 und 292 ſelbſt Rechte den Sachen beizäblen, 
eine Gewähr für Mängel ſowohl als für Entwährnng au aus einer 
entgeltlichen Ueberlafjung von Forderungen entftehben; was aber die 
Weberlafjung förperliher Sachen betrifft, jo müßte die Gewähr für 
Mängel diejelbe bleiben, ob die Sache felbft oder nur ihr Gebrauch 
dasjenige it, mas überlafien wird. Und doch ift die ganze Unterfchei- 
bung einer Gewähr für Mängel und für Entwährung auf das dur 
Ueberlafliung von Forderungen zwiſchen dem Cedenten und feinem 
Rechtsnachfolger begründete Rechtsverhältniß ſchon deshalb nit an: 
wendbar, weil Forderungen als fogenannte unkörperliche Saden me: 
der entwährt werden, noch mit fiſiſchen Mängeln behaftet fein können; 


‚9 Denn die Haftung für argliftig verfchwiegene Mängel beruht, wie bereits 
erwähnt wurde, auf den Grundjäßen über die Bräftation für dolus und reicht 
ebendeßhalb über das Bereich entgeltl. Beichäfte hinaus, 
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jaftung für fiſiſche Mängel aber richtet fich, wie bereits ermähnt, 
zeit nad) dem Zwecke, zu welchem eine mit ſolchen Mängeln behaf- 
Sache an nbere überlafjen wird. So infonfequent es mın fein 
mag, die G eiſtungsverbindlichteit rundweg für ein Naturale aller 
entaeltli aräge ohne Ausnahme zu erklären & 922, und hinten: 
f Haftung bei einigen dieſer Verträge doch wieber nach be 

?  unbfägen zu beuriheifen. mie bieg thatſächtich für den Sohn- 


! tandvertrag und | 
geſchehen ift 20), jo | 

3 unter zivei Uebeln 
were Weiſe praktifch das | 





n 88.1188, 1117, 1307 — 
ch biefer Mangel an Konfe- 
Den wenigftens wird auf 
alſo die ſchädliche Folge 





*) Daber erbliden auch die eres Rechtes, nachdem fie einmal 
die Beftimmung des $. $ ben hingenommen in den 
Verfügungen der 98. 11 99 Nichts, als „. J 
der Gewährleiftungsverbi t umd eilen, fowweit biefe 
Raragraphe feine abweich v enthalten, weni in subsi- 


dium au die Haftung des Beitandgebers oder des Ce 
denten nad) den SS. 9%: ig_nun, wenn man anders nicht 
dem Begriffe von Modifitunnen ungemeffenfte Ausdehnung geben will, 
eine ſolche Auffafjung fei, zeigt einerſeits eine Vergleichung ver SS. 1153 u. 
1117 mit dem $. 932, ambererfeit3 aber jhon die Natur einer jeven Obli: 
jatio überhaupt. In erfterer Beziehung unterjcheivet zwar der $. 1153, der, 

iläufig gelagt, übrigens doch nur auf eine conduct. operis und aud bier nur 
in fomeit Anwendung finden kann, als biezu nicht der Beſtellte ſeibſt den 
Stoff geliefert hat ($. 1158), gerade jo wie ber $. 932 zwiihen Haupt: und 
Nebenmängeln, beftimmt aber ven Begriff dieſer beiven Arten und Mängeln 
und bie daraus entjpringende Haftung anders, als der $. 932. Der $. 1117 
dagegen läßt diefe Ünterſcheidung gänzlich fallen und geftattet, wie dies vie 
Natur des Beftandvertrages al eines Gebraudjetaufes mit fi bringt, we: 
‚gen mangelhafter Beſchaffenheit des Bejtandobjektes bloß eine Aufhebung der 
tehtlihen Wirkungen des Vejtanpvertrages pro futuro, die doch offenbar 
feine Mopififation der im $. 932 begründeten actio redhibitoria fein fann. 
(Daher erwähnt der $. 1117 bloß des Abſtehens vom Vertrage, während der 
8. 932 eine Aufhebung des Vertrages zuläßt). In lesterer Beziehung hinge— 
gen gibt es vollends feinen plaufiblen Grund, die Haftung des Geventen für 
die Nichtigkeit und Einbringlichteit der abgetretenen Forderung bloß für_eine 
Movifilation ver Haftung für Entwäbrung und für Mängel anzufehen. Denn 
theils find Forderungen, wenn aud eine Abjtreitung derſelben durch Einre- 
den ex persona cedentis ihrem Erfolge nad) einige Aehnlichteit mit einer Ent: 
mäbrung haben mag, doch ebenſowenig ein Gegenftand des Habens umd Behaltens 
aljo auch einer Entwährung, als fie Träger von fiſiſchen Mängeln jein fönnen, 
theils aber führt dieſer angebliche Barallelismus zwifchen der veritas et bonitas nı 
minis einer und der Entwährumg und Mängeln andererjeit zu widerfinnigen Koi 
fequenzen, da, umnur Eines zu erwähnen, die Uneinbringlichkeit, einer Forderung, 
welche nicht mehr gehoben werben lann, eben nur eine Unrichtigteit jein konnte. Ob 
e& übrigens nicht überhaupt gerathener wäre, jene auf alle Fälle unklare Unter: 
ſcheidung zwiſchen Richtigkeit und Ginbringlicteit ganz aufzugeben und bie 
Haftung des Cedenten nach der Natur der causa cessionis zu beflimmen, 
wie dies bereits Pucht a und Thöl angedeutet und Schliemann ausführ: 
lider begründet hat, dies ift eine Frage de lege ferenda, die wir hier nur 
andeuten möchten. 
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einer zuweit getriebenen Regel bejeittgt und eben darum möchten wir über 
dieſes Verjeben mit dem Geſetzgeber nicht weiter rechten. Endlich müßte 
aber au, wenn bei der. Haftung für Mängel die Entgeltlichleit bes 
Bertrages allein den Ausſchlag geben würde, felbit das Recht bes 
Promiffars auf Leiftung des noch Fehlenden unter den Begriff einer 
Gewähr für Mängel fallen, da ja bei Beftimmung des Entgeltes nicht minder 
bie Quantität als die Qualität des zu Leiftenden in Anfchlag fömmt. Und in 
der That läßt, obwohl das erit AYuleiftende jederzeit nur mit einer 
Kontraktsklage gefordert werden Tann, der 8 932 ſchon bei einem „Ab: 
gange an Maaß und Gewicht” die Minderungs- alfo eine Gewährlei: 
ftungsflage zu, was doc) eine handgreifliche Unrichtigkeit ift 21). 

Das im 8 922 aufgeitellte Princip über den ertenfiven Umfang 
der Verbindlichkeit zur Gewährleiſtung ift alfo, fomeit es fih um Ent 
währung und ausdrücklich bedungene oder verborgene Mängel handelt, 
offenbar viel zu weit, fofern aber argliitig verfchiwiegene Mängel in 
Frage fommen, wieder zu eng, fo daß dasfelbe nicht einmal in nega: 
tiver Weile bei Beitimmung jener Gejchäfte, aus denen eine Verbindlich⸗ 
feit zur Gewährleiſtung entſteht, zur Richtſchnur dienen kann. Es 
erübrigt vielmehr nur, den Kreis jener Geſchäfte, bei welchen eine 
ſolche Verbindlichkeit möglicher Weiſe Platz greifen kann, mit Rückficht 
auf die Natur und das Object jener Haftung, welche wir als 
Gewähr für Entwährung und als Gewähr für Mängel bezeichnen, zu 
beſtimmen, wobei es ſich jedoch dem Geſagten zufolge von ſelbſt ver⸗ 
ſtehet, daß hiebei die aus einer Ueberlaſſung ſogenannter unkörperlicher 
Sachen entſpringende Haftung des Vormannes ſchon deshalb außer 
Betracht bleiben müße, weil dieſe von der Gewähr für Entwährung 
und für Mängel principiell verſchieden ift 22). 

Dabei mag mit jener Haflung, die man indgemein als Haf: 
tung für Entwährung bezeichnet, begonnen werden, um fodann 
auf die Haftung für Mängel zu übergeben. 


u 


Daß eine Haftung für Entwährung nur bei jenen Geſchäften 
vorkommen Tönne, deren Inhalt eine entgeltliche Ueberlaſſung körper⸗ 


2) Daher möchten wir auch unter einem folden Abgange lieber einen Neben: 
mangel im Gegenfage zu Hauptmängeln verfteben, ohne un? übrigens zu 
verheblen, daß eine ſolche Deutung einer Berbeflerung des Geſetzes weit ähnlicher 
if, als einer erlaubten logiſchen Auslegung. 

2 Daß wir mit Nippel (loc. cit.) unter dem Worte „Sachen“ im $. 922 bloß 
körperliche Sachen verfieben, bedarf wohl kaum erft einer Begründung. 
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dann fehlt ed an Seite bes Empfängers an einem Gegenwertide, ba: 
ber auch am jenen ölonomifden Interenſe, das jedem Gemäbrleiftungs- 
anincude za Grunde lic 

Als Alte reiner &il fomit Schentungen, dieje 
mögen im der Ueberlaifu es ober bloß des Gebraudhes 
einer lorverlichen Sade inem Falle eine Gewähr, für 
Gatwährung begründen * 

Zwar läßt «3 fih tellen, daß and der Geichenk: 
eher im Wege eines Ue ir den Fall einer Entwährung 
werantwortlid werben Eü ud gewiß if, daß derjenige, 

welqher wifentlich eine , icenkt, für die nachtheiligen 
Glan euer fan &4, ator generis aber für eine 





Dies benſowohl emunetaton 0), as 
” ——— — Be —& — 


fg de hered“ pr ) und es — — mit Beihräntung 3 
je —— — Fr einer ſolchen Schenkung gerade fo, wie aus einer Schenkung 
Auflage (donatio sub modo) eine Haftung für Cntwäl ent: 
heben, u übrigens in allen dieſen Fällen die Lebergabe der geichentte: 
auf Grund eines vorangegangenen Schenkungäverfpreben® oder ohne diefes 
erfolgte, bewirkt bier keinen ünterſchied, indem die Schenkung jederzeit ſchon 
mit der Abgabe des Schenlungsverjprebens zu Stande tömmt und ji 
die Zrabition der geſchent ten Sade ein Moment der Erfüllung ift. Bergl. 
gegen die auf lex 1. Cod. de jure dotium gejtüste Anficht ver Seife Ihon 
fe treffenden Ausführungen Doneaus in defien Komment. ad. 1. 2. 
Cod.h. t pag. 733. Daß endlich Schenkungen, welhe im Grunde eietlicer 
Vorſchrift zu machen find (fog. notbwendige Schenkungen) wie ;. ER die Be 
ftellung eines SHeirathsqutes (' 20) oder einer Ausitattung ($.1231), die 
— eines Inder- oder ) ohnes (88.391 und 403) u. a. — 
dieſelben nur eine individuell beftimmte Sache zum Gegenſtande üben, 
für Entwäbrung begrün den, bedarf gegenüber der beftimmten 
Er des $, 941 eigentlidy gar feiner Erwähnung. 
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evistione, woraus der Geſchenlgebher verantwortlich wird und dieſes 
ericheint in keinem Geſetze verboten, vielmehr it dasfelbe heutzutage 
ſchon als formlojes Veriprechen Hagbar 2%). Im zweiten Falle hingegen han: 
delt es ſich, wie ber $. 045 ausbrüdlich erflärt, gar nicht einmal um 
das, was wir Entwährung nennen, fonbern vielmehr bloß um eine 
Haftung für „die nachtheiligen Folgen“ einer Entwährung wie z. B. 
um den Erfaß des auf die geſchenkte, nachher aber abgeftrittene Sache 
gemachten Aufwandes oder der Koften des Eviktionsſtrittes. Daß aber 
der Geichenkgeber für dieſe einzuftehen bat, ift noch lange feine Folge 
einer ihm etwa obliegenden Verbindlichteit zur Gewaͤhrleiſtung, fondern 
lediglich darin begründet, daß dolus überhaupt ſteta vertreten werben 
muß, und wenn das Geſetz zu Gunſten der Schenkung von der bei ung 
im Webrigen ald Grundfag geltenden Gleichftellung der böfen Abſicht 
mit einem bloßen Berfehen abgeht, fo ift dies eben nur eine Ausnahme, 
welche der Rückſicht auf die Liberalität des Schenlers ihre Entites 
bung verdankt. Ebenſowenig ericheint endlich die Haftung des donator 
generis für eine etwaige Abftreitung des übergebenen genus als Fall 
einer Gewähr für Entwährung. Denn meil das geſchenkte genus, 
wie dies fchon der Begriff einer donatio generis mit ſich bringt, nur 
in solatione, nicht aber in obligatione war, hat der Schenler durch Lei: 
fung eines dem Beſchenkten übergebenen, naher aber von einem Drit⸗ 
ten entwundenen genus feine Verbindlichkeit eben noch nicht erfüllt. Der 
Schenker haftet daher in einem ſolchen Falle trog der erfolgten Weber: 
gabe nod immer aus feinem Schenkungsverfprechen 25), während aus 
einer gefchenkten Species für den Empfänger nie und nimmer ein 
Gewahrleiſtungsanſpruch wieder den Geber entfteben kann. 

Dasſelbe, was von Schenkungen gilt, muß aber auch von Ber: 
mächtuiſſen gelten, da diefe glei jenen Akte bloßer Freigebigkeit 
find und daher ebenjowenig, als jene, einen Aniprud auf Gewäbhrlei- 
fung erzeugen lönnen. Gerade jo wie bei der Schenkung haftet daher 
auch der Onerierte bei einem legatam apeciei in feinem alle ($$. 660 u. 662), 


=) "am römifchen Rechte wurde eine foldhe Verabredung betanntlich erft in bie 
rm einer GStipulation eingelleivet und erzeugte ſodann eine actio ex 


=) Beat 5 bierüber Glüd’8 Pand. XX. 8. 1119, Vangerovs Band. Leitf. 
610 Anm. 2 und für’ öfterr. Recht Helfert: „Ueber die Berbind: 
den — Gewaͤhrleiſtung en en und Vermächtniſſen“ in der Zeit: 
Im öfter. „gi, Jahrg. 1825 I. Bd. ©. 117 u. 118, ber 
in ber Auswahl fucht, obwohl es vie 

gar —e Ic ſondern allein um die Frage nach der Erfüllung hande 
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gövermächtniffe hingegen haftet der Onerierte aller- 
vermachte genus entweder nicht ausdrüdlich aus dem 
zwar aus dem Eigenthume bes Erblaffers, jedod nad) 
hl zu Teiften ift, fo zwar, daß der Onerierte im letz⸗ 
Kt wählen muß, wovon der Legatar Gebrauch machen 
erftern Falle aber dem Legatar das ihm zugedachte 
inem Stande und feinen Bebürfniffen angemefjenen 
haffen muß ($. 658)2%). So wie indeß bei einer 
ie Haftung des Gefchenkgebers bloß unter den Ge 
rfüllung fällt, weil das Gegebene nur in solutione, 
stione war, fo bat auch hier der Erbe, fobald er 
‚ welches dem Stande oder den Verhältnifjen des 
Ipriht, oder von dieſem nicht gebraucht werden kann, 
ichkeit nicht erfüllt und hiefür haftet er allerdings, Feines: 
twährung. 
eidung der voranftehends erwähnten, offenbar aber 
gen Fälle wenden wir una nunmehr dem Streife je— 
zu, bei denen fich jenes Verhältniß von Werth und 
melches als legter Grund der Gewähr für Entwäh- 
der Betrachtung von entgeltlihen Gefhäften. 
zetlige Verbindlichteiten überhaupt entweder 5 








Habietinet: über d. Gemährleiftumg. 269 


beruht, unabhängig von dem Einflufle eines jeden wie immer gearteten 
Irrthumes 2°), Tediglih auf dem dur die Eriftenz von Werth und 
Begenwerth getragenen Öfonomifchen Intereſſe des Uebernehmers. Dies 
ift der Grund, warum diefe Haftung ſowohl bei entgeltlichen, als auch 
bei fogenannten gemifhten Gefhäften Plag greifen muß, 
fobald dieſe Letztern nur nicht etiwa ein bloß zum Scheine als entgelt« 
lich verabredetes Geſchäft find, indem folde Geſchäfte wie etwa 3. 2. 
der Kauf um einen Spottpreis (nummo uno) ihrer wahren Natur nach, 
fomit als Schenkung zu beurtheilen find $. 91623). 

Kömmt nun ein bderlei Geſchäft in Frage, dann ift der Erfolg 
einer Entwährung vorhanden, fobald die entgeltlih überlaffene Sache 
dem Webernehmer auf Grund eines fchon in der Perſon feines Bor: 
mannes vorhanden gewejenen fremden Rechtes und zwar in Folge rich: 
terliden Spruches entzogen wurde, ohne daß es biezu erit noch einer 
an den Auktor erfolgten Streitverfündigung bedarf29). Eine Aber: 


2:) Denn ein folder hl könnte, nachdem die Pacidcenten in Anfebung des 
Gegenftandes ſelbſt miteinander im beiten Einverſtändniſſe find, hoͤchſtens ein 
hum in den Beweggründen fein und diefer fann, wenn nidht aller 
erkehr in „grenzenlofe Willkühr und Unſicherheit“ verfallen joll, wenigſtens 
bei entgeltlichen Geihäften auf die Entftehung von Verbindlichkeiten keinen 
Einfluß haben ($. 901 u. Unger Syftem II. $. 81). Dennoch führt Rau: 
her ſowohl die Gewähr für Entwährung, als jene für Mängel auf einen 
bum zurüd (S. 12 u. 14 loc. cit.) und wenn auch Midel in viefer 
iehung zurüdhaltenver ijt, fo zeigt doch feine Auffaffung des $. 929, daß 
au ei von diefem Irrthume nicht ganz emancipieren konnte (S. 33 loc. 
eit.). Abgefeben davon nun, daß die mala fides jederzeit in der conscientia 
rei alienae beftebet, und daher der von Michel bezogene 8. 326 ganz ent- 
ſchieden nit von einem Irrthume zu verfteben ift (Bergl. Unger: „Ueber 
das Weſen der bonae fidei possessio” in der öſterr. Vierteljahresfchrift L Vd. 
©. 79 u. die filg-), fünnen wir daher ſchon aus diefem Grunde der von 
Michel verfuhten Auslegung des $. 929 nicht beiftimmen und verftehen 
alſo dieſen $. dahin, daß bloß jener, der pofitiv weiß, daß die ihm über: 
laſſene Sache eine fremde fei, fein Recht auf Gemährleiftung babe. 
2) Daß übrigend bei Sceingefhäften aud der umgelehrte Fall, nämlid der 
vortommen lönne, daß ein entgeltlihes Geſchaͤft in die dorm einer Schen⸗ 
eingelleivet wird, wo ſodann das Erſtere als difjimuliert erfcheint, ver: 
ftebt fi von felbft. Daß es aber bei einem negotium cum donatione mix- 
tum, weldes fein bloßes Scheingeſchäft ift, auf eine Ausſcheidung der Schen: 
kung durch Bergleihung der beiberfeitigen Werthe nicht ankommen könne, 
dafür fpriht der Umftand, daß ein mathematifches Gleichgewicht ‚geilchen 
Werth und Gegenwerth überhaupt kaum zu erreichen ift und bei der Richtung 
des gefammten Verlehres auf Gewinn auch kaum in der Abſicht der Pacis- 
centen gelegen fein dürfte. Inſofern erfcheinen daher auch fog. „gemiichte 
Berträge” ala ein Begriff von höchſt zweifelhaften Werthe und da, mo das 
Geſeß nit felbft Darauf verweilt wie im K: 935, dürfte es faum gefehlt 
— Geiäfte durchwegs als entgeltlih zu behandeln. Bergl. auch 
e 


1 . ©, 
29 8, 931, demzufolge der Aultor durch unterlafiene Berfündigung des Entwäh: 
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richterlichen Spruch *0) und in Folge diefer 
nsminderung an Seite des Uebernehmers 3") 
jene Momente, welche den Erfolg einer Entwäh: 
und es verſteht fich hiebei von felbit, daß jeberzeit 
überlaffene Sade ſelbſt dasjenige fein müffe, 
hmer aberfannt, worum daher auch fein Vermögen 
fol 32). Innerhalb diefer Grenzen nun kann die alfo 


it.), fondern 

ritte „alle gegen den Evincen: 

rt gebliebenen Einwendungen entgegenjeben und ſich hiedurch 

ädigung in dem Maahe befreien fann, als ertannt wird, daß 
imgen, wenn von ihnen der gehörige Gebrauch gemacht wor 
andere Entſcheidung gegen den Dritten veranlapt haben twin 
&ber’3 Lehre von der Streitverfündigung $. 26, 

fomohl mit Rüdfiht auf das gemeine, als 

(arreht grünblid erörtert wird; über den Stand 

aber, das bierin bekanntlich von der Strenge des rö: 

etwas abgegangen ift, ſiehe noh Glüd’s Pand. XX. Bo. 


fein Fall einer Entwährung, wenn die Sache dem Uebernch: 
Bewalt entzogen (ex. 17. Cod. de act. empt.), oder im Wege 
m abgenommen worden wäre (lex. 11 proem. Dig. de eviet. 


nt daher Cujaz die Eviltion eine „plena et efficax in ju- 
Kus, qui egit in emtorem et cum quo egit emtor“ und fügt 
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überlaffene Sache entweder ganz oder bloß zum Theile 39) entmwährt 
werden, ber Empfänger aber im Eviktiongftritte entweder in der Nolle 
des Gellagten, oder aber auch in jener des Klägers erſcheinen 29), fo 
daß einerfeits eine totale und partielle Entwährung, anderer: 
feits die fpecififhe NReftitution und die Abfolution des 
Geklagten die abftralteften Kategorien bilden, denen ſich alle mög: 
lihen Fälle der Entwährung unteroronen laſſen. | 
Diefe Beiden mären daher näher zu betrachten: wir beginnen mit 
dem Unterſchiede zwifhen totaler und partieller Entwährung. 
Daß für die Unterfheidung zwiſchen totaler und partieller Ent- 
währung der Umfang maßgebend fein müfje, in weldem an Seite des 
Uebernehmers da3 Haben und Behalten einer ihm entgeltlich überlaſſe⸗ 
nen Sade geftört wird, dafür fpricht ſchon der Name diefer beiden Ar: 
ten von Entwährung. Nichtsdeſtoweniger wäre es ein Irrthum, die bier 
zu Grunde liegende Verſchiedenheit des Umfanges als einen quantita= 
tiven Unterſchied zu faflen, jo daß die Abftreitung der Sache ihrem 
ganzen Umfange nad) eine totale, die Abftreitung eines fiſiſchen Thei⸗ 
leg derjelben bingegen eine partielle Entmährung wäre. Denn da für 
den Unternehmer nur die ihm überlafiene Sache als ſolche, nicht aber 
ihre fififchen Theile den Gegenftand des Habens und Behaltens aus: 
machen und er die Sache felbit auch dann noch behält, wenn ihm ein 
Theil derfelben 3. B. das Rad eines von ihm erlauften Wagens ab: 
geftritten wird, fo läßt fich nicht behaupten, daß durch Unterwin⸗ 
dung eines fiſiſchen Theiles die übernommene Sache felbit entwährt 
werde 35), 


einzelner Stüde, welche in Frage fäme und woraus eben deßhalb auch ebenjo 
wie aus der Abitreitung einer einzelnen Erbſchaftsſache nur ein einfacher Er: 
Jebanjprug) entitände. Vergl. über dieſe Steeitfrage Glüd’3 Band. XX. 
. ©. 218. Verſchieden von dem Verlaufe einer Geſammtſache ift endlich 
no der Zerlauf in „Pauſch und Bogen” (per aversionem), indem bier zwar 
der Kaufpreis mit Hüdficht auf’8 Ganze beftimmt wird, dabei aber doch 
immer die einzelnen Stüde dasjenige find, was gelauft wirt. Daß nun der 
8. 930, der bloß von filiihen Mängeln handelt, auf ven Fall einer Entwäb: 
tung einzelner per aversionem erlaufter Stüde nicht anzuwenden fei, ver: 
ftebt ſich von felbt, und darum möchten wir bei einem Averfionalfaufe nur 
dann eine Haftung für Cntwährung zulafien, wenn mit Rüdfiht auf den 
behandelten Geſammtpreis mehr als die Hälfte abgeftritten wurde. 

38) Lex. 1 u. 15 $. 1 Dig. de evict. et dup. stip. 

%) Lex. 16 8. 1 Dig. eodem. 

3) Bergl. Buhta’s Pand. Vorl. II. Bd. ©. 22%. Uebrigens fol damit fei- 
neswegs gejagt fein, daß nicht auch aus der Abftreitung eines fififchen Theis 
PA — 53 — ein —A —8 sen Dies iſt ee 

‚nur wireinen ſolchen Anſpruch nit als einer Gewähr für 
Entwährung qualifizieren. 
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Vielmehr muß, jobald überhaupt von einer Enttährung die Rede 
fein foll, jederzeit die Sache als Ganzes das Object der Entwährung 
bilden und aus diefem Gefihtspunkte läßt ſich eine Störung des Ha: 
bens und Behaltens derjelben in zweifacher Weife denken. Einmal da: 
durch, daß die entwährte Sache geradezu aus der Gewahrjame des 
Uebernehmers gebracht, daS habere licere derjelben alſo ſchlechter· 


dings vereitelt wird; ſo adurch, dab die Sache ſelbſi 
war nicht aufhört, ein rechtlichen Herrſchaft zu ſein, 
alſo das habere licer« sie dor behalt, aber deunoch 
aus ihr nicht mehr jener tn, welchen er mit Nüdficht 
auf das jeinerjeits hiefu lt zu ertwarteit berechtigt ift, 
Eine Entwährung der e ann eine totale, eine Ent: 
währung der letzteren irtielle: jene erſcheint als 
Störung bes Sad: bloß ala Störung des 
Gebraudsmwerthes ı e eine Störung bes Habens 
und Behaltens im weit involviert, bat biefe einen 


ſelbſt intenfiv weit geringeren Umfang. So veridieden nun dem 
äußern Erfolge nad) dieſe beiden Arten der Entwährung von einander 
fein mögen, fo haben doch offenbar Beide juriſtiſch diefelbe Natur und 
nachdem man im Spradhgebraude des täglichen Lebens unter Entwäh: 
rung nur das zu verftehen gewohnt ift, was wir foeben eine totale 
Gntwährung nannten, fo ift es gewiß nur zutreffend, wenn man tm 
Gegenfage zur Gewähr für fifiiche Mängel‘) die Haftung für Ent- 
währungen jeder Art, dieſe feien ſodann totale oder bloß partielle, als 
Gewähr für rechtliche Mängel bezeichnet 37). 

Frägt man aber nad den Rehtsmitteln, durch welde der 
Erfolg totaler oder partieller Entwährung möglicher Weife herbeigeführt 
werden Tann, fo zeigt fi vor Allem, daß aus einer Abftreitung 
entgeltlic überlaffener Saden in possessorio in keinem 
Falle für den Uebernehmer ein Eviltionsanſpruch entftehen könne 3%). 
"%) Die Haftung für pattiele Entwährung ad modum jener fü Ri 

— Se Bun 
Gläds und nabegt aller älteren Romaniften war, erſcheint abgejehen von 
dem Stande der Quellen ſchon deßhalb bebenllich, weil dur die Veranlaf: 
fungen zu partiellen Entwährungen wie 5. B. durch Servituten die ſiſiſche 
Integrität der entwährten Sache ger nicht berührt wird, und ebendeßhalb 
diefe Veranlaffungen nicht Mängel_der Sache ſelbſt, fondern bloß Mängel 
im Inhalte des Rechtes an der Sade fein können. Bergl. Vangerov 

nd. III. $. 610. Rote 3 und Müller loc. cit. $. 18. 

22 Geneimehiär ie — Bela bet im Berzl. Müller 6.2m) 
Ir . 4 
in der öfter. Literatur aber unſeres Wiſſens noch nicht einmal angeregt. 
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Dog auch auf diefem Wege dem ſachfällig gewordenen Erwerber einer 
Sache das Haben und Behalten derfelben entzogen werden könne, läßt 
ih zwar nit in Zweifel ziehen; da indeß jedes possessorium bloß 
auf die Erörterung und den Beweis der Thatjache des lebten faktiſchen 
Beſitzes abzweckt und daher auch das hierüber erfließende Erfenntniß 
lediglih eine einftweilige Norm für diefen Befitftand ift 39%, fo kann 
auch eine alfo bewerkitelligte Entziehung einer Sache für den Unterlie: 
genden nie eine definitive und dauernde Bermögensminderung bewirken. 
Vielmehr ift gerade fo wie das Erkenntniß felbit, auch die hiedurch ber: 
beigeführte Entziehung bloß eine proviforifhe und fowie durch jenes 
einem etwa darauf folgenden Petitorium in Teinem Falle präjubdiciert 
werden kann 40), fo kann auch jederzeit der in possessorio Sachfällige 
noch immer in petitorio fein ſtärkeres Recht geltend machen, aljo auf 
auf diefe Weifefih das verlorene habere licere wieder verſchaffen. So 
lange aber im Rechtswege biezu noch Ausſicht vorhanden ift, iſt das 
Bermögen des Unterliegenden auch noch nicht definitiv gemindert und 
darum für ihn auch noch Fein Eviktionsanſpruch begründet. 

Es erübrigen fomit in diefer Richtung als Rechtsmittel, welche 
zu einer Entwährung führen können, bloß die Rechtsklagen und 
daß unter diefen, mit Ausnahme der Erbſchaftsklage, allein nur die ſog. 
actiones in rem speciales hiezu geeignet fein können, ergibt fi 
Ihon daraus, daß jede Entwährung überhaupt eine Aberlennung vor: 
ausfegt, welche im Grunde eines fchon gegen den Vormann des Ent: 
währten gerichtet geweſenen rechtlihen Anfpruches erfolgt it. Im wei⸗ 
teften Umfange werden bier daber gewiß jene Klagen zur Anwendung 
kommen, welche auf Sachreſtitution felbft gerichtet find, wie die Eigen: 
thumsklage, die Klage aus dem rechtlich vermutheten Eigenthume, die 
Erbichafts: und Pfandklage, nicht minder aber auch die Servitutsflagen 
tbeild, weil auch fie mitunter auf Herausgabe der dienſtbaren Sache 
geben können, theild aber, meil gerade durch Servituten jener Erfolg 
berbeigeführt werden kann, den wir oben als partielle Entwährung be: 


Was die beiden Erftern diefer Klagen betrifft (88. 366 und 
372), fo können dieje felbftverftändlih nur zu einer totalen Entwäb: 
rung führen und fowie ſchon im römifchen Rechte diefer Erfolg am 
bäufigften durch die formula petitoria mit der intentio: ‚rem meam 
esse" vermittelt wurde, jo bürften auch in unferm Rechte troß der Ver: 


8” 88, 5 und 15 der kaiſ. Verordg. v. 29. Dt. 1849 Et. G. BI. Nr. 12. 
7 6. 15 Schlußfag der obigen Verordg. und Lex. 9 Cod. de sent. in fine. 
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41) weitaus bie meiften Fälle totaler Entwähr 
ben Klagen ihren Grund haben. 

Stufe mit diefen beiden Klagen fteht ſodann, 
Erfolg einer Entwährung handelt, bie Erbidhaf 
ch nicht zu überfehen ift, daß mit derfelben I 
t oder ein aliquoter Theil derfelben abgeftritten, 
iquanten Theil der Erbſchaft hingegen jederzeit 1 
istlage geltend gemacht werden Tann $. 823. 
ingerem Umfange hingegen ift hier die Bfandtlı 
kann auch durch diefe gerade fo, wie etwa durch 
dem Webernehmer das Haben und Behalten einer 
entzogen, alfo fir ihn eine totale Entwährung 
was dann der Fall fein wird, wenn während 
das Eigenthum der verpfändeten Sache auf ei 
h wurde und ſodann diefem von dem Pfandgläub 
feines Pfandrechtes abgeftritten und entzogen w 
to das dinglihe Necht des Pfandes fchon aus 
ung entitehet, fomit die römifche Hypothek Eing 
eine auf die MWeife bewirkte Entwährung erft d 
, bis auch der Pfandverkauf felbft vollzogen und 
je8 Auktors auch das Recht des Webernehmers 






























Habietinet: über d. Gemwährleiftung. 275 


diefelbe, abgefeben davon, daß fie bier jederzeit fogleich eine definitive 
fein muß 4%), ftrenge genommen gar feine Haftung begründen, da öffent: 
lihe Bücher zu Jedermanns Einficht aufliegen und jener, der diefelben 
einzujeben unterläßt, die Folgen feiner Nachläfligleit tragen muß $. 443. 
Gleichwohl verfügt in diefer Beziehung das Gefet im Schlußfate des $. 928 
das Gegentbeil mit den Worten: „Schulden — —, meldhe auf der 
„Sache haften, müllen ſtets vertreten werden” und ſomit müffen mir me: 
nigften® bei Immobilien auch für's öfterreichifche Necht nicht nur an der 
Möglichkeit einer Entwährung im Wege der Hypothekarklage, fondern aud) 
an der Haftung des Vormannes für eine ſolche Entwährung feithalten #5). 

In demjelben Umfange und mit denfelben Wirkungen, als durch 
die Hypothekarklage überhaupt, Tann auch durch die Klage des Fiskus 
wegen rüdftändiger landesfürftlider Steuern eine Ent: 
währung berbeigeführt werden. Denn da diefe ftetS durch ein gelepli- 
bed Pfandrecht bededt find, fo iſt, wenn auch diefes Pfandrecht bloß 
die Natur einer römifchen hypotheca tacita bat, daher nicht einmal 
der bücherlihen Eintragung bedarf, die Klage wegen rüditändiger 
Steuern und Abgaben doch nur eine Pfandklage und ebendeshalb ver: 
ordnet auch der Schlußfag des $. 928, dab „Rückſtände, welche auf 
einer Sache haften” gerade fo, wie die darauf haftenden Schulden „ſtets 
vertreten werden müſſen“ 4%), 


gabe an. an einen Dritten behufs Eigenthbumsübertragung gar nicht denten. Ja 
I dann, wenn die Berpfändung b b durch Zeichen erfolgt wäre ($. 452), 

nnte hieraus feine Haftung entftehen, da ber Pe gerade durch 
dieſe wieder zu einem augenfälligen angel würde. 

+) Denn, bier it der Gläubiger vor einer Bereitlung eine Grehitionärehtes ſchon 
durch die Eintragung des exekutiven Pfandrechtes in's öffentlihe Buch geſichert 
und ebendeshalb kann dem Ereluten bis zur Erfüllung ſämmtlicher Kaufsbe— 
dingungen oder wenigſtens bis zum Tage des gerichtlihen Zuſchlages getroft 
330 al, Öer, Org, die erequierte Hypothek belaflen werden 88. 322 und 

a 

#5) Inſoferne erfcheint daher die Hypothekarklage ($. 466) zugleich als Eviltions⸗ 
ftritt und der Gellagte fann auch hierin von jeinem Aultor die Vertretung 
nad) — des $. 931 begehren. 

6) Hier Icheint es uns paſſend, Einiges über den $. 928 überhaupt zu erwäh: 
nen. Seinem Wortlaute nach handelt diejer $. von „Mängeln”, welde in 
die Augen fallen, ſodann von „Laften”, endlid von Schulden und Rüdjtän- 
den” welde auf der Sache haften und läßt eine Haftung für Entwährung 
wegen Seulen und Rüdftänden „ſtets“, wegen augenfälliger Mängel nie, 

auf der Sache haftender Laften aber nur in dem alle zu, wenn 

ee nicht aus den öffentlihen Büchern erfichtlich find. Aaß nun Wängel, 
eaabie a ar fallen, zumeift fiſiſche Mängel jein werben, ift gewiß; dennoch 

nicht läugnen, daß auch gewiſſe rechtliche ängel ſchon auf 

Blidk ſichtbar hervortreten können, wie z. B. dad Recht der Dach: 

raufe oder bie —* oneris ferendi. Ebenſo gewiß iſt es ferner, daß un: 
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Es erübrigt nunmehr bloß noch die Betrachtung bes — 
fiegreich durchgeführten Servitutsftrittes, um darnach 
zu können, in wieweit der Vormann auch eh eine — See 





als bloße Zinsrüdftänd 
dem Kapitale ſelbſt ein 
pital jederzeit auch auf 
Pfandrecht, in melde 
eben deshaib auch nich 
bingegen, das iſt Pfand 
cherliche Eintragung ern 
erſichtlich und es wäre 
finnlos, wenn unter dei 
ftehen wären, Dies Allee 
der Sache haftenden Laftı 
find, unter „Rüdjtänden' Re DIR en 
Steuerrädftände zu verft bie jo ſich 
trog der ausnahmslos liauicuven u ven 8. 481 doch nicht läugnen, daß 
es auch in Deftreihb bis auf bıe neuefte Zeit herauf Belaftungen von 
Grund und Boden gab, die bucherlich nicht eingetragen waren, und nod jegt 
erfennt_ eine fonftante Praris die Möglichteit I augenfälliger Servituten 
felbft obme buͤcherl. Eintrag a (servitudes apparentes Art. 689. Cod._ civ. 
— des oberft. Ger. v. 5. Aug. und 27, Sept. 1857 3. 500% 
u. 6504 in Unger und Glafer’3 Sammlung Nr. 213 und 224). Mas 
aber Tantegfünhlihe Steuern betrifft, ſo baften diefe wirklih auf der Sache 
ſelbſt und diefe Haftung ift, fowie die Gewähr für die in ‚golge derjelben 
eintretende Entwährung, bloß eine durch dieSicherung des Staatseinfommens ge: 
botene Nothwendigteit. Abgefeben von fiſiſhen und augenfälligen retlihen 
Mängeln bebanvelt fomit der $. 928 die Haftung für rehtlibe Mängel, 
welde feine Pfandrechte find („auf der Sache haftende Laften“), ſodann 
aber die Haftung für rebtlibe Mängel, die in Pfandrebten be 
ftehen und entweder bücherlich erjichtlic wie Konventionalhypothefen 
oder zwar büderlich nicht erfichtlich find, aber dod auf der Sache baf- 
ten, wie die Legalhypothelen für Iandesfürjtlibe Steuern, Erwägt man nun, 
daß ſich Niemand mit der Unkenntniß des Standes der öffentlichen Bücher 
entfehuldigen Fönne und dab das Pfandrecht landesfürſtlicher Stenern jever- 
zeit die Natur einer hypoth. tacita im Sinne des römiiden Rechtes bat, 
alfo von einem bücherlihen Eintrage unabhängig iſt, fo wird es Hat, dab 
das, was das Geſetz bezüglich der „auf einer Sadıe baftenden Saften” im 
erften Satze des $. 928 verordnet, eigentlich die Degel ift, während der 
Schlußſak diejes Paragraphes von Meer Regel in zwei chungen Ausnah⸗ 
men jtatuiert. Einmal, ſofern er für Konventionalbypotbeten, die doch auch 
bücherliche Laften find, "eine Haftung zuläßt, ſodann aber infofern, als er jelbft 
eine Haftung für Laſten zuläßt, die weder bücerlich erfichtlic fine, nod auch 
in die Augen fallen und dieſe Lesteren find rüdjtändige Steuern, Auf 
dieſe — exceptionelle Stellung von Konventional: und Legalbypotheten 
egenüber andern auf einer Sache haftenden Laſten glauben wir nun das 
then „Itets* im Schlußſahe des 8. 928, das bereits joviel Anſioß er: 
zegt bat, beziehen zu Zönnen und lefen daber mit Rüdfiht auf den eriten 
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fessoria ($. 523 47) berbeigeführte Entwährung verantwortlich werde, 
wobei wir indeß vorläufig von dem Einfluße abfehen wollen, melden 
das Inſtitut der Öffentlihen Bücher fomohl auf die Möglichkeit einer 
Entwährung durch Serpituten überhaupt, als auch jpeziell auf die Haf: 
tung des Bormannes für eine folde Entwährung äußert. 

Daß in dieſer Richtung die Erſtreitung ſolcher Dienſtbarkeiten, 
deren Ausübung eine Gewahrſame, ſomit die wenigſtens 
äußerlich unbeichränkte Dispofition des Berechtigten über die dienftbare 
Sache erheiſcht, für den Erwerber der Leteren eine Entwährung zur 
Folge haben müfje, bedarf wohl kaum erit einer umſtändlichen Beweis» 
führung. Denn mögen auch immerhin derlei Dienitbarkeiten die Inte— 
grität des Eigenthumes noch nicht verlegen, fo abforbieren dieſelben 
doch jederzeit den Ölonomifchen Gehalt der Eigentbumsberechtigung gänz: 
lich und bewirken eben hiedurch für den Erwerber der mit einer folchen 
Dienftbarkeit bebafteten Sache eine Bermögensminderung, welche, nad): 
dem fie durch richterlihen Spruch erfolgt ift, alle Merkmale eines Ent- 
währungsfalles in fich vereinigt #9). Anders ftelltfich wenigftens Außer: 
lich der Erfolg einer confessoria bei den Übrigen Dienftbar: 
feiten, ſei e8, daß es fih um ein Dienſtbarkeitsrecht bandelt, 
weldhes nachher vom Befiter der dienftbaren Sache abgeftritten wird 49) 
— Altivfervitut — fei eg, daß ein Dritter gegen den Erwerber 
einer Sade nadträglih ein auf derjelben baftendes Servitutsrecht 
erftreitet — Paſſivſervitut. In beiden Fällen wird biedurch näm: 
lid dem Erwerber der res dominans vel serviens dag Haben und Be: 


Sab biefeß PBaragraphes den Schlußfaß desjelben aljo: Obwohl für rechtliche 

Mängel nur dann Gewähr zu leiften ift, wenn dieſe weder in die Augen 

fallen, noch aus dem öffentlihen Buche erfichtlich ind, jo muß doch für Pfand: 

u obwohl diefe De rzeit erfichtlich find, für egalbppothefen aber, trogdem 
büderlih nicht erfihtlich find, immer gebaftet werden. 

ın Pooh ln in dieſer Beziehung mit der confessoria, wenn aud in ent: 

gegen ejeßter Richtung, die negatoria in rem actio parallel und eben 

b muß Alles, was von der Erfteren gilt, auch auf die Legtere bezogen 

— obwohl biefe feine Servituts:, fondern vielmehr eine Eigenthums⸗ 


) Namentlich gilt died von einem ususfructus, welhen Bapinian mit Recht 

al® emolumentum rei bezeichnet (lex 66. 8.6 Dig. de legat. 11.), deflen Gr: 

Rreitn daher auch die römijchen Juriften einer jubitantiellen Entwindung 
felbft an die Seite feßten lex 66. Dig. de contr. empt, 

19) ae verfteht es fi von jelbft, daß die nachher abgeitrittene Altivſervitut 
jederzeit mit einem Grundftüde bertnäpft fein müfle, indem, wenn dies nicht 
der wäre, 7 nur ein Recht und nicht eine Sache abgeftritten 
würbe und eben eine ſolche Abftreitung nur nach den Grundſaͤtzen von 
der Geflion, nicht aber nad) jenen von der Eviltion beurtheilt werden könnte. 


19* 
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halten derſelben zwar noch keineswegs unmöglich und infofern wäre bier 
allerdings der Erfolg einer confessoria oder negatoria von jenem Erfolge ver⸗ 
ſchieden, welchen dieſe beiden Klagen bei ſolchen Servituten hervorbringen, 
bie eine ausfchließliche Gewahrſame des Berechtigten über die dienjtbare Sache 
erfordern. Allein während dies Lehtere bloß bei perfönlichen Dienftbarkeiten 
der Fall ift, haben Nealdientbarkeiten jederzeit wieder die Natur von juri- 
Rifgen Qualitäten der au einander im Dienitbarkeitsverbält- 


niffe ſtehenden Grundji einerſeits den Gebrauchswerth 
des res dominans und verm s den Gebrauchswerth der res 
serviens 50), und deshalb I bezweifeln, daß der Erwer- 
ber einer Sache auch durch A ftreitung von Grunddienſtbar⸗ 
keiten eine und zwar eine rung erleiden konne. 

Aber nicht in allen llebernehmer auf dieſe Weiſe 
am Gebrauche einer gege. nommenen Sache gehindert 
wird, fann er einer jolden. a ſchon einen Entwährungs- 
anſpruch gegen feinen Aukti 1 obwohl Servituten ſowohl 


für den Gebraudswerth Yuan u ans, ala für jenen ber res 
serviens jederzeit von entſcheidendem Einfluße find, fo erſcheinen die: 
felben doch gegenüber den agrifolen und wirthſchaftlichen Verhältniffen 
unſerer Seit als eine juriftifche Qualität von außerorbentlicher Art, 
und verfteben ſich ebendeßhalb nicht von felbft, fondern bedürfen viel- 
mehr zu ihrer Exiftenz eines befondern Rechtsgrundes. Ein Anſpruch 
des Webernehmer3 wegen Entwährung ließe ſich daher, fofern derſelbe 
jederzeit an Seite des Entwährten auch eine Verlegung feines ölonomi- 
ſchen Intereſſes vorausfegt, nur infomeit rechtfertigen, als der Weber: 
nehmer die Vortheile oder Nachtheile, melde aus einer mit dem 
übernommenen Grundftüde verknüpften Aktivferoitut oder aus der 
Freiheit desfelben von Paflivfervituten refultieren, bei Beftimmung des 
feinerfeit8 geleifteten Entgeltes thatſächlich in Rechnung brachte oder 
doch in Rechnung zu bringen in der Lage war. 

Abgefehen von dem Beftande öffentlicher Bücher Könnten wir 
alfo aus diefem Gefichtspunkte den Auktor für eine abgeftrittene 
Altivfervitut erſt dann verantwortlih maden, wenn er deren 
Vorhandenſein ausdrüdlich zugeſichert hatte oder mindeftens doch eine 
folde Servitut augenſcheinlich geweſen it 1), für Paſſivſer— 


=) Bergl. Unger’3 Syſtem I. Br. ©. 576 u. 877. 

sı) Denn im erfteren Falle hat der Auftor felbft den Umfang feiner Haf 8: 
pflicht dadurch erweitert, daß er die feiner Angabe nach mit dem überlafje: 
nen Grunpftüde verfnüpfte Servitut unter die jeinerjeit zu gewährenden 
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vituten Dagegen müßten wir ohne Unterſchied, ob bie Perfonal- 32) 
oder Realfervituten 5°) find, jederzeit eine Haftung des Auktors aner: 
tennen , es wäre denn, daß eine ſolche Serpitut dem Ermwerber der res 
serviens ſchon in anderer Weife bekannt 54), oder doch augenfällig 
gewejen wäre 5®) oder daß endlich ein pactum de non praestanda evic- 
tione vorläge 5%). Darüber hinaus fönnte jedoch von einer Haftung des 
Auktors weder für abgeftrittene Altiv.,, noch für erftrittene Paflivfer: 
vituten die Nede fein, indem meder die Einen noch die Andern 
eine naturale Borausfegung der Integrität von Grundftüden aus: 
machen 5°), 

Fraͤgt ſich's aber um die durch das Inſtitut der öffentli— 
hen Bücher herbeigeführten Modifikationen einer ſolchen Haftung, fo 
find biefür, fobald einmal ſolche Bücher beiteben und das Recht 
der Dienftbarleit erft durch Eintragung in diefelben erworben wird 


Vortheile mitaufnabm, im lekteren Falle aber Tonnte wieder der Uebernehmer 
eine foldye Servitut in das Bereich der feinerfeit3 zu gemärtigenden Vermö- 
—— miteinbeziehen und darnach das ſeinem Auktor zu leiſtende Ent⸗ 
gelt mmen. 

32) Daß die Römer aus der Erſtreitung eines ususfructus eine Haftung für Ent: 
währung entftehen ließen, wurde bereit3 früher bemerft. 

>») Mas paflive Realjerpituten betrifft, fo ließen die römischen Juriſten eine Haf- 
tung für folde Dienftbarfeiten zwar unbedenklich zu, fobald der Vormann 
diejelben etwa dolofer Weife verihmwiegen (lex Ei u.lex 698.5 Dig. de act. e. 
v.) oder doch unbedingt die Freiheit von allen Serpituten — fundus liber 
vel optimus maximus — zugefichert hatte (lex 48, 75, u. 59 Dig. de contr. 
empt.); in allen übrigen Fällen aber fcheint der Auktor von der aftung für 
Entwährung dur ſolche Dienftbarteiten frei geweſen zu fein, was daraus 
erlärlih wird, daß bei der durch ‚lignation und Limitation vermittelten 
Auftbeilung des römifchen Gemeindelandes mindeflend servitutes prae- 
diorum rusticorum eine ganz gewöhnliche Eigenichaft von Grundftüden ma: 
ren. Für diefe Meinung jiehe lex 48, 59 u.66 Dig. de contr. empt. u. lex 
75 Dig. de evict. et. dup. stip, bage en lex. 38 8. 3 Dig. de V. Obl., lex. 6, 

. 3%. Dig. com. praed., lex. 1 3 1 u. 61 Dig. de aedil. ed. Ueber vie 
ogmengeſchichte dieſer vielbefprochenen Streitfrage aber vergl. Vangerov's 
nd. III. 8. 610 Note 3 und Müller lib. cit. S. 196— 227, 

”) n dann hätte er ſchon bei Beitimmung des Preijes für die dienitbare Sache 
auf eine folche Dienitbarteit Bedacht nehmen follen und könnte nachher eben: 
fowenig einen Anjprudy wegen Entwährung erheben, als jener, der wiſſent⸗ 
lih eine fremde Sache erwirbt ); 929, 

. 928, wo unter den Mängeln, welde in die Augen fallen, auch rechtl. 
ngel wie etwa die servitus oneris ferendi vel tigni immittendi gemeint find. 
sc) 8. 929, der die unter den älteren Lehrern des gem. Rechtes vielfady beftrit: 
tene Zuläfligleit eines folhen Vertrages ausdrücklich anerlennt. Ueber die 
Geſchichte dieſes Streites fiehe Glück's Pand. XX. Bd. ©. 296 u. die fig, 
über den heutigen Stand des gem. Rechtes aber Puchta's Band. $. 362 

in fine und Arndts Pand. 8. 303 Note 6. 

*) Denn nur wenn bied ber wäre, könnte der entwährte Erwerber für At: 
tivſervituten jedeeie für Paſſivſervituten aber nie einen Erſatzanſpruch an 
feinen Auktor ftellen. 
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(8. 481), nachſtehende zivei Momente von weſentlicher Bebeutung. 
Einmahl liegen nämlich diefe Bücher zu Sebermanns Einſicht auf, 
weshalb auch der Fall einer Entwährung durch fogenannte wer 
borgene Servituten ’*) gar nicht eimmahl vorkommen Kant, da nit 
Ausnahme von augenfäligen Servitutens") das bingliche Recht ber 
Dienftbarkeit erft durch die vollzogene bücherliche Cittragung ent 
ſteht, fo Lange diefe aber r!*+ ru si vom Auktor eima bes 


ſtelltes Servitutsrecht dem lber unwirkſam fein muß ). 
Sodann aber muß, wenn publiea folder Bücher er⸗ 
halten werden ſoll, auch zertrauen auf dieſelben ein 
Recht erworben, in dieſ hügt werden und hinwieder 
jener, der diefe Bücher ei Bt, die Folgen feiner Nach— 
läffigfeit felbft zu tragen 

Mit Rückſicht hiera Auktor für eine Abftreitung 
von Aftivfervituten nicht an er deren Vorhandenſein 
ausdrücklich zugefichert hal augenfällig waren, jondern 


auch dann noch zu haften haven wenn oieſeiben im öffentlichen Buche als zu 
der von ihm überlaffenen Sache gehörig ausgezeichnet erfcheinen 1), 
für eine Erftreitung von Paſſivſervituten hingegen wird ihn in dem 
einzigen Falle eine Haftung treffen, wo er die Freiheit „von allen Fehlern 
und Laften“ ausbrüdlich zugefichert hatte 2). 

Soviel über den Unterſchied zwiſchen totaler und partieller Ent- 
währung. 

Die zweite Kategorie, in welcher fi jene Vermögensverminde- 
rung, die wir Entwährung nennen, äußerlich darftellt, beruhet auf der 
proceffualifgen Stellung des Entmwährten im Eviktions— 
Rritte felbft. Infoferne nämlich jedeEntwährung in dem geraden- Ge— 
gentheile von dem beftehet, was überhaupt der Zweck einer entgeltlihen 
Ueberlaffung von Sachen ift, dag ift in einer Vereitlung bes geſicherten 
Berbleibens folder Sachen in dem Vermögen des Erwerber in Folge 


s*) „— si inopinata emergit servitus“ — Lex 1. $. 1 Dig. de act. e. v. 

2) Daß es folde Dienfibarlciten 1rob der Biel v5 48TFaud Bei un gehe, 
wurde bereit3 oben unter Hinweis auf die Spruchprazis des oberften Gerichts⸗ 
bofes erwähnt. j 

9) Während im römiihen Rechte das dinglihe Recht der Dienftbarteit befannt: 
tb ſchon aus einem bloßen Vertrage entitand. 

1) Hätte hingegen der Erwerber die Möglichkeit einer Abftreitung ſolchen Ser: 
vituten fhon im Momente des Erwer! getannt, dann lönnte er ſich aud 
nicht auf fein Vertrauen in's öffentliche Buch berufen und ebenvarum auch 
feine Gewähr forbern. 

en) 8. 928, 
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richterlichen Spruches, und biefer gegen den Erwerber entiveder als 
Beklagten, oder aber als Kläger erfolgen Tann, ift au die Entwähs 
rung zweifach: eine Entwährung, die aus einer Störung des Habens 
und Behaltend entgeltlih übernommener Sachen durch Verurtheilung 
des Erwerberd — pofitive Entwährung — und eine Entwährung, 
welde aus einer‘ Abfolution des Beſitzers folder Sachen von der 
Klage des Ermwerberd entitebt — negative Entwährung 3). 

Daß nun au im dfterreihifchen Rechte der Erfolg einer Ent: 
wäbrung ſowohl in der Einen, als in der Anderen diefer beiden For- 
men zu Tage treten könne, dafür fpricht vor Allem fchon die Natur 
der Sache jelbft, indem der Erwerber entgeltlich überlafiener Sachen 
eine Vermögendminderung nicht etwa dadurch allein erleidet, daß er 
durch richterliches Erkenntniß zur Herausgabe derfelben oder zur An: 
ertennung des einem Dritten auf dieſe etwa zuſtehenden Rechtes ver: 
balten wurde, fondern auch dadurch, daß er mit feiner Klage auf Her- 
ausgabe folder Sachen oder auf Anerlennung eines ihm hierauf zufte: 
benden Rechtes ſachfällig geworden ift. Sodann deutet dieg aber auch 
der 8. 922 infofernean, als er den Auktor auch dafür verantwortlich macht, 
daß fein Nachmann die ihm überlafjene Sache „der Natur des Ge: 
ſchäftes oder der getroffenen Verabredung gemäß” benützen oder ver: 
wenden könne, eine Verfügung, melche offenbar den Sinn haben muß, 
daß der Bormann nit bloß für eine etwaige Abftreitung, fondern 
auch dafür einzuftehben babe, daß feinem Nachmanne die ihm überlaf- 
jene Sade von jedem dritten Befiger behufs Benügung und VBerwen- 
dung herausgegeben werde. Daher ertennt denn aud fo ziemlich die 
Mehrzahl unferer Schriftfteller im Allgemeinen die Möglichlet negativer 
Entwährung an 9%), nur laſſen diefelben eine Erörterung diefer beiden 
Formen der Entwährung vermilfen, weßhalb wir es verjuchen, bier: 
auf näher einzugeben. 

Bon felbft leuchtet e8 ein, daß in diefen beiden Richtungen die 
Entwährung eben ſowohl eine totale, als eine bloß partielle fein könne. 


) Scharf betont dieſe beiden Formen der Gntwährung, allerbinge mit Bezug 

auf bie stipulatio duplae, Pomponius in ber lex. 16 8. 1 Dig. de eviet. 

et stip. dupl., wo wi der Juriſt alfo ausſpricht: „Duplae stipulatio com- 

mitti dicitur tunc, cum res restituta est petitori vel damnatus est litis 
aestimatione, vel De ac ab emptore conventus absolutus est.‘ 

“ So Fiſcher lib. eit. 8. 10, besgleien „penigfiend elegentlih auch Nip: 
pel VI. ©. 186, Winimarter IV. 6 tubenraud III. S. 109, 
während Rauſcher und Michel hierübert gänzlich ſchweigen. Ueber das 
Preußiſche und gumatise Civilrecht fiehe diesfalls Hille: in der Schluß: 
anmerlung zu $. 
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Hier ia inoeh nur der Hall totaler, Entwährung, mel: 
ben wie ın’$ Auge iafien, jo. daß die Reſtitutino n einer entgelt - 
li überlajeuen Sache von Seite ihres, Erwerbers und die Klage 
dıeies Yepiern auf Herausgabe einer folden Sade den 
Ausgangspunkt unjerer Betrachtung bilden, die, Erſtere als Hauptfall 
polltiver, die Septere hingegen als Hauptfall negativer Entmwährung. 

So weit es ih um eine Entwährung in pofitiner Form 
bamdelt, it es gewiß, daß. biefe jeberzeit eine norausgegangene Weber: 
gabe der autwährten Sade an den Promifjar vorausfege, ſohin aber 
in einer Störung des geficherten. Habens und: Behaltens diefer Sache 
an Seite diejesLepteren beftehe. Die, nächte Frage, die ſich nun hier ges 
wiferımoien von ſelbſt aufdrängt, iſt die, ‚ob eine jede Störung: 
des Hubens und Behaltens entgeltlich überlaſſener Sahen durch ur: 
theilsınäßig erwirkte Neftitution. derjelben ſchlechterdings eine Entwäh- 
sung bewirke, obne Nüdficht darauf ‚ob die Ueberlaffung folder Sa— 
Su bloß behufs Ausübung, perfönlicher Rechte oder aber behufs Er- 
werbung eines dinglichen Rechtes erfolgte. Ganz naturgemäß reibet 
Ab hieran fodann, foweit e3 fi um eine Entwährung in ne 
aaliver Form handelt, die weitere Frage, ob, nachdem einmahl die 
vorangegangene Uebergabe eine begrifflihe Borausfegung pofitiver 
Eutwaͤhrung ift, auch eine Entwährung in dieſer Richtung jederzeit an 
de früher erfolgte Uebergabe geknüpft, oder ob nicht vielmehr felbft 
eine vvictio ante traditionem möglich fei. 

Die Erſtere diefer beiden Fragen dreht fid offenbar um den 
Ginfluß, welchen die causa traditionis bei einer entgeltliien Hingabe 
von Sahen auf die Möglichkeit einer Entwährung und eines hieraus 
für den Webernehmer entipringenden Eviktionsanfpruces hat. Im 
Grunde entgeltliher Verträge Tann nun eine Sache trabiert mer: 
den, entweder um dem Webernehmer ein dingliches Recht an der 
übergebenen Sache zu gewähren, in welchem Falle die Tradition ſodann die 
Bedeutung eines mudus adquirendi hat, oder aber, um ihm bloß die 
Ausübung eines obligatorifchen Anſpruches gegen den Webergeber 
zu ermöglichen, wo biefelbe jodann bloß unter den Gefihtspunft einer Er» 
füllung fällt 5). Hält man fi) nun gegenwärtig, daß, wie bereits 
früher dargethan wurde, eine Störung bes Haben: und Behaltens 
entgeltlich überlafjener Sachen für den Uebernehmer nur infoweit eine 
®)-Bei Sonfenjualverträgen, und vieje bilven in unferem Rechte die Regel 


($. 883), ift dies eine Erfüllung des Vertrages felbft, bei Realverträgen 
aber die Erfüllung eines vorangegangenen pactum de contrahendo. 


3 
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Entwährung begründe, als zugleich für ihn hieraus eine Vermögensminde: 
rung entftebet nnd vergleiht in diefer Richtung die Gewahrſame 
des Miethers oder Pächter über die in Beltand genommene Sache 
mit der Stellung eines Fruchtnießers zu der in feiner Gewahrſame 
befindlichen fremden Sache, fo zeigt ſich Folgendes. Eine Uebergabe, welche 
behufs Beftellung dinglicher Recht erfolgt, bewirkt ebendeßhalb, weil 
das dinglihe Recht erft durch dieſe felbft eriftent wird, für den 
Uebernehmer jederzeit eine Vermögensmehrung, während die Weber: 
gabe, welche bloß Erfüllung einer obligatorifhen Verbindlichkeit ift, 
das Vermögen des Uebernehmers nicht wahrhaft vermehrt. Vielmehr 
verbleibt in diefem Teßteren Falle die übergebene Sache nach wie vor der 
Uebergabe noch immer in dem Vermögen des Webergebers und mährend 
für jenen, der eine Sache im Grunde eines dinglichen Rechtes inne bat, 
die nachher erfolgte Abftreitung derjelben jederzeit auch eine Vermo⸗ 
gensminderung bewirkt, erleidet jener, dem eine Sache auf Grund eines 
bloß perſonlichen Rechtes überlaflen,, ſohin aber abgeftritten wurde, 
noch Teine Bermögensminderung. Diefe trifft vielmehr jenen, in deſſen 
Ramen er eine folde Sache inne hat, und dies ift im vorliegenden Falle, 
der Beitandgeber. Darum kann aber auch bloß jener, der eine entgelt: 
lich überlafjene Sache im Grunde eines dinglihen Rechtes gebraucht 
gegen feinen Bormann einen Anfpruh wegen Entwährung ftellen, 
jener bingegen, dem eine Sache nur behufs eines perjönlichen uti frui 
übergeben wurde, könnte, als an einer ſolchen Entwährung nicht unmittel« 
bar betbeiligt, gegen feinen Bormann ex titulo evictionis nicht auftreten 6%). 
Der Uebernehmer entgeltlih überlafiener Sachen erleidet fomit 
durch eine Herausgabe folder Sachen in Folge richterlihen Spruches 
erft dann eine Entwährung, wenn die ihm abgeftrittene Sache einen 
Beitandtheil feines Vermögens gebildet, er dieſelbe alfo im Grunde 
) Die Richtigkeit diefer Behauptung beftätigt au, wie uns fdeint, ein Blid 
auf die Stellung der Parteien im Cviktionsſtritte felbft. Wie nämlich der 
$. 931 erllärt, joll der Befiger, wenn er wegen eine? von einem Dritten auf 
die Sache gemachten Anſpruches von der Gemwährleiftung Gebrauch machen 
will, feinem Bormanne vom Cviktionöftritte Nachricht geben, das iſt dieſem 
litem denuncieren. Hat nun der Litisdenunciant die Sade, worauf der Dritz 
te einen Anſpruch erhebt, im Grunde eines dinglihen Rechtes inne, dann 
bleibt er auch nach geſchehener Denunciation, ja felbft dann, wenn er den Si: 
tisdenunciaten allein die Führung des Gviftiongfirittes überlafen bat, noch 
immer eine pars litis. jener hingegen, der die von einem Dritten in An- 
ſpruch genommene Sadye bloß im fremden Namen inne hat — und ein ſolcher 
ift doch jeberzeit der Beftanpnehmer — ift nicht einmal zur Führung des Evil: 
tionsitritteß® bercchtigt, vielmehr erſcheint die von ihm ausgehende Streit: 
— fa u ar ha Shan 
ea ına : 

jelben im eigenen Samen überläht. in 





7 Ha bietinef: über d, Gewahrleiſtung 


eines binglihen Rechtes beſeſſen Hat und infoferne jebe Ent- 
wahrung überhaupt eine Vermögenäperminderung vorausfegt, ergibt fidy 
hieraus als für alle Entwährumgsfälle maapgebenbes Princip der Sa = 

Daß eine Entwähring bloß bei jenen Sachen Platz greifen 
könne, welche behufs Beftellung binglicher Nechte in entgeltliger Weife 
überlafien wurden, während das bloß perſonliche Haben und Behalten 


entgeltlich überlafiener € ¶ bes Detinenten eine Ent: 
mwährung nie zuläßt 97), , 

Wir menden uns mtwortung ber zweiten der 
oben aufgemworfenen Fr abin gehet, ob der Promiſſar 
felbft dann, wenn er an am gegen einen dritten Ber’ 
fiter auf Herausgabe d überlafjenen Sache lagt, mit 
diefer Klage aber jachfäll mittenten Erfa wegen Ent: 
wahrung begehrten fönne 

Da die Bereitlung » Behaltens entgeltlich über- 
laſſener Sachen bloß di der Entwährung ausmacht, 


wenn jenes auf einem dinglichen Rechte verubte, und dingliche Rechte wenig⸗ 
fiens da, wo es fih um einen berivativen Erwerb handelt, erft 
aus einer vollgogenen Webergabe entftehen, fo erſcheint ſchon aus die— 


9) Uebrigens, ſoll biemit, nicht etwa gejagt jein, daß jemer, der blob im 
Grunde eines perfönlihen Rechtes fremde Saden benüst, für den durch 
Abftreitung diefer Sachen berbeigeführten Gebrauchsverluſt von jeinem 
Vormanne feine Entihädigung begebren könne, da das Geſetz ſelbſt dies 
falls das Gegentheil verfügt Nur ift ein folder Anfpruch jederzeit bloß 
ein Entfhädigungsaniprucd für mangelhafte Erfüllung, während jener, ver 
ein dingliches Recht an einer Sache hat, für den Entgang des Gebraus 
ches ex titulo evietionis Criak zu fordern berechtigt if abet bleibt je- 
doch der Maaßſtab für die Berechnung des Intereſes derfelbe, ob es ſich 
um Störung eines bloß perfönlihen oder um Störung eines dinglichen Ger 
braucörechtes handelt, da im öfterreih. Rechte der Beſiandvertrag die Natur 
eines Gebrauhstaufes ($. 1094), jomit der Beſtandzins die Natur des Hauf- 
preifes hat ($. 1092), und ebendeßhalb auch in beiven Fällen das vom Ueber- 
nehmer geleijtete Entgelt ven Kern des ihm zu vergütenden anede aus: 
macen muß ($. 1105). In Anfehung deſſen mm, der eine Entwährung er: 
litten hat, erſcheint dieſer Maapftab allerdings gerecht, da der Anſpruch wegen Ent: 
wäbrung überhaupt nur auf dem Verbältniffe von Werth und Gegenwertb 
berubet; in Anſehung deffenaber, ver bloß wegen mangelhafter Erfüllung Ent: 
ſchadigung fordert wie namentlich des Beftandnehmers, kann ein ſolcher Maak: 
ftab mitumter zu ſchweren Bebrüdungen führen. Denn Niemand wird hoffentlich 
läugnen, daß jelbft ver gänzlice, um jomebr aber ver im $. 1105 vorgejebene 
theilweije Erlaß des Beltandzinjes mit Rüdfiht auf die Menge und ben bo= 
ben Preis der in einer beftimmten Fruchtperiode zu gewärtigenden Erträg- 
niffe ein leider nur zu magerer Erſaß für das werden könne, was der Be: 
flandmann ohne die dem Beftandgeber zugefügte Entwährung aus der ent: 
währten Sade hätte gewinnen können. 
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ſem Grunde allein eine Entwährung vor erfolgter Mebergabe unmög⸗ 
lich. Beftätigt wird dies aber auch noch, und zwar Speziell mit Bezug 
auf eine Entwährung in negativer Richtung, durch die Natur jener 
Klage, deren fi) ante rem traditam der Promifjar gegen einen britten 
Befiker der ihm verſprochenen Sache bedienen fünnte. Eine dingliche 
Klage kann dies nämlich in Teinem Falle fein, da der Promiſſar vor 
erfolgter Uebergabe felbft noch Fein dingliches Recht an der Sache 
felbft bat, diefe Kraft eigenen Nechtes vielmehr bloß vom Promitten: 
ten und zwar mittelft einer perjönlichen Klage herausfordern Tann. 
Wil nun der Promiffar von einem dritten Befiger im Wege einer 
Klage die Herausgabe der ihm verfprochenen Sache erwirken, fo fteht 
ihm zu diefem Ende in Grmanglung jeder dinglichen Berechtigung 
allein die nctio cessa feines Promittenten zu Gebote, und mit Rück⸗ 
ſicht hierauf könnte im Falle der Sachfälligkeit des Promifjars fein’ 
Erſatzanſpruch gegen ben Promittenten höchſtens die Natur eines Re: 
grefies des Cefſionars wieder den Gedenten haben, nie aber ein wah⸗ 
rer Eviktionsanfprud fein. 

Sowie alfo ſchon die römische Jurisprudenz die erfolgte Ueber: 
gabe ohne Unterfchieb für eine normale Vorausſetzung jedes Eviktions⸗ 
anfpruches anfah °8), fo müßen nit minder auch wir felbft bei einer 
Entwährung in negativer Richtung an der Nothwendigkeit vorange- 
gangener Tradition feithalten, mithin die Möglichkeit einer Entwährung 
ante rem traditam ſchlechterdings in Abrede fielen und das Wort 
„üuberläßt” im $. 922 jederzeit von einer bereits vollzogenen 
Uebergabe verfteben, diefe mag ſodann eine traditio longa oder 
bloß eine traditio brevi manu geweſen fein. 

Damit fländen wir nun am Schluße unferer Betrachtungen über 
die Formen, in welden fi) überhaupt eine Entwährung darftellen 
kann, und wollen es nunmehr verſuchen, den Kreis jener Ge 
ſchäfte zu beftimmen, welche möglicher Weife durch Hinzutritt einer 
Entwährung zur Gewähr für rechtliche Mängel führen können. 

Daß in diefen Kreis weder Iufrative, noch alle entgeltlihen Ge: 
Ichäfte ohne Ausnahme gehören, wurde bereit3 früher bei Erörterung 
des 8.922 umftändlich dargethan. Vielmehr fält in diefes Bereich bloß 
eine gewiſſe Gattung von entgeltlihen Geſchäften und, um für Beftim: 
mung folder Gejchäfte ein ficheres Kriterium zu haben, müfjen wir 
zunähft die Gründe der Entwährung von den Gründen, 


“) Lex. 61 u. 62 Dig. de evict. Ueber die ſcheinbar wiberipreihenbe lex. 16 
8. 2 Dig. eodem vergl. Müller. lib. cit. &. 109 u. d. flgd. 
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aus benen eine Gewähr für rechtliche Mängel entſteht, fon- 
bern, ſodann aber unjere Frage bloß mit Nüdjicht darauf beantworten, 
bei melden Geſchaften vom entgeltlicher Natur jene Momente Plag 
greifen Tönnen, welche den Erfolg einer Entwährung Tonftituiren 99). 

Inſoferne jede Gewähr für rechtliche Mängel eine Entwährung 
vorausfegt und dieſe äußerlich bloß als Störung bes Habens und Ber 


haltens entgeltlich übe “ ” — erſcheint, kann jene Gewähr 
bei allen entgeltlichen € in einer Weberlaffung körper- 
licher Sachen beſtehen, urch eine ſolche Störung der 
Uebernehmer gleichzeitig ı penaminderung erleiden muß, 
aber nur beijenen Platz gre Aeberlaffung folder Sachen das 
Bermögen des lebernel } vermehren. Da bie legtere 
aber nur dann der F vie Gewahrfame des Weber: 
wehmers über die ihm auf einem dinglichen Rechte 
von felbländiger vermu lebeutung berubet, fo kann 
eine Gewähr für rechtlich. jenen Geſchaͤften entipringen, 


deren Inhalt eine Uedertragung des Eigenthumes oder 
eines binglihen Gebraudsrehtes an körperlichen 
Saden und zwar gegen Entgelt ifl. 

Darüber hinaus fehlt es an jenem vermögensrechtlichen Intereſſe, 
welches bie causs efficiens jeder Gewähr für Entwährung ift und eben- 
darum Lönnte in ſolchen Fällen eine Störung des Habens und Behal- 
tens entgeltlih überlafiener Sachen höchſtens als ein Fall mangelhafter 
Erfüllung, nie aber als Fall einer Entwährung erſcheinen. 

Geſchäfte diefer Art find nur vor Allem der Taufch und der 
diefem verwandte Kauf, fo zwar, daß bei dem Erſteren ein Jeder der 
taufchenden Theile, beim Leteren aber der Verkäufer feinem Mitkon- 
trahenten die vertaufchte oder verkaufte Sache „zum freien Beſitze“ 
übergeben ($$. 1047 u. 1061), fodann aber für das dauernde und ge- 
figerte Behaltenkönnen der übergebenen Sache haften muß ($. 922) 7"). 
“ bio: tliche Mängel di En 

ae a ln ee 
nen eine Entwährung überhaupt abhängt , * tritt doch eine Haftung hiefür 
FH dann ein, wenn bie Gründe der Entwäl rung von der Art find, dab der 

mann biefür einzuftehen hat. 

”) Sam romiſchen Rechte galt dies betanntlih bloß beim Kaufe (lex 11 S. 1 
und lex. 30 Dig. de act empt.), ae beim Tauſche die Tauſchenden ein- 
ander wechſelſeitig das Eigenthum verichaffen mußten (lex 1 proem. und $.3 
Dig. de permut.). Dies ift indeß eine Verſchiedendeit, melde bloß darin "ib: 
BE a DS 

12 el lex. le div. A = 
ven beriebe jelbe im Dedfigen Rede. ganz entfchieden ein Ronfenfu mtrate if 
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Am nächſten dem Taufche oder Kaufe fteht jodann in diefer Beziehung 
die Theilung eines gemeinshaftlihben Vermögens und 
die Hingabe an Zahlungsftatt, indem Beide dem Uebernehmer die 
Gewahrjame über eine körperliche Sache verfchaffen follen und nad Um⸗ 
ftänden entweder die Natur eines Taufches oder die eines Kaufes has 
ben '2). Die Erbtbeilung mitinbegriffen 72), erfcheint nämlich jede Thei- 
lung eines gemeinfchaftlihen Bermögens infoferne als Tauſch, als bie: 
bei an die Stelle ideeller Theile reelle Theile treten und ſonach jeder 
Theilgenofje anftatt feines bisherigen idealen Theiled am ganzen Ber: 
mögen einen räumlich begrenzten Theil desfelben erhält. In's Be 


uf die Haftung de3 Bormannes für Entmwährung aber hat jene Ver 

ſchied t ſelbſtverſtaͤndlich keinen Einfluß, dieſer reduciert ſich vielmehr bloß 
darauf, daß nach Roͤm. Rechte der Uebernehmer beim Tauſche auch ſchon vor 
erfolgter Entwährung eine act. praescriptis verbis hatte, ſobald er in Gr: 
fahrung brachte, daß ein Dritter auf die ihm überlaffene Sache ein binglicheb 
Recht (lex. ult. Dig. de cond. caus. dat.), während fi ein Gleiches 
fürd Öfterreih. Net mit Rüdficht auf den 8. 1047 nicht behaupten liebe, 

Daß übrigens imöfterr. Rechte auch die Meberlaffung eines Gutes in Erbpacht, 
Erbzins oder Bodenzind unter die Kategorie eined Kaufes falle, ergibt ſich dar: 
aus, daß unfer Recht alle dieſe Inſtitüte für Faͤlle eines getheilten Eigenthums 
im Sinne des $. 357 anfieht ($. 1122, 1123 u. 1125), und ebendarum er: 
ſcheint aud bier die im 8. 1137 ausgefprochene Haftung des Obereigenthü- 
mers als eine Gewähr für Störung des Eigentyumes und nicht ald Haftung 
für ein geftörtes Gebrauchsrecht. . 

In wiefern weiter bei einem Berlaufe in Bauſch und Bogen oder beim 
Verkaufe eıner fog. Geſammtſache (universitas rerum) eine Gewähr für recht⸗ 
lihe Mängel Plaß greife, wurde bereit3 früher erörtert, deägleichen inwieweit 
der Verläufer aus einem auf Grund eines rei abgeſchloſſenen Erb: 
ſchaftsverkaufe ex titulo evictionis hafte. Daß ihn aber ſelbſt in jenen Faͤl⸗ 
len, wo dem Verlaufe fein Inventar zu Grunde lag, fowie überhaupt bei 
allen aleatorifhen Geſchaͤften, ja felbft bei jenen, mo die alea den Zwed des 
Geſchaͤftes felbft ausmacht wie beim Spiele oder der Weite, eine derartige Haftung 
treffen könne, dafür ſcheint uns der Umſtand zu ſprechen, daß ſich jene Un: 
gewißheit von Gewinn oder Verluſt, melde das Wweſen jeder alea iſt, 
nit auf das Verbleiben des zu Grwerbenven in dem Vermögen des Erwer- 
ber, fondern vielmehr bloß darauf bezieht, für wen und wieviel Gewinn 
19 aus einem folhen Gejdhäfte ergeben werde. Daher fließt dad Geſeß 

allen Geſchaͤften diefer Art das Rechtsmittel der Verlegung über die 
Hälfte aus $. 1268, ohne der Gemäbhrleiftung auch nur zu erwähnen und 
dies ift ferner der Grund, warum der 8.1283 den Berläufer einer Erbſchaft 
für die Nichtigkeit feines Erbrechtes, der $. 1277 aber aud den Berläufer 
eines Kured für die Richtigkeit des Kures haften läßt. 

Daß endlich uud aus einem Lohnvertrage, ſobald viejer eine locatio con- 
ductio operis ift und ber Beftellte felbft hiezu den Stoff hergegeben, eine Ge⸗ 
währ für rechtlihe Mängel entitehen könne, zeigt ganz Mar der $. 1188. 

1) Lex 34 8. 1 Dig. de evict. et dupl. stip. 
'1) Dabei wird natürlich vorausgejegt, daß die Erben untereinander theilen, nicht 
aber, daß etwa der Grblafler Telbf dieſe Theilung vornimmt. 
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reich des Kaufes aber fällt eine ſolche Theilung, ſobald der Richter, was hiebei 
allerdings leicht vorlommen kann g. 842, behufs eines gegenſeiligen Aus⸗ 
gleiches unter den Theilenden auf Leiſtung einer Entſchädigungsſumme 
im Gelde erfennt ?°). Was aber bie Hingabe an Zahlungsftatt beteifft, 
fo kennt unfer Recht ein beneficium dationis in solutum zwar wicht 
(8. 1413), erflärt aber gleichwohl, daß in jenen Fällen, wo, weil Gläu- 
biger und Schuldner einmerktanben finb der bie Zahlung felbft unmög- 


lich if, etwas Anderes gegeben wird, eine ſolche Hinz 
gabe als entgeltliches bein fei $. 1414, und war 
wird, wie dies ſchon di he'mit ſich bringt, eine ſolche 
Hingabe dort, wo fie fi heldſumme erfolgt, die Natur 
eines Kaufes, da hing ; einer ſchuldigen Sache eine 
andere von gleichem V d, bie Natur eines Taufches 
baben und ebenvehhalb ällen eine Haftung des Ueber: 
gebers für reditliche D ringen 4), Nicht minder Kan 
aud aus einem Verg ahr für. rechtliche Mängel ent- 
ftehen, indem jeder Vergi wu sißbeit von Rechtsanſprüchen 


voraugfegt, welche dadurch befeitigt wird, daß durch gegenfeitiged Auf: 
geben von Anfprüchen ein gewiſſes Recht an die Stelle eines unge 
wiſſen geſetzt wird, der Vergleich alfo jederzeit ein Geſchäft von entgeltlicher 
Raturift $.13807°). Wird nun diefe Ungemißheit durch Ueberlaffung körper: 
Hiper Sachen behoben, die das Vermögen des Empfängers vermehren, dann 
treffen auch bei Vergleiche alle jene Momente zufammen, die dazu nöthig 
find, damit ber Webergeber für Entwährung einer ex transacto 


5) Die actio finium regundorum gebört hingegen nicht bieher, weil ihr Zwed 
zunädit bloß die Ermittlung und Feſtſtellung ftreitiger Grenzen ift ($. 850), 
jobalv diejelbe aber auf eine Vertheilung des ftreitigen Raumes felbit hinausläuft, 
($.853) bon eine wahre Theilungsflage vozliegt Vergl. Arndts Band. $.321 
und Müller lib. cit. 8. 19. 

*) Dies gilt nicht minder nad öfterreihiibem, als nad gemeinem Rechte und 
wird daber aud von allen Kommentatoren unferes Cipilrechtes anerlannt. 
Dagegen ſcheint es uns nad) öfterreicbiihem Nechte unzuläflig, in jenen Fäl: 
fen, wo die datio in solutum als Tauſch eribeint, dem Uebernehmer im Falle 
einer Entwährung des an Zahlungsftatt Gegebenen die Wahl zwiſchen Erfag 
wegen Entwährung und der uriprüngliben Schulollage zu gewäbten, wie 
dies mwenigitens im gemeinem Necbte die gangbare Anfiht ift. Denn eben 
weil nad) gem. Rechte die Tauſchenden einander das Eigenthum der vertaufch- 
ten Saden gewähren müfen, bat jener, der anflatt der zu leiſten fhuldigen 
Sache eine Andere vom gleichen Werthe gibt, die nachber entwährt wird, 
diedurch feine Verbindlichteit noch nicht erfüllt, während nad) öfter. Rechte 
dieſe verbindlichteit bloß dabin gebt, dem Uebernehmer den freien Befis der 
eingetauſchten Sache zu gewähren x 1087. J 

35) Daber ift auch weder ein unentgeliliches Aufgeben ſtreitiger Rechte, noch der 
Erlaß eines unſtreitigen Rechtes ein Vergleich F. 1381. 
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übergebenen Sade verantwortlich werden könne und ebendebhalb wird 
daher auch bier im Allgemeinen die Möglichkeit einer Gewähr für recht: 
lide Mängel anerlannt ?%). Nur ift biebei, mie dies ſchon das 
römische Recht gethban 77), zu unterjcheiden, ob die ex transacto über: 
gebene, fpäter aber entwährte Sache das Objekt des Streites felbft ge- 
bildet bat, oder aber bloß zur Abfindung gegeben wurde. Denn im 
legteren Falle hatte der Empfänger vor erfolgter Uebergabe einer fol: 
hen Sache noch Fein Recht auf diefelbe, und da er ſeinerſeits biefür den 
Üebergeber von einem wieder ihn erhobenen Anſpruch liberierte, fo ver: 
ftebt fich bier die Haftung des Auktors für rechtliche Mängel eigentlich von 
felbft. Im erfterun Falle hingegen, wo es fi) um das Streitobjelt ſelbſt 
bandelt, erjcheint jener, der zu Gunſten des anderen Tranfigenten jeine 
Anſprüche auf dasjelbe aufgibt, für jenen, der dusjelbe ex transacto 
behält, nicht ald Auktor, diefer behält dasfelbe vielmehr kraft eigenen 
Rechtes und dieſes Necht ifts bloß, welches fortan felbft der andere Streittheil 
anerlennet 78). Es wird fomit in diefem Falle nichts überlaflen, daher 
auch nicht für eine wie immer geartete Entwährung gehaftet. 

Ein anderes Geihäft, dag möglicher Weile eine Gewähr für recht⸗ 
lihe Mängel begründen Tann, ilt die Beitellung eines Heiraths— 
gutes. An und für fich und abgefehen von dem Falle, wo das Hei⸗ 
rathsgut in unbeweglihen Gütern oder unverbrauchbaren Sachen 
beftebt, die der Ehemann um einen beftimmten Preis übernom- 
men bat, ift die Beftellung einer dos fein entgeltlihes Geſchäft, jo daß 
bier von einer Haftung des Beftellers für rechtliche Mängel eigentlich 
feine Rede fein kann 7%). Sobald es ſich jedoch um eine fog. dos ne- 
cessaria handelt ($. 1220), oder der Ehemann ein von andern Perfo: 
nen beitellteS Heiratbägut um einen beſtimmten Preis übernimmt und 
ih bloß zur Zurüdgabe dieſes Preifes verpflichtet $. 1228, greift 


9 Vergl. was das öfter. Recht betrifft, Zeiller IV. Bd. ©. 65, Nippel 
Zeile. für öfter. Rechtögelehrfamleit Jahrgang 1825 II. Bo. Nr. XXXIII. 
und Kommentar VIII. Bd, 2. Abth, ©. 25, Biniwarter V. Bd. ©. 58, 
v. Stubenraud 111. Bo. ©. S. 614 u. Michel lib. eit. 8. 38. 

’N) Lex. 33. Cod. de transact. 

?*) Bergl. Glüdd Pand. XX. Bo. ©. 186, Puchta's Vorleſ. II. Bd. ©. 225 
und für's öfterr. Recht wenigftend Winimarter am angeführten Orte. 

9) Dies gilt ebenſowohl dann, wenn der datio dotis ein Verſprechen (pro- 
missio vel dietio dotis) voranging, als wenn jene ohne einem folden Ber: 
ſprechen erfolgte, da nicht nur die lex. 1Cod. de jure dotium, als auch die 
aus dem Codex Theodosianus in's Yuftinianifche Hecht (lex. 6 Cod. de dot. 
promm,) übergangene Verordnung der Kaifer Theodoſius und Balen: 
tinian bloß eine in favorem dotis getroffene Singularität war, die unfer 
Recht gar nicht kennt. 
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auch ſchon eine Gewähr für rechtliche Mängel Plap, da im lehtern Fallefpeciell 
ein Kauf 0), im erftern Falle aber überhaupt ein entgeltliches Gejhäft vorliegt 
$. 941, der Ehemann aber das Heirathsgut wegen des ihm hierauf zuſtehenden 
Fruchtgenuffes jederzeitim Grundeeinesbinglichen Nechtsinnehat$ 1227,j0= 
mit alfo auch durch Abftreitung desfelben eine Bermögensminderung erleidet. 

So wie aber ſchon die Entwährung einer dos necessaria bloß in 
einer Störung des dem MFhamanna suftskenpen Gebrauchs: und nicht 


etwa feines Eigenthumar onnen endlich auch alle übri« 
gen Gejchäfte, wodurch ntgelt ven Gebraud för 
perlider Saden im dinglichen Rechtes ers 
langt, zu einer Gewähr di ür rechtlihe Mängel führen, 
wie etwa die Beftellung ei oder einer fog. unregelmäßi= 
gen Dienftbarkeit (8.479), en de3 Realfervitutsberedhtig- 
ten ebendeßhalb, weil ſolche s Qualitäten der res dominan⸗ 
anzufehen find, in's Bereid bes Eigenthumsrechtes fallen. 

Ausgeſchloſſen bleibt intwährung und hiemit auch 


jede Haftung des Vormanıt  rrewinde Mängel nicht nur bei allen 
Geichäften, die ohne Entgelt, oder zwar gegen Entgelt, aber über fog. 
unförperlihe Sachen abgeſchloſſen werden, fondern aud in allen jenen 
Fällen, wo die entgeltlihe Ueberlaffung von körperlichen Saden bloß 
behufs Ausübung eines perfönlihen Rechtes erfolgt, oder aus einem 
anderen Grunde für den Empfänger feine Vermögensmehrung bewirkt. 
Alfo nicht bloß bei Schenkungen und Ceflionen, gleichviel ob diefe mit 
oder ohne Entgelt erfolgen, fondern auch bei Mieth: und Pachtverträ= 
gen, Verpfändungen und ähnlichen Geſchäften mehr ®1). 

Nunmehr übergehen wir auf jene Haftung des Bormannes, welche 
die fififche Beichaffenheit der überlaffenen Sache ſelbſt zum Gegenftande 
bat und ebenbeßhalb im Begenfage zur Gewähr für rechtliche Mängel, 


®) Lex. 10 $. 5 Dig. de jure dot. und lex. un. $. 9. Cod. de rei uxor. act. 
®ı) Dabei verfteht es ſich übrigens von felbft, daß jene rechtlichen Mängel, aus 
denen der Erfolg einer Entwährung entfteht, ftetö in die Zeit von ber Ueber: 
abe zurüdfallen müfen, denn mit diefer geht die Übergebene Sade in das 
Bermöpen des Uebernehmerd über und es if mithin dem Uebergeber die Mög: 
lichleit benommen, dritten Perfonen auf dieſelbe Rechte einzuräumen, die fte 
gegen den Empfänger geltend machen könnten. 
Dies Alles zujammengefaßt fest daher jede Gewähr wegen rechtlicher 
Mängel voraus: 
1. te&tliche Mängel, die ſchon in der Perjon des Vormannes vorhanden waren, 
alſo in die Zeit vor der Uebergabe zurüdreichen, ſodann in Folge derfelben 
2. eine Störung des Nachmannes im Haben und Behalten der ihm über: 
gebenen Sache, welche 
3. durch richterlichen Spruch berbeigeführt wurde und 
4. für ihn eine Vermoͤgensminderung zur Folge hatte. 
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bie bei voller Integritaͤt der Sache felbft bloß in einem Mangel des Rechts⸗ 
inhaltes beftehen, als Gewähr für fififche Mängel bezeichnet wird 82). 

Offenbar berubet die Haftung für fifiiche Mängel auf dem Vorhanden⸗ 
oder Richtoorbhandenfein gewiſſer fiſiſcher Eigenfchaften, vermöge welcher 
eine Sache zu einem beftimmten Gebraude tauglich ift oder nicht. 

Daß nun eine Haftung in diefer Richtung, gerade fo mie jene 
für rechtliche Mängel, bloß aus einer Ueberlafiung körper— 
liher Sachen entitehen könne, ergibt fi daraus, daß überhaupt 
nur Törperliche Sachen mit derlei Mängeln behaftet fein können. Daß 
aber, abgefehen von einem etmaigen dolus des Webergeberd, dieſe 
Ueberlafjung jederzeit gegen Entgelt erfolgt fein müſſe, dafür 
ſpricht der Umitand, daß nur bei entgeltlihen Gefchäften an Seite des 
Empfängers jene Verlegung des ökonomiſchen Intereſſes möglich iſt, 
welche überhaupt die causa efficiens aller Gemwährleiftung it. Daß 
endlich auch noch die überlafiene Sache nicht bloß in solutione, fondern 
auf in obligatione gewesen, der Mangel des Gegebenen aber 
nit etwa ein quantitativer, fondern jederzeit ein qualitativer 
jein müſſe, dies hängt damit zufammen, daß die vorausgegangene Erfül- 
lung ſchon eine begriffliche Vorausfegung jeder Gewähr überhaupt ilt, der 
Uebergeber aber in dem Falle, wo das Uebergebene nicht gleichzeitig auch in 
obligatione mar, ſich durch Uebergabe eines unbrauchbaren Stüdles von fei- 
ner Berbindlichkeit noch nicht befreiet, vielmehr nach wie vor ex contractu 
noch immer verpflichtet bleibt. 

Alles dies vorausgeſetzt, können nun jene Eigenichaften, aus de: 
ren Borbandenfein oder Nichtvorhandenfein eine Gewähr des Auftors 
für fififche Mängel entftehen kann, zunächft Schon von Seite der Baciscenten, 
jei e8 ausdrücklich, fei es ftilfehtweigend, bedungen worden fein. Dies find 
fodann vertragsmwiednrige Mängel, und daß der Auktor für diefe ein: 
auftehen babe, ift bloß eine Folge der feinerjeits gemachten Zufage, alfo eine 
vertragamäßige Verbindlichkeit, keineswegs aber der Ausfluß einer ihm etwa 
obliegenden Gewähr für fiſiſche Mängel. 

Ebenfowenig gehören aber hieher auch jene Mängel, welche aus 
Eigenſchaften entipringen, deren Vorhanden⸗ oder Nichtvorhandenſein dem 
Uebergeber ſchon vor der Uebergabe befannt war, von biefem aber li: 

*) In diefer Beziehung glauben wir und kürzer faflen zu können, theils weil 
wir früher ſchon bie Arten fififcher Mängel und die Hatur der bieraus ent: 
fpringenden Haftung umftändlidy erörtert haben, theil® aber, weil diefe Haf- 
tung ſchon mit dem Borhandenfein folher Mängel begründet ift und aljo 
weder einen beftimmten Erfolg, noch beftimmte Gründe diejes Erfolges vor: 


augfeßt. 
Haimerl’s Bierteljahresigrift f. Rebtew. IX. 2. 20 
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Riger Weife zugeſichert oder verſchwiegen wurden, denn für ſolche Ran⸗ 
gel haftet derfelbe ſchon im Grumde feiner Arglift, fomit, da er dieje 
ftet3 zu vertreten hat, jogar aud) bei Iufrativen Geichäften. 

In's Bereih der Gewähr für fiſiſche Mängel fallen daher bloß 
verborgene, bem Uebergeber jelbft alſo noch unbekannte Mängel und 
dies find jene, weldhe die Brauchbarkeit der überlaffenen Sade beein: 
trächtigen, dabei ſchon zur. Reit der lebergabe vorhanden waren *), und 
entweder auf dem Borhandeuem von Eigenichaften beruben, die dem lleber- 
nehmer obme vorherige Anzeige nicht bekannt jein konnten #4), oder doch 
in dem Abgange von Eigenſchaften ihren Grund haben, welche ber Ueber- 
nehmer als vorhanden vorausſetzen lonnte 

Wenn nun die Frage entjteht, bei welchen Geſchäften der Uebergeber 
and für Mangel diejer Art zu haften ſe iſt hiefür, wie bereits erwähnt 
wurde, die Betrachtung maaßgeben,, wie Bedeutung verborgener Nänz 
‚gel jederzeit nad} dem Zwede, zwi e Ueberlaſſung von Sachen er⸗ 
folgt, verſchieden iſt, und daß auf dieſe Verſchiedenheit auch die 
öfterreichiiche Geſe tzgebung die nung vrvjenigen, der eine lörperliche Sache 
einem Andern in entgeltlicher Weiſe bloß zum Gebrauche überläßt, in 
einer von der Regel des 8.932 abweichenden Weiſe normiert hat 8%). 

€3 erübrigen daher trog der ganz allgemein Tautenden Verfügung 
des $.922 für die Gewähr aus verborgenen Mängeln — und nur diefe, 
nicht aber vertragswiedrige oder argliftig verſchwiegene Mängel fallen unter 
den Begriff einer ſolchen Gewähr — bloß jene Geichäfte, deren Inhalt eine 
entgeltlice Webertragung des Eigenthumes ift, und aus diefem 
Grunde müffen wir nicht bloß eine Abtretung von Forderungen, jondern auch 
alle übrigen Fälle, mo es ſich um Ueberlaſſung von körperlichen Sachen zueinem 
anderen Zwede handelt, aus dem Bereiche der Gewähr für Mängel ausſchei- 
den, biefe UK dieſe Ueberlaffung mag fodann gegen oder ohne Entgelt erfolgt fein. 

“En — mi 25 ——— 


rfranheiten. 

“) aber haftet der Uebergeber eben fowenig für — je range! IS 938), ala 
für jene jel, die der Uebernehmer ſchon bei emöhnlicher ıimertjamleit 
wahrnehmen Tonnte, wohl aber für folde, die bei Feten mer Hamfeit 

entgehen ober ger mur dem Kennerauge auffallen, 

®) Ser died, weil ber Mebergeber Diefelben audbrüdli zugelihert hatte oder weil 
diefelben mit Rudnät cu ER die erflärte Abſicht des Gelchäftes als vorhanden 
angenommen werden 

"s) Ebenfowenig ale in den 117 u, 1153, welde de ne Znene erörtert 
wurden, lönnen wir auch in der Verfügung des 8.458 eine mmenbung Des 
im 8. 932 au: en 1 Örundfabes auf ven Fall einer Berpfändung erbliden, 
indem biefer Tagan in {pricht, der Rebenmängel aber, 

wie dies eben die Natur vr Sale mit ſich — mit feiner Sylbe erwähnt. 





VII. 


Heber den Berfall der Gewerbsbeſugniß wegen aus- 
gebrochenen Koncurfes und des ein gewilles Maß 
überfleigenden Berlufles der Gläubiger. 


Bom Herrn Brofefior Dr. Hermann Blodig, in Wien. 


Bie befaunte Verfügung der älteren öſterreichiſchen Geſetzgebung, daß 
beftinmte Bewerböbefugniffe au kaffiren feien, menn der Ge⸗ 
werbömann in Bahlungsunfähigleit geräth, und der Berluf der Glaͤu⸗ 
biger mehr als 12%, beträgt, ift bei Einführung des Vergleichsverfah⸗ 
rens und ebenfo bei Kundmachung der neuen Gewerbeorbnung Ge: 
genftand der Eontroverje geworden. Dort nämlich die Frage, ob dieſe 
Beftimmung auch bei der Einleitung des Vergleichsverfahrens, und hier, 
ob fie neben den Beitimmungen der neuen Gewerbeordnung Anwen: 
dung babe. 

Die ſp ätere Geſetzgebung bat dagegen unter mweientlich anderen 
Borausfegungen an die Stelle des Berluftes des Gewerbes jenen der 
Berechtigung zur Brotofollirung der Firma gefebt. 

Es fei erlaubt, auf die angeregte Frage zurüdzulommen, wobei 
der Juhalt des Rechtes zur Leit der Einführung des Vergleichsverfab: 
rend, dann dad Verhältniß des letzteren und endlich der neuen Ge⸗ 
werbeordaung zu dieſem Inhalte, und zwar in allen Fällen, fowohl 
in den nicht ungariſch⸗ als in ven ungarisch » Öfterreichiichen Kronlän- 
dern zur Erörterung gelangt. 


20* 
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I. 

Es liegt ſchon inden Grundfägen der Fallitenordnungen!), 
daß die Gefeggebung dem Verbleiben falliter Handelsleute in der Aus— 
übung ihrer Gewerbsbefugniß nicht geneigt fein Eonnte, da fie auf die 
Ausmweifung bes Fonds ein jo großes Gewicht legt. Deutliher noch 
iſt diefe Anficht in dem — "" — ° imale vom 27. November 


17582) ausgeſprochen, hı er ganzen Fafjung nah nur 
als eine Ergänzung der rdnung bdarftellt und ihrem 
Inhalte nad auch in die nordnungen übergegangen ift. 
Nach diefem Crida : Interim te x Handelsmann, welder „in 
feiner Handlung eine Abnakmo perfpiürt,“ unter genauer 
Angabe feines Activ: und Pafliv bei feiner ordentlichen Berfonal: 
inftanz die Zufammenrufung dei n behufs eines abzufcließen- 
den Vergleihs bewirken, mittle ' für die Dauer von höchſtens 
vier Wochen alle Real. und P tion gegen den Handelsmann 


fiftirt werden. 3) Wenn fi bet der Tagſatzung oder überhaupt aus 
den vorläufigen Vorkehrungen zeigen follte, daß der Vergleihswerber 
thatfählih zwar vermöglid fei, jedoch gegenwärtig Zahlungsmittel 
nicht flüſſig habe, oder aber, wenn jeder Gläubiger nur einen geringen 
Theil feiner Forderung, das ift 8, 10, höchſtens bis 12 Bercent 
zu verlieren hätte, ift der erwähnte Erecutionzftillftand noch auf ſechs 
Bogen zu verlängern, binnen welder Zeit die vorgeforderten Gläu- 
biger zu vernehmen, zur Zugeftehung leidliher Zahlungstermine oder 
aud einem vorgefchlagenen Nachlaſſe zu vermögen find und über: 
haupt hierüber nach der Majorität von %, der Forderungen abzuftim: 
men ift.*) 

Die Bilanz ſollte der Commerzien:Hoflommiffion mitgetheilt und 
von dieſer über den Fortbeitand der Handlung entichieven werden. 
Würde die Handlung dergeftalt geſchwächt gefunden, daß die Gläu— 
biger an ihren Forderungen über 12% Verluſt erleiden 


') Zallitenordnung vom 18. Auguft 1734 für Ober: und Unteröfterreih 
und vom 16. Dezember 1747 für Steiermart, I. Abtheilung, Erſtens 
Handlungs: und Yallitenorbnung für das Littorale vom 19. Jänner 1754, 
Erfter Theil, I. bis IL Art. und die Fallitenordnung für Siebenbürgen 
vom 7. Oltober 1772, Sectio I. 

2) Dasfelbe ift, wie die meiften bier angeführten älteren Verordnungen, zu fin: 
den in E. 3. Baurnfeindt’3 Handbud der Handelägefege, Wien, 1836 
und in dem bazu gehörigen Supplementbande, Wien, 1842, 


3 —I und 2. J 
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müßten, „fo ift fie für ein verfallenes Werl anzuſehen, 
„und die weitere Fortführung eines folden Handelsgeſchäftes nicht 
„mehr zuzugeben,, weil die in derlei Verfallenheiten von den Greditoren 
„gleihlam notbgebrungener Weife eingegangenen Vergleiche meiltentheils 
„einen meit ftärkeren Bankerott nach ſich ziehen.” Die Handlung fol 
alfo fogleich gerichtlich gefperrt, aller Kauf und Verkauf eingeftellt und 
bierüber mit einer förmlichen Cridaabhandlung vorgegangen werden. 

Die Begünftigung der gerichtlichen Behandlung der 
Gläubiger war daher, wie noch das Hofdelret vom 9. Oktober 1769 
zeigt, an die Bedingung gebunden, daß die Gläubiger feinen größe: 
ren, al3 einen 12%, Berluft erleiden. Sobald der Verluft ſich als 
größer beraugftellte, follte das förmliche Goncursverfahren eingeleitet 
und die Handlung caflirt werden. 

Mit dem Hofdelrete vom 22, Februar 1770 iſt jedoch auf Grund 
einer a. b. Entſchließung das Erida-SInterimale ($. 3) dahin geändert 
worden, daß die gerihtlihde Behandlung der Gläubiger 
auch bei einem vorausſichtlich höheren als 12%, Verluſte 
eintreten könne, dagegen nicht3 deftomeniger bei dem Commerzien⸗ 
confefle die Entſcheidung eingeholt werden fol, ob die Umitände des 
auf einen Vergleih antragenden Handeldmannes fo beichaffen find, 
daß ihm die Fortfegung feiner Handlung geftattet werden Tünne. 

Der Zablungsunfähige ſoll fomit jein Handlungsbefugniß verlieren, 
wenn ber Berluft feiner Gläubiger mehr als 12%, beträgt, mobei es feinen 
Unterfchied macht, ob es zur förmlichen Eoncursverbandlung gekommen 
oder nur ein gerihtlicher Vergleih mit den Släubigern abgeichloffen 
wurde. Es liegt dieß in Eonfeguenz des in dem Hofdelrete v.23. Juni 
1786 ausgeſprochenen Grundſatzes, daß Feine Handlung aufredt 
befteben folle, bei welder fi der oben angeführte Ber 
luft der Gläubiger ergibt. 

Dieſe Anordnung ift fpäter der Gegenftand vieler nachträglichen 
Gefege und Erläuterungen geworden, welche fi zwar mehr oder 
weniger auf das Crida-Interimale berufen, das Wefen der uriprüngli- 
hen Verfügung aber nicht genügend in den Vordergrund ftellend, ſtets 
nur von dem gewöhnlichen Falle, nämlich der Eröffnung des Concur: 
jes, ſprechen. Selbft mit dem Commerzhofkommiſſionsdekrete v. 27. April 
1817, der umfangreichften Erläuterung des Crida⸗Interimales, ift dieß 
ber Yall; allein es Tonnte den Inhalt des Rechtes doch nicht umän-: 
dern, da es fih auf das genannte Crida-Interimale beruft, und aus: 
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brüdlich erklärt, fein neues Geſetz, ſondern nur die Erläuterung bes 
ſtehender Geſetze zu fein. 


I. 

Diefe Nachtragsverorbnungen gehören ſehr verſchiedenen Zeiten 

und laflen fi unter folgende Geſichtspunkte bringen: 

a) Siftirung der Handlung, deren Eigenthümer zahlungs« 
unfähig geworden ®), bis zur erfolgten Entſcheidung, ob diefelbe zu kaſ⸗ 
firen fei oder fortbeitehen könne, Daher ift die Bilanz bei der Landes— 
ſtelle ) vorzulegen, und zwar ohne Unterjchied, ‚ob die Handlung eine 
perſönliche oder reale, bürgerliche oder nicht bürgerliche fei, ob der 
Inhaber derjelben zur fürmlichen Fondsausweifung verpflichtet war 
oder nicht”), ob ein gerichtlicher Vergleich getroffen, ober. das fürmliche 
Goncuröverfahren abgeführt werben foll*). Dieje Siſtirung bat auch 
einzutreten, wenn die Crida erſt nad dem Tode des Handelamannes 
eintritt 9). 

b) Eaffirung der Handlung in jedem Falle, bei welcher 
der wirkliche Verluft der Gläubiger 12%, überfteigt '%) und die damit 
verbundene Unfähigkeit des geweſenen Befugnißinhabers, eine neue 
Handlung anzutreten 11), 

Auch dann, wenn die Erida erft nach dem Tode eines Handels- 
mannes ausbricht, ift die Witwe ebenfalls nur in dem Falle zur Fort: 
fegung des Gewerbes berechtiget, wenn ber Verluft nicht über 120, 
beträgt, ift hingegen der Verluft größer, fo befteht die Handlung ge: 
fegmäffig nicht mehr, und es kann daher eine Sache, die nicht vor« 
handen ift, auf einen andern aud) nicht übertragen werben 12). 

e) Sigerung des Vollzuges diefer, im Intereſſe des 
öffentlichen Rechtes getroffenen Maßregel, indem: 


> Sommergboftenmiffionsbetret vom 27. April 1817. 8. 1 u. Hoflammerbetret 
vom 
*).N. De. Appellationöverorbnung vom 26. April 1802. 
” 2 R, 9. AegierungSveroronungen vom 14. März 1797, 26. Juni 1815 und 
ii 
9 % je. Regierungsverorbnung vom 14. März 1797. 
} Dog ® v. FH n 1802 und Inſtruction für Defterr. ob der Enns vom 2. No: 


10) Gemmeiflorifinteen vom 27. April 1817. Er 
”) Nach dem N. De. Regierungsbefcheide vom 27. Juli 817 aud in Anjehung 
8 en realer Befugnifle, defien Gläubiger einen mehr ald 12%, 


2) 2; —8* a —— 1802 und Inſtruction für Deſterreich ob der Enns, vom 
2. Nov. 1825, 5. 24. 
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aa) der Verheimligung der Zahlungsunfähigkeit 
vorgebeugt, die Maßregel 

bb) von dem Fort: und Ausgange der Concursver⸗ 
bandlung unabhängig 

ce) unddie Anheimfagung des Handlungsbefugniffes 
des Bahlungsunfähigen 13) bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Be 
börde über die Aufrechterhaltung des Befugnifies für unftatthaft ers 
Härt wurde. 

Zu aa) ift es: 

«. bei Strafe unridhtiger Buchung unterfagt, einen von den Gläu- 
bigern erhaltenen Shulderlaß in den Handelsbüchern als 
eine Baarbezahlung anzufegen, weil auf ſolche Weile weder der 
eigentlihe Verluft, den die Gläubiger bei einer ſolchen Handlung ers 
litten haben, nody auch der mahre Standder Handlung zu erfehen ift 9. 

BP. Die außergerihtlihen Vergleiche, modurd der fin- 
ende Handelsmann von feinen Bläubigern einen wirkliden Nachlaß 
von der Hauptſchuld erhält, find null und nichtig; nur wegen 
Verlängerung der Zahlungstermine und in Anſehung der Intereſſen 
fol e3 dem Handelsmanne frei fteben, ſich mit feinen Bläubigern außer: 
gerichtlich zu verflehen 15). 

Far bb) ift: 

a. der von der höchſten Juſtiz- und Handelsbehörde ausgeſpro⸗ 
hene Grundſatz von Bedeutung, daß die Ausgleihung des Concurſes 
durch fremde Hilfe oder Vermittlung, und die, wie immer berbei ge 
führte, gerichtliche Aufhebung eines Eoncurfes feinen Einfluß auf 
die Beurtbeilung babe, ob dem Gridatar die Fortiegung feines Hand: 
Iungsbefugnifjes zu geftatten ſei oder niht!). Aus diefem Grunde 
ift aud: 

ß. weder die Erflärung der Gläubiger, daß fie fidh mit 
einem geringeren Theile ihrer Forderungen begnügen und ſich einen 
größeren als 120/, Berluft gefallen laſſen, noch auch ihre Bitte, um 
Aufhebung des Concurſes und Belafiung der Handelsbefugniß des 
Cridatars, von der Gemerbsbehörde zu berüdfichtigen!. Nur aus 


3 19 Sommerpeftommifinnsbetent b. 277. April 1817, Dritter und Vierter Abfag. 


et vom 1 
1) 4 — vom Fr —— 1770, 
Verordnung der Commerzhoflommiflion vom 17. März 1821 im Einverftänd: 


mie u der oberften Juftizftelle u. Commerzhoflommiflionsvetret v. 27. April 
“ Sof wo ner 1788, 8.763, vom 2%. Auguft 17 251 und 
. 31. Jan. a Gommercheftonmifionsichef vom 7 Sort 1817. 
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je für bie Fälle, wo weder ein Betrug vorhanden, 
einausgleihung zu vermuthen war, und wo die Gattinen 
auf ihre liquiden Forderungen: zu Gunften ber Han- 
zicht leiſten, hierauf Nücficht zu nehmen geftattet 4°), 
x Entiheidung hat die Behörde den wirklichen 
ffivſtand zur Grundlage zu nehmen. Sie kann 
tmiß gleich nach vorgelegter Bilanz, oder wenn dieje 
te, mit Beachtung der allfälligen Concurserfolge 
Eriftenz der Befugniß iſt es daher von größter Be: 
ſich durch unvorbergefehene Ereigniffe der Werth des 
ftalt vermehren follte, daß die Gläubiger ganz be: 
der, wenn über die Art der Ausgleihung mit den 
mt erhoben wird, daß fie feinen 1204 überfteigenden 
Jaben 1), Iſt im ſolchem Falle das Erkenntniß noch 
bat es auf den Fortbeitand zu lauten, wenn es aber 
ig auf Cafjirung lautet, Liegt ein neues Erkenntniß 
iederbefähigung im Geifte des Geſetzes 20). 
indigen Anordnungen wurden größtentheils nur in 
ch fundgemaht, während in mehreren Kron- 
eutſch-öſterreichiſchen Gefeggebung die Ge: 
ändig waren, und daher auch das Nefultat ihrer Ans 
verjchiedene 
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terimale aufgenommen 22), fo daß der Inhalt des auf ſolche Weife con: 
ftituirten Rechtes von jenem in Defterreih nicht abweicht. Ganz im 
Einflange damit verfügte daher auch der $. 198 (c) der fiebenbärgt- 
fhen Gewerbeordnung vom 25. November 185123), daß bei jenen 
Handelsgewerben,, die der fürmlichen Fondsausweiſung unterworfen 
find, im Falle des Eoncurfes, wobei die Gläubiger einen größeren als 
120, Berluft erleiden, die Gewerbsbefugniß erlofchen fei. 


III. 

Veber die Natur der angeführten Bellimmungen find 
die Meinungen getbeilt. Man bat diefe Verfügung in Betreff des Ge- 
werbeverluftes ala eine Strafbeitimmung bezeichnet 2%). Allein mit 
Unrecht. Diefer Gemwerbsverluft tritt nicht nur dann ein, wenn ber 
angegebene Verluft der Gläubiger durch ein Dolofes oder kulpoſes Be: 
nehmen des Gewerbsmannes erzeugt wurde, fondern au dann, wenn 
feine Zahlungsunfähigkeit ganz ohne fein Verſchulden entitanden fein 
follte. 

Wie menig die genannten Verfügungen den Charakter von 
Strafgejegen an ſich tragen, gebt übrigens auch daraus hervor, daß, 
während die Zufügung jenes Nachtheiles, in welchem eine Strafe 
gefunden werden will, von der Privatwilllür ganz unabhängig geitellt 
ift, vie Wirkung der vermeintliden Strafe durch Privat: 
willfür (nachtraͤgliche Befriedigung der Gläubiger durch den Gemein 
ſchuldner, falls diefer wieder zu Zahlungsmitteln gelangt, wie oben II, 
e unter bb, 8.) aufhören kann, was allen Begriffen des Straf: 
rechtes widerſpricht. So richtig alſo diefe Anficht etwa de lega ferenda 
fein mag, mit der lex lata läßt fi diefelbe nicht vereinigen. Wir 
balten dafür, daß fi aus der Betrachtung der aus den angeführten 
Geſetzen hervorgehenden Reſultate eine andere Anficht gewinnen läßt. 

Die auf dem Crida-Interimale vom 27. Nov. 1758 berubende 
Verfügung, daß das Handlungsbefugniß desjenigen, bei welchem die 
Gläubiger mehr ala 12V/, verlieren, zu cafliren fei, gehört zwar dem 
öffentlichen Rechte, jedoch nicht dem Strafrecdhte fondern dem Ge⸗ 
biete der Gewerbspflege an. 

Die Caflirung der Handlungsbefugniß iſt nach Richtigitellung des 
betreffenden Activ: und Paſſivſtandes und zwar nad) den älteren Ge⸗ 
AI Sectio secunda, I. 3° (m), 11. 2° (n} et II. 10 
28) ganbeüregierungoblatt, 3. 30 


#4) Erlaß des Miniſterium ge "nern vom 16. März 1860, 3. 8736 (allgem. 
öfterr. Gerichtszeitung, S. 189). 
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fegen ſowohl in dem Falle des fürmlichen Concurſes als auch für bem 
Ball eines gerichtlichen Vergleiches zu verfügen, it daher nicht bie 
Folge des Eoncurfes, fondern ber erwiejenen Zahlung®& 
unfäbigfeit, und kein meneres Gefeg iſt anführbar, mit welchem 
hierin eine Aenderung vorgenommen worden wäre. Der Grund biejes 
Gelege dürfte wohl Fein amberer fein, ala die in dem älteren Concel- 


fionsſyſteme eigenthümlid‘ ge für bie Aufrechterhaltung 
des Credites. Der Credit iſt m An ſſche Ehre. Die Einbuße jenes 
bringt aud die Einbuße d und ift recht wohl neben per- 
ſonlicher Ehrenhaftigkeit do Creditsverluſt auf dem Man: 
gel nicht allein des Zah dern auch, und zwar in ben 
weit zahlreicheren Fällen ! tel, fomit auf einem Zuftande 
beruht, der ganz ohne p Gulden entftanden fein kann. 
Die Einbuße des Eredites in chen Falle für den Betreffen: 
den zwar ein Unglüd aber ' 

Das Gefer fieht m tem 12%, überfteigenden 


Verlufte der Gläubiger einen ſolchen wirthſchaftlichen 
Verfall des Handelsmannes, welcher dem VBerlufte des 
Eredites glei Fömmt, und daher auch das Aufhören des 
Hanbelsbefugniffes zur Folge haben muß. Gegen diefe An— 
nahme ift nur ein beftimmter Gegenbeweis möglich, nämlich die Befrie 
digung der Gläubiger mindeftens bis zu der angegebenen Gränze. 

Für die Richtigkeit diefer Anficht ift e8 daher auch nicht ohne Be 
deutung, daß bei Erwerbszweigen, deren Betrieb im Sinne ber älteren 
Gewerbögefege 25) ohne befonderen Nachweis der Ereditsfähigkeit ergrif- 
fen werden konnte — bei freien Handelszweigen —, ein größerer als 
12%, Verluft der Gläubiger an und für fi ein Unfähigfeitsgrund we— 
der des Fort: noch des Neubetriebes eines folden Gewerbes war. 

IV. 


Das Vergleihöverfahren hat in Anfehung des öffentlichen Rech: 
tes mit dem förmlichen Concursverfahren die Wirkungen gemein 2%), fo 
Tange gelegliche Anordnungen nicht das Gegentheil befagen 27). Hiernad 


#) Hoftammerbefret vom 17. März 1832, 3. 11782, Hofdektet vom 6. Juni 1815 
und $. 6 der Gewerböorbnungen für Ungarn, die Woiwodſchaft Serbien und 
das Temeſer Banat, vom 6. — und 12. März, für Croatien und Sla— 
vonien vom 20. April, für Siebenbürgen vom 25. November 1851 (2. R. 
ul, % 650, 45, 62 u. 303). 

») Das Vergleihöverfahren ift nicht eine Ab:, fondern eine Veiart des älteren 
Concuröverfahrens, von Dr. H. Blodig (Geritözeitung 1861, S.303 u. ff.) 

”) Bie ;. B. im $. 13 des neuen Entwurfes über das Yuögleihungöverfahren 
vorgeichlagen wurde. 
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unterliegen alfo alle Handelsbefugniffe Zahlungsun⸗— 
fähiger (oben!.) bei einem größeren als 12%, Berlufte der 
Bläubiger auh im Falle des Vergleihsverfahrens der 
Caſſirung, und zwar ohne Unterſchied, ob das Bergleichsverfahren 
zu Ende geführt oder in mas immer für einem Studium, auch obne 
förmliche Concursverhandlung, unterbrodden worden wäre. 

Es wurde zwar bemerkt 28), daß die dieſen Verluſt verfügenden 
Geſetze nur den Concurs, alſo ſolche Fälle zum Gegenſtande habe, bei 
welchen wegen Einberufung ſämmtlicher Gläubiger und wegen des Ver: 
mögensftandes alles dasjenige vorgelehrt werden muß, maß eben nad 
einem eröffneten Eoncurie zu geſchehen bat. Allein dagegen iR Mehre⸗ 
res zu bemerken. Zunächſt vermögen wir in Anfehung der Gläubiger: 
einberufung, in den Berlehrungen wegen des VBermögensftandes, welche 
nad einem eröffneten Concurſe und nah Einleitung des Vergleichsver⸗ 
fahrens zu treffen find, Leinen weſentlichen Unterfchieb zu bemerken, be: 
ſonders da ja die Wirkungen bes Concurſes, falls das Vergleichsver⸗ 
fahren in denfelben übergeben follte, auf den Beginn des letzteren zurück⸗ 
bezogen werden ?”). 

Allein bievon ganz abgeſehen, fprechen, mie oben (IL) gezeigt, 
ſchon die älteften, diefen Verluft des Handelsbefugniſſes verfügenden 
Gelete in gleiher Weife fürden Fall des Vergleiches, wie 
für den des förmliden Concurſes. Die allgemeine Gerichts— 
ordnung bat bierin nichts geändert, da noch dag Hofdelret vom 23. Yan: 
ner 1786 den Grundſatz ausfpricht, daß Leine Handlung aufrecht befte- 
ben foll, bei welcher fi ein Verluſt von mehr als 12%, ergibt. Nicht 
minder deutlich fpricht hierfür die oben (zu b) angeführte Beitimmung, 
wornad), wenn nad dem Tode des Handeldmannes die Crida ausbricht, 
bei einem größeren als 12%, Berlufte der Gläubiger die Witwe feine 
Handelsbefugniß überkömmt, da in einem ſolchen Falle die Handlung 
gelegmäßig gar nicht mehr befteht, und eine Sache, die nicht vorhanden 
ift, auf einen anderen nicht übertragen werden kann. Erſichtlich ift alſo 
die (don im Momente des Todes vorhanden geweiene) Zahlungs 
unfäbigteit, und nicht erft die (viel fpäter erfolgte) Concurs⸗ 
eröffnung der Grund der Caſſirung. Den lebten Zweifel end⸗ 
li dürfte wohl die weftgalizifche und die derfelben nachgebildeten Ge— 


”*) Erlaß ded Dlinifteriums des Innern vom 16. März 1860, 3. 8763 a.a.D. 
9) Bergleigsverfahren: Geſetz vom 17. Mai u. 15. uni 1850 (R. G. Bl., 9, 
Yu. 108), $. 28 bz, 7. 
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richtsordnungen 30) beſeitigen, welche nach dem Vorgange einer Erläus 
terung der allgemeinen Gerichtsorbnung 34) ſogar bei der gerichtlichen 
Behandlung der Gläubiger, alfo einer Yuftitution, welche zur Abwen⸗ 
dung de3 Concursverfahrens eingeführt wurde, die Gerichtsbehörben zur 
Anzeige des Falles an die Gewerbsbehörde verpflichtet, wenn ſich bei 
der Erhebung des Bermögengftanbes zeigen ſollte, daß die Gläubiger 
des Handelsmannes mehr als 12%, am ihren Forderungen verlieren 
mäffen, mögen was immer für Bed tiffe file bie Behandlung ‚der 
Gläubiger im Antrage ſtehen. 


Hiemit dürfte erwiefen nm-'b ' jEwomben mehreren oder we⸗ 
nigeren Förmlichleiten, we ausgebrohene Falliment bes 
Handelsmannes ergriffen w von der erforderlihen 
Vorlage eines Active Yitandes des zahlungs— 
unfäbhigen Handelsm veldem Dokumente ein 
größerer ala 12%, Be ubiger erhellt, die Caf: 
firung der Befugnik efege abhängig gemacht 
wurde. 


Findet man auf folde Weife in dem Wortlaute des Geſetzes die 
Anwendbarkeit der erwähnten Beſtimmungen aud im alle des Ber: 
gleichsverfahrens gegründet, fo entfällt die Berufung auf den Geift der 
Einführung des Iegteren 32), die allerdings de lege ferenda von nicht 
zu unterfchägenber, für die lex lata im gegenwärtigen falle aber 
ohne Bedeutung ift. 

Die neue Gewerbeordnung vom 20. Dezember 1859 geht 
bei Zulafjung der Gewerbaluftigen zum felbftftändigen Betriebe von an— 
deren Anfihten aus, als die frühere Gewerbögefeggebung. Selbft bei 
den wenigen conzeffionirten Gewerben wird die ſächliche Grundlage des 
Eredites der Bewerber nicht erforfcht, daher es an jedem Anhaltspunkte 
für eine Anordnung wie die des 8.4 des Crida-Interimales vom 27. No: 
vember 1758 fehlt. Sie hat aber au das Wort der Gewerbsordnung 
gegen fi. Der Verluſt der Handlungsbefugniß durch Caſſirung hatte 
die Unfähigteit des Betreffenden für eine neue Handlungsbefugniß zur 
Folge. Wäre nun der $. 4 des Crida-Interimales von der neuen Ge: 
werbeorbnung beibehalten worden, fo hätte diefer Unfähigkeitsgrund ne: 
ben dem ſchuldbaren Eoncurfe im $. 7 der ©. D. aufgenommen mwer- 


®°) 8. A76 der weitgalizifchen, $. 475 der tiroliſchen und 9. 465 der italienifchen 
Gerihtöorbnung. 

#) Hofdelret vom 8. Jänner 1788. 

®) Grlaß des Minifteriums des Inneren vom 16. März 1860, 3.8736, a.a.D. 
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den müflen, was jedoch nicht geihah. Die Zahlungsunfähigkeit 
bes Gemwerbömannes an und für fid, der Berluft der 
Gläubiger möhte nod fo groß fein, bat daher mit der 
neuen Gewerbeordnung aufgehört eine Erlöjhungdart 
ber Gewerbsbefugniſſe zu fein 3) und zwar ohne Unterfchied, 
ob über das Falliment des Handelsmannes der fürmliche Goncurs oder 
das Vergleichöverfahren abgeführt wird. 


V. 


In der, öſterreichiſchem Rechte nachgebildeten im XXI. ©. A. 
1840 enthaltenen, Concursordnung für die ungarifch: Öfterreidi- 
Shen Kronländer bat eine von den älteren öſterr. Gefeßen weſent⸗ 
lich verfhiedene Auffaffung Pla gegriffen. 

Der 8. 57 des XVI G. A. 1840 erflärt das Handlungsrecht un: 
bedingt für erlofchen, wenn der HSandelsmann in Concurs ver: 
fällt. Ob aber der Cridatar für die Zukunft unfähig iſt, die Hand- 
lung zu betreiben, macht der $. 2, e desfelben Geſetzes davon abhän⸗ 
gig, in welchen Urſachen das Concurfualgericht die Zahlungsunfähigkeit 
des Cridatars gegründet findet. Ueberzeugt ſich dasfelbe, daß die Crida 
betrügerifch oder durch fträflihe Sorglofigkeit veranlaßt wurde, fo ilt 
in demfelben Urtbeile, wodurd die Cridarepartition feitgeitellt und die 
Befriedigung der Forderungen dem Vermögensverwalter aufgetragen 
wird, zugleich zu erklären, daß der Cridatar in Zukunft rechtögiltige 
Wechſel auszuftellen, rechtskräftige Handlungsbücher zu führen nicht be: 
fäbigt fei, und auch nicht weiter als protofollirter Handelsmann be: 
trachtet werden könne 34). 

Hier liegt nun deutlih der Charakter einer Strafe vor, 
welche von der Höhe des Verluftes der Gläubiger ganz unabhängig, 
fomit bei einem auch geringeren ald 12%, Berlufte verhängt, und auch 
bei einem größeren als unftatthaft gefunden werden Tann. 

Dieſe Auffafjung findet fi wieder in der Concursordbnung 


) Giehe hierüber auch: Einfluß der Eröffnung des Vergleichsver— 
fahrens auf die Fortdauer eines Handlungsbefugniffes (Zeit: 
fhrift für innere Verwaltung, 1860, S. 39). Der Concurs ala Erlö: 

hungsart der Gewerböberehtigungen (ebenda, S. 105) und: 

eber das Berhältniß der Minifterialverordpnung vom 18. Mai 1859, 3. 90 

des R. ©. Bl. zum Hofdecret vom 27. April 1817 und einigen bamit ver: 

wandten politiihen Berorpnungen von Dr. A. M... (ebenda 1859. S. 251). 
2) XXIT. @. 9. 1840, 9. 128. 
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für die uugariid:öferreihiihen Kronländer und Sie 
benbfirgen =) vom 18. Juli 1853, und bleibt, als im öffentlichen 

Hiernach jikirt der ausgebrodene Eoncurs bie Bro 
tofollirung des Cribatars#). Die Eoncuröinftang bat, mit Rad: 
ſicht auf den Eriolg der firafgerichtlichen Unterfuchung und das Ergeb: 
niß der Bergleidhs: oder Eoneursverhandlung über den Fortbetand 
oder die Erlöihung der Brotofollirung zu erlennen. Im ber 
Regel ſoll anf die lestere erfanmt imerben. *9). 


Hiebei it es von p igleit, ob ber Gemeinſchulduer 
a eines Betrugs ode, aus Geminnfuht entipringen- 
den Verbrechens euns oder einer Webertre 
tu ug diefer Art ich tde, oder ihm bie, im $, 486, 
a biö d des Strafgei Vergehen zur Luft fallen; 
b. oder ob der Protofi rn Gründen Rraffällig befun: 


den wurde, oder eud 
e. feine Shuldlofigier:: datgethan if. 

Im Falle zu = iſt nicht nur die gegenwärtige Brotofollirung als 
erloſchen, fondern der Gemeinſchnldner auch für die Zukunft zur Er: 
langung der Protofolirung für unfähig zu erflären *). 

Im Falle zu b kann die Fortdauer ber gegenwärtigen Brotofol- 
lirung wur dann geftattet werden, wenn der Gemeinfhuldner ſich über 
die Befriedigung aller feiner Gläubiger mit dem ganzen Petrage ihrer 
liquidirten Forderungen auszuweiſen vermag. Iſt daher der Concurs 
durch einen Rachlaßvergleich beigelegt worden, fo muß jeder Gläubiger, 
fo weit es fib um den Fortbeftend der Brotolollirung handelt, auch 
mit dem nachgelafienen Betrage feiner Forderung befriediget, oder deſſen 
Grllärung beigebracht werben, daß er mit Berzichtleiftung auf diefen An: 
ſpruch in die Wiederbefähigung des Gemeiniduldners willige. Leßtere 
Erllärung ift alio auch dann nothivendig, wenn unter der Borausfe- 
dung dieſes Falles über das Bermögen des Gemeinſchuldners das Ber- 
aleichsverfahren abgeführt worden fein follte. 

Im Falle zu c endlich ift es für den Fortbeitand der Protokol. 


=) R.G.BL 3. 132. Es braucht bier wohl kaum erwähnt zu werben, ab dieie 
Conaursorbuung jeit der Geltung der befamnten Jubercurialbeihläge m 
8 at werlseen bat. 

BESTE —e— — 8. 201. 
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lirung genügend, wenn der Protokollirte feine Gläubiger mit dem durch 
bie Auögleichung feftgejebten Betrage ihrer Forderungen zu befriedigen ver: 
mag. Dieß gilt daher auch im Falle des abgeführten Vergleichsverfahrens 4). 

Diefe Beftimmungen find durch die neue Gewerbeordnung, welche 
grundfäglich jede Beltimmung über die Firmenprotofollirung meidet 4), 
nicht aufgehoben werden. Sie beiteben aljo neben ihr und es ınöge noch 
in Kürze hervorgehoben werden, wie fie beide aufeinander wirken. 

Zunaͤchſt ift feitzubalten, daß der Ausspruch des Concursgerichtes 
nur dahin gebt, zu erflären, daß die Protofollirung erlofchen fei, 
und zwar für immer oder bis zu dem gelungenen Nachweile der Wie: 
derbefähigung des Brotolollirten. Wer aljo ein Gewerbe betreiben will, 
das zur Protofollirung nicht verpflichtet, oder au nicht ein 
mal bere&tiget, der it durch den Ausipruch des Concursgerichtes 
vorläufig nicht berührt. Selbit für den Fall, als er wegen ſchuldbaren 
Concurſes verurtbeilt worden fein follte, ift er von dem Antritte eines 
folden Gewerbes nicht ausgeſchloſſen, falls er nur im Stande ift, Die Gewerbs⸗ 
bebörde zu überzeugen, daß nach feiner Perfönlichkeit und der Eigenthümlich⸗ 
teit des angeftrebten Gewerbes ein Mißbrauch nicht zu beforgen ift 42). 

Der Ausipruch des Concursgerichtes erlangt jedoch zunächſt praf: 
tiihe Wichtigkeit, wenn ein Gewerbe angetreten wurde, welches mit 
dem PBrotoftollirungsrehte verbunden ift, und von diefem 
Gebrauch gemacht werden will. In diefen Falle führt der Ausſpruch 
des Concursgerichtes die Abweijung des fpäteren Protofollirungsgeiu: 
ches mit fih. Noch eingreifender iſt die Entſcheidung des Concuräge: 
richtes in dem Falle, als ein Gewerbe angeftrebt wird, deſſen 
Betrieb die PBrotofollirung zur Pfliht macht. In einem 
ſolchen Falle hat die Entſcheidung die Bedeutung eines Unfähigkeits⸗ 
grundes für den Gewerbswerber. Mit Recht wird den legteren die Ge: 
werböbehörde zurückweiſen, da er nah dem Erfenntniffe einer Gerichts: 
behörde erwieſen unfähig ift, einer Pflicht nachzukommen, deren Erfül: 
lung das Geſetz durch angedrohte Disziplinarftrafen zu fihern für nö: 
tbig erachtete #3). 


2) Ebenda $. 204. 

") g. 54 der Gewerbeordnung. Siehe dagegen: Der Eoncur3 als Erlds 
ſchungsart der Bewerbäberehtigungen, a. a. O. 

42) 6. 7 der Gewerbeordnung. 

13) Vog. des Minift. ded Inneren, der Yuftiz und der Finanzen vom 13. Mai 
1860, 85. 3 u. 6. R. ©. BL, 3. 122. 


Einige Worte über larbefig und die Stel- 


lung des S. 3 G. £. im Sifteme. 
Vom Herrn Heinrich Bar Ibitftändigen Bezirksadjuntten und 
Gericht in Galizien. 


In der Abhandlung ı) des Herm Dr. Anton Randa über dem 
Beſitz wird jedes Streben der Theorie, dem Tabularbefiger den Rang 
eines wirklichen Befiges zu vindiziren, als eine falſche Richtung dar- 
geftellt, und mit ſcheinbarer Beieitigung der Annahme eines Fiktions- 
Prinzipes ) die Behauptung fcharffinnig verfochten: „daß nur der 
phyſiſche Befig der wahre, der Tabularbefig gar fein Befig fei. Weit 
entfernt mir im diefer, den Zmed de3 Tabularinftitutes berührenden 
Materie, bei dem wiſſenſchaftlichen Abſchluſſe, eine zählende Stimme 
anzumaffen, erlaube ih mir bloß an jene Abhandlung anfnüpfend, in 
nachſtehenden Zeilen für die Gegenanfiht Gründe vorzutragen, die 
eben vor dem Abfchluffe noch zu erwägen wären. 


I 

Nach dem in $. 309 d. a. b. G.-B. aufgeftellten Begriffe des 
Befiges in feiner formellen Allgemeinheit befteht derjelbe aus der Inne: 
babung mit dem Willen der Alsfeinbehaltung, — Die Innehabung 
als Bildungsmoment des Befiges ift eine im Raume und Zeit erichei- 
nende willensmäßige Verbindung der Perfon und Sade, denn eine 
willenlofe Verbindung wäre offenbar keine Innehabung, und anderfeits 
kann man Inhaber von Sachen fein, die wegen ihrer räumlichen Aus: 
ErrT Zierteljbresfhrif, VIL Yanbe, 2, Seite, Seite 200 m Bf 


itiſche Beiträge zur Theorie des Privatrehtes, vom Herm Dr. IR. 
Berger, Hof: und Gerihtäabvolaten, Wien 1856, Seite 85. 
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dehnung oder Entfernung einer ununterbrochenen und gänzlichen Sn: 
machthabung nicht geeignet find. Ein durd adäquate That geäußertes 
Habenwollen und das Behaltenwollen find alfo eigentlich die Faktoren 
des Befiges. Der konkrete Inhalt des Inhabungsbegriffes erhält aber 
feine volle Ausfülung und eigentbümliche Bedeutung ($. 6.0. G. B) in 
dem Gefammtinhalte, das ift in dem Gefammtausdrude der gejeglichen 
Lehre vom Belik. 

Das allgemeine bürgerliche Gejetbuch 3) behandelt in einer logiſch 
zweigliederigen Entwidlung die verjchiedenen Arten des Beſitzes, deren 
Begriffe dent Inhalte nah um ein Merkmal (des Unterichiedes) voll:r, 
der äußeren Sphäre nach befchränkter find, woraus ſich glei von 
jelbft ergibt, daß der Eintheilungsmaßftab des Hauptbegriffes in feiner 
Konjequenz bei Beurtbeilung der Artenbegriffe nicht angelegt werden 
fann. Bom ftrengredtlihen Standpunkte gliedert fi nun der Beſitz 
(88. 316—322) in dem rechtmäßigen und unrecdhtmäßigen und der 
Erftere zerfällt weiter bezüglich der dinglichen Rechte auf unbewegliche 
Sachen, in den verbuchten und nicht verbuchten, d. i. den Tabular⸗ 
befiß und den Nichttabularbefig oder den unverbuchten einfachen Na- 
turalbefig. Der Tabularbefig ift demnah eine Art des rechtmäßigen 
Befiges, fomit eine Unterart des Beligbegriffes überhaupt. 


I. 


In der Regel umfaßt der Tabularbefig den Raturalbefit , d. i. 
er entipricht objektiv der Wahrheit. Dieß liegt ſchon im Wefen einer 
öffentlichen Verbuchung; darauf deuten au verwandte Geſetznormen 
(88. 433 und 434) bin, welde in ihrem Zuſammenhange die Gemwöhn- 
lichkeit vorausfegen, daß nemlich der Uebergeber in der Wahrheit der 
Naturalbefiger if. Ausnabmsweife können aber immerhin auch bei 
ber beften Einrichtung des Tabularinftitutes Fälle des Konfliktes vor- 
fommen, in denen der buchmäßige Stand ein anderer ift, als jener in 
der Natur. Die Möglichkeit einer derartigen Nichtübereinftiimmung und 
Gegenfätlichkeit läßt fidh objektiv ſchon aus einer Mangelbaftigkeit der 
Verbuchung in ihrer Spezialität gleichwie aus einer Inſuffizienz in der 
Bezeihnung (Markenſetzung 88. 312 und 315) eines aus vielen und 
verſchiedenen Theilen beftehenden Ganzen in der Natur außer der Ver: 
buchung erflären. Deshalb enticheidet das Geſetz, zur Fernbaltung jedes 
Mißverftändnifies über die Realität des Tabularbefiges, eine Konflikt. 


3) Diefed wird hier weiter in allen Bitaten verſtanden. 
Haimerl’s Bierteljahrefiprift [. Rehtsw. IX. 2. MA 


”s Pamlomicz: üb. Tabularbefik. 


art ausbrüdlic in dem $. 322, wo normirt wird: „daß das Beſitz ⸗ 
recht auf eine an mehreren Perfonen: übergebene*) bewegliche oder un⸗ 
bewegliche Sache, die im Tabularbuche nicht einverleibt ift, demjenigen, 
der fie in feiner Macht hat, fonft aber ausſchließlich dem Tabularbefiger 
äuftehe. Darf man bei dent Wortlaute dieſer Geſetznorm, in welcher 
der Nachſatz durch feine beiden Anfangsworte den Vorderſatz fortjegt, 
daran zweifeln, daß bier das Faktifche der Machthabung in der Natur 
und das Thatfächliche des Verbuchtfeins vollkommen iventifizirt find? 
jeder noch mögliche Zweifel ſo indet aber vollends, wenn man den 
Befig auf feinem Höhenpu wein t, mo er am Eräftigitem ſich 


äußert, wo die That zum a ». 18 ift in der Erfigung. Das 
exfte Erforderniß befteht när ‚1460 darin, daß Jemand 
die Sache oder das Recht „wi e. Da nun weiter im ber 
Dauer der Tabularbefiger i | u g ($$. 1467—1470) bevor: 
zugt wird, fo folgt daraus, ularbeſitz im der Wirklichkeit 
nicht weniger wirkjam fei, aim Ibefig. Nach dieſer Voraus 


lafjung läßt fi) aljo mit voller wonyequenz der Schluß dahin formus 
liren, daß der phyſiſche, d. i. einſache Naturalbefig in der Regel, der 
Tabularbefig aber ausnahmsweiſe in Fällen, 5) proviforialfähig ift. 
Ebenfo konſequent ift die weitere Berechtigung des Tabularbefigers zur 
ordentlichen poffeforifchen Einklage (aus dem vermutheten Eigenthum 
nad $. 372); ja gerade diefe und feine andere Klage ift ed, mittelft 
welcher in der Regel der Tabularbefiger vor Ablauf der Widerfpruchs: 
zeit ($. 1467) gegen den phyſiſchen Befiger derfelben Sache oder des- 
felben Rechtes aufzutreten hat. 


*) Eine weitere Ausführung diefer Norm fit außer dem sorasfeäten Ziele. 
) Mein Aufjas in Haimer!’3 Magazin, 8. Band. 3. Heft, ©. 








IX. 


Beiträge zur Serücfichtigung bei einer künftigen 
Reorganifirung der k.k. Sindelanflalt in Wien. 


Bon Herm Dr. Franz Prinz, Mebiginalratbe u. Director der k. 8. Findelanſtalt 
in Wien. 


In der neueſten Zeit iſt von mehreren Seiten die Findelanſtalt Ge⸗ 
genſtand öffentlicher Beſprechung geworden und zwar auf eine Weiſe, 
welche verräth, daß diejenigen, welche mit ihren Anſichten vor das 
Publikum traten, einerſeits mit den ſtatutariſchen Einrichtungen der 
Findelanſtalt nicht genau bekannt waren und anderſeits mit ſich ſelbſt 
nicht ind Reine gekommen ſeien, was für einen Zweck die Findelan⸗ 
ftalt zu erfüllen babe. Wenn aber auch den meilten bisher befannt ge: 
mwordenen Yeußerungen über die Findelanftalt eine genaue. Kenntniß 
ihrer gegenwärtigen Verhältniffe mangelt und felbe auf feiner beſtimm⸗ 
ten Auffaffung ihrer Aufgabe beruhen, fo läßt fih doch nicht in Ab» 
rede ftellen, daß die wiederholten Beſprechungen vereinzelnter Einrich: 
tungen der Findelanftalt das öffentliche Sintereffe bedeutend in Anſpruch 
genommen haben, und daß fi die Ahnung des Bedürfniſſes einer Res 
organifirung derfelben allgemeiner zu verbreiten begonnen babe, 
eines Bedürfnifjes, welches die Staatsverwaltung fchon feit einer Reibe 
von Jahren anerkannt und ausgeſprochen bat, welchem aber bisher in 
feinem ganzen Umfange noch nicht entfprochen werden konnte, obglei 
im Einzelnen den auffallendften Unzuföümmlichleiten nah Möglichkeit 
abgebolfen worden if. Da aber nun einmal bie Findelanftalt von 
vielen und dazu nicht immer berufenen Federn in Tagesblättern dem 
großen Publitum gegenüber in mehreren Einzelnheiten ihrer Einrich⸗ 
tung zur Sprade gekommen iſt, und zwar in einer Richtung, melde 
As 
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ht Wunſch nad Verbefjerung jener Anftalt vorge 
3 aber hierbei auch nicht fehlte, daß irrige Anfichten 
in Anregung gebracht wurden, welche dem 
Findelanftalt widerfpraden , fo glaubte der 
tellung nach berufen ift die Findelhausfrage 

enftand feines Nachdenkens zu machen, es bürfte 
fein auch feinerfeits einige Anfichten über das Fin 
fentlichkeit zu übergeben. Die Urſache, aus welcher zur 
br Reſultate feines Nachdenkens dieſe Blätter gewählt 
eiler, dem eine vernünftige und ausführbare Neorganifi- 
am Herzen liegt, ala er von den Schwierigkeiten 
zeugt ift, nicht beabfichtigte, feine Anfichten einfach 
ſtum der Tagesprefje mitzutbeilen, ſondern weil es 
m tar, daß feine Gedanken über die Neorganifirung 
welche von der Meinung nicht weniger abweichen, 
n Männern Eingang finden, welche durch Studien 
dem politifch-adminiftrativen fowie auf dem Nechtö- 


b in einer fo michtigen Sache wie die Findelhau 

theile auszusprechen. Der Verfaſſer ift auch weit en 

‚ welche er feinen Anträgen zur Neformirung der 
zu geben glaubte, für die abfoiut richtigen zu 
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Sind dieſe Hauptpunfte feſtgeſetzt, jo dürfte es für den Berlauf 
der Reformbetrachtungen am Förderlichiten fein, die gegenwärtige Ver: 
faffung der Findelanftalt nach ihren einzelnen Elementen: als der Auf: 
nahme, Berpflegung und Entlafjung der Kinder durchzugeben und Die: 
felbe einer Eritiichen Unterfuchung zu unterziehen um zu einem Urtbeile 
zu gelangen, ob die beftehenden Einrichtungen der Findelanitalt mit dem 
aufgeftellten Zwecke undden angenommenen Prinzipien zu deren Reali⸗ 
firung übereinflimmen oder von denfelben abweichen. Als Reſultat die: 
fer Unterfudung wird fich fodann ergeben, welche von den beitehenden 
Einrichtungen ald gut und haltbar belafien, welche hingegen als zmed: 
widrig ganz aufgehoben oder entſprechend abgeändert werden follen. 

Bor der Hand fol hier nur die Anficht über den Zweck der Fin: 
delanftalt entwidelt werden. Da aber diefe Unterfuhung nur zum Be: 
bufe der Aufitellung zweckmäßiger Reformirungsanträge einer beitimmten 
und zivar der Wiener-Findelanftalt angeftellt werden fol; fo wird fi 
bier nicht über die Zmedmäßigleit der Findelanftalten überhaupt oder 
über die Frage auszufprechen fein, ob es zweckmäßig jei, ein Findel: 
baus zu errichten oder nicht, wenn ein foldhes in einem Staate noch 
nicht bejtünde, oder ob ein beftehendes aufgehoben werden ſoll. Da es 
fih ferner eben nur um die Reformirung einer concreten Anjtalt han⸗ 
delt; jo fol auch im vorliegenden Auffage nicht die Beltimmung eines 
Findelhaufes im Allgemeinen erörtert werden ohne Rückſicht auf gege- 
bene Verhältniße, fondern es wird geratbener fein an das Gefchichtliche 
einer vor 77 Jahren gegründeten Anflalt anknüpfend zu fragen: welche 
Aufgabe derfelben bei ihrem Entfteben geftellt worden ſei um durch Un- 
terfuchung derfelben zu einer beftimmten Anficht zu gelangen wie jene 
den gegenwärtigen Berhältnißen entiprechend geftellt werden fol. 


J. 
Zweck der Findelanſtalt. 

Der erhabene Gründer der k. k. Findelanſtalt in Wien, Weiland 
Sr. Majeſtät Kaiſer Joſeph U. hat ſich über den Zweck derſelben 
folgender Weiſe ausgeſprochen: 

„In dieſem Findelhaus werden Kinder armer Aeltern unent: 
geltlich, diejenigen deren Aeltern einiges Vermögen haben gegen 
eine mäßige Bezahlung eingenommen; denn da die Fonds des 
vereinigten Waiſen- und Findelhauſes der Stadt Wien alle Findlinge 
unentgeltlich aufzunehmen nicht hinreichend ſind, ſo vereiniget ſich hier 
die nothwendige Unterſtützung einer der unentbehrlichſten Anſtalten mit⸗ 
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ten mit der Gewiſſenspflicht der Väter und Mütter fir ihre Kinder, 
wenn nicht öffentlich, wenigſtens im Geheim zu forgen“ 2). 

Durch fpätere Verordnungen wurde der Zweck der Finbelanftalt 
noch deutlicher badurch bezeichnet, daß beftimmt ausgeſprochen wurde 
daß zur bleibenden Aufnahme in biefelbe nur uneheliche Kinder geeig- 
net feien 2). 

Des Gründers Wille war alfo, daß die Findelanftalt unehe 
liche Kinder armer Aeltern unentgeltlich aufnehmen foll; er wollte 
mithin keine unbedingte Aufnahme von Kindern ohne alle Nachfrage, 
denn e8 mußte die uneheliche Geburt und dieArmuth ber Aeltern nach⸗ 
gewieſen fein; es ift auch wohl zu bemerken, daß der Kaifer jagte ar- 
mer Aeltern und nicht bloß armer Mütter). DerKaifer Jofef 


+) Radriht an das Publitum A 


1784, 
3) Regierungsdecret an die S tion ddo. 4. Mai 1786. 
5 Daß im Wiener Findelhau) Gründungsperiode nicht eine ab- 


ſolut unbebingte Aufnahme une». seven „egebrachten Kindes pepatiet mwurbe 
geht deutlih hervor aus der Hofentſchließung ddo, 26, April 1786, melde 
mit Regierun, ddo 4. Mai 1786 ver iftungsoberdirection mitge⸗ 
theilt wurde. Diefer intereflante Erlaß lautet: 

„Weber die von Ihr Stiftungedirection mit Bericht von 16. März legt: 
hin angezeigte unentgeltlihe Aufnahme zweyer (ebelicher) Kinder in das Finz 
velhaus allhier und die fi in künftigen derlei Fällen erbethene Belehrum; 
ift auf den nach Hof erftatteten Bericht die Hofenticließung unter den 26. 
vorig. und präs. 2. dieß herabgelangt: es fei an der ſogleich veranftalteten 
Aufnahme der zwey Kinter in den angezeigten (bögftbringlichen) Fällen ganz 
gut geſchehen. Um aber igt wo bie Gefahr deö Verderbens der Kinder befeis 
tiget ift, die Sache wieder in den ordentlihen Weg zurüdzuführen, fo fei 
zu Folge böchften Befeble8 das Kind des Tagtwerlers von Martinsborf der 
dortigen Obrigfeit zu dem Ende zurüdzuftellen, damit fie für deſſen Erhal- 
tung nach den bereits beftimmten Grundfägen forge, 

In Rüdfiht des von einer ledigen Weibsperſon in das Findelhaus 
gebraten Kindes aber fei die Mutter ausfindig zu machen und zur Beibrin- 
gung des Atteftates des Pfarrerd zu verhalten. 

Für die Zufunft aber ſei die Stiftung3:Oberbirection zu belehren, daß 
fo oft in das Findelhaus ein Kind, welhes wegen der Lebensgefahr 
oder anderer dringender Umftände nit zurüdgemwieien wer: 
den kann, gebracht wird, dasſelbe zwar angenommen, aber auch zugleich 
der Ueberbringer angehalten werben foll, um die eigentlihen Umftände genau 
u unterfuden, und jodann das orbnungsmäßige veranlafjen oder bei etwa 
alſchlicher Angabe den Ueberbrin; ehörig beftrafen zu können; in melden 
Gelegenheiten man aber, um unglüdlihen Müttern ihre Lage nicht noch mehr 
zu verbittern oder diefelben zu größern Verbrechen zu verleiten, die betreffen- 
den Perionen von der Verfhwiegenheit und Mefcheidenheit der Beamten, und 
jener welche mit dem Geſchäfte zu thun haben, zu überzeugen trachten müffe. 

Welches Ihre Stiftungsdirection zu ihrer künftigen Belehrung mit dem 
Beifage erinnert wird, daß in Betreff ber oberwähnten zweien Kinder von 
Martinsdorf und ale Das mötbige an das Kreisamt U. M. B. ergebe.“ 

icz . 














Bien, den 4, 
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wollte aber nicht bloß für die Erhaltung unebelicher Kinder armer Ael⸗ 
tern durch die Aufnahme jener in die Findelanftalt forgen, fondern er 
wollte auch Aeltern unebelicher Kinder, welche einiges Vermögen haben, 
die Gelegenheit bietben gegen eine mäßige Bezahlung auf eine leichte 
Weile und geheim forgen zu können, er wollte mithin den Berlegenbei: 
ten, in welche ein Kind feine unehelichen eltern verfegt, derart entgegen 
kommen daß dieſe einerfeits ihre Pflichten gegen das Kind erfüllen Fön: 
nen, obne anderſeits dabei von der Gewinnſucht ausgebeutet zu werden. 

Der Kaifer Joſeph hat mithin in feinen Grundfägen über bie 
Findelanftalt implicite fih auch dahin ausgeiproden, daß der Staat 
auf feine Koften nur dann durch das Deffnen feiner Findelanftalt für 
das Schickſal der unebelihen Kinder belfend einfchreiten fol, wenn die 
zur Erhaltung derjelben verpflichteten Aeltern arm, mithin nicht im 
Stande find, jene zu erhalten; er bat aber auch zugeitanden, daß ver: 
möglichere eltern in ihren Verlegenheiten die Findelanftalt zur Unter: 
bringung ihrer ımehelichen Kinder gegen mäßige Bezahlung benügen 
fönnen und motivirt dieſes Zugeſtändniß dadurch, daß die für die Ar: 
men unentbehrliche Anftalt, da ihre Fonde nicht ausreichend feien, auf 
diefe Weife eine nothwendige Unterftügung befommen. — Aus diefer 
von dem Gründer des Findelhaufes demjelben gegebenen Beitimmung, 
welche noch beute volle Geltung bat, folgt, daß die Wiener Findelan- 
ftalt nit in die Elaffe jener Findelhäufer gehöre, welche neugeborene 
Kinder ohne alle Nachfrage über ihre Herkunft und ohne alle Unter: 
fuchung über die Nothwendigkeit einer öffentlichen Unterftägung auf: 
nehmen und erziehen, wie dieß in jenen der Fall ift, mo die Aufnahme 
der Kinder dur die „Winde“ (Drebicheibe, ruota, tour ?), ftattfindet, 
und welden Anftalten der Vorwurf gemacht wird, daß felbe Einrich⸗ 
tungen feien, welche in Verfolgung eines an fich lobenswerthen Zwe⸗ 
ckes bei weiten größere Nachtbeile als Vortheile erzeugen. 

Die Schhriftfteller, welche gegen diefe Gattung Findelhäufer eifern, 
führen im Allgemeinen folgende Argumentation: Wenn gleich gegen 
die unbedingte Nothwendigkeit der Rettung und Verſorgung folder Kin- 
der deren unehelichen Mütter aus Armuth oder Furt vor Schande 
nicht in der Lage find ihre Neugeborenen felbit zu verforgen fein Zwei⸗ 


9 Gerando gibt folgende Definition einer Winde: Qu’ est-ce qu’un tour ? 
c’est un avis donne au public, une affiche apposee dans la rue et portant: 
„Quiconque veut se debarrasser du soin d’elever son enfant pour en 
doner la charge & la societe, est invit& & le deposer ici, et sera dispense 
de toute justification. Sur la bienfaisanse publique par M. le Baron 
Gerando. Paris 1839, II. tom. pag. 301. 


314 Prinz: über Findelanftalt. 


fel obwaltet und daher die Nothwendigkeit zugegeben werben muß baf 
in fo ferne nicht durch Privatwohlthätigfeit das Erforberlihe gefchieht, 
das Elend jener Kinder auf Koften der Gefellichaft abgewenbet und de 
ven Bildung zu nüglichen Gliedern des Staates vermittelt werben müſſe 
fo ift dagegen aber auch Mar, daß zu einer Erziehung. auf öffentliche 
Koften nur unter der Vorausſezung des Mangels an eigenem Ber: 
mögen und das Nichtvorkanhonisie yon aufnahmapflichtigen und auf- 
nahmsfähigen Verwandten oie fein Kann; denn der Steuerpflich- 
tige ift nicht verbunden bie) der oritter, welche jelbjt dazu im Stande 
wären, zu erziehen und ihnen einen Lebensweg zu eröffnen, 

Aus demjelben Grunde ſprechen ch auch die neueren deutſchen 
und franzoſiſchen Schriftſteller velanftalten ſich entſchieden ge—⸗ 
gen die unbedingte und ununtermmwreufnahme Jedes dargebothenen 
Kindes aus und erflären einen | mXorgang für unrechtlich, unfitt- 
lich und tirtbichaftsverberblich 

Bon denjelben Anſichten t ſich auch die im Jahre 1849 
in Paris zur Neorganifirung ves Findelweſens auf Anordnung des 
Minifteriums de3 Innern zufammengefegte Commifjion in ihrem Ge— 
ſetzentwurſe Artikel 28 und 29 wie folgt ausgeſprochen: „bie beftehen- 
den Winden zur Aufnahme von Findlingen in den Findelhäufern find 
aufgehoben und der Gebrauch der Winde und jedes anderen ähnlihen 
Mittels, welches wie die Winde zur geheimen Aufnahme der Kinder 
dient, ift ausdrücklich verbothen; ja felbft in jenen Findelhäufern welche 
Privatwohlthätigkeitsanſtalten find °). 

Ebenſo hat eine königlich belgiſche Commiflion im Jahre 1847 
fich für die Aufhebung der Winde ausgeſprochen 7). Um die Aufhebung 
der Winde (Torno oder Ruota zu erwirken, hat das Collegio dei con- 
servatori del ospitale maggiore e dei Juoghipii in Mailand von 1852 
bis 1859 bedeutende Anftrengungen gemadt und wurde darin von den 
Behörden dur alle Inſtanzen und auch von gelehrten Gefellihaften 

») Robert von Mobhl. Die Polizeiwiſſenſchaft nad den Örundfähen des Rechts: 
ftaates. 2. Aufl. I. Band p. 391; und die von Demfelben verfaßten Artikel: 
Findelhäufer und Woblthätigfeitsanftalten im 5. und 9. Bande vonRoted’s 
und Welter’s3 Staatslericon. 

) Travaux de laCommission des enfants trouv6s institu6e le 22 Aout 1849. 
par arret& du Ministre de l'interieur. Paris 1850. Tome I. p. 530. Art. 
28. „Les tours tablis dans les hospices pour le depot des enfants trouves 
sont supprim&s.“ 1 

Art, 29. L’usage du Tour ou de tout autre moyen analogue destins 
come le Tour & la clandestine reception des enfants est expressivement 


interdit, meme aux hospices libres on maisons charitables & titre prive. 
?) Travaux de la Comiss. des enf, trouves. Paris 1850. Tom. II, pag. 788. 
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in feltener Webereinftiimmung nachdrücklichſt unterftügt 9). Die Ereig- 
niße des Jahres 1859 haben die endgültige Enticheidung verhindert. 
Der Grundſatz daß der Staat nicht verpflichtet fei uneheliche Kinder 
ohne allen Unterſchied auf öffentliche Koften zu verpflegen ſtimmt auch 
mit der öfterreichifchen Geſetzgebung volllommen überein, indem das all: 
gemeine bürgerliche Geſetzbuch deutlich ausſpricht wem es zulomme für 
ein unebeliches Kind zu forgen und die Rechte verfelben hinreichend 
bezeichnet. 

Die hierauf Bezug habenden Paragraphe des bürgerlichen Geſet⸗ 
buches lauten: 

8. 1328. Mer eine Weibsperfon verführt und mit ihr ein Kind 
erzeugt, bezahlt die Koften des Wochenbettes und erfüllt die übrigen 
im dritten Hauptſtücke des erften Theiles feſtgeſetzten Vaterpflichten. 

Dafelbft beißt es: 

8. 166. Ein unehelihes Kind bat das Recht von feinen Aeltern 
eine ihrem Vermögen angemeſſene Verpflegung, Erziehung und Verſor⸗ 
gung zu fordern und die Rechte der Aeltern, über dasfelbe erftreden fich 
fo weit ala e8 der Zweck der Erziehung erfordert. 

Vebrigens ftebt das uneheliche Kind nicht unter der eigentlichen 


©) Das Collegio dei conservatori überreidte Se. Majeftät gelegentlich deren 
Anmwefenheit in Mailand ein Bromemoria in welchem es fagte: nach reiflicher 
das Conservatoren-Collegium als Borftand des Kranken: 
Zindel un a den Beihluß gefaßt, die Unterprüdung der Winde 
zu beantragen, in Folge deren Beftehend Taufende von ebelihen Kindern von 
ihren Aeltern alljährlich zum Berlufte ihrer bürgerlihen Gerechtſame (stato 
civile) verdammt werden, mit einem ſchweren Koſtenaufwande, welcher bis 
Ende 1851 fait gänzlid aus dem Inſiitutsfonde beftritten wurde, jeit dem 
Jahre 1852 aber dem Dominio zur Laſt falle. un 
Das Collegium habe an die Stelle der Winde eine geregelte ämtliche 
Aufnahme vorgefhlagen mit derfelben Geheimhaltung, deren guter Erfolg für 
die Aufnahme der ledigen Schwangeren beobadıtet wurde. _ 
Der Mißbrauch ver Ausfegungen der ehelihen Kinder mittelft der Winde 
jei fo arg geworden, daß er im Intereſſe der focialen Orbnung und der 
öffentlihen Sittlichleit eindringliche Abhilfe erforbert. 
Aus dem Rechnungsberichie der St. Katharinenftiftung gehen folgende 
hochwichtige Thatſachen hervor: I 
a. Tom Jahre 1845 bis 1854 bat fi die Zahl der durch die Winde 
auögefehten Kinder von 1717 auf 2265 folglih um 548 vermehrt. (Rendi- 
conto pag. 23). 
b. Bon 13.881 Anerlennungen ausgeſetzter Kinder feitend ihrer eltern 
in dem Zeitraume von 1840 bis 1851 wurden 13.063 eheliche und nur 818 
unebelihe gezählt (Rendiconte pag. 36). 
Dageoen wurde vor Kurzen in einer Gingabe an den Gemeinderath der 
Stadt Wien das Anſuchen geftellt, er möge fi für vie Einführung ver Winde 
verwenden, worauf jedoch derſelbe nicht einging. 
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vaterlichen Gewalt feines Erzeugers, fonbern wird bon einem Vormunde 
vertreten. 

$. 167. Zur Verpflegunng ift vorzüglich der Vater verbumben; 
wenn aber diefer nicht im Stande iſt das Kind. zu verpflegen, fo Fällt 
diefe Verbindlichkeit auf die Mutter, 

$. 168. So lange die Mutter ihr uneheliches Kind der künftigen 
Erziehung gemäß felbft erziehen will: und fan, darf ihr dasſelbe vom 
Vater nicht entzogen werben, deffenungeachtet muß ex bie Verpflegafos 
ften beftreiten. 

$. 169. Läuft aber das Wohl des Kindes durch bie mütterliche 
Erziehung Gefahr, jo ift der Vater verbunden das Kind von ber Dutz 
ter zu trennen und ſolches zu fich zu nehmen oder anderswo ſicher und 
anftändig unterzubringen. 

$. 170. Es fteht den eltern frei, ſich über den Unterhalt, bie 
Erziehung und Verforgung des umehelichen Kindes mit einander zu ver⸗ 
gleigen, ein folder Vergleich Tann aber dem Nechte des Kindes keinen 
Abbruch thun. 

8.171. Die Verbindlichkeit, unehelihe Kinder zu verpflegen, und 
zu verforgen geht glei einer Schuld auf die Erben der Eltern über). 

Aus dem, was bisher über die von dem Gründer der Wiener 
Findelanftalt ausgeſprochenen Abſicht gefagt wurde, aus den angeführ- 
ten Anfichten, welche fi in der neueren Zeit über die öffentliche Wohl: 
thätigfeit geltend gemadt haben, fo wie aus dem Geifte des öfterrei- 
chiſchen bürgerlichen Gefegbuches, geht nun hervor, daß der Staat und 
mithin infoweit die Findelhausfonde nicht hinreichen, die Steuerpflich« 
tigen, zur gänzlichen Verpflegung und Erziehung nur von ſolchen un- 
ehelichen Kindern verpflichtet erjcheint, welche wegen ertviefener Armuth 
ihrer eltern gänzlich hilflos und in der Friftung ihres Lebens gefähr: 
det find, und welche, felbft wenn fie nicht in den erſten Lebensjahren 
ala Opfer von Elend und Krankheit zu Grunde gehen würden, bei den 
Mangel an Erziehung und Unterricht ein Fünftiges Schidjal voll Jam- 
mer und Noth zu erwarten hätten. Es folgt aber aud; hieraus, daß 
die Aeltern welche den Nachweis der Armuth nicht liefern können, fich 
aber doc aus irgend einem Grunde der unmittelbaren Sorge für ihre 
unehelichen Kinder durch die Webergabe derſelben in die Findelanftalt 
entſchlagen wollen, dem Staate die für die Verpflegung ihrer Kinder 


9) Ueber vie Rechte umebelicher Kinder fiehe: Die Rechtsverhältniſſe aus der 
außerehelihen Geſchlechtsgemeinſchaft, ſowie der unehelichen Kinder; von Adam 
Friedrih Gett. Münden 1836, 
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erwachienden Unkoſten je nah ihren Vermögensumftänden ganz oder 
wenigſtens zum Theile zu erjegen verbunden feiern. Kann num gleich 
gegen dieſe Verpflichtung vermöglicher Aeltern zur Koftentragung für 
die Verpflegung ihrer unehelihen Kinder in einer Findelanftalt kein 
Zweifel obmwalten, jo erhebt ſich doch, ſelbſt beim Erſatze der Untoften 
durch die Entrichtung biefür beftimmter Taren, gegen die unbedingte 
Aufnahme unehelicher Kinder wohlhabender Aeltern in die Findelanftalt 
von einem andern Geſichtspunkte aus ein fehr gewichtiges Bedenken. 
Denn ilt auch der Staat durch die Entrichtung einer beftimmten Tare 
bei der Aufnahme eines unebelichen Kindes vermöglicher Xeltern in 
eine Findelanftalt für die auf jenes zu verwendenden Unkoſten zum 
Theile oder ganz gedeckt und entfällt dadurd auf die Steuerpflichtigen 
feine Laft und wird denſelben alfo fein Unrecht zugefügt, fo drängt 
fi doch die Frage auf: ob durch dieje Uebergabe unehelicker Kinder 
vermöglicher Aeltern an eine Findelanftalt an jenen felbft nicht eine 
große Nechtsverlegung begangen werde? Denn da die eltern ſowohl 
nad den Gebotben der Religion als auch nad dem natürlichem und 
pofitivem Rechte durch die oben angeführten Paragraphe des bürgerli: 
chen Gejegbuches verpflichtet find ihren unehelihen Kindern eine ihrem 
Bermögen angemeffene Verpflegung, Erziehung und Verforgung 
zu geben, und die unehelichen Kinder mithin ein Recht haben dieß von 
ihren Aeltern zu fordern, jo erſcheint es unzmeifelhaft daß jene Xel: 
tern, weldde im Stande find für ihre unebelichen Kinder felbit zu for: 
gen und fi dennoch durch die Uebergabe derfelben an eine Findelan: 
ftalt jeder weiteren Sorge für deren Verpflegung und Erziehung da: 
duch gänzlich entichlagen, daß fie dafür an die Anftalt eine beftimmte 
Tare 10) entrichten, welche oft im Vergleiche mit dem, was die Xeltern 
nad ihren Vermögensverhältniſſen für ihre Kinder zu leiften verpflich 
tet wären, als ein wahres Minimum erfcheint, daS von dem Geſetzge⸗ 
ber den Kindern zugelprochene Recht an ihre Aeltern gänzlich außer 
Acht laffen, und es wird demnach der ſich bieraus ergebende Schluß 
fein irriger fein, daß bei einem ſolchen Borgange die Rechte der unebe: 
liden Kinder von ihren eigenen Aeltern auf das tieffte verlegt werden. 
Ja es könnte fogar, wenn Jemand die Sache auf die äußerite Spitze 
ftellen wollte, die Behauptung ausgefprochen merden: die Webergabe 
von Kindern wohlhabender, oder wenigſtens vermöglicher eltern an 
die Sindelanftalt fei nur eine modificirte Kindesausfegung, mobei man 


1) 52 fl. 50. De W. 
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fi dur) den Erlag von 52 fl. 50 fr. won den ſonſtigen Folgen je= 
ned Verbrechens auf eine fehr bequeme und wohlfeile Art ſicher los 
Taufen Fönne? Oder ift denn vom Stanbpunkte der Moral und Religion 
aus betradhtet jener Vorgang der Kindesausfegung nicht jehr analog, 
wenn Xeltern, welche im Stande find ihre Kinder ihren Verhältniſſen 
entſprechend zu erziehen und für deren weiteres Fortfommen zu forgen, 
dasfelbe gegen einen Tarerlag in das Findelhaus tragen laſſen und 
ſich dadurch jeder weitern Sorge um dasfelbe für immer entſchlagen — 
ja fi nit felten nie mehr am deſſen Eriftenz kümmern, jo daß ein 
ſolches Kind wenn e3 wirklich ein veiferes: Alter erreicht, bei den man⸗ 
gelhaften Daten, die bei deſſen Aufnahme verlangt werden, oft fürbie 
ganze Lebensdauer gar nicht im der Lage ift zu erfahren, wer feine 
Aeltern geweſen jeien, zumalen auch die Ertheilung folder Auskünfte 
nad den Statuten der Findelanftalt geradezu frenge verboten find; 
fo daß, auf dieſe Weife zu Findlingen gewordene Kinder, wenn auch 
von wohlhabenden Aeltern erzengt, mebit der Entbehrung der mütter- 
lichen Pflege und beſſeren Erziehung auch ihre fpäteren Rechte und Anz 
fprüge an das, von ihren Müttern binterlaffene Vermögen verlieren, 
da in Rückſicht auf die Mütter umehelihe Kinder bei der gefeglichen 
Erbfolge in dos freivererblihe Vermögen gleihe Rechte mit den eheli— 
hen haben. $. 754. ber b. Gef. Buches. 

Diefe Leichtigkeit mit welcher fi) fonft vermögliche Aeltern der 
ihnen läftigen unehelihen Kinder gegen ein geringes Geld entichlagen 
können, jo daß dadurd das Findelhaus zu einer bezahlten Winde wird, 
indem ja für das Kind felbft feine Webergabe durch die Aeltern in die 
Findelanftalt, diefelben Folgen hat, ald wenn dasfelbe von unbelannter 
Hand auf die Drehfcheibe eines Findelhaufes gelegt worden wäre, nährt 
bereitö in weit verbreiteten Kreiſen des Volkes den Glauben, daß ein 
natürlicher Vater wirklich alle Pflichten gegen fein umeheliches Kinder: 
füllt habe, wenn er für dasſelbe die vorgeſchriebene Findelhaustare pr. 
52 fl. 50 Er. bezahlt hat, da ja, weil das Findelhaus eine öffentliche 
Anflalt ift, ein folder Vorgang vom Staate fanctionirt fein müffe. 
Wären nun ſolche arme, Hilflofe, unmündige Kinder, welde von ihren 
Erzeugern mie eine läftige Sache befeitiget werden, durch einen Bor: 
mund vertreten, welder rechtliche Mann könnte mit gutem Gewiſſen 
feine Einwilligung dazu geben, daß mit feinem Mündel auf eine folde 
Weife verfahren werde. 

Da nun aber der Geift der öſterreichiſchen Geſetzgebung die hilf— 
loſen unehelichen Kinder gegen ein willkührliches Verfahren von Seite 
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ihrer natürlichen Aeltern in Schuß zu nehmen fcheint, indem im bürgl. 
Gejeßbuche $. 166 in welchem von dem Rechte folcher Kinder geipro: 
hen wird in wahrer Humanität angeordnet ift: das nneheliche Kind. 
ſteht nicht unter der eigentlichen väterlichen Gewalt feines Erzeugers, 
fondern wird von einem Vormunde vertreten, fo follte man glauben, 
daß zur Uebergabe unebelicher Kinder in eine Findelanitalt die Einwil: 
ligung des ihnen vom Gefete angeordneten Vormundes nothwendig 
wäre, da diefer Act über die ganze Zukunft des Kindes und zwar in 
der Hegel auf eine fehr traurige Weife enticheidet. Ja man follte fogar 
meinen daß, wenn für ein folches Kind deſſen Aufnahme in die Findel- 
anftalt nachgeſucht wird, fein Vormund noch beitellt wäre, der die Ein- 
willigung zu deſſen Aufnahme geben könnte, dies ein Fall wäre, in wel⸗ 
hem wegen der großen Wichtigkeit für das aufzunehmende Kind ein 
Bormund von Amtswegen zu beftellen fein würde, wenn man den 
8. 189 des bürgl. Gefegbuches auf ſolche unglückliche uneheliche Kinder 
in Anwendung bringen wollte, welcher lautet: Wenn der Fall eintritt, 
daß einem Minderjährigen, er fei von ehelicher oder unebelicher Geburt, 
ein Bormund beftellt werden muß, find die Verwandten des Minder- 
jährigen, oder andere mit ihm in nahen VBerbältnifien ftebende Perſo⸗ 
nen unter angemefjener Ahnung verbunden, dem Gerichte unter deſſen 
Gerichtsbarkeit der Minderjährige fteht, die Anzeige zu machen. Auch 
die politiichen Obrigkeiten, die weltlichen und geiftlihen Vorſteher der 
Gemeinden müſſen forgen daß das Gericht hiervon benacdhrichtiget werde. 

Da aber nad dem beftebenden Statute der Findelanftalt zur Auf: 
nahme eines Kindes in diefelbe nichts weiter erfordert wird, al3 der 
Zaufichein, in melden die unebeliche Geburt des Kindes ausgedrückt 
fein muß und das Armuthszeugniß oder die Entrichtung der vorge- 
ſchriebenen Taxe, jo Tann von einer Frage nad) einem Vormunde und 
defien Einwilligung zur Webergabe des Kindes Feine Rede fein und es 
werden fomit die Kinder Schuß: und Vertretungslos nah Willkühr der 
AHeltern und nicht felten auch ohne Willen uud gegen den Willen der 
Mutter wie eine Sache der Findelanftalt übergeben 11). 

Dieje mehrfache Nichtübereinftimmung des Findelbhausftatutes mit 
dem bürgl. Geſetzbuche, mag wohl zum Theile daher rühren, daß er: 
ſteres in feiner Urſprünglichkeit ſchon im Jahre 1784 verfaßt, troß vie: 
ler nachträglichen Verordnungen in feinem Weſen beibehalten worden 


"1) Ueber die Nehtöverhältniffe außerebelicher Kinder binfichtlich der Bevormun⸗ 
dung fiehe Bett, pag. 2 





22u0 Prinz: über Findelanftalt, 


war, und daß man nad) dem Erſcheinen bes bürgerlichen Gejegbuches 
teog der Nictübereinftimmung desſelben mit jenem Statute eine Ab 
änderung an jelben vorzunehmen, ſich nicht berufen fand, weil man 
wahrſcheinlich an dem Grundfage des Kundmachungspatentes bes birgt. 
Gefegbuches feſtgehalten hatte, nach welden es heißt „auch bleiben Die 
über politifche, Cameral und Sinanzgegenftände Eundgemachten die Prix 
vatrechte beſchränkenden oder näher beftimmenden Verordnungen, obſchon 
in diefem Gejegbuche ſich nicht ausdrüdlich bezogen würde in ihrer Kraft. 

Uebrigens fühlt ſich der Verfaſſer als Nichtjurift nicht berufen in 
die Unterfuhung der Rechtsfragen, welche ſich auf uncheliche Kinder 
rüdfichtlich ihrer Uebergabe in die Findelanftalt beziehen, näher ein⸗ 
zubringen und glaubt feiner Stellung und feinem Nechtsgefühle genug 
gethan zu haben wenn es ihm gelungen jein jollte, Fachmaͤnner zu ders 
anlafjen das Verhältniß der unehelichen Kinder von dem bisher bei 
uns nur felten beachteten Geſichtspunkte des Rechtes in reiflihe Erwä- 
gung zu ziehen. Sollten ſich über biefer für die unehelichen Kinder jo 
wie für ben Staat glei wichtigen Gegenftand, competente Stimmen 
vernehmen laſſen, fo wird auch zu hoffen fein, daß mit Begründung 
ausgeſprochene Anfichten ihre verdiente Würdigung finden werden von 
Seite jener Organe, melden die ſchwierige Aufgabe zukommen wird, 
die Revifion des beftehenden Findelhausftatutes und den Entwurf einer 
neuen, den bermaligen Beitverhältniffen entſprechenden Verfaſſung der 
felben in Angriff zu nehmen. 

Aus dem bisher Gefagten würde fich für die Aufnahme unehelicher 
Kinder in die Findelanftalt der Grundfag ergeben: „daß nur jene 
unehelihen Kinder in die Zindelanftalt aufzunehmen 
wären, deren Erhaltung und Erziehung burd ihre Ael— 
tern nit ermöglicht werden fann, es mag nun die Ur— 
ſache diefer Unmöglichkeit in der gänzlihen Armuth der 
Aeltern und bei niht armen in einemanderen wihtigen 
Umftande begründet erſcheinen.“ 

Im erfteren Falle würde daher ein legaler Nachweis der Armuth 
unerläßli werden und in dem andern müßte troß eines entſprechen— 
den Koftenerfages auf irgend eine geeignete Weife die Fürforge getrof- 
fen werden, daß die unehelihen Kinder durch ihre Aufnahme in die Fin- 
delanftalt nicht für immer aller ihrer Rechte an ihre natürlichen eltern 
beraubt würden. Erfcheint es nun nad) dem bisher entiwidelten noth— 
wendig zweckmäßige Vorkehrungen zu treffen um eine zu liberale Auf: 
nahme von Kindern in die Zindelanftalt, von welcher fo viel Inconve— 





Prinz: über Findelanftalt. 321 


niengen derfelben berrübren, ſowohl im Intereſſe der Kinder felbit, we: 
gen denen eben die Findelhäuſer da find, als in dem derjenigen, welche 
die Koften zu tragen baben, auf jene Gränzen zu befchränten, welche 
jede Öffentlihe Wohlthätigkeit beobachten muß, wenn felbe nicht durch 
Schrankenloſigkeit nachtbeilige und ihrem Zwecke mwiderfprechende Folgen 
entwideln ol, jo kann dagegen anderſeits auch nicht in Abrede geitellt 
werden, daß fih der Staat dur die Aufnahme unebelicher, der älter: 
Iihen Pflege und Fürforge beraubter Kinder in feine Findelanftalten 
jelben gegenüber zur Erfüllung aller Verpflichtungen der Vaterſchaft in 
ihrer ganzen Ausdehnung verbindli made, fo daß es nicht genug er: 
Icheint, wenn der Staat jeine öffentliche Wohlthätigfeit gegen jene arme 
verlafjenen Sinder darauf beſchränkt, daß er nur für die Unterbringung 
und Pflege in ihrer zarten Kindheit und für deren Schul: und Reli: 
gionsunterricht auf eine höchſt nothdürftige Weife und nicht einmal wäh: 
rend ihres ganzen Thulpflichtigen Alter8 Sorge trage, fondern daß es 
ihm vielmehr zukomme feine Borforge auch im Ganzen auf die Fünftige 
Beitimmung der aufgenommen Kinder auszudehnen und denfelben eine 
folde Zukunft zu ermöglichen, daß fie im Stande gejet werden als 
ordentliche und rechtſchaffene Menſchen durch einen ehrlichen, wenn auch 
geringen Verdienft fich ſelbſtändig zu erhalten. 

Wenn man dasjenige was bier in möglichiter Kürze über unche: 
liche Finder und die Findelanftalt geſprochen wurde zufammenfaßt, fo 
ergibt fih daraus von jelbit die Aufgabe der letteren und man wird 
mithin den Zweck derfelben folgender Weile ausfprechen können: „die 
Findelanitalt hat den Zweck nur jene unebelihen Kinder, deren 
Erbaltung und Erziehung durch ihre Aeltern nicht er: 
mögliht werden kann, mit Wahrung ihrer gejegliden 
Rechte aufzunehmen, es mag nun die Urfade jener Un- 
möglichkeit in der gänzliden Armutb der Aeltern oder 
in einem andern widtigem Umftande begründet fein, 
und den aufgenommenen Kindern einejoldheförperlidhe, 
religidfe, moralifhe und intellectwelle Erziehung zu ver, 
Ihaffen, daß fie dadurh in den Stand gejeht werden, 
fi einft als rechtliche Menſchen jelbftändig durd eige 
nen Berdienft erhalten zu können. 


Meber tirolifches 1 Beitrag zur tirolifchen 
te, 
Von Herrn ®r. Joſef Oberweis, Prof. des deutſchen Privatrechtes in Innsbrud 


I Einleitung. 


Unter den beutfchen Rectäquellen nehmen bie tiroliſchen Statutarrechte 
eine hervorragende Stelle ein. Zwei Merkmale find e8 vorzüglich, welche 
diefelben vor vielen andern Rechtsdenkmälern auszeichnen, und ihnen 
das rege Intereſſe des Hiftorifer3 und Juriſten in hohem Grade zuzu⸗ 
enden geeignet find, nämlich erſten 8: das Vorherrfchen des deutfch- 
rechtlichen Elementes in denfelben, welches auf dem wichtigen Gebiethe 
des Eibrechtes faft die Alleinherrihaft behauptet hat; zweitens: die 
felbftändige politiſche Stellung des Bauernftandes in Deut: Tirol zu 
einer Zeit, als in den übrigen deutſchen Ländern, mit wenigen Aus- 
nahmen, bievon noch kaum eine Spur zu finden war. 

Das erftere Merkmal finden mir in fhärffter Weife in der Tis 
roler Landesordnung vom Jahre 1573 ausgeprägt. Diefelbe ift zu einer 
Zeit entftanden, in ber das römische Recht in den meiften deutſchen Län: 
dern den Sieg über das einheimifche nationale davongetragen, zu einer 
Zeit, in der die vielen Revifionen und Neformationen ber deutichen 
Stadt: und Landredhte vorzüglich den Zweck hatten, dem fremden Rechte 
Eingang zu verſchaffen. 

Demungeachtet hat ſich dieſes Statut von dem faft allgemein ger 
wordenen Einflufie der vomanifivenden Tendenz jener Zeit frei erhalten, 
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indem bie. tiroliſchen Landftände gegen alle im römifch:rechtlichen Sinne 
beantragten Aenverungen des alten nationalen Rechtes wiederholt und 
kräftig proteftierten, „quia nimisromanizare videbantur,.“ Die 
Landesordnung von 1573 galt im größten Theile von Deutſch-Tirol 
als Hauptrecht, dort, wo etwa eigene Statuten beitanden, wie 3. B. 
für die drei unterinnthaliſchen Gerichte Kitbüchel, Kufftein und Stut- 
tenberg, das bairiſche Landrecht vom Jahre 1346, genannt die Pued: 
jag, menigftens als Subfidiarreht und zwar bis zu der in den ver: 
ſchiedenen Landestheilen in den Jahren 1814, 1815 u. 1817 erfolgten 
Einführung des allgemeinen öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuches. 

Den beiten und vollgültigften Beweis der Güte und Zweckmä— 
Bigkeit der Landesordnung für die deutfchtirolifhen Verhältniße liefert 
die bei jeder Gelegenheit ausgeſprochene und bethätigte große Anbäng- 
lichkeit der Tiroler an diefelbe, welche bei den vielen unverlennbaren, 
befonders äußeren, formellen Mängeln dieſes Gejeges nur dadurch er: 
klärt werden Tann, daß dasfelbe feinen Inhalt aus dem früheren auf 
das unmittelbare Nechtöbemußtfein des Volles gegründeten Gemohn- 
beitsvechte fchöpfte und daher im innigften Zufammenhange mit feiner 
Lebensweile, Denkungsart und Bildungsftufe, ganz beſonders auch mit 
den ökonomiſchen Lebensverhältniſſen fand. 

Unter den einzelnen Theilen des Privatrechtes ift das Erbredt 
in der Tiroler Landesorbnung von 1573 am ausführlichften, obmohl 
obme alle fiftematifhe Ordnung behandelt und tritt "in denfelben der 
deutſchrechtliche Charakter des Statutes am ſchärfſten hervor. 


I. Grundprinzip und Umfang ded Erbrechtes. 


Das Grundprinzip ift im 8. Titel des 3. Buches Mar und deut: 
lich ausgeiproden: „Ein jedes But def Abgeftorbenen foll 
fallen auff die natürligen und Ehelich gebornen gefip: 
ten Freund, die vom Blut einander verwandt find.“ 

Die Blutsfreundfchaftalfo, die Grundlage desgeſamm— 
ten germaniſchen Erbrechtes, ift auh das Grundprinzip 
bes alttirolifhden Erbrechtes. 

Obwohl nun die Landesorbnung nah B. 3. T. 3. auch „Te ſt a⸗ 
ment, Ordnungen, Gaben, Geſchäfft und Vermächt“ unter 
gewiſſen Beſchränkungen und bis zu einem beftimmten Maße als zu: 
läßig erflärt, jo erſcheint doch in echt deutſcher Auffafiung die durch 
das Geleg auf der Grundlage der Blutsverwandſchaft feltgeitellte Erb: 
folge als die Regel, ja mit Rüdfiht auf die Rubrik des 8. Titels: 
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„Bon Erbiäaften und Erben“ vorzugsweiſe, ja ausſchließlich als 
Erbrecht anerkannt zu fein. Gleichwie das ältere deutſche Recht unter 
Erben nur die nad; der Nähe der Blutsverwandichaft durch das Her: 
kommen und das daraus herborgegangene Gele zur Erbfolge Berufes 
nen verfteht 1), jo aud die Landesordnung. In Betreff der Teptiilligen 
Verfügungen ſchließt fich das tiroliſche Recht principiell ebenfalls den 
Grundfägen des älteren deutſchen Nechtes über die Vergabungen auf 
den Todesfall an, welche nur allmälig und in ſehr befehränkter Weiſe 
in Deutfpland in Anwendung kamen, Wenn auch einfeitige Tegte Wil- 
Ienserklärungen über Theile des Machlafjes geftattet waren, fo waren 
doch die in demſelben Bedachten, n Ärben, ſondern Geſchenknehner, 
denn gerade das weſentliche Mer! eines römischen Teſtamentes, Die 
Erbegeinfegung, fehlte dieſen deu ch ichen legten Willengerklärungen 


ganz. Nicht der Wille des E I mte nach der deutichen Ans 
ſchauungsweiſe den Erben dern die Thatjache, daß man 
als Mitglied einer beſtimmu jeboren wurde, Das Erbrecht 


berubte auf der natürlichen Dronung ver Familie und vermöge des 
durch die Geburt erworbenen, durch leine Willfür des Erblaſſers zer: 
ſtörbaren Rechtes folgten die Blutsverwandten als Erben in den Bes 
ſitz des Nachlaſſes. Daß man in den Rechtsquellen des Mittelalters und 
wohl aud der neueren Zeit derlei Vergabungen auf den Todesfall Te: 
ftamente nannte, darf uns gar nicht beirren; man verband damit ganz 
andere Vorftelungen als die Römer; e8 war eben nur der Name, die 
Form, römiſch, nicht aber das Weſen, der Inhalt, der in keiner Erbes: 
einfegung, fondern in der Schenkung beftinumter Gegenftände oder Ver: 
mögenstheile auf den Todesfall beftand. Daß die Landesordnung die- 
fer deutſchrechtlichen Anſchauungsweiſe ſich anichließe, geht, abgeſehen 
von den ſpäter zu erörternden dießfälligen Beſtimmungen, ſchon daraus 
hervor, daß ſie von den 2. Titel des 3. Buches die allgemeine Ru— 
brit: „Bon Gaben, Ordnungen, Geſchäfften, Vermächten 
und Teftamenten“ ftellt, dann in 2. T. die Gab unter den Le: 
bendigen, wie die Beſchehen mögen, beſpricht, und im 3. T., 
gleihfam als Fortfegung, die: Teftament, Ordnungen, Gaben, 
Geſchäft und Vermächt nad Todt, wie die befhehen fol- 
len; endlich erft im 8. T. beginnen die Beftimmungen über Erb: 
ſchafften und Erben“, worunter alfo nur die gefeglichen Erben, die 
Blutsfreunde, welche vorzugsweiſe und ausschließlich Erben genannt werden, 
verftanden werden lönnen. Bon einer Unterſcheidung der Erbfolge in geſetzliche 
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und teftamentarifche kann daher nach alttiroliſchem Rechte eine Rebe fein ; 
man kann eben nur von Erbfolge und Vermächtnißnahme fprecden. 

Diefelbe entſchieden deutſchrechtliche Auffaffung finden wir aud 
im Code Napoleon, der unter höritier nur den gefeglichen (Snteftat-) 
Erben verfteht, auch keinen teftamentarifhen Erben, fondern nur einen 
Bermächtnißnehmer (Iegataire à titre universel, oder particulier) fennt, 
und die Vermächtniße bei der Lehre von den Schenkungen behandelt 
(II. 3. art. 711, dann B. 3 T. 2 von Schenkungen unter Lebenden 
und gar Teitamente). 


III. Klaſſen der Exbfolgeberechtigten. 


Der 8. 7. des 3. B. der Landesordnung fagt: „Ein jedes 
Guet dep Abgeftorbenen foll fallen auf die natürliden 
und Ehelich geborenen gefipten Freund, die von Bluet 
einander verwandt find: Und unter den gejipten Freun- 
den ift dDreyerlei Unterschied: die erjten find in abfteigen 
der Linien, die andern in auffteigender Linien, und die 
Dritten auff der Seyten, in der Zwerdlinien, und die 
all Erben, wie bernad folgt.” Das Statut unterjcheidet demnach drei 
Klaffen von Blutsfreunden: Deszendenten, Aszendenten und Sollate: 
teralen; leßtere werden in zwei Unterabtheilungen geſchieden: 1. Brü: 
der und Schweitern, und deren Finder und Kindesfinder, („die ſeyen 
wie weit fie wöllen“, 8.3. T. 16), alfo die Kolleteralen des Erb: 
lafjers, 2. die Kollateralen der Aszendenten des Erblaſſers, und deren 
Kinder und Kindstinder, Obeime, Tanten, Geſchwiſterkinder, welche das 
Statut mit dem Gefammtnamen: Gemeine Erben bezeichnet. 

Diefe Klaſſen der erbberechtigten Blutsfreunde werden in folgen: 
der Ordnung zur Erbfolge berufen: 1. die Deszendenten des Erb: 
laffers, 2. die Kollateralen des Erblafjfers (Brüder und 
Schweſtern und deren Ablümmlinge), 3. die Aszendenten des Erb: 
laſſers, A. die Kollateralen der Aszendenten des Erblafiers 
(gemeine Erben). 

Sm Ermanglung von Blutsfreunden fiel der Nachlaß an die lan⸗ 
besfürftlihe Kammer. Außer den Blutsfreunden batte der tiberlebende 
Ehegatte gewiſſe Anfprücde auf den Nachlaß des Verftorbenen, welche 
jedoch, wie fih aus der Darftellung derſelben ergeben wird, nicht als 
Erbrecht erflärt werden können; Erbe ift immer nur ein Blutsfreund, 
ber dem überlebenden Ehegatten gewiße Vermögengbeftandtheile zu „ent 
richten” verpflichtet if. Auch das Erbrecht der Geiftlichen und Die 
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Erbfolge in Verlaſſenſchaften ‚won Geiftlihen beruht auf eigenthümlichen, 
vom gemeinen Erbrechte der Blutsfreunde vielfach abweichenden Grund⸗ 
fägen. 


IV. Erbfolge ber Deszendenten. 


Die Gejege aller Völker flinmen darin überein, daß zunächit und 
vor Allem die Deszender vr 28 zur Erbfolge berufen wer 
den. Das allgemeine Ned oil t fo laut, daß hierüber wohl 
kaum je ein Zweifel entfteyen, und mw» den wenigen vom Gejeße auf- 


geftellten hinreichend gerechtfer⸗ iaton m von Erbunwürdigkeit feine 
Ausnahme gemacht werden Fı die Tiroler Landesordnung be⸗ 
ruft zunächft die ehelichen Kinder ers zur Erbfolge, 8.3. T. 9; 
„Eheliche Kind, jo diene nd, die erben ihr Batter 
und Mutter vor aller ich une erbt jedes Kind 
für fein Haubt einen ai veil,“ In Bezug auf den recht: 
lichen Beltand und den U « atechtes der ehelichen Kinder 


find folgende drei Umftände von Erheblichkeit: 1. die Geburt (ob ehe: 
lich geboren, oder bloß legitimirt oder adoptirt), 2. das Geſchlecht (ob 
Sohn oder Tochter, Enkel oder Enfelinn u. ſ. w.), 3. der Stand (ob 
adelig oder nicht abelig, ob zum hohen oder zum niedern Adel gehörig. 


v. Einfluß der Geburt auf das Erbrecht der Deözendenten. 


In Bezug auf die Geburt ift es von rechtlicher Bedeutung, ob 
die Kinder ebeli geborene oder nur legitimirte find. Nur 
die ehelich gebornen Kinder find unbedingt zur Erbfolge 
berechtiget. 8.3.7.8: „Ein jedes Guet deß Abgeftorbenen 
foll fallen auff die ehelich gebornen Freund.” In Betreff der 
Tegitimirten Kinder beftimmt die Landesordnung folgendes: 8.3. T. 37: 
Wiewol wir als Ergherzog zu Deiterreid die fondere 
Freiheit haben, all Unehelich geborne zu legitimiren, zu 
Ehren, Aembtern und Erbſchafften zu habilitiren und 
taugenlih zu maden: darnadt fo ordnen und ſetzen Wir 
allen Unfern Unterthanen zu fondern Gnaden, daß feine 
Unehelich geborne Perfonen durch Fein Refeript, Privilegium, noch 
Legitimation (mie guet die, und von wem die außgegangen 
wären) ohne Bewilligung der rechten Chelichen Erben zu gleichem 
Erb mit denen, die Ehelich geboren find, zugelaffen, noch ſich der 
Eheli gebornen ererbten Namens und Stammens Scildt 
und Helm ohne unterfhiedlihe Zaichen gebrauden fol: 
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len und mögen. Es foll aud feiner vom Adel feine unebe 
lihe Kinder mit und neben feinen ebelihen Kindern und 
Sreunden, feines Geſchlechts, Stammen und Namen, 
Shildt und Helms, weder durch Teftament, Legitimation, 
noch in ainid ander meeg, ohne unterſchidliche Verändes 
rung zu geben Macht und Gemalt haben, aufgenommen er 
babe dann biefelben unehelich gebornen Kinder mit Bermählung, und 
Betätigung der heiligen Che gegen ihrer Mutter geehlichet Was 
aber Unfer Legitimationen und Gnaden fonft den Unehe— 
li gebornen in allen andern Sahen zuegeben, barbey 
jollen fie bleiben und gehandhabt werden.” 

Aus diefer Gefebesitelle geht hervor, daß die Landesordnung der 
Zegitimation durch nachfolgende Ehe und der durch landesfürftliches Re⸗ 
fcriptur oder Privilegium verjchiedene Rechtswirkungen zufchreibt. Die 
zwar außer der Ehe gebornen, aber durch nachfolgende Ehe der 
Eltern legitimirten Kinder fcheinen mit Rückſicht auf den zwei⸗ 
ten Sat obiger Gefegeäftelle durch das Statut in Betreff der erb- 
rechtlichen Befähigung den ehelich gebornen gleichgeftellt 
zu fein, was auch allgemein in Tirol fo gehalten wurde; die auf 
andere Weife aber (dur ein vom Landesfürften oder von mem 
immer berrübrendes Refcript oder PBrivilegium) Legitimirten fol 
len nur mit Bemilligung der rechten eheliden Erben 
gleihes Erbrecht mit den ehelich Gebornen haben. Dieß 
wird noch bekräftiget durch das im lebten Satze obiger Geſetzesſtelle 
vorfommende Wörtchen: fonft, das will wohl fagen: außer dem 
Erbredäte. 

Diefe Beitimmungen entfpreden volllommen den Grundſätzen des 
deutichen Rechtes über die Rechtswirkungen der urjprünglich von den 
deutfchen Königen, dann in Folge königlicher Ermächtigung auch von 
den Pfalzgrafen und fpäter von den Landesfürften bemilligten Legiti- 
mationen unebelicher Finder, deren Rechtswirkung nur in der Verlei⸗ 
bung der Standesrechte des Vaters, nicht aber in der Gewährung des 
vollen Familien: und Erbrechtes beftand, zu deilen Begründung die Ein: 
willigung der dabei betbeiligten Yamilienglieder erforderlich war. 

Hingegen wurde ſchon in den Rechtsbüchern des Mittelalters der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe vorzüglih unter dem Einfluße 
des römischen und Tanonifchen Nechtes die Rechtswirkung der Gewäh— 
rung des vollen Familien: und Erbrechtes zugefchrieben und bat die 
neuere deutiche Geſetzgebung diefen Grundjag mit Ausnahme des Fa⸗ 
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milienrechtes des hohen Adels und des Lehenrechtes allgemein az 
erlannt. 

In Betreff der unehelich gebornen, und nicht ſpäter legitimirien 
Kinder ſchließt ſich die Landesordnung ebenfalls den ſtrengen Grund⸗ 
fägen des älteren deutſchen Rechtes an, wornach nur bie Geburt im 
echter Ehe Familien: und Erbrechte begründete, die uneheliden 
Kinder daher, als außerhalb jeder Familienverbindung ftehend, gar 
kein Erbrecht, nicht ei ng auf ihre Mutter hatten. 8.3 
x. 8. „Ein jedes Guera..u fallen auff die.... Ehe 
li gebornen..... Freund.” bt Feine Stelle in der Landes⸗ 


ordnung, welche denjelben irgend m auch nur befehränftes. Erb: 
recht zuſpreche. Dann muß »- i adminus geſchloſſen werden: 
wenn fogar die per rescriptum ten nur mit Einwilligung der 
echten ehelichen Erben Erbret fönnten, jo werden den nicht 
Legitimirten fiber feinerle che zuftchen, nicht einmal mit 
Bewilligung der ehelichen eine ſolche eben die vorausge— 


gangene Legitimatio per teserıpuum vusaugfegt. Daß durch Teſtamente 
u. ſ. w. den unehelichen Kindern, gleich andern nicht zur Familie ge— 
hörigen Perſonen Etwas auf den Todesfall zugewendet werden kann, 
verſteht ſich wohl von ſelbſt, in Bezug auf dieſe Gaben ſind dieſelben 
mit Rüdfiht auf das oben (II.) Geſagte aber nicht Erben, fondern 
Vermähtnißnehmer. 

Ueber die Annahme an Kindesfratt (Adoption) ſchweigt 
die Landesordnung ganz. Es ſcheinen Adoptionen in Tirol fehr felten 
vorgekommen zu fein, was feine hinreichende Erflärung in der im fir 
roliſchen Rechte jehr weit gehenden Perüdfichtigung bes Rechtes der 
Blutsfreunde findet; es erfreuen ſich nämlich nach der Landesorbnung 
nicht bloß die Deszendenten und Aszenbenten des Erblaßers, fondern 
alle Verwandten mas immer für eines Grades eineßenen- 
tuellen, nad) den Beftimmungen der Erbfolgeordnung wirkſam werden: 
den, fo feſt geſicherten Erbrechtes, daß ihnen der ftatutariihe Pflicht: 
theil vom Erblaffer nur aus den Enterbungsgründen der 115. Novelle 
entzogen werben konnte. Da nun diefes ftark geſchützte Recht der Bluts- 
freunde durch eine, Familien: und Erbrecht gemährende Adoption freme 
der Berfonen gefährdet worden wäre, jcheint diefelbe in Tirol nur dann 
zuläßig gewefen zu fein, wenn entweder gar feine Blutsfreunde vorhan- 
den waren, oder aber hiezu einmwilligten — eine Annahıne, welde durch 
die analogen Beitimmungen in Betreff der per rercriptum legimitirten 
Perfonen unterftügt wird, indem, wenn fogar die legitimatio per res- 
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eriptum, ein Akt des. Sandesfürften, nur durch die Einwilligung aller 
betbeiligten Blutsfreunde Rechtskraft erlangt, dieß umfomehr bei ber 
Adoption, dem Acte eines Privaten, der Fall fein muß. 

Sehr häufig war in Tirol die Aufnahme in die Pflege, wobei 
jedoch für die Pflegekinder keinerlei Familien: und Erbrehte begründet 
wurden. 


VI Einfluß des Gefchlechte® anf das Erbrecht der Deszendenten. 


Der Vorzug der Söhne vor den Töchtern ift allen deutfchen Volks⸗ 
ſtämmen urfprünglich gemeinfchaftlich, die nähere Beitimmung deffelben 
aber unter dem Einfluße mannigfaltiger Urſachen, insbefondere ber Re⸗ 
zeption des römischen Rechtes, nach Zeit und Land verfchieden. 

Nah dem älteften deutihen Rechte waren die Töchter von ber 
Erbfolge namentlih in das Grumdeigenthbum, welches als Stammgut 
der Familie betrachtet und ausſchließlich den dieſelbe fortpflanzenden 
Söhnen vorbehalten war, ganz ausgefchloflen, und nur in Betreff der 
fahrenden Habe erbberechtiget. Der wachſende Reichthum der Gtäbte 
als Sige des Handels und der Gewerbe, die in Folge deſſen fteigende 
Bedeutung des beweglichen Vermögens und der Fortichritt der allgemei- 
nen Bildung führte nah und nad eine Ausdehnung des weiblichen 
Erbrechtes auch auf das Grundeigentbum berbei, welches nun in den 
Städten feine frühere Wichtigleit und hohe politifch-foziale Bedeutung 
im Vergleihe zum beweglichen Kapital: Vermögen verlor und zugleich 
mit legteren auch von den Töchtern geerbt werden Tonnte. 

Von größtem Einfluße in diefer Richtung war die Rezeption des 
römischen Rechtes, welches den Grundſatz der vollen erbrechtlichen Gleich: 
ftellung der Söhne und Töchter aufftellt. In diefer Hinficht herrichte 
je nad den Landes:, Orts- und Standesverhältnifien die größte Man: 
nigfaltigleit, je nahhdem man mehr dem alten, firengen Familiengeiite 
buldigte und das Vermögen, befonders den Grundbeſitz bei der Familie 
erhalten wollte, wie dieß vorzüglid beim Adel und Bauernitande der 
Fall war, oder aber dem, durch dag Aufblühen des Handels entitan« 
denen Bedürfniße einer freieren Güterbewegung, welches fi) zunächſt 
beim Bürgerftande in den Städten äußerte, Rechnung trug. 

In Tirol bat fih das altdeutfche Stammgutsfiftem, wenn auch 
mit vielen dem Grundfage einer freieren Verfügung entiprechenden Mos 
dififationen in der Landesorbnung erhalten. 

Diefelbe ftelt zwar ala Regel den Grundſatz auf, daß jedes 
Kind einen gleichen Erbtheil erhalten folle. 8.3. T.9: „Erbt jedes 
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Kind für fein Haubt einen gleihen Thail;“ jedod kritt die 
verihiedene Berechtigung ber Söhne und Täler berwor: 
1. im Heergerätbe der Söhne mb ber Gerade der Töten, 2. im 
fogenannten Rannsvortheile 


VIL Das SHeergerätbe umd die Gerade. 

In Betreff des Heernerätbes und der Gerade, fagt die Sam: 
desorbuung B.3. T. 9: , le be Batters Rlapder, Kley- 
nod, Pferdi, Geihlg, Harı Böre, Sigel und Bäder 
anff die Söhne; und der Rı Gewanbdt, Gependbt und 
Nleynod aufi die Töhter fi * Der Grunbjaß des deutichen 


Erbrechtes, dab mit Nüdfihtı e Natur und den Zwed 
der zumRadlajie geböriner Rönde aud verfhiedene 
BeRandtheile der Berli tzwunterfheiden jeien, 
in welde aud nad verichieden lägen fuljebirt wird, in auch 
im tiroliſchen Rechte im Gege ı milcheredhtlichen Bringipe, dab 


der ganze Radlah nurwınewlafle, ein einheitliches VBermö- 
gen, eine universitas bilde, zur Geltung gelangt. Daher wird auch in 
der Landesordnung das Heergeräthe (Heergewette) und die Gerade aus 
dem Nachlaſſe ausgeſchieden und nad) verſchiedenen Regeln vererbt: er 
Reres, als jeiner Ratur nad) dem männlichen Gebrauche gewibmet, 
den Söhnen, legtere als für die weibliche Benügung beitimmt, 
den Töchtern zugemiejen. 

Die Landesordnung macht jedod von diefer Regel zwei Aus- 
nahmen: 

1. Wenn nämlid) das väterliche Heergeräthe und die mütterliche 
Gerade auf eine jo anjehnlihe Summe ſich belaufen würden, daß fie 
den dritten Theil des gefammten Nachlaſſes überftiegen, fo ſollen aud 
die Söhne und beziehungsweiſe die Töchter Antheil an gewiſſen Gegen: 
fländen der Gerade und des Heergeräthes haben. B. 3. T. 9. „Wo 
fi aber bei Stätten oder Geridten unter der Gemain 
(. i. beim Bürger: oder Bauernftande im Gegenjage zum Adel) zue: 
trüge, daß ein Batter oder Mutter allein vil Böhren, 
Klaider, Kleynodyen, Gependt, und dergleichen, fo ſich 
anffein anfehenlide Summa verlauffen thete, und fon- 
Ren klains Vermögen verließe, alfo daß die Klaider 
und Kleynod ji über den dritten Thail deß andern Ber 
mögens, fo die abgeftorben Perſon verlaffen, verlauf: 
fen würde, und die Kinder fonften von demjelben ihrem 
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Batter oder Mutter wenig zu erben hätten, fo foll bier: 
innen durch die Oberkeit derfelben Ende ein gebührliches 
Einfeben beheben, aljo daß die Söhne in der Mutter 
Klaider und Kleynodyen und die Töchter in ihres Vatters 
Kleynod und Klaidern gleihlich erben follen, und eins 
für das andre hbierinnen nit befhmwärt werde. Wann aber 
ein anjehbenlides Vermögen vorhanden, fo foll esin 
maßen, wie obftebet, gebalten werden.“ Es ift alfo Sade 
der Obrigkeit in einem foldden Falle von Amtswegen Ingerenz zu neb: 
men, und eine gleiche Theilung der väterlichen oder mütterlichen Klei⸗ 
der und Kleinodien zwiſchen Söhnen und Töchtern zu veranlaffen. 8.3.7. 9: 
„Jedoch Toll allmegen den Söhnen dep Vatters Mann: 
Böhren, Gefhüs, Harniſch, Sigel und Pettfhaffts:Ring 
frei vorauß zufteben; aber all andere def Vatters und 
der Mutter verlafjene Klaider und Kleynoden auff Söhne 
und Töchter, wie obgemeldt, gleihlih geerbt werden.” 
Dieſe Gegenſtände find alſo ſtets von der gleihen Theilung zwiſchen 
Söhnen und Töchtern ausgeſchloſſen und bilden unter alten Umftänden 
ein Praecipuum der Söhne. 

2. Die zweite Ausnahme bezieht fih auf den Fall, daß Söhne 
oder Töchter vor Vater oder Mutter fterben, und Kinder binterlaffen. 
In diefem Falle ftebt den letzteren das Repräſentationsrecht zu, jedoch 
wird felbft dann, wenn außer dem Heergeräthe und der Gerade noch 
ein anſehnliches Vermögen vorhanden ilt, das Heergerätbe der Entel 
und die Gerade der Enkelinnen infomeit befchränft, daß die Kleider und 
Kleinodien des Großvater oder der Großmutter ausgefchieden, und 
zwifchen Enkeln und Entelinnen gleich getheilt werden, wie dieß im 
Falle sub 1) bei Söhnen und Töchtern nur beim Mangel eines ander: 
weitigen anfehnlichen Vermögens gefchieht; nur die übrigen Beltands 
tbeile des Heergeräthes oder der Gerade bilden ein Praecipuum der 
Entel oder Enfelinnen. Das Heergerätbe der Enkel und die 
Gerade der Enkelinnen find daher unter allen Umſtän— 
den geringer als beiden Söhnen oder Töchtern. B. 3. T.9: 
„Ro aud in dergleichen anfehbnliden Vermögen ein Bat: 
ter oder Mutter bebeyratbe Söhn oder Töchter hette, 
und eben ein Sohn oder Tochter vor dem Vatter oder 
Mutter mit Todt abging und Kinder verließ, fo follen 
biefelben Kinder nah Abfterben ihres Ane und Ane mit 
Ererbung der Klaider, wie obftebet, in feines Vatters 
oder Mutter fußftapffen tretten und an deßelben Katt 
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erben.“ In den Worten; „mit Ererbung der Klatber, wie 
obftehet“ ift die oberwähnte Bejchränkung des Heergeräthes ber En- 
fel und der Gerade der Enkelinnen ausgefprochen; die Worte: „wie 
obſtehet“ beziehen ſich auf bie der obigen Texteaftelle nädft vorher⸗ 
gehenden, die den erften Ausnahmsfall befpridht; fie will lagen: Selbft 
wenn ein anfehnliches anderweitiges Vermögen ba tft, follen bie Enkel 
dennoch die Kleider und. Kleinodien gleich theilen, 


vo, ortheil. 


Die Landesordnung gewährt ben Söhnen den ſogenannten Manns⸗ 
vortheil, ein Praecipuum aus dem väterlichen Rachlaffe 
2. 3. 7.9. „Soll den Söhnenin andern Gütern (d. bad 
Abzug des Heergeräthes, von dem tin der nachſtvorhergehenden 
Stelle die Rede il) nah ihrem wrommen und Gelegenheit 
deß Guets ein zimblider Bo IT zu Erhaltung, Stam: 
mens und Namens nah Erı ninuß Ehrbarer Leuth 
oder dei Rechtens erfolgen und zuegeſtellt werben: fonft 
foll das Erbguet in abfteigender Lini für und für geerbt 
und fein Grad außgeſchloſſen werden.” Ein beftimmter Theil 
des väterlichen Nachlaßes foll alfo den Söhnen als denjenigen, welche 
den Stamm und Namen fortpflanzen, als den eigentlichen Repräfen- 
tanten der Familie nah außen hin voraus gegeben werben; in den 
übrigen Nachlaß fukzediren fie dann nach der Regel: „Erbt jedes 
Kind für fein Haubt einen gleichen Thail“ mit den Töchtern 
beziehungsweife ihren Schweftern zu gleichen Theilen. Diefer Vortheil 
der Söhne ift jedoch, wie bereit3 angedeutet, auf die Verlafjenichaft des 
Vaters beſchränkt, und findet weder bei jener der Mutter, nod ber au= 
dern Verwandten ftatt. Die Größe des Mannsvortheiles beftimmt die 
Landesordnung nicht; fie fagt nur, er fole nah Herfommen und 
Gelegenheit (b- h. der Lage und den Geſammtverhältniſſen) de ß 
Guets, nah Erkanntnuß Ehrbarer Leuth, oder deß Red: 
tens (db. h. mit Rückſicht auf die altdeutiche Ausdrudsweife, wornach 
Recht foviel ald Gericht bedeutete — des Gerichtes) bemeſſen werden. 
€3 hatte fi jedoch in diefer Beziehung fein übereinftimmendes Her: 
kommen in Tirol gebildet; der Mannsvortheil war vielmehr nach den 
verfchiedenen Landestheilen und dem Stande der Familien verſchieden; 
der dritte Theil des väterlichen Nachlafjes kann im Ganzen ald der 
höchſte, der fiebente Theil als der niederfte Mannsvortheil bezeichnet werden. 
Zwiſchen diefem Marimal: und Minimalbetrage variirte das Herkommen. 
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Größer war der Mannsvortheil in der Negel bei den adelis 
hen Familien, als ein befonders auf Erhaltung des Wohlflandes und 
materiellen Glanzes der Familie dur Bevorzugung der Sohne abzies 
Iendes Nedhtsinftitut. Bei Bemeſſung deflelben wurde fernerd auf die 
Zahl der Söhne und Töchter Rüdficht genommen; waren mehrere Töch⸗ 
ter und nur Ein Sohn, fo war nach dem diesfälligen Gemohnheitsrechte 
der Mannsvortheil Heiner; waren aber mehrere Söhne und nur Eine 
Tochter, Jo murde er größer bemeſſen. 

In Betreff der Anrechnung der Koften der Studien oder der Ge⸗ 
werb3erlernung beitand das Herfommen, daß bei den Söhnen des Adels 
oder des ihm gleichgeftellten Standes der Doktoren, höheren Staatsbe⸗ 
amteten u. ſ. w. die mäßigen gewöhnlichen Stubdienkoften weder auf 
Grund des ausgeiprochenen väterlichen Willens, nad) eines richterlichen 
Ausfprucdhes in den Mannsvortheil eingerechnet werden durften, weil 
es als Pflicht des Vaters betradhtet wurde, die Koften einer ſtandes⸗ 
mäßigen Erziehung, wozu im vorliegenden Falle die Studien gehörten, 
zu beftreiten, wenn anders dad Vermögen zureichte. 

Bei den Söhnen der niedern Stände, Handwerker und dergleichen, 
gehörten die gelehrten Studien nicht zum Begriffe der gewöhnlichen 
ftandesmäßigen Erziehung; die Koften derjelben wurden daher in den 
Mannsvortheil eingerechnet, keineswegs aber jene der diefen Ständen 
angemeſſenen Erlernung eines Gewerbes, Handelszweiges oder einer an: 
dern analogen Verforgungsart. 

Bei Bemeflung des Mannsvortheiles galt ferner der Grundfag, 
daß er den dritten Theil der Stammgüter und die Hälfte der eriworbe: 
nen („erhaußten”) Güter, der Errungenſchaft nicht überfteigen durfte, 
denn zwei Drittheile des Stammgutes und die Hälfte der Errungen« 
ſchaft bildeten den ſtatutariſchen Pflichttbeil, in Betreff deſſen Söhne 
und Töchter gleihe Rechte hatten, und daher zu gleichen Theilen erb- 
ten, wenn nicht etwa ſpezielle Hausgeſetze adeliher Familien bievon zu 
Gunften der Söhne eine Ausnahme machten, was mitunter der Fall 
war. Der Mannsvortbeil durfte daher nur aus Einem Dritttheile des 
Stammgutes und der Hälfte des erworbenen Gutes entnommen werden. 

Wenn der Vater felbft durch irgend eine fehriftliche oder münd—⸗ 
lihe Willenserflärung den Mannsvortheil beftimmte, und biebei den 
obenerwähnten Pflichttbeil unangetaftet ließ, jo müſſen Söhne und Töchs 
ter biemit zufrieden fein, wenn er and) den Mannsvortheil höher oder 
niederer, als e8 nach der Ortsgewohnheit üblich ift, feſtſetzte, weil für 
den Vater immer die Vermuthung ftreitet, daB er dag Intereſſe der 
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Familie am beiten wahrnehmen könne und wolle. Sollte jedod durch 
die väterlihe Verfügung der ftatutarifche Pflichttheil geihmälert mer- 
den, fo wären bie Kinder nicht berpfliähtet, dieſelbe anzuertennen, jon- 
dern beredhtiget, ihren vollen Pilichtiheil zu forberm. 

Der Vater iſt aberebenfomenig beredtiget, den Sök: 
nen den Mannzvortheil durd irgendeine Willenserklärung ganz 
zu entziehen, weil derſelbe ein den Söhnen burd das 
Gefeg eingeräumter erbrechtlicher Vorzug if, ber ibmen 
alfo nicht dur die Willkür eines Einzelnen, felbf des Vaters 
nit, entzogen werben barf. 

Benn der Bater den m orausvermachtniß hinterlaffen 
hatte, fo kann es in Betreff ver ung besjelben in den Mannsı 
vortheile barauf an, ob der Bateı us Üdlic erklärt hatte, bafı ber 
Sohn durch das erhaltene 9 = biniß an dem Mannsvortbeile 
nicht verfürzt werben folle, wu ſolche ausdrückliche Willens: 
&ußerung des Vaters nicht vo witeren Falle iſt der Sohn be: 
rechtiget, außer dem Voransvermugyınmerauch nod den Mannsvortheil 
zu fordern, jedoch mit Beachtung der dur die gefeglihen Anfprüche 
der Pflichttheilberechtigten gezogenen Grenzen. Im zweiten Falle jedoch 
wird das Vorausvermächtniß in den Mannsvortheil eingerechnet, weil 
Iegterer ohnehin fon ein bedeutender Vorzug der Söhne ift, die Ber: 
muthung aber niit für eine noch größere Ausdehnung dieſer Bevor: 
zugung auf Koften der übrigen Pflichttheilsberechtigten ftreitet, und 
feine diefer Bermuthung derogirende, fpezielle väterlide Erflärung 
vorliegt. 

Die geiftliden Söhne waren mit Rückſicht auf ihren ehelo- 
fen Stand und den Zweck des Mannsvortheiles von letzterem aus: 
geſchloſſen und nur einfach pflichttheilsberechtiget. 

Hier ſcheint es am Platze auch das in der Landesordnung zwar 
nicht erwähnte, aber auf altem Herkommen beruhende und in Tirol faſt 
allgemein verbreitete ſogenannte Zuchtgeld zu beſprechen. Wenn näm: 
li) beim Tode des Vaters mehrere Kinder von ungleihem Alter da 
waren, von denen einige entweder gar nicht, oder wenigſtens nicht voll- 
ftändig erzogen waren, fo wurde letzteren ohne Rückſicht des Geſchlech- 
tes und Standes aus dem väterlihen Nachlaſſe Behufs der Be: 
ftreitung der Koften der gewöhnlichen ftandesmäßigen 
Erziehung ein biezu hinreichendes Praecipium gewährt, 
welches Zucht: (Erziehungs:) Geld genannt wurde. 
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IX. Einfluß ded Standes auf das Erbrecht der Dedzendenten. 


Das Erbrecht der Söhne und Töchter des Adels, dann der geift- 
lichen Söhne, und der Nonnen war in Tirol nad eigenthümlichen, von 
der gemeinen Erfolge der übrigen Stände abweichenden Grundfägen 
geregelt. 

1. In Tirol unterfhied man, mie anderwärts, einen hoben 
und niederen Adel. Zum hoben Adel zählte man die Grafen, 
Freiberrn und Ritter, zum niederen alle übrigen Adeli- 
gen. Zum hohen Adel wurden auch alle jene Adeligen gered: 
net, welche ihrem Titel nah zwar zum niederen Adel ge: 
bört hätten, aber in die Tiroler Adelsmatrikel einge 
tragen waren und den Titel: „Ziroler Landmann” führ- 
ten. Die nun zu erörternden erbrechtlihen Beftimmungen beziehen fich 
bloß auf den hoben Adel; in Betreff der zum niederen Adel gezählten 
Familien fanden die oben. (sub VII.) beſprochenen allgemein geltenden 
Grundfäge über den Mannsvortbeil ihre Anwendung. Die Landes« 
ordnung ftellt nun über das Erbrecht der Deszendenten bei den Fa⸗ 
milien des hoben tirolifhen Adels folgende Grundſätze auf: 

a) Nur die Söhne allein erfreuen ſich des Erbred: 
tes, und fulzediren mit Ausihluß der Töchter und ih— 
rer Nachkommen in den väterliden und mäütterliden 
Nachlaß. 

b) Den Töchtern wird nur eine ftandesmäßige, dem 
älterlihden Vermögen entfpredende Ausfteuer gegeben, 
welche den juriftifhen Charakter einer erbrehtliden Ab» 
findung trägt, fo daß fie außerdem nichts mehr aus dem 
elterliden Nachlaſſe zu fordern berechtiget find, ſondern 
vielmehr ausdrüdlih auf jedes Erbrecht Verzicht leiten 
müſſen. 

B. 3. T. 344: „Wie Schweſtern neben Brüder unter dem 
Adel erben ſollen:“ 

„Ein jegkliche Tochter, die von Vätterlichem und 
Mütterlichem Guet unter dem Adel (ohne ausgedruckten 
Vorbehalt, daß fie eine Erbtochter fein ſolle) außge 
tewrt und entriht, oder die (als fie verbeyrath worden 
ift) gegen dem Heyratbguet ein Verzicht getban hat, die 
oder derfelben Kinder follen mit den andern Gefchwiftrigen Mann- 
liches Stammens Batter- oder Mutter ˖ Guet mit erben, Deßgleichen 
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wo mehr unverheyrathe Töchter vorhanden weren, bie 
felbigen follen zu Bortheil de& Mannliden Stammen 
der erſt außgeſtewrten Tochter mit Bericht und Heyrat- 
guet glei verheyrath werden. Und wo Batter oder Mut 
ter ohne Drbnung eines Teflaments Söhne und Töhter 
binder ihnen verliehen, und bey ihrem Leben keine ver- 
heyrath wär worden, biejelben Thchter follen in gleiher 
gefalt zu Vortheil dem Mannliden Stammen mit einem 
zimblichen Heyrathguet nah Gelegenheit deß Herfom- 
mens und Bermögens durch Gerhaben oder näch ſte 
Freund, wie von Alten hert m, Berzidt, auch ver 
beyrath werden, doch ihnen « uumere künfftige Todtfäll, die fie 
nach gemainen Landsbrauch ane de. 1 allweg vorbehalten,“ 

Wenn auch die Lanbesorbnuns ı hoben Adel das befondere, 
auf Erhaltung des Wohlftandes ı je3 der Familien abzielende 
Vorrecht gewährte, daß er feine ; „er zu Gunften der Söhne aus: 
fteuern, abfertigen, „entrichten“ Tonnte, fo war doch baffelbe in zwei: 
facher Weife beſchränkt: 1. bezog fi der von den Töchtern zu 
Bunften der Söhne geforderte Verzicht nur auf den elter: 
lien Nachlaß, nicht aber auf das denſelben in Rückſicht auf an: 
dere Verwandte zuftehende Erbrecht, „Doc ihnen (den Töchtern) alle 
andern Fünfftige Tobtfäll in allmeg vorbehalten.“ 

2. Bezog fi ber fragliche Verziht nur aufjenen 
Theil des elterlihen Vermögens, der fih inden Lan: 
destheilen befand, in denen die Landesordnung Geltung 
hatte, nicht aber auf das im übrigen tiroliſchen Gebiethe oder im 
Auslande befindliche Vermögen; in Betreff diefes Vermögens regelte 
ſich das Erbredt der Söhne und Töchter je nach den Gefegen des Dr: 
tes, wo die einzelnen Vermögensbeſtandtheile fich befanden. Diefe ter- 
titoriale Befhräntung des Erbeverzichtes der Töchter hatte zur Folge, 
daß das außerhalb des Gebiethes der Tiroler Landesordnung gelegene 
väterlige oder mütterlihe Vermögen zwiſchen Söhnen und Töchtern 
namentlich dort gleich getheilt wurde, wo das römiſche Recht galt, wäh. 
end ber im Gebiethe der Landesorbnung befindliche elterlihe Nachlaß 
ausfhließlih den Söhnen zufiel. Auf diefe Weile wurde die in dem 
Erbverzichten gelegene Härte gegen die Töchter theilweiſe gemildert. 

In Bezug auf die Größe ber Ausfteuer oder des Heirathägutes 
kam es darauf an, ob eine dießfällige väterliche Willenserklärung vor: 

29, oder nicht. Im erften Falle hatte es bei der au&brüdtichen väter: 
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lihen Verfügung zu verbleiben, auch dann, wenn einer Tochter eine 
größere Ausfteuer als der andern oder den mehreren übrigen Töchtern 
zugeimenbet wurde. 

Wenn jedoch bei Lebzeiten des Vaters nur Eine Tochter ausge: 
fteuert worden war, und über die Höhe der Ausfteuer der übrigen Töch⸗ 
ter keine väterlihe Willensäußerung vorhanden war, welche jelbitver: 
ſtändlich vor Allem beachtet werden mußte, fo baben die beim Tode 
des Vaters noch nicht außgefteuerten Töchter das Recht, eine gleiche 
Ausftener, wie die bereit3 entrichtete Tochter fie erhielt, auß dem vä- 
terlihen Nachlaße zu verlangen, weil die Vermuthung ftet3 dafür ſtrei— 
tet, dab der Vater für alle Töchter die gleihe Zuneigung gehabt, und 
daber auch allen die gleihe Ausfteuer zugewendet haben würde. Dieß 
gebt aus folgender Stelle deutlich hervor: „Deßgleihen, mo mehr 
unverbeyratbete Töchtern vorhanden waren, dieſelbi— 
gen Sollen zu Bortbeil deß Mannliden Stammen der 
erſt außgeftlewrten Tochter mit Berziht und Heyrathguet 
glei verbeyratb werden.“ 

Im zweiten alle, wenn nämlich der Vater weder über die Aus: 
fteuer aller feiner Töchter, noch wenigſtens einer derjelben eine Verfü: 
gung getroffen hatte, alfo gar Feine diepfällige väterlihe Willensäuße⸗ 
rung vorliegt, fo ift es Sache des Richters nach billigem Ermeſſen mit 
Berüdfihtigung der elterlichen Vermögensverbältniffe, des Tünftigen 
Standes der ſich etwa verbeiratbenden Töchter, dann der Anzahl ber 
Söhne u. f. w. die Ausfteuer, beziebungsmeife das Heirathsgut zu bes 
mefjen. 

Die beim Tode des Vaters noch nicht ausgefteuerten Töchter hate 
ten auch das Recht, um einen fichern Bemefjungsmaßftab zu gewinnen, 
die Verfaffung eines Inventars des Nachlaſſes zu verlangen. 

Die Ausfteuer der adeligen Töchter in Tirol betrug je nach den 
Bermögensverhältnifjen der betreffenden Familien: 4000, 6000, 8000 
Gulden, nad Umftänden wohl auch noch mehr, theild in Geld, theilg 
in Werthgegenftänden. 

An der binausgegebenen Ausfteuer erlangten die Töchter das volle 
Eigenthumsrecht; fie murde von allem rechtlichen Zufammenbange mit 
dem elterlichen Vermögen losgelöſt, haftete nicht mehr für die Schulden 
der Eltern, und konnte daher auch von den Gläubigern derſelben weder 
ganz, noch theilweife zur Befriedigung oder Sicherftellung ihrer Forte: 
rungen irgendwie in Anfpruch genommen werden. 

Wenn eine audgefteuerte Tochter bei Lebzeiten ihres Vaters, ohne 





3 CS bermeis: über Hrofifches: Exfreiik. 
erbberechtigte Linder zu Ginterlaffen find, fo fiel bie Muzfiener ober 
die an die Stelle derſelben getretene Frauengerabe mühe eine am Die 
Eltern zurüd, fonderm, nad dem foäter zu erörternben Brunbjägen der 
firotifchen Exhfulge, an die Gefihtmifier. 

Bas die Form der Erbrerzichte beteifft, for genügte im der Nagel 
das in Gegenwart bes Unmweifers (Minutes) ober der mädı- 
hen Berwandten var Meriht ahgegebene, biebfällige, 


ausdruckliche münd sen „bei adeligen Tremen“; 
eine Verzichtsurlunde war bt mothmwentig. 

Anders gefialteten LI} Äte der Tochter nach Juhalt 
and Form in dem Falle, er anfer Laudes 
8.3. 7.3: Wir laffen Bands-fürklider Rast 
biemit zue, daß allen Geiäleätern im bijem 
Land hinfüran frei r zw eines jeben wile 
Tahrliden Willen unt heben folle, ihre Ti 
ter, fo fie anfier Sands öllen, gegen einem Hew: 


tathguet und Fertigung, hu pie benjelben mie obgebört 
beftimmen und geben werden, dermaßen und geſtalt auf: 
ftewren, daß diefelben ihre Töchter (inmaßen bei Bra: 
fen, Herren und von Adel im heiligen Römifhen Reid 
gebräudig ift) ich dargegen mit einem gelehrten Ayd, den fie 
bierumben zu Gott und den Heiligen mit ihren Hand 
auffihr Bruft gelegt ſchwören follen, alles und jeded ihres 
Batterlichen und Mütterlihen, auch Brüderlien, Schweiterlichen 
und Betterlihen Grbguets und Erbö-Gerechtigkeit, fo lang und vil 
ein Manns-Stammen ihres Ramens und Geſchlechts vorhanden ift, 
verzephen und bierumben au genugfame Verzichten un: 
ter der Verfertigung und Befiglung berjelben Töchter 
Anmeifer undverfprodhenen Ehegemabel aufigeriht und 
von ihnen genommen: und follen au diſe, der Töchter 
Ayd, in Gegenwart der nädhften Freund und deren fo 
auff dem Tag der Heyrathsverſprechung oder Handſchlag 
zugegen ſeind, geſchworen, und die Nothdurfft darum: 
ben auffgericht werden.“ 

Im Falle der Verheirathung der adeligen Töchter außer Landes 
beſchrankten fi die von denſelben auszuſtellenden Erbverzichte nicht 
auf ben väterlichen und mütterlichen Nachlaß, ſondern bezogen fi) auch 
auf den der Brüder, Schweftern und Bettern; unter den letzteren vers 





Dbermweis: über tirolifches Erbredt. 339 


fland man nach dem gemeinen landesüblichen Sprachgebrauche alle Bluts- 
freunde ohne Nähe des Grades. 

Die Wirkſamkeit der Erbverzichte der adeligen Töchter dauerte fo 
lange, alö der Mannsſtamm der Yamilie nicht ausgeftorben war; erft 
dann begann das Erbrecht der Töchter wieder aufzuleben. 

Entiprehend der größeren Ausdehnung der Erbverzichte der außer 
Landes beiratbenden abeligen Töchter, war auch die Form eine feier: 
lichere, nämlich die Bekräftigung derfelben durch einen in Gegenwart 
der nächſten Verwandten und allen bei der Verlobung Anmejenden ab: 
zulegenden feierlihen Eid und die Errichtung einer förmlichen Verzicht: 
urkunde. 

Es iſt ſchließlich wohl als ſelbſtverſtändlich zu betrachten, daß 
die Erbverzichte der adeligen Töchter in allen Fällen auch für ihre Nadı: 
fommen bindend waren, fo daß diefe, und wären es ſelbſt Söhne, Fein 
Erbredt in Bezug auf das Vermögen der Blutövermandten ihrer Mut: 
ter hatten, indem fonit der Zweck der Erbverzihte, Erhaltung des Ver: 
mögens bei der Familie, vereitelt würde. 

2. Das Erbrecht der geiftlihen Söhne und der Nonnen wird zwed: 
dienlicher bei Beſprechung der geiftlichen Verlaſſenſchaften erörtert wer: 
den, wo die beiden Fragen, ob und mie weit Geiftlihe in den Nach⸗ 
laß von weltlichen Berfonen, und Weltlihe in den von geiltlidhen Ber: 
fonen fulzediren können, im Zufammenhange beantwortet werden follen. 


X. Das Erbrecht der Deözendenten fernerer Grade. 


Wenn bloß Deszendenten erften Grades vorhanden find, fo er: 
bält jedes Kind für fein Haupt einen gleichen Theil nad dem alten 
Rechtsſprichworte: „Soviel Mund, foviel Pfund“, jedoch mit 
den durch die betreffenden Anſprüche auf das Heergeräthe, die Ge: 
rade und den Mannsvortheil erzeugten Modifilationen. Sind jedoch 
neben Deszendenten des erften Grades auch foldhe fernerer Grade, Kin: 
der von verftorbenen Kindern, Enkel, Urentel u. ſ. w. des Erblaſſers 
vorhanden, jo war legteren durch die Landesordnung geitattet, in Be- 
zug auf das Erbrecht an die Stelle ihrer verftorbenen Eltern zu treten, 
und jenen Theil des Nachlaſſes an fich zu ziehen, der ihren Eltern, 
wenn fie noch gelebt hätten, gebührt hätte. Dieſes Eintritts-, 
Borftellungs: oder Repräfentationgredtift allen Kinds— 
findern ohne Rückſicht auf die Nähe des Grades gewährt. 
3.3.7.10. „Wann Batter oder Mutter Kinder und Kinds: 
finder, Enidlein genannt, nah Todt verlafien, fo erben 
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die Kindskinder an ihren Eltern ſtatt mit den Kindern 
Die Kind ihr jedes nad feinem Haubt, aber die Einklein, 
das find Kindöfinder im Stammen mit meer dann ihr Batter oder 
Mutter, ob fie gelebt, geerbt hetttn. B®. 9. T. 11. „Ob Vatter 
oder Mutter nahe und weite Kinds-Kinder, die Enidle und Ur- 
enickle u. |. m. genannt werden, für und für hinab nah Todt 
verließen, die erben alle Teich alfg, daß zu beyder jent die 
näbern an ihrer abgı nen Batter, Mutter oder € 
tern ftatt, und die fernerm auch an ihrer Eltern ftatt zugelaffen 
werden: doch follen fie nit nah Anzahl der Häubter oder 
Berfonen, fondern nah dem Stammen ihrer Eltern, an der 
Statt fie geben, erben, ı i⸗ indifem Fall nit, daß 
ein Grad ferner ift, da vde der.” 8, 3,8. 12, „Wir 
fegen und ordnen auch? siemeil Kind ober Kinds: 
Kind (die feyen wie weit Mm m Leben find, daß das 
gelaffene Öuet allein auffr u!ben Kind und Kinds: 
Kind, für umd fürzu rechnen und nit binder fih an die auf- 
ffteigend, noch neben fi auff die Seyten, das ift, auff 
die Zwerd:Linien fallen und geerbt werden ſoll.“ 
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in drei Abfchnitte. Die erfte behandelt die dem öffentlihen Rechte angeböri- 
gen Berbältnifie der unehelihen Kinder, alſo Staatslörperfchaft, Gemeinderecht 
Korporationsrecht u. dgl. Der zweite Abſchnitt ift der Daurftellung der privat: 
rechtlichen Verhältnifie gewidmet, bei denen wieder die yamilienrechte von den 
Vermögensrechten unterfchieven werden. Hier wird die Stellung der Kinder zur 
Familie der Aeltern, ihr Unterhaltsanfprud, die Legitimation und das Erbredt 
einer näheren Erörterung unterzogen. Der dritte Abſchnitt endlich umfaßt das 
Proceßrecht und handelt abgefonvert: Bon der Einleitung zur Klage — mir 
fommen darauf zurüd —, von der Klage felbit und vom Beweiſe. Den Schluß 
bildet die ſchon früher erwähnte ftatiftif he Ueberſicht. 

In privatvechtliher Beziehung haben 5 Cantone und 3 Halbcantone den 
j. 9. Baternitätgrundfag, der auch in unferem öfterreihifchen Rechte vormwaltet, 
angenommen, während 13 Cantone und 3 Halblantone nad dem Borgange des 
franzöfifhen Rechtes dem Maternitätsgrundfage folgen, doch geftatten die meiften 
Santons : Gefeßgebungen die freiwillige Anerkennung des unehelihen Kindes von 
Seite ſeines Erzeugerd. In diefem Theile — fo wie in jenen Cantonen, in denen 
der Paternitätögrundfag gilt — im Yalle der Ausmittlung des unebelichen Vaters 
durch richterliben Ausſpruch trifft diefen nad allen Schweizer Geſeßen (mit Aus- 
name jener von Appenzell, Außer:Rhoden) die Alimentationspflict, und es geht 
diefelbe, analog unferem öjterr. 3. ©. B., glei einer anderen Schuld auf die 
Erben desfelben über. Eigenthümlich ift die Beitimmung eines Graubünpner 
Geſetzes vom 9. Jänner 1855, zufolge welcher, wenn der Vater nicht ausgemit⸗ 
telt wird, Alle, die der Mutter fieben Monate vor der Geburt fleifchlidh beige: 
wohnt haben, das unehelihe Kind zu unterhalten und der Mutter die Kinbbett- 
foften zu bezahlen verpflichtet find. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ift 
ebenfalls beinahe allenthalben anerkannt, nur erjtredt fie ſich (in den frangöfiichen 
und italienifhen Cantonen) nicht auf die aus Blutſchande oder im Ehebruche er 
zeugten Kinder. Die Legitimation durch obrigkeitliches Nefcript ſteht zumeiſt dem 
Großrathe als der oberften gejeßgebenden Behörde zu. Sehr verjchieden find die 
Beftimmungen über das Erbrecht der unehelichen Kinder, doch zeigt ſich auch bier 
vorwiegend der Einfluß des öfterreihifchen (3. B. in Züri), Luzern, Graubünden, 
St. Gallen u. f. mw.) und des franzöfiihen Rechtes (Bern, Genf, Wallis, Teſſin 
u. f. w.); eine eigenthümliche Beſchränkung des Erbrehtes der uneheliheu Kin: 
der findet noch in Wallis ftatt, nämli die Erbunfähigleit in dem Falle, ala der 
Bater oder die Mutter zur Zeit der außerebelihen Zeugung die priefterlichen Wei: 
ben bejaßen oder durch Kloftergelübde gebunden waren. 

Mas die ſchon oben angedeutete Einleitung zur Vaterſchaftsklage betrifft, 
fo haben wir diesfalls hervorzuheben, daß die meiften fohweizerifhen Gefeßgebun: 
gen der außerehelich geihmwängerten Weibsperſon die Pflicht auferlegen, von ver 
Thatſache ihrer Schwangerſchaft einer amtlihen Stelle (3. B. dem Pfarramt, dem 
Gemeindeamte oder der Gerichtsbehoͤrde) und zwar binnen einer beftimmten Seit 
(vor Ablauf des 5. Monates, im 6. Monate, fpäteftend bi3 zum 210. Tage der 
Schwangerſchaft u. dgl.) Anzeige zu machen. Hierauf folgt dann eine Vernehmung 
der Geſchwaͤngerten — das ſ. g. Genießverhoͤr — über den Urheber, die Zeit 
und die Umflände der Schwängerung; es wird vor, während oder unmittelbar 
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nad der Niederkunft vorgenommen; man ging hierbei, wie ber Beriafier bemerkt, 
von der Anfiht aus, daß ed während. der Geburtäwehen, vor und’bei j grob 
artigen Kataftrofe, in der das eben eines jeden Weibes in der größten Gefahr 
feht, nicht möglich jei, daß ſelbſt der Leichtſinn eine falſche Ungabe made. In 
den ungewohnten entjeglihen Schmerzen, am Rande des tiefen Grabes, jollte doch 
nur die Wahrheit und feine Lüge als möglich erſcheinen ! Ob dieſe Borausfekung 
pſychologiſch begründet ſei und ob fie, wenn dies auch der Fall wäre, ben Bor- 
wurf der Barbarei der in Frag: ” “ nden Br schrift zu befeitigen vermöge, fcheint 
und, wie Herrn Weber jelbft, fee yweilelbaft, In Betreff ver Klage jelbit umter- 
ſcheidet der Verfaſſer die Klage auf Anerkenm ng der Mutterjchait, die Baterni- 
tätöllage , die Alimentationsllage und die, Klage auf Entihäpigung (Kind: 
betttoften, KR often der Nieverkunft, Defloratt geld u. j. mw.) Der Alimentations- 
(nad) Umftänden ver Baternitäts-) Alage m zufolge der einzelnen Gejeige: 
bungen verſch iedene Einreden entgegengeicps erben, als welde nachſtehende be: 
zeichnet werden: Der Cheftand des Beklagten; das jugendliche Alter des Beklag- 
tem; der verheiratete Stand der Klägerin; der Widerſpruch in ben Angaben ver 
felben bezügli des Schwängerers; die Unfittlicleit der Klägerin; ber Tod des 
Kindes; Nihtanzeige der Schwangerſchaft inner der gejehliben Feift; bie Nicht: 
beiziehung von Zeugen bei der Geburt; das Alibi des Vellagten, der Wider: 
fprud) in der Zeitangabe der Schwängerung mit der Geburt; die Impotenz der 
Bellagten. In der Materie von dem Bemweifen bebt der Verfaſſer nur jene 
Momente ber vor, welche in dem Vaterſchafts: oder Alimentationsprocefie Abwei- 
ungen von den allgemein geltenden Grundjägen enthalten. Er ermähnt hierbei des 
Grfüllungseides, der nad der Gejeßgebung einiger Cantone in der Art zu: 
läflig erſcheint, daß die Klägerin ſchwoͤrt, der Angellagte ſei der Bater des Kim 
des, und daf fie, die Schwörende, zur Zeit der angegebenen Schwängerung wit 
keiner anderen Mannsperſon fleiiplihen Umgang gepflogen habe. Auch dieſes 
Beweismittel ift aber an gewiſſe Bedingungen geknüpft, die fi teils auf 
genaue Befolgung beftimmter Formalitäten, theil® auf den ſittlichen Charakter 
der Beweiöführerin bejieben, und mehreren perjönlichen Einreden auögeiebt, weldhe 
zum großen Theile mit den oben angegebenen zujammenfallen. 

Anderſeits lafien einige Schweizer Geießgebungen aud ven Reinigungs: 
Eid der Bellagten zu. 

Bir lönnen dieſe kurze Anzeige nicht ſchließen, ohne dem Berfafler das 
Lob einer fleißigen Zufammenftellung, mit Harer, lichtvoller Auseinanderjegung — 
welche bei 25 verſchiedenen Pegiälationen nicht mit geringen Schwierigieuen ver- 
bunden war — und einer gewiflenhaften Vergleichung des Schweizer: Rechtes mit 
dem römijchen, franzöfiihen, preußiſchen und öfterreihijhem Rechte zu zollem. 

v. Stubenraud. 

Vie ſchtiʒtriſcht Volhswirtigeft Don Dr. A. Cmmingbaus. Zweiter Bau. 

Der ſchweizeriſche Handel und die Güteranwendung in der Schweij. Leipzig 

Mayer 1861. VIII und 389 ©. 8, 


Der Berfafler bat jein Wort gehalten und fo liegt nun aud) der zweite 
ned Werke? vor und, der in zwei Hauptabtheilungen den ſchweijeriſchen 
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Handel (6. 1-81) und die Güteranwendung in der Schweiz (6. 28T— 
389) ſchildert. 

Auch bier bleibt der Verfafler feiner Methode getreu und erörtert wieder zuerft 
die Grundlagen des ſchweizeriſchen Handels (S. 1—49). In der That mußte 
Vieles zufammentreffen, um troß der für den Handel noch mehr als für die In— 
duftrie ungünftigen Lage der Schweiz jenen zu folder Blüthe gelangen zu laflen. 
Der Berfafler weift in diefer Beziehung überzeugend auf den SKapitalreihthum, 
die Vollsbildung, die Naturanlage, die Rechtsſicherheit (befonderd auch auf dem 
internationalen @ebiet — zur Beberzigung für Deutichland ſei's gejagt !) 
und die Freiheit des Handels in der Schweiz hin. — Daran reiht ſich die 
Darftelung des fchweizerifchen Zollweſens (5. 49-62) und die Betrachtun: 
gen des fchweizerifhen Bin nenhandels (5. 62—1%5). Beſonders bier war 
die Arbeit des Verfaſſers eine fehr mübevolle, da ihn die ftatiftifhen Daten lei: 
der häufig im Stiche ließen, während der Darſtellung des internationalen 
Handel der Schweiz (S. 125—183) allerding® mehr Anhaltspunkte gegeben 
waren. Beſonders intereſſant ſcheint ung die Beſprechung ver Hilfsmittel des 
|hmweizerifhen Handels und Verkehrs (S. 184—281), in welcher der 
Berfafier unter Anderem nadhmeift, va in Bezug auf die Ausdehnung des 
Telegrafenweſens kaum England mit der Schweiz rivalifiren Tann. 

Auch die Erörterung der Büteranmendung in der Schweiz führt zu 
den günftigften Schlüffen auf den Volkswohlſtand derſelben. Es ift dabei fehr an- 
zuerlennen, daß der Berfaffer nicht, von Vorliebe für feine Wiſſenſchaft geblendet, 
da3 materielle Wohl als Zweck des Menfchenlebend anfiebt, und darum aud 
(S. 383) den Saß aufitellt : „Es giebt feine Ausgabe, welche fo vielfache Zinjen trägt, 
al3 diejenige, welche ein Volk auf die Erzielung einer harmoniſchen Entwidelung 
feiner förperlihen und geiftigen Kräfte verwendet.” Glüdlih darum die Schweiz, 
welche 18.75 Prozent der Staat3einnahme für den Unterriht und nur 15 Prozent 
derfelben für ihr Militär verwendet. 

Zum Scyluffe diefer kurzen Anzeige nur die Bemerkung, daß auch die 
Darftellungsmeife des Verfaſſers im Ganzen fehr anziehend und lebenpig ift. Nur 
bie und da ftoßen mir auf ein neugebilvetes Wort, wie 3. B. „Verkehrſamkeit“ 
welches uns feine Bereiherung der deutichen Sprache dunkt. — Jedenfalls ver: 
dient daS Buch die Aufmerffamleit eines Jeden, der ſich mit Nationalölonomie 
beſchaͤftigt. G. 


Abhandlungen aus dem Gebiete der vergleichenden Strafgefehkunde mit beſonderer 
Rüdfiht auf die bezüglich des Diebſtahles in der Vorzeit beftandenen 
und in den Staaten deö deutſchen Bundes, Frankreich, Rußland und in 
der Schweiz geltenden Strafgejebe. Bon Dr. Auguft Weeber, Lanvesad-: 
volaten zu Weißlirchen. Olmük 1861, Co. Hölzel. 


Wir begrüßen das Streben des Berfaflerd, an der Vorbereitung einer ge 
meinfamen Strafgefeßgebung für Deutfchland mitzuwirken, mit der Freude des 
Gefinnungsgenofien. Wenn von Praltitern, in der Pflege einer ifolirten „Cobifis 
kation erzogen, das Bedürfniß gefühlt wird, der Idee deutſcher Rechtseinheit zu 
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dienen, dann hat das Hoffen auf eine deutſche Reichsftrafgefehgebung aufgebört, 
ein Wagniß vaterländiiher Wunſche auf Koften des Verftandes zu fein *). 

Klar über das gemeinfame Strebeziel, ift ber Verfaſſer noch unllar über 
den richtigen Weg ber vergleichenden Strafgejehtunde, 

Die ein multorum Camelorum onus bildende Sufammenftellung verſchie 
dener Strafgefege über Diebjtahl ift feine wiſſenſchaftliche Vergleihung, nur eine 
Sammlung zum Behufe der Vergleihung ſelbſt. Dieſe befteht aber keineswegs 
bloß in ver Rubricirung des Verſchiedenen und Uebereinftimmenven. Auch läßt 
fi eine fruchtbringende Vergleihung nicht erzielen, wenn, wie es in ber vorlie 
‚genden Abhandlung der Fall ift, ver Verfafler die Fortſchritte ver Gefebgebungs: 
kunſt feit dem Jahre 1851 nicht Fennt, mithin nicht einmal volltommen Herr bes 
zu vergleihenden Geſetzſtoffes ift. Hr. Dr. A, Weeber wird zum Rechtshiſtoriter 
wider Willen, indem er nicht mehr beftehende Strafgefeße als nod geltende dar- 
ftellt. So wird 5. B. das ältere Ariminalgefepbuh für Sachſen v. 1838 ala nod 
beftehend angeführt, dagegen das gegenwärtig im. Rönigreihe Sachſen geltenve 
Strafgejegbud vom 11. Auguft 1855 nicht beachtet. Dasjelbe ift der Fall mit 
dem neuen Strafgeſetzbuche für Oldenburg vom 3. Juli 1858. Auch andere neue 
Strafgefege 3. B. für Sardinien vom 20. Nov. 1859, der bereitö zum Gefeh er ⸗ 
bobene Entwurf des Strafgefehes für Baiern von 1860 u. m. a. find dem Ver- 
faſſer unbelannt geblieben, abgefehen von den neueiten Gefehgebumgsarbeiten in 
Belgien, Bremen, England, Portugal und zahlreichen Novellen zu den älteren 
Strafgefegbüchern. Ebenfo wenig Berüdfihtigung fanden die Fortbildungen der 
geltenden Strafgeieße durch den Gerichtsgebrauch und die wenigen nberftgericht: 
lichen Entſcheidungen, die citirt werden, gehen nicht über dad Jahr 1852 hinaus. 

Iſt etwa die Sammelarbeit feit diefem Jahre brach gelegen? 

Die Anlage des Wertes ift fonft richtig gedacht, defto empfindlicher wirkt 
auf deſſen Lefer die mangelhafte Ausführung derfelben. Der geehrte Verfafier 
hat in feinem früheren Werte über die Grundprinzipien des Strafprozeſſes anerlannt 
Verdienſtliches geleiftet. Die einheimifche Literatur zählt ihn zu den Schrift: 
ftellern, die auf beſſeren Wegen das Beflere fuhen. Möge ihn das freimüthige 
wohlgenieinte Wort der Kritik nicht werbittern, das in der vorliegenden Abhand⸗ 
lung einen Verſuch erblidt, der wegen Vernadläfjigung unerläßlicher Quellen- 
ftudien und unabweißbarer reiferer Verarbeitung geradezu als ungenügend zu bes 
zeichnen ift. 

Die Begründung diefes Verdiltes iſt leicht. 

Dem dogmatiſchen Theile der Abhandlung ift ein f. g. biftorifher Theil 
vorausgefhidt. Unter der Firma: hiſtoriſche Entwidlung hebt der Berfafjer 
aus den Strafnormen der Vergangenheit hervor: „nah müh famen 
Forſchen, was intereffant ſchien“. Höchſt mangelhafte Quellenfunde und 
ein lüdenhafter literarifher Apparat rächen fi an der Zufammenftelung deſſen, 
mas Hrn. Dr. U. Weeber intereffant ſchien. Für ihn haben Dollmann, Wächter, 
Abegg, Geib, Ofenbrüggen, Köftlin u. a. m. nicht gefhrieben. Die Geſchichte des 


*) Bergl. Allgemeine deutſche Strafrechtäzeitung von Prof. v. Holgenborf. 
1861, Nr. 3. 
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Eigenthumsv erbrechen in dem Neichsftrafrechte, in den Stadt: und Landrechten 
des 13. und 14. Jahrhunderts, abgefehen von der Behandlung diefer Verbrechen 
im kanoniſchen Rechte und in den Bußoronungen haben für ihn wenig allgemei: 
nes wiſſenſchaftliches Intereſſe. Die Darftellung des Diebjtahled nach den Volle: 
rechten, jowie die Entwidelung der Eigenthumsverbrechen in der Zeit vom Sadı: 
jenfpiegel bis zur Bambergenfi3 find Belege der Unkenntniß der Quellen. 
Der Berfaffer theilt in der Manier von Herbft Bruchſtücke aus einzelnen, 
die frühere Ausübung ded Strafrecht betreffenden Gejegen mit und mo ibn 
Quellenftudien verfagen, hilft er fidy mit einem salto mortale oder Gemeinpläßen. 
So ſchildert Dr. A. Weeber die Zeit vom Sadjenfpiegel bis zum Beginne des 
16. Jahrhunderts mit folgenden dreiften Striben: „Doch mangelte es nicht 
gänzlich an lokalen Gefetzen und einzelnen allgemeinen ftrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen. Zu erjteren find mehrere Stadt: und Landrechte zu rechnen, obgleidy 
die meiften (!) derfelben erft einer fpätern Zeit, nad (I) Karl V. angehören; 
unter den leßteren, welche für das ganze Reich erfloſſen find, verdient in®: 
befondere jene Konftitution Kaiſer Friedrih Barbaroſſa's hervorgehoben zu 
werben, nach welcher jeder Diebftahl ohne Ausnahme mit dem Tode geftraft wurde. 
Dabei ver weiſt der Berf. auf II. Feud. 27, 8, 8. Dambouder und Geſetz und 
Statuten. Ich möchte ihn auf Köftlin, der Diebftahl nad) dem deutichen echte 
vor der Karolina in der Münchner krit. Ueberſchau III. und in |. Abhandlung 
aus dem Strafrechte 1858 8. 17, auf Dfenbrüggen Alaman. Strafr. 1860 $. 126 
Böhlau Nove Constitutiones Alberti, d. i. der Landfriede v. 1235 (1858) 5.77, 
Hälfchner, Geſchichte des Branveburg: Preuß. Strafrecht? 1855 S. 40, Nößler, 
Rechtsdenkmäler aus Böhmen und Mähren, Tomaſchek, Iglauer Stadtrecht und 
ältefte Statuten der Stadt Trient, Biſchoff, Olmützer Stadtrecht und insbeſondere 
auf Stobbe’3 Geſchichte der deutfchen Rechtsquellen aufmerlfjam mahen. — Nah 
biefer Andeutung dürfte e8 genügen, nur einige Berichtigungen der Anfichten 
des Verfaflerd zu notiren. Die Bambergenfi3 wird irrig 1510 ftatt 1507 datirt. 
Lange ſchon widerlegt ift die Fabel von Marimiliang XIhätigleit für ein gemein: 
verbindliche® Reichsſtrafgeſetz und auf einer Verwechslung der Ausarbeitung des 
erften Projektes zur Karolina im 5%. 1521 beruht es, wenn Dr. Weeber bemerft, 
daß mit dem Abichieve des Reichſtags zu Worms 1521 eine peinliche Gerichts: 
ordnung erlaffen wurde, die „jedoch nur theilmeiie in Anwendung kam *) !” 
Erſt auf Grund einer neuen Weberarbeitung des eriten Projelte® und der Bor: 
lage vefjelben auf den Neihstagen zu Nürnberg 1524, zu Speyer 1526 und nad) 
abermaliger leberarbeitung und Vorlage dieſes Projektes auf dem Reichstage zu 
Speyer 1529 und nochmaliger Vorlage auf dem Reichstage zu Augsburg 1530 


*) N, Sammlung der Reichsabſchiede TI. 206: Darzu jo befehlen wir biemit 
unferm ftaptbalterräthen, daß fie die peinliche gerichtsordnung, wie die allhir 
mit rath der fländen in die form und begriff geftellt, für handen neb: 
men, weiter nah nothdurfft ermeſſen und eriwegen, und 
fürter an unfer ftatt, ven rechten und Billigleit gemäß, im beil. reich 
aufrichten . . . Bol. auch in Zöpfl’3 Ausgabe ver Karolina 1842 die 
beiden Brojelte von 1521 und 1529. — 
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erfolgte belanntlich die envlihe Annahme auf dem Neichetage zu Negensburg im 
Jahre 1532. Irrig ift es, daß (mie Dr. Weber anführt ©. 44) des Exzber; 
thumes Oefterreich pofitive Gejekgebung von Ferdinand I. berftamme, da Bir 
ſchon von Marimilian I. vatirt, und nicht korrekt die Behauptung, dab die 2. ©, 
DO. für Oberöfterreib von 1559 bis zur Ferdinandea von 1656 im Lande im: 
ter der Enns Geltung gebabt habe. Als Grundlage der Gefehgebung biejes 
Landes ift die befannte Marimilianiice 2. ©. ©. von 1514 anzuerfennen, Much 
in Tirol fol es nad des Verf. Anfiht ein umfaſſenderes Geſetzeswert erft jeit 
153% gegeben haben. Schon aus den bekannten Rapp'ſchen Beiträgen zu ben 
ältern Statutenwejen Tirols, ſowie aus Wachter's gemeinen Recht Deutigland's 
(1844) bätte ſich der Verf. ohne muh ſa mes Forichen eines Beſſeren belehren 
tönnen. Einen fihereren Boden fühlt der Verf, unter feinen Füßen erſt mit dem 
Beginne der Auszüge aus den peinlichen Gerichtsorbnungen, aus dem Yofefimi- 
ſchen Criminalgefepe und allgemeinen preußiſchen Landrechte, aus dem belvetiichen 
und ruffifhen Strafgeſehe. 

Der dogmatiſche Theil gliedert fi nad den vier Momenten: Subject und 
Gegenftand des Diebftabls, Handlung und Abfiht. Am ſchwächſten und oberfläd- 
lichſten ift gerade der jo überaus wichtige und ſchwierige Theil, der von ver Dauer 
und Art der Diebftahlsftrafen handelt, erörtert. 

Praktifch beachtenswerthe gute Erörterungen find dagegen bie Unterfuhungen 
über den Anfang des ftrafbaren Verfuches, bereit? im 5. B. diefer Zeitihrift S. 
154—189 abgebrudt, über die Zuſammenrechnung der Beträge aus verfuhten und 
vollbrachten Diebftählen, über die Qualification des Diebftahles durd das Sperr: 
verhältniß. Gern würde Referent auch die eingefhachtelten Erörterungen über die 
Grenze der Zurehnungsfähigleit wenigſtens aus dem Geſichtspuncte des pralti: 
ſchen Bedürfniſſes würdigen, doch ftehen diefelben nicht bloß unter dem Niveau 
der gerichtlichen Pſychologie der Gegenwart, fondern auch mit fi) felbft im Wi: 
verfpruche. Während der Berf. ©. 129 erflärt, ver gänzlibe Mangel des 
Erfenntniß: und Unterfheidungs: oder des Willensvermögen? fei der einzige Gee- 
Ienzuftand, der die Zurechnungsfähigkeit ausſchließe, vermißt derjelbe eine Beftii 
mung für den die Zurehnungsfähigteit begründenden Fall, wo Jemand des Ge: 
brauchs der Vernunft nicht ganz (S. 133), wohl aber in einer befiimmten durch 
eine fire Idee angedeuteten Richtung hin ununterbroden beraubt, in jeder 
anderen Richtung hingegen feine Seelenthätigkeit ungetrübt ift. — Hier liegt ein 
gänzliher Mangel des Grienntniß: und Unterfheidungsvermögens nit vor, und 
doch ift ein nach des Verf. Meinung die Zurehnungsfähigteit ausſchließender See: 
Ienzuftand anzunehmen. Schon dieſes eine Beifpiel follte ven Verfaßer künftighin 
auf diefem äußerft ſchwierigen Gebiethe der Zurehnungslehre behutfamer machen 

Prof. Wahlberg. 


Selten in Geferreic Schwurgerichte eingeführt werden? Die Antwort widmet den 
öfter. Landtagen und den Geſchworenen der Jahre 1850 u. 1851 ein prat: 
tiſcher Juftizmann. Wien 1861, 5. Manz. 

Ueber die Wäthlichkeit zur Einführung des Gefgwornen-Infitutes in Galiien und 
Iuhswina Aus dem jchriftlihen Nadlaffe des jub. 8. l. Oberlandeögerichtä: 
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und Comp. \ 


Die erfigenannte Flugichrift ift unvertennbar aus einer Feder des jegigen 
Juſtizminiſteriums gefloflen, und im guten Sinne des Wortes eine tendenziöfe 
Abhandlung. Minifteriell ift das Motto, minifteriell die Widmung für die Land: 
tage; ich denke, dem Reihsrathe hätte die Widmung der Antwort auf die Jury: 
frage vor Allem gebührt. Bei dem innigen Zufammenbange der Schwurgerichtöver: 
fafjung mit der Staat3verfafiung ſcheint es, felbit von der Competenz des enge: 
ren Reichsraths abgeſehen, eine Forderung der Rechtseinheit in den durch den en: 
neren Reichsrathe vertretenen Königreihen und Ländern Oeſlierreichs zu fein, die 
Frage über die Einführung der Schwurgerichte, welche ver Verfaſſer jelbft als 
nüglihe und tragfähige Säulen des öfterreihiihen Reichsſtaates bezeichnet, den 
öfterr. Landtagen nicht anheimzuſtellen. Man wende nicht ein, daß die realen 
Bedingungen der Wirkfamleit des Geſchworneninſtituts in den bezeichneten Ländern 
provinziell verfchiedenartig feien. ft überhaupt die Einführung der Jury in 
den nicht:ungarifhen Ländern als ftatthaft anerkannt, dann kann der Unterjchied 
in den realen Bedingungen derſelben in den öfterreichijchen Ländern eben nur 
einen Unterfchied in der Bildung der Gefhmornenliften begründen, und die Detail: 
gefeßgebung über die Beſetzung ber Geſchwornenbank wäre hiernach das Reſervat⸗ 
gebiet der Landtage. 

Geftügt anf ämtlihe Berichte der Staatsanmwaltihaften und Gerichte ges 
langt der Berfafler nad einer Haren und gewandten Widerlegung ver haupt: 
ſächlichen Einwendungen der Gegner der Schmwurgerichte zu dem Nefultate, daß 
fich in Defterreih dad Geihmornengeriht während 14 Monaten bereit3 bewährt 
babe. Bon Galizien, der Bukowina und dem italifchen Gebiete abgefehen, da in 
diefen Ländern in den Jahren 1850 und 1851 Schwurgerichte nicht beftanden, ift 
nad des Perf. Ueberzeugung die Wiedereinführung der Schwurgerichte in den 
übrigen nichtungarifchen Ländern fobald ale möglich zu bemerfitelligen. Weber 
die durch die Wiedereinführung des Geſchworneninſtitutes nothmendig werdenden 
Reformen der Strafgefeßgebung fpricht ſich der wohlunterrichtete Verf. vorläufig 
niht aus. Seiner Andeutung, daß fi jchon das beftehende Strafgefeß zur Fra: 
genftellung an die Geſchwornen beſtens eigne, muß ich vorläufig widerſprechen. 
Hat doc die Männer, die gegenwärtig dad Suftizminifterium in legislatoriſcher 
Beziehung vertreten, bei der Berathung der prov. St.B.D. von 1850 die Ueber: 
jeugung von der dringenden Nothwendigkeit einer neuen (auf Geſchworne beredh: 
neten) Legislation geleitet, und ließe es ſich aus manden Schwurgerichtäverhanv: 
Iungen erſichtlich mahen — abgejehben von den Privatäußerungen ehemaliger Ge— 
ſchwornen — daß einzelne nad) Maßgabe des Strafgeſetzes formulirte Fragen: 
ftelungen an die Geſchwornen einen verwirrenden ungünftigen Einfluß auf das 
Ergebniß der Wahrſprüche geübt haben. 

Eine Ergänzung der vorliegenden interefianten Schrift liefert der Beitrag zur 
Surpfrage in Balizien und in der Bulowina von dem früheren Landredtspräfi: 
denten zu Gzernowis, ©. Ritter von Umlauff, der fih für die Ginführung der 
Schwurgerichte in diefen Ländern erllärt, obgleidy er ein principieller Gegner wie: 
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ſes Inſtitutes war, und die mannichfaltigen und nicht geringen Schmierigeiten, 
die einer gebeihlihen Wirkfamfeit der Jury auf dieſem Gebiete enfgegenfteben, 
aus eigener Anfhauung kennen gelernt bat. Diefer geachtete Juſtizmann erklärte 
fich für die Einführung der Geſchwornenbant in die galigiſche Strafrechtäpflege, 
weil dieſes Inflitut ein ſchwet zu trennendes Glied der übrigen conftitutionellen 
Zugeftändnifle bildet, durch Nichteinführung der Schwurgerichte in Galizien bie fo 
erfprießlihe Einheit und Gleichheit ver Gejehgebung und Verwaltung leiden und 
das Voltögefühl gefräntt würde, zumal das Volk daſelbſt in den höheren Schic— 
ten keiner Nationalität ander “— €  "zuftehen überzeugt ift, unb am Chr 
geiz, politifher Strebjamteit, wer Rome ben meiften vorausgeht. — Das 
Ertraͤgniß diefed Privatgutachtene yat dei usgeber dem ivaderen Wiener Un: 
terftügungsvereine für biljsbebürftiae Mo+ er gewidmet. Wahlberg 


ehrbuch des dentſchen Strafrecht» 
m Tübingen. Erſter Be 
Bir bezeichnen das vor 


ıv Geib, ord. Profeſſor ber Rechte 
psig, Verlag von S. Hirzel, 1861. 


uch in Form eines alademiſchen 


es Strafrechts beflimmt, in einer 
‚ Schärfe und Cleganz ausgezeich 
inaliſtiſche Literatur ſeit Wächter's 
rafrehts (1825) aufzumeifen bat, 
Wir haben ed mit einer auf - „ tier Grundlage unternommenen 
Arbeit eine? halben Gelehrtenlebens zu thun, mit dem edlen Gepräge einer tiefen 
alademifchen Berufßliebe. Den ganzen Umfang und die volle Bedeutung diefes 
atademifhen Werkes wollen wir erft nad Erideinen der bald folgenden zwei 
Bände ermeſſen, melde das Syſtem und befonder den controverfen Gehalt des 
firafrehtlihen Lebens der Gegenwart darlegen wird. Der vorliegende Band zeich: 
net in ſcharfen Umriffen, Schlagworten und charalteriſtiſchen Auszügen die ver: 
diedenen Phafen der Entwidlung des römifhen, canoniſchen und deutſchen Straf: 
rechte. Die Geſchichte des deutſchen Strafrecht? umfaßt die Perioden. Bon den 
älteften Zeiten bis zum Untergange der Volksrechte, bis zum Eindringen des rö: 
miſchen und canonifhen Rechts (Quellen — Blid auf die politifhe Geſchichte — 
Eharacter des Compoſitionenſyſtems — einzelne characteriſtiſche Verbrechen — Arten 
der Strafen und deren Bedeutung); von dem Eindringen des römifhen und cano= 
nifhen Rechts bis gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts (bie Zeit vor den Schwar- 
zenberg'ſchen Arbeiten: Quellen — Wirkungen des römifhen Rechts — Quellen 
der Bambergenfis und deren Charakteriftit — die Karolina und die Doctrin 
ihrer Zeit — materielle Veränderungen feit Erſcheinen dieſes Reichsgeſetzes); von 
der Mitte des 18. Jahrhundert? bis auf die neueften Beftrebungen zur Erzielung 
einer gemeinfamen Strafgefeßgebung für ganz Deutſchland. Wahlberg. 
Handbuch) der dentſchen Ueichs · und Stantenrehtsgefhihte. Don Dr. A. Daniels. 

Zweiter Theil. Deutſche Zeit. Erfter Band, Tübingen. Berlag der Laupp'e 

hen Buchhandlung (Laupp & Siebed). 

& liegt ung bier die Fortſezung des umfangsreihen Wertes vor, defien 
erfter Theil bereit? in diefen Blättern angezeigt und beſprochen wurde. Der Ber: 


*) VI. ®b., S. 50 uff. im Lit. Blatt. 


Grundriffes zunächſt für Zr 
vorläufigen Anzeige als das 

netfte Wert, welches in dieſen 
gediegenem Grundriſſe des r. 
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faſſer bat mittlerweile den Plan in der Anlage feined Werkes geändert. Zwar 
hält er noch immer an der bereit3 in dem Titel ausgedrüdten urſprünglichen An: 
ficht feft, nicht bloß die allgemeine Rechtsgeſchichte zu behandeln, fondern damit 
zugleid eine gebrängte Darftellung der Cntfaltung de3 Reiches zu befonderen 
Reichsſtaaten und gefonverten Rechtsgebieten zu verbinden, und wendet ſich in 
der Vorrede in fcharfer, leider von perſoͤnlicher Erbitterung gefärbter, Entgegnung 
an Prof. Schulte zu Prag, der in feinem Lehrbuche der deutſchen Reiche: und 
Rechtsgeſchichte diefen Plan einen mit Erfolg kaum ausführbaren genannt hatte, 
ohne daß fi übrigens aus den bisher vorliegenden heilen des Werkes berubi- 
gende Anhaltspunkte für deſſen Durdführbarteit ertennen ließen. Hatte er jedoch 
früher die Abfiht ausgeſprochen, den Mangel einer bibliotheca historica für 
deutſche Geſchichte durch ein von dem gegenwärtigen Werke unabhängiges Hand⸗ 
buch abzubelfen, dagegen in viefem ſich bloß auf die Nachweiſung der wichtigſten 
Quellenerzeugnifle und die erheblichen, beſonders neueren Erſcheinungen der Lite: 
ratur zu beſchraͤnlen, im übrigen dagegen vorläufig auf die deutfche Reichs- und 
Nechtsgeſchichte von Phillips verweiſen zu wollen, da dieſes Werk fih vor: 
zuagdweife durdy die Reichhaltigleit der bibliographifchen Nachweiſungen auszeich: 
net; — fo ift er nun davon abgewichen, und gibt bereits in diefem Bande eine 
Ueberfiht des ihm zugänglichen Quellen: und Literaturvorratbes für die politifche 
Reihe: und Staatengeihichte in der „Einleitung,“ indem er die in diefen Nach⸗ 
weifungen nur bebingt erreihbare Vollftändigleit beſonders rüdfichtlih der neues 
ren Literatur mit der ſchwer zu beherrſchenden Reichhaltigkeit des Stoffes und 
feiner Entfernung vom Drudorte entihuldigt. Indem mir daher von dem Punkte 
der VBollftändigteit bier abjehen — in welcher Beziehung wir namentlich den rei: 
hen Stoff nur ungern fpezificirt vermiffen, der in Zeitfchriften und der periodi: 
{hen Tagesliteratur fo reichhaltig nievergelegt ift, und daher das Bebürfniß eines 
felbftftändigen bibliographifchen Wertes dadurch vorläufig nicht als befeitigt er: 
kennen können, — geben wir im Nachfolgenden eine Heine Weberficht über die 
Art und Weiſe, wie er feine Aufgabe durch die Eintheilung des Stoffes zu 
erfüllen fucht, um den gerechten Anforderungen an Leichtigkeit der Ueberſicht und 
der Drientirung in der reihen Mafle des gebotenen Materialed zu genügen. Hier 
lönnen wir nun anerlennen, daß der Berfafler mit großem Fleiße und ausgebrei 
teter Literaturfenntniß den mafienhaften Stoff unter Har bervorgehobene und Scharf 
präcifirte Rubriken zu vertheilen verftanden, und es daher dem mit der Geſchichts-⸗ 
literatur nur einigermafien Bertrauten leicht gemacht hat, feine Nachweiſungen 
mit Bortbeil und Befriedigung zu benügen. Nah Anführung der allgemeinen 
Nachſchlage: und Aushilfswerke für die deutſche Gefchichtzliteratur übergeht er zu 
den Hilfsmitteln, dic er nad) folgender Eintheilung behandelt: I. Allg. geſchichtl. 
Hilfsmittel (ſprachliche Hilfsmittel, Chronologie, Geographie, Namenkunde und Ge: 
nealogie, Numismatit, Heraldik und Sphragiftit, Paläograpbie und Diplomatil, 
Archäologie). TI. Kirchengeſchichte. III. Univerfalgefhichte. IV. Gefchichte des Mit: 
telalterd. V. Neuere europäifche Staatengefhichte. VI. Geſchichte der Länder und 
Landestheile, welche von dem beutfchen Reiche abhängig waren (Stalien, Burgund, 
Schweiz, Niederlande, Elſaß, Lothringen). VII. Geſchichte der europäifchen Staa- 
ten, welche zu Deutichland in Beziehung geftanden haben (Frankreich, Broßbritan: 
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len, Ungarn, Nordiſche Reihe, griehiihes und osmaniſches 
liſche Werte. Hierauf befpricht er die Documente und bie 
It Univerfalhroniten, Landesgeſchichten und Nebenwerte, endlich 
Quellen und zu der Literatur der deutfchen Spezialgefchichte, 
Beit der Gemeintbeilung, 2. nach feinen kirchlichen Berbält: 
vormaligen Rheinkreiſen, 4. heutige Bundesftaaten), 

hälfte dieſes Bandes füllt eine junchroniftifche Ueberſicht ver 
engeſchichte aus, und zwar wird fie bier bis zum Ende des 
2) durchgeführt. Im nächſten Bande verfpricht der Verfaſſer 
zur Wiener Schlufacte, und im 4. Bande gedenkt er end: 
Ingen zu liefern, in welchen die Ergebnifie der verein zeiten 
en nad) ibrer urfächlihen Verbindung zujammengefaht find. 
iefe Weberficht gearbeitet ift, ift — ber eigenthümlichen, una! 
Verfaſſers ganz entipredend — eine jeht ziemlich ungewöhr 
ie analiftifhe. Zugleich ſucht er durch hurze Rubrifen, theils 
hdweifungen die Auffaſfung der Greignifie nach ihrer fachlichen 
It zu erleichtern. Die Hauptrubrif bildet der regierende deutſche 
egierungsjabren und genealogiihen Notyen und mit Verüd: 
enden Specialliteratur, Unter diefer Rubrik behandelt er den 
die deutihen Erzbiſchöfe, Reichsb iſchöͤf— 
värtige Könige und Fürſten, und ſchließt mit einer chronolo— 
ber die Regierungsereigniſſe. Genaue Nachweiſungen auf die 
fur, gründlicher Fleiß und umſichtige Behandlung zeichnen 
Doch können wir nicht leugnen, daß wir verlegen ſind, 
Verhältniß dieſer umfangreichen „Einleitung“ zu dem Plane 
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ſchen Nupen; wir erfahren daraus, intwieferne unfere eigene Geſetzgebung weiter 
- fortgefchritten oder vielleicht einer Berbefierung und in welcher Art bebürftig fei. 

Bon diefem Standpunkte will ih das Weſentlichſte aus obigem Werte 
bier anführen, ohne mic in eine Kritik desfelben oder des Inhaltes einzulafien. 

Das Werk zerfällt in fünf Bücher, von denen die eriteren vier das Pri: 
vatrecht beiprechen, das letzte aber als Anhang die wichtigiten Beitimmungen be3 
Öffentlihen Rechtes enthält. Dem Ganzen ift eine Einleitung vorausgeſchickt, 
aus der man insbeſondere entnimmt, welche Perjonen zum Solvatenfianvde ge 
zählt werben. 

Das erfte Buch „Berfonen: und Familienrechte“ überſchrieben 
handelt 1. vom eigentlichen Berjonenrecte, 2. von der Ehe, 3. von der außerebe: 
lien Schwängerung, &. von der väterlihen Gewalt, 5. von der VBormnndicaft. 
Wir entnehmen hieraus Folgendes: 

ad 1. Die Verzichtleiftung minderjähriger M. Berfonen anf Invaliden⸗ 
wohlthaten kann rechtsgiltig nur mit Zuftimmung der Vormundſchaft geicheben. 

ad 2. Zu den Erfordernifjen einer giltigen Ehe der M. Perſonen gehört 
die Ginwilligung der im Gefege beftimmten M. Borgejekten. Offiziere, welche in 
wirllihen Kriegsdienſten ftehen, lünnen ohne k. Erlaubniß nicht heiraten. Der 
k. Konjend ift abhängig von den perfönlihen Berbältniffen der Braut und von 
den Bermögensverhältnifien beider Theile. Offiziere vom Hauptmann (oder Ritt: 
meifter) erſter Klaſſe aufmärt3 bevürfen keines Vermögensnachweiſes; dagegen 
muß nachweiſen ein Hauptmann ?. Klafje ein Nebeneinlommen von 250 Thaler, 
ein Hauptmann 3. Klaſſe von 450 Th., ein fubalterner Offizier von 500 Th. 

Der Nachweis über dad Einkommen aus dem eigenen Vermögen wird 
duch Die Vorlage der betreffenden Vermögensdokumente 3. B. über den Befis 
von Grundftüden geliefert; Zufhüße aus fremden Vermögen müflen fichergeitellt 
und dem Bräutigam oder der Braut zur fortlaufenden Erhebung vollitändig 
überwieſen werben. 

Hat der Bräutigam kein eigene® Vermögen, jo bebarf es außer dieſes 
Nachweiſes noch feiner pflihtmäßigen Erklärung, daß er feine Schulden babe. 

Den Geſuchen um die Ertheilung des k. Konſenſes ift beizufügen: 

1. Bei den betreffenden Klaſſen die gerichtliche oder notarielle Verhandlung 
über den Nachweis des Vermögens refp. des Einkommens, 

2. bei venjelben Klaſſen, wenn der Bräutigam fein eigenes Bermögen bat, 
die erwähnte Erklärung und 

3. bei allen Offizieren die Anzeige, weldhe Penſionsſumme der Bräutigam 
feiner künftigen Gattin im nächſten Rezepzionstermine bei der M. Witwentafle 
verfihern werde; die Pflicht des Beitrittes zu dieſer Kaſſe ift eine allgemeine; 
tie Berfiherungsfumme darf nicht unter 50 und nicht über 500 Th. betragen. 

Für Unteroffiziere und Soldaten wird die Einwilligung ihrer Komman: 
danten erfordert. 

Für die M. Beamten gelten in Betreff der Berebelihung im Weſentlichen 
biefelben Borjchriften wie für die Zivilbeamten; für die meilten M. Beamten ift 
jedoch die Einholung des Konjenfes vorgeichrieben. Magazinbeamte und Kompaq⸗ 
niesAerzte baben ein Rebeneinlommen nachzuweiſen, evangeliihe Prediger ein 
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mmen für ihre Gattin bei der Militär- oder Witwenlaſſe zu 


lorgeichriebenen Konſens eingegangenen Ehen find nichtig und 
geholt wird, muß zur Erridtung einer giltigen Ehe die neue 
Die Kinder aus folhen Chen haben die Rechte der Kinder 
linten Hand. 

Anfprüde unebeliher Kinder gegen Offiziere findet je nad 
ſes Ranges vom Solde nur ein Abzug von 2 bis 4 Th. mo: 


pteuß. Recht tritt ein großjähriger Sohn, der eine von den 
Wirthſchaft errichtet, ein öffentliches Amt belleidet, au dann 
Gewalt, wenn er noch fortwährend vom Vater unterjtüßt 
;eten auch Unteroffiziere und Rapitulanten mit erlangter Groß: 
äterlichen Gewalt. Bei Offizierem dagegen iſt dieß nur 
m fie 

ine Kompagnie erhalten haben, oder 

find, 

irtlihen M. Dienften jtehende Perſonen find zur Uebernahme 
jen nicht verpflichtet; fie können aber folde mit Einwilligung 
en (von Stabsoffizieren aufwärts des Königs) übernehmen. 
eiten Bude „Bermögensrebt" führen wir an: 

tt. Cigentbum. Beute die der Feind gemacht bat, gilt für 
von demjelben bis in fein Lager oder fonjt in völlige Sicher: 
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Gläubiger gegen den Schuldner weder ein Rückorderungsrecht noch die einwand: 
teife Geltendmadung feines Anfpruches zufteht. Das Rücforderungsrecht geht 
vielmehr auf den Fiskus über. 

Der Anfprud des Fislus erliſcht: 

a) Durch die Rüdzahlung des Darlehens vor Infinuazion der Klage und 

b) durch den Nachweis der wirklich erfolgten Verwendung der dargeliche: 
nen Summe zu Dienftausgaben des Schuldner und der Unmöglichkeit der vor: 
berigen Einholung des Konfenfes, wenn der Vorgejehte bei der erften Gelegenheit 
nad Hingabe des Darlebens mündlich oder ſchriftlich davon verftändigt wird. 

c) Benn der Schuldner nah Eintritt in eine höhere Charge oder nad 
Austritt au? dem Mil. Dienfte dad Darleihen anerlennt oder anderweitig mit 
dem Gläubiger ein giltiged Uebereintommen trifft. 

Die Aufnahme eined Darlehens kann ohne Konſens erfolgen: 

1. bei den Landwehr:Offizieren; 

2. binfihtlid der behufs Beitritt? zur Offizier:Witwenlaffe auszuftellen 
den Wedel. 

3, unter Berpfändung von Jmmobilien und 

4, unter Berpfändung von Einkünften, die nicht zu den Dienfteintünften, 
gehören, und die bereits verfallen find oder im näcften Termine fällig werden. 

Unteroffiziere und gemeine Soldaten und deren Ehefrauen können ohne 
Konſens ihres Kommandanten kein giltiged Darlehen aufnehmen, 

Eine Ausnahme befteht außer den eben angeführten Fällen 3 und A auch 
bei Darlehen zum Betriebe eines bürgerlichen Gewerbes. 

Das Darlehen ift auch nicht ungiltig, wenn der Gläubiger nachweiſet, daß 
es zu nothwendigen oder nüglihen Ausgaben des Schuldners wirllich verwendet 
ift und der Schuldner diefe Ausgaben ohne feine Schuld aus eigenen Mitteln 
nicht hat beftreiten können. 

Unteroffizieren und Soldaten kann auch rechtsgiltig nicht kreditirt werben. 

Der 3. Abſchnitt: „von den Verlaſſenſchaften“ enthält, da in Preußen nur 
Zivilgerichte abhandeln, die Vorſchriften für die Mil. Behörden wegen Sicherung 
und Ueberfendung des Nachlaſſes an die Bivilbehörden. 

Aus dem „dritten Buche” Prozeßrecht führen wir an: 

Sobald bei wirklich ausgebrochenem Kriege die Mil. Perſon dad Stand: 
quartier verlafien hat, wird der Prozeß fo lange fortgefest, als es auf Grund 
der von der Mil. Perſon ihrem Vertreter ertheilten Informazion möglich ift. 
Ergibt ſich ein Umftand, worüber! der Vertreter nähere Informazion nöthig hat 
und dieſes durch feine Manualatten beſcheinigt, fo wird der Prozeß bis zur Rüd 
kehr der Partei fufpendirt. 

Gegen Berfonen, die in wirklichen Mil, Dienften ftehen, oder fonft Amts: 
oder Berufs halber der Armee folgen, werden neue Klagen wegen Forderungen, 
die von dem Kriege entftanden find, gar nicht angenommen, 

Bei Lomplizirten Prozefien ift auch die Abweſenheit außer Landes im 
öffentlichen Dienfte ein Grund der Suſpenſion. 

Bon jeder gegen einen aktiven Offizier eingehenden Klage muß vom 
Bivilgerihte dem betreffenden Mil Worgefebten, und von Magen wegen Gelb: 
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Magazin und Kaſſenbeamten der Mil. Verwaltung Nach— 
erden, 

zion gegen Mil. Perfonen wird in der Regel durd das Zivil: 
vor der Vollftredung jedod wird ver Schuldner durch das 
fe gleichzeitiger Zuftellung der Parizions-Ordre davon benad: 
Behufe bat die Zivilbehörde das kompetente Mil. Gericht um 
zu requiriren. Sobald das Fivilgericht von deren Zuftellung 
h, lann die Erefution vollftredt werden. In die Beurtheilung 
die Mil. Behörde nicht einzugeben. 

dung der Grefuzion in militäriihen Dienftgebäuben erfolgt 
richt, 

on ift unzuläffig in das Mobilare der im wirklichem 
Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten am Garnifonsort. Das: 
igieren, die auf Halbjold ftehen fo wie den zur Difpofizion ge- 
jieren. Uniformftüde find felbft bei Offizieren außer Dienften , 
der Uniform geftattet ift, von der Ereluzion ausgenommen. 
ten find Gegenftände der Erefuzion- Der Schuldner ift darüber 
er dergleichen befise und bei entitehendem Zweifel zur Ableis 
ſazionseides anzubalten und zwar in der Weiſe, wie überhaupt 
jur Leiſtung einer Handlung im Wege der Erefuzion gezwun— 
d. i. durb Perſonalarreſt von höchſtens einjäbriger 
ie Mil, Behörde im Mil. Ar zu vollitreden üt. 

der Zuläffigteit des PBerfonalarreftes gilt 








Fol: 
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Bei eintretender Mobilmachung behält jeder mobile Offizier und Beamte 
den vollen Betrag feines Gehaltes und nur zur Berichtigung von Steuern ober 
eines auß der Mil. Kaſſe erhaltenen Ausrüftungsvorfhufjes hat biß zur Hälfte 
der monatlichen Feldzulage ein Abzug ftatt zu finden, 

Bom Golde der Unteroffiziere und Soldaten tritt wegen Schulven fein 
Abzug ein, aud nicht wegen Schulden aus unerlaubten Handlungen, felbft nicht 
wenn fie ihre Montur verberben oder veräußern. 

Das vierte Bud „Handlungen der freiwilligen Gerichts: 
barkeit” befpriht die Aufnahme folder Akte und die Privilegien der Mil, 
Teſtamente. 

Hat der Teſtator den leßten Willen nicht eigenhändig geſchrieben und 
unterſchrieben, fo ift er giltig, wenn 1. er von dem Teftator eigenhändig unter: 
ſchrieben und von zwei Zeugen oder einem Auditor oder Offizier unterzeichnet ift; 
2. wenn vor einem Auditor oder Offizier unter Zuziehung zweier Beugen oder 
eines zweiten Auditors oder Offiziers (im Spitale aud) eines Mi. Beamten) 
über die mündliche Crflärung des Teſtators eine ſchriftliche Verhandlung aufge: 
nommen und biefe dem Teftator worgelefen, fowie von dem Aubitor oder Offizier 
und den Beugen unterfchrieben ift. 

Diefed Privilegium gilt nur für die Zeit des Feldzuges. 

BPrivilegirte Mil. Teftamente verlieren ihre Giltigteit: 

1. durch Deferzion ; 

2. mit dem Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchem ber 
Truppentheil, zu dem der Teftator gehört, demobil gemacht ift oder der Teftator 
aufgehört bat, zu dem mobilen Truppentheil zu gehören, oder als Kriegsgefan ⸗ 
gener ober Geißel aus der Gewalt des Feindes entlaffen wird. 

Der Lauf der Frift wird fußpendirt durch anhaltende Unfähigkeit des Tex 
ftatord zur Errichtung einer anderweitigen leptwillen Verordnung. 

Im fünften Buche „Deffentlihes Recht“ finden wir befproden: 
Das Petitiond: und Vereinsrecht, Auswanderungen, Armenpflege, Betrieb bürs 
gerlicher Gewerbe und die kirchlichen Verhältniffe (lebtere S. 134—171), bann 
Steuern und Abgaben und endlich die polizeilihen Verhältmiffe. 

Ich ſchließe diefe Anzeige mit dem Beifügen, daß eine derlei Zuſammen- 
ftellung gewiß aud in Defterreih wünfdendwerth wäre, jedoch erft dann erfols 
gen Tann, wenn die bier beſprochenen militärifhen Verhältniffe ftabil geordnet 
fein werben. Damianitid. 


Schrbud der dentſchen Meichs- und Nechtsgeſchichte, von Dr. Joh. Friedrich 
Schulte, ordentlicher Profeffor der Rechte an der Karl Ferdinands. Uni— 
verfität zu Prag. Stuttgart 1861. Berlagvon Wilhelm Nitzſchke. Dritte 
Lieferung S. 291—546, 


Wie verfproden war, ift im Fruhjahre 1861 bie dritte Lieferung des in 
die ſer Vierteljahrsſchrift (Bd.7 S.91—92) bereit3 angezeigten Wertes erſchienen, 
und damit das Ganze vollendet. Wir haben dem Berfaffer damals ſchon den Ruhm, 


ein Lehrbuch gefchrieben zu haben, was ohne Zweifel zu den — Auf 
Haimerl’® Bierteljaheenfärift Rechtew. IX. 2. 
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‚aft gehört, zuerkannt. Heute noch davon zu ſprechen, 
ſeitige Gebrauch das Urtheil beftätigt hat: Wir verſuch 
mg von dem reihen Inhalte zu vermitteln, weldher 
ammengevrängt ift. Das zweite Buch, welches bier fei 
ht die Geſchichte des Gerichtsweſens. Nachdem das Bi 
gerichtligen Geltendmachung des Rechtes geſchichtlich & 
bh der vielgliedrige Gerichtsorganismus in den verft 
Gegenwart dargelegt. Mit befonderer Ausführlichteit 1 
ice Weſen der Femgerichte Weitfalens behandelt, S. 31 
faſſung reiht fih das Verfahren vor Gericht, wobei m 
te eine eingehende und umfafjende Darftellung 
Die Teranjhaulihung des diechtsganges bejcht 
ge derjelbe auf ven rein vollsthümlichen Grundlage 
ns anbangsweife in den $ 138 bingewiefen auf die 
erichtlihe Verfahren durch die Aufnahme der fremden 9 
8 dritte Buch, enthaltend die Geſchichte des Privatred 
Neberblide über die Gejammtentwidlung, welde in die 
h hat. Die Betrachtung gelangt zu dem Nejultate, „al 
jaten Nechtsfäbigteit durch die öffentliche Stellung des 
bedingt iſt, die Privatrechte gleich allen andern Recht 
ſchaft de ſeſetzes stehen.“ Als „vie Grundlagen” wu 
bifterijhen Ueberſchau näher erörtert, die Freiheit, 
Das zweite Capitel befaßt die Rechte an Sachen 
Forderungen. Das Einzelne wird jeweils eingeleit 
fakterijtiten. In dem vierten Capitel, das von der Che 
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ten ſich die Regierungen von Defterreich, Preußen und Bayern dahin, daß beftimm: 
ten Erinnerungen gegenüber, welche von verjchiedenen Regierungen für die dritte 
Leſung gemacht worden waren, an dem Entwurfe der zweiten Leſung feftzubalten 
fei, viefelben daher auszuſcheiden unbanderfeit3 die in der preußiichen Erinnerung 
136 enthaltenen, das Gefellihaftsnermögen, betreffenden vier Artidel in den Ent: 
wurf aufzunchmen feien. Da an diefen Grunpdjägen troß Widerſpruchs und ver: 
ſuchter Bermittelung namentlich von preußifcher Seite in der Commiſſion feitgebal: 
ten wurde (Ritter von Raule forderte privatim auf, eine Vermittlung nicht ab: 
zumeifen ©. 27), jo wurde die legte Lefung im Sinne der getroffenen Bereinba: 
rung unter dem Protefte ver Abgeordneten für Hannover, Kurheſſen, Medlenburg, und 
für die drei Hanfeftädte Hamburg, Kübed und Bremen vorgenommen. Bol. ©.19—43. 

Thöl, welcher von der hannover'ſchen Regierung abgeorbnet mar, liefert 
nun in voritehender Schrift (S. 11—18, &4—61) eine ſchneidende Kritik dieſes Ber: 
fahrend, das in der legten Stunde, nachdem vierzehn Monate lang die Commiſſion 
in Eintracht gearbeitet hatte, noch einen Zwieſpalt verurfadte, und fragt ſchließ— 
li, wa3 die Folgen davon fein werden, was m. a. W., nachdem die Bundes: 
verfjammlung am 31 Mai 1861 den Entwurf als die befriedigende Ausführung 
ihres Beichlufies vom 18. Dezember 1856 anerlannt und beichloffen hat, die Re: 
gierungen zur unveränderten Annahme defielben einzuladen , die ſechs proteftiren: 
den Staaten thun werben. Thöl meint ©. 69: dieſe Regierungen Tann fein Bor: 
wurf treffen, wenn fie unter Zurückweiſung des Vorwurfs der Verlegung eines 
gemeinjamen Einverſtändniſſes, aus dem Grunde, weil die dritte Yefung wider ibr 
Recht und ihren Willen eine unvollitändige war und eine Vervollftändigung ber: 
felben von der Mehrzahl der Regierungen fo gut wie unmöglih und unter vielen 
nicht zu erwarten ift, mithin ihr der Weg einer weitreichenden gemeinfamen Ber: 
ftändigung von anderer Seite abgefjchnitten morben ift, nunmehr für fich allein 
den Weg geben, welder ihnen die Erwägung der Intereſſen, die fie zu wahren 
verpflichtet find, geboten ijt. Wenn man dieß den Weg des Particularismus nennt, 
jo ift, jagt der Verf, der von den andern Regierungen eingeſchlagene Weg nicht min- 
ber ein Weg des Barticularigmus. Die Schrift fchließt mit dem Wunſche: Möch⸗ 
ten dieje Regierungen ſich unter einander verftändigen wollen, damit die Abmei: 
hung vom Entwurfe jo weit irgend möglich gleihen Inhalts fei, während mir 
die Anzeige enden mit dem Wunſche, e8 möchten die gedachten Regierungen nicht 
particulariftiih handeln, mit der Beruhigung, daß aud die andern fo getban, fon: 
dern patriotifh ein Opfer bringen, im Jutereſſe der vollen und ganzen Rechts- 
einheit *). H. 8. 
Mejer, Ir. Otte, Einleitung in das dentſche Stantstecht. Roſtock, Stiller 'ſche 

SHofbuchhandlung (Hermann Schmidt). 1861. 8. XII. 300 S 

Unter diefem Titel entwidelt der Verf. mit großer Klarheit und Präcifion 
in einem erflen Abſchnitte die allgemeinen Begriffe von Rolf, Recht, Staat, Staats: 
gewalt, Verbindung mehrer Staaten, Staat und Gefellichaft, Verfaffung und Ber: 
waltung, um fchließlich feitzuftellen, was man unter „deutſchem Staatsrechte” zu 


*) Bergl. den Art. II. im. vor. ı „das deutſche Handelägefegbucd und feine 
Gegner.“ Dee i an d. Ned, 


G* 
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verftehen habe. Die Hegeln bes Redhtes, welche neben ber Hmedmäßigleit unb ber Sitt: 
lichteit die Berfaſſung und Verwaltung eines Etaates beftimmen, beiben in ihrer Be 
jammtheit das Staats recht des betreffenden Staates, Die Wiffenjaftbes beutfhen 
Etantöredptes nun, fährt der Verf. fort, bat eine eigenthümlice Aufgabe Daburd, 
daß ihr Gefihtstreis nit einen Einzelftaat, ſondern einen Compiler, chedem burd) 
das Rei, mun durch den Bunb in concreter Weiſe verbunbtmm Stantäinbivi- 
dualitäten umfaht, deren Bereinigung ein Staatenbund, und zivar audı für ge 
weinfame Aufrehterbaltung geiwifier jlantärsdhtlider Grumbfäge geidloflen iR, 
Hierdurch, wie durch Bollögemi Lam jamem Urjprang aus dem beittichen 
Reide und Gemeinjamteit vieler cımze riſcher Entwidlungsmomente haben 





Säge des deutjchen Staatstechtes fh — bei, bie gemeinzchtlih find, Bir 
viel aber von ihmen und wie wiel m aren Rehtänormen in jedem bemtz 
ſchen Ginzelftaate ſich findet, an Gejammtlage innerhalb jener 
geidichtlichen Gemeinjamteit bet: „er Tihtige Gefitöpuntt für Betrad- 
tung des Gemeinjamen, wie zu, ann daher mur durch einem Ueber: 
blid über den Emanzipation unen werben, durch welchen die deutjchen 
Reihdterritorien zu deutihen geworden jine. Jede nähere Drien- 
tirung im beutjchen Staatäredgme | artigenlleberblid voraus; ber das 


gewöhnlih jogenannte beurige munbesreht vollftändig zu be 
greifen bat und den Hauptgegenftand auch diefer einleitender 
Darftellung bildet. Bir haben den Berf. jelbft erlären lafien, wie jo „das 
Etaatöredit des deutihen Bundes“ einen Theil und zwar den bauptiädlichen im 
einer Einleitung zum deutſchen Staatsrechte bildet, da wir in dem Gejagten feine 
Motivirung biefür zu finden vermögen. Wie man aber aud) immer über die 
Eompofition denen mag, das Ginzelne in derielben ift recht bübidy amd umb 
burdgeführt. Das Staatsrecht in der Reichszeit wird in treffliher Weile geſchil- 
dert und der Geift der Literatur in ebenjo bündiger als durchfichtiget Weihe auf- 
gewielen. Vgl. S. 85—102. Gleich Rühmlihes gilt von der Darflelung des 
Bundeörechtes, wobei aud in Grcurjen die Berjude zur Umbildung der deutihen 
Bundesverfaffung in den Jahren 1848 und 1849 berührt wurden, unb ©. 211 
fi. die Fortbildung der Landesverfafjungen im Berhältnifie zu dem Bundesrechte 
eine eingehende Berüdfihtigung findet Beigegeben ift dem Werle bie deutjche 
Bundesacte und die Wiener Schlußacte, legtere in ihren einzelnen Artiteln am dem 
betrefienden Stellen eingereiht in die Bundesacte. ES. 
Altertgämer des Deutfcgen Atiches und Uechtes Don Tr. Heinrich Zöpil. Drit 
ter Band. Leipzig und Heidelberg. €. 5. Winter 'ſche Berlagshanplung 

1861. 8. VIII. 388. ©. 

JmGegenfage zu dem Stoffe der beiden vorauögegangenen Bände (5. das 
Literaturblatt diejet Bierteljahräigrift Bd. VI. ©. 52; Bo. VIL S 9.) Reht der 
Irhalt dieſes dritten, der aud) ben bejondern Titel führt: die Rulande:Gäule 
eine vedhtö: und kunfigeihihtlihe Unterfuhung. Der Berf. bat ſich durch emfige 
Sammlungen, Beihreibungen und Abbildungen der noch erifitenden |. g. Ror 
lanbsjäulen an der Rorbiee, im Fürftenthum Magdeburg, in der Mark Branden: 
burg, in der Priegnig, Uder: und Neumark zu verichaffen gewußt. Auf Grumb- 

dieſer Nachrichten unternimmt er es nun, das Weſen und bie Bedeutung 
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der rätbielbaften Statue feſtzuſtellen, ſowie ihren Namen zu erllaͤren. Die Uns 
terfuchung gelangt biebei zu folgenten Ergebniffen: die Säule, ein aufrechtftehen. 
der bewaffneter Mann von colofjaler Größe, durchſchnittlich dreizehn bis vierzehn 
Fuß hoch, in jugendlichen Jahren mit ftet3 bartfreiem Kinn, meift barhaupt und 
mit Handſchuh, Schwert und Schild angethan ift urfprünglic und ihrem eigents 
lichen Weſen nad) ein Königsbild und zwar das Bildniß de3 Königs Otto II., 
der den Beinamen „der Rothe” führt. Aus dem Stanvorte der Säule, welcher 
der Markt vor dem Rath⸗, Kaufs, Gilde: oder Schöffenhaufe oder von dem ros 
then Thurme ift, ergibt fi) die dreifache Bedeutung einer Blutgerichts:, Markte 
und Mundat3:Säule, woran fih mitunter eine vierte Bedeutung ald Wahrzeichen 
der Reichsunmittelbarkeit einer Stadt anſchloß. Wie vereinigt fi nun aber hiemit 
die Bezeihnung des Standbildes? Als man feine Bedeutung nicht mehr Tannte 
und verjtand, betrachtete man es al3 eine Statue des Karolingifhen Palatins 
„Roland“. Allein ver Roland oder Ruland ift nah Zöpfl in Wahrheit das 
rothe Land. Die Formen von Nu oder Ro, fagt der Verf., kann die Gram⸗ 
matit nicht in dem Sinne von rotb beanftanden ; fo findet man Rufelge 
(Fiſch) für Rothfelge. Das Land ift aber gemäß der weiteren Argumentation 
identiſch mit Plag, Stelle, fomit die Rolandsfäule ſprachlich die Säule auf ber 
Stätte, wo das Blutgericht abgehalten wird. — K. 

Verhandlungen und Mittheilungen der juriftifhen Gefellihaft in Laibach. I. Jahr⸗ 

gang 1. Heft (48 ©. in 8.) *). 

Es war ein glüdliher, der gegenwärtigen Beitftrömung folgender Gedanke, 
den fchon vielfady beftandenen juriftiichen Vereinen, deren Thätigleit ſich meiſtens 
auf die Haltung eines Leſezirkels oder Lejelabinetes befchräntte, in der Art zu 
erweitern, daß auch Beſprechungen, Vorträge, Plaivir-Uebungen über rechtswiſſen- 
ſchaftliche Fragen, und nad Umftänden jelbft die Herausgabe einer Zeitfehrift in 
den Kreis ihrer Beftrebungen einbezogen wurden. So entftand zuerft die Ber: 
liner juriftifhe Gefellfchaft, welche bald, — gemeiniglich unter Benutzung ihrer 
Statuten -- in mehreren Städten Deutfchlands Nahahmung fand. Die in Wien 
dießfalls eingeleiteten Schritte führten leider biäher noch zu feinem Refultate, wohl 
aber wurde in Laibach eine foldhe gegründet, und durch a. h. Entſchließung vom 
23. Juli 1861 genehmigt, melde feit der kurzen Zeit ihres Beſtandes bereits 
89 Mitglieder zählt, und in dem vorliegenden Hefte über ihre bisherigen Thätig: 
keit öffentlich Bericht erftattet. Wir finden darin eine eingehende Darftellung der 
Gründung der Gefellfhaft, und Protokolle über die in den Monaten Oftober 
und November 1861 abgebaltenen Verfammlungen, die Statuten und die Ge- 
ſchaͤftsordnung der Gefellfhaft, endlich zwei in der Verfammlung vom 8. Nov. 
gehaltene wiſſenſchaftliche Vorträge. Der eine derjelben betrifft einen durch alle 
drei Inſtanzen gediehenen Rechtsfall, aus welchem fi die Corollarien ergebenen, 
daß Pränotationsgefuche von einem Advokaten gehörig firmirt fein müflen, und 
daß ſolche Geſuche gegen Nachtrag der Driginal:Urkunvden nur dann zuläflig find, 
wenn diefe Urkunden bei einem andern Gerichte zum Behufe einer Amtshand- 


* 2. d ſoll das 4. -6. 
) en i — * u. 3. Heft erſchienen und ſo fe da a J 


= Eiterariüde Anzeigen 


kung erliegen. — Die jweite Abhandlang bezieht Fb auf, bie Geunbperflüdelung 
wen vie Banernerkisige in rain. Ibis eninchmen aus werielben, Dab im bir 

Gebiethstheile nach defien Revinvilation im |. 1813 zwar das Patent vom 
s. armer 1792, Fir. 19 ver I ©, ©, über bie bäuerliche Erbfolge unb Das in 
dem Pat. vom 1. Scptember 1798, Rr. 432 der J. ©. ©, enthaltene Berbot 
ver Zerftüdieng von Domimealgränden vealtivirt, dagegen bad Gejeh mom 
6, Rov. 1763 über vie Untbeilbarleit der unteribörigen Befibumgen midht mies 

vom 10, 





ee Vielmeht hat eine Gubernial:Berorenung won Row. 
1820 3. 13951 (Mr. 187 dtı mig.) das bei ber Trennung ven 
Aufticalgründen zu beobadıtems au vorgejeihnet und ansprüdiäd 
ellärt, daß derlei Grund weder am eine Bewilligung 
der Grundobrigleit, n ſes Areidamtes ge em 
feien, fondern bafı nur die ur- kung baftenden grundherrlichen 
Gaben und Leiftungen verhält ie getrennten Theile ansgetbeilt, 
und diefe Auötheilung dem Areumme eſtatigung vergelegt werben folle, 
gleih wie die Zerftüdlung den Gi t ordentlich einverleibt unb darin 
fowohl die Ab: und Zuſchreibung }, ald die auf bem ganzen Befise 
haftenden Hypothelarrechte auf Eheile eingetragen werden müffen. 
Ebenſo haben nad dem Hofla ı 9. September 18%, 8. 22604, 
auch die über das Verbot ber we zuiliuming von Bauerngütern in rain 
Leine Anwendbarteit, — Auch in den Fällen der Abtbeilung von Landtafelkörpern 


(Dominicalgütern) wird nach der gegenwärtigen Gerichtspraxis feit dem Gricei: 
nen des Patentes vom 7. September 1848 ein politiiher Konſens nicht mehr 
gefordert, und diefe Profis hat in dem Erlafje des Minifteriums des Innern vom 
15. März 1850, 3. 4722, dann in den Juftiz:Minifterial:Crlaffen vom 30. Otto: 
ber 1860, 3. 14189, und vom 30. Juni 1855, Nr. 100 des R. ©. BL, ihre 
Betätigung gefunden. — Was entli die Frage betrifit, ob zu den in Frage 
ftehenden Orund-Zerftüdlungen die Einwilligung der Hypothelargläubiger 
erforderlich fei, fo betennt fi der Verfafler der Abhandlung, Hr. Dr. H. € 
Cofta, zu der Anſicht, daß eine ſolche Zuftimmung nicht nothwendig fei, wenn 
die ganze Forderung des Pfandgläubiger® auf jedes einzelne Grunpftüd 
übertragen wird, fondern daß diefe nur dann beigebradht werden muß, wenn ein 
Gläubiger fi mit feiner Hypothek auf ein einzelnes Grundftüd anweifen laſſen 
follte. — Außerdem haben die Parteien bei dem mangelhaften Zuftande ver Grund: 
bücher in Krain den Nachweis der Zufammengebörigleit der abzuſchreibenden Bar: 
jellen und der Stamm:Realität durch Vorlage des Rataftralbogens, oder wo diefer 
nicht ausreicht, durch Vornahme eines gerichtlichen Augenſcheines unter Zuziehung 
von Sachverſtaͤndigen und ntereffenten zu liefern, und in Fällen, wo ganze 
Parzellen abgetheilt werden follen, eine die Theilung erfichtlid madende Mappe 
dem Gefuche beizufchließen. — Cndli haben wir noch einer Beigabe zu ermäh: 
nen, nämlid einer von J. Ledenig verfaßten Zufammenftellung von Entjceir 
dungen öfterreichifcher Gerichtähöfe, melde den in der Gerichtähalle und der Ges 
richts zeitung mitgetheilten Rechtsfällen entnommen find, Wir fchließen dieſe Zeis 
len mit dem Wunſche, dab das junge Unternehmen auf der glüdlid betretenen 
Bahn rüftig vorwaͤrts ſchreiten möge. St. 
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Entwurf einer Proschoränung in bürgerlichen Wechisfireitigheiten für das Königreich 
Yayern. Amtliche Ausgabe. Münden 1861 (672 ©. in 8) 


Ich kann die Anzeige des vorliegenden Gntwurfes einer Civilprozeßord⸗ 
nung für Baiern nicht angenehmer beginnen, als mit der ausdrüdlichen Er⸗ 
Härung meines tiefgefühlten Dankes für die freundliden Worte ddo. 23. Febr. 
l. 3., mit denen der Herr Yuflizminifter, hr. von Mulzer, der Redaktion der 
Vierteljahresſchrift den Entwurf zuſchickte. Ich fühle mich zu dieſem Dante um 
fo mehr verpflichtet, ala ih darin nur die — in diefer Richtung immerdin noch 
jelten vorlommende — Manifeftation einer wahrhaft erfreulihen Achtung der 
Wiffenfhaft und die Andeutung des Standpunttes erbliden lan , von dem aus 
er dieſes legislative Werk beurtbeilt willen will. 

Was den jhäsbaren Entwurf jelbjt und zwar die Anreibung der Mate: 
rien, oder die eingehaltene Siſtematik des projeltirten umfangsreichen Gefeges in 
1177 Artiteln anbetrifft; fo find im erften Buche allgemeine Beltimmungen 
aufgenommen und zwar im 1. Hptitd. über bie Gerichtöbarteit und das Richter⸗ 
amt (Art, 1—35); im 2. Hptft. über Scied3geriht (Art. 36—43); im 3. über 
Barteien (44-61); im 4. über Bevollmädtigte der Parteien, Anwälte und Ge: 
richtövollzieher (Art. 62—89); im 5. über Koften, Entſchädigungen, Sicherheits: 
leiftung und Armenrecht (Art. 90—122) ; im 6. allgemeine Beftimwungen über 
das civilgerichtlide Verfahren felbjt (Art. 123—199); und im 7. über den 
Sühneverjuh (Art, 200—203), 

Das zweite Buch betrifft daS Berfahren im erften Rechtszuge, 
und zerfällt in drei Abthbeilungen, von denen die erjte dem ordentlichen 
Verfahren vor Collegialgerichten, die zweite dem Verfahren wor Einzelngerichten 
und die dritte dem außerorbentlihen Verfahren, ſowohl vor Kollegial: als vor 
diefen und den Einzelngerihten enplich blos vor den Einzelngeriten gewidmet 
ift. Die fortlaufend bezeichneten Hauptitüde dieſes Buches handeln und zwar 
das 8. Hptſt. vom regelmäßigen Berfahren vor dem Urtbeile (Art. 204 — 229); 
das 9. vom beidleunigten Verfahren (Art. 230-236): dag 10. vom Urtheile 
(Art. 237—263) ; das 11. insbejondere vom Verſäumungsurtheile (Art. 264—277); 
da3 12. von tem Beweiſe (Art. 278- 301); das 13. von dem Geftänpnifie 
(302—308); das 1%. von dem Augenfcheine und von Sachverſtändigen (Art. 
309—321); da3 15. vom Urkundenbeweiſe (Art. 322—369); das 16. vom Zeu: 
genbeweife (Art. 370-409); das 17. vom gerichtlihen Eide (Art. 410-444); 
das 18. von Schlüſſen und Vermuthungen (45— 447), das 19. vom Zwiſchen⸗ 
ftreite (Art. 448-450); das 20. von der Unterbrehung und Aufhebung der Ber: 
handlung (Art. 451—468) ; das 21. von dem erfahren vor Ginzelnrichtern 
(Art. 469507); dad 22. vom Rechnungsprozeſſe (Art. 308523); das 23. vom 
Wechſelprozeſſe (Art. 524—529) ; das 24. vom Handelsprozeſſe (Art. 530—543) ; 
das 25. vom Eheſcheidungsprozeſſe (Art. 544557); das 26. von der Ent:- 
haltung und Ablchnung der Richter, Staatsanwälte und Gerichtäfchreiber (Art. 
558-569); dad 27. von Borfichtöverfügungen (Art. 570-602); das 28. von 
der Aufforderung zur Klage und zur Geltendmachung von Rechten (Art.603— 908); 
dad 29. vom Befikprozefle (Art. 609-619); das 30. vom Erelutivprozelje (Art. 
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fi auf die Gröffnung der Gant (Art. 10%0—1067); der zweite auf das Ber- 
fahren bis zur Gläubigerverfammlung (Art. 1068-1105); der dritte auf dad 
Berfahren in der Berfammlung der Gläubiger Art. (1106—1123) ; ver vierte 
auf die Verhandlung über die ftreitigen Forderungen und Anfprüde (Art. 
11%- 1135); der fünfte auf die Gantverwaltung nad der Gläubigerver: 
fammlung (Art. 1136—1141); und der ſech ſte auf die Befriedigung der Gläu: 
iger und die Beendigung des Conkurſes bezieht (Art. 1142—1157). 

Das ſech ſt e Buch des Entwurfes fließt ven Reihen der projectirten Bor: 
ſchriften für das Verfahren in bürgerl. Rechtöftreitigleiten mit den Beftimmun: 
gen über Strafen. Man findet im 46. Hauptftüde zufammen geftellt 1. allge: 
meine Beftimmungen (Art. 1158—1184); 2. über Strafen gegen Richter und 
richterl. Beamte (Art. 1165); 3. über Strafen gegen Barteyen (Art. 1166—1168); 
& über Strafen gegen Anmälte und Gerichtsvollzieher (Art. 11691176). und 
5, Beftimmungen über die Buftändigleit und das dießfällige Verfahren (Art. 
1711-1177). 

Hinter den entworfenen Artileln für das Gefe folgen von ©. 544672 
die in 36 88. abgetheilten Motive dazu. 

Da die Beftimmungen über bie Einrichtung und Zuftändigteit der Gerichte, dann 
de Normen für das Verfahren felbft in wechielieitiger Beziehung ftehen müßen, 
und da in den befonderen oder außerorbentlichen Berfahrungsarten (da? Concurs: 
verfahren mitgerednet) fortwährend auf das ordentliche Bezug genommen wer: 
den muß; fo kann man es gewiß nur billigen, daß alle viefe Beftimmungen in 
einem und vemfelben Gefege zufammengefaßt und aud äußerlich in eine har: 
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moniſche Verbindung gefebt worben find. Weldye Difficultäten der entgegengefebte 
Borgang biöweilen zu Tage gefördert bat, ift jo eclatant, daß darüber kein Wort 
weiter zu verlieren ift. — Der $. 3 der Motive faßt die leitenden Grund: 
ſaͤtze, die dDurd den Entwurf zur Geltung und Entwidlung kommen ſollen, kurz zuſam⸗ 
men*). Mit wahrem Vergnügen entnimmtder ſachkundige Lefer ſowohl aus diefen kurzen 
Andeutungen der Motive, ala aus den Detailvorfchlägen des Entwurfes felbit, wie all: 


*) Die diepfälligen 12 Gejihtöpunfte find folgende: 

1. Muͤndlichkeit des Verfahrens mit vollftändiger Durdführun 
der darin bedingten Unmittelbarkeit der Verhandlung vor dem Richter. Def: 
fentlichleit ver Verhandlung beſchränkt nach dem Bedürfniſſe der Orb: 
nung und der Schonung der Verhältnifie. 

2. Freiheit der Parteien in Verfolgung ihrer Nechte neben hinreichen⸗ 
dem Spielraume für den Richter zur Erforfihung der Wahrheit und Vers 
mwirklihung des materiellen Rechts. Biegſamkeit der vorgezeihneten Formen 
des Verfahrend, um die dem Erforderniffe des einzelnen Falles entſprechende 
Behantfung möglich zu machen. 

3. Aufhebung der richterlihen Proceßleitung im gemeinrechtlichen Sinne. 
yulteuction des Procefjes dur die Parteien mit einen auf das mwejentlichite 

edürfniß beichräntten fchriftlihen Vorverfahren bei Collegialgerihten unter 
Pitirfung des Richters behufs der Leitung und Regelung der Verhandlungen. 
‚. %&: Vertretung der Parteien im Gollegialverfahren durch Anwälte, Ber: 
mittlung des Verkehrs zwiſchen den Parteien durch felbftändige Gericht3voll: 
zieber, Maßregeln zu ausreihendem Schube der Parteien bezüglih der Ver: 
— im Proceſſe und der in ihrem Auftrage vorgenommenen gerichtlichen 
andlungen. 

5. Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft im Civilproceſſe zum Schutze 
der Rechte und Aufrechthaltung der Geſetze. 

6. Beförderung der vollſtändigen Aufklärung und Erledigung des 
Rechtsſtreites im eriten Verfahren, möglichfte Erſparung der Interlocute 
und Aufhebung der Rechtskraft verjelben. 

7. Aenderung des Beweisſyſtems zum Zwecke der Sicherftellung der 
NRechtsverhältniffe im buͤrgerl. Verkehre, der Beichleunigung der Rechtshilfe 
und Förderung des materiellen Rechtes. Beichräntung des Zeugenbeweiſes 
und der Eide. Aufhebung ver gefelichen Beweistheorie und freiere Beurtbei: 
lung der Beweisergebnifle ducd den Richter. 

8. Beſchränkungen der Reftitutionen im Zufammenbange mit dem Si: 
ſteme des Contumazialverfahrene und der den Parteien eingeräumten er: 
mweiterten Rechtsvertheidigung. 

9. Anordnung des Collegialverfahrens für wichtigere Streitfahen nad) 
dem Debürinifle erihöpfender Gründlichleit der Verhandlungen und zur Siche: 
rung wahrer Collegialität bei der Rechtſprechung. Im Verfahren vor Einzeln: 
richtern einfache Formen, um für die dahin gewielenen geringfügigeren Sa: 
hen einen ¶hprechenden raſchen Proceßgang ohne Beiziehung von Anwälten 
zu ermoͤglichen. 

10. Ein Siſtem der Rechtsmittel im Einklange ſtebend mit dem für 
das Verfahren und die Gerichtsverfaſſung angenommenen Grundlagen unter 
den durch bie Rechtsſicherheit gebotenen Beihräntungen im Umfange bemei: 
fen nah dem Grade der bei den Untergerichten für die Nechtiprehung 
gegebenen Garantieen. 

11. Befeitigung der durchgreifenden Einwirkung des Richters im Zwangs- 
voliftredungsverfahren. Unmittelbare Bolftredung durch Gerichtövollzieber 
als Organe der Parteien bei einfadhen Vollftredungsarten. Ba der 

Glaͤubiger bezüglid der Vollftredungsmittel, Ermöglihung der lnahme 
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mählig überall die durch die Proceßwiſſenſchaft anerkannten Grundfäpe auch in 
den legislativen Operaten zur Anerfennung und _praktifchen Durchführung gebradıt 
werben follen. Und. fo erben benm die beridiebenen Entwürfe für Cioilpzoseh- 
ordnungen, wie ie in den einzelnen deutſchen Staaten nunmehr zu Stande gebracht wer: 
den, weit entfernt, ein Hinderniß für eine gemeinfame Procehgefepgebung im 
Deutſchland zu bilden, vielmehr die fo wünſchenswerihe — auch im Interefje Deut: 
ſcher Rechtswiſſenſchaft anzuftrebende Vereinbarung über eine gleihförmige Pro- 
ceßordnung für alle deutſchen Staaten in der Weiſe befördern, wie bief jener 





geit rüdjihtlid der verſchiet —— Vechſelordnungen der Fall war. 
Denn die in der neueren Zt. Porn en legislativen Arbeiten im Ges 
biete des Givilprocefies lafjen feiner arüber Raum, daß man aud in 
maßgebenden Kreiſen nicht nur über d iteit der Reform bes Eivilprocefies, 
fondern über die Hauptgrundlagen tund was die noch divergenden Ne 
ben: und Detailbeftimmungen m irfte man zu einer- Vereinbarung 
um fo geneigter fein, je evidenter | e einer gemeinfamen Gejebgebung 
auch auf unferem Felde heraus‘ ende Kritil des umfaflenden Werfes 
oder aud) nur einzelner Beftimm atürlich bei diefer Anzeige nicht mögs 
lich; es dürfte ſich aber andern jeben, auf die vortreffliche Arbeit 
wieder zurüdzulommen, die Re nur als eine, freilich ſehr ergie: 
bige Material:Lieferung zur | oilprozeßordnung betrachtet. 
Haimerl. 





Bas Yrinzip der Uechtskraſt. Cine civiliftiihe Abhandlung von W. Endemann 
Obergerihtsaffeflor zu Fulda. 8. Heidelberg. Bangel und Schmitt. 
1860. 179 ©. 


Mögen au vom Standpunkte ber Gefebgebungspolitit die Anfichten 
darüber auseinandergehen, unter welchen Bedingungen die Rehtölraft der Sen: 
tenz überhaupt eintreten folle, und welche Wirkungen mit dem rechtskraͤftigen 
Urtbeile im Einzelnen zu verbinden feien, fo herrſcht doch darüber kein Streit, 
daß das Inſtitut der Nechtökraft felbft durd das Bedürfuiß nad Beendigung 
de3 Streites und Firirung des ftreitigen Verhältniſſes, alfo duch die Noth— 
wendigleit der Nechtsfiherheit gefordert werde (vgl. L. 6 Dig. de except. 
rei judicatae. XLIV. 2). Ebenſowenig kann es einem Biveifel unterliegen, 
daß auf Grund de3 ganzen gerichtlichen Verfahrens die beftrittenen rechtlichen 
Verhaͤltniſſe im Urtheile fo viel ald möglich in ihrer Wahrheit beftimmt und 
feftgeftellt werden follen, mit a. W. daß das Urtheil nah materieller Wahr: 


aller Gläubiger eines Schuldner? an der eingeleiteten Bolftredung und ib: 
rer Befriedigung aus dem Ergebnijje. Raſchheit und Energie des Verfahrens 
ae moolihler Schonung des Schuldners, feite Formen zum Schute 
desjelben. 

12. Regelung de3 Gantverfahrens nad den Anforderungen des neuen 
Proceßfiftemö auf der gegebenen Svilrechtlicen Grundlage. Nöglihfte Aus: 
gleihung der collibirenden Intereſſen fowohl der Gläubiger unter fih, als 
der Gläubiger und des Schuldners unter jhügenden Mabnahmen geyen Bes 
trug und Unterſchleif. 
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beit ftreben folle. Ueber die Mittel dagegen, durch welche die Erreichung dieſes 
Zwedces zu fihern fei, berricht, mie vieß leicht zu begreifen ift, nicht durchweg 
einerlei Anſchauung. Ob die Verhandlungs⸗ oder die Unterfuhungs:Marime den 
Broceßgang beftimmen, ob bie Beweisfrage nach gewiflen feften Regeln, oder rein 
nad) dem vernünftigen Ermefjen des Richters erlediget, wie das Contumacial: 
verfahren geregelt werben folle, diefe und noch andere Fragen find von der Art, 
daß entgegengefeßte Meinungen, beiberjeit3 mit guten Gründen verſehen, ſich ge: 
genfeitig befämpfen mögen. Fordert man feſte Beweisregeln, wobei wieder man: 
nigfache Grabatienen möglich find, fo ift man fi) dabei doc wohl bewußt, daß 
damit in vielen Faͤllen die Wahrheit nicht erreichen werben wird; allein dieſe For⸗ 
dernng beruht letztlich dennoch auf der (immerhin vielleicht irrigen) Vorausſetzung 
daß durch die Feftbaltung folder Regeln für die Mehrzahl der Fälle eine größere 
Garantie der Wahrheit gegeben fei, als wenn die Leitung und Prüfung des Bes 
meifes blos dem vernünftigen Ermeſſen des Richters anheimgegeben, aljo feiner 
fubjectiven Auffafjung der unterlaufenden Umftänve, ja feiner Willtühr ein freier 
Epielraum eröffnet wird. Will man im Gegentheile diefes freie Ermeflen des Rich: 
ters ſelbſt vollftändig wahren, fo Tann dabei doch unmöglich überfehen werben, 
daß, iroß der Entfernung aller beengenven Schranken ſchon in Folge der Unzus 
länglichleit menschlicher Erlenntniß und Urtheilstraft, und in Folge des Einflußes, 
welchen man den Partheien im Civilprocefie nun einmal nicht gänzlich entziehen 
kann, ein Widerſpruch zwiſchem den Inhalte des Urtheiles und dem wirklichen 
Stande der Dinge fi einfinden könne, und nicht gar fo felten in der That ent: 
ftehen werde. Kurz — wenn man einerfeit3 rüdfichtlih der Aufgabe des Proceſſes 
die thatſächliche Wahrheit zu finden, übereinftimmen muß, fo muß man anderer: 
feitö jedenfalls zugefteben, daß es keinen Weg gibt, der volllommene Garantie 
für die durchgängige Erreichung derfelben darbiethet. Daß bie Geftaltung des Ver: 
fahrens mit dem Inſtitute der Rechtskraft innigft zufammenhänge , leuchtet fofort 
ein. ‘je weiter die Rechtskraft reihen foll, deſto wichtiger ift die Yrage, wie die 
relativ größte Garantie für die Uebereinftimmung des Urtheiles mit der materi⸗ 
ellen Wahrheit zu gewinnen fei. Dieß ift denn auch die Richtung, in welcher uns 
fer Verf. den gemeinen Proceß und die gemeine Proceßtheorie angreift und nad 
dem xömijchen Mufler reformiren will (S. 116); denn der gem. Pr. bringt es 
angeblih nur zur formaler Wahrheit, er bat keine wahre Cognitio, fondern 
nur ein „Berfahren” (S. 69 Anm. 21), während im röm. Proceß, namentlid in 
judicium der vorbiocletianifhen Zeit, der vollen materiellen Wahrheit freie Bahn 
geöffnet war. Gleih im Eingange (S. 1 u. 2) Hagt der Berf., daß die innere 
Nothwendigkeit der Grundſäthe von der Sentenz noch keineswegs klar geworben 
fei, und daß das Bebürfniß nad) Webereinftimmung mit der materiellen Wahre 
beit, d. h. mit den Grundfäßen ber rationellen Logik durch die Lehre von ber 
Rechtskraft „troß der willfährigften Erftredung namentlich der pofitiven Function, 
deren man ſich rühme”, nur zu oft fich beleidigt fühle. Den Grunpfehler der berr: 
ſchenden Theorie findet er eben darin, daß fie der röm. Lehre von der Rechts⸗ 
kraft vegelmäßig den „auf formale Wahrheit gebeuteten Sag: „res judicata pro 
veritate accipitur‘ zum runde lege, während im Gegentheile der gänzliche Man⸗ 
gel des Begriffes der juriſt iſche Wahrheit an die Spige geftellt werden müfle, 
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auch von den Quellen unzwel ı 65 & 2 Dig ad Set. Trobel- 
Hianum (XXXVIL, 1) und L. sonis libertorum (XL, 2) aneı. 
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So jagt der Berf. 5.163: „der nach diocletianiſche kaiſerliche Juſtizbeamte, welcher nun 
den ganzen Proceß leitete, butte in der Cognition der Thatſachen die nämliche 
Stellung, wie vordem der Bollsrichter ;" und ©. 164: „Gleichwohl brachte die 
Aufhebung des ordo judiciorum mittelbar von anderer Seite ber der Theorie 
der res judicata Gefahr. Wenn es galt, menfchliche, materielle Wahrheit in den 
Gerichten zu üben, fo leiftete das nftitut der judices pedanei gewiß die beften 
Dienfte. Der ewige Wechſel der judices der immer neue Eintritt gebilveter Laien 
in das Richteramt erhielt die freie Logik der Beweisprüfung in ftet3 friſcher Be- 
wegung. Wiewohl die Auswahl der Richter „aus dem Volle” oder bevorzugten 
Claſſen desfelben ficyerlich nicht der einzige Grund war, aus dem fich die Beweis: 
prüfung ohne gefeglihe Regeln jo lange bewährte, wiewohl angenommen werden 
darf, daß ſich an derſelben nicht minder die Juriften von Profeflion in der Haf: 
ſiſchen Zeit bewährt haben würden, fo ift es doch Hlar, daß, mo bie Beweisprü—⸗ 
fung von ftändigen, juriftifch ftudierten Beamten gehandhabt wird, leicht eine an- 
dere Richtung erhält;" und (ebenda): „In den faiferlihen Gerichtshöfen mochten 
ſich willlührlich oder unwilltührlih, aus Bequemlichkeit oder Nothwendigkeit, manche 
Säge über die Beweisprüfung feftfegen, welche früher niemals die Geltung all: 
gemeiner Regeln beanſprucht hatten. Die früher nur als Ergebnifle lebendiger 
Erfahrung vorbehaltlich ihrer konkreten Anwendbarkeit bingeftellten Urtheile der 
Juriſten und Richter erftarrten zu tobten Rechtsregeln.“ Aber jelbft im juſt i⸗ 
nianifhen Proceß fpielen die über ven Beweis aufgenommenen Rechtsfäge nicht 
die Rolle einer Beweistheorie. Zuftinian, fagt unfer Verf. (S. 165) habe wohl 
feine Ahnung davon gehabt, daß er durch die Aufnahme folder Säge der Rechts: 
entwidlung auf Jahrhunderte hinaus eine neue, nicht ſegensreiche Bahn eröffnete, 
auf der nad) der Neception des röm. Rechts in Deutihland an der Hand des 
fanonifhen Rechts die „nach vermeintliher Syſtematik und feiten Formeln fu: 
chenden Juriften“ allmählig Alles verborben haben (6. Endemann im Ardiv 
f. civ. Praxis. XLI. ©. 98 f. und in der angez. Schrift 8.18). Kehren wir aber 
nun zurüd zu der Beleuchtung des ordo jud durch unferen Verfafler. Gegen die: 
felbe erhebt fi ein nicht ungemwichtiger Einwand. Das officium judicis befränft 
fih nicht blos auf die Erlevigung der Thatfrage, es erftredt ſich nicht felten auch 
auf die Entfcheidung rechtlicher Fragen; fo wenn dem judex die formel ertheilt 
wird: si paret Numerium N. Aulo Agerio decem dare oportere — condemna 
etc; oder: si paret rem q.d. a. ex jure Quiritium AiAi esse etc, oder: quod 
A. A. apud. N. N. rem q.d.a. deposuit, quidquid ob eam rem N. N. Ao Ao 
dare facere oportet ex fide bona etc. Iſt die Anwendung der Nechtsfäbe auf 
die feftgeftellten Thatfachen nicht ein juriftifches Geſchaäft? Paßt aljo der von dem 
Berf. aufgeftellte Geſichtspunkt auf das ganze officium judicis, oder ift die Erör- 
terung der Rechtsfrage neben der Feſtſtellung der Thatfrage etwa nur ein unter: 
geordnetes Moment? Der Berf. fpielt auf diefen Einwand (©. 7) felbft an, gibt 
aber im Grunde (S. 19, 30) feine Antwort darauf; und wenn er aud (5. 19) 
fagt, daß es das Streben nach endgiltiger Erledigung des Streites mit ſich ge: 
bracht habe, daß dem judex auch in der rechtlichen Beurtheilung der moͤglichſt 
freie Spielraum geftattet wurde, fo liegt darin noch keine Löfung der angeregten 
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mußte ſich hieran ad eine fi nie anidließen®, ie der Berbant- 
Iungsmarime bleibt die weitgweme nie Wirkung des Urtbeiles emig 
ein Aathſel (E. 119). Weil die Errergumg ver Wahrbeit im Interefie Aller Tieat, 


ten find, ertlären fie daß fie im den ftreitigen Buntten, weldye fie entigieden ba- 
ben wollen, der richterlichen Leitung und Cinfiht vollkommen fib unterwerfen, 
ihren Privatwillen, der fi zur Ordnung des Streites ald ungenügend erwieſen 
bat, bei Eeite fegen wollen (6. 8 f.), jo daß ihre Grllärungen nunmehr feinen 
anderen Werth haben, ald den von Thatfahen, woraus durch logiſche Folgerung 
ein Schluß gezogen werben Tann. 

Wie lonnnt aber dabei die aus dem Weſen des Privatredtes fließende 
Freiheit der Partheien weg, über ihr Verhältniß zu diöponiren, wie fie wollen ? 
Daß der Privatwille im Proceſſe freie Bahr haben müfle, ertennt auch der Berf. 
an; ja er fagt fogar (6. 9), der „Privatrechtsgedanke“ fei fe mädtig, daß als 
YHusgangspunft der Anfchauung nur die Orbnung des Rechts durd den eigenen 
Willen der Partheien, und die Ordnung des Rechts durch die öffentliche Gewalt 
nobne oder gegen dieſen Willen“ blos als eine fubfiviäre angenommen werben könne. 
Borin liegt nun die Vermittlung diefer Begenfäge? Um dem Widerſpruche wenigſtens 
ſcheinbar zu entgehen, muß man von@3 Standpunkte aus offenbar annehmen, daß die 
Erforſchung der Wahrheit ohne oder gegen den Willen der Betheiligten nur dann im 
allgemeinen Intereſſe liege, wenn fie nicht gänzlid ohne Intervention des judex mit 
einander fertig werben können, daß man ihnen bagegen, ohne dieſem Intereſſe Eintrag 
zu thun, völlig freie Hand laſſen könne, fobald ſei noch nit vor dem judex fter 
ben, alfo auch noch in der Berhbandlung vor dem Prätor injure. Die Yreibeit 
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der Bartheien in jure und die Selbſtſtaͤndigkeit des Richters in judicio ftellt €. 
in der That als die glüdlihe Vermittlung de3 privaten und de3 öffentlichen In⸗ 
terefied dar und fo gewinnt für ihn jene Trennung des Proceſſes in die zmei 
Stadien einen neuen inneren Grund (©. 9 f., S. 23). Allein, abgeſehen davon, 
daß und der Verf. ($. 17) feinen Aufihluß darüber gibt, wodurch im römijdhen 
Proceß der vierten Periode, dem jene Trennung fremd ift, die fragliche Vermitt⸗ 
lung herbeigeführt wurde, fo ift er auch den Beweis fchuldig geblieben, daß dem 
öffentlichen Intereſſe die Freiheit der Partheien in jure nicht widerſpreche in ju- 
dicio aber entgegen fei. Bis zur Litisconteftation ift der eigentliche Streit noch 
nicht anhängig gemadt; follte aber deswegen das jus ganz aus dem Gebiethe 
des Streites verwiefen werden, was wohl nicht angeht, jo wäre immer noch 
der Beweis zu erbringen, daß innerhalb der Gränzen des wahren, wirklichen Strei- 
te8 das öffentliche Intereſſe die Erforfhung der Wahrheit unabhängig von dem 
Willen der zunächſt dabei interefjirten Parthei erheiſche. Mag auf die ftrenge 
Durdführung der Berhanplungsmarime mande Unzulömmlidhpleiten erzeugen, (und 
in voller Strenge befteht fie gemeinredhtlich gar nicht), fo ift doch ihr Grundge 
dante mit dem Weſen de3 Brivatrechtes am meiften im Einllange, und daß fie 
mit einer freien Beweisprüfung fich nicht vertrage, das wird faum nachgewie⸗ 
fen werden können. — Wenn nun im röm. Proceſſe die Verhandlungsmarime, 
wie der Verf. behauptet nicht galt, und daß fie dort in folder Entwidlung, wie 
im gemeinen Proceße nicht gegolten habe, muß jedenfall3 zugeftanden werben, fo 
entſteht fofort die Frage, ob etwa die Unterfuhungsmarime zur Nichtiehnur 
genommen worden fei. Auf S. 8 Anm. 12 jagt der Verf. dieß fei injoferne der 
Fall geweſen, als fi die röm. Beweisverhandlung mit der mündlichen Verband: 
lung unjerer Strafgerihte vergleichen lafje, welche ohne Beweisregeln urtbeilen, 
ipäter aber (5.116) jagt er, daß es troß der richterlichen Aufgabe, die materielle 
Wahrheit zu finden, dem Richter nicht freigeitunden, auf „inquijitoriichem Wege” 
mit directen Zmangsmitteln und Mißachtung des privaten Character de3 Civil: 
procejjes, fowie des freien Willen! der Partheien die Wahrheit zu ſuchen, indem 
vielmehr die Partheien indirect duch die ausgedehnte Wirkung des Judicates zur 
vollftändigen Beibringung des thatſächlichen Stoffes bewogen werden follten (Bol. 
auch ©. 119); aud begründet der Berf. (S. 127) den Sab daß die Sentenz nicht 
abjolut, ſondern nur inter partes — jus facit eben dadurch, dab man die volls 
endete Jnauifitiondmarime nicht einführen konnte, ohne die freie Bewegung 
und Selbftthätigfeit der Partheien zu vernichten. Wenn fomit ein 
gemiſchtes Prinzip galt, jo darf man nicht (wie der Verf. S. 11) fagen, daß in 
jure die Berhandlungdmarime, in judicio die Unterfuhungsmarime berrichend 
geweien fei, denn die legtere fand ja auch in judicio nicht volle Zulaflung. Worin 
aber der gedachte Mittelweg beitanden, dieß wenigſtens in der Hauptſache zu bes 
ftimmen, wäre ohne Zweifel die Aufgabe unferes Verf. geweſen, diefer Aufgabe 
bat er ſich jedoch in keiner Weile unterzogen, wie er denn namentlich nicht voll: 
— unterſucht, welche Freiheit der judex in Herbeiziehung von Beweismitteln 


Man ſieht aus Allem wohl, daß der Verf. eigentlich gegen die „formale 
Wahrheit“ in dem Sinne polemiſirt, als fie auf Grund von Veweisregeln gefunden 





eine Function der Sentenz, bie übrigend ger miht auellenmäbig il. Die for 
male Bahrbeit, vie im Urtheile legt, bleibt efietiv unberährt (vgl. S. 129 m 
©. f), ein neues Prinzip der Nedtätraft ift micht gefunden umb bie Deiailerör: 
terumgen der Jubicatälehre, welche in dem 88.6—14 (S.43—152) enthalten fing, 
Kiefern zwar jo mandıe beachtenew wriung über einzelne Momente 
des älteren römijden Procefied, aà. mımen 5 eim imeientlides neues 

in einer der Haupffragem, die it diene firitten find. Ja jo widtige Puntt⸗ 


wie die Rechtetraft der Grüm ng über präjubichelle Momente u. 
dgl werben gar nicht eing Ghenjo findet fih airgende eine 
Unterfuhung darüber, wie im m roceile die Einidränfung des Mich: 
terd im der Benübung rejp. “em : Beweismittel reihe, im weldyem 


Raße alje die Vorwürfe begründet jewn-t je der Verf, megen ber dem Auf⸗ 
finden der materiellen Wahrheit im a eſſe entgegenflehenden Hinderniffe, 
umd wegen des Widerſpruches erl ®  * Hinderniffe zwilchen der weiten 
Wirkung des Judicates und dem m in, echtsbewußtſein hervorrufen follem. 
Endlich vermißt man aud) die Auftiarung üver die Frage, wie denn der gemeine 
Proceß aus fich jelbft feiner beengenden Bande los werden jolle. — Die neuere 
Literatur hat E. nit vollftändig bemüst, ſo nimmt er 3. B. auf Unger's 
ESyftem d. öfterr. Privatreht3 II. Bo. $. 5 fi. mit Unrecht gar keine Rüdficht. 
Brof. Dr. Dworkat. 


Die Schre vom Bwange. Cine civiliftijhe Abhandlung von Dr. Adolph Schlie 
mann, großh. Medlenburg-Schwerin' ſchen Juſtizrath. gr. 8. RoRod, 
Stiller. 1861. VII. u. 207 ©. 





Der Berfafler, der fih bereits durd feine Schrift über die Haftung des 
Cedenten höhft vortheilhaft befannt gemacht, unterwirft in der vorliegenden Mb: 
handlung die Entwidlung der Lehre vom Einfluſſe des gZwanges im römifchen 
Recht einer kritiſchen Erörterung ($$. 1—10), und fucht weiterhin, vom Stand- 
punlte allgemeiner Rechtsprincipien ausgehend, zu beftimmen, in welcher Weiſe 
die Juriöprudenz der Gegenwart bie im römifhen Recht in diejer Materie angeb⸗ 
lid) unvermittelt geblieben Gegenfäge zu überwinden habe (8$. 11—16). Die Aus- 
führungen S. 6 haben m. E. in beiden Richtungen Anfpruch auf ehrende Aner: 
tennung und biethen zugleich reidjlichen Anlaß dar, auf weitere Unterfüdungen 
fi einzulaffen. Den Schluß macht eine Dogmengeſchichte, die in der Hauptſache 
ebenfojehr durch Mlarheit, als durch gejhidte Auswahl des erpeblihen Materials 
bemertenäwerth ift (S. 17 ff). Ich habe mir hier übrigens nur die Aufgabe ges 


”) Aud im Einzelnen ließe ſich hier Vieles beanftänden; jo 3.8. daß ber Berf. 
an eine Gonjumtion des Thatbeſtandes dent (vgl. ©. 64, 69, 71, 99, 104, 
106, 112); dagegen Unger Syftem UI. ©. 621, insb. Anm. 16, 
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ftellt, den erften Theil von S's Schrift (88. 1—10) eingehend zu beiprechen, weil 
die Kritik desfelben für ſich allein fchon relativ umfanglich ausfallen muß, und 
weil ich ohnedieß demnädhft bei einer anderen Gelegenheit auch auf den zweiten 
Theil (88. 11—16) eingehen zu können hoffe. 

Was die Nechtömittel wegen des Zwanges im r. R. betrifft, jo dürfte jekt 
folgender Entwidlungsgang als feitgeitellt angejehen werden. Dem alten civilen 
Princip: Coacta voluntas est voluntas (vgl. L. 21 $.5 Dig. quod met. c. IV., 
2) gegenüber war urfprünglid nur im bonae fidei judicio eine Berufung auf 
Zwang und zwar mitteld der exceptio doli (quae bonae fidei indicio inest) mög: 
lid; bei stricti juris judiciis ließ erſt das Edict des Prätor Caſſius (Mitte 
d. 6. Jahrh.) wegen Zwang, Betrug, Irrthum die Aufnahme der exceptio doli 
in die Formel zu. In der zweiten Hälfte des 7. Jahrh. proponirte der Prätor 
Detavius in feinem Edicte die actio quod metus (jog. formula Octaviana), 
welche eine actio in rem scripts wurde, und nach der Analogie derjelben fchufen 
die Vrätoren die exceptio metus, die ebenfall® in rem wirkte. Erft in der 
Kaiferzeit (unter Severus Alerander?) wurde endlich eine eigene in integrum 
restitutio propter metum gewährt (Bgl. Burchardi d. Wiedereinjeßung in den 
vorigen Stand. Göttingen 1831. ©. 283 f. 303 f. 359 v. Schröter ind. Zeit: 
ſchrift f. Civilrecht u. Proceß. VI. ©. 116 f. Rudorff „über die Octavianifche 
Formel“, in d. Zeitfchrift für gefchichtliche Nechtäwifienihaft. XII. S. 131 f}.). 

Schliemann richtet nun feine Polemik zunächft gegen Savigny (Syſtem VII. 
©. 112. 191 f.), der die in integrum restitutio wegen metus als das frühere prätorifche 
Rechtsmittel ſetzt. Er ftüßt diefe Polemik theild auf die Quellen theils auf die 
Natur der erwähnten verfchiedenen Rechtsmittel, und fagt u. A. (S. 10 f.), daß 
der weitere Entwicklungsgang des Hecht? von der i. i. r. aus, wenn diefe das 
ältere Rechtsmittel geweſen wäre, darin hätte beftehen müflen , daß erzwungene 
Rechtshandlungen vom PBrätor von Anfang an als nichtig behandelt worden 
wären. Dazu ift e8 aber nad ©. nur in einzelnen fingulären Fällen gelommen, 
in welchen er, wie fidh bald zeigen wird, nach juflinianifhem Rechte Nullität der 
erziwungenen Handlung annimmt. Doch dieß mag einftweilen auf fich beruben; 
fo viel ift allerding® gewiß, daß der Yortgang von der i. i. r. zur actio quod 
metus fein Fortſchritt gewejen wäre; jene rescindirt die rechtlichen Wirkungen des 
erzwungenen Acted, dieſe entipricht nur einem mehrfach beichräntten Anſpruche 
auf Ausgleihung der durch den Zwang verurfahten Nachtheile (Schröter ©. 121. 
Burchardi S. 36% f. Arndts Pand. 8. 121. Heimbah im Rechts:Lexikon 
IX. ©. 321). Demnädjft erörtert S. mehr oder weniger ausführlich die Bebin: 
gungen, unter welchen die verichiedenen Rechtsmittel wegen Zwanges zuftehen 
(S. 15 f.), und beidhäftiget ſich insbeſondere mit der aotio quod metus. Der 
urfprüngliche Geſichtspunkt des Edicted war, durch dieſe lage die praktiſchen Fol⸗ 
gen des civilen Satzes, daß erzwungene Geſchaͤfte giltig feien, für den Gezwun⸗ 
genen zu befeitigen (5. 40); dieſer Gefichtöpuntt wurde bei her meiteren Aus: 
bildung diefer Klage dritten Berfonen gegenüber, welche an dem Zwange keinen 





2) Bel no L.& 8.2 D. de cond. ob turp. c. XII., 5. Schliemann ©. 5. 
Haimerl’s Bierteljahresiiprift |. Nehtew. IX. 3. D 
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Wntheit, aus dem erzwungenen Geſchäfte aber’ einen „Bortheil’" hatten, feftgebal- 
ten (S.46 f.), während die Klage gegen ben Urheber des Swanges-Allmälig ben Eba: 
racier einer Delict- lage erhielt (5.34 ji 47). In ber lehten Beziehung ift die Snterprer 
tation der L.9 $.1 D. quod. met. c. (S.35f.) zu erwähnen, in ber erfien Hinficht 
wirb inäbefondere hervorgehoben, daß ein ımbeibeiligter Dritter nur dann ver 
a. quod metus unterliegt, wenn ber erzivungene Et, mit Nüdfidht auf melden 
ihm etwas zugelommen, ein Nehtsgeihäft war (5.40 Anm. 16), und dieß ift 
allerdings zu billigen eine fpecielle Erörterung: wiejes Punktes ſchiene mir jedoc 
wünſchenswerth. — Hieran reihen ſich verbältnifmähig kürzere Ausführungen 
über die exceptio metus und rest. in integrum wegen metus ($. 7). Beionbers 
eingehend bat ©. die Frage behandelt, inwieſerne mit ber actio quod metus britte 
Berfonen belangt werden können, und was ber aljo belangte Dritte (ber bonne 
fidei ift) zu leiften babe (S. 47f). Daß diefe Frage von praftiihem Belange fei, 
ift augenfällig; die Formulicung des bezüglihen Grundfabes aber muß mit großer 
Behurfamteit gefcheben. Wenn 5. B. A dem B zwingt, ibm eine Sade um 200 
zu verlaufen, und diefelbe dann um 300 an © veräußert, iſt C gegen Zahlung 
von 200 oder nur gegen Zahlung von 300 ſchuldig die empfangene Sache an 
herauszugeben ? In wieferne haftet ferner der dritte Beſiher für die Früchte der Sache 
u.f. w. Der Verf. jagt, die römifchen Juriften hätten den Grunt as aufgeftellt, daß ver 
Dritte lediglich den von ihm bezogenen Bortbeil herauszugeben 
babe und citirt dafür L. 14 8.3 D. quodmet.c., in welcher Stelle aber durch die 
Worte: sufficit, luerum eum sensisse doch nur die Zulaffung der Klage gegen 
den Dritten begründet, keineswegs aber der Umfang feiner Haftungspflicht ange: 
geben wird. Wird das Princip diefer Verpflichtung fo gefaßt, fo wird nah S. 
der Dritte bisweilen ſchlechter, bisweilen günjtiger behandelt, als e3 mit der 
aequitas und fohin mit dem Geſichtspunkt der actio quod metus verträglid ift; 
und fe viel dürfte mindeftens gewiß fein, daß bei diefer Faſſung mitunter zwei: 
felhaft bleibt, ob und in welchem Umfange ver Dritte hafte. Schliemann be 
flimnt das Princip dahin, der Dritte habe dasjenige herauszugeben, was er aus 
dem erziwungenen Gefchäfte mittelbar oder unmittelbar hat, und was er nicht 
haben würde, wenn das erziwungene Rechtsgeſchäft nichtig wäre, wogegen er von 
dem Gezwungenen dasjenige erhalte, was biejem aus dem fraglichen Geichäfte zu: 
gefommen ift; ober: der Dritte babe den Vortheil zu reftituiren, den er unter 
der gedachten Voraueſetzung nicht haben würde. Die zweite diejer Formulirungen 
ift wohl nit auereihend, um den von der gewöhnlichen Auffaffung abwei- 
enden Gedanken des Verf. durchzuführen; es tritt hier wieder der etwas vage 
Begriff des „Vortheiles“ auf, der in manchen nicht ganz einfach geftalteten Fäl— 
fen, in welden die Anwendung eines Zwanges mitjpielt, über die Haftung des 
Dritten feinen ganz fiheren Auffhluß gibt. Das Ungenügende zeigt ih ſofort 
bei Beurtbeilung ded von Schliemann S. 51 geiebten Falles: B ſchuldet dem 
A 1000, nun entlehnt A von C ebenfall® 1000, wofür B al3 Bürge eintritt, und 
es wird beftimmt, daß B feine Schuld an A erft nach Begleichung der Forberung 
des C an A zu bezahlen haben folle; hierauf zwingt A den C zum Erlaß der 
Schuld umd bewegt fohin den B, der von dem Zwange nichts weiß, jeine Schuld 
an A zu berichtigen. ©. entf&eidet in Anwendung des von ihm aufgeftellten Grund 
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tages, daß B das Bürgſchaftsverhältniß wieder herzuftellen babe, und findet bie 
Beftätigung dafür in L. 10 pr. D. quod met. c., wo Baulus unterjchieblos 
jagt: „adversus fideiussores agi posse, ut se reponant in obligationem;'‘ da- 
gegen foll nad der von S. verworfenen Auffajlung B zu Nicht? verpflichtet fein, 
weil er nidht bereichert ift. Warum nimmt S. aber an, daß B nicht bereichert 
jei? Ohne Zweifel aus dem Grunde, weil er zwar von der Bürgfchaft befreit 
wurde, feine big zur Löjung des Verhältniſſes zwiihen A und C, alfo bis zur 
Aufhebung der Bürgihaft prolongirte Schuld hingegen berichtiget hat, m. a. 
W., weil B aus dem erzwungenen Schulderlaß keinen Vortbeil hat. Conjequent 
müßte m. E. Schliemann nad der erwähnten Yormulirung diefelbe Entjchei- 
dung abgeben, wodurh man mit Paulus 1. c. in Widerfprudy geriethe. Aber 
au die zuerft von S. vorgeichlagene Formulirung des betreffenden Grundfaßes 
läßt fi mit Rüdficht auf den dort vortommenden Terminus „zulommen” wieber 
auf den Begriff des „Vortheiles” vebuciren, und fomit in gleicher Weife, wie die 
von ihm beanftändete Theorie ald unbeftimmt angreifen. Dem von ©. geheg: 
ten Grundgebanlen, den er vorzüglih an die Worte des Edict: „ratum non ha: 
bebo‘‘ anknũpft, dürfte am Meijten die Formel entiprechen, daß die actio q. m. 
gegen denjenigen Dritten gerichtet werben können, deflen Bermögensiphäre in Folge 
deö angewendeten Zwanges eine dem Gezwungenen nadıtbeilige und noch bau: 
ernde Vermögend-Aenderung erfahren bat (aljo aud nur in dem Umfange in 
dem fie noch dauert), und daß fie auf die Vornahme derjenigen Handlung gebe, 
durch welche dieje Aenderung aufgehoben, alſo der Nadıtheil für den Gezwunge: 
nen bejeitiget wird (widrigens nach r. R. dieCondemnatio in quadruplum — vgl. 
L. 14 8. 3 D. qu. met. c. eintritt). Bei diefer Yormulirung tritt insbeſondere 
deutlich hervor, Daß der Grundgedanke der actio qu. metus, wie ihn ©. propo: 
nirt, fehr nahe an jenen der in i. restitutio ftreife, wodurch aber beide Inſtitute 
keineswegs zuiammenfallen. Nah meinem Dafürbalten hätte S. zweierlei präfti: 
ren follen, einerfeit3 wäre zu unterfuchen geweſen, wie fidh die Quellenausſprüche 
über die a. qu. m. in ihrer Richtung gegen Dritte, und über verwandte Klagen 
zu feiner Theorie verhalten, andererſeits wäre zu beftimmen geweſen, ob und in 
wieferne die herrſchende Lehre diefe Theorie in fi aufgenommen habe; feines von 
Beiden findet jih in S.'s Ausführungen. Die wichtigite Aufgabe ſcheint mir die 
zu fein, jene Ausſprüche der Quellen zu prüfen, aus welchen nad) ©. hervorgehen 
foll, daß fid) bei ven Römern allmählich hinfichtlich der Giltigkeit reſp. Nichtigkeit er» 
zyoungener Geſchäfte ein Gegenjak der Anfichten gebildet habe, der im juftiniani: 
ihen Recht nicht zur Verföhnung gelangt fi. Schliemann führt zunädjft bie 
L. 8 pr. Dig. qui et a quibus etc XL, 9 au, wo Marcian eine erzmungene 
Freilaffung für nichtig erklärt: „‚Ille servus liber non erit, qui coegerit, ut eum 
dominus manumittat, et ille perterritus sceripserit, liberum eum esse.* Mit 
diefer Stelle muß man vor Allen L. 8 8. 2 Dig. quod met. c. zufammenbhal: 
ten. „Idem Pomponius scribit, quosdam bene putare, etiam servi manumissi- 
onem, vel aedificii depositionem, quam quis coactus fecit ad restitationem 
huius edicti porrigendam esse“ (Ulpian). Die zweite Stelle recipirt als allge: 
meinen Grundfaß die Entiheidung des Pomponius, melde mit der dem röm. 
R. überhaupt eigenthümlihen Behandlung des Zwanges harmonirt; die erfte 
D* 
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hingegen, welche Nullitat der erzwungenen Freilafjung ftatuirt, handelt mu von 
dem befonderen Falle, mo ber manumittiete Sclave jelbft ver Urheber des Swan 
ges war. Beide Stellen laſſen ſich auf dieſe Weile leicht vereinigen (als Megel 
und Ausnahme), und es dürfte kaum befremden, dab man dem 

eine Drohung gegen feinen Herrn erlaubte, von vornberein aller Bortheile aus 
feinem Bergehen (jelbit gegen die Regel), berauben wollte, — Mareiam bat 
übrigend wohl an eine formloje Freilafjung gedacht, wie aus dem Worte „serip- 
serit“ hervorgeht; S’s Anficht, daß er von einer manumissio testamento fpredie, 
muß ih aus mehreren Gründen für unwahrſcheinlich balten (Säl. ©. 61 fi). 
Vielleiht wurde aud vor Juſtindan, ber erſt (ec. um. Cod. de lat, Iib. toll: 
VII, 6) die formlojen Freilafiunaen den förmlihen (damals zum Theil ſchen ver: 


alteten) Manumifjionen des «bt® gleichgeſtellt hat, jelbft in dem von M. 
gefeßten Halle, Richtigteit dr. wu bei formlofer Handlung angenom: 
men. Die von S. (S. 63) cituws, m Fragm. Vet. Jeti (bei Schul- 


ting Jurisprud. vet. antejust. pag:-owe x ug jus eivile antej, I. p. 255: 
bei Hufe Jarisp. antej. p. 38). melk  e ergiungene Freilafjung „inter 
amicos‘‘ für nichtig erklärt, ſpri lediglich von formlofen Freilaf: 
fungen unb weiſt auf dieſe Beſch dt undeutlich durch ihre Eingangs 
worte hin: „In his, qui inter amicosmanumntuntur, voluntas domini speetatur 
etc.“ Wenn nun aud Savianys Erklärung der 1.9 pr. cit., welde die Form: 
Iofigteit allein als Grund der Nichtigteit urgirt (Syſtem IIT. S. 103, d), man: 
den Bedenten unterliegt, von denen der Bf. (6. 62) nur eines berührt, fo if 
es doc immerhin auffallend, daß ſowohl diefe Stelle, al3 die nit in das Gor: 
pus Juris recipirteStelle aus dem Fragm. Vet. Icti nur von formlofen Mamı: 
miffionen reden. Vielleicht hat früher eine Meinungsverſchiedenheit unter den Ja: 
riſten rüdfichtlih erzwungener Freilaſſungen beftanden, worauf Ulpian in der 
eit. L. 9 $. 2. D. qu. m. c. anipielt, freilid ohne den Gegenftand der Differenz 
näher zu bezeichnen. Hat biefe Differenz wirklich beftanden, fo ift fie doch von 
Juftinian, der in L. 9 pr. eit. nur eine finguläre Ausnahme, natürlid ohne 
Rüdfiht auf den Modus der Freilaſſung zuläßt, zu Gunften der altrömifhen An: 
ſchauung entſchieden worden 9). 

Die nächfte Stelle, welche S. in Betrachtung zieht, ift BaulL. 21 8. 3 Dig. 
quod met. causa g. erit: „Si dos metu promissa sit, non puto nasci oblige- 
tionem, nec talem promissionem dotis ullam esse.‘ Schon viele Xeltern nehmen 
Nichtigkeit des erziwungenen Dotalverfpregend an, begründen diefe Anficht aber 
mitunter recht fonderbar, fo 5. B. Accurfius, den Jaber (Rat. in Pand. I. 





*) L. 17 pr. D. XL, 9: Si privatus coactus a populo manumiserit, guam- 
vis voluntatem accomadaverit, tamen liber non erit, nam et divus 
Marcus prohibuit ex acelamatione populi manumittere (Paulus). Savi: 
an a. a. O. erllärt den Rechtsfas in diefer Stelle aus einem polizeilichen 

jerbothe, das Kaiſer M. Aurelius erlafien. Schliemann (©. 63) ver 
wirft diefe Erflärung und interpretirt das et babin: es fomme bier neben 
Anderem (dem Zwänge) aud das Verboth in Betradt. Abgeſehen davon, 
daß diefe Erklärung in fpradliher Hinficht gezioungen ift, ſcheint dieſes Ver: 
both wirklich öfter wiederholt worden zu fein, f. c. 3 Cod. qui manum n. 
p. VII, 11 u. Schulting 1. 1. p. 805, 806. 
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p- 464) richtig widerlegt hat. Sehr verbreitet war in früherer Zeit die Meinung 
(welche auch aber theilt), daß der fog. favor dotis zur Nichtigleitserklärung 
des abgezwungenen Dotalverſprechens geführt habe. Wäre, jo fagte man, ein der: 
artiges Berfprechen an ſich giltig und nur durch i.i. rest. oder ein anderes Rechts-⸗ 
mittel zu befeitigen, fo erfchiene die Frau anfänglidy als dotata und würde nad): 
trägli” indotata, was dem favor dotis widerſpräche, weswegen man lieber Nic: 
tigleit ab ovo angenommen babe (So au z. B. Vinnius Sel. quaest. I c. 
12, im Anhang zu f. Inftitutionen:Commentar; Lugduni 1767. DI. p. 23. Zoe- 
sius Comm. ad. Digesta. Colon. 1716. p. 134. Voet Comm. ad Pand. Hag. 
Com. 1731. I p. 247. $, 15. Dagegen Glüd V. $. 478 Anm. 61). Offenbar 
verfehlt ift auch die Erklärung von Brackenhöft in d. Ztſchr. f. Civilrecht u. 
Proceß XVL ©. 181, der die fragliche Nullität daraus ableitet, daß die Stipu- 
lation aus dem jus gentium ftamme; vgl. pr. $. 1 Inst. de except. IV., 13 
Aber au die Erklärung ift nicht brauchbar, melde Glüd V 486 f. proponirt. 
Er will nämlid mit Rüdfiht auf c. 6 Cod. de dotis promiss. et nuda pollic. 
V, 11 (c.4 Cod. Theod. de dotibus III. 13) den Ausdruck „dotis promissio“ 
von einer formlofen Beftellungsvertrage verftanden willen, alfo in einem anderen 
Sinne, ald Baulus ihn genommen haben konnte, da zu deflen Zeit ein folcher 
Bertrag zur Beitellung einer dos wirkſam noch nicht geſchloſſen werben konnte, 
Dabei bleibt aber unaufgellärt, warum Paulus eine stipulatio dotis megen 
unterlaufenen Zwanges für nichtig erlärt hätte und weiters bleibt unentſchieden aus wel: 
chem Grunde im juftin. R. der formlofe Beitellungsvertrag über eine dos, der nun der 
stipulatio dotis gleichftand, ausnamsweiſe für nichtig erllärt worden wäre, während 
doch der Zwang in der Regel die Stipulation nicht alterirt. Keller mftitutio: 
nen (Berlin 1854-1858) ©. 161 bezieht die Stelle auf eine erzwungene dotis 
dietio, und jagt, fie Scheine nichtig geweien zu fein, ohne die Frage näher 
zu unterfuchen. Seine Borausfegung fcheint aber gegen den techniſchen Sprad: 
gebrauch der röm. Suriften, welche unter promissio dotis eine stipulatio, nicht 
aber eine dictio verftehen, ebenfo zu ftreiten, wie die Annahme, daß promissio d. 
eine pollicitatio bedeute. In der befonderen Natur der dos liegt fein Grund, 
eine Ausnahme von der Regel zu ftatuiren, daß die erzwungene Stipulation gil: 
tig fei, und der übrige Inhalt der L. 21 cit. beweift aud, daß Paulus an 
der altrömifhen Anſchauung fefthalte, daß das erzwungene Geſchaͤft von Rechtd: 
wegen aufrecht beftebe; es fcheint demnad feine Willtühr zu fein, wenn man 
L. 21 8. 3 cit. mit Aelteren und Neueren 4.8. Puchta Pan. 8.56, d. Sin: 
tenis Civilrecht I $. 22 Note 25, ©. 191. Bangeromw III. ©. 301) dahin 
verfteht, daß Paulus die in Yolge der Anfechtung mitteld der a. qu. met. 
endlich eintretende praftifche Wirkungslofigleit des Vertrages gemeint habe (Leber 
das Schwanten des Sprachgebrauches bezüglid folder Ansdrücke, wie bier in 
Frage fteben, |. Sinteni3 in d. Zeitſchrift f. Civil⸗R. u. 1. Proceß XVII. ©. 290 
Pote 1 u. XVIIL &. 30 Note 2) °). 


?) So ift wohl aud in der von ©. p. 69 cit. L. 22 qu. m. c. „Qui in car- 
cerem quem detrusit, ut aliquid ei extorqueret, quidquid ob hanc cau- 
sam factum est, nullius momenti est“ (Paulus) das „nullius momenti“, 
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S &liemann benuft ſich ferner (5, 66) auf L. 6.9.7 Dig. de aqu 
vel omitt, hered. XXIX. ®%, wo Ulpian jagt: „Celsus 1. XV: Dig. seripsit, 
eum qui metu verberum vel alio timore coactus fallens adierit heredits- 
tem sive liber sit, heredem non fieri placet, sive servus sit, dominum here 
dem non facere.““ Dagegen entſcheidet nicht nur Paulus in der von ©. citirten 
L. 21 8.5 Dig. quod met. e. fondern auch Papinian in L. 85 Dig. de 
a. vel 0. hered., daß vie erzwungene Antretung ber Erbſchaft nach Civilrech 
giftig fei, und Ulpian ſelbſt * im ManveltenZitel quod'metus € gest. 
erit oft gemug ben allgemeinen vor, ! ab erzwungene Rechtsgeſchäfte jure 


eivili aufrecht beftehen. Die Matis wait auf das Wort fallens in der 
L.6.8.7 cit. ven Nacht ie Anfict der Rechtegelehrten ging 
feither vorwiegend babin, s ine aus Anlaß des angewendeten 
Zwanges fimulirte An - aft vente. (gl. u. A. Duarenüs 
Opp. omn. Francof. 1607, °  r Rationalia ad Pandectas. Lug- 
duni 1659 1. p. 465. Schumımg ag Dig. V. p. 129, Glüds Ban: 


delten V. 5.474, Nühlenbrud inw.; ehung von Olüd's Band, NEIL. 
©. 118. und insbeſ. XLII, ©. 468. [. Durdardi a. a. D. ©. 366. Sa 
vigny a. a, ©. und VII ©. 127, m. Bangerom Panbelten L $. 185 
©. 365 und IIT. $. 605 ©, 301 |, Heller Pandelten. Yeipgig. 1861. 8. 530 
©. 99 Anm. 17. Shliemann erflärt diefe Interpretation für unmöglie, 
indem er (S. 67) fagt: „ES wird bier immer die Möglichkeit anerfannt, daß 
wer gezwungen die Erflärung abgibt: adeo hereditatem lediglich zum Scheine 
handeln fönne. Man fragt: ift dann der Bmang dasjenige Moment, welches die 
Ernſtlichteit der Erflärung in Zweifel ftellt? Das darf von jener Anſicht wicht 
angenommen werden, und eben deshalb muß man vom Standpunkte derſelben 
aus nad einem andern Grunde ſuchen, woraus ſich ergibt, daß die bezüglide 
Erklärung eine Sheinerllärung ift! Nah ©. ift das „fallens“ natürlich die 
nothwendige Gonfequenz des „vi coactus,“ fo daß Ulpian die Richtigkeit der 
Antretung aus dem Grunde des eingetretenen Zwanges behaupten würde. Diele 
Nothwendigteit aber hat S. nicht nachgemiefen, und daß fie im Sinne Ulpians 
liege, wird ſchon durd den Widerſpruch, der hierdurch zwiſchen feiner Entfcei: 
dung und jener des Paulus und Papinian entftünde, mehr al3 zmeifel: 
baft. Uebrigens beruht auch der von ©. der herrſchenden Interpretation gemachte 
Vorwurf, daß fie eine bloße Scheinerflärung fei, auf einer Taäuſchung. Die Nic: 
tigleit der Antretung wird bier lediglich aus dem Grunde der Simulation be: 
bauptet, und der Zwang nur als dad Motiv der Simulation gedacht. Dre Er— 
wähnung des Zwanges erſcheint hiernach zwar nicht ald weſentlich, aber als 


wie ſchon Aeltere es erflären, „ad effectum et exitum negoti, quod a 
praetore infirmatur“ zu beziehen (5 ®. Voet, Zoefius), m&t aber mit 
©. von der Nichtigkeit des erziwungenen Actes zu verftehen. Man 

tige u. U. nur der legte $. (5) der vorangehenden lex (21) unterſchiebios 
den erziwungenen AL (ver Antretung) als giltig bezeichnet, und daß fein 
Grund befteht, für die in L. 22 vorausgefekte Art des Zmanges eine Aus: 
nahme zu fehen. 
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ganz natürlich. Celſus wollte vermuthlic einen wirflid vorgelommenen (oder 
fiugirten) befonderen Fall hervorheben, in welchem die allgemeine Regel, daß 
erzwungene Antretungen (Willenserllärungen) giltig find, nicht zur Anwendung 
touımt. a) Daß aber der Gegenſaß zwifchen den beiden Fällen denkbar fei: daß 
der Bedrohte das von ihm Geforderte obſchon ungern, doc wirklich will, um 
von dem angebrohten Webel befreit zu werden, — und: daß der Bedrohte die 
geforderte Erllärung nur zum Scheine abgibt, um vorläufig loszukommen, be: 
darf wohl keines Beweifes (vgl. Shlieman S. 89 Rr. 2.). Nur dürfte außer 
Zweifel fein, daß diefer Gegenjaß, wenigſtens in der Kegel, dort nit Plas 
greifen kann, mo es fich nicht mehr um bloße Willengerklärungen (Berfprechen) 
fondern um wirklich vollzogene Leiltungen handelt. Diefes näher zu unterjuchen, 
ift aber hier nicht erforderlih. Am meiſten ſcheint für ©. die c. 3 Cod. de his 
quae vi 1. 20 zu jpreden: „Si vi vel metu fundum avus tuus distrahere 
coactus est, etiamsi maxime emtor eum alii vendidit, si tamen tu avo tuo 
heres extitisti, ut tibi reddito a te pretio restituatur, postquam placuit, 
in rem quoque dari actionem secundum formam perpetui 
edicti, adito praeside provinciae poteris postulare, si modo, qui secundo 
loco comparavit, longae possessionis praescriptionenon 
fuerit munitus.“ Zwei Auslegungen ſtehen fich bier gegenüber (wenn 
man von der dritten abjieht, daß ‚in rem a.“ die „in rem scripta quod met. 
c. actio“ bedeute ; |. 3. B. Glüd V. ©. 482). I. Der erzwungene Kauf ift ipso 
jure giltig, der Zwingende wird demnad) Eigenthümer, und übertragt dag Eigen: 
tbum auch an feinen Nahmann; der Gezwungene bat die rei vindicatio ver: 
loren, und erlangt fie erft durch in integrum restitutio wieder. Von diefer refti- 
tuirten rei vindicatio fpridt 8. Gordian in dem angeführten Reftripte. Dabei 
bleibt aber vorläufig unerllärt, und erjcheint ald bedenklich, was die Erwähnung a) 
der longi temp. praescriptio zu bedeuten habe, indem nach der vorgetragenen 
Anfiht der Befiger bis zur Neftitution Cigenthümer, alfo nicht in conditione 
usucapiendi war, mithin auch eine praescr. longi temp. für ſich nicht geltend 
machen konnte. Schon Aeltere und die meiften Neueren verſtehen das Neftript 
in der That von der reftituirten rei vindicatio, berühren aber das Bedenken 
wegen der longi temp. praescr. nidıt. (So 3. 3. Giphanius Explanatio diff. 
et celeb. leg. Codicis. Colon. Planc. 1614. pag. 85 f. 9. Daß die praeser. 
1. t. bier nicht auf die Verjährung der Reftitution bezogen werden könne, zeigt 
Shliemann ©. 72; vgl. Cod. ex qu. c. maj. II., 54). — II. Der erzmun: 
gene Kauf ift nichtig ; der Gezwungene bleibt Eigentümer und behält vie rei 
vindicatio, der Zwingende kann, weil er jelbft nicht Eigenthümer wird, feinem 
Nachmann kein Eigenthum an der Sache gewähren, diefer gelangt aber, wenn 
er bona fide ift, in conditionem usucapiendi, (pro emtore) und Die praescriptio 
longi temp. verihafft ihm nach den gewöhnlichen Negeln das Eigenthbum. Gor: 
dian fagt in dem Reſkripte nicht? Anderes als, daß die (durdy den Zwang 
nit alterirte) rei vindicatio ohne Weiteres gegen den britten Befiker gebe, 





&) Daß die Simulation erwiefen werden müßte, berjteht ſich von jelbft. 
a) Wurde fie vielleicht erft von Tribonian hinzugefügt? 
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wem ihe md die Trfimmg zu Matten fmme So fell Sl temamn mb 
im Beientfien jerne Kuriaffung der c- 3 cit dam, ums obldiem- Dieje Fmtergm- 
totion Ales einfach ju löjem jheimt, fo Anm ıäı Michelle noche mache fie wichtig 
ertennen. |m der c. 5, Cd end ipridt Worbiam im einem em abge 
gleiben Falle vie: Meftinuium (alle see iltigfert des ermumgener Meichäften 
aus; in der c. 1@ (. cl. wird Derieibe Auöfeuh uom wma sans mie Diem 
dojius gefällt, umd chem hiefelle Entiieinmg Amber m ver m EC 
de rese, vend. IV. 4 vom Aleramden Mus Dielen Reifsibnten: geht Die Un 
smiäffigfeit der Bebauung — “nie igenthumsiiber 
rragung allmäblidi ala mich Dem jet, ur eb if Der u 
taum glauslih, valı Bord seit. im Jahre au dem erw 
genen Auf alse m sem im abre 28 erfaffenem He 
ifrigte, welches im die « die Nichtigkeit: eines falehen: Be 
ſchaftes gedacht babe. Darm 5 eim meiteree m Ei wichtigen 
Grund gegen die beipeode Sem Gorbist unter aerio in 
rem die wrfpränglice (nicht Rcatio verfianzen bitte, fir mire 
nicht einzwiehen, wie ee TH ! serundum forma ediet: jege- 
ben, nachdem im Goitt feine & Hagfeıt erzmwungener Gerhdite fi 
findet. Die fraglich Bezeid weil am Beflen auf die aetio 
quod metus, woranf jie von nn © & CE soil im der Zhat be 


‚sogen wird; fie [äfr jich aber, merm my die in i. rest propter mertmms miche 
aus dem Eoift ftamımt, doch ohme Zwang auf die reftituirte Mage beziehen, 
die ;. i. r. überhaupt ifeem Uriprunge nad em prätmriides Nedeswistef iM, 
umd weil es in diefem Sime auh jonit vortommt, va Die Nechtömistet wegen 
Zeanges ohne Unterfceidung auf das Editt rebujirt werben. (S. die vom Meller 
Inſtit. S. 561) citirten Bandektenftellen. Enblih bat Shliemann (S. 73 
nicht genügend gerechtfertigt, marum der Gezwungene, wenn er mit ber nicht 
erft durd i. i. r. wieder geronnenen rei vindicatio Magt, dem Dritten dem Peei 
auszahlen muß, den er vom Zwingenden erhalten hat; biefe > i 
gewöhnlichen rei vind. gegenüber eine Anumalie. Deut max hingegen 
veftitwirte Mage, jo esgibt fih die Zurüderflattung des Breijes aus 
ver sequitas fußenuen Charakter der ii. r. von feibk. Jh 
xu Folge ver oben unter I erwähnten Juterpretation der e. 3 ci 
ben, und es bleibt nur noch dad wegen ber L tpe. praeser. angeregte 
fen zu erledigen. Schliemann (S. 71 .) will die zur Redtiertigung der 
rufung auf die 1. t p. möglige Annahme nicht gelten daß die i 
bem Gezwungenen ertheilt worden jei, biefer aber die rei vind. nicht fofert am- 
geteflt habe, und ver Verlauf an ben Dritten er nachher erfolgte, Gr macht 
Dagegen die Ginwendung, ba — „um vom Anbern abziehen“ — unter biefer 
wicht 
hätte 
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Borausfehung Gordian auf das bereits erflofiene Refitutionädetret, 
aber auf den allgemeinen Rechtsſad, der überhaupt Reftitutien verfpridht, 
verweifen müffen. Wenn aber aud die Worte „postguam placnit . . actionem= 
midht auf dad fomtcete Neftitutionöbetret bezogen werben vürjen, fo iR bewegen 
doch noch nicht ausgefleflen, dab die Ertbeilung der Refitution dem Reftripte 
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voraußging, welches gerade durch den Zweifel des Erben veranlaßt werben 
tonnte, ob er die von feinem Erblaſſer unbenüßte rei vindicatio (a. rescissoria) 
ohne Weiters anftellen könne. Es ift nirgends bezeugt, daB das judicinm fofort 
eingejebt werden mußte, wenn nad Ertheilung des Reftitutionsdecretes von der 
Bartei nicht die cognitio extraordinaria ſondern die formula rescissoria gewünfcht 
wurde; das eine fowie dad andere mußte fie erjt begehren. S. über dag ganze 
Verfahren S hröter a. a. ©. ©. 100 f. in2b. 102 und 112, 

Es kommen nun noch zwei Ausſprüche Ulpian’z zu erwägen. L.9 8. 4 
quod m. c. g. erit: „Volenti autem datur et in rem actio et in personam 
rescissa acceptilatione vel alia liberatione.‘‘ — $.6. „Licet tamen in rem 
actionem dandam existimemus, quia resin bonisest ejus, qui vim 
passu 8 est, verum non sine ratione dicetur, si in quadruplum quis egerit, 
finiri in rem actionem vel contra.“ Shliemann (©. 74 f.) erllärt den 
8. 4 durch den $. 6 und kommt zu dem Rejultate, daß der Prätor die erzwun: 
gene Eigenthumsübertragung, fo weit e8 an ihm lag, endlich als nichtig von 
Anfang betradptet habe. Fr argumentirt jo: Die Nefciflion, deren $. 4 gedacht 
wird, bezieht ſich ausschließlich auf Handlungen, die eine Aenderung in obliga: 
toriſchen Verbältnifien begründet haben, nicht auf erzwungene Uebertragung des 
Eigenthums; in Beziehung auf diefe hat der Prätor eine Refciflion nicht für 
nöthig befunden, da vielmehr die abgezwungene Sade im bonitarifhen Eigen: 
tbum (in bonis) das Gezwungene verbleibt (8. 6), was nur denkbar ift, wenn 
der Prätor die erzwungene Cigenthbumdveräußerung ald nichtig von Anfang an 
behandelt. „War nun gleich auch die Klage des Gezwungenen aus dem bonitari: 
Shen Eigenthum eine fictitia actio, fo war fie desbalb doch nicht eine durch 
vorgängige Reftitution vermittelte. Eine jede auf dem Wege der Reftitution 
wiedergegebene Klage ift eine fictitia actio aber nicht jede fictitia actio ift durch 
vorgängige Reftitution vermittelt. Ja, wenn die Yiction bei Gewährung ver Klage 
aus dem bonitarifchen Eigenthum fi aud auf das Nichtgefchehenfein der erzwun: 
genen PVeräußerung bezog, fo ift doch der große Unterſchied vorhanden, daß 
e3 bier zu einer Fiction nicht erft der wirklichen r. i. i. bedurfte, daß aljo die der 
Reftitution eigenthümlidye causae cognitio wegfiel, und es nicht mehr darauf an- 
tam, daß die Klage innerhalb eines annus utilis (jeit Yuftinian eined quadrien- 
nil econtinui) erhoben wurde” (S. 75 f.), was der Berf. nirgends erwieſen hat. 
Gegen die Annahme, daß die erwähnte in rem actio die reftituirte Cigentbums: 
Mage fei, jagt 6. (S. 74): Würde der Zurift bier an die durch i. i.r. vermittelte 
in rem actio denken, jo hätte er fich zur Begründung diefer durd) i. i. r. vermittelten 
in rem a. auf ein Recht des Gezwungenen berufen, welches ihm nicht vorber, fondern 
erft nach der i. i. i. zuftand.” Diefed Argument ift aber nur feheinbar treffend ; U Is 
pian dachte vielmehr fo: die erzwungene Veräußerung wird rescindirt, dadurch er: 
fheint die Sache in bonis de& Gezwungenen (denn civiles Eigenthum kann der Prä: 
tor nicht geben), und deswegen ift dem Gezwungenen die actio in rem (fictitia) zu ge: 
währen (danda est a. in rem, quia res est in bonis etc.). Sehr bezeichnend fagt Ju: 
flinian im$. 6 Inst. de action. IV, 6: „Item si quis in fraudem creditorum rem 
suam alicui tradiderit, permittitur ipsis creditoribus, rescissa traditione eam 
rem petere, i. e. dicere, eam rem traditam non esse, et ob id in bonis (im 
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Vermögen) debitoris mansisse* (5. wegen der Bedeutung diefer Stelle Shrö- 
ter a. a. ©. ©. 137 und Vangerow I. ©, 346, 347). Geradezu aber 'beftä- 
tigend für die vertheidigte Anſicht ift vie Stelle bei Paulus Receptae senten- 
tiae 1,7%. 4 (Hufäte I. 1. p. 346): „(cum metus causa decernitur) integri 
restitutio (actio) aut in rem competit aut in personan; in rem actio compe- 
tit, ut res ipsa, qua de agitur, revocetur, in personam autem quadrupli poena 
intra annum vel simplum post annum peti potest.“ — Die aus Paulus R. 
8.1.78. 6 von ©. auf p. 76 angeführte Stelle: „Servus per metum manci- 
patus quidquid acquisierit vel stipulatus sit, ei acquirit, qui vim passus est,‘ 
jagt über das Prinzip Nichts aus, und läßt ſich ebenjofehr mit Shliemann’s 
Theorie ald mit der herrſchenden Lehre in Einklang ſehen ?). 

Der einzige Fall, wo m. E, im röm. N. ein erzwungenes Rechtsgeſchäft 
als nichtig erſcheint, ift der einer erziwungenen lektivilligen Anordnung (S. p- 80 f.), 
ein Fall der übrigens noch jebt beftritten ift, und feiner Eigenthümlichteit wegen 
eine finguläre Behandlung erflärlich macht. Die Gründe für die Wahrheit viefer 
Behauptung find am Beſten von Arndts Pand. $. 391 Anm. 2 ausgeführt. 

Nach Allem kann ich ver Anficht des Verf, nicht beiftimmen, daß im juftin. 
N. ein eigentlicher Gegenſatz in der Auffaſſung des Character® erzwungener Recht: 
geſchaͤfte beftehe. Wenn der Verf. ©. 89 den Gedanken antegt, daß in ber Mil: 
Tenserflärung des Gezwungenen zunachſt nur das Wollen des Inhalts dieſer Er: 
tlãrung nothwendig erhalten fei, fo ift diefer Gedanke gewiß fehr beachtenswerth, 
gr dürfte aber au im v. R., wie L. 6 8.7 D. de a. vel o. her. zeigt, nicht 
ohne Berüdfihtigung geblieben fein, ohne jedoch die Grundanfdauung der Römer 
ju beeinträchtigen. Prof. Dr. Dmorzat. 





Bas Scuchtrecht des redlihen Bepkers und des Yandgläubigers. Zwei civiliſtiſche 
Abhandlungen unter Berüdfichtigung der modernen Gefeßgebungen, ber: 
ausgegeben von H. Janke, Preuß. Juftizaffefjor. Erlangen 1862. (310 S,) 


Civiliftifhe Abhandlungen, als deren Verfaffer ein praltiſcher Juriſt fh 
zu erfennen gibt, nehme ih mit einer gewiſſen Vorliebe zur Hand, theils weil ed 
an ſich erfreulich ift, wenn Praftifer ſich bei der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung des 
Rechts betheiligen, theils weil der Theoretiter bei ihnen manche Belehrung aus 
der praftifhen Anfhauung des Rechtslebens zu finden erwarten darf. In fo gün: 
fliger Stimmung habe ich aud die oben bezeichnete Schrift aufgenommen, die 
ihon nad ihrem Umfange eine gründliche Unterfuhung über zwei vielbeſprochene 
Fragen zu verſprechen ſcheint. Leider muß ich fagen, daß bei näherer Einfiht des 
Buches diefe Erwartung ſich nicht befriedigt findet. Daß die Darftellung „zu aus: 
gedehnt und mande Wiederholungen hin und wieder bringend ſcheinen möchte“, 
hat der Berfaffer ſelbſt empfunden; er entſchuldigt e8 am Ende der Vorrede mit 
der guten Abſicht, aud der jüngeren redtögelehrten Melt das Wert mit Bortheil 





®) Wegen 8. 1 sq. Consult. Vet. Ieti (Schliemann S 77) vgl. ® . 
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zugänglidy zu machen, hoffend, „daß es dem Einen und dem Andern darunter als 
Mufter einer auf ver biftorifhen Grundlage bafirten modernen rechtswiſſenſchaft⸗ 
lihen Forſchung und Bearbeitung römijch:rechtliher Materien vielleicht nicht un: 
geeignet fich ermweifen möchte.” Aber jenes ift nicht der einzige Fehler des Buches: 
es leidet auch an Schwerfälligkeit und Unklarheit der Darftellung und, was die 
Hauptſache ift, an offenbaren Fehlgriffen und daher unzweifelbaften Unrichtigfeiten 
in den Nefultaten der Unterfuhung, fo daß es in jeder Beziehung bedauerlich 
wäre, wenn des Verfaſſers Hoffnung ſich erfüllte, wenn gleich feinem Fleiße ein 
Lob nicht zu verfagen ift. 

Zunädft die erfte Abhandlung (S. 1—185) ift in der Hauptfadhe gewiß 
verfehlt. Nach Erörterung der Vorbegriffe (über Frucht, Sklavenkind, Unterfchiev 
zwifchen beiden, S. 4—19) beipriht der Berf. A. den hiftorifhen Entwidlung®: 
gang des bonitariſchen Eigenthums; B. das Fruchtrecht im Zeitalter der claffifchen 
Zuriften, worin ein biftorifcher Theil S.36—61, und ein dogmatifher S.61—130 
uuterfchieben find, C. das Fruchtrecht nad juftinianifhem Rechte (S. 130—169), 
D. das Fruchtrecht nady heutigem gemeinem Rechte (S. 169177), E. die mo: 
dernen Gejeßgebungen (S. 177—185). In dem Abſchnitte A begegnen wir nun 
jofort dem resror weudos, daß der ala Rechtsbegriff anerlannte und mit befon: 
dern rechtlichen Folgen ausgeftattete Befig bis in die eriten Jahrhunderte der 
Kaiſerzeit hinein nicht® anderes al3 das unter dem Ramen „in bonis habere“ 
ausgebildete fogenannte prätorifhe Eigenthum gewefen ſei (S. 23), das fpäter zu 
vollem Eigenthbum erhoben wurde, in Folge veflen „ſich nun erft der Begriff des 
Rechtsbeſitzes als foldher naturgemäß aus dem Gegenſatze zu dieſem letztern aus: 
bilden mußte.” Das Verhältnis jenes fog. prätorifchen oder bonitariſchen Eigenthums 
zu dem civilem Eigenthum im clafiifchen Recht denkt ſich der Berfafler fo, daß je: 
nes gegenüber oder auch nur neben dem lebten feine Geltung gehabt habe, viel: 
mehr der civile Eigenthbümer auch gegen den bonitarifhen durch rei vindicatio die 
Herausgabe der Sache erzwingen konnte (S. 33). Diefe Anfichten zu widerlegen, 
bieße wahrlid Oleum at operam perdere. Den Berfaffer ftört in feiner Auffaf: 
fung weder der Name: nudum jus Quiritium, noch die mehrmals von ihm ans 
geführte L. 52. D. de acquir. dom., wornad wir nur dann rem in bonis no- 
stris habere intelligimur, quoties possidentes exceptionem aut amittentes ad 
recuperandam eam actionem habemus, noch Gajus und Ulpian, melde dem 
bonitarifchen Eigenthümer mit Ausſchluß des quiritiihen die Gewalt über den 
Sklaven beilegen und allen Erwerb durch diefen zuſprechen, denjenigen, cujus im 
bonis servus est, vor dem, welcher ihn nur bona fide possidet, deutlid unter: 
fheiden, demjenigen, qui nudum jus Quiritium in servo habet, felbft weniger 
Recht al3 dem bonae fidei possessor zuertennen, weil jenem placet ex nulla 
causa adquiri posse (Gai. I. 54. II. 88. 92. III. 186. Ulp. XIX. 20. 21.). Alle 
diefe Stellen benugt der Berfafler und dennoch — man follte ed nicht für mög: 
lich halten — ftellt er obige Anfiht auf, und auf diefen Grundirrthbum fußend 
eriheint denn auch im Abjchnitt B bezüglich des Fruchtrechtes der bonitarifche Eigen: 
thümer als identiſch mit dem bonae fidei possessor, und erwirbt derfelbe an den 
Früchten auch nur ein bonitarifches Eigenthum, wie es ihm an der Hauptiade 
zufteht, ein blos proviforifches oder einftweiliges Eigenthbum, jo zwar, daß er, 
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vom civilen Eigenthümer belangt, wie die Hauptſache jo aud vie noch vorhande: 
nen Früchte herausgeben muß, nur für bie verzebrten Früchte feinen Crjag zu 
leiſten ſchuldig ift. In diefem Sinne werden die belannten Bandeltenftellen über 
den Fruchterwerb vom Standpunkt des älteren Rechts interpretiert, Erſt im jufti- 
nianiſchen Recht haben fie einen andern Sinn erbalten, indem nun, mas bie claj- 
ſiſchen Juriften vom bowitarifchen Eigenthümer verftanden hatten, auf den einfa- 
den bonae fidei possessor übertragen wurde, Der Verf. bezeichnet (S, 149) bie: 
ſes Recht des redlichen Beſitzers als eine Iehte zufällig im Verfebrö: und Nechts: 


leben des Volles aufrecht e © m früheren „zweigetheilten Eigen: 
tbum“, als ein zwar für fig net materiell wirtſames Gigenthums- 
recht an den Früdten, das al... „ Gigenthümer des Bodens gegen: 
über als minder berechtigt ſich er r ser Befiger nicht inzwiſchen durch 
Eonfumtion oder Specification te x Aändig gewonnen ober durch Uſu— 
capion fein Recht in unanfeht , zuentbi. verwandelt bat. So kommt er auf 
einem ſehr wunderlichen Wege pr jelben Rejultat, das jhon Andere 
angenommen haben (Bol. meine a Anm. 3. d.) Jedoch nur von Bo- 
denfrücten fol dies gelten. Anders — es fih in Vetreff der Früchte und 
Geburten von Nupvieh (S. 149 »r haben wir eine kaiferlihe Ent: 
f&eidung in L. 28, D. de usur. », wu daran der redliche Befiker ſo— 


fort das volle und unwiderrufliche Eigentbum erwirbt. Eine faiferliche Ent: 
ſcheidung in L. 28. cit., die nad) der Ueberſchrift aus Gai. lib. II. rer. quotid. 
entlehnt ift? fo wird man erftaunt fragen. Ja wohl: denn der Verf. hat vorher 
ausführlih bewiefen (jo glaubt er, ©. &1 fg.), daß dieſe Stelle interpolict ift, 
ba nämlid) darin die Worte „naturali jure“ in „pleno jure‘“ verwantelt, und 
die Worte „bonae fidei possessoris et‘ vor „fructuarii“ eingejhoben find. Die 
nachſien Worte des Gaius find und im $. 37. I. de. div. rer. 1. i. erhalten, wo 
nur der fructuarius erwähnt ift, ala welchem naturali jure jene Früchte von 
Nusvieh zufallen, „Wunderbarer Weife” findet der Verf. die Annahme beftätiget 
durd den Singular evrs in der Synopsis, obwohl die Bafıliten und Harmeno: 
pulos den Plural avröss haben; denn iener Singular fönne wohl nur einer un: 
mittelbaren Ueberſezung aus de3 Gajus Schrift, worin allein vom Fructuar 
die Rede war, feine Entftehung verdanken. Wie fonderbar ed wäre, daß die Com: 
pilatoren eine abfihtlihe Neuerung einem dem Gajus beigelegten Fragment in: 
trudirten, dagegen in den Inftitutionen, die fie felbftändig verfaßten, die Stelle 
des Gajus unverändert aufnähmen, das flört unfern Verfafler nicht; es ftebt ihm 
als erwiefen feft, daß Gajus dem bonae fidei possessor und bonitariſchen Eigen: 
thümer noch fein volles Eigenthum an den Früchten des Nubviehes beilegte. Aber 
im Juſtinianiſchen Rechte ift dies durch die in jener Interpolation ausgeſprochene 
kaiſerliche Entſcheidung allerdings geichehen, und fo ergibt fi nun die obige Dif: 
ferenz zwiſchen Bodenfrüchten und Thierfrüchten; an diefen erwirbt der redliche 
Befiser fofort volles unwiderrufliches, an jenen nur einftweilige®, dem Eigen: 
thümer der Hauptfache gegenüber unwirkſames Eigenthum. 

Es bebarf feiner Ausführung, um zu überzeugen, daß aus dem Boden 
folder biftorifhen Forfhung feine Früchte heranwachſen können, die der Wif: 
onicaft als bleibender Gewinn zufielen, daß diefer vielmehr durd deren fchleus 
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nige Gonfumtion am beiten gevient ſei. Es läßt fi darnach auch nicht erwarten, 
daß in dem Detail der Unterſuchung, in dem oft recht umſtändlichen eyegetifchen 
Grörteruugen viel zu gewinnen ſei. Hervorheben will ih nur noch die Gi: 
cherheit, mit welcher der Berfafler S. 124. 140. in 8, 25. %. 2. 1. Die kaiſer⸗ 
liche Entſcheidung einer alten Gontroverfe findet, daß der „Ausdruſch“ oder „Er⸗ 
drufch” des Getreides ald fogenannte Specification unmiderrufliches Eigenthum an 
den Früchten gewähre. 

Auch die zweite Abhandlung: „das Pfandredht an den Früchten”, mird 
durch eine bifterifche Unterfuchung eingeleitet, der es an bedenklichen Säben nicht 
fehlt. Wer kann 3. B. es billigen, wenn der Verfaſſer S. 195 fg. die Fiducia 
zur Zeit ded Gaius nur als ein befonderd qualificirte® Beſitzpfand auffaßt und 
bemerkt, e3 könne der fo überlommene Bei der Sache ein Erwerb zu civilem 
Eigenthume nicht füglich mehr geweſen fein: warum? Weil der Gläubiger perfün: 
lihe Verpflichtungen in Betreff der Nüdgewähr der Sache contrahirt hatte, als 
ob dies mit dem Gigenthum vefielben nicht verträglich fei. Wer kann unterjchrei: 
ben, was ©. 214 zu leſen ift: daß der Gläubiger eine leib: oder bittweife hin: 
gegebene Sache von jedem Dritten, an welchen der Empfänger fie weitergegeben, 
zurüdverlangen dürfe, fei, wie aud im älteren Rechte, anerlannter Grundjag? als 
ob die actio locati oder des interdictum de precario dingliche Wirkung gehabt 
hätten; denn der Verf. bat hier kleineswegs etwa die Eigenthumsklage des Fidu⸗ 
cia-Pfandgläubiger® im Einne. In L. 13. D. 20. 5 fagt Paulus: Creditor, 
qui jure suo pignus distrahit, jus suum cedere debet, et si pignus possidet, 
tradere utique debet possessionem. Die Au3drudsweife diejer Stellen, ertlärt 
fih vielleiht dadurh, daß Paulus auch an das Fiducla:Pfand denkt. Der Sinn 
derfelben für das Yuftinianifhe Recht ift offenbar: der verkaufende Pfandgläubi⸗ 
ger muß, wenn er die Sache felbft bat, viele dem Käufer tradiren, fonft aber 
feine Pfandklage (nad Umftänden etwa auch die actio locati oder das interdic- 
tum de precario) demfelben cediren. Unfer Verfaffer nun commentirt die Stelle 
mit folgender wunderlichen Bemerkung (S. 224): „Wie bat nun aber weiter der 
Gläubiger zu verfahren, wenn er einen Käufer zu dem Pfande gefunden hat? 
Ganz praltiſch löft unfere Stelle diefe Frage durch die Entfcheidung, daß der Gläu: 
biger feine Rechte an dem verkauften Pfandſtücke, alfo die Befugniß dasſelbe zu 
verlaufen und in den Nechtöbefik zu nehmen, dem Erwerber cedirt, dergeftalt, daß 
nunmehr der Nechtöbefig auf den Käufer übergeht, mas, da der römiihe Kauf: 
contralt durch bloßen Conſens perfect wird, es alfo einer beſonderen Webergabe 
dazu nicht bedarf, fhon den Uebergang des Eigenthums auf ihn involvirt (!) u. 
1. m.“ Und im Angefiht jener Stelle nimmt er weiterhin ald Regel an, daß es, 
wenn die Sache im Beſitze des Schuldner oder eines Dritten war, Sache des 
Gläubiger? geweſen fei, den Befig dem Käufer zu verſchaffen; „denn (jo lautet der 
Grund dafür wir finden in den juftinianifchen Rechtsbüchern, meift immer den 
Gläubiger und nur felten den Käufer der Pfandſache ald den Kläger aufgeführt, 
der wegen Herausgabe gegen tem Befiber derſelben Klage erhebt”. Diefe Stelle 
möge, ftatt vieler ähnlicher, al3 ein Mufter der Argumentation des Verfaſſers 
dienen. 


In der dogmatiſchen Ausführung unterfcheidet der Berf. A. die Berpfändung 
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der Fruchte, B. die Verpſandung der Sllavengeburt. Was die, eufte. beisifit, fo. 
behandelt er ©. 232—279 unter 9 Nummern. bie einjchlagenpen Detailfragen aus: 
führli genug, und gelangt darin zu Refultaten, bie von ben Anficten , welche 
unter andern Vanger o w 8. 70 vertheidigt, erheblich abweichen. Daß aber dieſe 
Ausführung zur wiſſenſchaftlichen Ueberwindung der betreffenden Streitfragen et- 
was Erhebliches beitrage, lann ic ihr nicht nachrühmen, finde vielmehr auch darin 
wieder manche mehr als bedentliche Säge und Interpretation Arndts. 

Müller (A. Krgierungsrath). Die Webereinkunft deutſchet Bundesftaaten vom15. Juli 

1851 wegen gegenfeitiger Mebernahme der Ausgewiefenen und NHeimathlofen: 

(Gothaer Convention). Nach amtlichen Quellen. Stuttgart. Nisjchke. 1861. 

8. II. u. 142 & 

Ein prattiſch müsliches Buch ift es, weldes ein Geichäftsmann den adini- 
niftrativen Beamten Deutſchlands bier übergibt, aber nicht ohne höheres wifſen 
f&haftliches und politiſches Intereſſe auch für Denjenigen, der ſich mit beuticen 
ſtaatlichen Zuftänden überhaupt und insbefonbere mit deutſchem Bundesrechte be: 
jchaͤftigt. And) die große unglüdlihe Familie ver über alle deutſchen Staaten zer: 
freuten Heimatblojen und Vagabunden, die Niemand haben, Niemand aufnehmen 
will, iſt endlich Gegenftand ver Einigung fümmtliher deutſcher Staaten bis auf 
drei, Deſterreich, Liechtenſtein, Helſtein geivorden. Wir hoffen, daf auch diefe Aus⸗ 
nahmen, deren Grund in den eigenthümlichen Verhältniſſen der öſterreichiſchen 
und dänifhen Monarchie zeitlich noch beftehen mag, in nicht ferner Zeit megfal: 
Ien werben. Warum gerade Liechtenftein als Dritter in diefem Bunde fid) aus— 
ſchließt, ift eben fo gleihgültig als ſchwer erflärlih. Jede Einigung der deutſchen 
Staaten und in jedem Gebiete der Adminiftration oder Gefeßgebung ift eine wuͤn⸗ 
ſchenswerthe, nie zu unterihägende Errungenſchaft. 

Leiht lann man denfen, welch' maßloße Verwirrung bezüglich der jo wid: 
tigen Frage des Heimathöredhtes und der Uebernahmspflicht heimathloſer Indivi: 
duen im Anfange des Jahrhundertes herrſchte, als das römifhe Reich deuticher 
Nation zerfiel, ald die Fremden über dad Schidjal Deutſchlands entſchieden, über 
das 2003 der Deutihen mie die Söldner über Chrifti Gewand würfelten, als 
die ehemaligen Territorien felbftftändige Staaten in buntefter Zufammenfegung und 
Zerreißung der alten reichsſtäͤndiſchen Sande wurden, von denen die meiften wer: 
ſchwanden, um die glüdlicheren von Frankreich und Rußland begünftigten Mit: 
fände, jeßt Souveräne, zu vergrößern. In diefem gewaltigen Durcheinander aller 
Berbältnifje, in dieſem Verſchwinden und Entftehen von Staaten, war die deutſche 
Nation felbft ein heimathloſes, vom raͤchenden Schidſale oder dem Machtdictat des frän: 
liſchen Protectors hin und her getriebene3 Gemeinweſen. Erſt nachdem Napoleon ge: 
fürzt und der allgemeine Friede eingetreten war, konnte man die Frage ber Heie 
matblofen in Angriff nehmen. Wie dem Zollvereine gingen aud hier der allge: 
meinen Berftändigung Sonberübereintommen zwiſchen Gruppen benachbarter 
Staaten vorher, jo im J. 1816 zwiſchen den drei fübdeutihen Staaten außer 
Deſterreich, 1818 zwiſchen Preußen und Baiern, 1820 zwiſchen Preußen und Sach- 
fen. Eine neue Uebereinkunft, welche lehtere zwei Staaten 1850 in dieſer Bezie: 
bung abſchloſſen, war Vorläufer des endlich zwifhen ihnen und vierzehn andern 
Staaten zu Gotha am 25. Juli 1851 zur Uebernahme von Ausgemiefenen und 
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Heimathloſen abgeſchloſſenen, aus 15 Artikeln beftebenden Vertrages, dem bald 
darauf mit Ausnahme der drei obgenannten ſämmtliche übrige deutſche Staaten 
beitraten. 

Solche Dinge ſind an ſich und in ihren nothwendigen Folgen beachtens⸗ 
werth. 

Wie ein gemeinſchaftliches deutſches Handelsgeſet folgerichtig ein allgemeines 
deutſches Obligationenrecht, endlich ein gemeinſchaftliches deutſches Civilrecht und 
Civilverfahren bringen wird, fo dürfte die Gothaer Convention auch eine ſchon 
dur ihren Inhalt motivirte größere Uebereinftimmung der deutichen Gefepgebun: 
gen über Erwerbung und Perluft des Heimatbhsrechtes zur Folge haben. Hätte 
doch ſchon Art. 18 der Bundesacte (lit. b) mit feinem grundſätzlichen Yreizügig: 
teitörechte der Deutfhen Anregung dazu geben können und jollen, nicht bloß die 
Bagabunden. Aber fo oft die Frage an den Bundestag trat, ſchob er fie ſanft 
von fi weg. Nicht einmal ald „gemeinnügiger” Gegenitand fand er Einlaß. Im 
Gegentheile die Gemeinnügigleit wurde zur Gemeinſchädlichkeit wegen des ihr an: 
flebenden Neſſushemdes der unerläßlihen Einftimmigteit. 

Zwar ift (Art.14) jedem der Vertragsftaaten die Jahreskündigung geitattet, 
der Vortrag felbit ift (Art. 13) ohne Beichräntung auf eine beftimmte Dauer ge: 
fhlofien und feit dem 1. Jänner 1852 wirkſam. Streitige Faälle find (Art. 12) 
einem unpartbeiifhen britten Staate aus der Zahl der Paciscenten zur ſchieds⸗ 
richterlihen Entſcheidung zuzumeifen. Nur 17 Fälle diefer Art find, wie und Hr. 
Müller mittheilt, im Laufe des zehnjährigen Beſtandes der Uebereinkunft vor: 
gelommen, ein deutliher Beweis, wie zwedmäßig die Uebereintunft ſchon vom 
Beginne an wirft, wierajch fie durch die Gewohnheit befeftigt wird. In dem gan: 
zen Vortrage nehmen wir das löbliche Beftreben wahr, ein ohnehin fehr jchwiert: 
nes Verhältniß nicht noch mehr durch meitläufige Cafuiftit zu compliciren. Die 
Beitimmungen über Heimathsrecht, über die Pflicht zur Aufnahme von Heimath⸗ 
lofen, insbefonvere von Frauen, ehelihen und unehelihen Kindern u. |. w. find 
einfah und far bingejtellt. Bei den einzelnen Artileln der Vertragsurkunde bat 
der Herausgeber die in den nachträglichen zwei Conferenzen der Vereindcommilläre 
in den Jahren 1853 und 1858 beliebten Aenverungen und Zuſätzen eingejchaltet, 
die Protofolle der ſämmtlichen Gonferenzen ihrem ganzen Umfange nad) dem Ber: 
trage angeſchloſſen, wodurch der Lefer in den Stand geſetzt wird, ſich über die 
Sachlage und nähere Begründung des Vertrages vollftändig zu unterrichten. Nies 
dur iſt au das Materiale für Auslegung und Anwendung der Vertragsbe: 
ftimmungen in der Yolgezeit gebothen. Die Bereinsregierungen haben überdieß 
in der legten Conferenz des Jahres 1858 befchlojien, behufs der weiteren Aus: 
bildung und Gonfolidirung des Vereins alle 3 oder & Jahre ihre Commiljarien 
zufammen zu berufen, und mahrfdeinlid dürfte bei der nächſten Berfammlung 
derfelben nad dem von dem Abgeorpneten der freien Stadt Frankfurt ausgeipro: 
denen Wunſche das gefammte Material der bisherigen Verabredungen überficht: 
lich georbnet und in ein Ganzes zufammengefaßt werden. Möge, mit diefem Wunfche 
ichließen wir unferfeit die gegenwärtige Anzeige, die Zahl der Heimathloſen in 
Teutichland immer abnehmen, die Einigung aber nicht nur in diefer, ſondern auch 
in andern Fragen von tief eingreifender Bedeutung von Jahr zu Jahr zunehmen, 
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nicht außerhalb des Bundes jonbern im bemielben und durd 
Dr. 2 Neumann. 


er Berfaffungsgeldichte des Deuifäen Bandes; von Dr 


mer-Anenrove. Wien 1862. 


jemt Dr. Hugo v. Kremer: Auenrode bat für den Sommer 
über die Berfajjungsgeihidhte des deutſchen Bun 
ein Programm derſelben in ben Drud gelest, aus wel 
diejer Norträge und die Reichhaltigleit des bearbeiteten Stof 
mer kurzen Ginleitung über Smed und Umfang feiner Rorle 
Darftellung und Quellen und Literatur teilt Dr. Aremeı 
Imdelnde Berfafjungsgeihichte in 4 Abſchnitte, deren erfter ſich 
richt der deutihen Reichsverfaſſung jeit dem meitfälifchen 
iner ausführlicheren Darftellung des Rheinbundes des pro: 
jeihäbundes, der Kämpfe Vreußens in den Jahren 1806 u. 
im Jahre 1809 dann der Freibeitäfriege und der Pläne zur 
Reiches beicäftigt. Im zweiten Abſchnitte wird bie Feitftel. 
ierfaffung am Miener Tongrehe entwidelt und dabei der Ihä: 
en Fünfer-Comite's, fo wie der eilf Schluß: Conferenzen vom 
Juli 1815 gedacht Hierauf folgt im dritten Abſchnitte die 
vom Jahre 1815 bis zu dem erjchütternden Ereigniſſen des 
insbefondere die liberalen und radicalen Bewegungen in 
1840 und die Thätigkeit der Bundesverjammlung gegenüber 
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Berpjandung ver Sklavengeburt. Was die erjte  betrifit, jo 
— 279 unter Nummern die einjchlagenden Detailfragen aus⸗ 
gelangt darin zu Nefultaten, die von den Anfichten , welche 
370 vertheidigt, erheblich abweichen. Daß aber dieſe 
enihaftlichen Ueberwindung der betreffenden Streitfragen et: 
age, kann ich ihr nicht nachrühmen, finde vielmehr auch darin 
als bevenklihe Sate und Anterpretation, Arndts. 
ingsrath). Die Webereinkunft deutfcher Bundesftaaten vom 15. Iuli 
egenfeitiger Uebernahme der Ausgewiefenen und Hrimathlofen. 
ention). Nach amtlihen Quellen. Stuttgart. Nitzſchke. 1861. 
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mügliches Buch ift es, welches ein Geſchaftsmann den admi 
Deutſchlands hier übergibt, aber nicht ohne höheres wifjen: 
iſches Intereſſe au für Denjenigen, der ſich mit deutſchen 
überhaupt umd insbefondere mit deutſchem Bundesrechte be: 
toße unglüdlihe Familie ver über alle deutſchen Staaten zer: 
und Vagabunden, die Niemand haben, Niemand aufnehmen 
nftand der Einigung fämmtliher deutiher Staaten bis auf 
htenftein, Hulftein geworden. Wir hoffen, daf auch dieje Aus: 
md in ven eigenthümlihhen Verhältniſſen der öfterreichiichen 


rchie zeitlich noch beftehen mag, in nicht ferner Zeit wegfal 
gerade Liechtenftein als Dritter in diefem Bunde fid au 

leihgültig als ſchwer erklärlich. Jede Einigung der deutſchen 
m Gebiete der Aominiftration oder Geſetzgebung it eine wün 
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Heimathloſen abgeſchloſſenen, aus 15 Artikeln beſtehenden Vertrages, dem bald 
darauf mit Ausnahme der drei obgenannten ſämmtliche übrige deutſche Staaten 
beitraten. 

Solche Dinge find an ſich und in ihren nothwendigen Folgen beachtens⸗ 
werth. 

Wie ein gemeinſchaftliches deutſches Handelsgeſetz folgerichtig ein allgemeines 
deutſches Obligationenrecht, endlich ein gemeinſchaftliches deutſches Civilrecht und 
Civilverfahren bringen wird, fo dürfte die Gothaer Convention auch eine ſchoa 
durch ihren inhalt motivirte größere Uebereinftimmung der deutſchen Gejeßgebun- 
gen über Erwerbung und Verluſt des Heimathsrechtes zur Folge haben. Hätte 
doch ſchon Art. 18 der Bundesacte (lit. b) mit feinem grundſätzlichen Freizügig: 
feitörechte der Deutihen Anregung dazu geben können und ſollen, nicht bloß die 
Bagabunden. Aber fo oft die Frage an den Bundestag trat, ſchob er fie fanft 
von ſich weg. Nicht einmal als „gemeinnüßiger” Gegenftand fand er Einlaß. Im 
Gegentheile die Gemeinnügigfeit wurde zur Gemeinſchädlichkeit wegen des ihr an: 
Hebenden Neſſushemdes der unerläßlihen Einftimmigteit. 

Zwar iſt (Art.14) jedem der Vertragsftaaten die Jahreskündigung geitattet, 
der Vortrag ſelbſt iſt (Art. 13) ohne Beſchränkung auf eine beftimmte Dauer ge: 
Ichloflen und feit dem 1. ‘Jänner 1852 wirkſam. Streitige Fälle find (Art. 12) 
einem unpartheiifhen dritten Staate aus der Zahl der Baciscenten zur ſchieds⸗ 
rihterlihen Entſcheidung zuzumeifen. Nur 17 Fälle diefer Art find, wie und Hr. 
Müller mittheilt, im Laufe des zehnjährigen Beſtandes der Webereintunft vor: 
gelommen, ein deutliher Beweis, wie zmedmäßig die Uebereinktunft ſchon vom 
Beginne an wirkt, wierajch fie durch die Gewohnheit befeftigt wird. In dem ganz 
zen Vortrage nehmen wir das löblihe Beitreben wahr, ein ohnehin ſehr jchwieri: 
nes Berhältniß nicht noch mehr durdy meitläufige Gafuiftit zu compliciren. Die 
Beitimmungen über Heimathsrecht, über die Pflicht zur Aufnahme von Heimath: 
lofen, in3befondere von Frauen, ehelichen und unehelihen Kindern u. |. mw. find 
einfah und klar bingeftellt. Bei den einzelnen Artileln der Vertragsurkunde hat 
der Herausgeber die inden nachträglichen zwei Conferenzen der Bereinscommifjäre 
in den Jahren 1853 und 1858 beliebten Aenderungen und Zufäßen eingeſchaltet, 
die Protololle der ſämmtlichen Conferenzen ihrem ganzen Umfange nad dem Ver⸗ 
trage angefchloffen, wodurch der Leſer in den Stand gejcht wird, fidh über die 
Sadlage und nähere Begründung des Vertrages vollftändig zu unterrichten. Hies 
dur ift auch das Materiale für Auslegung und Anmendung der Vertragsbe: 
ftimmungen in der Yolgezeit gebothben. Die Bereingregierungen haben überdieß 
in der legten Gonferenz des Jahres 1858 beſchloſſen, behuf3 der weiteren Aug: 
bildung und Gonfolidirung des Vereins alle 3 oder & Jahre ihre Commiljarien 
zufammen zu berufen, und wahrſcheinlich dürfte bei der nächſten Berfammlung 
derfelben nad dem von dem Abgeoroneten der freien Stadt Frankfurt ausgefpro: 
chenen Wunſche das gefammte Material der bisherigen Verabredungen überficht: 
lich geordnet und in ein Ganzes zufammengefaßt werden. Möge, mit diefem Wunſche 
ichließen wir unferfeit3 die gegenwärtige Anzeige, die Zahl der Heimathlojen in 
Deutfchland immer abnehmen, die Einigung aber nit nur in dieſer, fondern aud) 
in andern tagen von tief eingreifender Bedeutung von Jahr zu Jahr zunehmen, 





2 Garmarıkhe Hzzeigen 


möge ieie Emm; mht auferhulb dei Buntes fontern im bemiiber und turd 
tenielben erielgen! Te. £ Rermane 


Yrogram der Verträge der Verfafungsgeiäichte des besten Bandes; vom Dr. 
Guge v. Arrmer-Anenrebe. Dim IBnE 





bo zum Io. AuG 1015 geb. ——— 


den volitiichen Wirren, ſowie die Bundespolitik der einzelnen Regierungen zur 
Dorftellung gelangt. Der vierte Abichnitt endlich iR den Reformver juchen des Jah” 
zeB 1848, der Umgeflaltung ber deutjchen Berfafjung gewirmet. In biefem Abichmitte 


Hen-Eongreb zu Berlin im Mai 1850, die Olmüter Convention vom Rovember 
des nämlidhen Jahres und die Dresdner Minifterial-Conferen; za Eprade. 

Man erfieht hieraus, welch' interefjantes Thema fih Dr. Kremer ger 
wählt und mit weldher Herrichaft er über deu Stofi audgerüftet erſcheint, jo daß jeine Bor: 
träge recht viel des Belehtenden und Anregenden zu biethen verfpreden. St. 


Vebradt dei Jof. Gtädhelger v. Hirkbielb in Mien. 
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1. 


Heber das Weſen der verneinenden Eigenthumsklage 
und die Seweisverbindlickeit bei deren Einbringung. 
Von Herrn Dr. Johann Swoboda, k. k. Kreisgerichtsrathe in Eger. 

Il. 


Bas Eigenthun, als dasjenige Recht, welches feiner Natur nach die 
volle und ausſchließliche Unterwerfung einer Förperlihen Sache um: 
faßt, ift fo eigentlich das Element, das die Menfchheit zum Herrn der 
Erbe erhebt.) Die rechtliche Mannigfaltigteit feiner Beltimmung für 
das Subjeft läßt ſowohl Erweiterungen als Beſchränkungen der in 
ihm Tiegenden, nicht befonders unterfchiedenen Befugniffe über die eigent- 
lichen Grenzen feines Inhaltes zu. Diefe Erweiterungen und Befchrän- 
tungen des Eigenthums in feiner Ausübung geftalten fi, fo bald fie 
eine dauernde Forın annehmen, in ihren weiteften Ausläufern als 
Eervituten an Saden (jura in re aliena) und bieten am bäufigften 
den Etoff zu Klagen, für welche der $. 523 des a. b. ©. B. die Be: 
weislaft normirt. Diefe find: Die confessoria aetio und die nega- 
toria in rem actio, negativa activ?), Neben bdiefen zwei Actionen 


) Welche politiibe Bedeutung dad Grundeigenthum ſchon im Alterthum batte 
f. mein: Der Staat, das Cigenthum und die Regalien. Sreiburg 1848, 
Walter: Deutihes Privatrecht, $. 131. Mommfen: römiſche Geſchichte, 
1. ©. 59. 68, 

3, Fr. 2. pr. D. si serv. vind. (8. 5.) de servitutibus in rem actiones com- 
petunt nobis (ad exemplum earum, quae ad usumfructum pertinent tam 
confessorin, qnam negatoria: confessaria ei, qui servitutes sibi compe- 
tere contendit: negatoria domino, qui negat (U1p.). $. 1 eodem. Haec 
autem in rem actio confessoria nulli alii, quam domino fundi competit ; 
servitutem enin nemo vindicare potest, quam is, qui dominium in ıindo 
vieino habet, cui servitutem dieit deberi. Fr. $ 88. 6 und 8 (8. 5). 

1 


Oaimert Viertellabreelriſt f. Xestew. X. 1, 
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wird auch noch einer mit der negativa aetio parallel laufenden prohi- 
bitoria actio erwähnt (fr. 14 D. per siserv, vind. [8.5.]; ef. fr. 3. $.1 
D. de op. nov. ment. [39. 1]9). 

Nah Bökingt) beftand der Unterfcied nur in der Abfafjung 
der Formula, die bei der negatorin actio dahin ging: Wenn dem Geklagten 
das vom Kläger bejtrittene Recht nicht zuftehe, bei der prohibitoria 
actio: Wenn Kläger das Necht habe dem Gellagten, das fragliche dings 
liche Recht zu prohibitiren, z. B. Si paret Ao, Ao, jus esse probi- 
bendi Nm. Nm. fundo de quo agitur uti fini ete. 

Zachariä gibt über den Unterſchied diefer Klagen Nachſtehen⸗ 
des an: 1. Die prohibiteria actio fünne blos für bevorftehende Störun- 
gen nicht für ſchon vollendete gelten, während die negatoria auch letz— 
tere befaßt. 2. Bei Miteigentbüimern finde blos die prohibitoria, Feines= 
wegs aber die negatoria ftatt. 3, Könne der Eigenthümer den Nieß— 
braucher, der die Pflicht zur eautio damni infecti unerfüllt lies, nicht 
mit der negatoria, fondern mit der 'probibitoria am uti frui hindern ®). 

Für den gewählten Vorwurf erfcheint eine weitere Erörterung 
des Unterfchiedes diefer Klagen vom Standpunkte des öfterr. Rechtes 
im Hinblide auf die beftimmten Normen der 88. 340—343 des a. b. 
G. 8. ohne bejondere Bedeutung. 

Da die confessoria actio auf Anerkennung und Durchſetzung des 
Nechtes felbit gerichtet ift, folglich deffen Erwerbung vom Kläger er: 
wiefen werden muß; fo fönnen ſich biebei über die Beweislaſt feine 
Zweifel ergeben. Der confefloriihe Kläger muß nämlich jene That: 
ſachen anführen und erforderlichen Falles beweifen, wodurd das an: 
geſprochene Servitutsredt erworben wurde. 

Anders verhält es ſich bei der negatoria actio, Hier haben fhon 
feit den äfteften Zeiten unter den Romaniften Kontroverjen ſtattge— 
funden und der Streit über die Berechtigung der verfchiedenen Anſich— 
ten in Anfehung des Beweisthema dauert unter ihnen noch heute fort. 
Auch bei den öfterreihifhen Schriftftelern herrſcht in diefer Hinficht 
feine Einigkeit und eben fo hat der oberfte Gerichtshof in diefer Ma« 
terie nicht immer gleichförnig entſchieden. Die Schriftfteller des röm. 
und gemeinen Rechtes haben folgende Anſichten aufgeftellt: 


Gai. 4. 3; fr. 5. pr. si usus fr. pet. (7.6) — — — cum invitose nega, 
jus esse utendi fructuario, vel sibi Jus esse prohibendi. 
ee — für KB ., ZU. 8, 
tandelten 1861, $. 51. —* 
Verol. auch v. helen Fanseiten 1861, ©. 291. 
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a) Der Megatorienkläger bat nicht blos das Eigentbum, fondern 
auch deſſen Freiheit zu beiweijen. 

b) £eßtere nur dann, wenn fich der Geflagte im echten Beſitze 
befindet und 

ce) dem Negatorienkläger obliegt unter allen Umjtänden nur ber 
Beweis feines Eigenthumes. 

Diefem ähnlich find die Anfchauungen der öfterr. Schriftiteller. 
Ellinger, der in feinen „Handbuch des d. a. Civilrechtes 9) in der 
Regel nur auf die Meinungen Anderer reflektirt, hat in diefem Punkte 
eine eigene Anficht; er fagt nämlih: In der actio negatoria muß der 
Kläger die Freiheit feines Eigenthumes bemeifen (durch Beibringung 
von Landtafel: , Grundbuchd:Ertraften, Kaufbriefen u. ſ. w.). Bei einer 
Aufforderungsflage genügt die bloße Berufung auf die freiheit des 
Eigentbumes. Aus diefem Unterſchiede folgt, daß die Aufforderungs- 
age im Falle dieſes 8. unanwendbar ift. Nippel’) macht hinfichtlich 
der Beweislaft zwifchen dem poſſeſſoriſchen und petitorifchen Einſchrei⸗ 
ten einen Unterfchied. Bei dem erſten bat der Kläger lediglih darzır 
tbun, daß der Geflagte ein Serpitutsrecht auszuüben begonnen babe, 
und daß die Sache, worauf die Servitut ausgeübt werden will, des 
Kläger Eigenthum fei. Denn die Vermuthung ftreitet immer für die 
Freiheit des Eigenthuumes und es ift dann Sade des Gellagten, aus: 
zuweilen, daß er fih im Befite des Gervitutsrechtes befinde. Im 
petitoriijdem Wege, welchen der Kläger dann einjchlagen muß, wenn 
er den Beſitz des Gellagten mit gefichertem Erfolge bekämpfen mill, 
bat er fich über die Freiheit feines Eigentbumes auszuweiſen. Wini- 
warter®) bemerkt: Wird der Eigenthümer in dem Gebrauche 
feiner Sade dadurch geſtört, daß fich jemand eine Dienitbarkeit an: 
maßt, welchem fie nicht zufteht; oder dadurch, daß der zur Dienitbar: 
feit Berechtigte die Grenzen jeines Nechtes überfchreitet; jo Tann er 
gegen eigentlihe Störungen, d. i. in den Fällen, wo er einen unech: 
ten Belig ſeines Gegners darzuthun vermag, durch die ſummariſche 
Beſitzklage die Zurückſetzung in die vorige Lage und Schadloshaltung 
verlangen ($. 345 und 346). Befindet ſich aber der Gegner in dem 
echten Befite der Dienitbarkfeit; jo müßte der Kläger zeigen, daß dem 
Gellagten das Necht derjelben nicht zuftehe (actio negatoria) ; entiveder 


6, Wien 1851, S. 250. 
’) Erläuterungen des a. b. G. B., IV ©. 69%, 
°) Das a. b. Redit. 1839, II. ©. 345. 
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weil deffen Titel nicht giltig ift, ober deffen Vormann eine Dienftbar- 
keit zu beftellen nicht berechtigt war, oder die früher wirklich vorhan: 
dene Dienftbarkeit erlofhen if. Vor Allem muß aber ber Klä— 
ger darthun, daß fein Gegner fi eine Dienftbarkeit anmaße, denn 
wäre das nicht, jo fünnte nach Unftänden wohl eine Aufforderungs: 
Mage, aber nicht die Klage, von welcher hier die Nebe ift, Statt fin— 
den. Stubenraud*) jagt Über die Frage der Bemweislaft; Am 
richtigſten dürfte zu unterfcheiden fein, ob fich der Beklagte im (unges 
förten) Befige der angeblichen Dienftbarkeit befinde ($. 312), oder 
nicht. Im erften Falle ſcheint die Laft des Beweiſes auf der Seite des 
Kläger zu fein, weil nad) $. 323 der Befiger die rechtliche Vermu- 
thung eines giltigen Titels für fi bat, alfo zur Angabe desjelben 
nit aufgefordert werden kann, und dieß felbjt dann nicht, wenn der 
Beſitz mit andern rechtlichen Lermuthungen z. B. mit der Freiheit des 
Eigentfums ($. 324) im Widerfpruche fteht. Im zweiten Falle Tann 
dem Kläger kein weiterer Beweis der Freiheit feines Eigenthums aufs 
erlegt werden, denn für ihn ftreitet Schon, tie fich eben aus $. 324 
ergibt, die rechtliche Vermuthung, die nad; den Vorfchriften der Ges 
richtsordnung gerade von ber Laſt des Beweiſes enthebt und die mit 
dem Begriffe des Eigenthums als dem Rechte, beliebig und außfchlie: 
ßend über eine Sache zu verfügen ($$. 354 und 362) im innigften 
Bufammenhange fteht. Hiebei beruft er ſich auf eine beftätigte Ent: 
ſcheidung des Grazer Landesgerichtes, Nr. 271 der Gerichtszeitung von 
1851 10), wobei es fih um die Ausübung eines Weiderechtes han— 
delte, das ber Geflagte feit unvordenklihen Zeiten auf dem Grunde 
des Klägers ausgeübt hatte. In den Entfcheidungsgründen heißt es 
u. a. Bei der actio negatoria genügt es nicht, blos die Ausübung 
einer Servitut von Seite eines Andern darzuthun, fondern es müfle 
gezeigt werden, daß ſich derfelbe eine Eervitut anmaße, d. h. daß 
die Eervitut widerrechtlich ausgeübt werde, und eine Rechtsverletzung 
bilde... Das Wort Anmaßung im $. 523 fei nicht mit Aus: 
übung zu verwechſeln ... . und feße einen unerlaubten Gebraud oder 
eine umbefugte Handlung voraus, al melde eine Befigausübung 
in fo lange nicht betrachtet werden könne, bis nicht die Unrechtmäßig— 
feit derfelben eriviefen d. h. gezeigt ift, daß der Rechtstitel des Gellag: 


%) Dat a. b. ©. 2. 1855. IT. ©. 224. 
Wu geilen, Sammlung von Entjheidungen zum a. b. ©. B. 1858, Nr. 306. 


208. Dieje Anfiht findet aud in der Ger. Zeitung, Nr. 136 v, 1861, 
ihre Vertretung. 
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ten nicht giltig, oder eine Beſitzerwerbung nicht möglich, oder das beftandene 
DBefigrecht erloſchen ſei.“ Zeiller !1) jagt: „Die (negatorifche) Klage ift 
nach der Scharffinnigen Bemerkung des Herren Prof. Hugo (Lehrbuch d. 
Pandekten 8.95) die Eigenthbumsflage zur Behauptung der Freiheit des 
Eigenthbumes (8. 366). Der Kläger muß alfo zwar die Thatſache der 
Störung bemweifen. Dafern aber der Gellagte ermwiedert, daß feine 
Handlung nit Anmaßung, fondern nur Ausübung feines Rechtes 
fei; fo kommt ihm der Beweis der erworbenen Servitut zu, melcher 
von dem Gellagten auf die nämliche Art, wie von dem Kläger in 
der Eonfefjorifchen Klage, geführt werden kann. Uebrigens findet dieſe 
Klage auch wider jener Statt, welcher die Grenzen feines wirklichen 
Servitutsrechtes überjchreitet.” — — „Wer die günftige Entjcheidung 
des Befites von dem Servitutärechte erwirkt hat, wälzt dann die Laft 
des Beweiles der Freiheit des Eigenthbumes auf den Gegentbeil.” $. 324 
©. Glück Erläuterungen 8. 687. Vergl. jedoch Hufeland's Beiträge. Jena 
1802 S. 4. — Scheidlein erflärt:!?) Wer diefe (negator.) Klage 
anbringt, bat die Anmaßung der Serpvitut in feiner Sade 
zu bemeifen, weil diefe Klage auf die Thatfache der Anmaßung 
gegründet wird, und Thatfachen beiwiefen werden müflen. Iſt dieſe 
Klage angebracht, fo bat der Geklagte entweder das Faltum der An- 
maßung zu widerfpredhen, oder die Erwerbung der Servitut zu be- 
weifen, mithin die Tonfefforifhe Klage anzubringen, wenn er nicht 
will, dem Begehren des Eigenthümers gemäß, verurtheilt werden. 
Hat aber jemand im Falle der einen, ſowie der anderen Klage den 
Beſitz des Servituts-Rechtes bewiefen, jo wird die Laft des Beweiſes 
ber Freiheit des Eigentbums auf den Gegentheil gemälzet.” — — 
Grenetı3) ftelt den Sat auf: „Die Freiheit feines Gutes ift er 
(Kläger) zu beweiſen nicht fehuldig, fondern es liegt dem Gegeutheil 
ob, das Widerſpiel darzuthun, weil in deren Rechten ein jeglicher 
Grund frei zu fein geachtet wird, bis nicht die Dienftbarkeit bewieſen 
worden.” 
DI. 


Bevor wir in eine nähere Würdigung diefer verſchiedenen Anfich: 
ten über die Beweislaft bei Anftelung der negatoria actio eingeben, 


) Kommentar II. B. 1. Abtb. ©. 366 ff 
9 Handbuch des 6. Privatrechtes 1814. II. ©. 159 
15) Thestrum Jurisdiotionis Austr. 175%. S. 397. Anm. lit. b. 


6 Smwoboda: über vernein. Cigentbumstlage, 


wollen wir noch einen Nüdblid auf die Entftehung und Ausbildung berfel- 
ben und ber ihr parallel laufenden confessoria actio werfen. Bei ber 
Annahme, daß die Prädial-Sewituten älteren, die Perfonal-Servituten 
aber jüngeren Urſprunges ſeien, mußten diefe Ntzionen anfänglich für die 
Prãdial⸗ Servituten beitimmt geweſen fein und ihrer Geftalt nad zur 
Zeit der Legis actiones unter der Prozepform des Sucramentum 4) 
geftanden, in ihrer weiteren Enttvidlung aber nicht blos auf den Eigen- 
thlimer und Servituts:Anfprecher ſich beſchränkt, fondern im Spiteme 
der Formulse !%) gegen jeden Störenden ſich ausgebehnt haben 1%, Die 
Reception des röm. Nechtes führte mit dem Nechtsinftitute der Servi: 
tuten aud) dieſe Klage-Arten in den Bereich des deutſchen Rechtslebens 
ein, ohne daß fie hier eine andere Geftalt angenommen, ober eine we— 
ſentlich verfchievene Ausbildung erhalten hätten, Dieß iſt auch bei der 
Behandlung diejes Rechtsinſtitutes in Defterreih der Fall. 


HL 


Da das heutige öfterr. Gefe das Weſen der negatoriſchen Klage 
nur andeutet und nicht genauer beftimmt, fo können bei der Unterfu- 
chung ihres Umfanges, ihrer Wirkungen und Richtungen nur die Nor: 
men des röm. Nechtes einen Anhaltspunkt bieten. Leider fehlt es aber 
aud den röm. Rechtsquellen an der gejeglihen Beſtimmtheit, wodurch 
der Zweifel über die Beweislaſt bei angeftellter Negatorienflage voll: 
ſtändig ausgeſchloſſen wäre. Es wird daher nichts anderes erübrigen, 
als mit deren Hilfe im Geifte des $. 523 des a. b. G. B., dann der 
Hauptgrundfäge über die Beweispflicht, aus dem inneren Weſen des 
Eigentfumes — als deſſen Beſchränkungen in feiner Ausübung die 
Dienftbarkeiten erſcheinen — jene Momente zu gewinnen, melde zur 
Zeftftellung eines fiheren Grunbfages über die Beweislaſt führen kön- 
nen. Die Negatorienflage (negative, negatoria in rem actio) ift bie auf 
das Eigenthum des Klägers gegründete und auf deſſen Schug gegen 
Beſchränkungen desfelben in feiner Ausübung gerichtete dingliche Klage 17). 
Ihr Grund ift daher das Eigenthum felbft, nicht die Freiheit von Be: 
ſchränkungen an fi. Denn diefe ift fein Rechtsverhältniß, fondern nur 


9 Walter: Geſch.d. röm, Rechts 1846, II. ©. 315 ff. 

"s)v. Keller: Civilprogek 1855. 8. 28 fi. 

) v. Keller: Inftitutionen 1861. 8. 88 fj. 

'") Die negativa in rem actio, jagt Böding a. a. D. ©. 85. $. 51, „ift 
die dinglihe Klage gegen partielle Verlekung des Eigenthums, daß cine ding: 
liche —— des an ſich freien Eigenthums nicht begründet ſei.“ 
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die negative Seite des Rechts, deſſen pofitive Seite den Begriff des 
Eigenthums beritellt 18). Sie iſt eine rei vindicatio, d. i. eine Eigen: 
thumsklage und ihre Normirung ift von der confessoriain rem actio im 
Spfteme zu trennen und in die Lehre von den Schugmitteln des Eigen: 
thums aufzunehmen 19), wo fie auch bei dem Neueren ihren Plat ge: 
funden, während Lebtere der Lehre von den Dienftbarleiten, beziehungs-: 
weile ihren Schugmitteln angehört. Die eigentlihe Eigenthumsklage, 
rei vindicatio, unterjcheidet fi) von der Negatorienklage dadurch, daß 
die Erftere auf Wiederlangung des verlorenen Beſitzes, ſomit auf Her: 
ausgabe der widerrechtlich worenthaltenen Sache (8. 366 a. b. G. B.), 
aljo die Aufhebung der totalen Eigenthbumsverlegung, die Negatorien- 
Hage dagegen nur auf die Befeitigung der parziellen Verlegungen oder 
Eigenthumsftörungen gerichtet ift. Der Unterfchied ift daher Fein inne: 
rer oder qualitativer, fondern nur ein quantitativer, fomit nur in An: 
ſehung des Umfanges der Eigenthumsverlegung 20). Die Veranlaſſung 
zur eigentlihen Eigenthbumsflage liegt in der Vorenthaltung des Be: 
figes, der als die vollftändige Ausübung des Eigenthumes erjcheint 21), 
zur Regatorienklage dagegen in der Anmaßung einer im begrifflichen Ge: 
fammtumfange de3 Eigenthums liegenden Befugniß, ſomit beider in der Stö- 
rung der rechtlichen Herrſchaft über eine körperliche Sache, melde ein: 
zig Gegenftand bes Eigenthumsrechtes fein kann. Der Zwed beider gebt 
auf Unterdrüdung der Eingriffe in die Eigenthumsſphäre und zwar bei der 
Vindikationsklage, der totalen, bei der Negatorienklage, der partiellen Stö⸗ 
rung der rechtlichen Herrichaft über eine körperliche Sache. Die Nega- 
torientlage ift ihrer Natur nach nicht blos auf Störungen bejhräntt, 
welche ald Ausflüge von Servituten erfeheinen und derartige Gerech— 
tigkeiten zu ihren Borausfegungen haben, fondern auf alle jtörenden 
Eingriffe, welche dauernde Beichränfungen des Eigenthümers bilden und 
möglicher Weife auf einem Rechte beruhen könnten 22). In den Neben: 
punkten ift fie auf Befeitigung der ftörenden Anlagen und Wiederber: 
ftellung des rechtswidrig veränderten Zuftandes, Erfagleiftung für be: 


8) „Die Gewohnheit der Negatorienllage zu den Servitutenklagen zu ftellen ift 
recht dazu geeignet unrichtige Boritellungen von ihrer Natur zu erzeugen.” 
Budta, Fanbelten. 1856, .b. a. E. 
19) ee Das prakt. gemeine Siilret 1860, 1. ©. 526. 
;0) Anberer An Anfıht it Bagenjteher: Die röm. —* vom Eigenthume 1860, 


2!) Herm. Witte: De onere probandi in neg. act. 1855. S. 7. Schmid Civil: 
teht 1847 I. 6. 370. Bangeromw: Sebrbud der Pandecten. I. S. 876. 
22) ®, Scheurl. Imftitutionen 1857, ©. 152 
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zogene Früchte und jeden fonftigen dur bie unbefugte Einfhränkung 
des Eigenthumes erwachſenen Nachtheil, dann Unterlaffung künftiger 
Störungen. Diejelbe ift aber and gegen unbefugte Ausdehnung einer 
bereit3 rechtmäßig beftebenden Dienitbarkeit, 5. B. Reiſer jammeln in 
Holzfällen (88. 492. 493 a. b. G. B.), oder einen ungebührlichen Gebraud) 
derfelben zuläfiig, und greift, fowohl bei Grund: als Perſonal Servi- 
tuten Pla. Daher jheint ung die von Brinz ?*) aufgeftellte Behauptung, 
daß der Negatorienkläger nicht darum, weil er Eigenthümer ift, diefe Klage 
babe, fondern weil er ein Eigenthum habe, das von der. angemaßten 
Servitut freiift, nicht ganz zu treffen, weil fie auf die eben erwähnten 
Bälle einer Servituts:Erweiterung oder eines rechtswidrigen Gebrau⸗ 
ches einer zuftehenden Servitut, Feine Anwendung erleiden würde, 
Auf Störungen des f. g. bücherlichen Eigenthums ift die vernei- 
nende Klage nicht anwendbar; denn das bücherliche Eigenthum ift nicht 
die konkrete Einheit des Wefens und feiner Erſcheinung, daher kein wirk- 
liches Eigenthum, fondern eine juriftiihe Fiktion und Veranſchauung 
der rechtlichen Herrſchaft über eine unbeweglihe Sache, das Symbol 
und die Stellvertretung der öffentlichen Inveftitur und deren bleibende 
Beurkundung über eine Liegenfhaft?‘). Eben fo wenig hat die ver- 
neinende Eigenthumsklage vorübergehende Beihädigungen des Eigen: 
thumsobjeftes zum Gegenftande, weil diefe zwar Verlegungen der Sache, 
keineswegs aber Anmaßungen der im Eigenthume enthaltenen Befug: 
niffe bilden. Auch erftredt ſich diefe Klage auf Pfandrehtsanmaßungen 
über eine Sache nicht, denn wenn der Schuldner die Sache befigt, fo 
Tann der Gläubiger nicht dietrahiren und wäre genöthiget die Bfand: 
klage anzuftellen, ift aber der Gläubiger im Befige der Sade und die 
Schuld getilgt, dann fteht dem Schuldner die Eigenthumsklage auf Ver- 
ausgabe zu 25). Nicht minder ift diefe Klage anwendbar, wider jenen 
der fi auf eine Sache ein Veräußerungsverbot anmaßt. 

Die deutſchrechtlichen Reallaften, wenn gleich mit einer Liegen: 
ſchaft verbunden, find ihrer Natur nach, demungeadhtet Feine Servi 
ten, weil fie das Eigenthum in feiner Ausübung nicht befchränfen, fon: 
dern in Leiftungen beftehen. Zur Abwehr ihrer Anmaßung genügen daher 
meiſtens paffiver Widerftand, Aufforderungsflagen und wenn der An— 
maßer im Bezuge alfo Duafibefige derfelben ift, der negatorifchen, ana= 





» Lebrbuch der Pandelten 1857, S. 238. 
euch Berger: teitife Beitäge 1856, ©. 85. 
ber a. a O., L, S. 
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loge Klagen auf Erkenntniß, es gebühre ihm ein derartiges Recht nicht. 
Die Anmaßung darf jedoch nicht nur in Worten, alfo in einer bloßen 
Berübmung, fondern fie muß in wirklichen Ausübungshandlungen, fo: 
mit in einem förperlichen Verhältniffe zur Sache, beitehen 26), weil nur 
darin die Ausübung eines Rechts beſteht, durch das einfeitige Vorbrin- 
gen von Worten aber in dem Nechtözuftande des Eigenthums feine 
Veränderung, folglich Feine Störung bervorgebradht werden kann und 
biefür die Aufforderungsflage al3 ausreichend gegeben iſt (8. 66 der 
Joſef G. O.; Hofd. vom 15. Jänner 1787, N. 621. J. G. ©.; 8. 61 
gal, ©. D.; 88. 598 und 599 der prov. 3. P. D. 7). 


IV. 


Da nad) dem Bisherigen die Negatorienklage als Ausfluß des 
Eigenthumsrechtes und zwar feines negativen oder probibitiven Ele: 
mentes, oder als Geltendmachung der im Inhalte desjelben liegenden 
Befugnifle in der Richtung gegen rechtswidrige Beſchränkungen desfelben 
in feiner Ausübung erfcheint, fo fteht fie dem wirklichen Eigenthümer 
ferner dem Parzial:Eigenthbümer einer gemeinfchaftlihen Sache, wobei 
das darüber ergangene Erkenntniß für und wider die übrigen Miteigen- 
thümer feine rechtlihe Wirkung äußert 2°), unzweifelhaft aber auch 
dem publicianifchen Eigenthümer zu (6. 372 A. B. ©.) und geht ver: 
möge der Dinglichleit des in die Schranken tretenden Rechtes, gegen 
Jeden der eine Handlung unternimmt, welche fi als eine derartige 
Eigenthumsbeſchränkung herausſtellt, ift jedoch paſſiv unvererblich, weil 
die Veranlaffung auf Seite des Geflagten gleich dem Befige perſönlich ges 
noınmen wird. 

Weil im Eigenthume gründend, Tann der bloße Beſitzer, Pächter, 
Miether, Pfandnehnier, Servitutsberechtigte u. f. m. auf dieſe Klage 
feinen Anſpruch machen und zwar der Lebtere deshalb, weil die An: 
maßung einer gleichen oder anderen Dienftbarkeit wohl Kollifionen zwi: 
hen ihm und dem neuen Prätendenten herbeiführen und Entichädi- 
gungsanfprüche begründen, immerbin aber, als Eigenthumsbeſchränkung, 
nur gegen den eigentlichen Eigenthümer wirken Tann. 


16) Fr. 88. 5.i. f. D. si serv. vind, (8, 5). Bu 

”) Sintenis (a.a. D. I. 6.528.) will die Negatorientlage aud auf wörtliche Be- 
rühmungen ohne thatfächlihe Aeußerungen ausdehnen, was jedoch nicht ge: 
rechtfertigt ericheint. 

8) fr. & 88.3.4. D. si serv. vind. (8, 5), fr. 19 D. 19 eod. fr. 1.8.5. D. 
de arb. caed. (43, 27). 
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Das Klagrecht ift dann vorhanden, aetio nata est, jobald Je— 
mand ohne Willen des Eigenthümers an feiner Sache eine Handlung 
vornimmt, tele die Geftalt einer dauernden Beſchränkung feines 
Eigenthumes in deſſen Ausübung anzunehmen geeignet erſcheint. 


Wi 


Nah Vorausſchickung diefer Erörterungen wollen wir zur Prü— 
fung der für die verſchiedenen Anfichten geltend gemachten Gründe 
ſchreiten. Für den bier eingenommenen Standpunkt birfte es zu weit 
führen, den Grörterungen ſämmtlicher Schriftfteller des röm. und ge— 
meinen Rechtes über dieſen Gegenftand ausführlich zu folgen, denn ihre 
Anzahl ift nicht gering. ES dürfte bier genügen, auf die wichtigſten 
Schriften derjelben hinzuweiſen, deren Ergebniffe zu benügen und nur 
auf jene Gründe näher einzugehen, wofür wir, von ben früheren, ab: 
weichende Gegengründe vorbringen wollen, Die Hauptitellen auf welche 
fi die Nomaniften zur Begründung der erften Anficht berufen, find: 

a) Fr. 8 8. 5. D. si serv. vind, (8. 5) Sed si quaeritur, quis 
possessoris quis petitoris partes sustineat, sciendum est, possessoris 
partes sustinere, si quidem tigna immissa sint, eum, qui servitutem 
sibi deberi ait, si vero non sint imwissa, eum, qui negat. Diefer aus 
dem Verhältniffe des Quaſibeſitzes entfpringende Rechtsſatz regelt ledig: 
lich die Barteirollen, entfcheidet jedoch keineswegs die Frage der Beweis: 
verbindlichkeit. 

b. Fr. 8 und 14 D. deprobat. (22. 3.), Fr.7 8.8. D. de liber. 
causa (40. 12), welche dem Kläger den Beiveis der Freiheit oder In— 
genuität auferlegen. In Anfehung diefer bemerkt Böking (a. a. O. 
$. 52. S. 86) daß der nicpt in possessione libertatis oder ingenuitatis 
Befindliche, wenn er se liberum vel ingenuum esse klagt, den Beweis 
ber Freiheit oder Freigeborenheit zu führen hat, ift nur Anwendung 
des Sapes, daß ein Kläger das Fundament feiner Klage zu bemeifen 
bat, dag der Negatorienklage aber ift, daß Kläger, Eigenthümer ber 
Sache, an welcher Beflagter ein dingliches Beſchränkungsrecht in An: 
fpru nimmt. 

e. Fr. 15 D. de oper. nov. nunt. (39, 1) 2%), Diefe Beftimmung 
enthält die dem röm. Prozeßrechte eigenthümlihen Folgen der Kontu— 
maz, was auch deren Schluß ausſpricht: Eaque ratione hactenus is, 
qui rem non defenderet, punietur, ut de jure suo probare necesse 


%) Vergl. auch Schmid a. a, S., ©. 375, 
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haberet; id enim esse petitoris partes sustinere, keineswegs aber eine 
Vorſchrift über die Beweisverbindlichkeit. 


VI. 


Die von Schweppe 20) und Bape3ı) für die Anſicht, daß der 
Eigenthümer die Freiheit feiner Sache von Beſchränkungen zu erweiſen 
babe, geltend gemachten Gründe, können übergangen werden, ba fie durch 
die Ausführungen Wirth’3 32) als volftändig widerlegt angefehen werben 
dürfen. Beachtenswürdiger erfcheinen die von Zielonadi 3), für dieſe 
Meinung angeführten Gründe. Er fagt nämlich: „Es gibt einen wid: 
tigen und weſentlichen Unterfchied zwiſchen rei vindicatio und der actio 
negatoria. Beide Klagen unterfdeiden fi ihrem Grunde und Zwede 
nad, die rei vindicatio geht nicht auf Verfolgung eines einzelnen Eigen- 
thumsrechte, als da ift usus und usus fructus u. f. w., ſondern fie 
ift gerichtet auf die res corporalis, um an derſelben das fi in ihr 
verförpernde Eigenthumsrecht auszuüben, da eine partielle Ausübung 
unmöglich if. Die actio negatoria aber ift darauf gerichtet, daß ein 
Anderer ein beftimmtes einzelnes Recht, wodurch die Eigenthumsfrei- 
beit beſchränkt wird, nicht ausübe. Die rei vindicatio gründet ſich auf 
eine Verlegung des Eigentums als einer Totalität, die actio negatoria 
grümdet fi) darauf, daß ein Anderer ein einzelnes Recht fi anmaßt, 
wodurch nur die Eigenthumßfreiheit befchränkt wird. Daraus ergibt ſich 
von felbft, daß bei beiden Sagen ganz andere Normen über die Ber 
weislaſt zur Anwendung kommen müfjen. Bei der rei viudicatio braucht 
der Eigenthümer nur das Eigenthum zu beiveifen, weil er dad Cigen- 
thum im Allgemeinen verfolgt. Bei der actio negatoria verfolgt der 
Kläger ein einzelnes Recht, indem er die Behauptung aufftellt, daß 
die Eigenthumsfreiheit nit beſchränkt wurde und muß 
deshalb diefe Behauptung durch Beweis befräftigen. Weberhaupt ent: 
hält die Anfict der Gegner das Widerfinnige in ſich, daß fie den mit 
der actio negatoria klagenden Eigenthümer dasjenige beweifen laſſen, 
worauf fein eigenthümlicher Rlagantrag gar nicht gerichtet ift, und mas 
nicht bei dem Klagsantrage felbft, nicht bei der oausa, fondern nur bei 
der legitimatio ad causam zur Sprade kommt, wenn ber Bellagte dem 


DE 
” Ir Civilcecht und Pro 19% 
‚ber die Beweislaſt bei ang. — —ãA 185 da 
3 — Erdrterungen über vie Servitutenlehre —ES Rechte 1849, ©. 236. 
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Kläger vorwirft, er ſei nicht Eigenthümer.” — So ſcharfſinnig diefe Arz 
gumentationen auch find, jo können fie doch nicht als ftichhältiy ange: 
fehen werden, weil fie auf der irrigen Annahme beruhen, daß die Bin: 
dikations⸗ und Negatorienklage auf verſchiedenen Gründen beruhen und 
andere Zwede als die unbeſchränkte Ausübung des Eigenthumsrechtes 
verfolgen. Wir glauben dargethan zu haben, daß beide Klagen im Eigen: 
thume gründen und nur im Umfange von einander differiren, daher 
nad) dem Grundfage, daß alle lagen, welche aus demfelben Nechte 
oder Rehtöverhältnifie fließen idenliſch ſeien, nicht beterogener Natur 
fein können. Ebenfo unrichtig ift die Anfhauung, daß der Eigenthümer 
bei der actio negatoria nur ein einzelnes Recht, verfolge, indem er die 
Behauptung aufitelle, daß die Eigenthumsfreipeit nicht beichräntt wurde, 
Die im Eigenthume liegenden Befugniſſe find feiner erjhöpfenden Auf: 
zählung fähig und bilden für den Eigenthlimer ſelbſt Feine abgefonderten 
Rechte, weil fie nicht jelbitftändig find, Können folgerecht auch nicht 
als Pfeile aus einem Köcher oder Halme aus einer Garbe gezogen 
und vereinzelt geltend gemacht und eingeklagt werden. So oft der voll: 
ſtändige Eigenthümer fein Eigenthum zur Geltung bringt, geſchieht es 
nicht in einem Theile feines Inhaltes, ſondern in feiner Totalität und 
Untheilbarteit. Der Kläger behauptet nämlich, daß die Sache fein Eigen- 
thum, daher nach defien Begriffe Niemand Anderer darauf einzuwirken 
berechtiget fei, außer es ftünde ihm ein befonderes Recht darauf zu, 
das er natürlich erweifen müßte. Zudem bildet die Freiheit des Eigen: 
thums — wie bereit3 erwähnt — kein bejonderes Recht, fondern nur 
deſſen negatives Moment, fie kann daher nicht den Klagegrund der 
negativa actio ausmachen. Diefe Anficht enthält daher nichts Wider- 
finniges, weil der Klagsantrag auf Schuß des Eigenthumes in feiner 
freien Ausübung gerichtet wird und dasfelbe nur dann bewieſen mer: 
den muß, wenn e3 vom Geflagten negirt wird. Gegründet erfcheint 
diefe Anſicht in der röm. Geſetzſtelle: Fr. 5 pr. D. si usus fr. petat. 
(7. 6) Uti frui jus sibi esse, solus potest intendere, qui habet usum- 
fractum; dominus autem fundi non potest, quia, qui habet proprieta- 
tem, utendi fruendi jus separatum non habet. Nec enim potest ei fun- 
dus suus servire: de suo enim, non de alieno jure quemque agere 
oportet: quamquam enim actio negativa domino competat adversus 
fructuarium, magis tamen de suo jure agere videtur, 
quam alieno: cum invito se negat, jus esse utendi fructuario, 
vel sibi esse jus prohibendi. Quodsi forte, qui agit, dominus 
Pproprietatis non sit, quamvis fructuarius jus utendi non habet, vincet 
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tamen jure, quo possessores sunt potiores, licet nullum jus habeant. 
eonfr. fr. 2 pr, fr. 48. 7 D. si serv. vind. (8. 5). Alſo nit die 
Freiheit von Befcränkungen, fondern das Eigenthum felbft ift der Klage 
grund in ber negatoria actio 34), Noch feheint der angeführten Behaup: 
tung die unrichtige Annahme zu Grunde zu liegen, daß das Klagerecht 
bewieſen werben müſſe, während doch nur die Thatfachen bemweisbebürf: 
tig find. Diefer Anficht ſtehen überdies auch noch die Gründe entge: 
gen, welche bier der zweiten Anficht über die Beweislaft entgegengefegt 
werden. 

Weiter bemerkt dieſer Schriftfteller (a. a. O. S. 233): „Zunächſt 
iſt zu bemerken, daß die Anſchauung von einer partiellen Verlegung 
des Eigentbums dem Begriffe desjelben widerfpridt. Denn das Eigen: 
thum ift eine Totalität und kann als ſolche eben fo wenig partiell ver: 
legt werden, wie wenig e3 partiell ausgeübt, erworben, verloren wer: 
den Eann. Jede Verlegung des Eigenthums ift eine totale. Und in der 
That, wenn Jemand ein beftimmtes Servitutrecht in Anfpruch nimmt, 
fo verlegt er das Eigenthum eines Andern nicht, er läßt biefes viel- 
mehr ganz unangetaftet, indem das Eigenthum ebenfo gut ein beſchränk- 
tes als unbefchränftes fein Fan.” Auch diefer Anſchauung vermögen 
wir nicht beizupflicten, denn das Eigenthum ift die Totalität der recht: 
lichen Herrſchaft über eine körperliche Sade. Wer fih ein in ber 
Summe des Inhaltes desfelben liegendes Befugniß, aljo eine theil- 
weiſe Herrichaft über die Sache auszuüben anmaßt, erſchüttert ſchon an ſich den 
Zuſtand ſeiner Ruhe, ſetzt daher der regelmäßig unbeſchränkten rechtli— 
hen Herrſchaft des Eigenthümers eine Schranke und verletzt dadurch — 
wenn auch nur nach einer Seite oder Eigenſchaft (Kraft des Stoffes) 
der Sache — immerhin aber mittelbar die Totalität diefer Befugniffe, 


*) „Night die Freiheit bes Eigenthumes, fagt Puchta (Banbelten 1856. $ 172 
©. 257 Nb), wie Diele in Folge einer niht ungewöhnlichen Qermehlelung 
des Grundes einer Klage mit feinem Gegenftande oder ihrer Veranlaffung 

eglaubt haben.“ Puchta Kleine civil. Schriften 1851, S. 1481 Kurfus der 
Pruionen 1856, II. $. 229. lit. y. Heimbach in Weiskes R. Ler. X. 

. 342." Der Klagegrund ift dad Eigenthum nicht die Freibeit von Beſchraͤn⸗ 
tungen an fi, weil diefe kein befonderes echt, fondern nur Theil eines anz 
dern Rechts des Eigenthums iſt.“ Brinz a. a. D. ©. 226. „Die act. neg. 
bilvet einen Beftandtbeil de3 Eigenthumes.“ Bangerom a. a, D. I. 6.877. 
„Das Eigenthum iſt da3 einzige Fundament der negat. Klage." Arndt. 
Bandelten 1855 ©. 231 — — „ibr (negat. act.) Grund ift das Eigenthum 
ald das Recht volllommener und ausſchließlicher Herrſchaft.“ Scheurla.a, 
D. ©. 291. „Grund der Neg. Klage ift lediglich das Cigenthum." — — 
Schmid. a. ä. O., 6.368 d. Keller. Pandelten S. 289; Sintenis I, 
a. a. O. S. 626. 
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wie der Steinwurf, der den glatten Wafjerfpiegel trifft, dieerregte Welle 
über den ganzen See rollt und ihn in Unruhe verjegt, Die Belle ift 
aber nicht3 Fremdartiges, fondern das Seewafjer ſelbſt. 

Der Behauptung, dab das Eigenthun durch Servituten nicht an— 
getaftet werde, liegt ofienbar die Verwechslung des abſtrakten Eigen- 
thumsbegriffes mit jeinem realen Inhalt in ber fusüibungzu Grunde. Es iſt 
allerdings richtig, daf; Eigentbum, wenn es noch fo bejchränkt werde, doch 
Eigenthum bleibe, aber jeine Extenfivität wird eingeengt, denn die Bes 
grenzung des Eigenthums ift eine pbyfiiche. Wer unbefugt ein Servi— 
tutsrecht an einer Sache ausübt, der verlegt im der That das Eigı 
thum in feiner Ausübung, weil dadurch deifen begeifflicher Umfang bez 
ſchraͤnkt wird. Wer ſich ſolchergeſtalt den Mißbrauch einer Sache ans 
maßt und dadurch den Eigenthümer von der Ausübung der ökonomifch: 
wichtigſien Befugniß ausschließt, der veduzirt damit das Eigenthum auf 
den leeren Namen der nuda proprietas, Darin wird denn wohl eine 
Eigentdumsverlegung liegen? #), 

Damit erſcheint auch Ellinger's ohnehin nicht begründete Be— 
hauptung abgefertiget. 





Vo. 


Die oben bezeichnete zweite Anficht über die Beweislaſt bei der 
verneinenden Eigenthumsklage, wozu fi unter den Romaniften Seuf- 
fert 3%), Weber"), Thibaut 3%), Linde 39), Pfeiffer), Sam: 
baber *!) und Brinz *2) befennen, ſcheint durch die Gegenausführun: 
gen von Wirth, Bernice, Vangerow, Schmid, und Witte 
volftändig widerlegt, daher auf diefelbe hier von Standpunkte des 
röm. Rechtes nicht weiter eingegangen wird. Wir übergehen aljo zu den 
öfterr. Schriftftellern, welche fich diefer Meinung anjchliegen. Nippel, 
Winiwarter und Scheidlein haben ihre Behauptungen ohne Anz 
gabe befonderer Gründe einfach hingeftellt. Stubenr auch hat allein 
feine Anſicht zu begründen verfudht. Sein Hauptargument beruht auf 


5) Vergl. auch die von Wirth a.a. DO., S. 20 fa.; Vangerow a. a. ©. I, 
©. 881 wider v. Zielonadi’s Anfiht angeführten von den gegenwärtigen 
abweichenden Gegengründe. 

36) Grörterungen einzeln: Lehr. IL, ©. 73 fg. 

37) Beiträge 3. d. Lehre v. d. gericht. Klagen 2., 3 St., ©. 121. fg. 

) Spitem II., $. 771. 

. Proz. J. ©. 155. 
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* — f. Civil 
*) Vermiſchte Auf . Tg. 

“u. Pr. XVII, ©. 135, 
#2) Bandelten, S. 240 fg. 








«) Zeifhr. für Ci 
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ber Beftimmung des 8.323 des a. b. G. B. wornach der Befiger die recht: 
lihe Vermuthung des giltigen Titels für fih bat, daher zur Angabe 
desfelben nicht aufgefordert werden Tann, felbit wenn er mit der Ber: 
muthung der Freiheit des Eigenthums im Widerjpruche fteht. Hier wer: 
den alfo im Geifte der älteren Theorie die Vermuthungen ins Gefecht 
geführt und das Necht behält fich die Zuichauerrolle vor. Bei einem tier 
feren Eingehen in das Weſen der Bermuthungen gewahrt man jedoch, 
daß weder für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes, noch für. die Freiheit des 
Eigenthumes eine wahre Vermuthung beitebe, fondern nur feine gegen 
diefelben. Deßhalb bat im Beſitzprozeße — wo die Eigenjchaften des 
Belites erörtert werden (vergl. Verord. vom 27. Okt. 1849, N. 12. 
RN. ©. B.), derjenige den Beweis des Gegentheils zu führen, der es be: 
bauptet (58.328, 345—347 a. b. G. B.). Hieraus läßt ſich jedoch für den 
petitoriſchen Prozeß in Anfehung der Bemweiß:Verbindlichkeit feine Yol: 
gerung ableiten, weil bier nur der Beligesihug normirt und die Bez 
ftimmung über die künftigen Parteirollen enthalten ift. Zudem muß 
noch bemerkt werden, daß nad) $. 323 eit. nur die Aufforderungsflage 
dur das Vorhandenſein des Beſitzes ausgeichloffen wird, — was doch 
die Negatorienklage, troß ihrer Aebhnlichkeit, in der That nicht ift, — 
dies aber auf dem Wahne des Aufforderungs:Prozefjes und dem im 
Beſitze unterwaltenden publiziſtiſchen Elemente beruht, dem eriwiejenen 
Eigenthbumegegenüber aberdierechtliche Bedeutung verliert (F. 2724. b. G. B.). 

Die Unhaltbarkeit dieſer Anſicht geht ſchon aus folgender Betrach- 
tung hervor. Die Eigenthumsklage ſetzt bekanntlich Beſitzentziehung vor⸗ 
aus. Obwohl nun hier der Geklagte als Sachbeſitzer in die Lage ge⸗ 
ſetzt iſt, ſämmtliche im Inhalte des Eigenthums liegende Befugniſſe aus⸗ 
zuüben 10), fo bat doch der Kläger nicht die Unrechtmäßigkeit des Be⸗ 
ſitzes an Seite des Geklagten, ſondern lediglich — im Widerſpruchs-⸗ 
falle — ſein Eigenthum zu beweiſen 18). 88. 366 und 369 a. b. G. B. 
Aus welchem denkbaren Grunde könnte ihm der Beweis der Eigenthums— 
freiheit dann aufgebürdet werden, wenn fein Gegner blos im Quafi: 
befiße einer einzelnen, dem Gejammtumfange des Eigenthums angebö: 
rigen Befugniß ift? Bei diefer Anficht wird offenbar auf den Belik 
ein ungerechtfertigtes Gewicht gelegt und diefem faktiſchen Machtverhält- 
nifje eine gleihe Wirkfamfeit wie dem Rechte ſelbſt beigemefjen, mas 


45 Puchta: Pandelt: 1857 8. 137. 
*) arg. c. 16. de Probat. Puchta cit. $. 168. N. c. Sintenisa. a. D, 
l. &. 517 fg. ; Böling. Pandel. 1861, 8. 37, ©. 84. 
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allerdings unrichtig iſt. Bei Servituten ift aber nicht einmal der eigent- 
liche juriſtiſche Beſit, vera possessio, fondern nur ein demjelben Kinft- 
lich nachgeſchaffenes Verbältnik, juris quasi possessio #5) in Frage, wobei 
immer ein fremdes Recht, nämlich das Eigenthum als wirklich beitehend 
anerkannt werden muß. Aus diefem Grunde fanı auf eine berrenloje 
Sache feine Dienitbarkeit erworben iverden, denn es fehlt an einem Ver⸗ 
treter derſelben ver fie zu verpflichten vermödhte. 

Schon Höpfner*) flellte den Grumbfag auf: der Befig ſei ein 
phyfiiches Vermögen, aber „gar fein Red.“ Daß auch nad 
öfter. Gefege, ungeachtet des Wortlautes des $. 308 des a.b. G. B. 
der Beſitz fein Necht 47), jondern nur eine tbatfächlidhe Herrichaft über 
eine Törperlihe Sache ſei, geht ſchon daraus hervor, dah im a. 6. @. ®. 
keine Stelle vortommt, melde den Inhalt eines folden Rechtes bes 
Rimmt hätte. Im Gegentbeile beziehen ſich alle Verfügungen, worin die 
Befigverhältnifie normirt erſcheinen, lediglich auf den Schuß, der bem 
in ihm fi) bethätigenden nicht rechtswidrigen Willen aus flaatsredht: 
lien Gründen 4) gewährt wird, fo u. a. in den 88. 339, 340, 341, 
342, 343, 344, 346, 347, 374, 498, 851, 853, 1458 zweiter Ablag, 
wobei das Wort Befig vielfältig im vulgären Sinne genommen twird. 
Dieſes Element, Gründe der Billigkeit und die Gleiditellung des f. g. 
fingirten mit dem wahren Eigenthume, aber fein Recht, walten auch 
in den Normen der $$. 329 und 330 dafelbft, zumal dem redlichen 
Befiger fein Verfhulden zur Lajt fällt, wofür derielbe erfagpflichtig 
würde ($. 1295 a. b. ©. B.). Anders nach behändigter Klage ($. 338 
dafelbft). Befteht alſo der ®efig nur in dem thatfächlihen Machtverhäl: 
niffe der Perfon zur Sache, wornach fie ihre Herricaft auf diefelbe 
ausüben und Andere davon ausfchliegen kann, fo if diefer Zuftand 
an fi) aud nicht geeignet, Rechte zu begründen. Es ift daher nicht ridh- 
tig, von Rechtswirkungen de3 Beſitzes zu reden, weil Rechtswirkungen 
nur Rechte hervorbringen können. Daß der Befig fein Recht if, zeigt 
der Umftand augenfällig, daß ſchon defien Leugnen feinen Berluft nad 
ſich zieht und ber Kläger ihn fohin erlangt, wenn er auch den Eigen: 
thumsbeweis nicht erbracht hätte ($. 376 a. b. ©. B.). Selbit bei der 

4) Fr. 3 pr. D. de acquir. v. amitt. poss. (M 2) Possideri autem possunt, 
quae sunt corporalia; fr. & 8. 27 cit. (1 3); fr. 32. 8. 1 D. Deserr. pr. 
rast. (8.3) — natura enim servitutum ea est, ut possideri non possint. 

46) Komentar über die Heinecciſchen Juftituzionen. 1793 ©. %51. 

7) Unger. Eyitem I. €. 523. Dagegen Stubenraud dad a. 6. G. 2. 1. 
©.630;er erllärt den Befis al? ein Rechtsverhaͤltniß. Pu db ta. 8.S.TT.S.31 ig. 


4) Rergl. fr. 1 8.4 D. nti_possid. (83.17). Abrens Juriffiibe Encpflopädie 
1855, ©. 639. Wirth Shſtem der jpehulativen Ethit, II. $. ©. 124. 
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Erfigung bildet er, neben anderen konſtitutiven Momenten, nur die Bor: 
ausfegung, unter welcher durch Ablauf der gefeglichen Zeit diefelbe zum 
Eigenthbumserwerbe führt. Die Erfigung ift daher nicht Folge des Be: 
fire, fondern fie gründet fi auf die Anerfennung des rechtlichen 
Willens 49%). Weil der Befig nur ein thatfächliher Zuftund, aber Fein 
Recht ift, kann er nicht übertragen 5%), nicht erjejlen werden. Eben jo 
wenig ift die Befibftörung eine Nechtsverlegung, daher der Belihitreit, 
fein Rechtsftreit ($. 324 a. b. G. B.). 

Wenn fhon der Sachbeſitz, der fih doch äußerlich manifeftirt, 
fein Recht ift und auch feine Nechte erzeugt, jo vermag es der Quaſi⸗ 
befig noch weniger; denn diefer ift nur ein juriftifches Kunftgebilde 
und befteht in der Ausübung eines Rechtsinhaltes der z. B., nach $. 476 
3. 11 a. b. G. B. zu einem leeren Gedankendinge zufammenfchrumpfen 
Tann. Ein Recht kann nur durch ein jtärkeres überwunden werden. Eigen: 
thum und Dienftbarkeiten find ungleichartig (fr. 25. pr. D. de verb. 
sign. 50.16). Während das Eigenthum als das höchſte und ftärkite Recht 
an einer Sache erfcheint, ift der Duafibelig ein bloßer Zuftand, worin 
der Wille blos als einzelner fih äußert, daher im Konflikte mit diefem, 
worin der Wille in feiner ausschließlichen Herrichaft über die Sache 
allgemeine Geltung bat, aller rechtlichen Bedeutung baar, des rechtlichen 
Scheines entkleidet und des geſetzlichen Schuges nicht mehr würdig. 

Zur Unterftügung diefer 3. Anficht wird noch angeführt, daß nad 
dem Haren Wortlaute des 8. 523 des a. b. G. B. der Negatorientlä- 
ger die Anmaßung, d. i. die Unrechtmäßigfeit der Beſitzausübung 
ermweifen, daher zeigen müſſe, daß der Nechtstitel des Geklagten nicht 
giltig oder ein Befigeriwerb nicht möglich, oder das entitandene Befig- 
recht erlojchen fei. 

Diele Behauptung ift offenbar eine Parapbraje der Eigenthung: 
freiheit und derielben liegt eine falfche Auffaffung der Bedeutung des Worteg 
Anmaßung in diejer Gefegesftelle zum Grunde. Anmaßen von meffen 
beißt fich ohne weitere Unterſuchung oder Berüdlichtigung der Befugniß, mit 
unerwogener Willensrichtung eine Sache aneignen (herausnehmen); in 
feiner Handlung über die Befugniß hinausgehen. Aumaßung. Etwas 


), Böling. Pandelten 1861 $. 133, ©. 44. 

0) fr. 23 pr. D. de acquir. v. amitt. poss. (41.2) — possessio tamen nisi 
naturaliter comprehensa ad nos non pertinet. fr. 30 $ 5 cit. Quod per 
colonum possideo, heres meus, nisi ipse nactus Pussessionem, non poterit 
possidere; retinere enim animo possessionem possumus, adipisci non pos- 
sumus,. 


Haimerl't Vierteljahredſchrift f. Nechtew. X. 1. 7 


= Trwebirs. über are Eipuhumnilinge 


zu ſeinem Ciyenibum: verizngen Heipeah dark Borke, Bumetansterd 
die That, kurs mit m: Teiheideaheit, türs odar bürkelbe, jenes il eder 
ehee rechtliche Girünte, Dirt mit Unrecht 3), Uimmufee, inte, zsur- 
pare. sibi arogare. Ucherichumms Mär die Geidääte dies (iories)- 
anmessen (hat Grimm), so scheint eu umgrüngleh ein amsich 
messen, sich zumesen, beißezem, erst in gutem allmilie in übelm 
sinn. Tich eim recht ausm 

Das Eort 3 Sun ut ma A zu u en 
Yaragrape ver, Yazeyrz taz Peitwert umher im dem 55 736, 318, 

388, 532, 1035 um> 104 duielif. Das Bert aumaäen bat Keine anf 
ie jeriite Sehntung — 












tiefem Siume demeifem mie, Mage im dem Primgipiee der Bemeis- 
werbinttichtett, mel des Die Berunlaffing zur Alıge inter daher zur 
Segräntung terielten ıld Ihutiadhe awperüfeen, fetglih bei 
weiten ihm chliegt, aufenſt er über Biterirudh des Geflayter, une 
gem Abgang einer Urade ſtteiter hebend, fuchrällig werden mmigte, fu 
wie der Auf̃erderer, wenn die Berühmung geleugnet um vom Aufor 
Sag una. 
VHL 

Zie vierte, dermal mar dei öſterr Juriſten eigene Inficht, meicher 
Zeiller huldiget und auch der aberite Gerichtsher im mehren feiner 
Eutſcheidungen ansgerpeoden hat ’°), bar am meiiten der Schem Ver 
Geltung für fich. weil bier dem Beitger ein richterliches Juterdikt muh- 
rend zur Seite ſteht Allein in Dem fummariichen Verfahren nach Der 
taiferl Zerortmung vom 27. Uftober 2349, Art? ER 68, fe 
wie wa) $. #20 der pro. 3. P. U. wien une über den ſangſten Ber 


*) enit. ie Rewer: vandwerterbuch deutjcher finnoermundter Ausdrücke 
101. 576. 





arimm : —— 
ju ermeitern, fucht fih für feine Ergebenbeit gegen ee hu Fame 
Bungen über die Rechte des Rolkes zu ——— gen.“ 
= Smdehungen u. 1% Mir; 186% 32190, 3 Jul 185%, 3. 510 3. 
Mioter und Unger Summlung; 30. Tezbr. 1857 3. 13100. Seridrsbaile 
8,12% 1860 3 6268. Ber. Jeit. 1361 N. 7%. 
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ſitz und deſſen Störung verhandelt und die Entſcheidung Hat ſich lediglich 
auf den Schug und die Wiederherftellung des geftörten Befiges zu be 
ſchränken, alfo blos als einftwweilige Norm für den Iegten faktifchen Be: 
ſitzſtand zu gelten (8.631 cit.). Es kann daher feinem Theile ein Recht 
auf die Sache zuerkannt, folglih Tann aud aus dieſem Erfenntniffe 
fein Recht oder auch nur eine Rechtövermuthung abgeleitet werden 5%). 
Daher bat diefe Entſcheidung feine größere Wirkung, als wenn der 
Kläger felbft den Beſitz feines Gegnerd vorgeſchützt oder in ſummar. 
Wege gar nicht angefochten hätte. 

Mit dem poſſeſſoriſchen Erkenntniffe werden, — wie bereit3 an: 
gedeutet wurde — nur bie Barteirollen für dad Petitorium vorbereitet 
und regulirt. fr. 35. D. de acquir. v.ammit. poss, (41.2) Exitus con- 
troversiae possessionis hic est tantum, ut prius pronunciet judex, uter 
possideat: ita enim fiet ut is qui vietus est de possessione, petitoris 
partibus fungatur, et tunc de domino quaeratur. Gai 4. $. 148. 

Es darf nicht überjehen werden, daß der Geklagte bei Servituten 
jederzeit im Befige fein müffe, wenn eine zur verneinenden Klage füh— 
rende Störung vorhanden fein folle, weil der Duafibefig nah $. 313 
a. b. ©. 3. in der Ausübung einer folchen befteht und ohne diefe keine 
Störung, daher kein Anlaß zu der neg. Klage vorhanden wäre. Schließ: 
lich muß noch bemerkt werden, daß nach der kaiſ. Verord. vom 16. März 
1851, Nr. 76 des R. G. B., und Juft. Minift Verord. vom 15. Dezbr. 
1855, N.222 des R. ©. B., nur Eigenthums: und dingliche Rechte, 
gemäß Hofd. v. 1. Juli 1835, N. 51 J. ©. ©., aber der Befig den 
öffentlichen Büchern nicht einverleibt werden könne, womit nachträglich 
zugeſtanden erfcheint, daß der Befig Tein Recht fei. Bon diefem Stand- 
punkte können wir auch die Anficht des oberften Gerichtshofes in der 
bier, Note 53 bezogenen Entſcheidung vom 30. Dezember 1857, 3.13109, 
ausgeſprochen hat, nicht als richtig und die nachitehende Begründung 
mit den Grundprinzipien der Beweisverbindlichkeit im Einklange er— 
fennen. Der Kläger hatte nämlich durch den beigebrachten Grundbuchs- 
Auszug dargethan, dab auf feinem Grunde feine Dienftbarkeit hafte, 
und angeführt, daß Geflagter eine Waflerabzugsröhre darauf ange: 
bracht habe. DieAbmweifungsgründe lauten: „Beide Inftanzen find mit Recht 
von der Anfiht ausgegangen, daß die bloße Nichteintragung einer Dienft: 


5) „Der Befis ift etwas vechtlihes nur bei dem Cigenthümer, der darin fein 
Eigenthum augübt, und dem, welcher diefe Befugniß von dem Cigenthümer 
übertommen bat.” Puchta: Pandelten 1852 $. 122, S. 184. 


q* 
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barkeit in das öͤffentliche Buch noch kein dem negator. Kläger nach 
8. 523 b. ©. B. obliegender Beweis ber Anmaßung der Servitut fei. 
Dem Affirmatiokläger liegt nah $. 523 b. ©. B. die Beweislaft der 
Erwerbung der Servitut ob, der megativ Geklagte kann alfo nur in 
den Sale fein, die allegirte Anmahung der Servitut zu 
widerfprehen und nöthigenfalls einen Gegenbeweiszu 
führen.” — „Das bloße Widerfprehen des Grundbeſitzers, der die 
fernere Ausübung einer Dienftbarkeit auf feinem Grunde nit mehr 
dulden will, — daß fein Gegner dieſe Dienitbarfeit, in deren Befige 
er ift, erworben habe, ift noch Fein Beweis der Anmaßung der Servis 
tut, alfo auch Feine Nöthigung, daß er ala Beſitzer den Theil jeines 
Beſitzes nachweiſe, eine ſolche auf bloße Wideriprehungen und auf die 
Freiheit de3 Eigenthums geftellte lage ift alfo nichts, als eine mag: 
firte, nad) $. 324 und 523 b. ©. ®. unftatthafte Klage.” — In diefer 
Begründung wird offenbar die Eigentbumsverlegung durch Anmaßung 
einer Servitut als Klagegrund aufgefaßt und auf diefe Weife der Grund 
mit der Veranlaffung zur Klage verwechſelt. 

Die Anfiht, daß der Geflagte von dem Erweiſe feines Rechtes 
nur dann befreit fei, wenn er im pofjefforiihen Streite den Sieg er: 
rungen, ift übrigens nicht neu, fondern beveit3 von Glüd, (Commen- 
tar X. S. 254 fg.) aufgeftellt, von Klößer in feinem Verfuche eines 
Beitrags u. |. w. (1813, ©. 21) au ſchon fo widerlegt worden, daß 
fein gemeinrechtlicher Schriftiteller mehr darauf zurückgekommen ift. 


IX. 


Aus diefen Erörterungen ift erfichtlih, daß wir ung nur der drit- 
ten Anficht der röm. und gem. Schriftiteller und der Anfiht Greneks 
obgleich nicht feinen dafür vorgebrachten Gründen anſchließen können, 
nämlid: der Kläger hat blos fein Eigenthum an der Sade zu behaup: 
ten und nöthigenfall3 zu beweifen. 

Hiezu veranlaßt uns, außer dem bereits Vorgeführten, folgende 
Betrachtung. Das Eigenthum ift eine rehtlihe Macht. Die Macht hat 
mit ihren Aeußerungen denjelben Inhalt, ift ſomit deren Fonkrete 
Einheit. Mit der Darlegung und dem Beweife de3 Eigenthumes hat da: 
her der Kläger — wie mit dem Kreife gleichzeitig aud alle feine Ra— 
dien gegeben find — ſämmtliche im Begriffe liegende dur Aufzäh— 
lung nicht erſchöpfbare Befugniffe (implieite) an ſich fchon erwieſen. 
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Würde man ihm, nachdem er ſowohl das pofitive als auch das 
negative Eigentbums: Moment eriwiefen, noch meiter die Bemweizlaft der 
Freibeit desfelben, alfo das Abfein von Mängeln oder Beſchränkungen 
aufbürden, fo würde man ihn verdammen, nicht blos für viele Fälle 
Unmögliches zu leiften,, fondern überdies noch die negative Eigenschaft 
ſeines Eigenthumes noch einmal abgefondert zu erproben, d. i. zuerit dag 
Ganze und dann außerdem auch den follizitirten Beftandtheil desfelben, 
folglich Ddiefen zweimal zu beweifen. Denn fhon Donellug, der nad 
der damaligen Anfhauung, eine Aufzählung der im Eigenthume ent: 
baltenen ſ. g. Nechte für möglich und zuläflig bielt, führt folgende 
an: Quare non dubitamus, quin dominii hae velut partes sint quin= 
que, in quibus hoc jus consistat ut qui dominüs sit rei, iddem domi- 
nii jure omnes babeat. Prima jus tenendae et possidondae rei. 
Secuuda licere incolumem tueri. Tertia utendi fruendi jus. (uarta, 
jus arcendi ab ejus usu quolibet. Postremo jus alienandi, diminuendi. 

Glück (Gommentar VII. 8. 576. ©. 40 fg.) zählte im Eigen: 
thbume 2 Klaſſen von Rechten, näher Befugniffen auf. 1) Nubungs: 
rechte, nämlid) a) das jus possidendi, b) usus et fructus. 2) Proprie: 
tätsrechte, als: Diſpoſitionsrecht, d. h. Verfügung über die Subftanz 
b) Beräußerungsreht und e) Vindicationsrecht. Dieſe Anficht findet 
fih au bei Höpfner (a. a. O. S.252 8. 287) und felbit bei Bu: 
her). Diefe Eintbeilung ift ebenfalld in unfer a. b. ©. 3. überge- 
gangen und bat in den 88. 354 362 ihren Ausdruck gefunden, wurde 
aber von Löhr (Magazin II. ©. 483.); Bangerom (2. der Pan: 
deften 8. 295 Anm.1.); Sintenis (a.a. O. 1. 8.47. ©. A474 n 2.) 
im Hinblide auf fr. 25. pr. D. du verb. sign. (50, 16) mit Recht als 
überflüffig und verwirrend verworfen. Reibniz50) zählt drei folche 
Rechte auf, während Schmid und Haimbergerd?) nur das Ber: 
fügungs: und Ausſchließungsrecht annehmen und denjelben die übri: 
gen unterordnen. Nah Sintenisss) begreift das Eigenthum alle an 
einer Sache mögliche nebeneinander denkbare Befugniffe, mithin Die 
zum Befige, zur Benügung, zum Gebrauche und zu jedweder Verfü: 
gung nad freier Willführ, namentlich : die Sachen zu verändern, zu 
verbrauchen, zu zeritören, fie aufzugeben, fie zu veräußern, ferner dag 
Recht, jeden Anderen von irgend einiger Einwirkung, alſo beſonders 


5) Syſtem der Pandekten 1822. $. 118, ©. 158 f. 

9— Syſtem eines Lehrgebäudes des gem. Rechtes a 1. ©. 228. 
®) Reine? yon Privatreht 1835 II. $. 196. S. 29 fg. 

20) a. a. O. 1 472. fo. 
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von jedem Gebrauche und Benügung der Sache abzuhalten, und ſie felbft 
jedem Befiger abzujordern. Brinz 9) fagt: „Das Eigenthum enthält: 
einerfeit3 die umfaſſendſte Befugniß (uti frui licere ea re), anderer: 
ſeits die vielfältigfte rechtliche Macht (potestas), indem uti frui insbe» 
fondere auch das consumere, abuti usu umb in dem licere eine Befug- 
niß, deren Ausübung dadurch, da fie zum Schaden Anderer ausfällt, 
noch feine Rechtsverletzung wird (neminem Iuedit, qui jure suo ntitur), 
in der potestas außer einem mehrfachen Klagerecht insbejondere 
ein mit Notwehr oder Gewaltanwendung nicht zu verwechielndes jus 
prohibendi.” Puchta, Scheur! u. a, m. erklären das Eigenthum 
als das vollkommenſte Necht an einer Sache und vermeiden jede Aufz 
zãhlung feines Inhaltes. 

Die öſterr. Kommentatoren 6%) find in eine Unterſuchung des 
Eigenthumsinhaltes nicht eingegangen und haben ſich mit der gejeh- 
lichen Klaffifizirung der Befugniffe zufrieden geftellt. BPagenfteher®) 
erklärt, daß die aus dem Eigenthume fließenden Beuguiffe nicht voll 
ftändig aufzuzählen find. v. Keller (Pandelt. S. 212, $. 112) und 
Böking (Pandekt. $. 2. S. 67) verwerfen geradezu jede Aufzählung 
diefer Befugniffe, und Letzterer bemerkt: „Das Eigenthumsrecht ift 
night eine beftimmte Art oder eine Mehrheit einzelner Befugniffe, fon- 
dern das an ſich unbeftimmte Herrſchaftsrecht (das abftraktefte aller 
Rechte überhaupt), welches eben deshalb der mannigfaltigften Beftim- 
mungen fähig (das beftimmbarfte Recht) ift, fortbeftehend, aud wenn 
es durch Nichteigenthümern unmittelbar an der Sache zuftehende (ding- 
liche) Rechte beſchränkt ift, und feine Unbeftimmtheit wieder hat, fo: 
bald und fofern jene dinglihen Beſchränkungsrechte Anderer mieder 
wegfallen.” Und in der That ift ein ſolches Zerfafern des in der un: 
begränzten Totalität des Eigenthumes enthaltenen Stoffes unridtig, 
weil z. B. die Veräußerlichkeit des Rechtes, deſſen Schuß durch eine 
Klage — offenbar nicht den Inhalt des Eigenthums bilden, daher immer» 
Hin unnüg und gefährlid. 

Die eben gelieferte Antologie von Stellen verſchiedener Schrift: 
fteler über den Eigenthumsinhalt, fo wie die Norm des $. 354 a. b. 
G. B. liefern das unbeftreitbare Ergebniß, daß das fog. Befigreht im 
Eigenthumsftoffe immanent vorhanden fei. Der Normalbegriff des Ei: 
m aa.0.€. 183, 


®) Zeiller aa. ©. U. nit, ©. 108; Sheidlein a.a. O. IL & % Di 
8 —* — [FR Stubenraud. aa. D. J. 701; 
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genthumes muß jo lange als beitebend angenommen werben, bis eine 
rechtliche Beſchränkung desjelben nachgewieſen wird, weil für die An: 
nahme der leßteren ein zureichender Grund vorhanden if. Da es 
feine juriſtiſch verfchiedenen Arten von Befit gibt, und vermöge der 
Ausfchließlichleit feiner Natur zwei diefelbe Sache gleichzeitig nicht be: 
ſitzen können, es auch zwei gleichberechtigte Gewalten über dieſelbe 
Sache nicht gibt 92), jo kann der Beſitz nur demjenigen zukommen, der 
ein Recht darauf bat, und dies ift der unbefchränfte Eigenthümer. 
Mit dem erbrachten Eigenthumsbeweiſe ift alfo mit innerer 

Nothivendigkeit auch die unbeſchränkte Ausfchließungs: und Befit:Be- 
fugniß erwielen. Die |. g. natürliche Freiheit des Eigenthbums, als dag 
Nichtvorhandenſein von Beſchränkungen ift daher das Eigenthum felbit, 
und weil rechtlich gewiß fein Gegenftand einer befonderen Beweisfüh- 
rung. Die Folge davon ift, daß der bloße Beliter nun gezwungen 
wird, die Ermwerbung des Rechtes, das er ausübt, zu erweiſen, widri- 
gend er fo fachfällig werden muß, ald wenn er die Klage unbeantwortet 
gelaſſen hätte. 

-  Diefe naturgemäße Auffaffung findet auch in den Normen der 
88. 366 und 372 des a. b. G. B., wonach mit dem Eigenthumsbe- 
weife ſelbſt der rechtmäßige Belit überwunden wird, ihre Beltätigung, 
denn was vom Ganzen, das gilt auch von feinen Theilen. 


X. 


Die Unbaltbarkeit diefer vierten Anficht gebt ſchon daraus ber- 
vor, daß damit die Bemweispflicht in die Willführ des Eigenthümers 
gelegt wird. Denn um ihrer entboben zu fein, dürfte er nur mit Um: 
gehung des Befigftörungsftreites fofort zur negatoriihen Klage greifen. 
Wenn ſchon vom theoretifhen Standpunkte die Anfichten über den 
Freiheitsbeweis als unbalibar erjcheinen, jo tritt ihre Widerſinnigkeit 
befonders grell bervor, fall man fie auf wirkliche Angelegenheiten des 
Lebens in Anwendung bringt. A ift im Belfige meines Rodes. Durch 
das Beugniß des Schneiders und feines Gehilfen erweiſe ich mein 
Eigenthumsrecht darauf. A ſchützt vor, mein Diener babe ihm denjel- 
ben gefchenft und ermweifet es. Nah 8. 372 des a. b. G. B. muß er 
mir denfelben herausgeben, obgleich er redlicher, rechtmäßiger und 
echter Befiter desfelben ift. Bringt er jedoch vor, daß ihm mein Die: 
ner nicht das Eigenthum, alfo die Totalität des Rechtes, fondern nur 


63) fr. 38.5 D. de acquir. vel. ammitt. poss. (&1, 2). Plures eandem rem 
in solidum possidere non possunt. 
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das Gebrauchsrecht, ſomit lediglich eine Befugniß bes Eigenthumes, 
darauf unentgeltlich eingeräumt, oder gibt er aud nicht einmal fo 
viel an, fondern bringt einfach vor: er wiſſe, daß der Nod mir ger 
höre, werde auch feinen Anftand nehmen, ihn zu meiner Verfügung 
zu ftellen, fobald er gehörig abgenüßt fein werde; allein gegenwärtig 
übe er eine Servitut darauf aus %%); dann ift mein Eigenthumsrecht, 
als die Totalität aller möglichen Nechte an einer Sade, plöglich 
wirkungslos, und ic muß damit zurückweichen, wenn ich die Eigen: 
thumsfreiheit nicht noch mitteljt eines bejonders geführten Beweiſes 
zu erproben vermag. Durch eine fehlerhafte Karte und die Ausfage 
feines Förfter8 irregeleitet hält A die Hälfte von dem Malde feines 
Nachbars B für fein Eigenthum, übt Befighandlungen darauf aus, 
und behauptet im poſſeſſoriſchen Streite den Beſitz. B ermeilet im 
petitorifchen Rechtzftreite fein Eigenthum auf dieſe Waldftrede und der 
Beſitz muß ihm abgetreten werden ($.372.). Schützt jedoch A nicht das 
Eigenthum, fondern blos die Serbitut des Holzfällens ($. 477 3. 4 
des a. b. ©. 8.) vor, dann zwingt er den Eigenthümer zum Beweiſe 
der Freiheit feines Waldes von diefer Dienftbarkeit und, wenn er dies 
nicht vermag, zur Duldung diefer Anmaßung. Wenn ein Grund mit 
einer Dienftbarteit belaftet ift, diefelbe aber nicht der Berechtigte, fon: 
dern ein Dritter auszuüben verſucht 6) dann ftünde ihm der Eigen: 
thumer ſchutzlos gegenüber, denn er vermag ben Beweis der Eigen: 
thunsfreiheit nicht zu liefern. 

Die Dienftbarkeit ift von dem herrihenden Grunde oder der 
berechtigten Perfon unzertrennlih 5) — davon macht in Anfehung 
der Ausübung nur der Fruchtgenuß eine Ausnahme (485, 847 
a. b. ©. B.) — alfo fein Gegenftand des Verkehres als individuelles 
Recht, kann fomit weder veräußert noch verpadhtet werden. Hat nun 
A das ihm zuftehende Holzfällungsrecht — weil er davon feinen Ge: 
braud machen kann, — dem B verpachtet, jo muß ſich der Eigenthü— 
mer nad dem Ergebniffe der gegentheiligen Anficht die Ausübung 
diefer Gerechtfame gefallen laſſen, weil auf feinem Walde diefe Dienft- 
barkeit laftet, er alſo die freiheit feines Eigenthumes zu erweiſen 
außer Stande ift, 







6) 6. Arndt: 
ſchrift V. B. 
“) fr. & 8.7. D. si serv. vind. (8.5); 
8) 8.3. J. de usufr. (2.4), fr.68. D. de jure dot. (23.3), fr. 44. D. loc. cond. 
—* Locare servitutem nemo potest; fr. 8.12 8. 6 D. de usu et habit 
8). 


Ueber pie Fruchtnießung an Kleidern, in diefer Vierteljahrs- 
139 fg. 
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Grunddienſtbarkeiten laſten auf dem ganzen dienftbaren Grunde 
und ftehen aud dem herrſchenden Grundftücde im Ganzen zu; find 
daher untheilbar (98.488. 847 a. b. ©. By 6%). Der Miteigenthümer 
eines gemeinſchaftlichen Grundftüdes kann gemäß $. 828 des a. b. G. B. 
(Fr. 2. deser. 8. 1) ohne Einverftändniß der Uebrigen hierauf feine Dienſtbar⸗ 
Teit beftellen. Hat er e8 aber dennoch gethan, fo müfjen es die Miteigenthüs 
mer dulden, meil fie die Freiheit ihres gemeinfchaftlichen Eigenthumes 
nicht erteilen können, zumal dann, wenn ein folder Erwerber gegen 
den Befteller im poſſeſſoriſchen Streite den Quaſibeſitz behauptet hat, 
weil dieſes Erfenntniß auch gegen die übrigen Miteigenthümer wir: 
fam ift. Daß mit einer folhen Gefegauslegung und Anwendung die Grund⸗ 
feften des Eigenthumes erfchüttert würden, Tiegt am Tage. 


xL 


Zu diefem Ergebniffe gelangt man auch vom Standpunkte des 
Prinzipes der Beweispflicht. In der Klage 67) bethätiget fi das aus 
dem Stande der Ruhe herausgetretene Recht mit der Jutention feiner 
Verwirklichung gegen Nichtanerfennung oder Verlegung. Das Mittel 
hiezu ift die Anftellung der Klage. Sie hat daher die prozeffuelle Auf: 
gabe, das Recht als ein dafeiendes aufzuzeigen, d. i. ben erhobenen 
Anfprud zu begründen. J 

Der Klagegrund iſt ſomit das Rechtsverhältniß oder Recht, wel: 
ches geltend gemacht wird. In ber negatorifchen Klage 9°) behauptet 
der Kläger, die Sade fei fein Eigenthum und brüdt damit implicite 
die Negazion eined dem Gellagten darauf zuftehenden Rechtes aus, 
weil im Normalbegriffe des Eigenthums die unbefchränkte Ausſchlie- 
bungsbefugniß enthalten ift, umd fordert defien Schuß gegen Anma- 
Bungen. Um nun feinen Prozeßanſpruch auf Anerkennung feines Ei: 
genthums folgeweife Ausſchließung des Gellagten von jeglicher unbe 
fugten Einwirkung auf deffen Objekt zu fundiren, hat der Kläger die 
juriſtiſchen Thatfahen darzulegen und erforderlihen Falles zu bewei— 


*) fr. 17 D. de serv. (8.1), fr.1 $.9 D, ad L. falc. (35.2), fr. 19 D. de usu 
ethab. (7.8). 

*) Die actio il, (ſagt Böting: Pand. 8.157 ©. 75) das wirkende, actuelle 
praeseuti tempore fi durdführen wollende Recht ein sese movens ald 
mota actio.” 

©) Mit der negat. actio negirt der Kläger ein dingliges Recht an ſeiner Sache 
ober behauptet das Prohibitionsrecht desſelben“ Böling a. a. D. $. 51. 
8.8. — toria, weil ſich darin bie Negazion eines Rechts des Be: 
llagten — Arndts. a. aD. S. 231 169, 





“ Swoboda: über vernein, Eigenthumsflage, 


fen, woraus auf defjen Vorhandenfein vom Richter geſchloſſen werben 
fol. Bloße Befcheinigung genügt nicht. Es ift aber ein anerkannter 
Grundfag der Beiveisverbindlichkeit, daß der Mläger zur Subftanziirung, 
feiner Klage nur die vechterzeugenden, nicht aber auch das Abfein von 
rechtshindernden und rechtsvernichtenden Thatfachen, Mängeln und Be: 
ſchränkungen vorzubringen und zu beweifen babe *%). Er ift fomit nicht 
verpflichtet, das Nichtvorbandenfein einer Beſchränkung feines Eigen- 
thums, alfo defjen ſ. g. Freiheit zu behaupten und zu beweien 70), 
Denn die Freiheit des Eigenthumes ift — wie bereits gezeigt wurde 
— kein befonderes Recht, jondern das unbeſchränkte Eigenthum ſelbſt, 
daher Fein Gegenftand der Beweisführung. Uebrigens gibt es zwar 
Thatfahen, welche Eigenthumsbeſchränkungen bewirken oder hindern, 
keine aber, welche die Eigenthumsfreiheit insbefondere erzeugen, ſondern 
ſolche, die beftehende Beichränfungen aufheben (extinguitur, finitur, re- 
eedit, — dominus incipit, plenam in re habere potestatem), weil fie 
ſowohl bei originärem als derivativem Erwerbe ſchon im Normalbe: 
griffe des Eigenthums nothwendig Liegen muß, daher von Außen nicht 
bineingetragen werden Kann. Der Freiheitsbeweis Tann daher nur bei 
einer bereit3 beftehenden Beſchränkung gefordert werben. 

Bringt alfo der Kläger einen Grundbuchs-Auszug bei, woraus her— 
vorgeht, daß fein Grund mit der vom Geflagten ausgeübten Dienftbar- 
keit nicht belaftet fei, jo hat er die Anmaßung bereit3 ausgeführt und 
feiner Beweiskraft Genüge gethan. Und nun kommt an den Geflagten 
die Neihe, die Erwerbung der in Anfprud genommenen Dienftbarkeit 
nachzuweiſen. Zeigt aber der Grundbuchs:Auszug den Beſtand einer 
vom Geflagten nicht überfehrittenen Dienftbarkeit, dann ift es Sade 
des Klägers, wenn er diefes Recht negirt, Thatſachen anzuführen und 
zu beweifen, welche deffen Erlöſchung herbeigeführt haben. Ihrem Wefen 
nad hat die verneinende Eigenthumsklage mit der Aufforderungsflage 
viel Aehnlichkeit und wäre es dem Geflagten geftattet, in der Einrede wider 
den Kläger den Antrag auf eine andere pofitive Leiftung als den Erfaß der 
Gerichtskoſten wirkſam zu ftelen, fo wäre fie rein überflüßig. Nach 
dem Hofdr. vom 15. Jänner 1787, N. 621.3. ©. ©., u. $. 599 der prov. 
3. P. O. kann die Berühmung aud) in Thathandlungen beftehen. Hat 
der Eigenthümer den Anmaßer aufgefordert, dann muß Leßterer — 


) Vergl. Haimerl, in feinem Magazin, VII. Bo. ©. 165 uff., dann S. 197, 
Note 2. Dieſen Grundſatz hat aud der oberfte Gerichtshof in der Entidei: 
dung vom 22. Ott. 1861 3. 6018. (Tribüne Nr. 3 v. 1862) anerkannt. 

©) Unger. Syftem IT. ©. 365 fg. 
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falls ihm der Befig nicht zu Statten kommt — fein Recht bemeifen, 
unterläßt e8 aber der Eigenthümer und geht ſogleich mit der negato= 
riſchen Klage gegen ihn vor, ändert fih ohne inneren Grund, der Bar- 
teienftand und der Kläger fol num den Freiheitäbeweis liefern müſſen? 

Für die bier vertheidigte Anfiht bat ſich eine große Zahl ber 
gemeinrechtlichen Schriftfteller bereit3 erflärt fie darf daher auf dem 
Namen den herrſchenden Anfpruch machen. Wir wollen nur Einige auf- 
führen. Shmid a. a. D. Puchta a.a. D. 8. 172; v. Vangerow 
Lehrb. der Pand. I. 1851. I. ©. 877; Karl I. ©. Wirth aa. O. 
©. 32; Herrmann Witte de onere prob. in negat. actione 1855, 
S. 37 Pernice Comment. j. Rom. duae 1855 S. 196. Bagenfteher 
a. a. DO. II. 184; Sintenis a. a. O. I ©. 52; Scheurl a. a. O. 
S. 201; Arndts a. a. D. 8. 169; Böking. Band. $. 52. ©. 85; 
wogegen v. Keller Pand. 1862, I. $. 155. ©. 290, fi mit einer 
unklaren Beſchränkung für diefe Anficht ausgeſprochen 71), der man 
nicht beiftimmen Tann. 

Hier dürfte es genügen von den Vielen nur Vangerows Bes 
gründung anzuführen. „Hat der Kläger fein Eigenthumsrecht dargethan, 
fo hat er damit nicht nur einen Anſpruch auf Schuß gegen totale Stö: 
rungen besfelben, fondern auch natürlich gegen partielle Störung ge— 
wonnen, und behauptet der Verklagte, einen rechtlichen Anſpruch zu 
dem Einen oder dem Andern zu haben, fo liegt es ihm ob, denfelben 
zu beweiſen. Freilich folgt daraus, daß id, mein Eigenthum bargethan 
babe, noch nicht, daß der Andere Feine Servitut haben fünne. Wie man 
aber aus diefer Möoglichkeit eine Verbindlichkeit des Nlägerd ableiten 
kann, das wirkliche Nichtoorhandenfein einer ſolchen Servitut darthun 
zu müffen, ift unbegreiflich.“ In ähnlicher Weife äußert ſich Heim: 
bad im R. L. X. ©. 342, 

XII. 

Mit dieſer von uns verfochtenen Anſicht und theilweiſe auch mit 
den dafür vorgebrachten Gründen ſtehen nachfolgende Entſcheidungen 
des oberſten Gerichtshofes im Einklange: Urtheil vom 28. Juni 1854, 
3.6829, 11.November 1857, 3.11,069, 24. Dezember 1857, 3. 12,924, 

”ı) Man kann fagen, der eine muß jus suum (altius tollendi) judiei probare, 
ohne dem juder gerade den Saß abzuihneiden, daß der Eigentbümer in ber 
Regel frei bauen iann, bis eine Ausnahme irgend welcher Art (durch Ser⸗ 
vitut, Gefeb u. d. g.) nachgewiefen wird. Je näher aber eine folge 
Ausnahme liegt und je fpezieller fie in Frage geftellt * 


deſto eher kann fie aus Gründen präfumirt und der Beweis 
ihrer Richteriſtenz gefordert werben, 
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(8. 3. N. 59 v. 1859). Vergl. auch Buch ka und Budde (Ent 
ſcheidungen d. o. ©. Roſtok U. Nr. 22.) Die eingehende Erörterung, 
welche die hier ventilivte Frage bei dem ehemaligen Senate der ober— 
ſten ZJuftizftelle in Verona gefunden und das im gleichen Sinne ges 
fälte Urtheil vom 10. Mai 1845, 3.916, zur Folge hatte, ſcheint uns 
für deren Löfung fo wichtig, daß wir fie vollinhaltlich folgen laſſen 
wollen, wie fie die Ger. Z, N. 59 v. 1859, gebracht: Nach Vorfchrift 
des $. 523 des a. b. ©. B. hat derjenige, welder die Negatorienklage 
anftellt, die Anmaßung der Servitut von Seite des Beklagten zu be 
weifen. Es frägt ji vor Allem, was unter „Beweis der Anmakung 
der Servitut“ zu verftehen fei? Muß etwa der Kläger den Beweis füh— 
ren, daß fein Nachbar vi, clam oder precario den Quafibefig der Dienft- 
barkeit erlangt habe? Auf dieje Fälle, die ohne Zweifel eine Anmaßung 
enthalten, darf der Begriff derfelben nicht eingefchränkt werden; eine 
Anmaßung ift au dann vorhanden, wenn Jemand fortfahren till, 
ohne irgend einen Nechtsgrund eine fremde Sache gegen den Willen 
ihres Eigenthümers zum eigenen Zwede zu gebrauchen, da das Eigen: 
thum eben in dem Befugniffe befteht, von dem Gebrauche der Sache 
jeden Dritten, der hiezu Fein Recht hat, auszufchließen. Hiernad trägt 
der 8. 523 des a. b. G. B. bei der Negatorienflage dem Kläger den 
Beweis auf, daß der Geflagte, obgleich ihm die Servitut rechtlich nicht 
zuſteht, dennoch diefelbe ala ein Recht geltend mache. Wie ſoll aber der 
Kläger das Nichtrecht auf Seite des Gellagten, der in der Ausübung 
der Dienftbarkeit erhalten werden will, bemeifen, da ein direkter Beweis 
für negative Thatſachen nicht erbracht werden kann? Wie einmal der 
Kläger fein Eigenthum dargethan und den Beſtand irgend eines Rech: 
te3 auf Seite des Geflagten zur Ausübung der Servitut in Abrede 
geftellt hat, ift der Leßtere in die Nothwendigkeit verfegt, das ihm bez 
ftrittene Necht zu beweifen. Denn, wenn er ſchweigt, fo wird er fach: 
fälig, weil der Nichter in diefem Falle die vom Gegner behauptete 
Nichteriftenz eines Nechtes des Gellagten für wahr halten muß; wenn 
aber der Gellagte einwendet, daß ihm ein wahres Recht zur Ausü- 
bung der Servitut zuftehe, fo muß er, da feine bloße Behauptung, im 
Allgemeinen ein von ihm näher bezeichnetes Recht zu haben, ſchon durch 
die Negation des Klägers elidirt ift, den ſpeziellen Rechtsgrund feines 
Quaſibeſitzes — Erfigung, Vertrag u. |. w. ($.484 des a. b. G. B.) — 
angeben und das Vorhandenfein desfelben beiveilen, um das von ihm 
den Eigenthume des Klägers entgegengefegte Recht zur Anerkennung 
zu bringen. 
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Würde aber nicht biemit der Beſitzer gegen die Vorſchrift der 
88. 323 und 324 des a. b. ©. B. zur Angabe des Titels feines Bes 
figes aufgefordert werden? — Wohl ipricht ſich hie und da die Anficht 
aus, als hätte der Kläger feine Negation, den von ihm behaupteten 
Nichtbeftand des Rechtes auf Seite des faktiſch die Serpitut ausüben: 
den Geflagten zu beweilen. So wie diefe Meinung in der praftifchen 
Surisprudenz zur Geltung fommt, ift die Eigenthbums: und die Nega— 
torienkflage unmöglih, das Inſtitut der Alquifitiv-Verjährung unnüß 
und der Beſitz, obgleih an fich eine bloße res facti wird eines der 
ftärfften, unantaftbariten Rechte. Sole für die Rechtsordnung höchſt 
verderbliche Folgen darf man aber nicht fo leiht aus der Vorfchrift 
der erwähnten 88. 323 und 324 ableiten, um jo weniger, als durd 
diefe Auslegung die Anordnungen des bürgl. Gejegbuches in Wider: 
ſpruch mit fich felbft gejegt würden. Allerdings ftreitet für den Befiker 
die Vermuthung eines giltigen Titels, weshalb er zur Angabe besiel- 
ben nicht aufgefordert werden kann ($. 323 des a. b. ©. B.), allein 
biemit wollte das Gejeg nicht jagen, daß jeder Beliger in dem Eigen: 
thumajftreite den Titel feines Beſitzes nicht zu beweifen babe; gegen die 
Eigenthumsklage desjenigen, welcher darthut, das Eigenthbum an ber 
vindizirten Sache 3. B. vor zehn Jahren erworben zu haben, kann der 
geflagte Befiter derfelben ſich nicht damit vertheidigen, daß er einfach 
fagt, „wenn der Kläger vor 10 Jahren Eigenthümer war, fo fteht das 
Eigenthbum jet mir zu: possideo quia possideo. Die Vermuthung des 
Eigentbumes oder eines giltigen Titels iſt demnach nicht gleich bedeu⸗ 
tend mit dem Beweiſe besfelben; fie verfchafft dem Beliger — und 
dieſes ift ihre einzige rechtliche Wirkung — in dem Eigenthumsitreite 
den Vortheil des Geflagten, weldyer darin befteht, daß der Gegner, um 
zu gewinnen, fein Recht beweifen muß, und daß der Beliger auch dann 
gewinnt, wenn von feiner Seite etwa bewieſen wird. Wie aber ein- 
mal der Kläger den Erwerb des Eigenthbumes nachgewieſen bat, Tann 
der Gellagte nicht mehr mit der bloßen Thatſache des Beſitzes fi 
wirkſam vertheidigen, fondern er muß darthun, daß das Recht des Klä⸗ 
gers durch ein Ereigniß erlojchen fei, woran das Geſetz den Berluft 
des Rechts auf der einen, und den Erwerb desfelben auf der andern 
Seite knüpft. Es ift ſonach ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß bie 
Eigenthumsklage durch die bloße Einwendung des Beſitzes nicht elidirt 
wird, daß vielmehr der Befig des Gegners die Vorausfegung jener 
Klage bildet ($. 369 des a.b. G. B.). — Die Negatorienklage ift aber 
im Grunde nichts anderes, ald die Eigenthumsklage in partieller Ans 
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wendung gegen denjenigen, welcher nicht die volle Herrſchaft über bie 
fremde Sade, fondern ein einzelnes von den Befugniffen des Eigen: 
thümers an derjelben ausübt oder befigt. Der Negatorienkläger will 
feinen Gegner von dem Gebraude feiner Sahe ausſchließen, und zwar 
kraft des ihm als Eigentbümer zuftehenden Nechtes, zu verhindern, daß 
ein Anderer feine Sache gegen jeinen Willen und ohne Titel gebrauche. 
Der Geflagte muß daher den fpeziellen Titel, durch welchen er zum 
Gebrauche der Sache des Mägers berechtigt zu fein vermeint, angeben 
und nachweiſen, twidrigens ift die Anmaßung des Gebrauches gegen 
ihn erwieſen. 

Wie man fih aus der reihen Literatur des gemeinen Nechtes 
über die Frage nad) der Veweislaft bei der Negatorienklage überzeugen 
Tann, haben die hervorragendften Schriftiteller aller Zeiten den Grund: 
fag verfochten, daß der Geflagte, obgleich im Quafibefige der Servitut, 
das Recht zur Ausübung derfelben beweijen muß und dieſes Prinzip 
ift aud) von jeher von der praftifchen Jurisprudenz anerkannt worden. 
Schon deshalb ift die Annahme bedenklich, daß die Verfafjer des a. b. 
G. 3. im $. 523 die entgegengefegte Lehre aufftellen wollten, und fie 
wird um fo mehr durch die Erwägung, daß bei der für den Kläger 
vorhandenen Unmögligkeit, die Nichteriftenz jedes Rechtsgrundes zur 
Ausübung der Servitut auf Seite de3 Geflagten zu beweifen, die Klage 
felbft unmöglich wäre. Man denke fich den Fall, daß der Kläger wirt: 
lid im Stande fei, einen negativen Beweis zu erbringen, z. B. zu be: 
weiſen, daß der Quafibefig des Beklagten nicht über 10 Jahre zurüde 
reiche, jo würde zwar daraus folgen, daf der Leßtere die Servitut nicht 
durch Erfigung erworben habe; wenn aber der Gellagte hierauf ein: 
wendet, daß er fein Recht auf die Erfigung garnicht gründe, daß er die 
Vermuthung eines rechtmäßigen Titeld für fih babe und nad dem 
Grundfage possideo quia possideo zur Angabe und Nachweiſung des— 
felben nicht aufgefordert werden dürfe, fo müßte der Kläger troß des 
geführten negativen Beweiſes in dem Rechtsſtreite dennoch unterliegen. 
Daß dies auch der richtig erfaßte Sinn der in dem nicht befonders 
gelungenen $. 523 des a. b. ©. 8. aufgeftellten Beftimmung über die 
Beweislaft bei angeftellter Negatorienklage fei, ergibt fi) aus folgenden 
Betrahtung: Der Gegenftand der confessoria und negatoria in rem 
actio ift zumal bei Servituten für beide Theile immer derſelbe: eine 
Eigenthumseinfcpränkung dort in bejahender, hier in verneinender Form 
vorgebracht. Für beide Theile laufen alfo diefe Klagen parallel, ſo daß 
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Seder von ihnen nah Willfür Kläger oder Geklagter fein Tann '2). 
Eben fo find Behauptung und Widerſpruch (negatio) in beiden Klagen 
identiſch. Die Namen derjelben bezeichnen daher lediglich die Varteirol« 
len und was in Anfehung der Beweislaft für die Eine gilt, das muß 
auch für die Andere gelten. Denn diefer Paragraph ftellt den allgemei- 
nen Grundfa auf: Man kann gegen den Eigenthümer das Recht der 
Servitut behaupten 73) bat aber deren Erwerbung zu bemeifen und 
zwar als Kläger fofort, als Geflagter aber dann, wenn der Kläger 
die Anmaßung behauptet und nöthigenfall3 dargethban bat, und nun 
der Geflagte die Erwerbung der Serpitut behauptet, nam excipiendo 
fit reus actor et actori incumbit probatio, und ei incumbit probatio, 
qui dieit, non qui negat. fr. 2. D..de prob. und praesumpt (22.3). 
Daß die Anmaßung nur deshalb erwiefen werden müſſe, weil fie die 
Veranlaſſung der Klage ift, wurde bereits erwähnt. 

Die Dauer diefer Klage iſt durch die Verjährung begrenzt 74) 
Die Verjährung des Klagrechtes beginnt mit der Nativität der Klage 
und ift in der Regel (ohne Hemmung oder Unterbrehung) mit dem 
Ablauf von 30 oder 40 Fahren vollendet (88. 147. 1479. 1472. 1473 
des a. b. G. B.), wobei Verjährung und Erligung zufammenfallen. 

Sie unterbricht jedoch die zwar ſchon angefangene, aber noch nicht 
vollendete Erfigung der Servitut, wenn fie gehörig fortgeſetzt wird ($. 1497 
eit.) und dies nicht erſt mit der Behändigung des Libells, fondern Schon 
mit defjen Ueberreichung bei dem zuitändigen Gerichte, weil der Eigen: 
thümer damit fein Recht ausübt 74). 


2) fr. 17 8. 1. D. de serv. & 1) fr. 45 D. de damn. infec. (39.2). 

3), Buhta Pand. 8. 90. 137. Scheurla.a. D. 8. 76. fo. Unger Sy: 
Iem K, 375. 398 fg., Sintenis aa. 08.1, ©. 381 v. Keller. Band. 
8. 85 S. 171. Böking. Pandekten 1861 $. 156. 6. 56 u, fg. 

4) Shufter Baurecht ıc. 1819 ©. 436, 


— —— — —— — — — — — 


Das neue Gefch über die Beftenerung des Wein- 
Verbrauches in Defterreid. 


Verſuch einer Motivirung derfelben *). 
Vom Herrn Alois Defjäry, Seltionsrathe im E. & Finanzminifterium. 


Man bat gemeinigli das Unglüd, fi unbeliebt zu machen, wenn 
man über „Befteuerung“ fehreibt oder ſpricht, und es wagt, nicht 
rundweg alles Beftehende tadelnswerth zu finden. 

Es liegt wirklich etwas Verführerifches in dem Worte „Steuer“, 
das ein menschliches Gemüth zum Echimpfen reizen kann. Ich felber 
zahle das mir zugemeffene Sümmchen Steuern in den üblichen ver: 
ſchiedenen Formen, und würde lügen, wenn id) fagte, daß ich darin 
etwas Angenehmes empfinde. 

Ruhige Ueberlegung belehrt jedoch einen jeden vernünftigen Men— 
ſchen, daß ein lärmendes Unifono von allen 34 Millionen Oeſterrei— 
Kern nit im Stande wäre, uns von der fatalen Unannehmlichfeit 
des Steuerzahlens zu befreien. In diefer Erkenntniß liegt keineswegs 
eine unbedingte Untertvürfigfeit unter das Belieben jeder Willkühr— 
berrichaft, womit Manche jedes befonnene Vorgehen fo gern verdädh: 
tigen möchten; im Gegentheile fteht e8 ung gar wohl an, nach Kräften 
dahinzuftreben, damit bei der Auflage von Etenern Maß gehalten, 
und unfere öffentlichen Laften eher verringert als vermehrt werden. 

Es Tiegt alfo gewiß in unferem Jutereffe, und wir find nad 
der Verfafjung vom 26. Februer 1861 aud) vollfommen dazu berufen, 
an den Maßnahmen der Regierung ohne vorgefaßte Meinung Kritik 





*) Diefe Abhandlung ift der Redaction bereit3 am 11. Nov. 1861 übergeben 
worden. Anm. d. Red, 
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zu üben, und dem Sprude des Apoſtels zu folgen, ber da fagte: 
„Prüfet Alles, und behaltet dag Beſte.“ 

Tadeln und ſchimpfen und Alles blos negiren ift ein leichtes 
und mohlfeile® Vergnügen; — aber „Beſſermachen“ ift eine Kunft, 
die häufig fehr vieles, gründliches Wiſſen erfordert, und in vielen 
Fällen ihren Meifter noch nicht gefunden hat, — das kann man tag: 
täglich erfahren. Dieß wollen wir ung fleißig gegenwärtig halten, indem 
wir in den nachfolgenden Erörterungen zur Erzielung eines befjeren Ber: 
ftändnifjes einen Zweig der öſterreichiſchen Steuergefeßgebung beipre: 
hen, welche in ihrer gegenwärtigen Form, wie von gewiſſer Seite 
behauptet wird, die fogenannte „Öffentlihe Meinung” gegen fich bat, 
— ein Schredbild, vor welchem manche Tageshelden zumeilen den 
Kopf verlieren. 

Beim Ausbruche des Krieges gegen dag mit Franfreich verbün: 
dete Sardinien hatte die Öfterreidhifche Staatsverwaltung in Anbetracht 
der gefteigerten StaatSbebürfniffe, welche eine nicht geringe Erhöhung 
der Staatseintünfte erbeifchten, im Jahre 1859 ſich entichloffen, die 
ſeit langer Zeit vorbereitete Reform der bisherigen Beltenerung des 
Wein: und Fleiſch-Verbrauches zur Ausführung zu bringen. 

Die Laiferlihe Verordnung von 12. Mai 1859 dehnte diefeg 
tbeilmeife neue Syftem auf das ganze Reih (mit Ausnahme Dal: 
matieng, des lombardifhh:venetianifhen Königreiches und 
der Militärgränge) aus und verfügte, daß dasſelbe fofort mit 
1. Nov. 1859 in Wirkſamkeit zu treten babe. In Folge vorgelommener 
Vorſtellungen wurde aber die Wirkſamkeit ded neuen Geſetzes auf den 
1. Mai 1860, und nur für Kroatien, Slavonien, Krain und Sitrien 
bi8 auf den 1. November 1861, bier jedoch fpäter auf unbejtimmte 
Zeit verjchoben. 

Aus den Tagesblättern ijt befannt, daß die Landtage von 
Steiermart und Nieder:Defterreih, dann von Krain bei 
ihrem eritmaligen Zufammentreten im %. 1861 es für ihren Beruf 
und dringlich erachtet haben, mitteljt eigener Petitionen den Antrag 
auf „Aufhebung“ (beziehungsmweife weitere Siftirung der Wirkſam⸗ 
teit) des gedachten Geſetzes über die Verzehrungsſteuer vom 
Wein: und Moft:Verbraude zu Stellen, ohne fih darum zu 
fümmern, wie der Finanz: Verwaltung die Einhebung der damit ver: 
bundenen Verzehrungsſteuer vom Fleiſch-Verbrauche im ganzen Reiche 
ermöglicht fein würde. Die Motive, mit welchen dieje Petitionen untere 
fügt wurden, find mir nicht näher bekannt geworben, als fie aus den 

Haim erl'a Bierteljahresirift f. Rechtew. X- 1. 3 
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fragmentariſchen Berichten der Zeitungen zu erſehen waren. Inſofern man 
die Mitglieder der Landtage als die Vertreter, und ihre geäußerten Anz 
ſichten als den Ausprud der „öffentlihen Meinung“ anzuerkennen ge: 
neigt ift, kann man jagen, daß die öffentliche Meinung der drei Kron⸗ 
länder Steiermark, Niederöfterreich und Krain ſich gegen die Beibe- 
haltung und Durchführung des gedachten Wein-Bejtenerungsipitemes 
ausgeſprochen bat. 

Die Achtung, die jeder verftändige Mann vor der wahren öffent: 
lihen Meinung begt, kann nicht hindern, über die Gründe diefer Mei- 
nungsmanifeftationen und Petitionen nachzudenken, und ſich ſelbſtſtän— 
dig fein eigenes Urtheil zu bilden. Denn es ift nicht gar zu ſelten 
ſchon vorgefommen, dab aud die „öffentlihe Meinung“ irren kann, 
und es ift ſicher nicht verwehrt, a Papa male informato ad Papam 
bene informatum zu appelliven. 

Wenn die Anzeichen nicht trügen, jo dürfte der gefammte öfters 
reichiſche Reichsrath kraft der ihm zuitehenden Competenz ſchon im 
nächſter Zukunft Veranlaſſung finden, dieſen für die volkswirthſchaft- 
lichen Intereſſen und die Finanzen des Reiches gleich wichtigen Gegen— 
ſtand in den Kreis ſeiner eingehenden Berathungen zu ziehen; und in 
dieſem Anbetracht möchte es zeitgemäß und nicht ganz nutzlos erſchei— 
nen, vor dem gebildeten Leferfreife diejer „Vierteljahresſchrift“ von 
einem rein objektiven Standpunkte das angefochtene Beſteuerungsſyſtem 
zu beleuchten, deſſen wahrſcheinliche Motive darzulegen und zu prüfen, 
und auf diefe Weile aud der großen Zahl derjenigen, denen der nö- 
thige Einblid in die maßgebenden Verhältnifie bisher mangelte, ein zurei— 
chendes Materiale für ein unbefangenes felbfiftändiges Urtheil zu liefern. 


I 
Umfang des Weinbaues und des Wein: und Moft-Berbrauches 
in Defterreich, 

€3 gibt Leute, die fi darin gefallen, zu übertreiben, und die 
vielleicht einen bejondern Patriotismus dadurch zu beurfunden glau: 
ben, wenn fie die Einwohnerzahl von Defterreih um etliche Millionen 
Seelen, und das Flächenmaß de3 Staatsgebiethes um einige hundert 
Quadratmeilen größer angeben, als es in ber Wirklichkeit hat, 

So gibt es aud Viele, die es einander nachfagen und nach— 
ſchreiben, daß Defterreich jährlich feine 40, ja 50 Millionen Ei- 
mer Wein erzeugt. Sie kämen wohl in gewaltige Verlegenheiten, 
wenn man fie anhielte, die Nichtigkeit ihrer Angaben auch nur halb: 
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wegs durch Thatſachen glaubwürdig darzuthbun; — indeflen baben 
ſolche, oft und mit Beitimmtheit wiederholte Behauptungen das für 
fih, daß ſich umgefehrt auch der Beweis ihrer Unrichtigkeit nicht ‚fo 
geſchwind führen Iäßt. 

Wer jedoh Zeit und Gelegenheit gefunden hat, die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Verbältniffe der einzelnen Beftandtbeile der öfterr. Monare 
hie näher kennen zu lernen, der wird foldhen Ueberſchwenglichkeiten 
wenig Vertrauen ſchenken. 

Schon die allgemeine Erfahrung lehrt, daß beim Weinbaue auf 
fieben „magere” Jahre meiftend nur Ein, und nicht fieben „fette” Jahre 
folgen ; weßhalb man den Durdhichnitt der jährlichen Weinerzeugung nicht 
aus dem Ertrage der „fetten” Jahre berechnen darf. Dazu kommt nod 
feit fajt 10 Jahren die ungebeuere Verheerung, welche die Trauben: 
krankheit und der Rebentod in den weiten Weinbau-Diftritten angerich: 
tet bat, und noch anrichtet. 

Mit Rüdficht auf die Kataftral: Erhebungen zum Zwecke der direkten 
Beitenerung kann man ohne Uebertreibung annehmen, daß in ganz De- 
fterreih non feinem dermaligen Ylächenraume von 11.240%,,, dfterr. 
Duadrat: Meilen dem Weinbaue gegenwärtig etiva8 über 1 Million n. ö. 
Joche gewidmet find. Der durdfichnittliche Ertrag eines Joches Wein— 
garten wird, nad Verſchiedenheit der Gegenden, zwiſchen 12 und 28 
n. ö. Eimer Wein gejhätt. 

Halten wir und an diefe mäßigen Daten, fo würde fi, wenn 
man von der hoffentlich vorübergehenden Traubenkrankheit abfiebt, 
die jährlide Weinerzeugung in ganz Oeſterreich mit etwa 20 
bis 25 Millionen n. db. Eimer Wein beziffern I). Jedenfalls 
dürften wir mit diefer Berehnung der Wahrheit viel näher ſtehen, 
als mit der Behauptung jener 40 bis 50 Millionen n. ö. Eimer 
Mein, von denen beißblütige Finanz: Brojektenmacher in ihren Träue 
men eine fette Einnahme von mindeftens 20—30 Millionen Gulden 
jährliger Weinfteuer in Ausficht ftelen, wenn — man ihnen daß 
PVortefeuille der Finanzen anvertrauen oder wenigftens nur auf's Wort 
glauben wollte. 

Nicht viel verfchleden von der Erzeugung ift die jährliche 
Wein: Confumtion in Defterreih. Denn nad) den offiziellen Zoll: 
Tabellen beſchränkt fich der Wein: Erport nad dem Auglande leider 


1) Daß Deutſchland, obme Defterreih, erzeugt angeblich nicht volle 
2 —8 a Wein, vr zeugt ang “ 
3* 
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noch immer auf eine ſehr beſcheidene Menge befjerer Weine, wäh— 
send die Wein: Einfuhr aus dem Auslande ebenfalls nicht von 
großer Exheblichteit erfcheint. *) 

Mebrigens ließe auf eine Abnahme der Wein-Confums 
tion in Deflerreich während des legten Decenniums das Auftreten der 
Traubentrankpeit fließen, wenn nicht ſchon die bedeutende Zus 
nahme der Bier: und der Branntwein: Conjumtion darauf 
bindeutete. 

Wie groß die Erzeugung und der Verbrauch von DO bftmoft in 
ganz Defterreich fei, läßt ſich ſchwerer beſtimmen; dieß hängt natür- 
lich von der veränderlichen jährlien Ernte des Moftobftes, der Aepfel 
und Birnen ab, indem nur bie befferen Moftforten fi) lange über 
ein Jahr aufbewahren Laffen. 

Wir wiſſen nur, daß der Obſtmoſt-Verbrauch in der Mehrzahl 
der öſterreichiſchen Kronländer unbekannt ift, und vorzugsweile in 
Salzburg, Oberöfterreih, Steiermark, Norbtirol, Vorarlberg und einem 
Theile Nieder:Defterreihd vorlommt, wo man den Obftmoft nicht fel: 
ten unter Wein miſcht. Hier gewinnt er aber in gejegneten Obſtjah— 
ven und bei hohen Bierpreifen eine bedeutende Nusdehnung, und ich 
weiß, daß z. B. in Oberöfterreih mancher fogenannte Großbauer für 
feinen Hausbedarf in guten Jahren weit über 100 Eimer Objtmoft 
verbraudt. Wenn ich daher den Obſtmoſt-Verbrauch im Durchſchuitte 





*) Nach den Zoll:Tabelen betrug in Defterreih die 








im Verw. Bein:Cinfubr ! Ausfuhr in das Ausland. 
ahre Zoflgentmer. | Werth in Gulden. |  Zollgentner. | @uldenwerth. 
1854 509.077 2,305.829 134.663 | 1,549.469 
1855 527.157 2,698.105 180.961 1,924.676 
1856 562.035 2,925.357 192,889 2,056.399 
1857 670.781 3,057.308 286.612 3,048 344 
1858 992.775 3,678.413 193.038 2,050.703 
1859 | 429.366 1,877.408 197.127 2,056,81& 
1860 125.159 940.488 192.077 | 2,027.811 


Die Abnahme der Wein Einfuhr au? dem Auslande feit 1859 ift durch ven 
italienischen Krieg veranlaßt. Bedeutend war früber die Einfuhr piemontefiiher 
und modenefifher Weine nad der nun mweggefallenen Combarbie. 
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jährlih mit 2 Millionen n. d. Eimer angebe, fo made ich dabei 
feinen Anſpruch auf eine ganz zuverläffige Behauptung. 

Eine verläßlihe Nachweiſung über den Umfang des Wein: und 
Moſt-Verbrauches kann nur bezüglich der (nicht verpacdhteten) 
geihlofjenen Städte geliefert werden, weil dafelbit jede über 
die Steuerlinie zum Verbraude eingebrachte Getränfmenge angemeldet 
und nah dem Tarife verfteuert werden muß. Diefe Nachmweifung, ver: 
bunden mit einer VBergleihung des Bier: Berbraudes in den ge 
ſchloſſenen Städten, folgt bier. 


Radhmweifung 
des Wein- und Moft-Berbrauches in den gefchloffenen Städten ber 


drei gefonderten Steuergebietbe, verglichen mit dem Bier⸗Verbrauche 
dafelbft in den 3. 3. 1851—1861, 


Bein: and Moft-Berbrand) in den gefchloffenen Stäbten. Herrn 4 















a 24 
Jahre. |" 538.307 Ginnoh. | 230.208 Einw. Ginw. | 2,975.319 @inm. 
nied. öfter. Eimer zu 40 Wiener Maß. | 7-3. @imer 60214 
1ssı | 450471 | 126.318 | 2,078.909 | 2,655.698 | 1,414.475 
18572 489.887 324.796 1,726.257 2,580.910 1,400.530 
1853 | 373.258 | 365.857 | 1,513,378 | 2,353.293 | 1,554.959 
185% 508.711 489.141 964.041 1,961.893 1,301,296 
1855 489.129 398.142 783.310 1,670.581 1.380.056 
1856 | 442.371 | 407.447 | 810.198 | 1,660.016 | 1,858.407 
1857 | 479.910 | 465.401 | 1,028.465 | 1,973.776 | 2,085.019 
1858 549.905 460.247 1.105.951 2,116.103 2,069.387 
1859 962.056 392.226 548.623 1,502.905 2,120.750 
1860 ! 534,852 309.132 526.375 1,370,359 2,130.620 
1861 | 978.970 248.064 548.034 1,375.168 1,817.689 


°) Die ne nefätofienen $ Städte des lomb. venet Königreihen find Benebig, Babus, 2, Robigo, I Zrenife, 
erona, Bicenza, Mantua, bid 1859 auch Mailand, Bergamo, B 
— Como, Lobi, Bavia. — en t 1859 find von der oben a ngegebenen Kesöiferung m it den 
©tädten 589,778 Sinwohner entfallen — Bel den italienifgen Gtäbten find 
: — wi die — in —R Menge zur Weinbereitung eingebrach —— 
e 
Die Et ser En I mei oeif net 1861 deren Verpachtung flatt gefunden hat, in ber 
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i IL 
. Bisherige Art der Beitenerung des Wein und Mojt- Ber- 
brauches. 

Es ift fhon ziemlich lange ber, feit der liebe Gott auf unferer Erbe 
den Wein wachſen läbt. Zwar nicht eben jo lange, aber doch auch ſchon 
Tange ift e8, feit die verichiedenen Staatsregierungen und darunter auch jene 
von Defterrei, in kluger Schägung der menſchlichen Natur und ibrer 
Hinneigung zu gewiſſen „geiftigen Genuſſen“, von den Wein und Moft: 
trinfern fih einen Kleinen Beitrag zur Beſtreitung der Staatsbedürf ⸗ 
niffe leiften laffen, d. b. den Wein: und Moft-Verbraud befteuern. 

Urkundli haben wir Nachricht von einer ſolchen Beſteuerung, 
bie bereit vor 600 Jahren in einigen Provinzen des Reiches eriftirte; 
mir wiſſen, daß die im Jahre 1359 eingeführte allgemeine Beſteuerung 
des Weines, Moftes, Bieres, Methes u. dgl. beim Ausſchanke (beim 
Kein:Berkaufe „unter vem Zapfen“) ala Umgeld oder Zapfen 
maß bezeichnet, — dann daß diefe Steuer vom J. 1556 angefangen 
unter dem Titel als „Tag“ oder das „voppelte Zapfenmaß” ver: 
doppelt wurde, — daß ferner au auf die Einfuhr, die Aus: und 
Durchfuhr der Weine in den einzelnen Provinzen verfchiedene Auf: 
ſchläge oder Abgaben unter den mannigfaltigften Formen und Benen- 
nungen gelegt waren. 

Diefem dem freien Verkehre innerhalb der Reichsgränzen durchs 
aus nicht zuträgliden Zuftande wurde im Jahre 1829 zum größten 
Theile dur Einführung der allgemeinen Verzehrungsfteuer ein 
Ende gemacht, durch welche in allen deutſchen und ſlaviſchen 
Kronländern (nach dem Vorbilde des im lomb. venet. Königreiche zur 
Geltung gebrachten Syſtems) der Wein und Moft im Innern des 
Landes blos beim Ausſchanke oder Kleinverfchleiße, d. i. beim 
Verkaufe in Mengen unter I n.ö. Eimer, und nur in einigen gröz 
Beren, für die Stenereinhebung als gefchloffen erklärten Städten bei 
der Einfuhr in diefelben der Steuerpflicht unterworfen worden ift. 

Es blieben fomit außerhalb der gefchloffenen Städte fämmtliche 
Wein erzeugenden Grundbefiger und alle übrigen Gonfumenten, welde 
ſich ihren Weinbedarf eimerweiſe anzuſchaffen in der Lage find, nad 
wie vor für ihren Weinverbraud unbefteuert. 

In Tirol und Vorarlberg hatte man fpäter im Jahre 1848 
unter dem Einfluße der damaligen politiihen Ereigniffe an die Stelle 
der bis dahin beftandenen Verzehrungsſteuer wieder dad im I. 1829 
abgeſchaffte alte Aufſchlags- und Umgeldsſyſtem gefegt, nach 





Depärn: übrr Weinfteuer. 39 


welchem Nordtirol mit Vorarlberg für die Wein-Einfuhr mittelft einer 
eigenen Aufihlags-Tinie von Südtirol, und das ganze Land mittelft 
einer zweiten Aufjchlag3-Linie von den benachbarten Kronländern ge⸗ 
trennt mar. Bei diefer das provinzielle Intereſſe vorwiegend berüd: 
fichtigenden Einrihtung war aljo in Nordtirol und Vorarlberg der 
gefammte Weinverbrauch, hingegen in dem Wein bauenden Südtirol 
bloß der Weinſchank beiteuert. 

Sm lombardiſch-venetianiſchen Königreiche unterliegt 
der Wein auf dem Lande dem Dazio consumo forese beim Klein: 
verfhleiße (in Mengen unter 1 quintale milane e), in den ge: 
ſchloſſenen Städten bei der Einfuhr dem Dazio consumo murato. 

In den zur ungarifhen Krone gehörigen Ländern, welche 
von dem übrigen Reichsgebiethe bis 1850 durch eine eigene Zwiſchen— 
zoll-Linie gefhieden waren, haben Dis dahin Feine Stuatsabgaben fol- 
her Art von Wein und Moſt beitanden. VBerzebrungsfteuern waren dort 
dem Namen nad unbelannt, aber thatfähli haben ſolche unter andes 
ren Formen auch in den ungarischen Ländern feit undenklichen Zeiten, 
insbefondere als ein Ausfluß der fogenannten Regal: und Dominals 
rechte oder auf Grund Föniglicher Privilegien eriltirt. Der praktische 
Unterſchied derfelben von der eigentlichen fo benannten Verzehrungs- 
fteuer lag nur darin, daß ihr Ertrag nicht in die Etaatsfaflen, fon: 
dern in die Tafchen der Negalberechtigten oder zum Theile ihrer Res 
galienpächter floß. 

Die bier, einftweilen nur in Ungarn, Siebenbürgen, der ferbi- 
Shen Wojwodſchaft und dem Temeſcher Banate, und vorläufig bloß 
in den ungefähr 1169 größeren Orten mit ‚mehr als 2000 Einwoh—⸗ 
nern, 1851 zum erftien Male von der Staatsverwaltung eingeführte 
MWeinbefteuerung war der praftifche Verſuch des nach 10 Jahren ver: 
allgemeinerten, und auf die übrigen Kronländer ausgedehnten neuen 
Beſteuerungsſyſtemes, welches von den früheren Arten der Weinbeiten- 
erung hauptſächlich darin abweicht, daß es prinzipiell Seine 
Steuerimmunitäten irgend welcher Klafjen der Conſumenten 
anerkennt. 

Sn Dalmatien, mit welchem bis 1854 die quarnerifchen Infeln 
gleich behandelt wurden, und das mit feiner gejonderten Steuerver: 
faflung bier ohne fernere Beachtung bleibt, unterliegt der Wein nur 
bei der Einbringung in gewille Orte dem Dazio consumo. 

Wenn wir ed au für unnüß halten, in die alte Vorzeit zurüde 
zukehren, für welche uns das mahre Verſtändniß mangelt, weil ung 
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Die damaligen Perhältnifie mehr ober weniger unbelannt find, twird 
es doch für unjere nadhfolgenben Betrachtungen micht obme Amtereije 
fein, Hier das in lehterer Zeit, namentlid) fit dem Jahre 1829 einge: 
führte Ausmaß der Weinfiener in Rürze zu bemerken. 
Der Bein wurde pr. Ind. Eimer zu 40 Wiener Maf befirnert: 
1. Faden deutihen und ſlaviſchen Kronländernicit 1829, u. zwar 
2) auf bem offenen Lande mit 
1 fl 40 Reukreuzern, und ausnahmsteile 
if 5 Rkr. dann 874%, aud 43%, und 35 Ar, für gewiſſe Wein: 
bau treibende Gegenden von Steiermark, Rärntben, Krain, Näftenland, 
Sftrien, Tirol und Vorarlberg 2), 
b) in den geiälojjenen Stäbten mit 
2 fl 10 Nkr. für Wien, 
1 fl. 75 Nr. für die andern geiäloffenen Stäbte. 
Im J. 1848 wurden dieſe beiden Steuerfäge auf 1 fl. 75 Nr. 
and 1 fl. 47 Nr. berabgefeht. 
2. Im lomb. venet. Königreihenad dem Tarife v. J.1822 
der Dazio Consumo forese mit 
43.6 Neukr. in der Lombardie, und 
57.4 Neutr. im Venetianiſchen, melde Gebühren jedoch 1855 für 
das gefammte Iomb. venet. Königreich auf 60 Neukr. erhöht worden find ; 
der Dazie Consumo murato nad 4 Klaſſen 
inder Lombardie mit 52.8, — mit 36.8, — dann 32.2 — und 25.2 Nkr., 
im Venetianifhen mit 54.2, — mit 46, — dann 39 — und 32.2 Nkr., 
melde Gebühren im J. 1855 vorläufig durchgehends auf 60 Nkr., — im 
9.1857 aber für ſämmtliche italieniſche geſchloſſene Städte nah 3 Klaf- 
fen gleich mit 1 fl. 10 Nkr., — 80 Nr. und 70 Nr. feftgefegt worden find. 
3. In den ungarifchen Kronländern feit 1851 mit 
42 Nr. in allen Orten mit nit mehr ald 10.000 Einwohnern, 
84 Nr. in den Orten mit mehr als 10.000 und nidt mehr als 
20.000 Einwohnern, endlich 
2) In Tirol und Vorarlberg wurden jeit 1. November 1848 bei Wieder: 
berftellung des alten Aufihlags: und Umgeldsſoſtemes die Aufihlags: und 
Unmgelvgebübren mit folgenden Beträgen feitgeiebt: 
1. 28 Nir. für den auswärtigen und den nah Rordtirol und 
Vorarlberg eingefübrten Bein, ln 
93.6 Ar. für Wein, 46.8 Nir. jür Kleinwein in einem, und 77 Nir. 
für Bein, 38'% Nr, für Aleinwein in dem übrigen, beim Kleinverihleiße 
befteuerten Xheile von Südtirol, wobei dieje Gebühren für Buſche n— 
fgänter auf die Hälfte ermäßigt waren; endlich 


16.6 Nr. vom n. ö. Eimer für den im Ausfdante vorgelommenen 
Vorarlberger Landwein. 
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1 fl. 5 Re. in den Orten mit mehr 20.000 Einwohnern, namentlich 
auch in den geichloffenen Städten Preßburg und Peſt-Ofen mit 
Altofen, für welche die Steuer feit 1. Mai 1860 auf 

1 fl. 40 Nr. erhöht worden ift. 

Fir Weinmoft und Weinmaifche wurde die Steuer durd: 
hnittlih mit 3 Viertheilen der Steuerfäge für Wein feſtgeſetzt. 

Aus diefer Zufammenftellung tft erfichtlih, daß in lomb. venet. 
Königreiche, mwofelbit von jeher der Weinverbraudh von bedeutendem 
Umfange ift, der Wein im Allgemeinen, und insbefondere in den ge: 
ſchloſſenen Städten auch feit der im J. 1857 erfolgten Tarifserhöhung 
weit geringer als in den übrigen Kronländern befteuert ift, eine 
Schonung, die um fo bemerfenswertber ift, als die Iombardifchen, fo 
wie die venetianifshen Provinzen ftet3 zu den wohlhabendſten Beitand- 
tbeilen der Monarchie gezählt wurden. 

Indeſſen ift zu erwägen, daß diejes Königreich außerdem noch 
auf dem offenen Lande mit einer andern Steuer (für MWeizenbrot) be: 
laftet iſt, von welcher die Bevölkerung der andern Kronländer verſchont 
geblieben ift; fie betrug bis 1858 ungefähr 500.000 fl. und gegenwär⸗ 
tig (nad 1859) bei 240.000 fl. 3). 


III. 
Ertrag der Vein- und Moft-Beitenerung. 

Die praktiſchen Erfolge der zur Anwendung gebrachten Be: 
fteuerungsarten find ihre richtigften Werthmeſſer. Die Ergebniffe der 
Belteuerung während einer längeren Reihe von Jahren lehren am deut: 
lihiten, ob der Weinverbrauch angemellen befteuert, ob eine Erhöhung 
des Steueraugmaßes zuläflig oder eine Verminderung räthlich fei, dann 
welche von den bisherigen Arten der Befteuerung den Staalsfinanzen 
zuträglicher erjcheine. 

Zu diefem Behufe folgt bier eine Weberficht des Ertrages der 
Berzebrungsfteuer (de Dazio Consumo) vom Wein: und Moft: 
Verbraude im Umfange der öfterreihifhen Monarchie (mit Ausnahme 
Dalmatien) in den 32 Verw. Jahren 1830-1861. 

Denn es mir möglih war, bezüglid der geichloffenen Städte 
neben dem Steuerertrage zugleich die dort verbrauchte und verfteuerte 
Wein: und Moft:Menge anzugeben, fo ift nur zu bedauern, daß 
e3 leider nicht möglich ift, mit gleicher Genauigkeit eine ähnliche jahr: 

2) Dieb fcheinteined der Motive geweſen zu fein, warum die Reform der Wein 
befteuerung auf das lomb. venet. Königreich, das Kriegstheater des J. 1859, 
bisher nicht ausgedehnt worden ilt. 
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weiſe Angabe der auf dem offenen Lande als verſteuert conſumirten 
Wein: und Moftmenge zu liefern, weil bier der ftenerpflichtige Ber: 
brauch zumeift zum Behufe von Abfindungen und Pachtungen paufchal- 
mäßig abgeſchähzt ift, und daher die durch den Steuerertrag repräfentirte 
Getränfmenge lediglich durch Abſchätzung ermittelt werden kann, 


Heberfidt 
des Ertrages der Verzehrungäftener (Dazio Consumo) vom Wein ⸗ 


und Moſt ⸗ Verbrauche im Umfange der öfterreichifchen Monarchie, 
mit Ausnahme Dalmatiens, in den 32 Verw, 3. 1830—1861. 
















Einfuhr in gefchloffene 
Städte, 


Steuereitrag auferbalb ver ge: | Steuerer- 
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Zum richtigen Berftändniffe der gegenwärtigen Weberficht find fol, 

gende Bemerkungen nothwendig: 
Der erite Theil der Weberficht, mwelder die B. J. 1830—1850 
umfaßt, bezieht fich lediglih auf die deutſchen und ſlaviſchen 
Kronländer, — alfo mit Ausſchuß des lomb. venet. Königreiches, 
der ungariſchen Länder, Dalmatiensund (bis 1853) der auarnerifchen Sinfeln. 

Zuden geſchloſſenen Städten jenes Ländergebiethes gehört, 
— außer Trieft, meldes für die geſammte Verzehrungsiteuer eine 
beitimmte Averfualfumme entrichtet, und deshalb außer Betracht gelaffen 
werben muß, — Wien, Linz, Brag, Brünn, Gratz, Laibad, 
temberg, bis 1848 au Innsbruck und Trient, dann feit 1847 
Krakau. Sn der vorftehenden Weberfiht ift aber das Weinftener:Er: 
gebniß von Innsbrud, Laibach und Krakau (gleich Trieft) nicht 
mit aufgenommen, weil in diefen Städten Pachtungen beftanden haben, 
und zum Theile noch beftehen, und eine Ausfcheidung des auf Wein 
und Moft entfallenden Antheiles aus dem Pachtſchillinge nicht mög: 
lich ift. 

Bom lombardifch:venetianifchen Königreiche mangeln für ben be: 
merkten Zeitraum die fpeziellen Nachweiſungen über den dortigen Gon: 
lumtionsumfang und den Steuerertrag. Der Dazio Cunsumo mar bort 
durch eine lange Reihe von Jahren verpachtet. 

Erft in dem zweiten Abfchnitte vom V. J. 1851 angefangen, find 
in dieſer Ueberſicht die Ergebniffe des Iomb. venet. Königreiches 
und der ungarifhen Länder, dann feil 1854 aud der quarne- 
riſchen Inſeln einbezogen, und fomit unter den geſchloſſenen Städ— 
ten no Preßburg, Peſt-Ofen mit Altofen, Venedig, Padua, 
Rovigo, Trevilo, Udine, Verona, Vicenza, Mantua, dann bis 1859 
Mailand, Brescia, Bergamo, Como, Erema, Cremona, Lodi und Pavia 
mitbegriffen. 

Sm Allgemeinen umfaßt die gegenwärtige Nachweifung den ver: 
fteuerten Berbrauh von Wein, Weinmoft und DObftmoft; und 
nur bei den italieniichen gejchloffenen Städten find die dort in großer 
Menge zur Weinbereitung eingebrachten frifhen Weintrauben 
eingerechnet, und zwar nah dem Verhältniße von 7:4 quintali metrici 
als Wein in Anſchlag gebradt. 

Der Obſt moſt in geichloffenen Städten ift bloß bei Gray und 
Linz von größerer Bedeutung. 

Wenn wir nun auf die Periode von 1850 herwärts bliden, fo 
jeben wir, daß in den geſchloſſenen Städten die 1850 ausge: 
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wieſene Bein:E onjumtion fi durch den Hinzutritt der italienifchen 
und ungarifhen Städte im 3. 1851 ungefähr verfünffadt, dage- 
gendie Steuereinnahme nur etwas mehr ala verboppelt hat ©). 
Die Erklärung diejes Mißverhältniſſes liegt in den vergleichsweiſe viel 
niedrigeren Steuerfähen des Dazio Consumo murato in den italienijchen 
Städten. Von nicht unmerflihem Einfluße auf den Steuerertrag ift 
auch die feit 1848 erfolgte Herabjegung der Wein:Steuerfäge in ben 
deutſchen und flaviihen Stäbten gewefen. 

Daß die ausgewieſenen Ergebniffe des J. 1848 nicht der Aus: 
brud der damaligen Confumtion gewejen find, fondern die Finanzen 
in Folge der damaligen Wirren bloß an der Meinfteuer eine Einbuße 
von mehr al3 Million Gulden erlitten haben, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das Zurücdweihen der Wein-Conſumtion feit 1853 hat feinen 
hauptſächlichſten Grund in dem Auftreten der Traubentrankpeit, 
und die plötzliche Abnahme feit 1869 in dem Wegfalle der Lombarbie. 

Die Berihiedenheit der Befteuerungsarten in ben 
einzelnen Gebiethstheilen fpiegelt fi in einer Nachweifung der nach 
Kändergruppen gefonderten Ergebniffe der Weinfteuer, mit gleichzeitiger 
Nüdfihtnahme auf das Populations:Verhältniß klar ab. 
Die nachſtehende Uebersicht enthält eine folde zergliederte Nachwei— 
fung des GSteuerertrages für 

a) bie deutſchen und ſlaviſchen Kronländer mit 17,822,136 
Einwohnern, 

b) die ungarifchen Kronländer mit 13,768,549 Einwohnern, 
wovon feit 1. März 1851 bis 1. Mai 1860 vorläufig bloß 2,881,198 
Einwohner befteuert waren, und 

e) das lomb. venet. Königreich mit 5,146,854 Einwohnern, 
wovon erft 1859 mit der Lombardie 2,690,798 Einwohner entfallen find. 


*) Die Befteuerung in Preßburg und Peft:Ofen bat erft mit März 1851 
begonnen. 
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Zergliederte Ueberſicht 
des Ertrages ber Verzehrungsſteuer (Dazio Consumo) vom Wein. und Moſt-Verbrauche in und außerhalb 
der gefchloffenen Städte der drei gefonderten Steuergebiethe in den 12 Verw. I. 18501861. 
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Man findet in diefer Ueberſicht das Stenerergebniß don 1850— 
1861 für die gefhloffenen Städte gefhieden von dem übrigen 
offenen Lande der gefonderten drei Steuergebiethe dargeftellt; und 
wenn wir und an einen Durchſchnitt in runden Zahlen bal- 
ten, treten uns daraus folgende Iehrreihe Wahrnehmungen entgegen. 

In den deutihen und flavifhen Kronländern, worunter 
Niederöfterreih, Steiermark, Krain, Küftenland, Iſtrien, Südtirol durch 
Weinbau fi auszeichnen, entrichtete im legten Dezennium durchſchnitt- 
lich an Weinftener eine Bevölkerung von 17,822,136 Einwohnern 
2,520.000 fl. 6. ®. — 14 Nit. pr. Kopf; 

im lomb. venet. Königreiche, bekannt wegen feines Wein— 
reihthumes und feiner großen Wein-Confumtion und Wohlhabenbeit, 
5,136.864 Einwohner 1,470.000 fl, ö. W. — 28 Nr. pr. Kopf; 

in den bis 1860 allein befteitert geweſenen 1169 Orten der 
ungariſchen Länder 2,881.198 Einwohner 1,680,000 fl. 6. W. — 
58. Ar. pr. Kopf. 

Noch greller tritt das Mifverhältnig der Beſteuerung außerhalb: 
der geſchloſſenen Städte hervor ; denn auf dem offenen Lande ent 
fallen davon 

in den deutſchen und ſlaviſchen Kronländern auf 16,856.212 
Einwohner ungefähr 1,800.000 fl. 5. W. — 10 Nkr. pr. Kopf, 

im lomb. venet. Königreiche auf 3,892.987 Einwohner bei 
790.008 fl. 8. W. — 18 Nkr. pr Kopf; 

in ben ungarischen befteuerten Orten auf 2,650.390 Einwoh- 
ner nngefähr 1,400.000 fl. 5. W. — 53 Nkr. pr. Kopf 3). 

Vom finanziellen Standpunkte zeigt ſich alfo im jeder Hin- 
ſicht das 1851 verfuchsweife in einem Theile der ungarifhen Län: 
der eingeführte Beſteuerungsſyſtem als das vortheilbaftefte, tvenn 
gleich dort die Steuerfäge ſehr mäßig gehalten find. 


5) gehörigen Würdigung diefer relativen MWeinftener:Ergebnifje kommt der 
ehr erheblihe Umftand zu erwägen, daß ein großer Theil der Bevölkerung 
der ungarijchen Länder feinen Wein, fondern Branntmwein confumirt, 
daß au im einem großen Theile der deutſchen und flavifhen Kron— 
Händer theil3 Bier, theils Branntwein das üblihe Getränte ver großen 
Bottemafjen bildet, während die italienifche Bevölkerung ala Nationals 

teänte faft nur Wein trinkt. Hier hat im lebten Jahrzehent das wieder— 
Bote Däßrathen der Wein: und der Seiden-Ernte, jener weſentlichen Faktor 
zen des Wohlſtandes der dortigen Bevölkerung, ſeht auf die Verminderung 
des Weinverbrauches eingemwirkt. 





Deßary: über Weinftener. 47 


IV. Ä 
Urfachen des geringen Steuer-Ertrages. 


Ein Blick in die vorftehenden Nachweiſungen zeigt, daß in Defter- 
veih von dem Wein: und Moft:Berbraude im Ganzen, melden 
wir oben im Durchſchnitte mit jährlichen 22—27 Millionen Eimern 
angegeben haben, eine verhältnigmäßig geringe Beiltener für die 
Staatsbedürfnifle bisher erhoben worden: ift. 

Wir willen, daß für den Bierverbraud, melcder fich jähr: 
lich bi3 auf 14 Millionen Eimer gehoben bat, eine Steuerjumme von 
15,729.640 Gulden (im %. 1860), 

dann für den Branntmwein:VBerbraud, der im Sabre et: 
was über 4 Millionen Eimer beträgt, an Verzehrungsſteuer nicht me: 
niger ala 14,242.062 fl. 6. W. entrichtet wird. 

Schon diefe Vergleihung deutet auf eine nothwendig vorban: 
dene Mangelbaftigkeit in der Gefehgebung über die Weinbefteuerung, 
und wir wollen uns daher vorerft mit der Erörterung der Urſachen 
befehäftigen, au8 denen in dem megen feines Weinreichthbumeg berühm: 
ten Defterreich bisher vom Wein:Verbrauche Fein größeres Steuerer: 
trägniß erzielt worden ilt. 

In der Wefenheit haben wir drei ſolche Urſachen zu verzeichnen, 
von denen die hauptjächlichite in dem aus alten Zeiten überkommenen 
und bis in die jüngite Zeit beibehaltenen fehlerhaften Prinzipe 
ber Beiteuerung liegt, nach welchem in dem größeren Theile des 
Reiches außerhalb der wenigen gefchloffenen Städte lediglich jener 
Bruchtbeil des Wein: und Moft:Verbrauches, der im Ausſchanke oder 
Kleinverichleiße (in Mengen unter 1 n. ö. Eimer) vermittelt wird, 
mit einer Steuer belegt, und aller übrige weitaus größere Wein- 
und Moft:Berbrauh von der Berzehrungsfteuer geſetzlich freige 
laſſen war, und theilweife noch ift. 

Nach diefem Schwer zu verantwortenden Prinzipe find in ſämmt⸗ 
lichen deutſchen, ſlaviſchen und italieniſchen Kronländern auf 
dem offenen Lande, alſo von 18,648.179 Einwohnern) alle Wein und 
Obſtmoſt erzengenden Grundbefiger, fo mie die fonitigen Conſu— 
menten, melde fih ihren Wein: und Moftbedarf eimermeife bei— 
Ihaffen, für ihren Verbrauch gefetlih als fteuerfrei anerfannt gewefen. 

In den ungarifhen Kronländern Tonnte die Weinfteuer darum 


°) Hierunter iſt die Bevöllerung der 1859 meggefallenen Lombardie nicht mits 
begriffen. 
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nit viel ergiebiger fein, weil fie feit 1851 theilmeife bloß von ben 
Bewohnern der Drte mit mehr ala 2000 Seelen gefordert wurde, 
und die Bevölkerung der übrigen zahlreihen Orte von Ungarn, Sie 
benbürgen, der ferbiichen Wojwodſchaft und dem Temeiher Banate, 
ferner ganz Kroatien und Slavonien nebft der Militärgränze, d. i. 
alfo eine Gefammtbevölterung von 10,887.351 Seelen vorläufig von 
der Verftenerung ihres Wein: (und Fleiſch⸗) Verbranches gänzlich vers 
ſchont geblieben ift. Dieje zweite Lücke ift feine prinzipielle, jondern 
durch Opportunitätsrücichten veranlaßt. 

Wie groß ift wohl die Wein: und Moftmenge, melde unter 
folgen Umfländen von der Eteuer getroffen wurde oder ala ver- 
feuert anzujeben iſt? 

Wenn wir die obigen Steuerertrags-Ueberſichten zu Nathe zie— 
ben, und vorerft die in den geſchloſſenen Städten ausgeiviefenen Menz 
gen in's Auge fafien, wenn wir fodann die in den verjhiedenen Kronz 
Ländern geltenden Tarifsfäge berüdfichtigen und dabei erwägen, daß 
auf dem offenen Lande der größere Theil des GSteuerertrages auf 
Grund von Pauſchal-Abfindungen und Pachtungen eingegangen ift, To 
werden wir ſicher nicht ftarf irren mit der Annahme, daß die in den 
legten Jahren erreichte höchfte Ertragsfumme auf dem Verbraude von 
nit mehr als 8 bis 10 Millionen Eimern laftet, — und daß 
daher noch 10 bis 15 Millionen Eimer Wein jährlid ohne 
Befteuerung verbraudt worden find. 

Aber wenn twir felbft eine Menge von 8 bis 10 Millionen Ei: 
mer Wein und Moft ald das bisherige Objekt der Befteuerung aner— 
kennen, fo ift eine davon erhobene Steuerfumme von ungefähr 51, Mil- 
lionen Gulden gewiß feine drüdende Laft, — zumal wenn man bie letztere 
mit den vom Bier: und Branntwein:Verbrauche erhobenen Steuer: 
ſummen vergleicht. Notoriſch ift feit 30 Jahren, und befonders in dem 
legten 10 Jahren in ganz Defterreih der Werth der Weine bedeu— 
tend geftiegen. Trogdem find (außerhalb de3 Tomb. venet. Königs 
reiches) in dieſem langen Zeitraume die Steuerfäge für Wein nicht 
nur nicht erhöht, fondern theilweife fogar herabgefegt worden. Im 
Ganzen ift alfo in jenem Zeitraume das Befteuerungsperzent verrin— 
gert, anftatt erhöht worden. 


Reform der biöherigen Weinbefteuerung. 
Wenn die ftetig zunehmenden Bedürfniſſe des Staates die Regie 
rungen drängen, neue Einnahmöquellen aufzuſuchen, fo werben bie 
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Regierungen, ſobald das oft angemwendete bequeme Mittel deg Schul: 
denmachens, eupbemiftifch der „Kreditsoperationen,” nicht mehr recht 
verfangen will, zu größerer Thatkraft und Weisheit gezwungen; und 
e3 tritt ihnen die Aufforderung entgegen, die bereit3 beitehenden 
Befteuerungsarten in Abficht auf ihre Gerechtigkeit und die Höhe der 
Belaftung eindringliher zu prüfen, damit durch eine mehr gleich 
mäßige Vertheilung der Öffentlihen Laften deren Drud 
auf die Einzelnen thunlichſt verringert werde. 

Die gebietberiihe Noth, welche nah dem Sprichworte Eifen 
bricht, Scheint auch die öfterreihiiche Regierung zu einer Neform der 
MWeinbefteuerung gedrängt zu haben. Am nächſten lag ihr die fofortige 
Abftellung jenes nicht länger zu rechtfertigenden Zuftandes, daß ein 
Theil des Reiches von einer Steuerleiftung befreit blieb, welcher ſich 
die übrigen Gebiethötheile fügen mußten. Nur das Wie? Fonnte Sache 
des Zweifels fein. | 

Schon längft hatte die öffentlihe Meinung, und zwar mit vollem 
Rechte, dem uralten Syfteme der Ausfchank:Beiteuerung den Vorwurf 
der Ungerechtigkeit gemadt, indem ſolche lediglich den im Slein: 
verfaufe zum Verbrauche gelangenden Wein und Moft, alſo in ber 
Regel bloß den Verbraud der ärmeren Volksklaſſen mit einer 
Steuer belaftete, — während die Wein und Moft erzeugenden Grund— 
befiger und alle andern, meiltens wohlhabenderen Berfonen, 
welche fi mit größeren Getränkmengen zu bevorräthigen pflegen, 
fteuerfrei blieben. 

Wir erinnern uns noch ganz wohl, wie im J. 1848 der damalige 
Finanzminiſter ) in dem öfterreichifchen Reichstage öffentlich diefem 
verdammenden Urtbeile Worte geliehen, und es als eine der nächiten 
Aufgaben der Gejeggebung bezeichnet bat, die Mittel und Wege zur 
Bejeitigung jenes mwejentlihen Gebrechens aufzuſuchen. 

Schon von dieſer Zeit datiren die erſten Einleitungen zu einer 
Reform der Weinbefteuerung, welche nicht lange verfhoben werden 
fonnte, weil es fich bereit? im J. 1850 darum handelte, nah Aufs 


*) Hier ſei dem bereit? am 26. Juni 1861 leider zu früh dahin gefchiedenen ehema⸗ 
ligen Finanzminifter Philipp Freiberrn von Krauß eine Stelle ad): 
tungsvoller Erinnerung geweiht, da an den Namen dieſes weiſen, um das 
Baterland bochverbienten Mannes fih auch die Reform der öſterreichiſchen 
Weinbefteuerung knüpft. Er war jener erfahrene, ftill fchaffende Gärtner, der 
in fturmbewegter Zeit jo manche jeither in Deſterreich herangewachſene Bäume 
Behlanıt, von deren Früchten ſich feine Nachfolger bequem gütlich gethan 


Haimerl’s Bierteljahresfäeift f. Nechtow. X. 1. 4 
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bebung der beitandenen Zwiſchenzoll⸗Linie auch in den ungariichen 
Ländern die Verzehrungsftener einzuführen. 

Es am eben darauf am, entweder die Weinbeftenerung, wie fie 
in den deutſchen und jlavijchen Kronländern, dann im lomb. venet. 
Königreiche beitand, einfach auf Ungarn, Siebenbürgen, Kroatien, Sie: 
vonien und die Militärgränze zu übertragen, — oder aber für bie 
ganze Monardie oder vorläufig blos in den ungariihen Ländern ein 
neues, den Anforderungen der Zeit, der Wiſſenſchaft, und der Verhält- 
niſſe befjer entiprechendes Beiteuerungsipftem (wenigſtens verſuchsweiſe) 
zur Geltung zu bringen. 

Die Regierung konnte fi, wenn ſich ihr auch dazu die Möglichkeit 
geboten hätte, im Jahre 1850 vernünftiger Weile nicht entſchließen, 
in den ungarifhen Kronlänbern ein von, der öffentlichen Meinung 
längft verurtheiltes Steuerfyitem neu einzuführen. Allein auch die Mittel, 
diefe anerfanut ungerehte Ausſchank-Beſteuerung gleichzeitig 
mit der Befteuerung des Fleiſchverbrauches im den ungariichen 
Ländern mit Erfolg durdzuführen, fehlten; fie wären nur durch eine 
namhafte Erhöhung des Regie: Aufmwandes, welde wieder den 
größten Theil der erwarteten Steuereinnahme verſchlungen haben 
mürde, zu beſchaffen geweſen. Denn es hätte zu diefem Behufe der 
fehr mäßige Stand der in den ungariſchen Ländern neu aufgeitellten 
Finanzwache bedeutend erhöht werden müſſen, was in der zeritreuten 
Lage fo vieler fteuerpflichtigen Gewerbe, in der großen Entlegenheit 
der verfchiedenen Ortſchaften, in den damals noch äußerſt ſchwierigen 
Communicationen und ähnlichen Landesverhältnijien feinen Grund bat. 

Es war demnach fo zu fagen eine unvermeidlihe Nothwendigkeit, 
fih zu der zweiten Alternative zu entſchließen, und, vor der Hand 
wenigſtens für die ungarifhen Länder, ein rationelleres, gerechteres 
und die Bebürfniffe des Staatsfhages für die Zukunft mehr berück— 
ſichtigendes neues Beſteuerungsſyſtem zu fchaffen. 

Es lag am Tage, daß den Anforderungen der Gerechtigkeit nur 
durh Befeitigung der Steuerbefreiungen und mittelft Durchz 
führung einer gleihmäßigen allgemeinen Befteuerung ent: 
fproden werden konnte, uud daß gleichzeitig jede bedeutendere Ver— 
mebrung be3 Regie: Aufwandes vermieden werden mußte, 
wenn von dieſer neuen Belaftung den Staatsfinanzen ein dauernder 
und ergiebiger Nugen in Ausſicht ſtehen follte. 

Wie es alfo zunächſt darauf anfam, den Weinverbraud in 
feinem gefammten Umfange in den Berei der Beſteuerung zu 
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ziehen, boten fich hierzu wieder zwei Wege dar, nämli die Wahl 
einer direkten oder einer indirekten Beiteuerungsform. Jede 
von dieſen beiden hatte ihre Vorzüge, jede ihre Schattenfeiten; und 
ed ift ein Gegenitand der ernitelten Erwägung, für welche Beſteue⸗ 
rungsform fih ſchließlich entichieden werden fol. 

Als ſpäter im %. 1859 die Frage zu entjcheiden war, ob man 
das in Ungarn verfuhsiweile gewählte Syſtem der Belteuerung des 
Geſammtverbrauches verallgemeinern und auf das ganze Reich aus: 
dehnen, oder ob man das befanıte Syitem der Ausſchankbeſteuerung 
dennoh nacträglid auf die ungariſchen Länder übertragen follte, da 
war zu den übrigen Schwierigkeiten noch ein weiteres pefuniäre® DBe- 
denken binzugetreten. Denn wenn man Fünftig in den ungarischen 
Ländern fih mit der Ausfchanf:Befteuerung begnügen, und auf eine 
Berfteuerung des Privat: Weinverbrauches wieder verzichten mollte, jo 
bätte die Regierung von dem dort bereit3 errungenen Steuerertrage 
in den bisher beiteuerten Orten wieder mindeſtens die Hälfte fahren 
laflen müflen, wofür ihr jchmwerlich jemand Dank gewußt haben würde. 
Diefe Einbuße in den Einnahmen mit dem vermehrten Auf: 
wande für die Durhführung der Ausſchankbeſteuerung würde die 
Einnahme von der neuen Belteuerung diejer Länder auf eine fo be: 
fcheidene Ziffer verringert haben, daß man ſich fragen möchte, ob es 
ih auch lohnen würde, wegen einer jo Heinen Rein-Einnahme die 
Bevölkerung ganzer Königreihe den Unannehmlichkeiten einer eigenen 
Belteuerung auszuſetzen? Mit einer ſolchen Steuerreform wäre aljo une 
zweifelhaft den öjterreichifchen Staatsfinanzen wenig gedient gemejen. 

VI. 
Bedenken gegen eine direkte Beſteuerung. 

Als das einfachſte und am mindeſten koſtſpielige Mittel, den ge- 
fammten Wein: und Moft-Verbraudy mit der beabjichtigten Steuer zu 
treffen, wird von Vielen, die das praftifhe Leben meiftend nur aus 
Büchern kennen, die Umlegung diefer Steuer auf den Moment der 
Erzeugung oder auf den zum Weinbaue benügten Grund und 
Boden, mittelft eines befondern Zuſchlages zu der bereits befte- 
benden Grunpdfteuer empfohlen. Sin der That jcheint nichts leichter, 
niht3 einfacher, als dem Grundbefiter, der bisher 3. B. 200 fl. an 
jährlicher Grundſteuer nebft den mancherlei Zufchlägen zu derjelben 
bezahlt, mitzutbeilen, daß er künftig außerdem auch noch 100 fl. oder. 
150 fl. an Berzebrungsfteuer für Wein, der auf feinem Grunde mad: 
fen dürfte, zu zahlen haben werde. 

4* 
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Ich möchte zweifelt, ob diejenigen, die derlei Projekte erſinnen 
ober bevorworten, jelbjt Wein erzeugende Grundbejiger find, ober, 
wenn fie ed wären, ſich die Confequenzen eines ſolchen Vorſchlages 
völlig Har gemacht, und darüber reiflich nachgedacht haben; fie müßten 
fonft, wie mir fcheint, bald andern Sinnes werben. 

Denn es iſt ſchwer zu glauben, daß für den Fall einer Umle— 
gung der Weinfieuer in der Form einer direften Steuer auf den 
Grundbefig (auf den mit Weinveben bepflanzten Grund und Boden) 
das Gewicht der folgenden ernftlichen Bedenken jo leicht verfannt oder 
unterfhägt werden jollte, 

1) Es iſt an fich nicht wohl zu rechtfertigen, dab die Entrich: 
tung einer auf den Verbrauch im ganzen Neiche beredineten Wein- 
feuer, wenn auch zum Theile nur vorſchußweiſe, bloß jenen rom: 
ländern und Bezirken aufgebürbet werde, die fih mit der Erzeugung 
des Weines befafjen. 

2) Durch die Umlage der Weinfteuer auf den Grundbejig wird das 
gefammte große Stenerfapitel für allen erzeugten Wein, der 
oft erft nad Jahren zur Verzehrung gelangt, gebunden und einer 
nügligeren Verwendung für andere volkswirthſchaftliche Zwecke entzogen. 

3) Der Weinhandel wird dadurch genöthiget, größere Ka— 
pitalien aufzuwenden, deren Zinfen und Zinjeszinfen den 
Preis der Weine vertheuern, auf folge Art den Verbrauch all- 
mälig beſchränken, und fo fchließlih den Weinbau, eine der wich: 
tigften Quellen des öfterreihifchen Nationalreichthumes gefährden müſſen. 

4) In manden Kronländern wird ſchon jegt über die Höhe 
der Grundflener mit ihren verſchiedenen Zuſchlägen insbefon- 
dere bei Weingründen geklagt, zumal der Ertrag der Weingärten ein 
höchſt unficherer und wechſelnder ift. Es ift darum ſchwer zu glauben, 
daß der Grundbefig allein eine weitere Erhöhung der Grund: 
fteuer um den ganzen Betrag der Steuer, der von dem Weinver- 
brauche gefordert werden kann und foll, würde ertragen fünnen. 
Darüber kommt man fchnell in’3 Reine, wenn man die Weinfteuer in 
Summe auf jedes Joch der vorhandenen Rebengründe repartirt. 

5) Wenn die Weinfteuer auf den mit Weinreben bepflanzten 
Grundbefig umgelegt, und nach deffen Ausdehnung der auf jedes Joch 
entfallende Steuerfag ermittelt und dem Beſitzer feine Steuerſchuldig- 
keit vorgeſchrieben werben fol, jo muß diefer Grundbeſitz und deſſen 
Ausdehnung genau befannt fein. 

Diefe Kenntniß mangelt gegenwärtig, weil die durch eine 
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lange Reihe von Jahren vorgenommenen Kataſtral-Vermeſſungen und 
Erhebungen bekanntlich fein getreues® Bild der heutigen Bodenkultur 
liefern, indem überall dort, mo vor Jahren Wein gebaut murde, heute 
nit immer noch Weinbau Statt findet, diefer im Gegentbeile an 
einigen Orten aufgegeben, an andern neu eingeführt worden ift. 

Es wäre alfo vorläufig eine ganz neue Kataftral:Auf: 
nabme aller Weingründe im ganzen Reiche nothwendig, eine 
Arbeit, welche erfahrungsgemäß nicht nur viel Geld, fondern aud 
eine ziemlich lange Reihe von Jahren in Anſpruch nimmt; — und 
weil ein Fontinuirlicher Wechſel vortommt, müßten alle eintretenden 
Veränderungen pünftlih in Evidenz gehalten werden, damit 
nur jene, welche wirklich Wein bauen, und nur nah Maßgabe ihres 
jeweiligen Belites mit dem Weinfteuer : Zufchlage belaftet merden. 
Hierin läge ficher eine nicht Leicht zu überwindende Schwierigfeit. 

6) Ein nit minder gewichtiges Bedenken gegen jene direkte Be: 
fteuerung der Grundbeſitzer liegt ferner darin, daß die direkte Steuer 
Jahr für Jahr unverändert fortgezahlt werden müßte, e8 mag 
der Ertrag ein fehr geringer oder ein fehr ergiebiger, und demnach 
au der Verbrauch in einem Sabre nur von geringer oder aber 
von größerer Ausdehnung fein. 

Der Grundbefiger würde es gewiß ſchwer empfinden, in Jahren, 
wo ihm faft fein Wein wählt, obmohl er an Kultursaufwand nichts 
erfparte, die Weinfteuer eben jo wie in guten Jahren zu zahlen, — 
und der Finanzverwaltung würde andererfeit3 eine Steuer wenig from⸗ 
men, melde in gejegneten Weinjabren und bei fehr ausgedehnten 
Weinverbrauche nur eben fo wenigeinbringt, als in Mißjahren eingeht. 

7) Eine Befteuerung des Weines bei der Erzeugung (mittelft 
eines Grundfteuer:Zufchlages) ift jedenfalls drückender als eine Pe: 
fteuerung beim Verbrauche, einmal weil der Grundbeſitzer unter allen 
Unftänden fih ihr nicht entziehen kann, und dann meil fie ihn oft 
trifft, wenn er fich in Geldverlegenheit befindet, und er nicht felten, 
um den Steuerbetrag aufzubringen, zu Noth-Verkäufen und zur 
BVerfchleuderung feines Produktes genöthigt wäre. Beliebige Zufriftun: 
gen einer ſolchen Steuer, womit derlei Unzukömmlichkeiten begegnet 
werden follte, find unzulällig, weil der Staat in beftimmten Zeiträu: 
men auf den richtigen Einlauf gewifler Steuerfummen zählen muß. 

8) Au der Wein-Erport nah dem Auslande, deſſen Er: 
leichterung und Entfeſſelung von allen unausweichlichen Hemmungen 
und Erichwerungen ein großes volfswirtbichaftliches Intereſſe ift, 
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würde nicht wenig erſchwert, wenn alles Weinerzeugniß mit einem 
neuen Grundfleuer : Zufchlage belaftet wäre, und eine partielle Refti- 
tution diefer Steuer nicht gewährt werden könnte. 


vo. 
Fortfegung. 

Ein nicht viel glücklicherer Verſuch wäre es, die Steuer vom 
Weinverbrauche auf den Moment des Uebergangs des Weines in ben 
Handel, beim Verkaufe besjelben Durch den Erzeuger, umzulegen. 

Nah diefem Projekte jollte aller Wein beim Verkaufe durch 
den Erzeuger von diefem felbft oder von dem Käufer verftenert 
werden, — wodurch man allen Werlegenheiten zu entgehen glaubt, 
denen ber Erzeuger im Kalle einer Umlage auf den Grundbefig ums 
verfennbar ausgeſetzt wäre, 

Man entgeht dabei allerdings ber unfruchtbaren Steuer-Rapitals: 
anlage für das MWeinerzeugniß bis zum Momente des Verfaufes, — 
man verzichtet dabei nicht auf den Vortheil eines ergiebigeren Steuer: 
ertrages in gefegneten Weinjahren, — man erfpart die zeitraubende 
und Eoftfpielige neue Aufnahme der fämmtlihen Nebengründe, und 
die ftetige Eviderzhaltung der veränderlihen Weinbau:Aren, — es 
wird der Grundbefiger in Jahren, mo er wenig oder gar feinen Mein 
erntet, zu feiner Weinſteuer-Entrichtung verhalten, — er wird auch 
nicht zu Nothverkäufen, zu Verſchleuderungen feines Erzeugniffes ge— 
zwungen, am nur die Eteuer in den Fälligkeitsterminen entrichten zu 
fönnen u. f. w. 

Gleichwohl bringt mir diefer Vorſchlag einen, von der öfterrei- 
chiſchen Regierung bereits im %. 1830 gemachten ähnlichen prafti: 
ſchen Verfud im Kleinen in Erinnerung, welcher darin beftand, 
daß als fteuerbarer Kleinverſchleiß jede Veräußerung des Weis 
ne3 in Mengen unter fünf (5) Eimern, anftatt unter 1 n. ö. 
Eimer bezeichnet wurde. Eine Fluth von Beihwerden und Xorftellun: 
gen gegen eine folde, den Weinhandel umd auch den Weinbau fehr em— 
pfindlich berührende Maßregel war die augenblidlihe Wirkung diefes 
Verfuches, von welchem auch fofort wieder abgejtanden werden mußte. 
Eine faiferl. Entfchliegung vom September 1830 ftellte den früheren 
Zuſtand wieder her, der ſich bis heute erhalten hat. 

Man kann fi daraus leicht die Folgen einer Veftenerungsart 
vorftellen, welge jedweden Weinverkauf von Seite des Erzeu: 
gers, er möge in noch fo großen Mengen, zum unmittelbaren Vers 
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brauche, zum weiteren Handel, oder zur jahrelangen Aufbewahrung 
oder Lagerung geſchehen, der Steuerpflicht untermwirft. 

Es bedarf Feines langen Studiums, um die wejentlichiten Gründe 
des allgemeinen Widerftrebens gegen eine ſolche Art der Belteuerung 
zu erfennen. 

a) Man denke fih vor Allem die bedeutenden Verlujte an der 
bezahlten Steuer, welden der Käufer der Weine in Folge der 
Gährung, der Verbünftung und fonftigen Echwendung oder des Ver- 
derbens auögejegt wäre und wie es unthunlich erjcheint, alle dieje vie: 
len fo verfchiedenen Verlufte ſchon im Steueraugmaße im voraus zu 
berückſichtigen. | 

b) In diefer Befteuerungsart liegt ebenfalls eine den volkswirth⸗ 
Schaftlihen Intereſſen äußerft abträglide Belaftung des Weinhan— 
dels um das bedeutende Kapital der ganzen auf den Wein auszulee 
genden Steuer, um die davon auflaufenden Zinſen und Binjeszinfen, 
und die zuvor erwähnten Steuerverlufte, wodurch eine Steigerung der 
Weinpreife, eine Beſchränkung des Weinverbrauches, und fchlieplich der 
Ruin des Weinbaues bewirkt wird. 

ec) Wird die Steuer beim Verlaufe von dem verlaufenden Erzeu- 
ger gefordert, fo gefellt fih zu dem übrigen Ungemach noch das Bes 
denken, daß demjelben in dem Augenblide, wo er feinen Wein vielleicht 
recht vortheilhaft an Mann bringen Fünnte, die Geldmittel zur Steuer- 
entrichtung fehlen, weil befanntlich nicht alle Weinverläufe gegen un- 
mittelbare Zahlung, fondern häufig auf Kredit gejchehen. Aus diefem 
runde würde auch den Käufern nicht felten ein vortbeilhafter Kauf 
von Weinen unmöglich gemacht fein, wenn fie die Steuer gleich beim 
Kaufe zu entrichten hätten. 

d) Uebrigens darf man fich nicht zu forglos der Täuſchung über: 
laſſen, ala ob eine ſolche Befteuerung in der Praris ih gar fo ein- 
fach, leicht und ohne ftrenge Kontrolle der ſämmtlichen Weinvorräthe 
und der jährlichen Ernte:-Ergebnilfe durchführen lafje, wie man zu glau: 
ben geneigt ſcheint. 

Weite Länderftreden find in Defterreih dem Weinbaue gewidmet, 
der Weinhandel in Defterreich ift eben fo lebhaft al8 ausgedehnt, große 
Weinvorräthe lagern durch viele Jahre, und müſſen unauggelegt ber 
nötbhigen Pflege unterzogen werden. Die Aufgabe kann daher unmöglich 
jo einfah und für die Weinbefiger harmlos fein, alle diefe theils ver- 
fteuerten tbeild unverfteuerten Borrätbe und Sendungen 
von etwa 20-30 Millionen Eimer dergeltalt in Evidenz zu halten und 
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zu Eonteolliven, daß nit bedeutende Weinmengen ber 
Steuerentrihtung entzogen, und allerlei Unterfchleife dieſer 
Art vollbracht werden. 


VIH, 
Fortſetzung. 

Um den Verlegenheiten auszuweichen, in welche man geräth, wenn 
man ſich zu irgend einer Beſteuerungsart entſchließen muß, der es na— 
türlich an Gegnern und Unzufriedenen nicht fehlt, wird noch ein an— 
deres Projekt vorgeſchlagen, welches feiner Originalität wegen bier nicht 
Übergangen zu werden verdient. 

Es ift dabei auf nichts Geringeres abgefehen, ala die gefammte 
Verzehrungsiteuer von Mein, Bier, Branntwein, Fleiſch, Zuder 
u. f. m. in ihren einzelnen Zweigen auf die einzelnen „Kronländer* 
nad Maßgabe der dort ftattfindenden Confumtion fteuerbarer Ge— 
genftände, und nach Verhältniß der relativen MWohlhabenheit der Ber 
mohner in beftimmten, periodenweile zu modificirenden Landesquo— 
ten“ direkt umzulegen, — und es den verfdiedenen „Zandtagen” 
zu überlafen, wie fie diefe Quoten von ihrem Lande einbringen wollen. 
Auf diefe Weije würde, meint man, der Landtag dann zu beftimmen 
baben, welder Totalbetrag von dem betreffenden Lande insbeſon— 
dere an Weinfteuer aufgebracht werden müffe, um mit Zurechnung 
des in ähnlicher Art auszumittelnden Ertrage3 von den andern Steuer= 
objekten jene Etenerfumme auszufüllen, welche als Poftulat der ge— 
famnten Verzehrungsfteuer dem Kronlande durch das Jahresbudget 
des Neiches zugemeffen wird. In welcher Weife die Weinfteuerguote 
von den einzelnen Landesbeiwohnern eingebracht werben foll, möchte man. 
dem Belieben der ohnehin nad Autonomie firebenden „Landtage” 
anbeimgeben. 

Nah meinem unmaßgeblihen Dafürhalten hätte diefer Vorſchlag, 
ins Mare Deutſch überfegt, zu lauten, wie folgt: 

Die öſterreichiſche Negierung ſammt dem Reichsrathe weiß kein 
entſprechendes Geſetz über eine den Staatsbedürfniſſen und den Landes: 
verhältniffen zufagende Beftenerung des Weinverbrauches zu finden; — 
nachdem aber der Staat die fihere fortlaufende Einnahme aus der 
Weinbefteuerung durchaus nicht entbehren kann, fo überläßt man es 
andern Leuten, den Landtagen, paffende Gefege zu erfinden, mit deren 
Hilfe es gelingt, diefe Steuer hereinzubringen. 

Wer wollte, wenn er ſich einer folhen Auffaffung bewußt wird, 
es tagen, einen derartigen Vorſchlag zu unterftügen ? 
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Vor Allem iſt auf denſelben zu entgegnen, daß er mit unſerer 
Verfaſſung vom 26. Februar 1861 im Widerſpruche ſteht, laut wel⸗ 
cher ($. 10) die Geſetzgebung in allen Angelegenheiten der Reichs⸗ 
finanzen nicht den einzelnen Landtagen zufteht, fondern in den Wir: 
fungsfreis des gefammten Reihsratbhes gehört. Damit wäre diejer 
Vorſchlag eigentlich abgethan. 

Es ſchadet aber nicht, abſehend von der Beitimmung der Reichs: 
verfaffung, etwas näher auf die praftifche Durchführung einzugehen. 

Einmal ift die Prämiffe, die geſammte Verzehrungsſteuer nad 
Maßgabe der Statt findenden Confumtion auf die einzelnen Kronlän⸗ 
der mittelft Poftulaten umgulegen, eine unausführbare. Die Verzeb- 
rungöfteuer läßt fich befanntlich nicht überall auf den Moment der Con: 
jumtion umlegen, und daher kommt es, daß eine große Menge Brannt: 
weins, der in Galizien, in Ungarn, Mähren u. |. w. gebrannt wird, 
und von Zuder, der in Böhmen, Schlefien und Mähren erzeugt und 
dort verftenert wird, ganz anderswo zur Berzehrung gelangt. 
Wer will ung, bei unfern jegigen Handels-, Sommunicationg: und ons 
ſtigen Verkehrs: Verhältniſſen, glaubwürdig jagen oder berechnen, wie 
viel Branntwein, Yuder, Wein u. dgl. in diefem oder jenem Kron⸗ 
lande wirklich verzehrt wird? — und welches Verzehrungsiteuer : Po: 
ftulat daher den Confumtiong:Berbältniffen eines beftimmten Kronlan- 
bes und der Wohlhabenheit feiner Bewohner angemeſſen ift? 

Gehen wir auch über diefe Klippe hinweg, unbefümmert darum, 
wie die einzelnen „Landtage” wieder ihr Steuerpoftulat verſchiedentlich 
auftheilen wollen, fo daß z. B. Branntwein, Zuder, Bier, Wein bier 
niedriger oder höher al3 in diefem oder jenem Sronlande, bier bei der 
Erzeugung, dort beim Verſchleiße befteuert fein würde, — To fragen 
wir, wie in Gefammtöfterreich künftig eine auf diefe Verbrauchsgegen- 
ftände gerichtete große In duſtrie, ein Handelsverkehr und eine 
geſchützte Landwirthſchaft beftehen fol, wenn e3 jedem Kronlande 
freifteben würde, feine eigenen Wege zu geben, jeden Gegenitand ohne 
alle Rückſicht auf die Intereſſen der Nachbarländer und des ganzen 
Reiches beliebig hoch oder niedrig zu befteuern, bie mittelalterlichen Zoll: 
oder Steuer:Linien wieder aufzurichten u. ſ. f., um nur das Landespo: 
ftulat auf die bequemſte Art bereinzubringen? 

Wenn wir unfere Betrachtung fpeziell der Weinfteuer zumenden, 
jo müflen wir unter andern nur den Umftand ermägen, daß der Aus: 
fall der jährlichen Weinernte bekanntlich einen mejentlichen Einfluß auf 
die Größe der Weinconfumtion bat, und, um die Einbringung der ganzen 
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Landesquote zu ermöglichen, fait Jahr für Jahr die Steuerfäße für 
Wein bald erhöht, bald verringert werden müßten; — wohin bieß führte, 
wird nur Wenigen unklar fein. Die Erhebungen, welde nothwendig 
mären, um die Belteuerung jedes Artikels den jeweiligen Confumtions- 
Verhältniffen anzupafjen, erfordern im praktischen Geſchäftsleben viel 
zu viel Zeit, als daß fie nicht oft erſt dann beendigt werden follten, 
wenn der Umfang des zu bejtenernden Verbrauches ſich ſchon Längft 
wieder geändert haben würde, 
IX. 
Fortſetzung. 

Das Weſen der Neuerung in dem neuen Weinſteuer-Geſetze be— 
ſteht, wie wir ſpäter ſehen werden, in der früher nicht dageweſenen Be— 
ſteuerung des Privat⸗Weinverbrauches (außer dem Kleinver— 
ſchleiße), und in der Verpflichtung dev Gemeinden zur Einhebung 
und Abfuhr der Steuer von den Gewerbetreibenden und andern Steuer— 
pflitigen. Von dieſen zwei Seiten wurden daher auch der Durchfüh— 
rung de3 neuen Geſetzes in gewiſſen Gegenden alle erdenklichen Schwie— 
tigfeiten in den Meg gelegt, fo daß es den Anfchein gewinnt, als ob 
die „Himatifchen” Verhältniffe diefes einzigen Erdenwinkels fi um kei— 
nen Preis mit der neuen Beſteuerungsart ausföhnen laſſen wollten. 

Weil man es nicht wagen kann, dem gefunden Menfhenverftande 
zum Hohne die Gerechtigkeit des neuen Beſteuerungsgeſetzes offen zu 
beftreiten, fo beflagt man ſich über die Modalitäten feiner Ausführung, 
über die „unbeliebte Form“ der Beftenerung; und unter der Betheue— 
rung patriotifcher Opferwilligkeit und Geneigtheit zu jeder geforderten 
Stenerzahlung „in anderer Form“, wird die Aufhebung des neuen Ges 
ſetzes beanſprucht, — in der nicht unwahrſcheinlichen Hoffnung, daß es 
bei jedem andern Beſteuerungsmodus von jenen „Neuerungen“ für im: 
mer das Abkommen erhalten würde. 

Eingehend auf dieſes ausgeſprochene Verlangen nach einer bloßen 
Aenderung der „Einhebungsform“ (nicht de3 Prinzipes) wird von 
Verfonen, welche angeblih fachkundig find und Land und Leute fennen, 
mit einer gewiſſen Ueberzeugung und Beharrlichkeit, die wahrhaftig 
einer befferen Sache würdig wäre, ein vierter vermittelnder Vorſchlag 
empfohlen. Nah demfelben fol a) die Weinftener von Gemwerbetrei. 
benbden d. i. vom gewerbsmäßigen Ausichanfe (eben fo wie die Ver— 
zehrungsfteuer vom Fleiſche) von der Finanzverwaltung, ohne Vermitt— 
lung der Gemeinden, auf die nämliche Art eingehoben werden, wie 
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es in ben deutſchen und ſlaviſchen SKronländern bis zum J. 1860 
ohne Anftand geichehen iſt; wogegen — b) die Weinftener von dem 
Selbitverbrauche der Wein erzeugenden Grundbeſitzer, von leßteren 
in direfter Form als Zuſchlag zur Grundſteuer (unter einer neuen 
Benennung) in den Steuerbücheln vorzufchreiben, und gleichzeitig mit 
der Grundſteuer duch die Steuerämter einzuheben wäre. 

Diefer Doppelvorjchlag zeichnet fih von anderen dadurch aug, 
daß er die doppelten Nachtheile einer direkten und einer abgeftellten in- 
direkten Beiteuerungsart in fich vereiniget um den Preis, die Gemein- 
den von der Verbindlichkeit der Steuereinhebung zu befreien, und wahr: 
Iheinlih auch auf Koften des erwarteten Steuerertrages. Denn 

a) die Beichränfung der direkten Steuerumlage auf den Selbſt⸗ 
oder fogenannten „Hausverbrauc” der Weinerzeuger vermag die 
oben bereit3 angedeutelen Einwendungen gegen eine „direkte Beſteuerung“ 
keinesfalls zu entkräften, höchftens in etwas zu mildern. Die Umlegung 
der Weinftener für den Hausverbrauch der Erzeuger ift nur eine 
noh ungerechtere Bertbeilung der Steuerlaft, meil der Umfang des 
Rebengrundbefiges mit dem Umfange des fogenannten Haus—⸗ 
verbraudes nur felten im geraden Verhältniſſe ftebt, eine Bemef- 
fung des Weinſteuer-Zuſchlages nach der Ausdehnung der Rebengründe 
daher den Einen zu hart, ven Andern zu gering treffen, folglich eine 
ungleichmäßige Belaftung bewirken würde. 

Eine ſolche jochweiſe Vertheilung des Weinfteuer- Zufchlages würde 
in Mikjahren, wo der Hausverbrauch beichränft ift, den Grundbeſitzer 
um jo empfindlicher drüden, — oder falls man, um diefen Drud min: 
der fühlbar zu machen, den Steuerfab ſehr niedrig ftellen wollte, dem 
Zwecke widerftreben, dem Staatsſchatze aus der Beiteuerung des Wein: 
verbrauches eine ergiebigere Einnahme zu verjchaffen. 

b) Weiters bliebe bei der Ausführung jenes Vorfchlages der Wein: 
verbrauch aller derjenigen durchgehende wohlhabenderen Berjonen 
unbefteuert, melde nicht Weinbauende Grundbefiger find und ihren 
Weinbedarf auch nicht aus den Wirthshäuſern zu beziehen pflegen. Diefe 
nicht geringe Klaffe von Weinconiumenten von der Weinbefteuerung 
gänzlich freizulaffen, ift aber gar fein Rechts- oder Billigfeitägrund 
vorhanden. 

ec) Nicht minder bliebe dabei der geſammte Privatverbraudh an 
Dbftmoft unbefteuert, deſſen Freigebung eben fo wenig gerechtfertigt 
erichiene. 

d) Was die Einbebung der Weinfteuer von den Gemwerbetreis 
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benden (und der Fleiſchtteuer) anbelangt, jo it bereits madhgemieien, 
daß diejelbe nah dem im dem beutfchen unb Nasiihen Kronländern be 
ſtandenen Eyfieme in Ungarn, Siebenbürgen, Proatiem mb 
Elavonien ohne jehr mambaite Bermehrung des Stanisaufmandes, 
welde einen großen Theil des bereits errungenen und bes zu eriwar: 
tenden Steuerertrages nußlos aufjehren würde, nicht ausführbar if. 
Ber daran zieiieln möchte, dem verieiien wir gang einfach auf bie jeit 
Emanation des Eaiierlihen Diplomes vom 20. Ditober 1860 und der 
Verfaffung vom 26. Februar 1861 eingetretenen, wenn glei auferge- 
wöhnliden Berhältniiie in Unger, Siebenbürgen u. fo, unter bemem 
eine Einhebung der Bein und Feiſchteuer bajelbft nad jenem Sp- 
Reme zu den platten Unmöglichkeiten gehörte. 

e) Uebrigens ift mad der Grfahrung von der „Borjhreibung“ 
einer Steuer im Steuerbüchel bis zu ihrer „Einbringung“ oft eim 
weiter Weg. Wenn nun Fälle vorfämen, dab Grumbbefiger, zumal im 
Mibjahren, jih ebenfalls hartnädig mweigern tlirden, den „vorgefchrie- 
benen Weinftener-Zuichlag zu bezahlen —? Die Proponenten, welche 
bei derlei Vorkommniſſen unter der Wirkſamkeit des gegenwärtigen 
neuen Weinfteuergeieges feinen Rath wiſſen, meinen, alsdann müjle 
wohl zu Zwangsmaßregeln geſchritten werden, um tem Geiege Achtung 
und Geltung zu verihaffen. 

Sollte diefes Mittel im Angefihte der thatſächlichen Erfahrung, 
daß das jegige neue Steueripitem in dem weitaus größten Theile des 
Reiches, und aud in Weinbau treibenden Kronländern durch 10 volle 
Jahre ohne alle Gefährde und Anjtand durchgeführt worden iſt, nicht 
auch in jenen wenigen Bezirken antoendbar fein, wo man gegen dieſes 
Syſtem protefliren zu dürfen glaubt? Jit es in „Verfafjungs Staaten” 
zuläſſig, in Kraft beftehenden Gejegen den Geborſam zu verweigern ? 

Wenn die völlig gefahrlofe Ausführbarkeit des neuen Svſtems 
nicht bereits thatſächlich erprobt wäre, könnte man, wie id glaube, 
vielleicht über die zu ergreifenden Maßregeln noch im Zweifel bleiben. 
Nicht die Größe oder der Drud der bisherigen Steuerjorderung , die 
laut der obigen Ertragsüberfichten in der That fehr mäßig war, wie 
ziemlich allgemein auch zugegeben wird, iſt der Vorwand zu jenen Bro: 
teften; — was alfo dann —?? 

x. 
Grundzüge deö neuen Geſetzes über die Weinbeſteuerung in Deiterreich. 

Nah alledem ſcheint es augenfällig zu jein, dab weder vom 
volkswirthſchaftlichen nohvom finanziellen Standpunkte die 
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Umlegung der Steuer vom Weinverbraude in Form einer direkten 
Steuer empfohlen werden kann, und dab die Schwierigleiten und Be: 
denfen gegen jebe folche Befteuerung fich mehren, je ferner der Steuer: 
moment von dem Momente des Verbrauches gerüdt iſt. 

Es bleibt alfo Feine andere Wahl mehr, als eine indirelte 
Beſtenerung, bei welcher die Steuerpflicht dem Momente des Ver: 
braucdes jo nahe als möglich gerüdt wird. E3 wird darauf anfom- 
men, eine indirekte Beiteuerungsform zu finden, durch welche die Mög: 
lichfeit gegeben ift, innerhalb der Gränzen der Ausführbarteit den 
gefammten Wein: und Obſtmoſt-Verbrauch in allen Gebiethg: 
theilen der Monarchie in den Bereich der Steuer zu ziehen, ohne 
fernerbin prinzipiell irgend welden Ausnahmen oder Befreiungen 
von der Steuer Statt zu geben. Es muß dabei zugleich darauf vor: 
gedacht merden, dieſer Belteuerung eine ſolche Einrichtung zu geben, 
welde den Einhbebungsaufmand nicht unverbältuißmäßig erböbt, 
damit nicht ein zu großer Theil des Ertrages wieder von dem Einbe- 
bungsaufwande aufgezehrt werde. Nebenbei fol zugleich auch auf die 
billigfte Einhebung der Steuer vom Fleiſch-Verbrauche Bedacht 
genommen werden. 

Diefe Anforderungen an eine allgemeine, gerechte und ergiebige 
Beiteuerung find groß, fie ſcheinen nicht unerfüllbar; und ich) werde 
mich bemühen, in gebrängter Kürze zu zeigen, in welcher Art die öfter: 
reihiihe Regierung diefen Anforderungen gerecht werden zu können 
glaubte. 

Um den Gefammtverbraud eines beftimmten Ortes fen: 
nen zu lernen, und mit ber Steuer treffen zu können, gibt es ing» 
bejondere für Gegenftände, die man nicht, wie Bier, Branntmwein, 
Buder ſchon bei ihrer Erzeugung befteuern kann oder will, nur 
Ein Mittel, und dieſes befteht darin, den Ort bezüglich der Einbrin: 
gung des fraglichen Gegenftandes ala geſchloſſen zu erklären, d. i. 
zu beftimmen, daß diefe Artikel bereit? im Momente der Einbringung 
in den Ort der Steuerpflicht oder mindeftens der fteuerämtlihen Kon⸗ 
trolle unterliegen. 

Es verfteht ſich, daß es hierzu nicht einer materiellen Umſchlie⸗ 
Bung oder Abgränzung eines jeden einzelnen Ortes bebürfen muß. 
Nachdem aber eine bloß ideale Schließung aller Orte wenig Garantie 
für eine erfolgreiche Weberwahung ver Einbringung von Wein dar: 
bieten würde, fo muß für Einrichtungen geforgt werden, welche die 
Gefahr von Unterjchleifen bejeitigen oder doch wenigſtens verringern, 
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In den Städten, welche bisher ausdrücklich für die Einhebung 
der Verzehrungſteuer geſetzlich als geſchloſſen erflärt, und 
deren Eingänge einer ſtehenden Ueberwachung unterzogen ſind, iſt der 
geſammte Verbrauch an Wein und Moſt ohnehin ſchon durch die an- 
geordnete Verſteuerung bei der Einfuhr über die Steuerlinie getroffen. 
Da eine Aenderung diefer Einrichtung nicht nothwendig erfcheint, jo 
batte fich die geſetzliche Reform der Beiteuerung auch nur auf die übri- 
gen Gebiethätheile dev Monarchie zu erſtrecken. 

Der Grundgedanke, auf welden ſowohl das mit I. Mai 1860 
in Wirkſamkeit gejegte öfterreichifche Weinfteuer- Gefeg von 12. Mai 
1859, als auch bereits die am 1. März und 1. Juli 1851 im einem 
Theile von Ungarn, Siebenbürgen, der ferbiihen Wojwodihaft und 
des Temeſcher Banates in Kraft getretenen Gejehe vom 23. November 
1850 und 13. Februar 1851 gebaut wurden, tft nun folgender: 

a) Jeder Ort (Einhebungsbezivk) ift ala mit einer ivealen 
Steuerlinie umſchloſſen anzuſehen, über welche Wein, Weinmoft 
und Weinmaifhe in der Negel nur zur Tageszeit und nur auf den 
bierzu ausdrücklich beftimmten Straßen oder Wegen eingebracht oder 
durchgeführt werden darf. 8) 

b) Da das Gefeg prinzipiell anftrebt, in jedem Orte (Einhebungs: 
bezirke) den gefammten Weinverbraucd mit der Steuer zu tref— 
ten, jo müfjen ſowohl die in dem Orte lagernden Getränf: Vorräte, 
als auch alle von Außen neu zugeführten Weine, Weinmoft und 
Maiſche zur ämtlihen Evidenz gebracht werden. 

e) Auf die Vorausfegung, daß der in einen Ort eingeführte 
Wein, Weinmoft oder Maiſche auch dafelbft zur Verzehrung gelange, 
iſt die gefeglie Forderung gegründet, daß die eingeführten Getränfe 
unmittelbar bei der Einfuhr verfteuert werden follen, der Steuer 
pflicht unterliegen, — wofern fie nicht bloß zur Durchfuhr durch den 
Ort beftimmt find. 


*) Eine etwas abnorme Einrichtung ift nachträglich für Tirol und Borarle 
berg über den Antrag des damaligen „verftärkten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes“ 
yugeftanden worden, wodurch eigentlich dem dortigen alten „Aufihlags: 
Spfteme" unter verändertem Namen bie Forteriltenz nefihert wurde. 

Hiernady wird in Folge einer eigenthümliten Fikiion ganz Nordtir 
tol mit Vorarlberg zufammen bezüglich der Wein: und Moft- Einfuhr als 
Ein Ort oder Sinbebungebejirt behandelt, der mittelft einer eigenen Steuer: 
Tinie bezüglid, des Vertehres mit Wein und oft, fowohl von Südtirol 
al3 auch den angränzenden Kronländern geſchieden ift. Nur — des in 
Süptirol und Vorarlberg ſelbſt erzeugten Weines und Moſtes lommen die 
allgemeinen Vorſchriften zur Anwendung. 
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d) Nachdem aber viele Weine erſt längere Zeit nah ihrer Ein- 
fuhr in den Ort zur wirklichen Verzehrung gelangen, und es für bie 
Steuerpflichtigen in vielen Fällen empfindlih wäre, die Steuergebühr 
ſchon lange Zeit vor der wirklichen Verzehrung des Weines zu bezab- 
len; — da ferner große Mengen von Wein und ganze Fechjungen in 
einen Ort häufig mit einer noch ungewiſſen Beftimmung eingeführt, 
und zur Spekulation eingelagert, mithin in jpäterer Zeit ganz oder 
theilmeife an andere Drte ausgeführt werden, mo jie dann erft zur 
Verzehrung gelangen, jo beichränft das Gejeh die „prinzipielle” For: 
derung der unmittelbaren Verfteuerung, — welche formell als Re: 
gel aufgeitellt ift, — auf ſehr wenige Fälle, und geitattet im 
Gegentheile faft allen Steuerpflichtigen unter den nöthigen Vorſichten 
die nachträgliche Entrichtung der gebührenden Steuer ſogar nad 
der Statt gefundenen Verzehrung, — ohne irgend welche Sicher: 
ftellung, — jo mie die Abfhreibung der vorgemerkten Steuer: 
gebühr für die nicht im Orte verzehrten, jondern nachträglich wieder 
ausgeführten Getränke. 

Dadurch und durch eine, wie ich überzeugt bin, ſehr freiſin— 
nige Kontrolle ijt dem fteuerfreien Weinhandel allenthalben die 
reifefte Bewegung gefichert, und der Weinbau durch die Verzehrungs- 
fteuer nicht im geringften beläftiget oder erjchwert, da jedem Wein 
erzeuger die Möglichkeit geboten ift, fo lange es ihm beliebt, fein 
gejammted Weinerzeugniß fteuerfrei aufzubewahren, damit unges 
hindert Handel zu treiben, und dasfelbe ebenfo fteuerfrei an einen an- 
dern Ort wieder auszuführen. Nur was im Drte felbit verzehrt 
wird, muß in dem Orte verfteuert werben. 

Diejer Reforn des Beiteuerungsfpftemes ging eine Erhöhung 
der (oben S. 40 angeführten) Steuerfäße zur Seite, da feit Junius 1859 
bereit3 jämmtlihe Tarifsfäge der Verzehrungsſteuer, ſomit auch jene 
für Wein für die Dauer der durch die Kriegsereigniffe veranlaßten Bes 
dürfnijfe um einen „außerordentlihen Zuſchlag“ von 20%, oder 
den fünften Theil erhöht worden find ®). 


%) Uebrigend wurde jeit Mai 1860 ver Eteuerfag für den in Vorarlberg 
erzeugten, jogenannten „Land wein” allgemein (den 20 Zufchlag unge: 
rechnet) auf 30 Neukreuzer pr. Eimer berabgejegt, — und der frühere Steuer» 
ſatz für die von den Bettoglieri in Sübtirol ausgefhäntten Weine auf 1 fl. 
40 Nr. erhöht. — Im übrigen find in Tirol und Vorarlberg im 
3._1860 wieder die bi® 1848 gejeglich beftandenen MWein-Steuerfäße in Kraft 
gejeßt worden. 
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Mit der Erfindung und Aufftellung jener formellen Grundſätze 
ift jedoch bei weitem noch nicht alles ausgerichtet; es fragt ſich nod, 
welche materiellen Mittel anzuwenden jeien, um. das, ben einzelnen 
Gontribuenten zugedachte Steuerquantum aus ben Taſchen der Steuer 
pflictigen in die Staatsfaffen wandern zu machen. 


xL 
Anwendung des neuen Weinftener-Gefetes auf die einzelnen Steuer- 
pflichtigen. 

Wenn wir auf die praktifhe Durchführung diefer Grundfäge des 
neuen Gejeges näher eingehen, müffen wir vorerft und hauptfächlich um. 
terfuchen, wie das Steuergeſetz gegenüber den einzelnen Wein: und Moft: 
Eonfumenten, den Steuerpflichtigen gehandhabt wird. 

Was die Weinmwirthe und überhaupt die Kleinverſchleißer an 
belangt, melde die Steuer für den im Ausſchanke zur Berzehrung ge: 
langenden Wein und Moſt vorſchußweiſe für die betreffenden Confus 
menten zu entrichten haben, fo ift bezüglich derjelben nur zu bemerken, 
daß bei ihnen in der Wefenheit eben diefelben Einrichtungen fortbeftehen, 
wie fie früher, als der Kleinverfhleiß allein der Steuer unterworfen 
war, in den deutſchen und flavifchen Kronländern beftanden haben. Sie 
Tönnen fih durch Zahlung eines Steuerpaufchals von aller Kontrolle 
befreien, oder aber die Steuer nad) Mafgabe ihres Geſchäſtsbetriebes 
eimerweife nah dem Tarife entrichten, in welchem letzteren Falle fie 
nunmehr felbft von der ihnen früher gefeglich obgelegenen Regifter: 
führung enthoben find. Diefe Kleinverſchleißer, über deren gefeß- 
liche Befteuerung feine Klage geführt wird, kommen bier nicht meiter 
in Frage. 

Einer eingehenderen Erwähnung bedarf dagegen die Behandlung 
ber übrigen Wein-Conſumenten, welche nicht von Kleinverſchlei— 
Bern desfelben Ortes, fondern anders woher ihren Weinbedarf beziehen, und 
entweder felbft Weinbau betreiben, oder Feine folden Grundbefiger find. 

Solche Steuerpflichtige (die man ber Kürze halber und im Ge: 
genfage zu den Gewerbetreibenden, Wirthen u. dgl. mit dem Worte 
„Private“ zu bezeichnen pflegt), haben nun die Wahl, den gefeplichen 
Anordnungen auf eine vierfahe Art zu genügen: 

a) Entweder fie finden fi ab gegen Entrihtung eines ihrem 
Wein: und Moft:Verbrauge angemefienen Steuerpaufgals, — 
wornach fie beim Wein-Bezuge und Verbraude gar Feine weitere 
Anordnung zu beobachten haben; 
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b) Dder fie laffen ſich das auf fie entfallende Steuerpaufchale 
zumeifen, gegen defien Ausmaß fie übrigens den Rekurs an das po: 
litiſche Bezirksanıt ergreifen können, und auch in einem folden Falle 
enthebt fie das Geſetz jeder ferneren Verbindlichkeit; 

e) Dder wenn fie es vorziehen, ftatt eines Pauſchals die Steuer 
nah dem Tarife zu entrichten, zugleich aber von aller fonftigen Be- 
läftigung enthoben zu bleiben, fo it ihnen dieſes dadurch ermöglicht, 
wenn fie alle ihre Weine von Fall zu Fall bei der Einbringung 
unmittelbar nach dem gejeglichen Tarife 10) fogleih verjteuern; 

d) Oder endlih wenn ihnen die unmittelbare Berfteuerung ib: 
rer ſämmtlichen Weine ungelegen ift, und fie nur jene Weinmen: 
gen zu verfteuern wünſchen, weldhe und nachdem fie im Orte zur 
wirkliden Verzehrung gelangen, — nur in dieſem Falle mül: 
fen fie fih gewiffen Kontrolls- Anordnungen zur Iteten Evidenz: 
baltung ihrer Getränkvorräthe unterziehen. 

Um diejer Erleichterung tbeilbaftig zu werden, — melde that: 
fählih eine Borgung der Steuer ohne Sicherſtellung dar: 
ftelt, — brauden fie bloß die nicht zu verweigernde Betheilung mit 
einem fogenannten „Anmeldungd: und Revifionsbogen” an: 
zuſuchen, ihre bereit3 vorhandenen Getränfvorräthe und von Fal zu 
Fall alle Weine, Moft oder Maifche, die fie beziehen oder in den Drt 
einbringen, vorläufig mündlich oder ſchriftlich anzumelden, und in 
dem Anmeldungs-: und Revifionsbogen eintragen zu lafien. 

Einmal alle Monate, oder bei Wein erzeugenden Grundbefigern nur 
alle 3 Monate, wird bei ihnen eine Revision der vorhandenen 





10) Die nad den bejtehenden Zarifen für Wein und Weinmoft bemefjenen 
Steuerjäße, welde feit 1859 um den 2Operzentigen außerordentlihen Zu: 
ſchlag erhöht, und auf volle halbe oder ganze Neukreuzer abgerundet mwur- 
den, find bereit3 oben (S. 40 u. Al) angegeben. 

Zur Vervolljtändigung folgen bier die nach drei Unterſcheidungen ab« 
geituften Steuerfäge für Obftmoft u. ;. 

a) als Haustrunf der Grundbejiger vom eigenen Erzeug: 
niffe 1% Nr. in Oberöjterreih und Salzburg, 175 Nr. in den andern 
deutich:flavifhen Gebiethstheilen (außer Nordtirol und Vorarlberg); 

b) beim fonftigen Brivatverbraudge und im Ausſchanke 
20 Nr. in Nordtirol und Vorarlberg, 28 Nr. in Oberöfterreih und Salz: 
burg, 35 Nr. in den andern Gebiethätheilen überhaupt ; 

c) bei der Einfubr in die geſchloſſenen Städte insbefondere 
70 Nr. in Wien, 317% Nr. in Linz und Grab, 524, Nir.vomn. ö. Eimer 
in Prag, Brünn, Lemberg, Kralau und Laibach 

ch den a. o. Zuſchlag find alle diefe 

Theil erböbt. 


Hatmerl’s Bierteljahresfärtft f. Rechtsw. X. 1. 5 


Tarifafäge um den fünften 
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Getränkvorräthe vorgenommen, um zu ermitteln, welche Menge in ber 
Zwiſchenzeit zur Berzehrung gelangt ift; und für die bei diefer Gele 
genheit abgängig gefundene Menge, die ald im Orte verbraucht an⸗ 
geiehen wird, (in fofern nicht die weiter unten erwähnte flewerfreie 
Abſchreibung geitattet ift), muß dann nachträglich die entfallende Steuer- 
gebühr binnen 2 Tagen berichtiget werben. 

Für jene Weinmengen, die der Steuerpflichtige nach gehöriger 
vorläufiger Anmeldung entiveder aus dem Orte ausführt oder 
an Andere abtritt, mithin nicht verzehrt, — wder die ihm durch Schwen- 
dung, Verbünftung, Zufall u. dgl. in Abfall kommen, wird derfelbe von 
der Steuerpflit enthoben, d. h. dieje Mengen werden jtenerfrei in 
Abſchreibung gebradt. 

Nur die Weine, die der Steuerpflichtige hiernach ſelbſt verzehrt 
oder im Kleinverichleiße d. i. in Mengen unter 1 n. d, Eimer hintau— 
gibt, die fomit bei der periodifhen Nevifion der Vorräthe abgängig ge 
funden werden, hat er fpäteitens 48 Stunden nad) der Nevifion und 
Abrechnung, alfo erit nach der Berzehrung zu verftenern, wofern 
es ihm nicht beliebte, die Steuer in einem früheren Zeitpunfte zu be: 
zahlen. 

In der Kelermanipulation und in der Pflege feiner eingelagerten 
Beine ift er durd feine Kontrolls-Vorſchrift behindert; dieß bejtätiget 
eine lanzjährige Erfahrung. 

Die unmittelbare Durchfuhr der Weine durch einen Drt, welche 
wohl angemeldet werden muß, bleibt von der Bezahlung oder Sicher: 
ftelung einer Steuergebühr verſchont, — mithin der freie Verkehr un: 
beläftiget. 

Die geleglide Erleichterung, die ſchuldige Steuer erſt nad 
ftatt gefundener DVerzehrung und ohne irgend welde Sicherſtellung be= 
richtigen zu dürfen, kann, wie mir wenigfteng jcheint, nit leicht mit 
einem geringeren Maße von Anftrengungen oder Unbequen: 
lichfeiten auf Seite eines Steuerpflichtigen erfauft werden. \ 

Und dennoch mil man fich in gewiſſen Kreifen über „Verationen” 
des Geſetzes beflagen ? 

Dazu kommt noch eine weitere geieglihe Erleihterung, 
melde in Wein erzeugenden Orten der deutſchen und flavifhen Kron: 
länder den Grundbefigern ohne Unterſchied, wie fie ihrer Steuerpflicht 
genügen wollen, bezüglich ihres fogenannten „Haustrunfes“ im Steuer: 
ausmaße zugeftanden ift. Von demjenigen Theile der von dem Erzeug: 
niffe ihres Orundbefiges gewonnenen Weine nämlich, welche 
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diefe Grundbeſitzer zu ihrem eigenen, wie auch ihrer bei ihnen in 
Kot und Wohnung befindlihen Familienglieder und Dienft: 
leute, dann in Gegenden, in denen es üblich ift, die bei dem Wein: 
baue befchäftigten Arbeiter mit Wein zu beibeilen, auch diefer Arbeits: 
leute ordentliden Bedarf in dem Drte der Erzeugung verbrau: 
hen, wird die Steuergebühr nur mit der Hälfte des Tarifsſatzes 
eingeboben, fo weit derjelbe nicht weniger als 87!/, Neufr. von 1 Eimer 
beträgt. 

Ueberdieß wurden noch nachträglich, als Ausnahme von dem 
Srundprinzipe des Geſetzes, die von Weingutzbefigern aus eigenem Er: 
zeugnifje mit Ausnügung der Weinträber bereiteten, und als Haus: 
trunk für fi, ihre Familie, ihr Dienft: und Arbeitögefinde verment: 
deten geringbältigen Sorten von fogenanntem „Kleinwein“ 
im füdliden Tirol, fo wie in Steiermark, Krain, Kärntben, 
Sftrien und im Küftenlande der als Haustrunf verivendete ge: 
ringhaltige Wein unter den Namen Bevanda, Klauernmwein, Glunde: 
rer, Scavezza (vorläufig bis 1. November 1863) gänzlich von der Vers 
zehrungsfteuer freigelaffen th). 


XU. 
Betheiligung der Gemeinden bei der Stenereinhebnng. 


Wenn man bedenkt, daß in dem weiten, weinreichen Kaiferjtaate 
Delterreich die Wein-Conſumenten, die Wirthe und fonftigen Wein-KHlein- 
verfchleißer zufammen nah Millionen zählen, die in 50—60.000 grö: 
Beren oder kleineren Orten zeritreut leben 12), fo muB es jedermann 
Har iverden, daß der Staatsverwaltung die eigenen Organe fehlen, um 
von allen diefen Millionen individuell die Wein: (und Fleiſch-) 
Steuer einzubeben, oder alljährlich ſich mit jedem Einzelnen in weit 
wendige Unterhandlungen über eine allenfall3 beliebte Abfindung ein: 


1) Um völlig Har zu jeben, wollen wir und dieden Privat-Weinverbraud 
in den deutihen und jlaviichen Kronländern betreffenden vierfahen Be 
ſtimmungen ſchärfer präcifiren. 

Bezüglich des Privatverbrauches ſind J. die Weingutsbeſitzer für 
ihren ſogenannten Haustrunk an geringhältigen Sorten (im Falle einer 
Abfindung oder der ämtlihen Zuweiſung der Steuereinhebung an die Ge: 
meinde), ganz fteuerfrei, — oder nur dem auf die Hälfte ermäßigten 
Steuerjage, — oder der vollen Zarifsgebühr unterworfen; — 11. Andere 
Private unterliegen für ihren Weinverbrauh der vollen allgemein fejtge: 
festen Tarifägebübhr. 

12) Rad den Crgebnifien ber legten Bollszählung im J. 1857, mit Rüdficht 
auf die Aenderungen feit dem Frieden von Billafranca im %. 1859, zählt 
Defterreih 878 Städte, 868 Borftädte, 2.26% Märkte und 66.376 Dörfer, 


5* 
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zulaffen. Zu einer Zeit, wo alle Welt über ein vorhandenes Uebermaß 
von Staatsbeamten Hagt, wird Faum jemand dev Negierung- zumuthen 
wollen, bloß zum Behufe der Einhebung der Wein- (und Fleiſch 
Steuer eine neue Armee von Beamten oder Agenten aufzunehmen und 
zu befolden, die heuer für jenen Zweck wirklich nothiwendig fein mögen, 
im nächſten Jahre aber wieder zur Hälfte entbehrlich fein fönnen. 

Hier ift der Punkt, an dem die ganze neue Mrt der 
Weinbefteuerung zu ſcheitern drohte, wenn ſich fein pafien- 
der Ausweg fände. Darüber ift nicht zu ftreiten, dab die der Regierung 
zur Verfügung ftehenden Organe durchaus nicht genügen, um bie im: 
dividuelle Wein: (und Fleiſch-) Steuereinhebung felbit durchzuführen. 
Sol darum die ganze Weinbeftenerung in die Brüche geben ? 

Schwerlich wird dieß jemand verlangen, der von der Größe ber 
Staatsbedürfniſſe und den Schwierigkeiten in der Herbeiſchaffung der 
erforderlien Deckungsmittel auch nur eine Ahnung bat. Das Staat& 
intereffe erheiicht die Zuflüffe aus der Veftenerung des Wein: (umd 
Fleiſch) Verbrauches, bei thunlichiter Dekonomie in dem Einbebungs: 
aufwande. 

Das Geſetz muß demnach zur Steuereinhebung noch andere Or: 
gane beftellen, welche die Unzulänglichkeit der Kräfte der Negierung er: 
fegen, ohne den Staat mit bedeutenden neuen Auslagen zu belaften. 

Als ſolche zur individuellen Steuereinhebung geeignete Organe 
ftellen fih, außer Steuerpädtern, unftreitig die Gemeinden 
dar. Diefelben find im Stande, diefes Geſchäft mit der größten Sicher- 
heit und mit dem geringften Zeit:, Mühe:, und Koſten:Auſwande zu 
beforgen. 

Wo das Staatsintereffe es erheiſcht, wird au in einem Eonftiz 
tutionellen Staate die Gefeggebung nicht wohl anftehen, den Gemein: 
den gewiffe Leiftungen zum allgemeinen Beften zur Pflicht zu machen. 
Eine ſolche Betheiligung der Gemeinden an der Steuereinhebung von 
den einzelnen Gemeindeglievern kann um fo weniger Auftoß erregen 
zu einer Zeit, wo alle Welt nad) einer „Selbftverwaltung“, nach fo: 
genannter „Autonomie der Gemeinden” verlangt. 

Wo fo wichtige Intereſſen auf dem Spiele ftehen, kann die Be: 
forgniß nur wenig Beachtung finden, daß dur die Betheiligung der 
Gemeinden an der Steuereinhebung hier oder bort unter einzelnen Ge: 
meindegliedern perfönliche Feindſchaften oder andere Mißhelligkeiten her: 
vorgerufen und gefördert werden Könnten, wenn 3.8. der Herr Gevat: 
ter Bürgermeifter, feines Zeichens ein Wirth, ſich angeblich auf Koſten 





Depäry: über Weinftener. 69 


feiner Heren Gevattern, der kleineren Wirthe, eine gewiſſe Steuerer: 
leihterung zuwenden, oder eine ähnliche Zumuthung des Herrn Bet: 
terö Fleiſchhauer ablehnen würde. Bieten etiva die andern „Gemeinde: 
Angelegenheiten” nicht noch reichlihere Anläffe zu derlei Mißbelligfei: 
ten? und follte deßhalb die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenbeiten 
den Gemeinden nicht übertragen oder überlafjen werden ? 

Man betont zumeilen auch den „Mangel an Eignung” zur Steuer: 
einbebung, nachdem in vielen Orten die Geneindevorftände, in deren 
Hände die Beforgung jener Gefchäfte gelegt werden foll, oft weder des 
Leſens noch des Schreibens kundig wären. Dieſes Bedenken wäre al: 
lenfall3 dann beachtenswerth, wenn die Gefchäfte der Gemeinden bei 
der Einhebung der Weinfteuer nicht fo einfach wären, mie fie wirf: 
lich find, jo daß bei gutem Willen fich jedernann die nöthige Fähig: 
keit jehr bald aneignen Fönnte, und wenn jene, des Leſens und Schrei: 
bens unfundigen Leute nicht viel mühſamere und verwickeltere Gemeinde: 
geſchäfte zu ſchlichten hätten. 

Uebrigens wird es Sorge der Gemeinden bleiben müſſen, ſich eben 
nur folde Vorftände zu wählen, welche die mit ihrem Amte verbunde: 
nen Eigenfchaften und Kenntniffe befigen. 

Der Ausiprud der „Autonomie“ der Gemeinden wird augenblid: 
lih die Menſchen nicht ändern, und die mangelnde Schulbildung der 
Einzelnen nit erfegen; — aber allmählig dürfte ſich Vieles befjern. 

Niemand wird es wohl verfannt haben, daß im Anfange die Aus: 
führung ungewohnter Verrichtungen einzelnen Gemeinden mande Schwie- 
rigfeiten oder Ungelegenbeiten bereiten dürfte, wie überhaupt alle neuen 
Einridtungen, fo vollflommen fie auch fein mögen, immer mit mehr 
oder weniger Unbequemlichleiten für die Betheiligten verbunden zu fein 
pflegen. Allein e3 ließ fi vorausfehen, daß die Macht der Angewöh— 
nung und die Einfachheit der den Gemeinden zugemutheten Leiftungen 
in Verbindung mit der Anerkenntniß der Gerechtigfeit der neuen Be: 
fteuerungsart, die Bevölkerung mit jener Neuerung bald ausſöhnen 
würde. 

Der Finanzverwaltung bleibt noch immmer mit der Ein- 
bringung der Wein: (und Fleiſch-) Steuer im ganzen Reiche eine ſchwer 
zu bemültigende Aufgabe, wenn fie fih auch nur mit der ungebeuern 
Menge von 50—60,000 Gemeinden jährlid in Unterhandlungen 
über die Art der Steuereinbebung einzulaffen bat. 

Jene Betbeiligung der Gemeinden an ber Steuereinhebung ift für 
das Staatsinterefje um fo wichtiger, als es fich zugleid um die Ein- 
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hebung der Steuer vom Fleiſchverbrauche handelt, welche mit der Weins 
feuer Hand in Hand geht. 

Nah dem Gefege vom 12. Mai 1859 beforgt daher die öfter 
reihifhe Finanzverwaltung die Einhebung der Weinſteuer 
enttveder 

a) dur die eigenen Organe (in ärarifcher Negie, nach dem 
Tarife), oder 

b) durh Pächter oder 

e) durch die Gemeinden, 


XoL 
Abfindungen mit den Gemeinden. 

In allen Orten, wo die Finanzverwaltung die unmittelbare Wein: 
fteuer-Einhebung nicht dur ihre eigenen Drgane (in ärarifcher 
Regie nach dem Tarife) zu beforgen oder einem Steuerpäcdter zu 
überlaffen findet, ift e8 alfo die Gemeinde, welcher das Gefeg bie 
Beſorgung der unmittelbaren Einhebung von den einzelnen Steuer: 
pflihtigen und die Steuerabfuhr an die Finanzkaffen zur Pflicht 
macht. In folhen Fällen tritt die Finanzverwaltung in Feine unmittel: 
bare Berührung mit den einzelnen Steuerpflichtigen des betreffenden Ortes. 

Es konnte natürlich dem Belieben der Gemeinde nicht überlaffen 
werben, ob fie von den fteuerpflichtigen Perfonen die Steuergebühr im 
vollen Betrage, oder nur theilweife oder auch gar nicht einheben und 
abführen wolle; es kann ihr aber eben fo wenig zugemuthet werben, 
an die Finanzkaſſen allenfalls aus den Gemeindemitteln größere Be— 
träge zu entrichten, als nad dem Gefege im Falle einer ordentlichen 
tarifmäßigen Einhebung an Gefammtitener von dem Weinverbraude 
des Ortes eutfallen würden. Es ift daher nothwendig, der Gemeinde 
jahrweife den Gefammtbetrag an Steuer für den ganzen Ort, die fie 
einzubeben und abzuführen hat, bekannt zu geben, und als ihre Steuer- 
Abfuhrsſchuldigkeit vorzufchreiben. 

Zu diefem Behufe muß vorläufig der durchſchnittliche ger 
fammte Weinverbrauch des betreffenden Ortes innerhalb eines 
Jahres, mit Nücficht auf die Volkszahl, die Nahrungszweige der Ber 
wohner, die Verhältniffe des Verkehres (insbefondere den gewöhnlichen 
Zuſammenfluß von Marktbefuchern, bei Kirchweihfeſten, Bade: oder 
Kurgäften u. dgl.), dann den gewöhnlichen Durchzug der Reifenden, 
möglichft annäherungsweife ermittelt werden, nachdem eine vollkommen 
genaue vorläufige Ausmittlung diefer Art zw den Unmöglichkeiten ge— 
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bört. Jene annäherungsweiſe Verbrauchsabſchätzung für einzelne Orte 
iſt für Leute, welche die gewöhnlichen Verkehrsverhältniße des Ortes 
kennen zu lernen Gelegenheit hatten, erfahrungsmäßig nicht jo ſchwie⸗ 
rig, al8 Manche glauben machen wollen. Am leichteiten ift fie in jenen 
Kronländern, wo die Verzehrungsiteuer vom Weinausfchante feit einer 
langen Reihe von Jahren ſchon beftanden batte, der Gewerbsumfang 
der Weinſchänker den Finanzbehörden aus den erzielten Steuerergeb- 
niffen ziemlich genau befannt war, und e3 ſich eigentlih nur mehr um 
die Abſchätzung des fogenannten Privat: Weinverbraucdhes der neu in 
die Befteuerung einbezogenen Perſonen handelt. Es brauchte nur dafür 
geforgt zu werden, daß bei diefen Verbrauchs:Abihägungen Maß ge: 
halten, und allen begründeten Einwendungen der Gemeinden gebührend 
Rechnung getragen werde 13), 

Der jährlide Wein: und Moft:Berbraud eines Ortes in 
Eimern ausgedrüdt und mit dem für den Ort geltenden Wein: und 
Moft:Steuerfage multiplicirt, gibt fonah den Gefammtbe- 
trag, zu deſſen Einhebung und Abfuhr die Gemeinde verpflichtet wird. 

Um biebei die thunlichſte Billigkeit walten zu laſſen, und die 
Beforgniß einer Härte oder Ueberbürbung fern zu halten, ift der Ge: 
meinde die Wahl gelafien, fich entweder durch ein freiwillige! 
UVebereintommen über den abzuführenden Baufhalbetrag mit 
der Finanzbehörde der ihr obliegenden Verbindlichkeit zu entledigen, — 
oder aber fich den von der Behörde auf Grund der gepflogenen Der: 
braudh:Erhebungen ausgemittelten Paufchalbetrag von Amtswegen zu: 
weiſen oder übertragen zu laſſen. 

Entfchließt fi eine Gemeinde, die Weinſteuer von dem einzelnen 
Steuerpflichtigen gegen Entridhtung einer freiwillig übernommenen 
und als dem Verbrauchsumfange angemefjen anerfannten Pauſchalſumme 


13) Wie ſchonend man hiebei in Defterreich bei Einführung der neuen Befteuerung 
vorgegangen ift, und fih mit der Annahme eines, hinter der Wirklichkeit no: 
—** weit zurückbleibenden Weinverbrauches begnügt hat, lehrt deutlich die 
Nachweiſung über den Ertrag der Weinſteuer im V. J. 1861, im Vergleiche 
mit den Vorjahren, in welchen weder eine Beſteuerung des Privatverbrauches, 
noch der 2Operzentige Steuerzuſchlag beſtanden hat. Im J. 1861 hat die Wein: 
ſteuer 5,646. 912fl., und im J. 1858 auffallender Weiſe mehr, nämlich 6,019.333 fl. 
Conv. Münze eingebradt! 

Es wird nicht fchaden, hier das Heine Rechnungserempel anzuführen, 
daß ein Menſch, der Tag für Tag nicht mehr als eine Map Wein oder 
Moft trinkt, in einem Jahre 9 Cimer verbraucht. Damit vergleihe man 
die Steuerbeträge, welche z. B. in Wein erzeugenden, befanntlih fehr trink: 
luftigen Gegenden von einer ganzen Familie eines Orunbbefigers, ſammt 
Dienftr und Arbeitägefinde für ein ganzes Jahr verlangt wurden ! 


Debäry: über Weinfteuer, 


erwaltung einzubeben, fo fcheint dieß die nach allen Seiten 
meijten vefriedigende Mobdalität der Einhebung zu fein. 

Bei Eingehung einer ſolchen Abfindung mit der Gemeinde ift 
einerſeits die Finanzverwaltung der Sorge und der allfälligen Mebr- 
Auslagen enthoben, die ihr in Ermanglung eines Pächter die eigene 
tarifmäßige Einhebung verurfahen würde. Sie kann darım die gefor- 
derte Paufchal: oder Abfindungsfumme geringer ftellen, als der Betrag 
iſt, der für den ermittelten Ortsverbrauch nach dem Tarife entfallen 
würde. Aud darf man den Werth der eigenen Vefriedigung nicht unters 
ſchaͤtzen, welche die Gemeinden darin empfinden, durch die freiwillige 
Uebernahme einer billigen Leiftung ſich eines zwar gejeglichen, aber imz 
merhin unbeliebten Zwanges entſchlagen zu haben. 

Auf der andern Seite erlangt wieder die Gemeinde durch bie 
Abfindung eine danfenswerthe Erleihterung, die fiein zweifacher 
Richtung verwerthen kann. Entweder hebt fie von den einzelnen Ger 
meindegliedern die volle tarifmäßige Gebühr, wie es geſehlich ift, alſo 
mehr ein, als fie im Ganzen an die Finanzverwaltung zu bezahlen ſich 
verpflichtet hat, und kann dann diefen Mehrbetrag für Gemeindezwecke 
benügen. Oder fie kann die erlangte Steuererleihterung unmittelbar 
den einzelnen Gemeindegliedern zuivenden, indem fie von diefen nad 
Verhältni einen geringeren Betrag einfordert und einhebt, als nach 
dem gefeglihen Tarife entfallen würde. 

Außerdem find die Gemeinden noch in der Lage, bei der Einhe— 
bung der Eteuerquoten von den einzelnen Steuerpflichtigen diefe Teß: 
teren von jenen Kontroll: Anordnungen freizulaffen, welche die Finanz: 
verwaltung, wenn fie die Eteuereinhebung felbft beforgt, einmal nicht 
entrathen kann, umd die man fo gern als beläftigend, ja als „verato: 
riſch“ bezeichnet. 

Aus dem Toransgefchicten ift nämlich ſchon zu erjehen, daß die 
Gemeinde von den einzelnen Steuerpflichtigen die fie treffenden Duo» 
ten auf viererlei Arten erheben Fann, indem fie fi mit den Ein: 
zelnen über Tpeilpaufpalien abfindet, oder die tarifmäßige 
ESteuergebühr von Fall zu Fall bei der Weineinfuhr, oder aber mit 
Führung von Anmeldungs: und Revifionsbogen über periodifhe Ab: 
rechnung nachträgli für die wirklich verbrauchte Getränfmenge ein— 
bebt, oder indem fie dem Einzelnen, mit Freilaffung des Rekurſes an 
die politische und die Finanz-Vezirksbehörde, die ihn treffende Baufhal- 
quote zumeifet. 

Wenn e3 den Leuten alfo ernftlih bloß darum zu thun iſt, von 
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den angeblich läſtigen Maßregeln der Kontrolle verſchont zu bleiben, — 
und nicht um ſich aller Steuerzahlung zu entſchlagen, — 
ſo iſt es in ihre Hand gelegt, ſich dieſe Erleichterung zu verſchaffen. 
Mit Recht wird daher von der Finanzverwaltung dem Zuſtande— 
tommen ſolcher Abfindungen oder freiwilligen Uebereinfünfte mit den 
Gemeinden aller Vorſchub geleiftet. Leider bindert theilg die Uneinig: 
feit unter den Gemeindegliedern, theild das Widerftreben gegen jede 
Steuerleiftung oft den Abſchluß ſolcher Abfindungen, häufig unter dem 
Vorwande, daß die von der Finanzverwaltung geforderte Pauſchalſumme 
zu hoch fei, in der Wirklichkeit aber darum, meil einzelne Gemeinde: 
glieder fich weigern, die auf fie anrepartirte Quote zu übernehmen. 


XIV. 
Aemtliche Zumweifung der Steuereinhebung an die Gemeinden. 

Troß aller augenfälligen Vortheile, welche die Abfindung mit der 
Finanzverwaltung einer Gemeinde gewährt, wird es fich nicht felten er= 
geben, daß einzelne, zumeilen auch viele Gemeinden zu einem foldyen 
freiwilligen Uebereinkommen auf den billigften Grundlagen nicht zu be⸗ 
wegen find. 

Bei folden Vorkommniſſen wäre die Finanzverwaltung auf den 
Stand geſetzt, falls fie nicht zufällig von einzelnen Pächtern annehnbare 
Pachtanbothe erhielte, und auch nicht in den betreffenden Orten die nö⸗ 
thige Anzahl von Finanz-Organen zur Verfügung hätte. Darin liegt 
die Begründung für die Zuläßigfeit einer gefeglih imperativen Be: 
tbeiligung der Gemeinden bei der Steuereinbebung, welche dadurch zur 
Ausführung kommt, daß die Finanzbehörde nach einem fruchtlofen Ab: 
findung3:Berjuche geſetzlich berechtiget ift, der Gemeinde die individuelle 
Steuereinhebung ämtlich zuzuweiſen oder zu übertragen mit der 
Verbindlichkeit, unter ihrer Haftung einen, nach dem Umfange des fteuer: 
pflichtigen Ortsverbrauches ermittelten Geldbetrag ald Steuerpan: 
ſchale in monatlichen defurfiven Raten an die Finanzkaſſe abzuführen. 

Die bei einer ſolchen zwangsweiſen Betbeiligung der Gemeinden 
etwa zu bejorgenden Gefahren oder Unzukömmlichkeiten werden weſent⸗ 
lich dadurch abgeſchwächt oder behoben, daß den Gemeinden für alle 
Fälle, wo fie fih dur die ämtlihe Zumweilung irgendwie gedrückt oder 
benadhtheiligt erachten, der weitere Snftanzenzug im Reklamations— 
und im Berufungsmwege offen gelaflen, — dann daß namentlich 
den Gemeinden mit nicht mehr ald 2000 Einwohnern, ſelbſt wenn ib: 
nen die Steuereinhebung Amtlich zugewiefen wurde, für ihre Haftung 
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und Koften eine ausgiebige Pergentual: Bergütung von dem abzu⸗ 
führenden Steuerpaufchale (10% bei nicht mehr als 1000 fl., und 5%, 
bei den darüber hinausgehenden Mehrbeträgen) geſetzlich zugeftanden ift. 

Im Sinne der gefeplichen Fiktion geht eine ämtlihe Jumei- 
fung oder Uebertragung von felbft in eine Abfindung über, ſobald 
die Gemeinde entiweder gleich urſprünglich Feine Neflamation, oder 
gegen deren Erledigung Feine weitere Berufung binnen 14 Tagen 
eingebracht hat. Nicht ohne Grund wird hier nach dem Grundſatze 
„qui tacet consentire videtur“ angenommen, daß die Gemeinde, die 
ſich mit dem ämtlihen Ausſpruche zufrieden ftellt, ſich freiwillig der ihr 
zugekommenen Aufforderung fügt, mithin ſich in dasjelbe Rechtsverhält— 
niß fegt, in das fie bei einer gleich urfprünglich Freitoilligen Annahme 
des geforderten Stenerpaufchals getreten fein würden. 

Die Mengen find oft ganz eigenthümfich! 

Thatſächlich find ſchon viele Fälle vorgekommen, wo Gemeinde- 
vorftände fi nicht getvauten, ein von ihnen felbit als billig anerfannz 
tes Abfindungspaufchale freiwillig zu übernehmen, dagegen bei der Fir 
nanzbehörde die ausdrüdliche Bitte um die „ämtliche Zumeifung” des 
Pauſchals ftellten, weil — ihnen dann von den Gemeindegliedern bei 
der Nepartition diefes „jugewieſenen“ Paufchals weniger Schwierigfeis 
ten und DVerdrießlickeiten gemacht würden 14). 

Es ift wohl nur eine ganz müßige theoretifche Bemängelung, wenn 
Manche behaupten, daß die imperative Zuweifung eines Stenerpaufcha= 
les an die Gemeinden eigentlich eine Art direkter Vefteuerung fei. Was 
läge daran? wenn fie nur zweckmäßig ift; und daß fie dieß iſt, glaube 
ich genügend klar dargethan zu haben. 

Allein die imperative Zumweifung an die Gemeinden ift eben fo 
wenig wie die Abfindung mit den Gemeinden, oder die Beitellung eines 
Steuerpächters eine direkte Beſteuerung. 

Durd die Zuweifung wird keinesfalls die Gemeinde beiteuert; 
befteuert find bloß die Wein: und Moft:Confumenten, und das der Ge: 
meinde zugeiviefene Steuerpaufchale ift nicht3 anderes als die Summe 
der im Voraus berechneten, nad) der Erfahrung in einem beftimnten 
Zeitraume fällig werdenden Steuerzahlungen der Steuer: 


4) Im Jahre 1860 beim Beginne der Mirkfamkeit des neuen Geſetzes haben in 
fämmtlihen Kronländern, mo dasjelbe zur Anwendung kam, nicht mehr als 
2.644 Gemeinden e3 auf die „ämtlihe Zuweifung“ anfommen lafjen. 
Davon entfielen 2 auf Siebenbürgen, 69 auf ganz Ungarn, und in 
gan bezeichnender Weije nicht weniger als 94% Gemeinden auf das Heine 

erzogthum Steiermark! 
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pflichtigen eines Drtes, — vorausgejeht, dab das Pauſchale nicht 
zu hoch bemefjen ift, wogegen die Gemeinde durch den offen gehaltenen 
Inſtanzenzug gefichert ift. 

Mit einer Gemeinde in einem analogen Falle befindet fich ein 
Steuerpädter, der das Recht der Steuereinhebung gegen einen ver: 
einbarten PBaufchalbetrag (Bachtichilling) freiwillig übernimmt, — ge: 
rade jo wie eine fi abfindende Gemeinde fich der ihr gefeglich oblie: 
genden Verbindlichkeit zur Steuereinhebung gegen einen freiwillig ver: 
einbarten Pauſchalbetrag (Abfindungspaufchale) unterzieht, den fie nicht 
aus ihrem Vermögen, fondern aus den eingefammelten Steuerzahlun: 
gen beitreitet und abführt. 

Dafür, daß der Gemeinde auch die Mittel gebothen find, von den 
einzelnen Steuerpflichtigen die fehuldigen Steuerbeträge wirklich einzu: 
bringen, um das abzuführende Pauſchale aufzubringen, forgt das Ger 
jet. Wenn ein Steuerpflichtiger ſich meigert, freiwillig durch eine Ab: 
findung mit der Gemeinde die auf ihn anrepartirte Quote zu bezah⸗ 
len, fo ftebt e8 der Gemeinde frei, ihn nad den Vorfchriften über die 
tarifmäßige Berfteuerung zu behandeln, oder ihm, wenn ihr dieß nicht 
zufagte, die ihn treffende Quote des Steuerpaufchales imperativ „zu: 
zuweiſen“, — mogegen ihm wieder der Rekurs offen gehalten ift, da: 
mit er nicht überhalten, und die Art der Baufchalrepartirung von der 
vorgefegten Behörde geprüft werde. 

Wenn man früher, vor der praftiihen Erprobung, geneigt fein 
mochte, die Zweckmäßigkeit der von Gelege verfügten imperativen Be: 
theiligung der Gemeinden bei der Einhebung der Weinfteuer zu bezwei— 
feln, fo dürften alle ernftlihen Bedenken feither durch die Betrachtung 
behoben morden fein, daß während der bekannten politifchen Bewegung 
im J. 1861 e3 eine Unmöglichkeit gewefen wäre, in Ungarn und Sie: 
benbürgen den geringften Betrag an Berzehrungsftener vom Wein: und 
Fleiſch-Verbrauche für die Staatsbebürfnifje ohne diefe Maßregel ein- 
zubringen. 


XV. 
Einwendungen gegen das neue Beſteuerungsſyſtem und Widerlegung 
derjelben. 

Eingedent des Spruches „principiis obsta“ hat man eg bei Zei: 
ten von verichiedenen Seiten, aus nabe liegenden Gründen, die man 
aber forgfältig verſchwieg, an Verſuchen nicht fehlen laſſen, das neue 
Befteuerungsfyftem zu verfegern, indem man basfelbe ala unzwedmäßig, 
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wenig ergiebig, als veratorifh, als ungerecht und endlich als unaus 
führbar brandmarkte. 

Es ift glaublih, daß bei Vielen, welche in den Chorus einſtimm⸗ 
ten, Unfenntniß des wahren Sachverhaltes die Verbreitung ſolcher Bors 
urtheile beförderte. Es ijt gewiß feine Nebertreibung, zu behaupten, DaB 
neun Zehntheile von denjenigen, welche das fragliche Geſetz bis jest 
verurtheilten, diejes Geſetz noch gar nicht gelejen, viel weniger richtig 
aufgefaßt und verftanden haben. Es iſt ja nichts Befremdendes, daß fait 
Jeder, der in feinen Leben einmal ein Seitel Wein getrunfen hat, ſich 
deßwegen für berechtigt und auch für befähigt hält, in Gefeggebungs- 
Angelegenheiten in Betreff der Weinbeftenerung ein maßgebendes Urs 
theil abzugeben. 

Andererfeits wird e3 dem rubigen Beobachter nicht entgangen fein, 
daß der Urfprung der verbreiteten Beſchwerden ganz wo anders, näm« 
lich hauptfählid in der Furt, eine feit jeher genofjene 
Steuerfreiheit einbüßen zu müſſen, zw ſuchen ift, und — 
bine illae lacrimae! 

Es ift nicht nöthig und auch nicht gut, die geltend gemachten Vor: 
mürfe zu ignoriren oder ihnen auszuweichen; im Gegentheile kann ein 
tieferes Eingehen in diefelben nur dahin führen, ihre Haltlofigkeit un: 
widerleglich aufzudeden. Hören wir alfo die wejentlicften diefer Vor: 
würfe! 

1. Zuerſt wollte man behaupten, das neue Beſteuerungsſyſtem ſei 
fo umftändlih und complizirt, und erfordere ein foldes Heer von Fi: 
nanzorganen, dag der damit verknüpfte Koſtenaufwand fait den 
ganzen gehofften Ertrag der Steuer verſchlingen müffe. 

Diefe Angabe ift einfah — nicht wahr, wie die Erfahrung lehrt; 
vielmehr ift diefer Etener eine ſolche Einrichtung gegeben, daß diefelbe 
eher eine Verminderung de3 bisherigen Staatsaufwandes ermöglicht, 
nahdem in allen Orten, mo eheden eigene Finanzorgane die Steuer: 
einhebung beforgen mußten, diejes Geſchäft an die Gemeinden übertragen 
werden kann. 

Es iſt dieß wieder eine von jenen vielen Behauptungen, die man 
leichtfertig in die Welt hinausſchleudert, und die man von der andern 
Seite blind als wahr hinzunehmen gewohnt iſt. Die Unrichtigkeit der 
gebräuchlichen Annahme, als ob der Einhebungsaufwand bei der Verzeh— 
rungsſteuer überhaupt ein ſehr bedeutender wäre, iſt durch die dem „ver— 
ſtärkten Reichsrathe“ im J. 1860 vorgelegenen offiziellen Nachweiſun— 
gen klar dargethan worden. 
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2. Weil man alſo heute mit der Fabel von der ungeheueren Koſt⸗ 
fpieligfeit des Einhebungs-Aufwandes Fein Glück mehr maden Tann, 
fo fucht ein Anderer, auch aus der Erfahrung, näamlih aus den Er- 
trag3:Erfolgen die Unzwedmäßigfeit der neuen Beſteuerung dar: 
zuthun. Man weiſet auf die geringfügige Erhöhung des Steuerertrages 
im %. 1860 und 1861, welche die auf die neue Beſteuerungsart gejeß: 
ten Hoffnungen Lügen ftrafe und wahrlich nicht den Mißmuth aufivie- 
gen könne, den die neue Beiteuerung in der Bevölkerung allgemein er: 
zeugt babe. 

Laſſen wir die Frage unentichieden, ob denn die Bevölkerung (na⸗ 
mentlich die größere, nicht Weinbau treibende Volksmenge) wirklich dar: 
über mißmuthig geworden fei, daß jeßt nicht mehr wie ehedem bloß 
derjenige, der feinen Weinbedarf Heinmweife aus dem Wirthshauſe be: 
zieht, alſo in der Regel der Aermere die Weinfteuer zu tragen 
batte, während alle andern fteuerfrei blieben. 

Daß die ehemals Steuerfreien über ven Verluſt ihrer Steuer: 
freiheit mißmutbig wurden, wollen wir ihnen nicht verdenken, und 
glauben fogar, daß ihr Mißmuth nicht gar fo arg wäre, wenn fie nicht 
im Stillen befürdteten, daß fie fo mit beiler Haut, wie big jegt, für 
alle Zukunft nicht würden durchkommen können. Das verſteht ſich! 

Mögen die Mißmuthigen in den vergleichsweiſe geringen Steuer: 
erträgniffen der erften Jahre dankbar die Erfolge ihrer Beitrebungen 
erfennen, denn e3 ift wohl nur ein Zeugniß ganz außerordentlicher 
Schonung von Seite der Finanzverwaltung bei der erften Durchfüh⸗ 
rung eines neuen Geſetzes, wenn fie ſich mit fo geringen Steuerleiftun: 
gen begnügte, die dem Umfange der gefammten Weinkonfuntion in 
Defterreich durchaus nicht angemefjen find. Allein dabei kann es ja nicht 
immer beiwenden; es muß allmählig eine gleihmäßigere Vertbeilung der 
Steuerlaft durchgreifen, und — in Erwartung diefer Zukunft erkennen 
wir dem Vorwurfe der Unergiebigfeit der neuen Belteuerungsart eine 
Berechtigung nicht zu. Vielleicht bat fih bis dahin der „Mißmuth der 
Bevölkerung” auch Thon etwas gefühlt. 

3. Ein Dritter erklärt fi zu jeder nothwendigen Steuerzahlung 
gern bereit, (und foldhe Toyal klingende Neußerungen befommt man fehr 
bäufig zu hören!) er befchwert fich aber, daß die Durchführung der 
Wein: Berzehrungsfteuer mit jo großen Schwierigkeiten und „veratorifchen” 
Beläftigungen verfnüpit fei, daß die dem Steuerpflichtigen dadurch zu: 
gehende Beſchädigung viel nachtheiliger fei, ala die Steuerzahlung felbft. 
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wenig ergiebig, als veratoriſch, als ungerecht und endlich als unaus 
führbar brandmarfte, 

Es ift glaublich, daß bei Vielen, welche in den Chorus einſtimm⸗ 
ten, Unfenntniß des wahren Sadhverhaltes die Verbreitung ſolcher Bor: 
urtheile beförderte, Es ijt gewiß; feine Nebertveibung, zu behaupten, daB 
neun Zehutheile von denjenigen, welche das fragliche Geſetz bis jegt 
verurtheilten, diejes Geſetz noch gar nicht gelefen, viel weniger richtig 
aufgefaßt und verftanden haben. Es iſt ja nichts Befremdendes, daß fait 
Jeder, der in feinem Leben einmal ein Seitel Wein getrunfen bat, ſich 
deßwegen für berechtigt und auch für befähigt Hält, in Gefeggebungs- 
Angelegenheiten in Betreff der Weinbeftenerung ein maßgebendes Ur— 
theil abzugeben. 

Anbdererfeits wird e3 dem ruhigen Beobachter nicht entgangen fein, 
daß der Urfprung der verbreiteten Beſchwerden ganz wo anders, näme 
lich Hauptfählih in der Furcht, eine feit jeher geuoſſene 
Steuerfreiheit einbüßen zu müffen, zu fuchen if, und — 
hine illae lacrimae! 

Es iſt nicht nöthig und auch nicht gut, die geltend gemachten Vor: 
würfe zu ignoriren oder ihnen auszuweichen; im Gegentheile kann ein 
tieferes Eingehen in diefelben nur dahin führen, ihre Haltlofigfeit un— 
widerleglich aufzudeden. Hören wir alfo die weſentlichſten diefer Vor: 
würfe! 

1. Zuerſt wollte man behaupten, das neue Beſteuerungsſyſtem ſei 
fo umſtändlich und complizirt, und erfordere ein ſolches Heer von Fi: 
nanzorganen, daß der damit verknüpfte Koftenaufmand faft den 
ganzen gehofften Ertrag der Steuer verſchlingen müſſe. 

Diefe Angabe ift einfach — nicht wahr, wie die Erfahrung lehrt; 
vielmehr ift diefer Steuer eine folde Einrichtung gegeben, daß diefelbe 
eher eine Verminderung des bisherigen Staatsaufivandes ermöglicht, 
nachdem in allen Drten, to ehedem eigene Finanzorgane die Steuer: 
einhebung beforgen mußten, diefes Geſchäft an die Gemeinden übertragen 
werden kann. 

Es ift dieß wieder eine von jenen vielen Behauptungen, die man 
Teihtfertig in die Welt hinausfchleudert, und die man von der andern 
Seite blind als wahr hinzunehmen gewohnt ift. Die Unrichtigfeit der 
gebräuchlichen Annahme, al3 ob der Einhebungsaufivand bei der Verzeh— 
rungsfteuer überhaupt ein fehr bedeutender wäre, iſt durch die dem „ver: 
ftärkten Neichsrathe” im 3. 1860 worgelegenen offiziellen Nachweiſun— 
gen Far dargethan worden. 
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2. Weil man alfo beute mit der Fabel von der ungeheueren Koft: 
fpieligleit des Einhebungs:Aufwandes Fein Glück mehr machen Tann, 
fo ſucht ein Anderer, auch aus der Erfahrung, nämlih aus den Er- 
trag3:Erfolgen die Unzweckmäßigkeit der neuen Belteuerung dar: 
zuthun. Man meifet auf die geringfügige Erhöhung des Steuerertrages 
im J. 1860 und 1861, melde die auf die neue Beiteuerungsart gejeß: 
ten Hoffnungen Lügen ftrafe und wahrlich nicht den Mißmuth aufmwie- 
gen könne, den die neue Belteuerung in der Bevölkerung allgemein er- 
zeugt babe. 

Laffen wir die Frage unentſchieden, ob denn die Bevölkerung (na: 
mentlich die größere, nicht Weinbau treibende Volksmenge) wirklich dar: 
über mißmuthig geworben fei, daß jegt nicht mehr wie eheden bloß 
derjenige, der feinen Weinbedarf Heinmweife aus dem Wirthshauſe be: 
zieht, aljo in der Negel der Aermere die Weinfteuer zu tragen 
batte, während alle andern fteuerfrei blieben. 

Daß die ehemals Steuerfreien über den Verluft ihrer Steuer: 
freiheit mißmutbhig wurden, wollen wir ihnen nicht verdenten, und 
glauben fogar, daß ihr Mißmuth nicht gar fo arg wäre, wenn fie nicht 
im Stillen befürchteten, daß fie fo mil beiler Haut, wie bis jest, für 
ale Zukunft nicht würden durchkommen können. Das veriteht ſich! 

Mögen die Mißmuthigen in den vergleichsweiſe geringen Steuer: 
erträgniffen der erften Jahre dankbar die Erfolge ihrer Beitrebungen 
erfennen, denn es ift wohl nur ein Zeugniß ganz außerordentlicher 
Schonung von Seite der Finanzverwaltung bei der erften Durchfüh— 
rung eine neuen Gejeßes, wenn fie ſich mit fo geringen Steuerleijtun- 
gen begnügte, die dem Umfange der gefammten Weinkonjumtion in 
Defterreich durchaus nicht angemefjen find. Allein dabei kann es ja nicht 
immer bewenden; eg muß allmählig eine gleihmäßigere Vertheilung der 
Steuerlaft durchgreifen, und — in Erwartung diefer Zukunft erfeunen 
wir dem Vorwurfe der Unergiebigfeit der neuen Belteuerungsart eine 
Berechtigung nicht zu. Vielleicht hat fih bis dahin der „Mißmuth der 
Bevölkerung“ auch ſchon etwas gefühlt. 

3. Ein Dritter erklärt ſich zu jeder nothwendigen Steuerzahlung 
gern bereit, (und ſolche loyal klingende Aeußerungen bekommt man ſehr 
häufig zu hören!) er beſchwert ſich aber, daß die Durchführung der 
Wein⸗Verzehrungsſteuer mit fo großen Schwierigkeiten und „vexatoriſchen“ 
Beläftigungen verknüpft fei, daß die dem Steuerpflihtigen dadurch zu= 
gehende Beſchädigung viel nachtheiliger fei, ala die Steuerzahlung felbit. 
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Worin diefe „Verationen” und Schwierigkeiten ſpeziell Tiegen ſollen, 
wird leider zu fagen vergeffen. 

Wenn man einen ſolchen Beſchwerdeführer darauf verweiſet, daß das 
Geſetz ihm ja die Mittel an die Hand gebe, fih von aller Kontrolle und 
angeblich fo veratorifhen Beläftigung dadurch zu befreien, daß er feine 
Weine vollftändig verftewert, fo wird biefer gute Rath mit Ent— 
rüftung zurückgewieſen, ba man einem MWeinbefiger doch nicht zumu⸗ 
then könne, für alle feine Weine, bie er vielleicht erft in Jahren, oder 
aud gar nicht ganz verbrauden werde, eine fo große Steuerauslage 
zu machen, zu welcher er in vielen Fällen die Mittel nicht befige. 

Ganz wahr; aber wir haben gefehen, daß der Weinbefiger fich 
von jeder Beläfligung auch um einen viel geringeren Preis, nämlich 
durd Abfindung und Entrichtung eines billigen, feinem wirklichen ſteuer⸗ 
pflichtigen Verbraudje entſprechenden Steuerpauſchales völlig befreien 
Tönne. „Durch zahlen und immer zahlen, ift freilich alles zu erlangen,” 
— lautet darauf die gemöhnliche höhniſche Antwort. 

Je nun, in diefem Caſus ift eben fein anderes Mittel denkbar 
als das kritiihe Dilemma: Entweder allen Wein nah dem Ta: 
rife, oder nur nach Maßgabe des ftattfindenden Verbrauches mit: 
telft eines Pauſchalbetrages vatenweife im voraus verfteuern, 
und dabei von aller Kontrolle und Beläftigung befreit bleiben, — 
oder aber den Wein nicht nad dem Tarife ganz, oder mittelft Pau— 
ſchalsraten gleich verfteuern, und dann ſich den unvermeidlihen Kon: 
trollsmaßregeln fügen, die, beim Lichte bejehen, gar nicht fo fürchterlich 
find, als man gern glauben machen möchte. 

Die vorangeftellte „Bereitiwilligkeit zum Steuerzahlen“ bürfte une 
ter ſolchen Umftänden nicht gar zu ernft gemeint fein, wenn fie nicht 
etwa der Ansdrud des Wunſches fein fol, daß die Finanzverwaltung 
in den einzelnen Orten einen Slingelbeutel herumfchiden und bei dem 
Belieben der Herren Steuerpflichtigen befcheiden anfragen möchte, was 
„Ahr guter Wille” für die Staatsfinanzen beizufteuern gefonnen wäre. 

4. Ein Vierter, der eine ſolche Opferwilligkeit nit zur Schau 
trägt, geht dem Steuerfyfteme fhärfer an den Leib, indem er demfelben 
den Vorwurf der Ungerechtigkeit in fofern an den Hals ſchleudert, als 
es auch von dem fogenannten Haustrunfe, oder richtiger gefagt von dem 
Selbſtverbrauche des Wein erzeugenden Grundbefigers eine Verzehrungs: 
fteuer verlange, Das eigene Erzeugniß des Grundbeſitzers, welches der⸗ 
felbe zu feinem und zum Verbrauche feines Dienft: und Arbeitgefindes 
benötbiget, fei fehon mit der Grundſteuer befteuert; die Forderung 
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einer Verzehrungsſteuer dafür fei daher eine doppelte, mithin unge: 
rechte Beſteuerung desfelben Gegenitandes. 

Diefer anfcheinend am meiſten berechtigte Vorwurf zerfällt von 
jelbft, wenn man erwägt, daß er — unwahr ilt. 

Denn bekanntlich wird zur Ermittlung des Reinertrages der rund: 
ftüde, nad) welchem die Srundfteuer bemefjen ilt, der Produktions-Ko— 
ftenaufmand in Abzug gebracht, und darunter iſt der fragliche 
Haustrunk mitbegriffen. Daraus folgt, daß der Togenannte Haustrunf an 
Wein von der Grundfteuer nicht getroffen ift, folglih die Belegung 
besfelben mit einer Verzehrungsſteuer keineswegs eine doppelte Beiteu: 
erung desjelben Gegenftandes involvirt. 

Man will e8 aber auch anjtößig finden, daß die Erhaltungskoſten 
der beim Weinbaue verwendeten Arbeiter, und mit andern Worten der 
„Kultursaufwand” überhaupt mit einer Steuer belaftet werde. Die For: 
derung einer ſolchen Jmmunitäts:Stellung für die mit dem Weinbaue 
fich befchäftigende Bevölkerung geht denn doch etwas zu weit, und würde 
dahin führen, diefer Bevölkerungsklaſſe auch die Befreiung von einer 
Salziteuer, von der Tabakzfteuer u. ſ. m. zu vindiciren. Mit gleichem 
Nechte müßte man diefelbe Immunität allen übrigen Zweigen der Land⸗ 
wirthſchaft zugeſtehen; und doch wird kaum das zartfühlendfte Gewiſſen 
dadurch beunruhigt, da der gelobebürftige Staat von jedem Grundbe: 
fiter, der von dem Ertrage feines mit Runfelrüben, Tabak, Gerfte, 
Mais, Hopfen, Kartoffeln u. dgl. bebauten Feldes die Grunditeuer ent: 
richtete, für den Verbrauch des aus feinem Bodenerzeugnifje gewonne⸗ 
nen Zuders, Tabaks, Biere oder Branntweines die Entrichtung einer 
Zuder:, Tabak, Bier: oder Branntmweinfteuer verlangt. 

Was jollen denn die Bewohner derjenigen Kronländer fagen, wo 
der Wein nur ein Lurusgetränfe ift, und die Bevölkerung wie 3.8. in 
Böhmen, Mähren, Galizien und der Bulomina an den Genuß des 
Bieres und Branntiveine gewöhnt ift? Auch bier ift eg mehr oder 
weniger Sitte, die Dienft: und Arbeitsleute mit geiftigen Getränfen zu 
betbeilen, und der Bauer, der die Gerfte, den Mais, Kartoffeln 
u.|. mw. baut und die Grundfteuer bezahlt, trinkt bier durchgehends ver: 
fteuertes Bier und verftenerten Branntwein. Wenn der Staat erhöhter 
Steuereinnahmen dringend bedarf, follen die Bewohner der Kronländer, 
wo fein Wein wächſt, bloß deßwegen etiva eine neue Beſteuerung 
auf fih nehmen, weil die Wein erzeugenden Bewohner anderer Kron: 
länder fortan die Steuerfreibeit für ihren Weinverbrauch anjpre- 
hen, ohne welche die Nothmendigkeit einer neuen Beftenerung vielleicht 
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vermieden werden könnte? Der Öfterr. Reichsrath dürfte bei Prüfung 
des Budgets und bei der Berathung über die Aufbringung ber Mittel 
zur Dedung des vorhandenen DeficitS es ſich gewiß doppelt, überlegen, 
ob aus befonderem Wohlwollen für die bisher fteuerfrei gewwefenen Wein- 
confumenten, um fie fortan der Unannehmlichfeit der Weinverftenerung 
zu entheben, der ihnen zugentuthete Steuerbeitrag allein den übris 
gen fhon mehr belafteten Steuerpflichtigen aufgebürdet werden ſoll. 

Da übrigens dur eine Beſteuerung des ſ. g. Haustrunkes der 
Weingrundbefiger eigentlich der Lohn oder die Verköftigung des Dienft: 
und Arbeitögefindes vertheuert werde, ſoll nicht beftritten werben. Die 
neue Befteuerung hat ja eben den Zweck, der bisherigen durch nichts 
gerehtfertigten Steuerbefreiumg diefes Weinverbrauches ein Ende 
zu maden. Wenn derjenige, der feinen Weingarten befigt, den 
Bein, das Bier, den Branntwein, den er ſammt feinen Angehörigen 
verzehrt, verfteuern muß, fo ift bod kein Grund abzufehen, warum ein 
Anderer bloß defhalb, weil er einen Weingarten befigt, für den 
gleichen Weinverbrauch Feine Steuer entrichten foll. 

Seien wir billig und offen, und geftehen, daß e3 empfindlich fal— 
Ien muß, auf einmal einen Genuß verfteuern zu müffen, deſſen man 
ſich bisher innmer ohne Steuerzahlung erfreute. Man kann es auch ein— 
räumen, daß diefer Genuß vielleicht eben wegen der bisher genofienen 
Steuerfreiheit eine etwas größere Ausdehnung gewonnen hat. Nun, das 
Geſetz hat hier doch auch alle billige Rückſicht walten Lafjen, indem es 
in jenen Wein erzeugenden Gegenden, wo der allgemeine Weinfteuer- 
Tarif mit höheren Beträgen bemeffen ift, für den gedachten Haustrunf 
die Begünftigung des halben Steuerfages zu geftanden hat. 

Man ift noch weiter mit Zugeftänbniffen gegangen. In jo weit 
es fih nämlich um jene arme Klaffe der Landbevölkerung handelt, 
in deren Namen fo oft die Milde und Nachgiebigfeit der Gefeßgebung 
und der Regierung angerufen wird, und welche den angeblich kargen 
Verbrauch bloß geringhältigen Weines, eigentlich eines vergohrenen 
Bafferaufgußes über ausgepreßte Weinträber, zu ihrem kümmerlichen 
Lebensbedarfe benöthiget, fo ift diefer humanen Rückſicht zu Liebe dem 
aufgeftellten Prinzipe dadurch eine Wunde geſchlagen worden, daß der 
Haustrunf der Grumdbefiger an derlei „geringhältigen Weinen“ gänz: 
li Reuerfrei gelafien worden ift. Damit könnte man ſich denn doch 
endlich zufrieden geben. 

5. Zum Schluffe haben wir noch einen comcentrirten Angriff aller 
derjenigen abzuwehren, welche, um die Ausführung des Geſetzes zu 
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vereiteln, die einzelnen Einhebungsarten perhorresciren möchten, 
nachdem alle übrigen ins Gefecht geführten Truppen eine ſchmählige 
Niederlage erlitten haben. 

Da gibt e8 einige, die fi gar nicht darüber zu beruhigen vers 
mögen; daß das Geſetz auch nur der Moßzlichkeit Raum gibt, es könnte 
einmal das Späherauge eines Individuums der k. k. Finanzwache ihre 
Weinkeller entheiligen. Sie verwahren ſich daher unbedingt gegen jede 
Ararifce Gteuereinhebung nach dem Tarife; höchſtens möge das Ge: 
feg Abfindungen geftatten. 

Andere erflären die Geftattung von Abfindungen geradezu für 
einen Unfinn, denn eine Abfindung fei nichts anderes, als ein Handel 
über ein unbelanntes, nur nad reinem Belieben beftimmtes Objekt, 
bloße Wiltühr und um fo ungerechter, als fie den Steuerpflichtigen 
bald mehr, bald weniger belafte, je findiger oder ungeſchickter der unter- 
bandelnde Beamte in diefem oder jenem Orte iſt. Ergo — nur tarif« 
mäßige, ärariiche Einhebung oder allenfalls auch Pachtungen. 

Wieder Andere, von denen gar mande ihre Branntweinbrenne- 
reien oder Dekonomien an Juden zu verpachten gewöhnt waren und 
noch find, verwahren ſich gegen alle Pächter, jene Blutfauger, melde 
das „arme Boll” durch allerlei Ehicanen mißhandeln und prefien, zu: 
mal die gehaßten jüdifhen Pächter! Sie verlangen, daß, wenn ſchon 
nit bloß Abfindungen mit den einzelnen Steuerpflichtigen anges 
orbnet werden wollten, höchſtens die Gemeinden mit der Gteuerein- 
bebung betraut werben, 

Gemeinbevorftände andererſeits wollen, dem häuslichen Frieden 
zu Liebe, von allen Steuer-Einhebungs: und NRepartirungs:Gefchäften 
befreit bleiben; fie bevorworten auch Feine Abfindungen, und würden 
es vorziehen, wenn alles wieder „beim Alten” bliebe. 

Das ift nur ein ſchwaches Bild der Klagerufe, welche der Schmerz 
über dag neue Weinfteuer-Gejeg ertönen machte. Wer an ſolche „Schmer: 
zensſchreie“ nicht gewöhnt iſt, könnte an dem Gelingen und der Durch: 
führbarleit des gerechteſten Steuergefeges verzweifeln. 

Mir ſcheint jedoch eine folde Verfchiedenheit der Anfichten und 
Wunſche gerade für die Zweckmäßigkeit des Gefeges zu ſprechen, wel- 
ches Feine der angeführten Einhebungsarten als die allein zuläffige be: 
zeichnet, aber auch keine einzige von ber Anwendung ausfchließt, im 
Gegentheile nad Zeit und Umftänden bier und dort jeder berfelben 
Raum gibt, je nachdem es den Interefien der Steuerpflictigen und bes 
Staatsſchatzes beſſer zufagt. 


Haimerls Bierteljabretlariſt ſ. Reptew. X. 1. 6 
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Im Hinblid auf das Vorausgeſchickte glaube ich mich Hier der 
Mühe, die Zweckmäßigkeit der vom Gefege zugelaffenen Einhebungsar- 
ten nochmals zu begründen, überhoben halten zw dürfen, und mas nas 
mentlid die Betheiligung der Gemeinden an der Steuereinhebung anbe 
langt, fo erlaube id) mir nur die Frage, wie es der kaiſ. Regierung 
während der Zuftände des Jahres 1861 ohne das Gejeg v.12. Mai 
1859 möglich geweien wäre, von Ungarn und Siebenbürgen 
auch nur einen Kreuzer an MWein- und Fleifchiteuer bereinzu- 
bringen, — und welche neue Opfer die andern Kronländer hätten brin— 
gen müffen, um einen ſolchen Steuerentgang zu decken? 

Nah meinem Dafürhalten müſſen alle Einwendungen gegen das 
neue Beftenerungsipftem vor der fchlagenden Thatſache verſtum⸗ 
men, daß dieſes den Geſammtverbrauch umfaſſende Steuerſyſtem mit 
Betheiligung der Gemeinden feit 1851 ſchon durch volle zehn 
Jahre ohne den geringiten Anftand in Ungarn und Sie ben— 
bürgen und zwar in allen größeren Orten durchgeführt wurde, wo 
fi Anftände um fo leichter hätten ergeben können. Es ift hiebei vor: 
zugsweiſe entiheidend, daß namentlihd Ungarn und Siebenbürgen par 
exceller.ce zu den Weinbau und Weinhandel treibenden Ländern 
der Monardie gehören, und in biefen ihren wichtigſten Quellen des 
Volkswohlſtandes durch jene Weinbefteuerung nicht im mindeſten ver- 
legt oder beeinträchtigt worden find. E3 kommt hier ferner noch zu er— 
twägen, daß die Bevölkerungen diefer Länder früher noch gar nicht an die 
Formen folder indirekten Steuern gewöhnt waren, wie dieß doch bei 
den Bewohnern der deutſchen und ſlaviſchen Kronländer der Fall ift. 

Daß man „mit Freude” die neue Befteuerung aufgenommen hätte, 
will niemand behaupten, und dieß mird man von feiner Steuer und 
nirgends erwarten. Aber fo viel bleibt dadurch unwiderleglich darge: 
than, daß dem fraglichen Gefege, — mag es noch fo fehr der Vervoll: 
kommnung fähig und bedürftig fein, — keine folhen Mängel anbaften, 
melde es al3 unausführbar erfcheinen Lafjen oder einen unbezwinglichen 
Widerwillen gegen dasfelbe rechtfertigen könnten, — quod erat demon- 
strandum. 








Il. 


Zum Kontumazialverfahren des öſterreich Straf- 
prozeſſes. 


Ein Rechtsfall mitgetheilt von Herrn Dr. J. Prix in Wien. 


Am 29. Jänner 1855 machte der Kommis des Großhandlungshauſes 
M. H. zu Wiener⸗Neuſtadt bei dem dortigen k. k. Kreisgerichte die An⸗ 
zeige, daß vor ungefähr acht Tagen 3 Italiener in deſſen Gewölbe ka⸗ 
men und dem Prokuraführer Karl G. naturellen Saffran zum Kaufe 
anboten, den fie auf der Zoll:Legſtätte hätten. Der Prokuraführer, welcher 
fih dur feinen Spediteur ein Mufter bringen ließ, ging felbit zur 
Regftätte, ſah einen der dort befindlichen drei Ballen Saffran an, bielt 
denjelben für echt, und Taufte eine Quantität von 68%, Pfund & pr. 
12 fl. C. M. mithin zu dem Gefamntpreife von 819 fl. C. M. As 
jedoch dieſer Saffran einem Agenten des Handlungshauſes M. H. zum 
Verkaufe offerirt wurde, berichtete diefer, daß die nämlichen Staliener 
denjelben mehreren Kaufleuten in Gratz zu dem minderen Preije von 
10 fl. ©. M. angebotbhen, aber keinen Abnehmer gefunden hätten. In 
Folge diefer Nachricht, wurde der gekaufte Saffran unterſucht und ge 
funden, daß 2%, bievon unecht (verfälfcht) fei, indem ſich darunter eine 
roth angeftrichene, fremdartige unbekannte Blume befindet, welche dem 
echten Saffran gleicht, fo daß die Unechtheit erit bei einer näheren Un: 
terfuchung möglich ift, und daß jener Theil des Saffranz, welcher echt war in 
dem Sade oben lag, während fich weiter unten der verfälichte befand. 
Sohin wurde von dem Handlungshaufe M. H. ein Spediteur nad 
Wien entiendet, um diefe Staliener auszuforfchen, da man in Erfäh- 
rung bradte, daß fie auch Wiener Kaufleuten Saffran zu 14 fl. C. M. 
pr. Pfund verkauft hätten, und bei der dortigen k.k. Bolizeidireftion die 
Anzeige zu machen, welche auch bald deren Namen: Tomaso Pitorelli, 
6* 
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Christoforo Presutti, Angelo del Gozzo und Antonio Tomasi ent: 
bedte. Diefe italienischen Saffranhändler boten um diejelbe Zeit, näm: 
lich zwifhen dem 20. und 23, Jänner 1855 noch mehreren anderen 
Handelsleuten von Wr, Neuftadt Safran zum Kaufe an, indem fie den: 
felben Mufter bievon vorwieſen. Der Eine von ihnen, welder fih für 
einen genauen Kenner von Saffran ausgibt, Faufte jenen nichts ab, 
weil er fand, daf der Saffran, den fie für echten Aquilaner Saffran 
ausgaben, zu 3, Theilen mit einer dem Saffran ähnlichen Blüthe ge: 
fälſcht war, und er ließ fie, wie er fagte, darum „nicht arretiren, weil 
er dachte, fie würden den Saffran ohnehin nicht anbringen und Nie 
manden betrügen können.“ Ein anderer J. R. H. kaufte ihnen 184 Pfb. 
„Aquilaner Saffran“ zu dem Preife von 9 fl. 20 fr. C. M. pr. Pfb. 
mithin zu dem Gefamntpreife von 1252 fl. €. M. ab, und ein Drit- 
ter endlich, dem fie das Pfund zu 18 fl. C. M. anboten, indem fie be 
baupteten, daß es Aquilaner Saffran von guter Qualität fei, kaufte 
ihnen nad vielem Handeln. und mit der Bemerkung, daß der größte 
Theil nicht echter fondern nur wilder Saffran — Safflor — fei, 40 
Pfund à pr. A fl, C. M. um 160 fl. ©. M. ab. 

Auf Grundlage diefer Thatfachen wurde mittelft des Beſchluſſes 
des k. k. Kreisgerichtes Wr.-Neuftadt vom 31. Jänner 1855 wider 
Christuforo Presutti und Genoſſen nad $. 140 8. 2 und 3 ber St. 
P. D. die Spezialunterfudhung wegen Verbrechens des Betruges einge- 
leitet, und deren Verfolgung angeordnet. In Folge deſſen meldete eine 
Note der Polizei:Direction Laibach vom 3. Februar 1855, daß diefe 
Saffranhändler am 10. Jänner 1855 in Laibach angekommen find, bis 
16. bier verweilten, umd bei vier Kaufleuten, deren Namen genannt 
waren, Saffran verkauft hätten. Die Vernehmungen dieſer Haudelsleute 
lieferte das Nefultat, daß fie allerdings von A oder 5 Stalienern an= 
geblichen Aquilaner Saffran, der ihnen zu 15fl, pr. Pfund angeboten 
wurde, zu 8 und 12 fl. €. M. pr. Pfd. Kauften, daß dieß aber ſpä— 
teſtens zwiſchen dem 10. und 20. Jänner 1855 geſchehen fei, und daß 
fie feinen Schaden leiden, weil fie die ganze Menge im Kleinverkehre 
wieder abfegten. Dagegen Fonftatirte der ämtliche Auszug aus dem Frem⸗ 
den:Kommiflionsprotofolle von Wien, daf die genannten Staliener, mit 
einen Sizilianiſchen General:Confulatspaffe ausgeftellt zu Anfona am 
30. Dezember 1854 auf A Monate nad Deutſchland über Wien lau: 
tend, verfehen, am 20. Jänner 1855 in Wien ankamen, und am 23. Jän: 
ner 1855 nah Görz abreiften. Die Note der Polizei:Direktion Gratz 
vom 12. März 1855 flellte feft, daß diefelben am 9. Jänner 1855 da— 
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felbft anfamen und am 20, besfelben Monates die Stadt wieder ver: 
liegen, der Aufnahmsſchein der Triefter Bahn zeigt, daß fie die Waare 
am 9. Jänner 1855 in Trieft zur Beförderung nad Grag aufgaben, 
und die Zollquittung zeigt, daß für diefe Waare der Zoll am 16. Jän⸗ 
ner 1855 zu Graß gezalt wurde. In Wien verkauften diefe Saffran: 
händler an Oswald 7. eine Duantität von 11 Pfund pr. 14 fl., der 
ihn nad) mehreren Tagen wieder an Dominik R. um 17 fl. C. M. pr. 
Pfund verkaufte, und an Johann W. ein Pfund um 14fl. C. M. der 
ihn im Detail wieder abſetzte, und bei feiner Vernehmung erklärte, daß, 
wenn der Saffran überhaupt mit anderen Subftanzen gemengt fei, dieß 
nur in ganz unbedeutenden Mengen der Fall fein könne. In Gratz 
verkauften fie nach vorgezeigten Muftern an Mathias W. 3 Pfund & 
pr. 14 fl, an Alois St. 5 Pfund & pr. 13 fl. 30 kr., an Franz 8. 
63 Pfund & pr. 12 fl. und an Karl S. 5 Pfund Saffran & pr. 18 fl., 
wodurch diefe Handelsleute einen Schaden von 12 fl., 10 fl., 300 fl. 
und 50 fl. 6 M. erlitten. 

Die Sachverſtändigen, melche Theile des in Wr. Neuftadt und 
Grag verkauften Saffrans unterjuchten, geben in dem zu Wien am 
13. Februar 1855 aufgenommenen Protokolle das Gutachten dahin ab, 
daß es naturaler Aquilafaffran, nämlich echter Saffran fei, welcher mit 
gefärbten Ringelblumen vermengt iſt. Die Farbe der Ringelblume er: 
kannten fie durch Fernambucco.Abfub und Beimengung von etwas Ku⸗ 
gellack hervorgebracht. Die Miſchung ſei der Gefundheit nicht nachthei⸗ 
lig, die Unechtheit leicht zu erkennen, allein ſchwierig ſei es, die Menge 
der Beimengung von Ringelblumen anzugeben. Doch ſprachen ſie ſich 
dahin aus, daß einem Pfunde dieſes Saffrans ungefähr 5—6 Loth von 
gefärbten Ningelblumen beigemengt find, und ſchätzten das Piund diefer 
Miſchung auf 15 fl. E. M. Die Sahverftändigen in Laibach hingegen, 
welche Theile des im Monate Sinner 1855 dort verkauften Saffrans 
unterfuchten, hielten denfelben für eine Abart des echten Saffrans, für 
fog. wilden Saffran und durch die Beimengung der Kelche und Samen: 
ſchalen von safflor earthamus tinetorius verfälfcht, und fie erflirten, 
den Werth desfelben pr. Pfund nicht angeben zu können, da er, bei 
bem Umftande als der gefälfchte Saffran keineswegs den Zweck eines ed): 
ten Saffrans erfüllen Tann, mit Rückſicht auf feine Eigenſchaft als Saff: 
ran gar keinen Werth habe. Ueber diefes Gutachten wurden die Wiener: 
Sachverftändigen noch einmal vernommen; fie blieben aber bei ihrer 
früheren Anficht, und erklärten nunmehr mit Beftimmtbeit, daß nicht 
mehr als 5—6 Loth gefärbte Ringelblume einem Pfunde Saffran bei- 
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gemengt fei. Inzwiſchen wurden am 19. Februar 1855 die Staliener 
zu Pelaro angehalten und nach Ankona gebracht, 100 fie zuerft vor dem 
& 8. Garmifond-Auditoriate, dann vor dem k. k. General-Eonfulate ver: 
hört wurden. Sie erklärten, dab fie ſich Schon feit Jahren mit dem 
Saffranhandel aus ihrer Heimath, der Provinz Aquila in Neapel, be: 
ſchäftigen und daß fie jährlich zu diefem Zwecke Reifen nach den öfter- 
reihifgen Staaten und nad Deutjchland machen. Die Maare gehöre 
jedoch nicht ihnen, ſondern feiihnen von verſchiedenen Bauern, die den 
Saffran gebaut hätten, zum Verkaufe anvertraut worden. Won ihnen 
hätten fie die Säde übernommen, ohne die Waare zu unterfuhen, und 
fie wiffen nichts von einer Fälfehung. Sie glauben auch nicht daß der 
Saffran gefälit ſei, und erklären fich bereit, die Waare um den Ber: 
kaufspreis wieder zurüczunehmen. An eine Auslieferung diefer Saffratt- 
händler war nicht zu denken, da mit Rom ein Nuslieferungsvertrag 
nicht abgeſchloſſen war, und der mit Neapel abgefchloffene Auslieferungs 
vertrag vom 24. Dezember 1845, 3. ©. S. Nr. 917, nur öfterreichifche 
Unterthanen, welche ſich nah Neapel flüchten, in fein Bereich zieht. 
Man war daher beftrebt, wenigftens den erhobenen Schaden zu decken, 
der fih auf ungefähr 1500 fl. €. M. belief. Dieß gelang auch, indem 
die Jtaliener „zur Dedung des gerichtlich erhobenen Schadens” einen 
Betrag von 170 Stüd Napoleonsdor & 20 Francs bei dem k.k. öfterr. 
General:Confulate deponirten. Hierüber wurde in Gegenwart des öfterr. 
General-Confuls und des k. neapolitanifhen Vice: Conſuls das Proto— 
Toll vom 28. Februar 1855 aufgenommen, in welchem „auf ausdrüd- 
liches Verlangen des k. neapol. Vice:Confuls Vito Belgiovane dag k. k. 
öfterr. General:Confulat durch feinen Repräfentanten Hrn. Karl Außee 
förmlich erklärt, das bei ihm hinterlegte Depofitum Niemanden, mer 
es immer fei, zu übergeben, als mit Uebereinftimmung diefes F. neopolit. 
GSonfulates, oder zufolge Urtheilsfpruches des competenten k.k. öfterreis 
chiſchen Gerichtshofes, oder aber auf ausdrücklichen Minifterial-Erla, 
begründet auf beiberfeitige diplomatifhe Verhandlungen der refpeftiven 
Minifterien von Defterreih und Neapel.” 

Auf Grundlage der vorhandenen Verdachtsgründe wurde fohin 
am 26. April 1855 3. 2100 wider Christoforo Presutti et Cons. ber 
Anklagebeſchluß gefällt, und da man die Bebingniffe des Contumazial: 
Verfahrens nicht vorhanden fand, das weitere Verfahren bis zur Hab— 
baftwerbung ber Angeklagten eingeftellt. 

Im September des Jahres 1861 gelangte plöglid eine Note bes 
tt. Oberlandesgerichtes Wien über Verordnung des k. k. Juftizmini- 
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ſteriums an das k. k. Kreisgeriht Wr. Neuftadt mit dem Auftrage 
„einen Beihluß zu fallen, wie mit dem Depofitum zu verfügen ei, 
und denfelben fammt den Alten und der vollftändigen Aufklärung über 
den Stand .der ganzen Angelegenheit binnen 3 Tagen mit Bericht vors 
zulegen”, da „die 4 neapolitanifchen Unterthanen unterftüßt von ihrer 
Konfularvertretung zu Ankona wiederholte Anſprüche wegen endlicher 
Ausfolgung des Depofitums erhoben, fo daß das faiferliche General: 
Konsulat dafelbft endlich ſich bemüſſiget ſah, an dag Minifterium des 
Yeußern eine Anfrage zu ftelen, was mit dem Depofitum zu gefche: 
ben babe. In Folge deſſen requirirte das Kreisgericht Wr. Neuftadt die 
bei dem E. k. General:Confulate in Ankona erliegende Barſchaft, welche 
am 1. Dezember 1860 in dem nach Abrechnung verjchiedener Gebühren 
verbliebenen Betrage von 168 Stück Napoleonsdor, 1 Fünffrankenitüd, 
1 Biertelguldenftüd und 1 Sechskreuzerſtück eingefendet wurde, und er: 
kannte mittelft des Beichluffes vom 12. Dezember 1860, 3. 5204, auf 
Einleitung des Kontumazialverfahrens nah 88. 386 und 387 der St. 
P. D. zum Zwecke der Zuerkennung des Schaden? an die Bejchädig- 
ten, da, wie es in dem Borrufunggedifte heißt „wegen der namhaften 
Entihädigungsaniprüche mehrerer durch diefen Vorgang benachtbeiligten 
Partheien das bisherige Verfahren nicht auf ſich beruhen fan.” Sn 
diefem Edicte vom 19. Dezember 1860 ivurden die Angeflagten aufge: 
fordert binnen 3 Monaten fi vor dem Gerichtshofe zu ftellen, widri- 
gens das Verfahren und Erfenntuiß in ihrer Abwefenheit erfolgen würde, 
basjelbe in der Wiener:Zeitung dreimal kundgemacht — die Angellag: 
ten aber, deren Aufenthaltsort fih in der Provinz Aquila in Neapel befand, 
und den man durch deren Konfular: Vertretung in Ankona ganz genau 
hätte in Erfahrung bringen können, bievon nicht verftändigt. Erit nad) 
Ablauf des Ediktaltermines wurde mit dem Beichluffe vom 10. April 
1861, 3. 1152, für diefelben ein Bertheidiger mit dem Bemerken auf- 
geftellt, daß nunmehr, da die Angeklagten feither nicht erfchienen find, 
die Schlußverhandlung wider diefelben wegen des Verbrechens des Be: 
truges ftattzufinden babe, und daß dem Vertheidiger „nad 8. 314 der 
St. P. D. die weitere Beichwerde gegen diefen Beſchluß an das höhere 
Gericht vorbehalten bleibt.” 
Dagegen überreichte der Vertheidiger die Berufung, in derer aus: 
führte, daß das Kontumazialverfahren ein Ausnahmsverfahren fei, wel: 
ches nicht über die ausdrüdlich im Gefege anerkannten Fälle hinaus 
ausgedehnt werden dürfe. Es gäbe aber nur 2ſolche Fälle in der öfterr. 
St. P. O.; 1. wenn das Verbrechen großes Auffehen erregt bat, und 
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2. wenn die gänzliche Straflofigkeit weitere nachtheilige Folgen befor- 
gen läßt, — Fälle, welche bier nicht vorlägen, Das Kontumaztalver- 
fahren habe nur den Zweck, die Mafje zu befriedigen oder abzufchredfen. 
Darum „wird bis zu einer ſolchen Verurtbeilung vorgegangen, die in 
der öffentliden Meinung wenigitens einige Wirkung gegen die Perſon 
des Thäters hervorzubringen fähig ift,“ Aus diefem Grunde jei and 
ein ſolches Verfahren zu befehleunigen, weil es font feinen Zweck wer- 
fehlt, die Wirkung verliert, und nicht beachtet wird, Der vorliegende 
Betrug habe aber weder das Publikum beunruhigt, noch läßt defjen 
Straflofigkeit nachtheilige Folgen für den Staat beforgen, und dieſe 
allein follen durch die Beltimmungen des $. 385 der St. P. DO. hints 
angehalten werben. Seit der im Jahre 1855 erfolgten Anzeige feien 
mehr als 6 Jahre verfloffen umd außer den Beſchädigten dürfte ſich 
kaum mehr ein Bewohner Wr. Neuftadts an diefen Straffall erinnern. 
Daß man eine ftrafgerichtliche Verfolgung einleiten dürfe, um Jeman: 
den zum Erſatze des Schadens zu verhelfen, dafür finde ſich in der 
ganzen öſterreichiſchen Literatur kein Anhaltspunkt, auch fei dieß geſetz- 
lich nicht zu begründen. Selbft die St. P. D. vom Jahre 1803 Fennt 
ein Kontumazialverfahren zu dieſem Zwecke nicht, und man könne ſich 
auch nicht auf die Beflimmungen de3.Hofd. vom 1. März1822, Nr. 1848, 
und vom 21. Auguft 1822, Nr. 1890 der 3. ©. S., berufen, wonach die Ur— 
theilsfälung zum Zwecke der Entſchädigung und Koften zu gefchehen hat, 
„wenn ein Inquifit nach gefchloffener Unterfuchung, jedoh vor Schöpfung 
bes Urtheiles ftirbt“, weil diefe Gefege ganz fpeziell nur die Urtheilsfhöpfung 
über einen Verftorbenen im Sinne hatten, auch eine bereits vollftändig ge: 
geſchloſſene Unterfudung vorausfegen. Uebrigens feien au dieſe Be: 
ftimmungen durch den Art. II. des Kundmadungspatentes zur St. P. 
D. vom Jahre 1850 und 1853 längft aufgehoben. Indem der Gerichts: 
bof am 25. April 1855 zur Zahl 2100 den Anklagebeigluß in Form 
eines Stedbriefes ausfertigte und durch ſechs Jahre das weitere Ver: 
fahren auf ſich beruhen ließ, habe er ſelbſt anerkannt, daß die Bedin— 
gungen des Kontumazialverfahrens nicht vorhanden find, und diefer 
Beſchluß fei in Rechtskraft erwachſen. Die privatredtlihen Anſprüche 
zuzuerkennen, ſei nicht Zweck des Strafrichters, er dürfe ja felbit im 
Falle eines Strafurtheiles nur dann über fie erfennen, wenn dieß „mit 
Zuverläßigfeit und fogleih” geſchehen könne, font feien die Partheien 
auf den Civilrechtsweg zu vermeifen (8. 362 St. P. D.) — und ein 
anderer Weg ftehe auch den Beſchädigten in dem vorliegenden Falle 
nicht zu. Obwohl von dem für fie erliegenden Depofitum verftändigt, 
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bätten fie felbft feit Jahren nichts gethban, um ihre Schadenerfakan: 
fprüche zu liauidiren und durchzuſetzen — e8 fei nicht abzufehen, mie 
nach fo langer Zeit das Strafgericht ihnen von Amtswegen dazu ver: 
belfen folle. Diefe Berufung wurde mittel3 des Erfenntniffes des k. k. 
Dberlandesgerichtes Wien von 14. Mai 1861, 3.4812, verworfen, und 
der angefochtene Beſchluß beftätiget, „weil der frühere Beſchluß des k.k. 
Kreisgerichtes Wr. Neuftadt vom 12. Dezember 1860, 3. 5204, womit 
das Ebdictalverfahren gegen die Angeflagten eingeleitet wurde, bereits 
rechtöfräftig geworden ift, in Folge deſſen vom k. k. SKreisgerichte die 
Schlußverhandlung nah Ablauf des Edictaltermines nah $. 391 der 
St. B.D. anzuordnen war, und bieburch der angefochtene Beichluß ge: 
rechtfertiget ift.” 

Wider diefes Urtbeil wurde von Seite der Vertheidigung die 
außerordentliche Revifion an den oberften Gerichtshof ergriffen und aus: 
geführt. Bor Allem wurde die behauptete Rechtskraft des Beſchluſſes 
vom 12. Dezember 1860 beftritten, momit das Kontumazialverfahren 
eingeleitet wurde. Diefer Beichluß fei vielmehr nichtig. Denn wider 
die Einleitung des Kontumazialverfahrens ftehe nach $. 385 der St. 
P. D. unter Andern aud dem Befchuldigten die Berufung zu; 
diefer könne dieſes Rechtsmittel jedoch nur dann einlegen, ivenn er ver- 
ſtändigt wird, eine Verftändigung der Angeklagten fei aber nicht gejche: 
ben, obwohl man mußte, daß und mo fie zu finden feien. Es ſei ihnen 
daher unmöglich geweſen, bie Berufung ſogleich wider diefen Beſchluß 
einzubringen. Von einer Rechtskraft könne keine Rebe fein, wo die Ein: 
wendung von Nechtömitteln von einer Berftändigung der Partheien ab» 
hängt. Wollte der Gerichtshof die Angeklagten hievon nicht verftändigen, 
fo hätte er für fie nach einer nicht zurückzuweiſenden Analogie aus dem 
8. 391 der St. PB. D. damals Schon einen Vertheidiger beitellen follen, 
bamit biefer ihre Nechte wahre. Auch bei Gelegenheit der Erlaffung des 
Borrufungsedictes habe man dieß nicht gethan und erft, nachdem das 
ganze Kontumazialverfahren bis zur Anordnung der Schlußverhandlung 
durchgeführt war, mit dem Beichluffe vom 10. April 1861, 3. 1152, 
einen Vertheidiger beitellt. Jetzt erſt war e8 möglich, gegen das Berfah: 
ren Einfpradhe zu erheben, und dieß habe auch der Vertheidiger gethan. 
In feinem Beftellungsdecrete wurde ihm auch ausdrücklich nach $. 314 
der St. P. D. das Recht der Beſchwerde vorbehalten, mas follte dieß 
wohl nüten, wenn man ihm einen Beſchluß entgegen halten dürfte, 
gegen den er ſich nicht beſchweren konnte, meil er bievon nicht ver: 
fländigt wurde.” In der Berufungsausführung ſei nachgewieſen wor⸗ 
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Der I. 1. eberfie Gerihtsgei hat jedech zufolge Erlasſes vom 
bye ımal, 5 1630, „leinen Anlalı gefunden, Dieter auberordentkichen 
Berntung eine Folze zu geben.” Eine Besrundung dieier Zuracdweirung 
wre wit angegeben. 

Rıhnem biemit die proxeffnalijche Vorftage endgültig entichieden 
war, wurne bie Schlubverhandlung am 2. Rovember 1861 abgehalten. 
rt derſeaben sonrden die weſentlichnen Altenitüide vorgeleien und rüd: 
fichtlich mes Tiorlehens der Angeflagten conftatirt, dab fie bereits im 
fahre IMih megen des Verbrechen des Betruges durch Berlauf ver: 
Nallten Safleans bei dem k. k. Kreisgerichte in Roveredo in Unter- 
fung ſianden, melde jedoch „In Erwägung, dab die Berfülihung 
beit erſennhar war, und man ahnliche Subflanzen (Ringelblume und 
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Safflor) jenem Saffran beizumifhen pflegt, der nicht zum Gebrauche 
der Apotheker dient und in Erwägung, daß der Preis gering und bei- 
nahe übereinstimmend mit dem geringen Werthe des Saffrans war” — 
mitteljt des Beichluffes vom 9. Mai 1855 eingeftellt wurde. 

Als Zeugen wurden vernommen der jeßige Profuraführer des 
Sroßhandlungshaufes Michael H. und der jegige Koınpagnon des Groß: 
bandlungsbaufes %. R. H. in Wr. Neuftadt, um Auskünfte über die 
Verwendung des gefauften Saffrans und über deflen Erlös zu geben. 
Sie bezeichneten Beide den gekauften Saffran als ſchlechte Waare — 
Mift — der in diefer Eigenschaft nicht zu brauchen wäre; er fei mehr 
als zur Hälfte verfälicht, wie dieß die bei einigen Pfunden vorgenom— 
mene Glegirung gezeigt hätte, welche ihnen auf 5 fl. pr. Pfund zu fte- 
ben fam. Sie hätten ihn „in der ganzen Welt” zum Kaufe angeboten, 
aber vergebens, und mußten den, nach verfchiedenen Erperimenten noch 
verbliebenen Reft als Saffranfpigeln verkaufen, mofür fie pr. Pfund 
3 fl, 5 fl., und für einige Pfunde au 10 fl. C. M. erhielten. Diefe 
Zengen werben beeidet. Bon den Beichädigten war perfönlich Niemand erſchie⸗ 
nen — die beiden Broßhandlungshäufer von Wr. Neuftadt Michael H. und 
TR. H. waren durch einen dortigen Advofaten zur Anmeldung der 
Entſchädigungsanſprüche vertreten. 

Die St. U. hielt die Anklage wegen des Verbrechen des Betruges 
rückfichtlich aller vorliegenden Verkäufe von verfälichten Saffran in Mr. 
Neuftadt, Grat und Laibach aufrecht, indem es ein Zufall der eigen: 
thümlichften Art wäre, wenn um biefelbe Zeit herum in Laibach andere 
Saffranhändler auf gleiche Weife Verkaufsgeſchäfte gemacht hätten. Ob⸗ 
jectiv fei da8 Verbrechen des Betruges vorhanden, denn, daß der Safl: 
ran gefäliht war, fagen übereinftimmend die Ankäufer und die Sad: 
verftändigen, wobei die Art und Weife der Fälſchung gleichgültig if. 
Aber auch ſubjectiv fei diefes Verbrechen erwiefen; denn als Leute, 
welche den Saffranhandel als Geſchäft trieben, mußten fie die Beichaf: 
fenbeit, die Qualität der Waare kennen, da fie fonft deren Preis nicht 
beftimmen könnten; es fei vorauszuſetzen, daß fie die Waare nicht mit 
Schaden verkauften, und darum mußten fie auch recht wohl willen, daß 
fie bei dem Abjage des Saffrans zu Afl. C. M. pr. Pfund noch Nut: 
sen batten, mithin willen, daß der verkaufte Saffran nicht mehr als A fl. 
wertb mar. 

Die Unterfuhung vor dem k.k. Kreisgerichte Roweredo im J. 1854 
geige, daß man ben Angellagten den ihnen zur Laft gelegten Betrug 
auch zumuthen kann. 
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Bas den Schaden anbelangt, jo fei das Gutachten der Sachver: 
ftändigen, ſofern dasjelbe den Werth des verkauften Saffrans auf 13 fl. 
€. M. anſetzt, offenbar unrichtig, weil die Verkäufer ſelbſt denfelben 
weit unter 15 fl. abjegten. Es fei aud die Art und Weiſe ihrer 
Schägung irrig, wenn fie behaupten, weil 44 beim Pfunde falſch 
fei, fo fei der Saffran, anftatt 18 fl. pr. Pfund, um Y4 weniger d. i. 
nur 15fl. werth. Denn dieſes Sechstel laſſe fih nicht durch eine Sub- 
traftion hinwegbringen, fondern biezu fei eine mühſame und koftfpielige 
Dperation — die Elegirung — nöthig; auf diefe Koſten hätten bie 
Sacverftändigen feine Rückficht genommen, umd da mithin ihr Aus- 
ſpruch in diefer Richtung als unzuverläffig entfällt, fo feien die Ausfagen 
der Beſchädigten allein maßgebend, die ihren Schaden aud am Beiten 
wiffen und gegen deren Glaubwürdigkeit feine Bedenken beftehen. 

Schließlich beantragt die St. U. den Ausiprud über die Schuld 
der Angeflagten, und über die zu ermittelnden Schabenerfagbeträge, 
ſpricht fi aber gegen jede Zuerlennung einer Strafe aus. Dem Zwecke 
des eingeleiteten Verfahrens nad) fei e3 nur konfequent, fi nad Zeft- 
ftelung der Prämiffe der Schuld über den Erfag des Schadens aus- 
zuſprechen und die Verhängung einer Strafe als unnüg und wirkungs- 
108 bei Seite zu laſſen. 

Der Vertreter der Beihädigten Michael H. und J. R.H. meldet, 
mit dem Bemerken, daß der noch nicht abgefeßte Saffran zu dem Durch: 
ſchnittspreiſe von 4fl.E.M. angenommen werde, für ben erfteren einen 
Erfagbetrag von 539fl. A5 kr. und fürlegteren von 750 fl. 40 kr. 8. W. an. 

Die Vertheidigung meifet, geftügt auf die Eingangs erwähnten 
Urkunden, rücfichtli der in Laibach geſchehenen Saffranverläufe das 
Mibi der Angellagten nach, und beftreitel fohin den XThatbeftand des 
Verbrechens des Betruges in Betreff der Verkäufe zu Wr. Neuftabt 
und Grag. 

Die Kunftverftändigen hätten den Saffran felbft al3 naturalen 
Aquilaner Saffran erkannt; wenn ihn daher die Angellagten als fol: 
chen ausgaben, fo haben fie nur die Wahrheit gefprochen. Die Beichä: 
digten haben den Saffran nad einem ihnen vorgemwiefenen Mufter um 
die behandelten Preife gefauft, und insbefondere ließ ſich noch überdieß 
das Haus J. R. H. durch feinen Profuraführer von dem Inhalte der 
auf der Zol:Legftätte befindlihen Waare überzeugen. Sie feien baber 
weder in Irrthum geführt, noch fei Irrthum benügt tworben, und wenn 
fie die Waare, welche dem Mufter entſprach, für beſſer hielten, als fie 
mar, fo falle bieß auf fie allein zurüd. Daß aber eine Verſchiedenheit 
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des Mufters und des nach demfelben gekauften Saffrans vorlag, ift 
nicht nachgemwiefen, eine Vergleichung beider Sorten von Seite der Sad): 
verftändigen liege nicht vor. Um einen Betrug zu begehen, müſſen durch 
Srreführung oder Benützung des Irrthums ein Schaden zugefügt wer: 
den, oder doch dieß zu thun verfucht fein. Die Sachverftändigen haben 
jedoch mit Beftimmtheit und miederholt behauptet, daß der von ihnen 
unterfuchte Saffran 15 fl. C. M. pr. Pfund werth fei; die Angeflag: 
ten aber haben ihn unter dem Schätzungswerthe verkauft. Im Zweifel 
müfle man dem Gutachten der Sachverftändigen Glauben und Vertrauen 
ſchenken — ihnen gegenüber find die Beichädigten Laien. Man könne 
ein neuerlihes Gutachten einholen, man dürfe aber das vorliegende 
nicht ignoriren. Uebrigens werde die Behauptung der Sachverſtändigen 
auch durch Zeugen unterftügt. So babe Oswald 7. 11 Pfund 414fl. 
getauft und um 17fl. pr. Pfund an Dominik R. wieder verkauft, und 
Johaun W. der das Pfund ebenfalls um 1A fl. Taufte, bat diefe Waare 
im Kleinverkehre mit Nugen an Mann gebradt. Ebenjo bat dieß die 
Mehrzahl der Gratzer Kaufleute getban. Daß Kaufleute oft ihre Waaren 
mit Schaden verlaufen, fei befannt und es fei nicht conitatirt, daß ge: 
rade die Angeklagten bei dem Saffranverlaufe Nuten haben müßten. 
Die Angeklagten bätten aber auch die zum Verbrechen des Betruges 
erforderliche Abficht nicht gehabt. Uebereinſtimmend haben fie behauptet, 
daß fie den Saffran von Andern zum Verkaufe erhielten und baß fie 
fih um den Inhalt der Ballen nicht kümmerten. Ob diefe Umſtände 
auf Wahrheit berubten oder nicht, fei nicht erhoben worden, obwohl es 
entfcheidend, und man dürfe diefe Verantwortung umjo weniger über: 
gehen, als in der That die Waare ſich nicht unmittelbar bei ihnen, ſon⸗ 
bern entweder als Fracht auf der Bahn, oder im Hauptzollamte be: 
fand. In Ankona angehalten, erlegten fie freiwillig 170 St. Napol. zur 
Entihädigung an jene, die glaubten, von ihnen betrogen worden zu 
fein; würden fie fi wohl dazu berbeigelaffen haben, wenn fie ſchuld— 
bewußt gewejen wären, da fie doch Niemand dazu zwingen fonnte? 
Wenn man endlih bedenke, daß die Handelsleute, wiſſend, daß der 
Saffran damals im Kurſe von 18 fl. C. M. pr. Pfund ftand, den 
Saffran theild um die Hälfte, theils um das Drittel unter dem Kurfe 
von den Angeklagten Tauften, mithin auf den Werth der Waare aus 
dem SKaufpreife einen Schluß ziehen Tonnten, und mußten, fo müffe 
man zugeben, daß eine betrügeriiche Abficht nicht erwiefen fei. Aus 
ihrem Borleben rüdfihtlih aus der in Roveredo wider fie anbängig 
gervejenen Unterfuhung dürfe man den Angeklagten keinen Vorwurf 
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machen, weil dizjelde eingeitellt iourde, — mithim. nit einmal der That- 
beftand iu — — — — 


pr. Pfuud —— zu gering, mithin — — 
Iungshäujer Richael 5. und I. R ©. zu bed. Das zeigen die viel 
geringeren Aniprüce der Grager Handelzleute, melde das Piund Saf- 
ran ebenjal3 um 14 Hl. lauften. Auch berube die Annahme eines Durd- 
Idmittöwerthes von & fl. pr. Biund auf der Ausjage der Beihidigten 
allein, ohne des Gutachten der Sahwerfiändigen zu berüdfiätigen, was 
nicht augehe, da dasſelde mit allen Erfordernifien des Geieges veriehen 
fei. Es wäre daher jedenfalls eine Aufgade des Gerichtäßofes den am- 
gemeldeten Schaden, nach $8. 76 und 359 der St. B.D. zu mäßigen, 
und hiebei wäre nad; der Anficht der Bertbeidigung eine Zabl (If. EM.) 
anzunehmen, welche zwiichen. der mindeiten Bewertbung durch die Sad- 
verfländigen (14 fl. €. WR.) und. der hochſten Bewerthung durch. die 
Beigädigten (4 fl. €. M.) die Mitte hält. 

Der Gerichtshof erfannte die Angeklagten des Verbrechens bes 
Betruges nach $$.197 und 203 des St. G. B. als unmittelbare Thã— 
ter ſchuldig und verurtheilte fie zum Erſatze der Strafprozeßkoſien und 
des Schadens an Michael 9. mit 539 1.5... W, an RD 
mit 750 fl. 40 fr. 6. W., an Mathias W. mit 12 fl. 60 Er. ö. W. 
an Alois Et. mit 16 fl. 80 kr. 5. W., an Franz K. mit 315 fl. ñ. W. 
und Karl S. mit 52 fl. 50 kr. ö. W., denen „bis zur Höhe und nad 
Maßgabe der angeführten Forderungen der im Erlage befindlie Be: 
trag von 168 St. Nap. 1 Fünffranfenjtäd, 1 Biertelguldenftüd und 
1 Scchökreuzerftüd, und zivar, die Napoleonsdor nach dem legten Kurs: 
werthe vom 31. Oktober gerechnet mit 1849 fl. 68 Er. De. W. mit dem Be: 
merken eingeantwortet wurden, daß die zuerfannten Beträge den Bejchä- 
digten, nad) Rechtskraft des Urtheiles werden ausgefolgt werden.” 

Die Gründe lauten im Wejentlihen dahin, daß nad) der beeide- 
ten Ausfage der Beihädigten und der Zeugen „die Angeflagten unter 
dem Vortande, jene Waare fei Aquila Saffran, die Käufer in. Wien 
und in Grag beftimmten, diefelbe zu kaufen, welche nur zur Hälfte, zu 
einem Dritttheil, zu einem Viertheil aus echtem Saffran, im Uebrigen 
aus heterogenen werthloſen Subftanzen beſtand.“ Diefe Umftände feien, 
da „fie ſich in fortgefegte Theilafte auflöfen, und in ihrem Zufammen: 
hange durch die Zeugen beftätiget werben“, nad) $. 274 3. A der St. 
P. D. als bewieſen anzufehen, und werben duch das Gutachten der 
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Sadverftändigen unterftübt. Die Angeklagten mußten auch die Fäl- 
Ihung kennen, denn fie machten aus dem Handel mit Saffran ein Ge: 
ſchäft, bothen ihn zu hoben Breifen aus und fchlugen ihn zu bedeutend 
geringeren Preiſen los, ohne biezu durch Mangel an Geld geziwungen 
zu fein; die Angeklagten feien aus dem Orte gebürtig, mo vorzugsweiſe 
Saffran produzirt wird und es fei daher vorauszuſetzen, daß fie von 
bem Hauptprodukte ihres Landes genaue Kenntniß hätten, auch pflegten 
fte jährlih ähnliche Gefhäftsreifen zu machen. E3 liege daher in objec: 
tiver und fubjectiver Beziehung das Verbrechen des Betruges vor. Der 
Einwendung des Vertheidigerd, daß die Waare unter ihrem dur das 
Sutachten der Sahverftändigen bemwiefenen Werthe von 15 fl. C. M. 
pr. Pfund verkauft wurde, mithin ein Schade nicht entitanden fei, be- 
gegnete man mit der Behauptung, „daß diejer Kunftbefund den Aus: 
fagen der Beſchädigten gegenüber, melde nad $. 270 3. 2 der St. 
P. D. über die Höhe de3 Schadend den Beweis liefert, nad) 88. 76 
und 359 der St. P. D. von feinem Gewichte fein könne.“ Denn die 
Beihäbigten und deren Profuraführer erklärten beftimnt, daß menigs 
ſtens %, des Saffrans verfälicht fei, daß fie fait in ganz Europa Mus 
fter zum Verlaufe verfendet und den größten Theil desjelben nur um 
3. C. M. pr. Pfund abgejegt hätten. Diefe Ausſagen wurden das 
durch unterftügt, daß fie einem Handelämanne zu Wr. Neuftadt das 
Pfund bievon um 18 fl. anbotben und um A fl. abließen, und daß ein 
anderer, Ignaz P., der ihnen nichts abfaufte, es auch bemerkte, das 
%, des Saffrans verfälicht feien; „die Runftveritändigen in Wien war 
ren endlich nur Kauflente, wie die Befchädigten, nicht Chemiker und hat- 
ten nur Heine Proben des Saffrans zur Unterfuhung.” NRüdfichtlich 
des den Angeklagten zur Laft gelegten Faktums in Laibah nahm man 
ihr Alibi au. „Ueber die Bemeſſung einer Strafe glaubte der Gericht3- 
bof fich nicht ausfprechen zu dürfen, eben weil er nur zur Erkenntniß 
über die Erfatanfprüche berufen ift.“ 

Rücdiichtli der Schadenerſatzanſprüche bemerken die Gründe „dab 
fein Anlaß vorliege, im Sinne der $$. 127, 176 und 359 der St. P. 
D. an der Wahrheit diefer Forderungen zu zweifeln, und zu einer wei⸗ 
teren Mäfligung zu fchreiten, meil die vorliegenden Umftände eben jo 
viele Anhaltspunkte für das gegenwärtige ziffermäßige Erkenntniß biethen.” 

Ueber Berufung des Vertbeidigers hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Wien mit dem Erkenntniſſe vom 3. Dezember 1861, 3. 12614, diejes 
Urtheil „feinem vollen Inhalte nah aus den erftrichterlihen Gründen 
zu beftätigen befunden.” 
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Mit diefem Urteile mar eim Fall redhtäfräftig entſchieden, wel⸗ 
her in mehr als einer Beziehung Anlah zur Forihung bieihet und bie 
mißlihen Zuftände illuſtrirt, melde unfer Strafverfahren mitunter 
erzeugt. 

IR das Kontumazialverfahren berechtiget? ift es praftüch? Wir 
balten e3 für einen jener Ausläufer der Abichredungstheorie, welche 
wie mittelalterliche Nuinen in unjere Zeit berüberragen. Dieb Prinzip 
der Strafe drüdt fih in dem Zwede aus, „Durch die Verurtheilung in 
der Öffentliden Meinung wenigitens einige Wirkung gegen die Perſon 
des Thäters hervorzubringen.” War einmal das Prinzip befeitiget, jo 
hätten auch die Conſequenzen fallen jollen. Im prattiſcher Beziehung 
aber glauben wir, daß fie ganz andere Wirkungen bervorbringt, als fie 
fol. Wer kann wohl vor dem Galgen, auf welden ein Blatt Papier 
hängt, das feierlich bewacht wird, vorübergehen, ohne zu Lächeln — 
wer wirb nicht die Nürnberger um ihre Logik beneiven, daß fie „keinen 
bängen, fie hätten ihn denn nor.” Das Volk ift nicht jo findiih daß 
man e3 mit einer Puppe, mit einem Scattenjpiele befriedigen oder 
ſchreclen kann. E3 will den Mann beftraft wiflen, nicht feinen Ramen ; 
wo das nicht möglich ift, fügt es fi) eben fo gut in das Unmögliche, 
wie es die Staatögewalt muß, welche den Verbrecher nicht hat. Oder 
glaubt man, daß eine Strafe in efägie dem Wolfe beweife, meld’ ein 
gefährlicher Verbreder Jemand ift, und es mit Abſchen und Verachtung 
gegen ihn erfülle? Nimmermehr wird dieß geſchehen. Wo das Volk mit 
el von einer That fi wendet und den Thäter verdammt, dort ges 
ſchieht es aus feiner tiefinnerften Natur; künſtlich erregt, gehen Wallım- 
gen bald vorüber, und man wird ſich tadelnd gegen jene wenden, die 
fie zu erzwingen fuchten. 

Es ift wohl einleugtend, daß dieſes Verfahren vorzugsweiſe ge— 
gen politische Verbrecher beftimmt ift; eben dabei verfehlt es erft recht 
feinen Zwed, weil das Volt ſelbſt Politik treibt, und von dem Jrr: 
gängen derfelben in rationellerer Weife abgehalten werden will, als 
durch derlei Mittel. Konftatiren müſſen wir aber, daß Oeſterreich nicht 
das einzige Land ift, in welchem dieſes Ausnahmsverfahren gilt, daß 
es vielmehr nad) dem Beifpiele Frankreichs, wo es am häufigften und 
bärteften zur Anwendung kommt, aud in viele neuere Gefege Deutjch- 
lands überging. Wenn es aber ſchon befteht, fo ift es doch nur ein 
Ausnamdverfahren, und nur in jenen Fällen einzuleiten, für die es 
vorgeſchrieben ift und wenn es nun nad dem dürren Wortlaute des 
8. 385 unferer St. P. D. nur zwei folder Fälle gibt, wie fol man 
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einen Vorgang nennen, der dieſes Verfahren ohne alle Begründung auf 
einen anderen Fall anwendet? Das ift in dem mitgetheilten Rechtsfalle 
geſchehen; denn unmöglich iſt es, zu zeigen, daß unfer Strafprozeß ein 
Kontumazialverfahren zum Zwecke der Ausmittlung und Zuerkennung 
privatrechtliher Anſprüche kenne, unmöglih ift es auch nachzuweiſen, 
daß überhaupt die Bedingungen zur Einleitung dieſes Verfahrens vor: 
lagen. Das ift unfere innigfte Weberzeugung, welche viele Juriſten mit 
ung theilen werden, und die unbejchadet dem durch eine entgegengejeßte 
Rechtſprechung gewordenen formellen Rechte ausgefprochen werden darf. 
Sie wird geftügt durch die wortkargen Entfcheidungen der Obergerichte, 
welde die gefetlid begründeten Einwendungen der Bertheidigung zu 
widerlegen nicht einmal verfuchten. 

Im wahrhaft unmittelbaren und öffentlichen Prozefje wäre diefer 
Rechtsfall kaum vorgelommen. Würde die St. P. D. vom %. 1850 
in Geltung geweſen fein, fo hätte ver Generalprofurator kaum die Ein: 
leitung des Ungehorfamsverfahrens verlangt, und wenn es geichab, fo 
bätte doch gewiß die Anklagefammer nimmermebhr die Verweifung vor 
die Geſchwornen beſchloſſen. 

Es iſt zwar nicht ſchwer, zwiſchen den Zeilen herauszuleſen, daß 
es ſich mehr um einen Alt der Politik ala der Juſtiz handelte, — aber 
wie fommt die Zuftiz dazu, jener zu dienen? Auch frommt es nicht 
eine Politik zu treiben, die unter dem Scheine des Rechtes fih vom 
Rechte trennt. Hoffen wollen wir, daß diefer Fall, fowie er in der ölterr. 
Juſtiz bisher nur Einmal vorlam, auch vereinzelt bleibe, — aber wo find die 
Garantien dafür, daß er ſich nicht wiederhole? Und wer follte die Ab- 
wejenden gegen ein ſolches Berfahren Shüten? Der Bertheidiger wird 
erft bei Anordnung der Schlußverhandlung — alſo am Ende des gan⸗ 
zen Verfahrens — beftellt, und will fich diefer trotdem dagegen wehren, 
jo wird ihm zugerufen: Gegen diefe Procedur gibt e8 Feine Berufung, 
denn fie ift rechtöfräftig geworden. Wo finden wir Hülfe gegen eine 
jolde Entartung des Prozeſſes? 

Doch wenden wir und nun zu einigen intereflanten Fragen des 
Strafprogefies, zu welchen der Fall Anlaß gibt. Da müflen wir vor 
Allem zufehen, in welchem Stadium unferes Strafprozeſſes denn end- 
gültig entichieden werden muß, ob das Kontumazial-Berfahren einzu: 
leiten fei, oder die Unterfuhung zu filtiren babe. 

Kommt ein Verbrechen oder Vergeben zur Kenntniß des Gerich- 
tes, jo ift es deflen Sache, den Thatbeitand zu erheben, den Thäter zu 
erforſchen, Belaftungs: und Entlaftungäbeweife zu ſammenn, kurz die 

Haim erl'a Bierteljahresſchrift f. Rechtew. X- 1, 
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Unterfuhung nad allen Richtungen hin in Gemäßheit der Vorſchriften 
des 7. Haupfflüces der St. P.D. zu führen. Dabei ift es ganz gleich: 
gültig, ob der Thäter bekannt, im Inlande oder Auslande it. Iſt nun 
Alles fo volftändig erhoben, dab es fih um eine Beſchlußfaſſung des 
Gerichtshofes über die abgeführte Unterfuhung nad den Beſtimmun— 
gen ber 88. 197, 198 und 200 der St. P. D. handelt, dann wird es 
vor Allem wichtig, ob der Thäter bekannt ift oder nicht. Iſt das Letz- 
tere der Fall, fo wird die Unterfuchung nad $. 197 8. 5 eingeftellt 
(d. 8. 377 St. P. D.); ift aber der Thäter bekannt, und weilt er im 
Auslande, oder ift fein Aufenthalt unbekannt, dann ift, vorausgeſetzt, 
daß die gefeglichen Bedingungen dazu vorhanden find, ein Anflagebe- 
ſchluß zu fällen, und diefer in Form eines Stedbriefes auszufertigen — 
auch iſt in jenem Falle im diplomatiihem Wege die Auslieferung anz 
zuſtreben ($. 384 St. P. D.). Mit der Fällung des Angeklagebejchluf- 
ſes und deſſen Ausfertigung in Form eines Stedbriefes hat das Un— 
terſuchungsverfahren fein Ende erreicht, umd die ganze Procedur fiftirt 
fo ange, bis der Beſchuldigte angehalten wird. Das glaube ih, find 
nicht anzuftreitende Säße, weil fie zu deutlih aus den Beftimmungen 
unferer St. P. D. hervorgehen. 

Iſt der Gerichtshof aber nicht der Anficht, daß ein Anklagebe- 
ſchluß in obiger Form ausgefertigt werde, jo muß er fi in dem Mo— 
mente hierüber ausfpredhen, wo der Referent dieſe Füllung des Anklage: 
beſchluſſes und die Siftirung des meiteren Verfahrens beantragt. Denn 
das ift der Zeitpunkt, two über die abgefchloffene Unterfuhung ein 
Beichluß gefaßt werden muß, mithin auch entidjieden werben muß, 
ob nicht das Kontumazialverfahten einzuleiten, d. h. die Fällung des An: 
Hagebefchluffes und die Ediktaladung des Angellagten zu verfügen fei. 

Der Staatsantvalt, welcher nach $. 193 der St. P. D. über die 
geſchloſſene Unterfuhung feinen Antrag zu ftellen hat, kann daher auch 
die Einleitung des Kontunazialverfahrens beantragen; er Tann fid aber 
aud, wenn ein Mitglied des Gerichtshofes einen ſolchen Antrag ftellen follte, 
dagegen ausſprechen, ba er jedenfalls gehört werben muß (8.385 St. P. D.). 

Faͤllt der Beſchluß des Gerichtshofes gegen die Anficht de Staats: 
anwaltes auß, fei e8, daß auf die Eiftirung des weiteren Verfahrens, 
fei es, daß auf die Ediktalladung erkannt wurde, fo hat er das Recht, 
dagegen bie Berufung zu ergreifen ($. 202 mit $. 385 St. P. O.) und 
die Sache zur endgültigen Entſcheidung des Obergerichtes zu bringen. 

Unterläßt er Hingegen die Berufung, fo wird der Beihluß des 
Gerichts hofes das Verfahren zu ſiſtiren, ſo fort rechtskräftig, ba Nier 
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manben als dem St. A. dagegen ein Rechtsmittel zufteht (9. 384 St. 
P. D.). Der Beihluß auf Einleitung des Kontunazialverfahrens aber 
beföpreitet dann die Rechtskraft, wenn aud) der Angeklagte nicht beruft, 
oder die Entſcheidung über deſſen Berufung beftätiget wurde. 

Die Beſchlüſſe, mas gegen einen Abweſenden nah Abſchluß der 
Unterſuchung vorzufehren fei, haben demnach dann zu erfolgen, wenn 
die Unterfuhung dem Gerichtshofe als abgeſchloſſen vorgelegt wird, 
und fie werden rehtökräftig, wenn dagegen innerhalb der ald Regel 
geltenden gefeglihen Frift von 24 Stunden beziehungsweiſe 8 Tagen 
fein Rechtsmittel ergriffen, oder das eingewendete Rechtsmittel von dem 
Obergerichte vertoorfen wurde. 

Diefe Beſchlüſſe des Gerichtshofes werden nicht fpäter redhtd- 
Träftig, ald die anderen, und noch weniger kann das Eintreten der Rechts— 
Traft derfelben überhaupt vermieden werden. 

Die Rechtskraft eines Veichluffes hat aber den Sinn, daß der— 
felbe rüdfichtlic feines Inhaltes und ber Beurtheilung jener Thatſachen, 
die ihm zu Grunde lagen, zum formellen Rechte wird, und daß eine 
Abänderung desſelben weder im Wege der Rechtsmittel nody im Wege 
einer ämtlihen Verfügung möglich ift. Das Gericht hat ſchon gar Feine 
Berechtigung von einem nicht angefochtenen Befchluffe abzugehen,, und 
ergibt ſich dieß ſchon aus der Natur der Sache, fo ift es überdieß auch 
ausdrüdlih in dem kaiſ. Patente vom 3. Mai 1853, R. G. Bl. Nr. 81, 
vorgefchrieben, in welchem der 8.171 wörtlich verordnet, daß „nach Been⸗ 
digung der Sigung der Beſchluß nicht mehr geändert werden darf” — 
welche Vorſchrift nach dem Inhalte des Einganges der J. M. V. vom 16. Juni 
1854, R. G. Bl. Nr. 165, auch in ſtrafgerichtlichen Angelegenheiten gilt. 

Wenn daher ein Gerichtshof die Siftirung des Strafverfahrens 
nad) $. 385 St. P. D. bis zur Anhaltung des veſchuldigten beſchließt, 
meil er die Bedingungen des Kontumazialverfahrens nit vorhanden 
findet, und diefer Beſchluß rechtskräftig geworden ift, fo ift er niemals 
mehr beretiget, unter was immer für einen Vorwande davon abzu= 
gehen, und die Einleitung des Kontumazialverfahrens zu verfügen. 
Das bieße die Rechtskraft gefällter Beſchlüſſe ignoriren, Entſchei— 
dungen in berfelben Angelegenheit zurüdnehmen und Andere an ihre 
Stelle fegen, was ausdrücklich verboten ift. Das verftößt gegen die 
Prinzipien des Prozeßrechtes und gefährdet die Sicherheit, die Unan« 
taftbarkeit der Rechtspflege. Wir müffen demnach die Anſicht ausſpre— 
Gen, daß der Beſchluß des Kreisgerichtes Wr. Neuftadt vom Jahre 1855, 
wonach die Unterfuchung bis zur Anhaltung ber Veſchuldigung ſiſtirt wurde 
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rechtstraͤitig geworden if, und bei eine Einleitung des Rontumazial- 
verfahren im J. 1860 jenem Beichluffe entgegen und nicht ee gmähie war. 

Man Üönnte jivar einiwenden wollen, daß bie Fortiegung des Ber- 
jahrens nit zum Zmwede ber Aonfiatirung der Schuld und Berhän- 
gung der Etrafe, jondern mm darum geicah, um bem Beiäuldigten ihre 
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vorhanden, unb ben früheren Veſchinß zurüctnehmen 

Ein Berfahren wider Abtvefende anerkennen, das jih nur die 
Ausmittlung und Zuerlennung von privatrechtlichen Anfprüchen zum 
Ziele fegt, ift in unferem Gefege gewiß nicht gegründet. Es ift nun ein: 
mal nicht zu läugnen, daß das Kontumazialverfahren ein Ausnahms- 
verfahren ift. Man darf es deßhalb nicht in Fällen anwenden, die im 
Geſetze nicht ausdrüdlich als ſolche bezeichnet find, Ausnamen dürfen 
nicht ausgedehnt werden. Nach der Vorſchrift des $. 385 der St. P. 
D. gibt es nur zwei folder Fäle; 1. großes Aufiehen, welches durch 
das Verbrechen erregt wurde; 2. Befürdtung meiterer nachtheiliger Fol: 
gen durch die gänzliche Straflofigkeit des Verbrechens. Unter diefe bei: 
den Arten paßt die Ermittlung privatrechtliher Anfprüche nit. Eine 
andere Gefegesftelle aber gibt es nicht, auf welche diefe Anſicht bafirt 
werben könnte. Die Natur eines Ausnahmaverfahrens bringt es auch 
mit fi, daß die Fälle desfelben tarativ aufgezählt find — daß e3 mit: 
bin außer ihnen eben keinen andern Fall diefes Verfahrens gibt. Aus 
den geſetzlich firirten Fällen des Kontumazialverfahrens fehen wir auch 
deren Grund. Das Verbrechen und der Verbrecher find e3, warum man 
dieſes Verfahren einleitet, die Verurtheilung des Ießteren feiner verab: 
ſcheuungswilrdigen That wegen wird angeftrebt, das Volk fol den Ver: 
brecher verabfcheuen lernen. 

Immer {ft es die That, um berentwillen die Verfolgung felbft des 
Abweſenden veranlaßt wird, und immer ift es das Smtereffe der Ge: 
ſellſchaft, das Intereſſe des Staates, welches nad) der Anſchauung un: 
feres @efeges diefe Verfolgung verlangt. Das Privatintereffe ift hiebei 
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völlig gleichgültig. Diefes hingegen fordert wieder nicht die Strafe, ihm 
ift das Verbrechen nicht die Hauptſache, nicht die durch die That herbei- 
geführte Verletzung des Rechtszuſtandes, welche gefühnt werden muß — 
es will für fich nichts, als den zugefügten Schaden erfeßt haben. So 
ſcheidet fih das Strafreht von dem Privatrechte; andere Zwecke ver: 
olgt demgemäß das Strafverfahren, andere Ziele der Civilprozeß. Die: 
fer ift dazı da, um dem Privaten zu feinen vermögensrechtlichen An: 
ſprüchen zu verhelfen, jener wahrt den öffentliden Rechtszuſtand, ihm 
ift das Privatintereſſe Nebenſache. Der Strafprozeb ift niemals von 
vorneherein dazu berufen, dem Privaten zu feiner Entihädigung zu ver: 
belfen. Steine Gejebgebung hat die Prinzipien des Strafrechts des Staa⸗ 
tes fo jehr verfennt, um dem Strafprozeß bloß zur Durdfegung von 
Privatrechtsanſprüchen zu mißbrauden. 

Zwar wird im Strafprozefle auch über privatrechtliche Anfprüche 
oft entſchieden; aber diefe Entſcheidung geht nur nebenher und muß nicht 
gefällt werden, noch viel’ weniger ift fie der Zweck des Verfahrens. Es 
iſt ganz in das Belieben des Beſchädigten geftellt, ob er ſich dem Straf: 
verfahren. mit feinen Entihädigungsanfprüden anſchließen will, und 
wenn er ſich anfchließt, jo wird von dem Strafgerichte nur dann dar: 
über entjhieden, wenn fie fi nit Zuverläſſigkeit und Sicherheit erge- 
ben (88. 359 und 362 St. P. O.). Jedenfalls aber ift der Bejchädigte 
an diefen Ausfpruch nicht gebunden, fondern bleibt ihm der Civilrechts⸗ 
weg vorbehalten. ($. 364 St. P. O.). Das find die Beitimmungen über 
die Zuerkennung privatrechtlicher Anſprüche im öſterr. Strafprozefle; 
ſie bilden des ſog. Adhäſionsverfahren, das man mit eingeführt hat, 
und welches nicht mißverſtanden werden kann. 

Die meiſten Rechtsverletzungen ſtrafrechtlicher Natur ſind zugleich 
Rechtsverletzungen gegen Einzelne, welche dieſen einen in Geld ausdrüd: 
baren Schaden zufügen. Bei vielen Verbrechen und Vergehen richtet ſich 
die Qualifilation und die Strafe nach dem Betrage des Schadens; er 
gehört mit zum Thatbeſtande, und feine Erhebung und Konftatirung 
it deßbalb unbedingt nothivendig. Indem daher der Unterfuchhungsrid: 
ter denfelben erhebt, bat er zugleich wenigſtens einen Theil des Er- 
jate8 gefunden, der dem Beſchädigten zu leiften ift. Was ift nun na- 
türlider und einfacher, als daß man gleichzeitig über die geftellteu Er: 
fatanfprüche entjcheidet. Das Aobäfionsverfahren ift demnach nüßlich, ein: 
fach und ſchnell; aber immer läuft eg neben den Strafprozefje ber und ift 
niemals die Hauptſache. Einer privatrechtlihen Entſchädigung wegen wird 
niemals ein Strafprozeß eingeleitet. 
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Bei diefer Behandlung und Stellung privatrechtlicher Anfprüche 
im Strafprozeije fan man ummöglid, den Zwed, das Enbziel des Letz— 
teren in deren Ermittlung amd Zuerlennung erbliden, und da das Konz 
tumazialverfahren als ein Theil des Strafprozefies dasfelbe Biel ver— 
folgt, wie diefer überhaupt, jo kann man- die Ermittlung von Privat: 
rechtsanſprüchen auch nicht als den Zielpunkt dieſes Verfahrens erfen- 
nen. In der That würde auch dadurch das Strafverfahren zum Adhä—- 
fionsverfahren werden, und man würde nicht verurteilen, weil Jemand 
die Rechtsordnung durch ein Delict verlegte und Strafe verdient, fon: 
dern weil man die Konſtatirung jeiner Schuld zu privatrechtlichen Sive: 
den braudt, weil man ihrer bedarf, um dem Privaten zu feinem Scha= 
denserſatze zu verhelfen. Das iſt eine gefährliche Theorie — und nur 
zu oft müßte der offen ausgefprochene Zived das Mittel: heiligen, wel 
ches den Angeklagten jo webenbei und ungehört um feinen guten Nas 
men und fein Vermögen bringt. Es ift auch noch Feiner Geſetzgebung 
eingefallen, den Strafprozeb zur Dienerin des Privatrechtes zu machen, 
Wie gezeigt, hat dieß auch unfer Gefeg nicht gethan, umb es iſt ganz 
unſchuldig daran, wenn man gegen dasfelbe entſcheidet. 

Intereſſant ift e8 auch, daß man die abweſenden Angellagten ſchul— 
dig ſprach, aber auf Feine Strafe erkannte. Wir halten dieß für durch- 
aus unrichtig. Iſt die Ermittlung und Zuerkennung von privatrechtli- 
chen Anſprüchen wirklich ein gefeglich vorgeſehener Fall des Kontuma- 
zialverfahrens, dann find auf ihn auch die allgemeinen Beftimmungen 
über dieſes Verfahren anzumenden. Es ift aber im $. 385 der St. P. O. 
die VBerurtheilung des Abweſenden vorgeſchrieben, worunter die 
Fällung eines Strafurtheiles zu veritehen ift, da der 8.392 St. P. O. 
von ber Vollziehung desfelben Spricht. Nun ift im 8.391 der St. P. O. 
vorgefchrieben, daß „in Beziehung auf die Schlußverhandlung, auf das 
Erkenntniß darüber u. ſ. w. die allgemeinen Vorſchriften zu beobadh: 
ten find.” Es find mithin aud bei einem Urtheile über ein Kontuma— 
sialverfahren jene Vorfehriften zu beobachten, welche den 8. 283 ber 
St. P. D. über ein Strafurtheil enthält, und es müſſen demnach in 
demfelben alle jene Punkte vorhanden fein, welche ein Strafurtheil bei 
fonftiger Nichtigkeit (8. 298 St. P. D.) enthalten muß. 

Unter diefer Punkten erfcheint aber auch „die Strafe” angeführt, 
„zu welder der Angellagte verurtheilt wird.“ Das Urtheil über ein 
Kontumazialverfahren, welches die Angellagten zu keiner Strafe ver- 
urteilt, iſt demnach null und nichtig. Im obigen Falle entfchied ſich 
der Bertheidiger nad) veiflicher Erwägung endlich dafür, gegen biefen 
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Punkt nicht zu berufen. Dabei ging er von der Anficht aus, daß ber 
Ausfprud der Strafe den Angeklagten jedenfall nachtheiliger ift, als 
wenn bierauf nicht erfannt wird, daß die Strafe dann auch in effigie 
vollzogen würde, und die Namen der Angellagten und ihr Verbrechen 
mehr befannt würden, als es ohne biefen Ausspruch gefchieht. Auch 
würde die Vollziehung der Strafe die Prozeploften, welche die Ange⸗ 
Eagten geben müßten, vermehrt haben, und die Ausficht, noch einen 
Heinen Theil des Depofitums für fie zu retten, wäre geringer geweſen. 
Die Vertheidigung hatte daher jedenfalls kein Zutereffe, wegen des Nicht: 
ausſpruches der Strafe die Berufung zu ergreifen. Dennoch aber hätte 
nad meiner Anficht das Obergericht das Urtheil cafliren follen, da in 
ber Unterlafjung der Zuerfennung einer Strafe ein folddes Formgebre⸗ 
hen zu ſehen iſt, welches auf die Schöpfung des Erfenntnifjes felbft 
Einfluß nahm (8. 303, ct. 8. 298 St. P. D.). Man wendet zivar ein, 
baß e8 nicht Zweck des eingeleiteten Verfahrens war zu ftrafen, ſon⸗ 
dern nur die Entſchädigung auszumitteln, und fie den Beſchädigten zu⸗ 
zuerlennen. Allein dabei vergißt man, daß dieß ein 3. Fall des Kon- 
tumazialverfahrens wäre, für den keine befondere Beſtimmungen gelten, 
und daß man daher, indem man von den allgemeinen Vorſchriften ab- 
fieht, abermals von dem Geſetze abweicht. 

Beachtenswerth ift es au, wie man das PVerhältniß der Sad 
verftändigen zu den Ausfagen der Beichädigten aufgefaßt hat. Die er- 
iteren ſchätzten den Saffran höher, ala ihn die Angeklagten verkauften, 
die Befchädigten hingegen bewertheten ihn auf ein Minimum. Wem ift 
bei einem ſolchen Widerſpruche Glauben beizumeſſen. 

Zum Thatbeftande des Betruges gehört Srreführung oder Bes 
nügung de3 Irrthums, um einem Andern Schaden zuzufügen. 

Wer eine Waare unter falfhem Vorgeben über ihren Werth 
verkauft, der kann nach dem natürlihen Gange der Berhältniffe Feine 
andere Abficht dabei haben, als dem Käufer zu ſchaden; wer fie eben 
um den wahren Werth oder gar unter demfelben veräußert, ber 
fügt in der That feinen Ehaden zu, und man Tann ihm aud nicht 
vernünftigermweife die Abjicht unteritellen, daß er Schaden zufügen wollte, 
Die Thatfahen widerlegen eine folhe Zumuthung. Bon der Ausmitt- 
lung des Werthes der veräußerten Waare hängt demnach die Eriftenz 
des Betruges ab, mithin gehört die Eruirung des Werthes zur Erhe⸗ 
bung des Thatbeitandes. Dazu taugt aber nach der richtigen Auslegung 
bes 8. 270 8. 1 der St. P. D. der Beſchädigte nicht, und jedenfalls 
geben ihm andere Beweife vor, mag man über bie Bedeutung des Ba: 
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ragraphe3 was immer für einer Anficht fein. Denn nur in Ermang- 
lung anderer Beweife kann die Ausfage des Beichädigten ben rechtlichen 
Beweis über die Beichaffenheit der That ‘begründen. Es bleibt daher 
nichts Anderes übrig, als Sachverſtändige zu vernehmen, da ber Schade 
auf die Zurehnung der That als ſtrafbar von Einfluß ift, und es ift 
dem Ausgeführten zufolge gewiß, daß ihr Gutachten vor Allem beiveis- 
machend ift; der Beweis durch Sachverftändige geht der Ausſage des 
Beſchädigten nad $. 270 3. 1 der St. P. D. jedenfalls vor. Das ift 
auch. natürlich, denn jene erjcheinen als Männer, deren fpezielle Kennt 
aiffe man zu Rathe zieht, deren Kenntniffen man vertraut und die dar— 
nad) urtheilen ; — diefer hingegen ift ein Laie. Erfcheint ihr Gutachten 
bedenklich, weil es mit den: Ausfagen der Beichädigten und mit ven er- 
hobenen Thatumftänden in Widerfpruch fteht, fo kann man: dasſelbe 
nicht ignoriren, fondern es ift der Widerfpruch durch nenerlihe Berneb- 
mung der Sachverjtändigen aufzuklären, und wenn dieß nicht zum Ziele 
führt, ein neuerliher Augenfchein nöthigenfalls mit Zuziehung anderer 
Sachverſtändigen vorzunehmen ($. 85 St. P. D.). Ihr Gutachten ift 
aber dann für den Richter bindend, und dieß mit Recht. Denn wenn 
fie, die widerſprechenden Thatſachen und Anfichten, welche ihnen vorzu— 
legen find, wiſſend, ihr Gutachten oder das Gutachten der früher ver: 
nommenen Sadverftändigen beftätigen, dann hat man wohl Garantien 
genug dafür, daß ihr Urtheil richtig ift, und die weniger erfahrenen 
Männer, die als Laien vernommenen Befchädigten, im Irrthum find. 
In folden Kollifionsfällen ift daher nad) unferer Auslegung des Ges 
feßes dem Gutachten der Sachverſtändigen der Vorzug zu geben. Da 
deren Ausfpruh über den Werth veräußerter Gegenftände natur: 
gemäß ſchon den Ausſpruch über den Schaden enthält, den die Käufer 
durch den Ankauf der Waare erlitten, fo ift deren Ausſage über den 
erlittenen Schaden im Strafprozeffe jedenfalls nicht mehr maßgebend. 
Denn der Betrag des Schadens kann durch ben Beſchädigten erwieſen 
werden ($. 270 8. 2); es muß dieß aber nicht geliehen, und dieſe 
Beweisart ift im Einklange mit der Vorfchrift des $. 270 3. 1, daß 
die Ausfage feines Zeugen doch nur in Ermanglung anderer Beweife in 
Betracht kommt, ausgefchloffen, wenn ein Beweismittel vorliegt, das mehr 
Sicherheit für die Richtigkeit des Sachverhaltes biethet. Das ift eben bei 
dem Beweife durch Sachverftändige der Fall. Steht e8 ja dod dein Unter: 
ſuchungsrichter oder dem Gerichtshofe jederzeit frei, felbft beider Ermittlung 
von Entſchädigungsanſprüchen Sachverſtändige einzuvernehmen, alfo von 
der Ausſage der Beſchädigten an beffer Unterrichtete zu rekurriren. 
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Nach dem bisher Gefagten können wir es daher weder billiger noch recht⸗ 
fertigen, daß man in dem mitgetheilten Recht3falle ſowohl in Betreff der 
Schuld, als der Erfaganfprüche das wiederholte Gutachten der Sachveritändi- 
genignorirte, und nicht, wie es gejeßlich geboten gewejen wäre, einen neuer: 
lichen Augenschein angeordnet hat. Auch mit der Art und Weile der Einant- 
wortung der Goldftüde an die Beihädigten find wir nicht einveritanden. 

Aus der undeutlichen Stilifirung des Urtheils geht hervor, daß man 
ihnen die Goldſtücke nach dem Kurſe des der Schlußverhandlung vorherge⸗ 
gangenen Tages mit 10.99 nad) Maßgabe ihrer Entſchädigungsanſprüche 
einantwortete. Das ift ganz unrichtig. Auf die Goldſtücke hatten die Be: 
ſchädigten Fein Recht, fie konnten nur ihre in öfterr. Währung zuerkannten 
Beträge begehren. Demnach wäre bei jeder Erfolglaffung die betreffende An- 
zahl der Napoleonsdors umzuwechſeln und dem Beihädigten die Barjchaft 
auszuzablen gewejen. Wollten diefe aber die Goldſtücke in natura haben, dann 
mußten fie diefelben zu dem beicheinigten Kurſe nehmen, den fie am Erfolg: 
Lafjungstage hatten. Das hat eine praktische Bedeutung. Man erfolgte den Be: 
ſchädigten die 20 Frankenſtücke zu dem Kurfe von 10.99, während fie auf 11.25 
und 11.30 flanden und fo machten fie zum Nachtheile der Angellagten 
ein recht gutes Geſchäft. Der Vertheidiger hingegen mußte fie nad) dem am 
Tage des Expenſenbeſtimmungsbeſcheides geltenden Kurfe nehmen. 
Am Schlufle des ganzen Verfahrens fuchte nämlich der Vertbeidiger um Be: 
flimmung feiner Expenſen und deren Erfolglaſſung an. Ohne weiter wurde 
das ftrafgerichtliche Depofitenamt zur Erfolglaffung des beitimmten Hono⸗ 
rars angewieſen. Das iſt gegen das Gefeg. Denn nad) $.347 der St. P. O. 
iſt über Geſuche um Erpenienbeftimmung in Strafladhen die Gegenparthei 
zu vernehmen; da diefe abwejend war, jo wäre vor Allem ein Curator zu beitel- 
len gewejen. Sodann hätte aber die Erfolglafjung erft mit der Klaufel nad 
Rechtskraft des Beicheides bewilliget werden follen, weil nach 8. 349 der St. P. 
O. beiden Theilen binnen 14 Tagen das Rechtsmittel des Rekurſes zuftebt. 

Wir können nicht ſchließen, ohne eines Vorfalles erwähnt zu haben, 
der zeigt, wie undankbar die Stellung eines Vertbeidigers in unjerem jeßigen 
Strafprozefje ilt, und wie wenig man geneigt ift, die oft mühſamen und 
gründlichen Schriften desſelben zu prüfen. Sin der Berufung wider das End: 
urtheil des obigen Falles wurde unter Anführung der betreffenden Aftenftel: 
len nachgewiejen, daß einem Beſchädigten irrthümlich mehr zuerkannt 
wurde, als er angeſprochen hatte — ein Irrthum, den nad) eingetretener 
Rechtskraft der Gerichtshof I. Inſtanz felbit verbeſſerte; — das binderte 
aber das k. k. Oberlandeögericht nicht „dag erftrichterliche Urtheil fei- 
nem vollen Inhalte nach zu beftätigen.” 


IV. 


Ueber politiſche ClerikalVertreiung — ein altes: 
Chema nen bearbeitet. 
Bem Her Dr. Theodor Pachmann, ord. öff. Profeſſor d. Rechte in Wien, 


1. Beit man aud) in Defterreich in freiere Bahnen eingelentt, nimmt 
an dem politifchen Leben der Fatholifche Clerus fehr regen Antheil. Man 
hört, man Fieft von allerlei Liberalem oder Reactionärem in biſchöflichen 
Erläffen und Anſprachen, in Predigten, in Proteftationen und Peti— 
tionen, die von Geiftlichen agitirt, in Journalartikeln, die von ſolchen 
coneipirt find: Diefe politifchsclerifalen Aeußerungen werden, je nad 
der politifhen Richtung deffen, der davon fpricht, meiſt ebenfo enthu: 
fiaftifch gelobt, als bitter getadelt, gepriefen oder verläftert; wir aber 
wollen mit Umgehung aller übrigen Erſcheinungen, fo zeitgemäß ihre Be: 
ſprechung wäre, nur Eines an die canonifche Leuchte halten — die 
Glerifal:Bertretung im Gemeinderathe, auf dem Land: 
tage, im Reichsrathe. Ueberall figen da geiftlihe Herren katho— 
liſchen Glaubens, theil3 in Folge einer auf fie gefallenen, von ihnen 
gerne angenommenen, mitunter auch erjehnten Wahl, theils nach dem 
mit ihrer hohen kirchlichen Stellung durch die neue Verfafjung verbun: 
denen Rechte der Nepräfentirung. 

Wie nimmt fi) dies vom canonifhen Standpunkte aus? Welche 
Frage! — Nun, e8 enthält diefelbe doch offenbar, zumal wenn fie, wie 
bier, rein wiſſenſchaftlich, ohne alle perſönliche Beziehung, beantwortet 
werben fol, weder ein Sacrilegium noch ein anderes Delict gegen kirch⸗ 
liche oder bürgerlide Ordnung: woran follten wir ein berechtigtes 
Noli me tangere erkennen? 

2. Merdings haben wir biefe Frage noch nirgends gefunden; aber 
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wir können uns darüber nur um fo mehr mundern, je weniger wir, 
bie Verhältniffe überfchauend, um die Antwort in Verlegenheit find. 
Schon die erſte und wichtigſte Erkenntnißquelle unferes Kirchenrechtes, 
die heilige Schrift, gibt uns dieſelbe an die Hand. Es fchreibt 
der Apoftel Baulus an QTimotheus I. epist. II, A. O'vdels orgarevo- 
uevos dumitxera tals vov Blov moayuerduıs, ve To oroatoloynoareı 
«ogon". Die Bulgata überfegt: Nemo militans Deo implicat se negotiis 
secularibus, ut placeat ei, cui se probavit‘‘ — wodurch ſich das, was 
der Apoftel felbft nur im Bilde fehen Täßt, in feiner unverhüllten evan⸗ 
gelifchen Wahrheit („ws xelös aroazıoznz 'Incov Xoro“ heißt es im 
nächſtvorhergehenden Vers) darftellt. Miſcht ſich nun der für die Sache 
Gottes Geworbene nicht in meltliche Angelegenbeiten, jo find auch, mie 
auf der Hand liegt, katholiſche Geiftliche, die im Dienfle der Kirche, 
hoch und niedrig, in jenen abminiftrativen Vereinen als Mitglieder mit 
Sit und Stimme nicht an dem rechten Plage. Unrichtig wäre dieſe 
Meinung nur infofern, als ſich etwa berausftellt, daß entweder die an⸗ 
bezogene Erklärung des Apoſtels nunmehr Teine praktische Bedeutung 
bat oder die ind Auge genommenen Verhandlungen keine weltlichen 
Angelegenheiten betreffen. Ob eines oder das andere ber Fall ſei, wer⸗ 
den die nachfolgenden Abſätze zeigen. 

3. Von einem Wechſel der kirchlichen Disciplin, in deſſen Folge 
durch Umſtellung der ſocialen Verhältniſſe oder Veränderung in den 
menſchlichen Anſchauungen die ſchönen Worte Pauli ihre Bedeutung 
verloren haben, ſohin nur noch hiſtoriſches Material ſeien, kann ſowenig 
geſprochen werden, daß man die apoſtoliſche Stelle nur oberflächlich an⸗ 
zuſehen braucht, um die Ueberzeugung zu haben, daß eine ſolche Abän- 
derung ganz unmöglich. 

Sit doch die Sprache des Apoſtels in diefer Stelle nicht einmal 
imperativ, conjtatirt vielmehr einfach nur eine Nothwendigkeit im kirch⸗ 
liden Organismus. Der rechte Diener Gottes, das Tiegt Klar ausge: 
ſprochen in den fcharfen Zügen des trefflichen Sprachbildes, der rechte 
Diener Gottes lebt in völliger Hingebung an feinen kirchlichen Be: 
ruf; nur auf das Eine bedacht, wie er im Dienfte Deffen beftehe, der 
auch ihn ausfondern ließ zum Mitarbeiter an dem großen Werte 
der Erlöfung, kümmert er fih nicht um Dinge, melche, fo ſehr fie er: 
fahrungsmäßig Anderen, ja ben Meiften am Herzen liegen, für feine 
Wirkfamkeit in diefem böchften aller Lebenszwede nichts bieten. — Als 
Probe, daß diefe dee eines wahrhaft clerifalen Lebens durchführbar, 
fein unerreihbares deal ſei, kann felbft wieder das an Berufstreue 
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anche 
Zruf sulenter ad der Gisuhen beneher Gabe, büafert aber auch die 
Arme tr Gerehegfee ernste, die Gun der Herr uud geredite Hier 
an jenem Zap gr: werde“ Fam mu e al eine befunden Füzung 
mes als com tem Zuben ber ührigen Seadieiee Yin Eirili erhalten 
HB; feine billige Binguapiie wie feine Shufere And ein fdmen: aber 
au -— mazebenker Eomzeaise jenes ehulidmeree Heieruhei: „Nein 
Aampier tür Gott müht ji im meidice Diane“ Dezzod jelte, etwa 
dem Liberalisuuns zulich, diciet Ansigrach jeyt kim: Bahıfeit zuhe fein? 
4. Wiht tod! Es beacht vieimehe mad immer in folgereäter 
Tetmtion ums dem spohicliihen Haharuie die Forderung der Arhli- 
den Geieggebrung, dab wer im Diemiie der ſirche feinen Beruf bat, 
bie Zeit, die jeiner Amtäführung und der bafär möthigen Erholung er: 
hbrigt, der cerifalen Fortbildung wide. Unzählige Stellen in und 
außer dem Corpus juris, aus Eoncilien und Decretalen jiehen uns als 
Belege für dieſe Angabe zu Gebote; des beihränften Ruumes wegen, 
mit dem wir uns in dieſen Blättern beicyeiden wollen, fönnen wir nur 
Einiges herausgeben. Ju der VI. Homilie heißt es bei Origines in Le- 
vitie, nach einer Berfion des hei. Hieronymus: Si quis valt Pontifex 
mon tam vocabulo esse quam merito, imitetur Mosen, imitetur Aaron. 
Quid enim dieitur de eis? Quod non discedunt de tabernaculo Do- 
mini. Erat ergo Moses indesinenter in tabernaculo Domini. Quod 
autem opus ejus erat? Ut aut a deo aliquid disceret, aut ipse 
vopulum docerst. Haec duo sunt Pontificis opera, ut aut a deo 
diacat legend scripturas divinas et saepius meditando, aut populum 
docest, Sed illa doceat, quae a Deo ipso didicerit, non ex proprio 
eorde velbumano seusu, sed quae Spiritus Sanctus docet.“ Gratian 
hat diefe ſchone Stelle in fein Decret aufgenommen (c. 3. Dist. XXX VI.), 
ſchreibt fie aber dem Ueberſetzer felbft zu „vel quin, benierfen die Cor- 
reetores romani, praceipui Ecclesiae doctoris auctoritas majus 
pondus habet, vel quin Hieronymus eo, qno dietum est, modo 
Inta vortendo peno sua fecerat. Hieronymus hat nämlich, wie er felbit 
(nad) Angabe der Corract. rom.) an mehreren Orten bemerkt, diefe Ho- 
mille mit vielen anderen fo überjegt, daß er nur das Nützliche über: 
trug, das Schädliche wegließ. Die angegebene Deutung der römifchen 
Gorrectoren, warum flatt Origines Set. Hieronymus citirt werde, mag 
nun Öratian felbft oder einen der Auctoren treffen, aus deren Com— 
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pilationen diefer geihöpft; fo viel ift gewiß, daß nur die gute Weilung, 
die in diefer Stelle liegt, ihre Aufnahme in die Sammlung, die eben 
ben erften Theil des Corpus juris canoniei bildet, veranlaßt hat. — 
Das VII. allgemeine Concilium v. %. 787 trägt dem WMetropoliten, 
infofern er bei der Befegung eines ihm untergeordneten Bisthung in- 
tervenirt, auf binfichtlich des Weihcandidaten zu erheben, „siin promptu - 
habeat legere scrutabiliter et non transitorie tam sacros canones et 
sancetum Evangelium, quam divini Apostoli librum et omnem divinam 
reripturam atque secundum mandata Dei conversari et docere popn- 
lnm sibi commissum. Substantia enim summi Sacerdotii nostri sunt 
eloquia divinitur tradita i. e. vera divinarum scripturarum disciplina, 
quemadmodum magnus perhibet Dionysius. Quodai disceptaverit et its 
libenter facere et docere minime spoponderit, nullatenus consecretur. 
Ait enim prophetico Deus: Tu scientiam repulisti et ego re- 
pellam te, ne sacerdotio fungaris mihi“ (c. 6. Dis. XXXVHI.) 
— Im Anſchluße an diefe und ähnliche, urjprünglih nur particular: 
rechtliche Beflimmungen verorbnete fpäter das Coneil. Lateran. IV. in: 
mitten vieler Verbote, die den clerifalen Anftand betreffen: „Et se (sc. 
cleriei) in officiis eeclesiasticis et aliis bonis studiis exerceant dili- 
genter (e. 15. X. de vita et honest. cleric.). Was find diefe bona 
studia? Wir lafien den beil. Hieronymus antworten: „Sacerdotes Dei 
omissis Evangeliis et Prophetis videmus comödias legere, amatoria 
bucolicorum versuum verba caners, Virgilium tenere et id quod in 
pueris necessitatis est, crimen in 86 facere voluptatis“ (c. 2. Dist. XXX VII.) 
— Bald darauf (1220) verbot Honorius II, meil die geiftlichen 
Herren für Studien des Civilrechtes zu viel Vorliebe zeigten, in Paris 
und anderen nahen Orten das Studium des römiſchen Rechtes, erklä⸗ 
rend: „quia in Francia et nonnullis provinciis laici Romanorum 
mperatorum legibus non utuntur et occurrunt raro ecclesiasticae causae 
tale, quae non possunt statutis canonicis expediri: ut plenius 
sacrae paginae insistatur“. (e. 28 X. de privil.) In eben diefer 
Conftitution „Super specula“ anfangend, dehnte derfelbe ein ſchon von 
einem feiner Vorgänger gegen Ordensleute, die juriftifchen oder mebi- 
ziniſchen Studien nachgingen, erlaffenes, von ihm felbit aber verjchärfe 
tes Strafgefeg auch auf jenen Theil des Secularclerus aus, von dem 
etwa Aehnliches zu beforgen fland oder vielleicht wirklich getrieben wurde. 
Die Motive zu diefer päpftlihen Verfügung find zu intereflant, als 
daß wir fie nicht abfchreiben follten. „Quia vero, heißt es, Theologiae 


studium cupimus ampliari, ut dilatato sui tentorii loco, funiculos suos 
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faciat longiores, ut sit fides catholien eircnmeineta muro inexpugnabili 
bellatorum, qnibus resistere valeat ascendentibus ex adverso, ad Ar- 
chidiaconos, Decanos, Plebanos, Praepositos, Cantores et alios Clericos 
personatus babentes, nec non Presbyteros (nisi ab his intra spatium 
praescriptum destiterint) hoc extendi volumus et mandamus appel- 
Istione postposita firmiter observari“, Gegen die Drdensleute aber war 
bemerkt worden: „Sane licet fallax sit gratia caeterarum seientiarum 
et varia etiam pulchritudo, cum frumentum electorum. et vinum ger- 
minäns virgines juxta Prophetam sit bonum super omnia .et sit pul- 
chrum: quia tamen regulares quidam et claustrales scientiam et legem 
Domini animas convertentem et sapientiam dantem parvulis, quam 
super aurum et trapezion amare debuerant, respuentes abeunt. post 
vestigia gregum et illicite se eonvertunt ad pedissequas amplectendas, 
quse plausum desiderant populorum; contra Religiosas personas de 
elaustris exeuntes ad audiendum leges vel Physicam etc. ete. 

Liegt da nicht offen der Wunſch, das Verlangen der kirchlichen 
Geſetzgebung, daß der im Dienfte der Kirche ftehende Clerus die Zeit, 
melde er weder für Amtsgefchäfte noch für feine Erholung, die phyſiſche 
wie die vorweg im Gebete (Luc. XVII, 1. Rom. XH, 12. Eph. 
VI, 18. Phil. IV, 6. Coloss. IV,2. I. Thessol. V, 17. Jud. 20) 
zu fuchende geiftige, noch für die Abwendung eigener oder fremder 
Noth zu verwenden hat, theologiſchen und anderen der Theologie ver- 
wandten oder förderlihen Studien widme? Alfo find die Stunden, 
die der Pfarrer, der Ganonicus, der Ordensprälat, der Biſchof im Ge- 
meinberath, in der Landtags: oder Reichsrathsverhandlung zubringt, 
jener Verwendung entzogen, der fie nah kirchlichem Rechte gebübren. 
Die Einwendungen, die fi etwa von manchen Öegenftänden folder Ver— 
handlungen gegen diefe allgemein gehaltene Forderung machen Tießen, 
werden noch im Nachfolgenden ihre Würdigung finden; wir haben feinen 
Grund, unfere Folgerung zu beſchränken. 

5. Seit Decennien und länger ift, nit blos aus Bequemlichkeit, 
von der Curatgeiſtlichkeit Beſchwerde darüber geführt worden, daß fie 
durch die vielen Berichte, Tabellen und anderen Schreibereien, die Seel- 
forgern von den weltlichen Behörden zugemuthet werden, ihrem ſeelſor— 
gerlihen Berufe allfeitig zu genügen, immer mehr verhindert feien. Die 
öfterreihiihe Regierung hat diefe Beſchwerden bereits vor längerer Zeit 
gewürdigt und ihren Behörden aufgetragen, Acht zu haben, „daß Fein 
Mißbrauch in Ueberladung des Euratclerus dur ihm nicht zuftändige 
Arbeiten zur Herabwürdigung deſſelben ftattfinde.” Dennoch hätte diefer 
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Clerus jetzt fo viel Zeit übrig, um lange Gemeindeberathungen mitzu- 
machen, commifjionellen Erhebungen als Mitglied anzumohnen, Referate 
dafür auszuarbeiten? Mehrere Kirchenämter follen Einem nit über 
tragen werden „cum unum officium vix implere sufficiat. 
(c. 3. X. de cleric. non resid.) Und — ,„Illud est omni rätioni con- 
trarium, et unus Clericns in una vel diversis ecclesiis plures digni- 
tates vel personatus obtineat, cum singula officia in ecclesiis 
assiduitatem exigant personarum‘“. (c. 13 X de praeb,) 
Wie nimmt ſich jenes „vix implere“ und dieſe „assiduitas“, die jene 
pfarrlichen Beſchwerden fehr begreiflih machten, mit den langgezogenen 
Gemeinderatbs:, Landtags: und unendlich Langen Reichsrathsſeſſionen auf? 

Als es in Defterreih noch ein privilegirtes Ständeweſen und dar: 
unter einen PBrälatenftand gab, da war den Brälaten, wenn fie Mit: 
glieder des permanenten ftändiihen Ausſchußes waren und ihre Stifte 
oder Klöfter fih außer der Hauptitadt, dem Site jene Ausſchuſſes, 
befanden, geſagt, e8 fo einzurichten, „daß wenn nur Einer Ausſchuß⸗ 
mitglied ift, derſelbe menigitens vier Monate, wenn deren aber zwei 
find, fie abwechſelnd zu drei oder ſechs Monaten im Klofter fih auf: 
balten”. Ob mit diefer Anordnung aller Unordnung, welche während 
eines folchen balbjährigen cder dreimonatliden, periodiihen Abbas 
tial· Interregnums leicht eintreten Eonnte, allem Scandal vorgebeugt 
war, willen wir nicht genau; was wir aber willen, zeugt eben nur von 
dem unzulänglicden Surrogate für die canoniſche Vorſchrift: „Abbas 
vero (cui omnes in omnibus reverenter obediant) quanto frequentius 
poterit, sit cum fratribus in conventu, vigilem curam et diligentem 
sollicitudinem gerens de omnibus, ut de officio sibi commisso dignam 
Deo possit reddere rationem.“ (e. 6. vers. fin. X de statu monach.) 
Doch auch abgefehen von der befonderen Aufgabe eines Ordensgemeinde⸗ 
Borftandes, die fich wohl doch nur durch ftetes, perfönliches Zuthun 
erfüllen läßt; jo bleibt auch ein folder Vorftand immer noch dem Dr: 
densſtande zugewieſen, johin, „mundo mortuus“ und „neque aliis qui- 
buscunque negotiis se implicare (praesumat), sit claustro suo conten- 
tus, quia sicut piscis sine aqua caret vita, ita sine Monasterio mona- 
chus“ (e. 8. c.24. C. XVI. q. 1.) Wie paßt dies zu einer durch Mo: 
nate, vielleicht Jahre mit geringer Unterbredung von einigen Tagen 
(und wären es auch einige Wochen!) ſich binziehenden Abweſenheit in 
Landtags: oder Reichsraths-Angelegenheiten? Oder mas ift bei diefer 
Sachlage mit jener Beftimmung des Concordates art. XXVIH. „Porro 
regulares absque impedimento respectivi Ordinis, Instituti seu Con- 
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gregationis regulas obseryabunt . . .* für bie Orbensbisciplin gewon⸗ 
nen? Daß nach eben diefem Eoncordate die lirchlichen Orden auch wie- 
der ihren General:Obern, die fih in Rom aufhalten, unterſtehen follen, 
wird der Herftellung einer fehr wünſchenswerthen Kloſterzucht 
wenig frommen, wenn die einbeimifchen Kloftervoritände durch Tange 
politiſche Abjentirung ihren Brüdern entfremdet werden. — Weniger 
allerdings feheint man gegen eine folhe, wenn gleich auch unliebfame 
Abweſenheit in Staatsangelegenbeiten aus der biſchofl ichen Nefidenz- 
pflicht aufbringen zu Fönnen, Das Concilium von Trient nämlich ver= 
fattet sess. XXIII., 1. deref, den Biſchöfen allen, jelbft ohne Anzeige 
ail den Metropoliten, aus ihren Didcefen ſich zu entfernen, „eum ab- 
sentia inciderit propter aliquod munus et Reipublicae offieium, Epis- 
copatibus adjunctum;“ außer diejen Fällen können fie fich nur mit hö- 
berer (jet päpftlicher) Erlaubniß oder — ohne dieſelbe jedes Jahr nur 
auf zwei, höchſtens drei Monate aus einem billigen Grunde, der jedoch 
nur ihrem Gewiſſen anheimgeftellt bleibt, und nach geböriger Fürforge 
für ihre Diöcefe aus dieſer abjentiven. Ob indeb das Goncilium bei 
allem feinem Streben die kirchliche Selbftftändigkeit zu wahren, den Bi: 
ſchöfen dennoch das Recht zugeftehe, um eines ftaatlihen Intereſſes we: 
gen fi auch eine Tange, fehr lange Zeit aus den ihnen anvertrauten 
Didcefen zu entfernen und jene 3 Monate auf daS doppelte, drei: oder 
vierfache zu erweitern, wäre erft noch die Frage. Eine lange, zumal 
weite Entfernung bes Biſchofs aus feiner Diöcefe kömmt einer facti- 
ſchen Ledigftellung des Bisthumes fehr nahe; mie follte eine kirchliche 
Vertretung die Bifchöfe darauf legitimirt haben, diefen das Seelenheil 
vieler Gemeinden bedrohenden Zuftand um eines zeitlichen Intereſſes 
willen, das am Ende auch ohne bifhöflihe Intervention beforgt wer: 
den mag, herbeizuführen? Dann aber muß man, um nit auf Unge— 
heuerliches hinauszukommen, doch wohl annehmen, das Concilium habe 
nur folde Amtsobliegenheiten gemeint, die damals ſchon mit Bisthü— 
mern verbunden waren ober fpäter erfl unter päpftliher Zuftimmung 
damit verbunden würden, nicht aber ſolche, von deren Auflage durch 
die Staatögewalt der Papft gar nichts weiß. Und — auch dieſes würde 
endlich doch jene Biſchöfe noch nit deden, die nur in Folge der auf 
fie gefallenen Wahl im Reichsrathe figen. 

6. Noch auf einen Umftand, aus dem die fortwährende Be: 
beutfamfeit der oben anbezogenen Erklärung des Apoftels Paulus er: 
fichtlich wird, wollen wir hindeuten. Es liegt nämlich in dem Gange 
des focialen Lebens, daß die pecuniären, nationalen ober Standes- 
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Intereſſen Einzelner mit dem, was für die Gefanmtheit nothivendig 
oder nüglich ift, nicht felten in Colliſion kommen. Je breiter aber und 
ſchärfer diefer Stoß, defto empfindlicher iſt er, deſto unfreundlicher, feinde 
licher erſcheint derjenige, der als Gegner fi) daran betheiligt bat. Ger 
felt fi zu foldem Gefühle noch der Argmohn — und wie leiht wird 
argwöhniſch, wer fi in feinen Erwartungen getäufcht fieht, vielleicht 
gar in feinem Rechte gekränkt findet! — ber Argwohn, daß diefe Ber 
theiligung nicht auf objektiven Gründen berube, fondern nur durch fub: 
jective Motive veranlagt worden fei; fo kann es nicht fehlen, daß fi 
eine perfönliche Abneigung einftellt, die in jede andere Thätigkeit deſſen, 
der ald Gegner erſchienen ift, Mißtrauen fegt, wenn nicht gar Oppo— 
fition dagegen macht. Wenn dies dem Pfarrer oder Biſchof als Folge 
gewiſſenhafter Amtsführung in feinem kirchlichen Kreife begegnet, Tann 
er fi mit dem Bewußtjein tröften, für feine Pflicht zu leiden. Wie 
aber, wenn einer oder ber ambere bei diefem oder jenem vielleicht 
gar bei vielen der ihm Empfohlenen das Vertrauen darum verloren 
bat, weil er in einer focialbürgerlihen Richtung thätig geworden, in 
welcher er eben nicht thätig zw fein genöthigt war? Schlimm genug, 
daß der Pfarrer in Beforgung des ihm zugewieſenen Einfommens nicht 
immer allen widerwärtigen Berührungen feiner Pfarrlinder ausweichen 
Tann; warum will er felbft dem nothwendigen Uebel noch einen Zuſatz 
geben, fi unnöthigermeife in den Schein der Härte, Mißgunſt oder 
Leidenſchaftlichleit bringen und fo durch eigene Schuld die Schwierige 
keiten anhäufen, deren er, thut er feine Pflicht, wie er fie thun foll, 
ohnehin auf feinem Amtswege genug findet? — Biſchöfe find diefer 
ölonomifchen Eonflicte überhoben oder können und follen berfelben über: 
boben fein, indem fie ihre Temporalien-Adminiftratoren haben. Warum 
wollen fie fih auf einer anderen Seite ber Gefahr ausfegen, im Verdachte 
oder gar verdienten Vorwurfe des Nationalitätsfchwindels, des Radi— 
calismus oder umgelehrt der Reactionspolitit Sympathien zu ſchmälern 
oder ganz zu verlieren, ohne die ihr kirchliches Wirken auf kalten, fteis 
nigen, trieblofen Boden gerichtet iſt? — 

7. Bir gehen zur zweiten frage über, ob Verhandlungen im 
Gemeinderathe, auf dem Landtage, im Reichsrathe zu jenen weltlichen 
Angelegenheiten gehören, denen der zum Dienite ber Kirche Berufene 
ferne bleiben fol. Man könnte verſucht fein, diefe Frage eine müffige 
zn nennen, ba doch Straßenpflaflerung, Canalſyſtemiſirung, Grünweiber-, 
Zleifcher: und dergleichen Ordnungen, Bankfragen und hundert andere 
derlei Gegenftände nicht einen kirchlichen Bug in ihrer Forfognomie 

Haimer!’s Bierteljaheeüfgprift f. Medtiw. X. 1. 
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haben, fohin ſicher nur Secnlaria find. Docd es werden im Gemeinde: 
rathe, auf dem Landtage, im Reichsrathe, wie die Erfahrung lehrt, auch 
Gegenftände verhandelt, die nicht ohne kirchliche Beziehung find. Man 
denke fih den nicht gar jeltenen Fall, daß eine Gemeinde ein Kirchen- 
oder Schulpatronat bat, und daß es ſich im Gemeinderathe um den 
Vorſchlag zur Bejegung der Patronatspfarre oder Patronatsſchule han- 
delt. Hinſichtlich des Nelgionsfonds, der noch jegt nach Provinzen ad⸗ 
miniftrit wird, Tann fi eine Verhandlung auf einem Landtage — 
über die Commaffirung aller diefer einzelnen Fonds fogar eine Debatte 
im Reichsrathe erheben. Insbeſondere find bei dem legteren in Folge 
feines wirklichen oder vermeinten Univerfalismus noch ganz andere For- 
ſchungen und Beihlußnahmen in Ausſicht geftelt. Wer hätte noch nicht 
von dem Religiongedicte, dad man an die Stelle des Eoncordates fepen 
möchte, vernommen? Dan braudt den Entivurf dafür nicht eben mit 
der moraliſchen Frage der Vielweiberei zu outriren, er enthält des 
Scharffinnigen ohnehin genug, um nad) vorurtheilsfreier Lefung den vollen 
Begriff eines fogen. Rechtsſtaates zu haben, der jeder confeflionellen Selbft: 
bejtimmung, nur nicht jener ber Fatholifchen Kirche Rechnung trägt und 
27 Millionen Katholiken verjagt, was er einigen Millionen Akatholiken 
und Juden und einigen Taufenden, die weder Katholiten noch Afatho: 
lilen oder Juden fondern confefjionaleer find, mit vollen Händen hinreicht. 

Bei folhen Verhandlungen nun, möchte man glauben, ift der 
Pfarrer, der Ordensprälat, der Biſchof an feinem Plage, um zur rech 
ten Zeit mit dem rechten Worte das kirchliche Interefje zu wahren. 
Ganz gewiß, wenn er das zündende Wort in feiner Gewalt hat und 
wenn er bei der Mehrzahl der zur Verhandlung Mitberufenen auf kirch 
lihen Sinn rechnen darf. Aber wie viel darf ein Geiftliher erwarten, 
menn er aus allen öffentlichen Blättern weiß, wie die meiften, die um 
Gemeinderathäftellen oder Landtags: Mandate candidirten, ſich insbejon: 
dere dadurch zu empfehlen fuchten, daß fie gegen das öſterreichiſche Con: 
cordat, wie zu dem Kampfe mit dem Drachen, dem ungeheueren, los— 
zogen. „Es war eine dunkle Stunde, als das Concordat in Defterreich 
einſchlich; es muß wieder hell werben!” „Ich habe den Katholicismus 
vertheidigt bis zu jenem Augenblide, als Katholiken begonnen, die freie 
Wiſſenſchaft zu verfolgen und das Concordat die Schule und die Ehe, 
diefe Grundfäulen des Staates, der bürgerlihen Obhut entzog.” Wir 
wären fehr begierig, die Rechtfertigung dieſer Kraftiprüche zu verneh- 
men, bedauern aber müſſen wir in vorhinein den Pfarrer, Prälaten 
ober Biſchof, der in der Debatte um einen das Kirchliche berührenden 
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Gegenftand mit feiner katholiſchen Anſchauung folden und ähnlichen 
Tageshelden gegenüberfteht. Was will inmitten diefer katholiſchen Lickt- 
freunde, verftärkt, wie begreiflih, von allen jenen, die, weil fie einem 
älteren Glauben oder zwar einem viel jüngeren, aber freieren, al& die 
fatbolifche Kirche bat, anhängen, den Zmeden diefer Kirche von Haus 
ans abgewandt find, der „Dunkelmann“, felbft wenn er fich einer Red: 
nergabe bemußt wäre, wie fie Chryſoſtomus, Boſſuet, Sailer hatten? 
Was will er mit feinen „mittelalterlichen” Gedanken, die ſich nicht ein: 
mal in fo nette, hochfliegende Phraſen bringen lafjen, gegen eine wohl 
gar in Arouet's Grundiäßen geltählte, vielleicht auch mit feinen Waffen 
der Ironie und des Spottes kampfbereite Phalanr, die, unterltügt von 
einer geld: und geltungsſüchtigen, Tirchenfeindlichen Journaliſtik, um fo 
kühnere Schachzüge verfucht, je höher fie in der Vertretung berufen ift? 
So wünſchenswerth es demnach jcheinen möchte, daß bei gemeinderäth- 
lihen, landtägigen oder reichsräthliden Verhandlungen, die dag Kirch: 
liche angehen, eine vom Geilte der Kirche getragene Majorität von Laien 
durch cleritale Elemente verſtärkt werde, fo nutzlos, jo bedenklich ift eg, 
dieſe clerifalen Elemente blos in der Minorität zu poftiren — in par: 
lamentarifcher Oppofition gegen eine Majorität, die zum Theil der 
Kirche nie angehört hat, zum Theil wenigſtens factifeh nicht mehr an: 
gehört, oder doch in ihrem Fortichritt fo weit ſchon gefommen ift, daß 
fie die Sache der Kirche ohne Bedenken opfern will, wenn es gilt, im 
"Scheine des Liberalismus politifche, wielleiht auch adminiftrative Sym⸗ 
patbien, jene für das allgemeine, diefe für das eigene Beſte zu ge: 
winnen. 

8. Bedenkt man überdies, wie auch im Falle einer kirchlich ge: 
ſinnten Majorität durch redegewandte, in wahren oder witzigen Geſchich— 
ten bewanderte, ſchwungliebende Gegner des ſtarren, zeitfeindlichen Ka— 
tholicismus das Anſehen der Kirche in ihren zufällig etiva minder be— 
redten oder witzigen Functionären gefährdet werden kann; fo wird man 
auch binfichtlich folcher Angelegenheiten, welche an das Kirchliche ftrei= 
fen oder demfelben wirklich angehören, für clerilale Intervention feinen 
ſehr lebhaften Wunſch begen. Zudem ift es bei den allgemeinen Man: 
dat, das Gemeinderäthe und Wahlabgeordnete für den Lundtag ober 
Reichsrath haben, nicht einmal zuläflig, die Gegenftände der Verband: 
Iungen für die aus dem Clerus berufenen Mitglieder der Berfammlung 
zu fondern und fie folder zu überheben, die fein kirchliches Intereſſe 
baben. Für Alles berufen, müſſen fie für Alles interveniren, obwohl, 
wie leicht begreiflich, wie im Bemeinberathe, fo im Landtage und Reichs⸗ 
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rathe das bie Kirche Betreffende quantitativ geringer ift, als das Uebrige 
Was würden nun ſchon gewiſſe Tagesblätter, die ſich als Organe der 
Öffentliden Meinung proclamiren, zu einer folhen Sonberung bemer- 
ten, da fie, unverſchämt gegen Alle, die ihnen weder huldigen noch zab- 
len, es natürlich nicht ohne hämifche Bemerkungen hingehen Laffen konn⸗ 
ten, daß die reichsräthlichen Biſchöſe, um ihrer Vifitationspflicht zu ge 
nügen, einen dafür nothiwendigen Urlaub nachjuchten. 

Es möchte zur rechten Würdigung diefer unferer Meinung nicht 
überflüffig fein, noch auf eine Erflärung des Papftes Gregors I. vom 
J. 595 zu vermeifen. Er ſchreibt an den römischen Defenfor: „Peila- 
tum est ad nos, reverendiss. Fratrem nostrum Basilium Episcopum, 
velut unum de Laicis in causis saecularibus ocenpari et praetoriis in- 
utiliter deservire. Quae res quoniam et ipsum vilem reddit 
et reverentiamSacerdotalem annihilat, statim ut experien- 
tia tus hoc praeceptum susceperit, eum ita ad revertendum distrieta 
executione compellat, quatenus ei illic te insistente quingue diebus 
sub qualibat excusatione immorari non liceat: ne, si quolibet 
modo eum ibidem amplius moram habere permiseris, cum ipso apud 
nos graviter incipias esse eulpabilis.“ (c. 4. Dist. LXXXVIIL) Wir 
brauchen diefe gemeſſene Weifung nicht weiter zu commentiren, fie fpricht 
für ſich felbft, zumal in den dur den Drud hier marlirten Stellen. 

9. Nach diefen Neflerionen darf und der Einwurf nit bange 
machen, als fei durch die Entwidlung des Gemeindelebens in Deiter: 
reich, oder vielmehr durch das conflitutionelle Wefen, das die Berfaf: 
fung dieſes Staates alterirt hat, die Stellung des Clerus eine andere 
geworden, als fie im abfoluten Staate geweſen. Mag fein, aber wir 
finden nicht, daß der Apoftel Paulus den clerifalen Beruf nur einer 
abfoluten weltlichen Regierung gegenüber al3 einen erclufiven gezeichnet 
haben wollte; wir begreifen aud nicht, wie durch die neue politifche 
Berechtigung die alten clerifalen Verpflichtungen aufgehoben fein follen, 
und welche Garantien dafür geboten werden, daß durch Schreiberdienite, 
die einem clerifalen Gemeinderath, Landtags: oder Reichsrathsmitgliede 
zugewieſen würden, oder durch intriguante Rednerkünſte, mit denen ihm 
und feiner kirchlichen Haftung zugefeßt werden kann, die päpftlicherjeits 
ſcharf betonte Prieftermürde nicht geſchmälert werde. Wohl gibt es noch 
Strafgefege in Defterreich, welche gegen Injurien, confeffionelle Anfein- 
dungen, Religionsftörungen Schuß gewähren; fie fügen jedoch nur 
gegen rohe Erceffen, nicht gegen Sublimate der Perfiflage, die der Auto: 
vität gefährlichfte Waffe widerkirchlichen Strebens. In öffentlihen Ver- 
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bandlungen findet fi nicht immer die für eine allfeitige Bedachtnahme 
der Sache, für eine forglame Abwägung des Ausdruds nöthige Zeit; 
um jo größer ift die Gefahr des Verfangens in argliitig gelegten Schlin: 
gen für Jemand, der, je ergebener er feinem kirchlichen Berufe gelebt, 
defto weniger Muße und Gelegenheit haben konnte, über Angelegenheit: 
ten, die ihm abſeits liegen, fich zu orientiren. Sohin können wir es 
nicht weniger als eine Maßregel fürforgliher Klugheit denn als eine 
Anwendung der in Betrachtung gezogenen Erklärung des Apoftels Pau: 
lus anſehen, wenn zu einer Zeit, dienoch reich an öffentlichen Verband: 
lungen war, ein Mainzer Goncil dem Clerus verbietet „in placitis 
saecularibus disputare, excepta causa orphanorum aut viduarum“- 
(ec. 1. X. ne clerici vel monachi s. n. 8. im.) 

10. Aber — rechtfertigt fich die clerifale Theilnabme an dem po: 
litiſchen Leben, wie fie jegt im Gemeinberatbe, auf dem Landtaye, im 
Reichsrathe ftattfindet. nicht wenigſtens durch eine ähnliche Theilnahme 
in früherer Zeit? Verfammelten fi doch vor 1848 jchon die ungari- 
ſchen Reichsſtände geſetzlich alle 3 Jahre zu einem Reichstage, in den 
deutſchen, böhmiſch⸗mähriſchen und galizifchen Ländern die Landftände 
alljährlich zu einem Landtage; zu den Neichsftänden Ungarns aber ge: 
börten vorweg die Prälaten, d. i. die Erzbifhöfe und Bifchöfe des 
katholiſchen (und des griehiich:nichtunirten) Clerus, die Hebte, Pröpfte 
und Domcapitel, zu den Landitänden der andern genannten Provinzen 
auch wieder in eriter Linie die Brälaten, nämlich die Erzbiichöfe, 
Diöceſanbiſchöfe, die meiften Aebte und Regular: Pröpfte, die Pröpfte 
an den Sollegiatlirhen, endlih die Domcapitel. Sie alle hatten, auf 
den Neich3:, beziehungsweise Landtagen perſönlich, die Capitel durch ihre 
geiltlihden Deputirten Sit und Stimme. Hat gegen diefe feit Jahrhun— 
derten beftandene Einrichtung ein Papft je Neclamation erhoben? 

Der Einwurf, wir verfennen es nicht, fällt nicht ganz leicht in's 
Gewicht. Indeb ercipiren wir wohl mit Recht gegen jede Parallele des 
jegigen Landtages oder gar Reichsrathes, bei denen es auf materiellen 
Ernft abgefehen ift, mit jenen rein formalen, aller parlamentarifchen 
Evolutionen baren, wenn gleich in ihrer Erfcheinung ſehr prunfvollen 
Landtagen der deutichen und ſlaviſchen Provinzen. Wahrlich auf diefen 
eintägigen Verſammlungen fonnten die MWürdenträger der Kirche ohne 
Gefährdung ihrer ämtlichen Wirkſamkeit oder ihrer Würde erfcheinen, 
la die letztere konnte nur gewinnen, wenn doch in der ganzen Berfamm: 
Iung der Erzbiſchof des Landes den erften Platz einnahm und fich Die 
übrigen Landesbiichöfe und Dignitäre ihm anreibten. Eine andere Be. 
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deutung allerdings hatte der ungarische Reichstag mit feiner Concurrenz 
zu dem Rechte der Gefeggebung, mit feinem Rechte der Steuerbewilliz 
gung und der Soldatenaushebung. Doch was folgt für den nicht-uns 
gariihen und felbit für den ungarijchen Clerus daraus, daß die ungaz 
riſchen Biſchöfe feit längerer Zeit etwa der Meinung waren, die apo= 
folifche Erklärung nicht auch auf ſich beziehen oder anwenden zu jol= 
len? Wir fegen den ſchlimmſten Fall; wie aber wäre e8 möglich gewes 
fen, daß felbe einer fo verwerflichen Anficht ſich anſchloſſen! Die frag- 
liche Erſcheinung läßt wirklich eine andere, hiſtoriſche Auffaſſung zu. 
Ein aſiatiſches Gebirgsvolk, welches in das ſüdliche Europa vordrän- 
gend mit dem Schwerte ſich eine Heimath einrichtete und, von Erobe- 
rungagelüften getrieben, bis kurz vor feiner Chriftianifirung, glei) einem 
anderen unbändigen Volke, das fi ein paar hundert Jahre früher um 
Tokay concentrirt hatte, der Schreden Europas war, bedurfte zu feiner 
Gefittung und jener ftaatlihen Ausgeftaltung, die unter den europäiſchen 
Völkern ſich behaupten follte, ganz vorzüglich einer von chriſtlichen Ideen 
durchdrungenen Leitung. Es führte diefe Weberzeugung ſchon gleich im 
Anfange des neuen Königthumes zur Heranziehung des durch feine da— 
mals prävalirende Intelligenz, rıligiös:prinzipielle Mäßigung und hier- 
archiſch einflußreiche Autorität ausgezeichneten Prälatenftandes an das 
weltliche Regiment und ſchien in einer Eugen Verflechtung ftaatliher 
und kirchlicher Adminiftrativ-Elemente dem erften Könige, der neben der 
ſtaatlichen Einrihtung aud eine kirchliche Miffion auf fi) hatte, in 
gleicher Weile wie dem Wohle des Staates fo dem Yıtereffe der Kirche 
vorgefehen. Und was Stephan, der Heilige, in feiner königlich-kirchlichen 
Stellung als für fein Volk heilſam erfannte und darum haben wollte, 
das konnte man fpäter, als einerjeit3 der Mongoleneinfall und weiter 
ab die Türkenkriege das Land verheert und feine Bewohner von der 
abminiftrativerfeit3 angeftrebten Civilifation weit zurüdgedrängt hatten, 
anbererfeitö aber allerlei Willführ in den weltlichen Factoren der Volks: 
führung ſich geltend zu machen ſuchte, in feiner wohlthätigen Wirkfam- 
keit nicht verfennen. Daß dann die politifhe Theilnahme der Biſchöfe 
und anderen Prälaten, die zuerft nur in der Form eines Senates 
ſich manifeftiven follte, zu einer Selbftftändigfeit gelangte, die felbft dem 
Könige nicht immer bequem fein mußte, war nur eine Gonfequenz zu 
jener allgemeinen Anſchauung des Mittelalters von der kirchlichen Macht: 
vollkommenheit. Jedenfalls läßt fi in jenen Zeiten primitiv-wilden oder 
durch äußere Bedrängniſſe verwilderten Sinnes das politiſche Präro— 
gativ der Prälaten Ungarns aud als ein in kirchlicher Richtung Tiegen- 
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des auffafien. Eine andere Frage wäre es, ob eine Praris, die ſich vor 
Sabhrhunderten noch recht gut mit der Mahnung des Apoſtels an dag 
erclufive Wefen des Glerifalberufes vertrug, auch jett, nachdem fo Vie— 
les ander? geworden, applaudirt zu werden verdiene? Wir haben davon 
feine Veberzeugung. Die Intelligenz it nicht mehr, wie vor Jahrhun⸗ 
derten, ein Vorzug des Clerus, die Bildung des Geiltes iſt eine allges 
meinere geworden; e3 bedarf wohl auch auf dem ungarifhen Landtage 
in diefer Hinficht Feiner Nachhilfe mehr. Eben diefe allgemeinere Bil- 
dung, zumal bei einem gegen Anerkennung und Adytung nichts weniger 
als gleichgiltigen Volke, läßt auch den mildernden Einfluß, den man 
von den Vertretern des Gefebes der Liebe auf die öffentlihe Verwal: 
tung wie der Geſetzgebung, fo der Geſetzdurchführung mit allem Grunde 
erwarten darf, nicht mehr als eine Nothwendigkeit erfcheinen. Endlich 
baben die Begriffe von Staatsgewalt und Selbitjtändigfeit diefer Ge- 
walt, felbjt unter Mitwirkung der Firchlichen Lehre, fo tiefe Wurzeln 
geichlagen, daß es auch in diefer Beziehung feines formellen Zuthuns 
der kirchlichen Autorität weiter bedarf und ein williger Gehorfam gegen 
die Gejege der weltlichen Obrigkeit nicht eben Durch ein clerifales Ele: 
ment ihres Organismus bedingt ift. 

11, Bielleiht gibt e8, ohne daß wir Kenntniß davon haben, noch 
ein Firchlich:ftatiftiicheg Moment, auf das man ſich zur Vertheidigung 
einer Praris berufen möchte, die ung nach unferer unmaßgeblichen Mei» 
nung, fo viel fie vor Jahrhunderten für ſich hatte, jegt nicht mehr jo 
recht in canoniſcher Ordnung zu fein jcheint. So viel möchte, auch die= 
fer alten, zur Noth nah außenhin durch die Trienter Vorſchrift (oben 
Nr. 5) gededten Uebung gegenüber ſich kaum verfennen laſſen, daß die 
Mitglieder des niederen wie des höheren Clerus, fie feien für die Kirche 
in oder außer Ungarn berufen, der Schönen apoftolischen Zeichnung des 
clerifalen Lebens mehr entfprechen werden, wenn fie fi jtreng in ib: 
ren Eirhlihen Kreifen halten, bier aber ihre Aufgabe nach dem Vor: 
bilde des Weltapoftels, der „Allen Alles geworden”, in vollem Umfange 
und mit unbedingter Hingebung erfallen — ald wenn fie, vielleiht un: 
ter Gefährdung ihrer Würde, in parlamentariichen Debatten nuplos 
fid abmühen oder als ftumme Beiliger den Wit des Gallerien-Publi: 
kums anregen, jedenfalls fich in Dinge einlafjen, die fie — um die bei 
einer verwandten Frage gebrauchten Worte des Papites Clemens XI. 
(„Cum primum“ 17. Sept. 1769) zu wiederholen, „as divinis ob- 
equiis et proprise perfectionis cultura ad illiberalium occupationum- 
et saecularium negociorum agitationem traducunt, quamtumvis hone 
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stioribus in speciem titulis susceptum serviti genus aliquando obte- 
gere nitantur“. Wir können ſchließlich der Berfuhung nicht wiberfiehen, 
von Elemens XII. auf feinen Nachfolger im Pontifilate überzuge: 
ben und aus feiner berühmten Bulle „Dominus et Redemptor“ vom 
21. Juli 1773 eine Stelle herauszuheben, die nach der jegigen Zeit- 
richtung nicht blos hiſtoriſchen Werth haben darf. 

Unter Papft Paulus V. machten die Sefuiten auf ihrer fünften 
Generalverfammlung ein Gtatut, das dann der eben genannte Papſt 
auf ihr Verlangen „pridie non. Sept. 1606 sub plumbo“ confirmirte. 
Darin hieß es: „ne in publieis negociis etiam invitati aut allecti ulla 
ratione se immesceant, nec ullis precibus et suasionibus ab Instituto 
defectant“. Die Veranlaſſung dazu hatte ihnen bie Bemerkung gegeben, 
daß es ihrem Ordenszwede, der auf Blaubensverbreitung und Geelen- 
Gewinn gehe, zumider und ihrer Gocietät fehr gefahrvoll fei „si en 
tractaret, quae ad politicas atque ad Status gubernationem pertinent“, 
und dann, „eum aliquorum fortasse culpa et vel ambitione vel indis- 
ereto zelo religio nostra male audiat et alioquin bonus Christi odor 
necessarius sit ad fructifieandum, ab omni specie mali obstinendum 
esse et querelis, quoad fieri possit, etiam ex falsis suspieionibus pro- 
venientibus occurrendum.“ Hat der zur Seelforge im Pfarramte, Epis- 
copate oder für feine Ordensgemeinde berufene Clerus nicht aud) diefe 
Aufgabe, ſetzt er fih durch Einmiſchung in Regierungsgefhäfte nicht 
derjelben Nachrede und allerlei böfem Scheine aus? Aber von welchen 
zum Dienfte der Kirche berufenen Clerikern Tieße fich dies nicht fagen? 








V. 


Beitrag zur Auslegung des 8. 7 des allg. bürg. 
Geſetzbuches. 


Vom Herrn Leo Nagel, Doltor der Rechte in Prag. 


Kaum wird ein anderer Paragraph unferes allgem. bürg. Geſetzbuches 
eine fo reichhaltige Literatur und fo lebhafte (neueftens wieder aufge 
nommene) Streitfragen in der Theorie, wie in der Praris veranlaßt 
baben, als der erwähnte. Deshalb dürfte es bei der obwaltenden Meinungs 
verjchiedenheit rücfichtlich feiner Auslegung auch zweckdienlich fein, unjere 
Auffafjung über das Weſen der insbefondere in diefer Gejegesftelle be⸗ 
bandelten Analogie vorauszufenden, um dann von dem gewonnenen 
Standpunkte aus die einzelnen einfchlägigen Fragen in Kürze kritiſch 
zu beurtbeilen. 


L 


Die juriftifhe Thätigleit bei Anwendung der Analogie beſteht 
darin, daß man ein Geſetz von beſchränkterem Umfange verallgemeint, 
und basfelbe in der fo gewonnenen Erweiterung auf den darin unent⸗ 
ſchiedenen Rechtsfall bezieht, m. a. W. daß man das einem Geſetze 
(einem im Geſetze entichiedenen Falle) zu Grunde liegende höhere Rechts: 
prinzip erforſcht und dasfelbe ſowohl auf die durch das Geſetz ausdrüd: 
li entſchiedene, ald auf die darin unentſchiedene Rechtsfrage eritredt. 
Damit legtere Anwendung richtig fei, darf der ihr zu Grunde liegende, 
im Geſetze ausgefprochene Rechtsfall fein Merkmal enthalten, welches 
bem unentfchiedenen weſentlich widerſpricht; und dieß trifft dann ein, 
wenn beide Fälle, nämlich ſowohl der geſetzlich normirte, als der im 
Gelege fehlende, fi zu dem gebildeten Grunbfage, wie Arten zur Gat⸗ 
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tung verhalten. Hieraus ergibt fi, daß die Analogie die Entſchei 
dung nad demfelben Berhältniffe, wohl auch nad dem Grunde 
des Gefeges (dv& 2oyor, secundum rationem se. juris) ift, eine Erflä- 
rung, welde mit der allgemein anerkannten, ihon auf dem ſprachlichen 
Urfprung des Wortes beruhenden Anſchauung übereinftimmt,. Es ift alfo 
bei der Analogie die juriftifche Thätigteit auf die Auffindung eines 
Grundſatzes gerichtet, welchen der Gefeßgeber, — wie aus feiner im en- 
geren Sinne getroffenen Beftimmung zu fchließen ifl, — ebenfo aufge- 
ftellt hätte, den er aber nicht feitgefegt hat, und zu deſſen Bilbung er 
und dann ermächtigt, wenn uns das Geſetz mit einer unmittelbar ent- 
ſcheidenden Verordnung verläßt. Eben durch jenes Auffinden bes Rechta- 
prinzips unterſcheidet fi) die Analogie von der ausdehnenden Ausle 
gung, bei welcher bekanntlich das Gefeg über feinem Wortinhalt Hinz 
aus, auf ſolche Fälle bezogen wird, auf die es nach des Geſetzgebers 
Willen ſich erftreden fol, die es aber nad) feinem Wortausbrude nicht 
begreift. Die ertenfive Interpretation entſcheidet nad) dem vorhandenen, 
aber nur ungenau gefaßten Willen des Geſetzgebers; die Analogie nach 
dem vermutheten. Bei der ausdehnenden Auslegung muß fi) erweifen 
laffen, daß der Gefeggeber an den Fall gedacht habe; Vorausſetzung 
der Analogie ift, daß er denfelben weder infonderheit, no in einem 
allgemeinen Rehtsgrundfage vorgefehen habe. Da nun bei der Analogie 
die juriftifche Thätigkeit allemal auf die Bildung eines Rehtsprinzipes 
gerichtet ift, biefe Thätigkeit fomit ſtets diefelbe ift; fo folgt, daß auch 
die Analogie ihrem Weſen nah nur eine (einheitliche) fein könne. 
Diefe Auffafjung, melde als die einfahfte, zugleich die urfprüngliche 
ift, findet im erften Theile des $. 7 a. b. ©. 8. ihren Ausdrud: „Es 
muß auf ähnliche, in den Gefegen beſtimmt entſchiedene Zäle, und 
auf die Gründe anderer damit verwandten Gefege Rüdfiht genommen 
werden.“ Beide diefe Säge find dur das Bindewort „und“ auf dag 
Innigſte verfnüpft und in Verbindung gebracht, dürfen daher nicht will- 
türlih getrennt, fondern müſſen vielmehr im Zufammenhange, al3 Aus: 
fluß Einer Erklärung aufgefaßt werden. Was ift auch natürlicher, als 
daß die in der Erfahrung des Rechtslebens geſchulten Fachmänner, die 
das Geſetzbuch verfaßten, in der Einleitung zu demfelben einfach eine 
ErHärung der Analogie überhaupt geben und auf jene Örundlagen der: 
felben hinweifen wollten, welche der gewöhnlichen Auffafjung zumeift 
entſprachen i). Die Eintheilung der Analogie in gewiſſe Abitufungen 





Bol. Zeiller I. S. 63 f,, bei welchem aud) noch keine Zergliederung der Ana: 
Iogie in verſchiedene Arten vortommt. — Cbenfo wie $ a. b. G. B. gibt 
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fällt für unfere einheimifche Literatur, erft in eine ſpätere und zwar in 
die neuere Zeit, und dieß ift ein Grund mehr für die Annahme, daß 
die Compilatoren im eriten Theile des 8. 7 a. b. ©. B. auf die Ana: 
logie insgemein bindeuteten, ohne Unterabtheilungen treffen zu wollen, 
die felbft der damaligen Rechtstheorie in Defterreich noch fremd waren. 
Seit der Annäherung des dfterreichifhen an das gemeine Privatrecht 
bat man diefem die übliche Eintbeilung in Geſetzes- und Rechts— 
analogie entnommen, bei welcher jedoch den Juriſten jedes unterjchei- 
dende Kennzeichen verläßt. Denn bei der Gejeßesanalogie ſoll nad) einem 
Srundfage von geringerem Umfange, bei der Recht3analogie hingegen, 
nah den Prinzipien (dem Geifte) des gefammten pofitiven Recht? das 
Erfenntniß gefällt werden, ohne daß das Merkmal beftimmt wäre, wel: 
ches die Prinzipien des Gejeges in zwei Gruppen abtrennt, bei welcher 
man eine fcharfe begriffliche Scheidelinie zwiſchen dem Endpunlte der 
einen und dem Anfangspunkte der anderen ziehen könnte. Sind aber 
jene Prinzipien des geſammten pofitiven Rechtes nicht geichieden von 
den übrigen Prinzipien; fo erfcheint die ganze Eintheilung, die auf die: 
fer Scheidung beruht, als eine müflige, wobei noch zu erwägen ift, daß 
ja auch bei den allgemeiniten Rechtsgrundſätzen von gewillen pofitiven 
Anhaltspunkten, in gleicher Weile, mie bei der Analogie nach einem 
ganz fpeziellen Falle ausgegangen werden muß. 


D. 


Die vielbeftrittene Frage, was unter den „natürlichen Rechts⸗ 
grundlägen” des zweiten Theile des 8. 7 a. b. ©. B. zu verfteben 
fei, erledigt fi nad der vorangeſchickten Anficht über die Auslegung 
des eriten Theiles diejes Paragraphes ziemlich von felbft. Zur Begrün: 
bung der Behauptung, dab darunter „dad Natürreht” im Sinne 
ber älteren Schule gemeint war, mögen noch folgende Ausführungen 
dienen. 

a. Es ift ein allbefannter und bewährter Grundfaß, daß jedwedes 
Geſetz vom Standpunkte feiner Zeit interpretirt werden müſſe. Sieht 
man nun auf die Geichichte des Gefegbuches, fo findet man die Sub: 
fidiarität des Naturrechtes im älteren Sinne, gewifler Maßen fchon 
beim Beginne der Compilation für das erft zu fchaffende Werk ausge: 
ſprochen, indem bereit3 Kaiſerin Maria Therefia im Jahre 1753 der 


das Patent v. ??. — 1791, 8. 2, N. 119 J. G. S., nur eine umſchrei⸗ 
bende der Analogie, ohne daß ſich darın eine gweytheilung aus: 
geprägt fände. 
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zur Berfafiung des Eivilcoder berufenen Kommifjion in der Inftruktion 
die Vorſchrift ertheilte, zur Berichtigung und Ergänzung ſtets auf das 
allgemeine Recht der Bernunft zurüdzujehen. Und als Ihre 
Majeftät über Anrathen ihres erleuchteten Staatstanzlers, des Fürften 
von Kaunig, den eriten Entwurf der Kommiſſion mit a. h. Hand- 
reiben dv. 3. 1772 zur Umarbeitung zurüdgab, wies fie diefelbe in 
ihrer neuerlichen Anleitung auf die natürliche Billigfeit, die den 
Geſetzen zu Grunde zu legen ſei ). Erwägt man nun ferner, baf ge 
rade zur Zeit ber Bearbeitung des bürgerl. Geſetzbuches am Ende des 
vorigen und zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts das Ratur- 
recht der älteren Schule in vollfter Blüthe fland, daß damals ein Lehr⸗ 
buch deöfelben das andere verbrängte, und da dasſelbe auf den ein 
heimiſchen Hochſchulen als Grundlage der juribiigen Studien behandelt 
wurde; fo dürfte die oben aufgeftellte Behauptung über die richtige Den- 
tung der „natürlichen Rechtsgrundſätze“ durch diefen kurzen gefchichtli- 
Gen Rüdblid um Vieles an Halt gewinnen. 

b. Unterftügt wird diefe Auslegung auch weiter noch durch meh- 
tere Stellen bes Gefegbuches felbft, nämlich zunächft durch ben Eingang 
des $. 16: „Jeder Menſch hat angeborene, fhon dur die Ber: 
nunft einleuchtende Rechte und ift daher ala eine Perfon zu betrady: 
ten). Iſt diefer Sag auch geradezu verkehrt, indem aus der Perfön- 
lichkeit ſich die Rechte, und nicht umgekehrt, ergeben; jo enthält derfelbe 
doch in demfelben Maße einen unläugbaren Ausdrud der damals herr: 
ſchenden naturrechtlichen Theorie, wie die im darauffolgenden $. 17 
aufgeftellte Vermuthung für das Beftehen deffen, was den angebore: 
nen natürlichen Rechten angemeffen ift. Nicht minder finden fi 
Spuren jener Doltrin in den $8. 317 und 381, welche den Titel zur 
Erwerbung des Befiges und Eigenthumes bei freiftehenden Saden in 
die angeborene Freiheit fegen. 


2) Schwebte doch den alten römifhen Juriften, wenn aud in einem anderen 
Sinne, gleihfalls ein Naturredt vor. al Pr. $. 1 und $. 11 Inst. de 
jure nat. (I. 2.) und auch das fononifhe Recht weilt, nach feiner Anſchau- 
ung, auf ein foldes in vielen Stellen bin. VJ 

) Daraus wird weiterhin gefolgert: Sllaverei oder geibeigeniaft und die Aus: 
übung einer darauf fich beziebenden Macht wird in dielen Ländern nicht ge: 
ftattet, womit die a. b. Gutichließung vom 25. Juni, Hofd, vom 25. Auguft 
1826 8. 1. N. 2215. J. ©. 5. und $. 95 des Strafgejegb. im Zufammen: 
bange ftehen, melde verorbnen, daß jeder Sklave in dem Augenblide frei 
toird, da er das öfterr. Staatögebiet, oder aud nur ein öfterr. Schiff betritt, 
oder auch im Auslande unter was immer für einem Titel an einen öfterr, 
Unterthan als Sklave überlaffen wird. 
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c. Bei diefer Sachlage ift der häufig gemachte Einwand gegen die 
auch von uns vertretene interpretation unerheblich, daß im $. 7 nicht 
geradezu das Wort „Natur:” oder Bernunftrecht gebraucht wurde; ja 
es erfcheint die in diefem Paragraphe gebrauchte Formulirung als die 
einfachite und jachgemäße, wenn man bedenkt, daß derfelbe feiner gan- 
zen Faſſung nach einen gegebenen konkreten Rechtsfall im Sinne führt, 
deſſen Entiheidung, wie jedes Urtheil überhaupt, immer nur nach einem 
oder nad einigen Rechtögrundjägen erfolgt, jo daß bei der Beitimmung 
über diefe Entfcheidung auch vor Allem auf jene Prinzipien Bedacht 
genommen wurde, welche im Bejonderen zur Anwendung kommen fol: 
ten. Dieje jeweiligen Nechtsgrundjäge find das zunächft liegende, un- 
mittelbar in der Anfchauung bervortretende, während das ganze Sy: 
ftem, nach welchem in Ermanglung aller pofitiven Anhaltspunkte er: 
fannt mwerden Sollte, das entferntere ift, jomit von den Verfaſſern des 
G. 3. bei Abfaffung diefer Stelle auch nicht geradezu und wörtlich ge 
nannt wurde. 

d. Dafür, daß von den Eompilatoren unter den natürlichen Rechts⸗ 
grundfägen nicht eben die allgemeinen Rechtsgrundſätze des Geſetzbuches 
geneint waren, fpricht auch der Umftand, daß das preußifche Landrecht, 
welches denjelben, erwiejener Maßen, in vielen Punkten zum Vorbilde 
diente, und auf welches fih auch Zeiller als Parallele bei der In⸗ 
terpretation des 8.7 (I. Bd. S. 63) beruft, den Richter auf diefe allgem. 
Srundfäge binwies, jo daß die Verfaſſer des allg. bürg. ©. 3. diefe 
Beltimmung, wie fo mande andere, lediglih dem preußiichen Land- 
rechte zu entlehnen brauchten, wenn fie eben unter den natürlichen Rechts⸗ 
grundjägen nichts anderes, als wie die Gegner behaupten, die allge: 
meinen Prinzipien verftanden willen wollten. 

e. Vollends beftärkt werden wir in unjerer Erläuterung des aipeie 
ten Theiles des 8. 7 a. b. ©. B., wenn wir einen Blid auf die Li⸗ 
teratur desjelben werfen. Beiller, der als Referent des b. G. B. 
boch gewiß ein ficherer Gewährsmann bei der Erklärung desſelben ift, 
interpretirt die natürlihen Rechtsgrundſätze bekanntlich in der auch von 
ung behaupteten Weife, als Philofophie des Rechts oder Naturredht 
(im Sinne der älteren Schule) *), und befennt ſich hiedurch zu der in 
Defterreich herrſchenden Anficht feiner Zeitgenoffen, derzufolge der Juriſt, 
wenn ihn das pofitive Geſetz verläßt, fchließlich feine Zuflucht zu dem 
Naturrechte nehmen müſſe, als einem über alle pofitiven Geſetze ſchwe— 


% Bol. Commmentar L ©. 65 und desjelben natürliches Privatrecht S. 48 
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benden Normalrechte, einem Rechtsideal, welches alle Geieggebungen 
zu verwirklichen hätten. Diejes Naturtecht wurde in jemer Zeit ala ein 
objektives angeieben, fo daß man bei der Entſcheidung nicht eima 
an ein beitimmtes Syitem des natürlichen Privattechtes gebunden, fon: 
deru vielmehr berechtigt jein follte, bei dem gegebenen Rehtäfalle, frei 
nad jenem natürlichen Prinzipe zu forfchen, welches nad jeweiliger 
Einfiht jenem idealen Rechte entſprach. An des erfien Gommentators 
Auslegung ſchloſſen ſich aud die ihm zunäcft folgenden Interpreten 
des a. b. G. B.9) und es beftand in. der erſten Periode nach Kund- 
madung des b. ©. 8. fein Zweifel darüber, dab „das Naturredt* 
die legte Entſcheidungsquelle im Civilrechte ſei. 

Im diefer Anſchauung trat aber ein Umſchwung ein, als ‚man 
die Ueberzeugung gewann, da nur jebr jelten oder niemals Fälle ein- 
treten, in welchen das Geſetz durchaus feinen pofitiven Anbaltspuntt 
zur Entſcheidung bietet, und daß jelbft dann, wenn es geihähe, das Na: 
turrecht mit feinen verhältnigmäßig wenigen abftrakten Regeln dießfalls 
keinen Maßftab abgibt. Der erfte, der von ber betreienen Vahn der ge- 
wohnlichen Erläuterung abwid und zunächſt die ipäter zur Herrſchaft 
gelangte Anfiht andeutete, war Wagner. Jm$. 20 feines im 3.1823 
erſchienenen kritiſchen Handbuches des Wechſelrechtes handelt derſelbe 
von den natürlichen Rechtsgrundſätzen, als letzter Hülfsquelle, im $.21 
von der Nothwendigkeit eines oberften Grundfages zur Ableitung der- 
felben, deifen Kenntniß dem praktiſchen Rechtögelehrten wichtig fei, da 
fie ihn die höchſten Gründe kennen ehrt, melde die Gejegge 
bung bei der Erlafjung der Wechielgefege leiten mußten, und fo in 
den Geift der legteren einweiht, ohne deſſen Erfafjung ein richtiges 
Verſtehen des pofitiven Geſetzes unmöglich ift. Aus diefer Zufammen: 
ſtellung ergibt fi, daß ſchon Wagner den natürlihen Rechtsgrund- 
fägen die Deutung von leitenden höchſten Prinzipien des pofitiven Ge: 
feges unterlegte. — Was Wagner aber bloß angezeigt hat, ohne die 
damals gangbare Auffafjung geradezu anzugreifen, fprad Winiwar 
ter (I. Band. ©. 83 ff. 2. Aufl.) in beftimmter Weife aus. Nach ihm 
find natürliche Rechtögrundfäge jene, melde fi aus der Natur der 
Sache, mit Rüdficht auf den Begriff, den Urfprung und den Zived der 
Verfügungen über einen gewiſſen Gegenftand ergeben. Man müſſe aljo, 





s) Schuſter im Kommentar, I. ©. 156, N. 3, der fogar das vor; "gsihriebene 
Lehrbuch des Naturreht3 den Geritäftellen haupifãchlich sur ürbigung 
empfahl; ebenfo Nippel Crläuterungen. L Band, ©. 86 ff 
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was man Natur der Sache nennt, nicht aus millführliden Anfichten 
zufammenfegen und dabei von abitrakten Begriffen ausgehen, Tondern 
fi an die fhon gegebenen halten, die einer 2ehre zum Grunde dienenden 
Prinzipien zu erforfhen fuchen und nach denfelben die Entfhheidung fo 
fällen, daß fie mit dem Syſteme der pofitiven Gefege übereinftimmt. 
Winimarter fchließt in offenbar gewagter Weife, bloß von der Un: 
zureichbarkeit und Gefährlichkeit der Subfidiarität des Naturrecdhtes dar: 
auf, dab die Verfafler des G. B. dasselbe auch nicht im 8.7 als Hülfg- 
quelle erklärt hätten. Dabei jagt er fi aber doch nicht zur Genüge von 
der Anwendung der Vernunftprinzipien im Rechte log, und geräth mit 
feiner eigenen Auslegung in Zwieſpalt, indem er die Behauptung aus: 
priht, daß, wenn das pofitive Recht in einem Falle gar feinen Ans 
haltspunkt darböthe, nah reinen Vernunftprinzipien zu ent- 
ſcheiden fei, meil fie die letzten Gründe alles Rechtes find, wie felbft in 
dem erften Abjage des Kundmachungspatentes (welches von den allge: 
meinen Grundfägen der Gerechtigkeit ausgeht) anerfannt if. — Un: 
mittelbar hieran knüpften in weiterer Entwidlung neuere Civiliften ihre 
Auslegung, indem fie dießfalls dem Juriſten bald die Thätigfeit an- 
wiejen, den individuellen Fall nach der Idee des in ihm bervortreten: 
den bejonderen Redtzinftitutes in das Geſetzesſyſtem hinein zu bilden, 
ihn mit diefem in Harmonie zu bringen ®), bald unter den natürlichen 
Rechtsgrundſätzen fein abitraftes Syitem der Rechtsphiloſophie, fondern 
das natürlihe Syftem unſeres pofitiven Rechtes veritehen”). 

So ward die veränderte Auslegung des $. 76. G. B. allınäb: 
lig zur berrichenden geworden, als Unger in feinem Syfteme des öfterr. 
allgem. Privatrechtes, S. 67 ff., die urſprüngliche Interpretation des- 
jelben, die ſich nie ganz befeitigen ließ, wieder zur Geltung brachte, und 
biermit wären wir zum gegenwärtigen Stande unferer Streitfrage ge: 
langt, welche, in Verbindung mit einer Erörterung über den erften Theil 


des oftbezogenen PBaragraphes, einer beionderen Betrachtung unterzogen 
werben foll. 


IL 


Gegen die eben erwähnte Wiederaufnahme der anfänglichen Deu: 
tung der natürlichen Rechtsgrundſätze im 8. 7 erhob fich in neuefter 


c Dr. J. R. Berger in der Zeitihrift für öfter. Rechtsgelehrſamkeit. 1843 ; 
: 1. Band, ©. 359, 
7) v. Stubenraud I Band, ©. 9%. f. 
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Zeit eine namhafte Stimme mit beadptensweriben Gründen ®), welchen 
es aber unferes Erachtens gleihwohl nicht gelang, jene Rehabilitirung 
zu erfhüttern, In ben kritiſchen Beiträgen (S. 108 f.) wird die Ana= 
logie in eine Zajuiftiihe, prinzipielle und ſpyſtematiſche eingetheilt, je 
nachdem es fi um bie bloße Subfumtion eines im Gejege nicht ent- 
ſchiedenen Falles unter die Nechtäregel eines entichiedenen handelt, 
ober um bie Finbung einer neuen Rechtsregel innerhalb eines ge: 
ſetzlich bereits conitruirten Rechtsinftitutes, oder um die Conftruftion 
dieſes letzteren jelbft. Weiter wirb behauptet, die Eafuiftiiche Analogie 
fei Subfumtion unter bie bereits vorhandene Rechtsregel; — bie prinz 
sipielle, Deduktion derſelben aus dem höheren Prinzipe, aus dem Rechts 
inftitute; — bie joftematifhe, Conſtrultion des Rechtsinſtituts im Rechts: 
ſyſteme. Demgemäß handle auch $. 7 von der caſuiſtiſchen (ähnliche, 
in den Gefegen beitimmt entſchiedene Fälle), von der prinzipielle, 
(Gründe anderer damit verwandten Gejege), und von der foftematis 
ſchen (natürliche Nechtsgrundfäge). 

Wider dieſes künſtliche Gefüge, weldes die Analogie in drei po: 
tentiell von einander verfchiedene Abftufungen zergliedert, fprechen nicht 
nur theoretiiche Bedenken, fondern es Liegt auch überdies nicht dem 8.7 
a. b. G. B. zu Grunde. 

Bei der ſ. g. caſuiſtiſchen Analogie fol es fih nur um die Sub: 
fumtion oder Unterbringung eines neuen Rechtsfalles unter eine im 
Geſetze bereits vorhandene alte Rechtsregel handeln. Zur Verdeutlihung 
diefer Annahme diente den Eritifchen Beiträgen der $.1425 a.6. G. B. 
wo die „anderen wichtigen Gründe“, in melden außer den im Geſetze 
angeführten Fällen, die Leiftung der Schuld nicht möglich ift, und folg— 
lic) diefelbe bei Gericht hinterlegt werden Tann, im Wege der cafuifti: 
ſchen Analogie zu finden feien. So wurde mit Entſcheidung bes k. k. 
oberfien Gerichtshofes vom 24. Jänner 1860, 3. 730, erkannt, daß eine 
auf rechtskräftiges Urtheil gegründete Gegenforderung des Schuldners 
im Sinne bes $. 1425 a, b. ©. B. als wichtiger Grund zur Zah: 
lung mittel3 gerichtlichen Etlags anzufehen ift. Hier ift alſo die Rechts: 
regel und der von ihr beherrſchte Rechtsfall gegeben; es liegt eine wirk: 
lie Subfumtion unter den bloßen Wortlaut des Gefepes vor. Denn 
unter die „anderen wichtigen Gründe“ wurde der bezüglihe Fall ein 
fach untergebradt, wobei e8 dem Richter nur überlaffen blieb, zu 
ermefien, ob derſelbe eben wichtig fei. Dieb zu beftimmen, richtet ſich 


% Dr. J. NR. Berger in feinen kritiſchen Beiträgen zur Theorie des öfterr. allg. 
Privatretes (®ien 1856). 
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bier allerdings zunächſt nach der Wichtigkeit der vom Geſetzgeber ange: 
gebenen Gründe, allein nicht der Juriſt bat jene allgemeine Regel ge 
bildet, fondern das Geſetz felbft bat fie aufgeftellt, um nicht alle hieher 
gehörige Fälle aufzählen zu müflen Jene Regel, daß eine Schuld, die 
ans wichtigen Gründen nicht bezahlt werden kann, bei Gericht binter- 
legt werben darf; würde in dem vorliegenden Beifpiele felbit dann ge⸗ 
nügen, wenn im $. 1425 a. b. G. 2. keine befonderen Fälle angegeben 
worden wären. Eben deshalb liegt in jenem Beifpiele feine Analogie, 
und die hierbei in Frage kommende juriftiihe Thätigkeit geht Lediglich 
auf die Ermittlung des Sinnes des Geſetzes, ift alfo Interpretation. 
Würde hingegen jener Beifad — oder aus anderen wichtigen Grün: 
den, — im bezogenen $. 1425 fehlen, dann könnte bei anderen Fällen 
nur im Wege der Analogie die Entſcheidung getroffen merden. Aus 
dem Gefagten ergibt fih nun, daß die ſ. g. cafuiftifhe Analogie 
nad unferem Begriffe von Analogie und Auslegung, eine Analo: 
gie, fondern in der That nur Interpretation jei. 

Allein auch die meitere Abtheilung in eine prinzipielle und ſyſte—⸗ 
matifhe Analogie, ift nicht zu rechtfertigen. Es ift zwar richtig, daß, 
je weniger Merkmale die im Gefebe entichiedene und unentichiedene Rechts— 
frage gemein haben, je entfernter aljo die Aehnlichkeit zmifchen beiden 
ift, defto allgemeiner das Prinzip fein müſſe, nach welchem entichieden 
wird, und umgekehrt, je näher beide Fälle zufammentreffen, defto be= 
ſchränkter im Umfang der zu abftrahirende Grundja zu fein brauche. 
Allein felbft bei der fogenannten ſyſtematiſchen Analogie jelbit dann, 
wenn für einneues, inzwiſchen durch das Verfehrzleben gebildetes Rechts: 
inftitut die Stelle neben anderen gefunden und durch feine näheren oder 
ferneren Beziehungen ſowohl zu den angrenzenden Rechtsinſtituten, als 
in dem Gejammtiyfteme, deſſen rechtlicher Begriff abgegrenzt und kon⸗ 
ftruirt werden ſoll; enticheiden doch Tektlich wieder die den verwandten 
Rechtsinſtituten biefür zu Grunde liegenden Prinzipien. Wenn nun PBrin- 
zipien das Maßgebende find, fo ift auch bier die Analogie, wie eine jede 
eine Entſcheidung nah einem Prinzipe, und in diefem Sinne eine prin- 
zipielle; folglich ließe fih wur dann eine Eintbeilung derſelben anneb: 
men, wenn (mie ſchon oben bei der Beſprechung der |. g. Geſetzes⸗ und 
Retchsanalogie bemerkt wurde), die Prinzipien ſelbſt einer durchgreifen⸗ 
den Scheidung fähig wären, was bei der unendlihen Mannigfaltigkeit 
des Umfanges derfelben, der bei den wenigſtens gleich ift, noch nicht 
ausgeführt wurde. Eine ſolche Markung wird auch durch Hindeutung 


auf jene Grundſätze, durch welche die Eonftruftion des Retzteinſitutes 
Ha im erle Bierteljahresfggrift |. Rechtew. X. 1. 
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im Rechtsſyſteme erfolgen foll, nicht feftgefegt, weil um die Verwandt⸗ 
ſchaft eines neuen Nechtsinftitutes mit einem alten zu bewähren, und 
jenem feine Stelle im Syfteme anzumeifen, eben fo gut Prinzipien von 
geringerer, als von der ausgebehnteften Tragweite gebraucht werden 
können, ja gerade auf die fpezifiichen Grundfäge der ähnlichen Rechts- 
inftitute das meijte anfommen wird. 

Wir glauben ſchon vorhin dargethan zu haben, daß fi die Er— 
Härung der Analogie, als dem Weſen nach Eine, auf den erften Theil 
des 8.7 befchränfe, und daß ber zweite das Naturrecht im Sinne führe, 
wodurch ſowohl die Anwendung jener Dreitheilung auf den $. 7, wie 
aud die Behauptung entfällt, daß die natürlichen Rechtögrundfäge der 
ſ. 9. ſyſtematiſchen Analogie entfprechen. 

Auch wir?) halten dafür, daß nie ein Fall eintreffen werde, im 
welchem das Naturreht als Entſcheidungsnorm dienen Tann, und daß 
deßhalb eine Aufhebung des ziveiten Theiles des 8. 7 endlich füglich 
erfolgen könnte, um fo mehr, als der im erſten Theile dieſes Para— 
graphes vorkommende Ausdrud: Gründe — uns beredtigt, bie all⸗ 
gemeinften Prinzipien abzuleiten, wodurd denn auch für die Entichei 
dung einer jeden Rechtsfrage nad pofitivem Geſetze binlänglich ges 
forgt iſt. 


9) vgl. Unger’s Syſtem 1.80, 6.71. 











Fiteraturblatt 


für 


Inrze Berichte und Weberfihten über die neneften rechts- und ftants- 
wiffenfhaftliden Schriften. 


Pie Serberungen des Veolhswohles an die Yanhordnung. (Rein Finanzprojekt 
fondern: „Ein Wort für die Aufbebung de3 Zwangdum: 
laufes der Banknoten.“) Bon Dr Joſeph Schrott, k. k. Pro: 
feſſor der Staatsrechnungswiſſenſchaft an der Univerfität zu Prag. (Prag 
1862, Heinrih Mercy) 38 ©. 


Angeregt durch die reichsräthliden Verhandlungen und die mancdherlei 
Publifationen über die mit der Ordnung des Staatöhaushaltes verknüpfte Rege: 
lung der Berhältniffe der öfterreichifchen Nationalbant, verſucht der Verfafler der 
obigen Schrift, die Forderungen darzuftellen und zu begründen, welche in Nüd, 
ht auf das allgemeine Wohl der Bevöllerung an die künftige Orbnung 
des Zettelweſens in Defterreih nad feiner Ueberzeugung geitellt werden müjlen. 
Cr erklärt, dabei gänzlih zu abftrahiren von einem Jinanzprojelte, von dem 
Standpunlte der Ordnung der Staatsfinanzen, fo wie von jenem des Par: 
thei⸗Intereſſes der Bankgejellfchaft. 

Mir ſcheint dieſer Standpunkt von vornherein inſofern ein etwas zu ab: 
ftralter, als die Staatäfinanzen mit der Nationalbank gegenwärtig in einem ob» 
ligatoriſchen Verhaͤltniſſe ftehen, das ſich nicht löſen oder aufrecht erhalten lafjen 
dürfte, ohne zugleich auf eine Ordnung der Staatzfinangen Bedacht zu nehmen, 
und als der Herr Verf. jelbit faum den „Forderungen des allgemeinen Volks: 
wohles“ geredyt werben könnte, wenn er die Orbnung der Bank mit Mitteln an: 
ftrebte, weldhe einer Orbnung der Staatäfinanzen abträglih wären. Dann läßt 
fid, dabei auch nicht leicht das mitbetheiligte Parthei-Intereſſe der Bankgeſellſchaft 
ignoriren, weil diefe3 Intereſſe ein mohlberedhtigtes ift und, jo lange die Bank— 
geſellſchaft mit ihren rechtlichen Anſprüchen an den Staat befteht, refpeltirt wers 
den muß, und nicht einjeitig beeinträchtiget werben darf. 

Haimer!’s Bierteliahresſchrift f. Rechtew. X. 1. A 





2 Literariſche Anzeigen 


In ver That adoptirt der Herr Verf, much wirllich das von dem Herrn 
Finanzminifter in dem Abgeorbneten:Haufe des öfter. Reichsrathes eingebradhte 
Sinanzprojeft zur Regelung des PVerbältniffes mit der Nationalbank, 
wozu er bloß einige, allervings bedeutſame Abänverungen beantragt, und auf 
folder Baſis bringt er mehrere Mobifilationen des Entwurfes für die künftigen 
Bant:Statuten in Vorſchlag, welde darauf abzielen, ven Zwangsumlauf 
der Banknoten aufzubeben. 

Ex gebt bei feinen Grörterungen von ber Idee aus, dap das „Banknoten: 
übermaß”, welches feit Jahren unfägliches Elend über die Bevölkerung gebracht, 
die Hingende Münze aus dem Verkehre gedrängt habe. 

Ich befenne, diefe Anfhauung nicht ganz theilen zu Lönnen, eine An: 
ſchauung, die nur in fo meit richtig ift, ald man aud zu jagen gewöhnt ift, vie 
Nacht habe den Tag verdrängt, obgleich man wohl weih, daß ver Tag von felbjt 
flieht, und nicht wartet, bis die narüdende Naht ihn „verdrängt“ und feine 
verlafiene Stelle einnimmt. In diefem, aber auch nur in biefem Sinne haben 
die anftatt der fehlenden klingenden Münze in Umlauf gejebten Banknoten 
(und das Staatöpapiergelo) allerdings die Hingende Münze aus dem Verkehre 
verdrängt”; und ich möchte nur beftreiten, daß erft das „Bantnotenüber: 
maß“ die fogenannte „Verdrängung“ bewirkt habe. 

Das „Bantnotenübermaß“ hat wohl aud) feine eigene üble Wirkung, und 
der Here Verf. deutet felbit an, daß das Agio der Silbermünze von dem 
Mipverhältnifje zwiſchen Geld und Papier abhänge. Daß „der lekte Grund 
des Silberturfes das Uebermaß der Banknoten fei, daher die ein- 
zige möglihe Heilung des Uebels nur in der Verminderung der umlau— 
fenden Notenmenge liege,” dürfte jedod nur unter gewiſſen Vorausſetzungen 
als richtig anzuerkennen fein. Diefe Behauptung drüdt nähmlic die Weberzeu: 
gung oder doch die fihere Hofinung aus, daß bei gehöriger Verminderung 
der Banknoten diefe von der Elingenden Münze würden „verdrängt“ wer: 
den, und diefe Hoffnung ſcheint eine trügeriſche zu fein. 

Das Erperiment ift niht neu; e3 wurde, wenn wir und nicht irren, erft 
vor wenigen Jahren, zu einer Zeit, als nod weniger Banknoten wie jest zirkulirten, in 
Anwendung gebracht. Von den verfchiedenen gangbaren wifjenidaftlihen Formeln 
lautet eine dahin, daß der „Marktpreis“ einer Waare (alfo auch des Papiergeldes 
oder der Banknoten) nur durch eine Reduktion ihres Angebothes fteige. 
Daraus leitete man mit mathematifher Konſequenz die Hoffnung ab, daß durch 
die Einziehung und Vertilgung eines Theile des entwertbeten Papier: 
geldes diefes Papiergeld wieder vollmerthig gemacht, und die verſchwundenen 
Silberzwanziger (füßen Angedenfens) aus ihren Schlupfwinkeln wieder and Ta: 
geslicht werden getrieben werden. Es murde fohin fleißig Papiergeld öffentlich 
verbrannt, aber — die Silberzwanziger ließen „auf fih warten,” wie aud das 
Silberagio troß des „reduzirten Banknoten: Angebothes“ eine Miene 
machte, zu finfen. Das Gegentheil ift eingetreten, um neuerdingd darzuthun, 
daß in der „Finanz“ fehr häufig 2 mal 2 niht — & ift, dab man die Rechen: 
tunft au& dem Fundament verftehen kann, und deßhalb noch nicht zu einem Fi 
nanzier qualifizirt fein muß. 





über rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 3 


In fo weit ein „Banlnotenübermaß” wirklich befteht, welches unftreitig 
zur Verſchlechterung des Silberkurfes beiträgt, kann man wohl dem Herrn 
Verf. darin beiftimmen, daß „das nächſte Intereſſe des Volles an der Bankord— 
nung in der Herftellung des rihtigen Maßes in der umlaufenden Noten: 
menge beſtehe.“ Was ift aber „Uebermaß ?” und was die Grenze des ridhti: 
gen Maßes?“ 

Diefe Frage beantwortet der Herr Verf., indem er bemerkt, „da3 Ziel der 
Volkswünſche könne nicht fein, die Metalldedung der Bank fo geregelt zu jehen, 
daß fie für die gegenwärtig umlaufenden 440 — 450 Mill. Gulden Noten folvent 
werde; — das allgemeine Wohl verlange im Gegentbeile die Zurüdführung des 
Notenumlaufe® auf jenen Stand, welchen der gegenwärtige Barſchatz 
jelbfi tragen kann,“ — und ven er (bei Verminderung der Schuld des 
Staates bis auf 80 Mill. Gulden) mit 280 Millionen Gulden beziffert. 

Nicht höher ald mit diefem Betrage ſchätzt der Herr Verf. gegenmärtig den 
„natürliden” Notenbedarf Defterreihd. Für diefen verminderten Notenum: 
lauf hätte die Bank mit ihrem gegenwärtigen, und bi Ende 186% auf 124 Mill. 
Gulden geftiegenen Barfhage die, zur Aufrechthaltung des Parikurfes erfahrungs: 
mäßig erforderliche Metalldedung von 1:2". Es müßte die Bank alfo bis Ende 
186% d. i. binnen 2'/s oder 3 Jahren für 170 Mill. Gulden Noten aus dem 
Umlauf ziehen. Ob das der jetzige Verkehr ertragen würde, wenn für die 
Banlnoten fein Erfah eintritt, ift eine Frage, die ich nicht zu bejahen 
wagen möchte. Offenbar erwartet der Herr Berf., daß an die Stelle der einge 
zogenen Summe von Banknoten, die bis dahin al pari ftehen würden, fofort die 
Elingende Münze fi einfinden werde. Möglich allervingd, wie bei Gott alles 
möglich iſt, aber — nicht wahrjcheinlich ! 

Nah der Meinung des Herren Berf. foll es mit Hilfe der vom Herrn Fi⸗ 
nanzminifter im Webereinlommen mit der Nationalbank proponirten Maßregeln, 
ferner mit der auszuſprechenden Berpflihtung il)der Bank, ihren Effeltenbefig 
von beiläufig 50 Millionen bis Ende 186% zu verlaufen, u. f. w. gelingen, 
bi3 Anfang 1865, wo der Notenumlauf ſich nad feinem Vorſchlage vorläufig 
bis auf 308 Mill. Gulden verringert hätte, die Noten:Einlöfung aufzus 
nebmen, — woburd menigftend die Eine Laft, dad Agio befeitigt werben 
könnte, und „die andere fchwerer drüdende Laft, dad Note nübermaß doch 
nambaft gemindert wäre.“ 

Dem zu Folge müßte vom %. 1865 angefangen der auf 308 Mill. ver: 
ringerte Notenumlauf nod um meitere 28 Mil. Gulden eingeſchraͤnkt werden, 
wornach dann auch das jogenannte Notenübermaß behoben, und die angeitrebte 
Ordnung im öfterr. Zettelmefen bergeftellt wäre. Um zu verhüten, daß die Banl: 
noten fünftighin nicht wieder in die Kanäle des täglihen Kleinverlehres 
eindringen, follen Banknoten über Beträge unter 50 Fr. nicht circuliren,; denn 
nur fo weit „Handel und Induſtrie zu ihrer Unterjtügung des Papiergeldes 
bedürfen, wirkt dasſelbe günftig; darüber hinaus wird es verderblich.“ 

Faflen wir nun den Gefammtinhalt der vorliegenden Schrift zufammen, 
jo entnehmen wir daraus die Tendenz, die Befeitigung des fo vicl beklagten 
Silberagios anzuſtreben durch die Reduktion der Banknoten bid auf 
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die Summe von 280 Mill. Gulden, dur Aufhebung des Zmangsumlau 
fe3 der Banknoten, und durch Wiederaufnahme der Barzahlung ber 
Nationalbank bis zum J. 1865, Daf von diefen drei Zielen wenigftens wie bei: 
den leßteren dem „allgemeinen Vollswohle“ zufagen, dürfte nicht zu beftreiten 
fein; ob fie aber für fi allein genügen würden, ven angeftrebten Siwed dauernd 
zu erfüllen, möchte ich ernſtlich bezweifeln, 

Ih muß offen meine Verwunderumg gejtehen, daß unter ber zahlreichen 
Menge von Rathſchlägen und Vorjhlägen zur Befeitigung des Silberagio's noch 
feiner gewefen ift, der uns lehrte, wie es anzufangen wäre, eine ausreichende 
Summe, etwa bundert Millionen Gulden Silbergeld wieder in Umlauf 
zu bringen und im Umlaufe zu erhalten. Man ſcheint eben zu glauben, 
die vorgeſchlagenen andern Mafregeln würden mittelbar viefe Wirkung äußern; 
weßhalb auch der Herr Verf. der gegenwärtigen Brojdüre die Banknoten von 
dem täglihen Kleinverkehre gänzlih ausgefchloffen, und auf nicht 
geringere Beträge als 50 Fr. ausgeftellt haben will. Allein darin dürfte man 
ſich täufen. Beiſpielsweiſe bat die gefehlihe Geftattung, während des Smangs- 
umlaufe3 der Banknoten aub Verträge auf Silbermünze abzuſchließen, 
den Zwed nicht erfüllt, ſofort größere Mengen Silbergelves in den Vertehr zu 
bringen. 

Man meint, mit der Herftellung der Solvenz ter Nationalbank 
und Aufhebung des Zwangskurſes der Banknoten den Staat von der Agio-Kala- 
mität zu befreien, weil mit dem Momente, wo die Bank jeve ihr präfentirte 
Banknote freiwillig al pari gegen Silber einlöfet, jeder Grund zu einem Auf: 
gelde auf die Banknoten entfallen zu fein ſcheint. Gegen dieſes Argument ift na: 
türli nichts einzuwenden al® höchſtens der Zweifel, wie lange dasſelbe ber: 
halten werde. Wenn e3 wirklich zuträfe und Ausfiht auf Beſtand verfpräde, 
wäre nicht leicht ein Preis zu groß, den Defterreih zur thunlichſt befhleunigten 
Herbeiführung des erjehnten Zuftandes der Bankſolvenz aufwenden ſollte. 

Alein e3 fragt fih, wie lange unter den obmwaltenden Verhältniffen vie 
Nationalbank im Stande fein würde, dem Verlangen nad barer Einlöfung ihrer 
Noten zu entſprechen? — und ob Defterreih neben den mühfamen Anfirengun: 
gen zur Dedung feined Defizits im Stande ift, unverzüglich oder dod in kur— 
zer Frift, und ohne und anderweitig noch ärger zu beihädigen, die Mittel auf- 
zubringen, welche erforderlich wären, um der Nationalbank in nädjfter Zeit zur 
Solvenz zu verhelfen? 

Nehmen wir an, es gelänge auf irgend melde Art, daß ſchon morgen bie 
Bank mit der Einlöfung ihrer Noten wieder beginne, und der Zwangskurs ber 
lehtern aufgehoben werden könne. Was wird die Folge fein? 

Erft vor wenigen Jahren haben wir und in biefer Lage befunden; bie 
Bant hatte begonnen, ihre zwangslos umlaufenden Noten mit barem blanken 
Silber einzuwechſeln, und in gewiſſen Kreifen wurde bereits ein Teveum für den 
endlichen Sieg über das Agio angeftimmt. Aber wie viele Monate over Wo: 
hen batte diefer fhöne Traum gedauert? Und follte diefe Erſcheinung, die in 
balbvergangener Zeit jo manden Sanguinifer ernüdhtert und ſtußig gemacht 
hatte, fidy nicht eben fo bald wiederholen fünnen, wenn unter den jebigen Ver— 
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bältnifien une felbit bei CEinſchraͤnkung des Notenumlaufes die Nationalbank ſich 
zur Noteneinlöfung entihließen wollte? Klüger gemacht durch jene jüngfte Er⸗ 
fahrung würden ſich im Gegentheile dießmal mehr Notenbefiger ald 1858 und 
1859 beeilen, ihre Noten gegen Eilber einzutaufchen, um nicht abermals über die 
Wandelbarkeit alles Irdiſchen enttäufcht zu werden, und lieber Silber ftatt Bapier 
in ihren Kaſſen zu verwahren. Die Bank würde fohin ihren Barſchaß faft ganz 
dahin ſchwinden fehen, die dann nicht gehörig bededten übrigen Banknoten wür: 
den wieder mehr oder weniger entwertbet, und das aus den Banllellern flott 
gewordene Silber ginge unaufhaltſam den nämlihen Weg, den 1848 und 1849 
unfere Gilberzwanziger gegangen find. 

Gehen wir zu der Frage über, ob der Staat im Stanbe wäre, der Bank 
eiligft zur Solvenz zu verhelfen, indem er ihr alle oder doch den größten Theil 
ihrer Forderungen zurüdzablt, fo müflen wir in Erwägung ziehen, dab mehr 
als die Hälfte ver jest zirkulirenden Banknoten auf Rechnung des Staa: 
tes gebt. Um diefen Betrag (170-250 Millionen Gulden) einzulöfen oder zu- 
rüdzugahlen, fol der Staat fchleunigft die Mittel berbeifchaffen, der Staat, 
der um die Mittel verlegen ift, fein durch Jahre ſich fortſchleppendes Defizit zu 
deden !! 

Es fehlt nicht an phantafiereihen Menſchen, die da meinen, feit wir einen 
Reichsſrath haben, iR alles möglid und alled gewonnen; der Reichsrath Tann, 
wenn er e3 für erfprießlih und nothwendig erachtet, allenfall® durch Votirung 
einer neuen Staat3anleibe in beliebiger Höhe fogleich oder doc in 
kürzefter Friſt alle jene Mittel jchaffen, die erforberlih find, um nicht nur das 
Defizit zu deden, ſondern aud die Schuld an die Bank zu tilgen, mithin bie Ur: 
ſachen des Silberagios zu befeitigen. 

Volllommen wahr und richtig; „votiren“ kann der Reichsrath Alles, aber 
mitteljt Votirens allein macht man noch kein Geld in die Staatskafſen einfließen. 
Wo find denn die Geldbeſiher, die Millionäre zu finden, bie uns unter den ge: 
genwärtigen politiiden Verhältnifien: auf ein „Votum“ des öfterreidhifchen (enge: 
ren) Reichsrathes felbft gegen das Verfprehen guter Verzinfung jene großen Sums 
men darleihen und die neuen Staatsſchuldſcheine an Mann bringen möchten und 
fönnten? Wir wollen hoffen, daß wir fie nad und nad finden werben, wenn — 
wenn — und wenn zc. ıc. Allein beute, morgen oder überd Jahr würden wir 
und verrechnen, wenn wir un ihrer ſchon ficher hielten. 

Springen wir über alle diefe halsbrecheriſchen Klippen hinweg, und denten 
wir und in die angenehme Tage, wo wir ruhig und ungeftört alle erreichbaren 
Mittel anwenden, um wenigftend im Verlaufe mehrerer Jahre die Solvenz 
ver Bank zu ermöglichen, und felbft einiges Silbergeld ſich wieder im täg: 
lihden Bertehre zeigt. Da fährt unverjebens, wie es auch ſchon dagemefen, ein 
Blig aus dem wollenreichen europäifhen politifhen Himmel auf uns herab, und 
Defterreih muß im großartigen Maßſtabe wieder rüften und ausmarfcieren zum 
Kriege, der vor Allem Geld, und jehr viel Geld braucht. Da würde es heißen, Geld 
auftreiben über den gewöhnlichen nicht geringen Staatsbedarf. Woher nehmen ? 

Bon ver felbftftändig geftellten Nationalbant unmöglid, weil wir ihr 
kein Silber entziehen dürfen, das fie als Dedung ihrer cirkulirenden und in Striegs- 
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xiten raſcher zurüditrömenden Noten benötbiget; und meil wit jelber fein Silber 
befigen, um es ibr für neue Papiernoten anzubiethen, was übrigens auch mict 
fehr vernünftig wäre. 

Alfo neue Steuern auflegen? Die Summen, welde ein Arieg von Stunde 
zu Stunde verſchlingt, allſogleich nebſt dem laufenden Staatserferberniffe durch 
neue oder erhöhte Steuern aufzubringen, ift bekanntlich eine unerihwinglie Zu: 
muthung. 

Diver ein neues Staatsanleben votiren? Die Hoffnunglofigleit eines 
folden Planes unter den bermaligen Berbältnifien bürfte aus dem Vorausge- 
ſchidten fattfam erbellen, zumal noch beute die zwei im 3. 1859 verfügten Staats- 
anleihen fo zu fagen nicht eifeltuirt werden konnten. 

Um einen unvermeidlich gewordenen Krieg führen zu können, würde jobin 
nichts andere& übrig bleiben, als die alte Erfindung der Papiergelv-Emifjion obne 
ſpezielle Silberbevedung mit Zwangsturs, Dann befänden wir und abermals auf 
dem Standpunkte von geftern, mit dem einzigen Unterſchiede, daß, wenn auch 
vielleicht nicht die Banknoten, num das Staatöpapiergeld wie chedem bald wieder 
entwerthet fein und das Eilberagio wieberlehren würde, 

Bas foll aus allvem folgen? wird man fragen. Sell wegen ber bloßen 
„Möglichteit” jolher Eventualitäten etwa für immer die Hoffnung auf eine Beſſe- 
zung unferer Baluta-Verhälmifle aufgegeben werden? Keineswegs; es ſoll daraus 
nur folgen: daß die Orpnung der Staatsfinanzen und der National: 
bant niht ausſchließend und unmittelbar von unferen Bemühungen allein, 
fondern au von andern, außer unjerem Willensbereihe gelegenen Umftänden 
und Verhältnifien abhängig ift, — daß wir jedoch viel und das meifte durch un— 
fer rebliches opfermwilliges Beſtreben zur früheren Erlangung der gewünſchten Orb: 
nung beitragen tönnen und müjlen, und keineswegs mit Kefignation die Hände 
unthätig in den Schoß legen dürfen. 

Klärt fi der politiihe Horizont zum dauernden Weltfrieven, find wir zu 
Haufe einträchtig, fparfam und redlich gegen-unfere Gläubiger, erwerben wir una 
durch erfprießlihe Arbeit die Mittel zur genauen Einhaltung übernommener Ver: 
pflitungen, jo ehrt unbemerkt daS Vertrauen in Begleitung des 
Silbergeldes zu ung zurüd, und unfere Noth hat ein Ende, — fo 
lange nämlich, bis fie nach dem Laufe der Dinge in diefer Welt wieder von neuem 
anfängt. Deffary. 


Die Stantskafen im Aaiſerthumt Beherreih. Mit einer Münztafel. Von Dr. 
Iofef Schrott, k. f. a. ö. Profeflor der Staatsrechnungswiſſenſchaft an 
der Univerfität zu Prag und Mitglied der ſtaatsrechnungswiſſenſchaftlichen 
Prüfungstommifjion in Böhmen. (Prag, 1862, Verlag von F. A. Ered- 
nen). 380 ©. 


Es ift wohlthuend, unter den manderlei literariichen Probulten ber neue: 
ften Zeit, die, als treues Spiegelbild der herrſchenden Zuftände, meiften® nicht 
ſehr tief unter die Oberfläche ihres Gegenftandes eindringen, und ſich häufig bloß 
durch Phraſenreichthum und Gedankenarmuth bemerkbar machen, wieder einmaleiner ges 
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diegenen Arbeit zu begegnen, die, allen äußern Flitter und Prunk verfhmähend, 
den Kern ihres Gegenftandes erfaßt, und ein volltommen klares, verſtaͤndliches 
Bild von Einrichtungen entwirft, deren Eriftenz im Staatäleben zwar Vielen be- 
fannt, aber von Wenigen gehörig begriffen ift. 

Mer müßte nit, daß es im Staate Staatskaſſen gibt und geben muß? 
aber wie Vielen ift ihre Einrihtung, ihre ganze Beitimmung, ihre gegenfeitige 
Verbindung, Ueber: und Unterorbnung, ihre Stellung in dem verwidelten Orga: 
nismus der Verwaltung eines großen Kaiferftaates näher belannt? Die Staats: 
taflen find in Defterreih eine für das öffentliche Leben höchſt wichtige Imftitution, 
die vielglieverig und vielverzmeigt ift, aber im Ganzen dennoch fehr einfach, leicht 
und fohnell Ienkbar fein muß. Sie find die den Geldverkehr im Staat3haushalte 
vermittelnden Mafihinen, welche die von der Staatävermwaltung benöthigten Gel: 
der und Geldwerthe übernehmen, einnehmen und aufbewahren, und deren Verwen⸗ 
dung zu der angemwiejenen Beitimmung dur die Ausgabe vollziehen. 

Nachdem jedoch die Staatskaſſen eigentlih nur die Werkzeuge find, mit: 
telft welcher die viellöpfige Staatöverwaltung die Geldmittel zur Beitreitung des 
Staat3haushaltes in den Bereich ihrer Verfügung zieht und ſolche zur angemef: 
fenen Verwendung bringt, fo ift ein Hares Erfaflen der Aufgaben und der Wirt: 
famleit der Staatklaflen nicht leicht denkbar, wenn man bie vielerlei Einfommerts: 
quellen de® Staates, die verfchiedenen Bermenbungsarten der Staatögelder und 
die mandyerlei Organe nicht kennt, melde dem todten Mechanismus der Kaſſen 
das Leben einhauchen, feine Thätigleit leiten und die Einhaltung eines fireng ge: 
regelten und geordneten Haushaltes überwachen. | 

In rihtiger Würdigung diefed Umſtandes hat der, durch feine früheren lie 
terarifchen Leiftungen ſchon vortheilhaft befannte Verfaſſer des vorliegenden Wer: 
fe3 der eigentlichen Darftellung des Staatslafien-Spftemes in dem erften Haupt: 
ftü de eine fehr jhäßenswerthe Schilderung und Ueberſicht der verſchiedenen „Ber: 
waltungdzmweige und der Behörden im öfterreihifhen Regierung: 
haushalte“ voraudgefendet. 

Man findet bier, dem öfterreihifhen Staat3:Berrehnungsfpyfteme ent 
ſprechend, zuvörberft die Gruppirung der Haupt: Einlommendzmeige, ale: 
direkte Steuern, indirekte Steuern („vereinte Kameralgefälle” und andere „Gefalle“), 
Einnahmen vom Staatseigentbume und vom Berg: und Münzmefen, dann „ver: 
ſchiedene Einnahmen“ (Fiskalitäten, Heimfälligleiten, Beiträge aus Fonden ıc.), — 
worauf die befondern Eintommensquellen einzelner Staats-Aufwandszweige folgen. 

Die Staatd:Aufmandszmweige find nach vier Abtheilungen gruppirt, 
al3: I. Regierungsaufmwand (1. Hofftaat, 2.a.b. Kabinetskanzlei, 3. Staats: 
ratb, 4. Minifterrath); — II. Staatszweckaufwand (5. politiiher Aufwand 
und Reihövertretung, 6. Kultus. und Unterrichts:, 7. AYuftiz-, 8. Gensdarmerie⸗ 
und 9. Bolizei:Aufwand); — III. Mahtaufmwand (10. Minifterium des Aeußern, 
11. Land: Kriegamadıt, 12. Kriegd:Marine); — IV. Finanzaufwand — (13. Fi: 
nanz: Rinifterium, 13. Kontrolläaufwand, 15. Staatsſchuld). 

Außerdem wird aber die Thätigfeit der Staatsbehörden aud noch in Ans 
ſpruch genommen durch mehrere, „niht zum Staatsvermögen gehörige 
Verwaltungszweige“, ald die gerichtlichen, die politiihen und Baus-Depofiten, 
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die Militär-Depofiten, Dienft- und andere Hautionen, den Militärvertreterfond, das 
BWaifenvermögen, den Gejälls-Strafgelberfonb, und mande andere, aus dem Staats- 
fhage nit dotirte Fon de und Anftalten, 

Dagegen wird der bejondere Landes aufwand ber einzelnen Kronländer, 
foweit er nicht Kultus-, Normalſchul. und Studien:Erfordernifie betrifft, aus dem 
jeweiligen Lande s fonde beftritten, deſſen Verwaltung an die Landeövertretun- 
‚gen übergegangen, und deßhalb im dem gegenwärtigen Werte bloß vorübergebend 
angebeutet ift. 

In fehr gelungener Ausführung find nach derfelben Reihenfolge die betref- 
enden Behörden, welde zur Berwaltung eines jeden einzelnen Einfommens- 
unb jedes Aufwande zweiges beftimmt und berufen find, — und bieraufbie Konz 
trollsbehörden mit eben fo genauer Specififation der einer jeden zugewiejenen 
Geichäftsaufgaben, mit Berufung der. bezüglihen Gejehe und Verorbnungen dar— 
geftellt. 

Dad zweite Hauptitüd ift der Darftellung des „Naffenipitemes“ 
gewidmet, und behandelt zunächjt die Gliederung und die abminiftrative und Kon- 
troll3-Unterorbnung der verſchiedenen Staatsfaffen, auf Grund der zuvor erwähnz 
ten Eintheilung, mit betaillivter Angabe der einer jeben. zugetbeilten Geſchäfte 
zergliebert, und wir entnehmen baraus unter andern bie praktiich jehr nützliche 
Andeutung, mit melden von den vielerlei Staatsfaffen jede der verſchiedenen Vers 
waltungs· und Kontrols:Behörben in gefhäftlihen Verband gebracht if. 

Die Fiktion einer, in einem einzelnen Kaſſenamte vereinigten 
Mehrheit von Raffen, melde für Laien befremdend erfcheinen dürfte, erhält 
ihre Erllärung durch den Gebraud, jeden einer Kaffe zugewieſenen, und einer abe 
geſonderten Verrechnung unterliegenden Geſchaͤftszweig als eine abgefonderte „Kaffe“ 
zu denken und zu bezeichnen; weßhalb man fid einen folhen Verein von Kaſſen 
in einem Amte eigentlih doch nur als ein einziges Kafjenamt, jedoch mit meh: 
reren abgefonderten Verrechnungszweigen vorzuftellen hat. Uebrigens verdient der 
ganze Abſchnitt über die „Raffenvereinigung”, und dabei namentlich die eingehende 
Erörterung über die „Charakteriftit der Landeshauptlaflen” befondere Erwähnung 
und Aufmerkfamteit. 

Das dritte Hauptftüd befprit den Kaſſedienſt“, namentlid das 
Perſonalverhaͤltniß der Kaſſabeamten, die Kontroll2beftimmungen in Bezug auf 
das Stafienperfonale, die Maßregeln zur Sicherheit der Amtsräume und Gelobe- 
bälter, die Mafregeln zur Orbnung des Kaffedienftes mittelft Liquidirung der Eins 
nahms· und Ausgaböpoften, geregelter Behandlung ber Zahlmittel und endlich 
der Verrechnung in allgemeinen Umrifjen. 

Die Erörterung des „Raffenverbandes", des Zufammenhanges der 
KRafien unter ſich bezüglid) der gegenfeitigen baren Verläge und Verlagszurechnungen 
bildet den Inhalt des vierten Hauptftüdes, — während das fünfte und 
lebte Hauptftüd die „behördlihe Kafje-Unterfuhung (Stontri- 
rung)” behandelt, welde in der unmittelbaren Grhebung und Unterfuhung des 
bei den Kaſſen vorhandenen Vermögens befteht. Der andern, mittelbaren Unterſu⸗ 
ung der Kaflegebahrungen, melde in ver Prüfung der beurkundeten Kaffen- 
Rechnungen befteht, und die Rehnungsprüfung oder Rehnungdcenfur 
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genannt wird, hat der Herr Verf. vor etlihen Jahren eine eigene Monographie 
unter dem Titel: „der Öfterreihifhe Aerarial:Rehnungsprozep“ 
(Wien, 1854 bei Frievrih Manz), die im 10. Bande des „Magazind für Rechts- 
und Staatswiſſenſchaften“ (S. 116) beſprochen ift, gewidmet, und daher bier eine 
eingehendere Grörterung dieſes Gegenftandes für entbehrlich erachtet. 

Eine werthvolle Beigabe, welche die praftifhe Benützung ungemein fördert, 
jind die am Schluffe (S. 327-360) angehängten 22% umjtänplihen Verzeich—⸗ 
niffe der namentlich, nad ihrer Eigenſchaft und ihren Standorten angeführten 
verſchiedenartigen Staatskaſſen, als der Steuerämter, der Zoll, Salz, Tar 
bad, Targefälld-, Waflermauth- und Lotto⸗Aemter, Poſtkaſſen, Punzirungs⸗, dann 
Kameral-, Rent: und Forftämter, Etaatsfabriten, Telegraphen⸗, Montans, fer: 
ner Kaflen des Münzweſens, Staatsfhag:, (Kameral:Cinnahm?s) Kaflen, Reichs⸗ 
aufmands-, Landeshaupt- und Sammlungskaſſen, Krieg: und Gränzproventens, 
Hafen: und SeeSanitätes, Gendvarmeries Regiments-, Staatsſchuldenkaſſen und 
der Kaſſen einzelner Lehranftalten, — mit Angabe ihre unmittelbaren Verlags« 
verbandes ; nebft einer eigenen Münztafel über die nad) dem öfter. Münzpa 
tente vom 19, September 1857 geprägten Silber:, Gold: und Kupfer:Münzen. 

Wir haben e3 hier nicht mit einer Anhäufung von Kaffeninftruftionen oder 
Rechnungsformularien, oder mit Rehnungspurdhführungen der Kaſſen zu thun, 
es iſt vielmehr eine Schilderung ihrer organischen Einrichtung und ihrer Stellung 
und Wirkſamkeit in dem großen Verwaltungsmechanismus des öfterr. Kaiſerſtaa⸗ 
te3, wobei e3 dem Herrn Verf. gelungen ift, einen vielgeftaltigen und doch von 
einer Einheit3idee getragenen Organismus in einen wiſſenſchaftlichen Rahmen 
zu faſſen, und auf dieſe Weiſe einem allgemeineren Verſtändniſſe zugänglich zu 
machen. 

Bir begrüßen in diefem Buche einen tüchtigen Beitrag zur öfterreichiichen 
Staat3:Berrehnungalunde, al3 deren vorzüglichftes Objekt die Geftion 
der Staatskaſſen erfcheint, eine Arbeit, die nicht lediglich für Kaſſen, für Ned: 
nung® und Buchhaltungsbeamte berechnet ift, fondern auch für meitere Kreife der 
Adminiftration fehr belehrende Aufihlüffe gewährt. Es ift daher zu hoffen over 
mindeſtens zu wünfden, daß dieſes ‘Buch bei den öÖffentlihen Vorträgen über die 
jogenannte „Staatsrechnungs:Wiſſenſchaft“ oder Staats :»Berrehnungstunde an 
den oͤſterreichiſchen Hochſchulen benüst und auch fonft von praktiſchen Gefchäfts: 
männern gelefen werden möge. Debäary. 

Ein ſehr korrekter und leſerlicher Druck dient der netten Auflage zur beſon⸗ 
dern Empfehlung. 


Has äkcrreichifche Cabularrecht, vargeftellt von Dr. Adolf Klepich. Prag 1862 
bei 5. A. Credner. 


Bekanntlich ift die Literatur des Tabularweſens in Defterreich nicht umfang- 
reich. Das Werl von Auſſez ift das einzige, welches den nothwendigften Bes 
dürfniſſen der Praxis entſpricht, eine wifenfchaftliche Behandlung dieſes Etoffes*) 
feblt und bis zur Stunde. Wir bedauern dieß um jo mehr, als gerade jebt 


Neo. Eu, ch Saimerl im Umriſſe angebahnt, aber nicht vollendet (G. 3. 1856 
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eine gründliche eingehende Bearbeitung Einfluß auf eine Fünftige und gewiß nicht 
allzu ferne Gefeggebung nehmen könnte, melde, wie mir ſcheint, den Boden, im 
welchem dad Tabularweien wurzelt, ſchon zu verlaffen droht. Mir ift dabei die 
J. M V. vom 19. September 1860, Nro. 212 des R. ©. B. in Erinnerung, mit 
welder die grundbücherlihe Anmerkung von Auflündigungen und Klagen ver— 
ſicherter Forderungen mit der Wirkung eingeführt wurde, daf dadurch die Grecution 
auch gegen den fünftigen Hupothefsbefiger geführt Iverden fan. Damit hat man 
die öffentlihen Bücher ohne irgend einem inneren Grunde zur Loſung der Frage 
benüßt, ob gegen jeven Beſiher der Hypothek eine neue Klage angebradht werden 
müffe, um die Grecution auf das verpfänbete Gut führen zu können; und es war 
aud ein praftijches Bedürfniß zum Grlaffe diefes Geſetes nit vorhanden, da 
einerfeit3 der neue Beſiher die Forderung aus dem öffentlihen Buche ſchon er— 
fehen konnte, mithin Teine Urſache hatte, über Unrecht zu Hagen, wenn deßhalb 
fpäter die Erecution auf fein Gut geführt wurde — und andererfeits dieſe Contto— 
verfe dur$ eine richtige Auffaſſung der Natur des Pfandrechtes, welde der T. EL 
oberfte Gerichtshof ſchon zur Geltung brachte (E. vom 4. April 1851 3. 517), 
fo ziemlih dem Verſchwinden nahe war. Jedenfalls haben aber die öffentlichen 
Büder mit diefer Frage nichts zu haften. Nach meiner Anſchauung wurzeln die 
öffentlihen Bücher in dem Nealerebite, ihm zu heben und zu fihern iſt ihr Zwed. 
Damit ift auch ſchon ihre juriftiihe Begrenzung und zwar dahin gegeben, daß fie 
nur dinglihe Rechte auf unbewegliche Sachen aufzunehmen haben. Diefer Grund: 
gedanke wurde durdy die Verhältnife dahin erweitert, daß man auch gewiſſe per: 
fönliche Rechte, foferne fie ſich auf unbeweglihe Sachen beziehen, zur Eintragung 
in das öffentliche Buch mit der Wirkung zuließ, daß fie dadurch gegen Jedermann 
geltend gemacht werben fönnen. Endlich anerkannte man aud die Zuläffigkeit der 
Gintragung von folhen Zuftänden und Thatfahen, welche auf die Erwerbung und 
Uebertragung unbeweglicher Güter einen rechtlich beveutfamen Einfluß nehmen önnen, 
undbieß ift die Bedeutung der grundbücherlihen Anmerkungen. Die Geftattung von Ein: 
tragungen dinglicher Redhte oder Anmerkungen auf die Hypothelerlaftenfelbft, war nur 
eine Confequenz dieſes Grundgedantens, da hiefür mittelbar die Hypothef felbft haftet. 

Auf diefe Prinzipien läßt fi das ganze Tabularrecht zurüdführen, und e3 
Binnen mit ihrer Hilfe ale Fragen leicht entſcheiden werden. Es ift Har, 
daß diefe Grundſaͤtze hiſtoriſch aufgezeigt werden müffen, und es ift ebenfo offen 
liegend, daß ein wiſſenſchaftliches Wert über Tabularreht die dinglihen, und 
foferne fie hieher gehören, die abfoluten Rechte nicht unerörtert laſſen kann, daß 
es deren Fähigkeit zur Eintragung in das öffentliche Buch an ihrer Natur nad: 
weiſen muß, und daß jene rechtlich bedeutſamen Zuftände erörtert und abgegrenzt 
werben müfjen, von denen oben die Rebe war. 

Der Verfaffer des vorliegenden Buches hat diefen Anforderungen gar nicht 
entſprochen. Wir finden weder eine Erörterung über die juriftifde Natur und die 
Bedeutung der öffentlichen Bucher, nod etwas über ihr Verhältniß zu den Rechten, 
melde eingetragen werben follen, wir finden weder den Begriff und die Noth: 
wenbigleit der Publicität erflärt, noch die Grenze zu jenen Rechten und Zuftänden 
ſcharf gezogen, melde naturgemäß im öffentlichen Buche nicht eriheinen können, 
davon gar nicht zu reden, daß das Verſprechen der Vorrede „ven Einfluß darzu⸗ 
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ftellen, welden das Inſtitut der öffentlihen Bücher auf die Entwidelung unjeres 
Privatrechtes genommen bat,“ nicht erfüllt worden ift. Wir erfahren nichts, als 
aus der Vorrede die Säge, „daß durch die öffentlichen Bücher dem Realcredite ein 
unerſchũtterliches Fundament gefchafft werde, — daß nur die Macht des öffentlichen 
Bertrauend es iſt, welche dieſes Inftitut in feiner Wirkfamteit erhält” — und leſen 
noch vie Behauptung, daß „die Gefebgebung mit dem oberiten Gruntfage des 
Tabularrechtes, die Geſchaͤfte, welche im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher ges 
ſchloſſen wurden, unter allen Umftänven in ihrem rechtlichen Beſtande zu erhalten, 
ven Boden des ftrengen Rechtes verlaffen hat.“ 

Nun ift aber das, was der B. ale den oberften Grundfaß des Tabular: 
rechtes bezeichnet, nicht? ala eine Folge des Prinzipes, daß dingliche Rechte nur 
durch die Eintragung in das öffentlihe Buch erworben werben fünnen — was er 
ganz überfieht. Können wir demnach dem ‘Buche den Titel „Tabularrecht“ im 
wiflenichaftliben Sinne nit geben, fo müflen wir ihm aber auch den Anſpruch, 
daß es die Darftellung des „öfterreihiichen” Tabularrechtes enthalte, beftreiten. 
Denn wir ſuchen vergeben? darin nady einer Erörterung über die Verſuchbücher 
in Tirol und die Hypothekenbücher in Venetien und Dalmatien, welche Provinzen 
doch auch noch oͤſterreichiſch find. 

Der Verfaſſer theilt fein Buch in einen materiellen uud formellen Theil, 
wogegen fi nichts einwenden läßt, behandelt aber, unlogiſch genug, in dem erften 
Theile nebft dem dinglihen und abfoluten Rechten die Intabulation und Pränotas 
tion, die Anmerkungen und die Löfhung, während er im zmeiten Theile die Form 
und ven Inhalt der Tabulargefuhe, das Verfahren in Tabularfaden und die 
Manipulation der Berichte beipricht. 

Die Behandlung der vinglihen Rechte zeigt, daß der Berfaller den Stand: 
punkt jener öfterreichifhen Rechtöliteratur einnimmt, welche nicht über die Bud: 
ftabeninterpretation ber Gejeße hinauslam, und die, Dank den ernften Beftrebungen 
der Neuzeit, auch bei uns abgethan ift. Weg und Ziel der neuen Richtung, melde 
freilich nicht fo bequem zu wandern ift, wie des Verfaſſers Methode, werden von 
ihm vornehm ignorirt, und felbft Unger’s Syſtem des öfterreihiihen Privat: 
techtes, das jebt ſchon der dürrfte Praktiker nicht mehr entbehren kann, ift für ihn 
nicht gefchrieben. Und fo finden wir denn nody allen Ernſtes den Beſitz und das 
Erbrecht al3 dingliche Rechte aufgezählt, und das Recht des Beſitzes als den „Ins 
begriff der Rechte” vefinirt, „meldhe der Befiger aus der bloßen Thatſache des 
Befises ableitet.” Auch ſcheint der Verfaffer an einen Befiß des Pfandrechtes zu 
glauben (S. 25). 

Weberhaupt werden die fonderbarften Anſichten über das Pfandrecht ver: 
tbeidiget. So wird behauptet, daß das Pfandrecht für wiederkehrende Leiftungen 
als Zinfen zc. fi) nur auf das Bezugsrecht beziehe, daß aber damit fein Pfand: 
recht für die künftig im Rüdftande bleibenden Raten’ gegeben fei, denn, „das 
Pfandrecht kann fi auf nicht mehr erftreden, ala wofür es in der That gegeben 
ift, das Bezugsreht und das Recht auf rüdftändige Bezuge find nicht Eines.” 
Als ob das Recht auf wiederkehrende Leiftungen nicht erft dann erfüllt wäre, 
wenn dieſe Leiftungen geicheben find, und mithin nicht auch das zu ihrer Sicher: 
heit beftellte Pfandrecht bis zu ihrer Bollführung beftehen müßte! Nach der Ans 
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fit des Berfaflers mub das Bianpecht für wiedertehrende Leiftungen in dem 
Momente erlöfhen, wo jie fällig werben. JA möchte mir num doch bie Frage 
erlauben, was denn das Pfandrecht biefür für einen Sinn bat, wenn es in dem 
Augenblide, wo der Berehtigte in die Lage fommt, die ibm gebübrende Seiftumg 
aus dem Pfande einzutreiben, etliſcht, während e& früher zwar beitebt, aber wegen 
ver Nihrfälligkeit der Forberung niht ausgeübt werden darf?! Ganz comjequent 
mit dieſer Anfiht eifert der Verfajler auch dagegen, bak man dem breijährigen 
Interefienrüdftänden vie gleihe bücerlihe Rangorpmung mit dem Eapitale ein- 
räumt, wenn für vie Sntereffen (nicht aber für beren Nüdftände) das Band beftellt 
wurde. Bezüglich ver Simultanbupotbeten, deren Haftungs-Berhältnis im Ganzen 
richtig aufgefaßt wird, meint der Berfafier, dab ſich der Befiker der Einen Hypotbet 
vie betrefienbe Forderung cediren laſſen und fie ſohin von dem Befiber der anderen 
Sypothel fordern Lünne. Welder von Beiden dieſen coup juerft ausführt, ver 
gewinnt; feine Realität wird von dem Pfandrechte befreit, obne dab er zur Tils 
gung der Forderung aud mur einen Kreuzer | iträgt. Es ift wohlllar, daß derlei 
Umtriebe nicht berechtiget jein fönnen. Man mu, vielmehr Simultanbupotbefen mit 
Nüdfiht auf die Hypothelsbefiser als eine „gemeinjhaftlihe Laft” (di. $. 889 a. 
8. ©. 3.) anfehen, welhe von denjelben „nad Verhältnig der Antheile“ gemein- 
ſchaftlich zu tragen ift. Cine Gefjion der fimultan verfiherten Forderung an den 
Einen Hypothelöbejiger ift übrigens auch darum nicht zuläffig, weil die Intention 
des verpflichteten Hypothefarbefikers auf Zablung gerichtet ift, mithin eine Simu: 
Iation vorläge. Wird das Eigenthum Einer Hypothel ideell getheilt, jo follen fih 
nad) des Verfaſſers Anſicht, aud die darauf haftenden Laften tbeilen, fo daß der 
Gläubiger nur die auf den einzelnen Theil entfalende Quote feiner Forderung 
von dem Miteigenthümer anzuſprechen hätte — eine Anfiht, welde der Natur 
des Pfandrechtes widerſpricht, und mit Recht in der Praris keine Geltung erlangt 
hat. (Enti. des k. k. oberft. ©. H. vom 15. Februar 1860 3. 1130 ©. 3. 
1860 Nro. 9%). Aber noch mehr; die Theilung der Laften foll felbft dann 
Hattfinden, wenn die Hypothelsbeſitzer zugleich Correalſchuldner find, denn: „die 
Verpflichtung, welde die Correalſchuldner bezüglih der Zahlung ihrer Schuld 
übernehmen, zieht nicht nothwendig nad) fih, daß fie, wenn fie ein Pfand 
geben, nur eine Simultanhypothet beftellen müjjen.” Das Pfandreht ift aber ein 
Accefjorium des Forderungsrechtes, welches dadurch eben fidergeftellt werden 
fol. Befteht nun bei jedem der Correalſchuldner die Verpflihtung dad Ganze zu 
leiten, fo erftredt fi logiſch das biefür eingeräumte Pfandreht auf die ganze 
Forderung und auf den ganzen Antheil de3 unbeweglihen Gute, welcher dem 
einzelnen Schuloner gehört. Cine Beihräntung des Pfandrechtes auf einen ge: 
geringeren Theil der Forderung müßte ausdrüdlid vorbehalten werden. Während 
wie wir geſehen haben, nach der Anſicht des Verfaſſers, die ideelle Theilung des 
Eigenthums eine gleihmäßige Theilung der Pfandrechte hervorbringt, fol die 
phyſiſche Theilung Simultanhypothelen erzeugen. Da die letztere nichts Anderes 
ift, als die Verwirllichung der erften, fo finden wir feinen Grund für die Ber: 
ſchiedenheit der Folgen, und müffen hierin nur eine Jnconfequenz erbliden. Be 
tanntlich unterf&eidet die provif. ©. O. für Ungarn Haupt: und Nebenhypothefen 
und bringt durch deren Auszeichnung in den öffentlihen Büchern die Simultans 
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hypotheken mit einander in einen für Jedermann leicht fihtbaren Bufammenhang, 
welcher ganz beſonders der Afterverpfändungen wegen nothwendig if. Es Täßt, 
fi dadurd die Rangorbnung der letzteren rüdfihtlih aller Simultanhypotheten, 
auf denen die Forderung haftet, befriedigend nad ber Zeit des Anſuchens bei 
jener Behörde beftimmen, welcher die Haupthypothek unterjteht, und ed wären nicht 
Manöver möglih, durch weldye der Hppotbelergläubiger jeine Forderung erhält 
ohne den Afterpfanpgläubiger zahlen zu müflen, wie dieß z. B. dann der Fall ift, 
wenn auf der Forderung nur bezüglih Einer Hypothek dad Superpfandrecht er: 
wirft wurde, und der Hypothelergläubiger feine Forderung von der anderen Hy- 
pothel eintreibt. Indem wir das Bebürfniß einer geſetzlichen Regelung dieſes 
Berhältnifies behaupten, müfjen wir ung aber dagegen verwahren, als ob obig 
Beitimmungen der ung. ©. O. auch in anderen Kronländern Geltung hätten 
oder ala ob fich deren inhalt ohne weitere Anorbnung behaupten ließe. 

Bezüglich jener Rechte, welche nad Vorſchrift des Geſetzes durch die Ein- 
tragung in die öffentlichen Bücher zu abfoluten werden, iſt es controvers, ob 
diefelben auch dann pränotirt werden können, wenn die betreffende Urkunde die 
Ginverleibung3 : Bewilligung nicht enthält. Der Verfaſſer erweitert diefe Son: 
troverje, indem er behauptet, daß es ver Einwilligung des Gigenthümers über: 
baupt nicht bebürfe, ſondern ſogleich die Einverleibung dieſer Rechte auch ohne 
defien Einwilligung erwirkt werden könne, da „viele Rechte in dem Augenblide 
bingliche werben, in welchem fie verbüchert werden,” welche befondere Eigenſchaft 
„ım @efege begründet und darum nicht erft durch eine Zuftimmung der Contras 
benten geſchaffen werde.” Dieſes Argument beweist nun entſchieden nichts, denn 
damit, daß dieſe Rechte durch die Verbücherung zu „binglihen,” oder richtiger zu 
abfoluten werden, iſt noch nicht die unbedingte Befugniß zur Verbücherung ge: 
geben; vielmehr haben wir allen Grund zu behaupten, daß die Vorſchriften ver 
88. 436 und 451 des a. b. ©. B. in jedem Falle gelten, wo eine Verbücherung 
geſchehen foll, weil es ja immer eine Urkunde ift, auf deren Grundlage die Ein: 
tragung geſchieht. Es ift daher kein Zweifel, daß zur Cinverleibung auch biefer 
Rechte die Einverleibungs- Bewilligung in der Urkunde enthalten fein muß. Wir 
find weiter der Anficht, daß ohne fie eine Pränotation nicht ftattfinden könne, da 
die erwähnten Rechte durch die Verbücherung ausnahmsweiſe zu abjoluten werben 
mithin der Wille der Eontrahenten zur Ginräumung dieſes ausnahmsweiſen Rechtes 
vorliegen muß — der $. 10 des Lanbtafel: Batentes aber vom 22. April 1794, 
welcher fi) nur auf Gelpforderung bezieht, für dieſe Fälle nicht? verordnet. 

Bei dem Beltandrechte entfteht durch deſſen Eintragung in die öffentlichen 
Bücher das Eigenthümliche, daß gleichzeitig mit der Abfolutheit des Beftanprechtes 
ein Pfandrecht für die allfälligen Entfhäpigungsanfprude im Falle des $. 1121 
a. b. G. 2. eriftent wird, und daß es daher erft eines bejonderen Anfuchens um 
die Einverleibung dieſes Pfandrechtes oder einer beſonderen Intabulationsklauſel 
nicht bedarf. Der Verf. irrt daher, wenn er dieſes Pfandrecht erft dann entftehen 
läßt, wenn der Fall, Entſchädigung zu verlangen, bereits eingetreten it. 

Wir wollen hier auch des Kaufrechtes erwähnen, mit vefien Einverleibung 
offenbas nichts Anderes bezwedt werben foll, ald dasſelbe gegen jeden Befiker der 
Sache geltend machen zu können. Wir läugnen diefe Wirkung darum, weil dem 
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Raufrechte der Charakter der Abjolutheit in feinem Halle geieblib eingerdumt ift, 
und önnen daher eine Einverleibung beäjelben, troß der Einwilligung bes Ber: 
täufers, nicht zulafien. 

Der Verfafier aber meint, daß dem Käufer durch die Einverleibung des 
Kaufrehtes das Pfandrecht für allfällige Eatſchadigungetechte gewahrt jei, womit 
wir nit einverftanven find, weil das Kaufrecht und die Entihädigungsanfprüde 
wegen Nidterfüllung des Kauftontraftes ganz verſchiedene Dinge find, und für 
legtere dad Pfandrecht beſonders beftellt werden müßte. 

Den Unterſchied zwiihen der Intabulation und Pränotation findet der 
Verfaſſer in der „Veweistraft der Urkunden, welde das Recht bezeichnet, das zur 
BVerbücherung gelangen foll" — ohne zu bedenten, daß die Beweistraft und die 
Tabularfähigteit einer Urkunde verjchiedene Dinge find. Cine Urkunde kann voll= 
tommen beweismadend fein, obne daß fie zur Intabulation geeignet wäre, wie 
3 B. ein eigenhändig geichriebener und unterfchriebener Schuldſchein ohne die 
Intabulationdllaufel, ein Wedel u. j. w. 

Die Pränotation ſelbſt ift dem Verfaſſer „ihrer wahren Natur nad mur 
die proviforifche Anticipation des Erecutionsrechtes" — eine Behauptung, deren 
Ernſt wir erft dann glaubten, als wir fie an mehreren Stellen des Buches fanden. 
Und das wird noch begründet! Trotz des Mortlautes der $$. 438 und 453 des 
a. b. G. 8. ift ihm die Pränotation feine Erwerbungsart dinglicher Rechte, Denn 
wäre fie eine folde, „fo würbe bie Löͤſchung derſelben im Falle der Nichtrecht 
fertigung eine neue UWebertragung an den PBränotaten bewirten. Das ift aber 
offenbar nicht wahr.” Der $. 438 des a, b. ©. B. fei nicht genau; ein bedingtes 
Gigenthumsrecht fei ein Widerfprud im Begriff „weil man unter einer aufſchie 
benden Bedingung ein Eigenthum nur erwerben, nicht e3 haben kann.“ 

Es ift natürlih, daß wir bei folhen Anfhauungen eine wiſſenſchaftliche 
Erörterung über die Formen der Eintragung, die inneren und äußeren Foͤrmlich: 
teiten der Urkunden, die Bedeutung der Zeugen, die Noth wendigkeit ihrer An: 
weſenheit, über den Einfluß der Verlegung der Förmlicpkeiten auf eine Anfchreibung 
des verbücherten Rechtes ıc. entbehren müffen. 

Der II. formelle Theil, von vielen pofitiven Vorfchriften getragen, enthält 
natürlich weniger Rechtsausführungen, als der erfte Theil, aber doch fo Manches, 
dem mir entgegentreten follten und wovon wir nur hervorheben wollen, daß die 
Böfung der Frage über die Erledigung gleichzeitig überreihter, aber widerfpre 
chender Tabulargefuche unrichtig fei. Die Bewilligung derfelben unter Auszeichnung 
ihrer Gleichzeitigleit, erſcheint uns bei dem Umftande, als Eines das Andere noth: 
wendig ausfchließt, unmöglic zu fein, und wir befürworten deshalb die Abweifung 
Beider. Freilich meint der Verfafler es fei diefe Eintragung eine Art der An- 
merkung der Streitanhängigfeit, aber mit welhem Rechte, da nichts ftreitig ift ? 
‚Selbft dort, wo der Verf. richtige Anfichten vertheidiget, wie z. B. über die Ein- 
tragung nach $. 822 des a. b. ©. B. und über die Hypothelarllage, find doch 
die Gründe fo mangelhaft, daß wir fie nicht acceptiren können. 

Am Schluffe des Buches findet fih ein Umriß über bergbücherlihe Gin: 
tragungen, und im Anfange ift das Landtafelpatent für Böhmen und Mähren, 
die Inftruttion für dieſe Landtafel, die kaiferlihe Verordnung vom 16. März 1851 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 15 


und das Yormular eines Grundbuchsextraktes, welcher die Stelle des Hauptbuches 
vertritt, abgebrudt. Die jeit Langem eingetretene Stagnation der Literatur auf 
diefem Gebiete mag die längere Beiprehung entfihuldigen, die wir mit den Bes 
merten abbreden, daß der Stoff noch lange nicht erfchöpft ift, welcher und zur 
Polemik wider dem Berfafler zu Gebote ftebt. 

Dr. 3. Prix. 


Die Pefugniſſe des Wothandes und der VNothwehr nach Öfterreichifchem echte, mit 
Berüdlihtigung de? gemeinen deutfhen Rechts und der neueren beutfchen 
Barticulargefeßgebungen von Dr. Wolfgang Weffely, & k. ord. Pro: 
feſſor der Rechte an der Prager Univerfität. Prag 1862 (Verlag von 
% Tempsky). II und 96 ©, 


Die vorliegende Schrift hat die Aufgabe, die Rejultateder gemeinrechtlichen 
Crörterungen über die zwei eben jo interefjanten als wichtigen Lehren, welche der 
Titel bezeichnet, auf das öfterreihiiche Recht anzumenden und bei Löfung der für 
dieſes auftauchenden Controverjen zu benügen. Dieje Aufgabe ift unferes Er: 
achtens vortrefflih gelöft, und es reiht fih dad Bud den früheren, den Lefern 
diefer Blätter wohlbelannten Arbeiten desjelben Berfaflerd würdig an. 

Der Art, wie Weſſely feinen Gegendſtand behandelt, müſſen wir unbe- 
dingt zufimmen. Gr verkennt nicht, daß der lebte Zwed aller jnriftifchen Arbeiten 
die praktiſche Anwendung ſei, und daß daher alle wiſſenſchaftliche Erörterung zur 
Aufllärung, Bereiherung und Förderung des geltenden beimifchen Rechtes führen, 
und der Praris die Möglichkeit bieten müffe, die ihr entgegentretenden Schwierig» 
feiten im Geiſte echter Wiffenjchaftlichleit zu löſen; allein er ift weit davon entz 
fernt, die Löfung folder Aufgabe von der Ercufivität zu erwarten, welche den 
unverfennbaren Zufammenbang der gemeinrechtlichen Literatur und der neueren 
Griminaliftiihen Arbeiten Deutihlandd mit unierem Rechtsweſen läugnet. Er 
weiß fich die Freiheit feines Denkens zu wahren, ohne darum die Beantwortung 
der einzelnen Fragen (unbelümmert um den Stand der wiſſenſchaftlichen Contro: 
verfe) lediglih vom eigenen guten Einfall und von einem gewiflen Scharffinn zu 
erwarten, der allerdings die Mittel bieten mag, iede einmal cingenommene Pos 
fition ſophiſtiſch zu vertheidigen, niemals aber demjenigen genügen kann, weldem 
es nur darum zu thun ift, dad Wahre und Redte in ftiller Hingebung zu fuchen 
und zu ertennen. So bat namentlih auch in biejer Arbeit Weffely die Literatur 
der Fragen, die ihm vorliegen, gewiflenbaft durchforſcht, während er underfeits 
in verbienftlicher Beichräntung es nicht darauf abgefjehen hat, die Monographieen 
von Levita, Geyer und Seegen um eine zu vermehren, fondern ſich auf fie 
ftüßt, und von dem durd fie Feſtgeſtellten ausgeht. Die geiftreihe Differtation 
Berner'3 über den Notbftand (De impunitte propter Summam necessitatem 
proposita. Berol. 1861) hat Wefelly nicht gelannt. 

Wenden wir ung nun der Materie jelbft zu, jo fällt und namentlich die 
merkwürdige Wandlung auf, welde vie Behandlung diejer Fragen im Großen 
durchzumachen hatte. Wie nahe ift noch die Zeit, wo unter dem Einfluß einer 
politifgen Strömung, die dem Staat Alles vindicirte, dem Einzelnen fat nichts 
übrig ließ (mährend dieſer doch nach der berrfchenden Lehre in den Staat nur 
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freiwillig und mit Vorbehalt möglict vieler Rechte ſollte eingetreten jeim), die 
Rothiwehr wit einem laum verbeblten Miktrauen angeiehen und eigentlich nur als 
eine Form des Nothftandes anertonnt wurde, beide aber theils wegen ver angeb- 
lich durch fie begründeten Zuredmungslofigteit, tbeils wegen des Gabes:  Neces- 
sitas non habet legem eben nur Straflofigteit begründen fellten. Heute fann man 
nun fagen, daß vie Doctrin das Recht der Rothweht in feiner ganzen Fülle an: 
erlannt habe, und nun eifrig bemüht ſei (der zweite Theil der vorliegenden Schrift 
iſt voll von Belegen vafür), die Conſequenzen dieſes Gedantens immer weiter zu 
entfalten, und Beihräntungen der Notbmenr.: jelche auf der früheren Aufjafjung 
derfelben beruben, mebr und mebr zu beiı » Iept ift die Notwehr Das reih 
oewordene Pflegelind, und es ift die Sex Immer, wo an den Neichtbümern, 
die ihn in den Schoof fallen, der Pflegevurr Nothſtand Antbeil zu nebmen be: 
geht. Jedt aber fömmt es erſt recht zu Tage, wie profund der Jrethum war, 
Re ald gleichartig aufzufafien, da fie doch in Wahrheit mit einander im entjchier 
denen Gegenfah ftehen. Weit entfernt nämlib, daß die Anerfennung Beider aus 
derfelben Wurzel jtammen, manifeftirt ſich wielmebr in iht der. alte die Jurisprus 
venz erfüllende Gegenjah zwiſchen jus strietum und aequitas. Während nämlih 
in der Nothwehr nur die Starrheit und Unbeugjamteit des Rechtes anerkannt ift, 
deſſen Natur es ift, ſich gegen jeden Unberechtigten mit dem Aufgebot aller, auch 
der äußerften Mittel zu behaupten — dad strietum jus; mantfejtirt ſich in der 
Beachtung des Notbftandes die entgenengejchte Erwägung, dab die Starrheit des 
NRechtsanſpruches mitunter einer milderen, billigeren Auffafjung der Beziehungen 
des Menihen zum Menſchen weidyen müffe. Recht und Billigleit müfien fih eben 
in der Wiſſenſchaft, wie in der Welt von Fall zu Fall accomodiren. Der Berf. 
diefer Anzeige mag aber nicht verhehlen, daß er es nicht billigen könne, wenn 
(wie eben jegt verſucht wird) die Forderung der Billigkeit geradezu zum Nechts- 
‚gefeße erhoben werden fol. 

An einem anderen Orte (Abhandlungen aus dem öfterreih. Strafrecht I. 
©. 102—119) bat er ſich zu der Anficht befannt, daß der Notbitand eben nur 
GStraflofigkeit, nicht Rechtmäßigkeit der in demfelben verübten Handlung begründe. 
Ohne bier in die Tiefe diefer theoretifhen Grörterungen einzugeben, erlaubt er 
ſich nur dem Verfaffer der vorliegenden Schrift, welcher: (fo wie Berner) die ent- 
gegengefeßte Anficht vertheidigt, folgendes entgegen zu halten: 

1. Extennt man ein Recht des Nothitandes an, fo kann das jedenfalls nicht 
für alle Gollifionen gleihmäßig gelten, und fo bildet fi zwiſchen dem eigentlichen 
Notbflande und der firafbaren Verlegung fremder Rechte erft wieder eine Mittel: 
claſſe von Fällen, wo die Noth die Handlung entſchuldigt, ohne ihr den Eharalter 
der Rechtmaͤßigleit beizulegen (Vgl. W. S.16 ff.). Da nun gerade diefe letzteren 
Fälle zumeift die praltifh wichtigeren find, kann die Zufammenftellung des pe 
cifiſch Verſchiedenen unter dem gemeinfamen Namen des Nothftanded nur Ber: 
wirrung bereiten, zumal bie Differenz keineswegs eine bloß theoretiihe iſt, fons 
dern fi aud in der Verſchiedenheit der Confequenzen manifeftitt (S. W. 
©. 27 f. S. 33). 

Gine hoͤchſt wichtige und zugleich da8 Ganze aufllärende Divergenz zeigt 
ſich fofort, fobald man das ſtrafrechtliche Gebiet verläßt, und das des Civilrech 





über recht3- und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 17 


tes betritt. Die im Notbftande verübte That ift eine wahre Handlung, das Grgebe 
niß eines freieren Entſchluſſes; ift fie eine rechtswidrige, fo mag fie ftraflos 
bleiben, allein die Erſatzpflicht ift nicht ausgeichlojien. Nach der entgegenges 
festen Auffaffung ift fie e3, aber gewiß mit Unrecht. Oder follte e8, wenn ein 
reiher Mann dem Verfolger nicht anders entgehen konnte, als indem er die Hütte 
eine Armen in Brand ftedt, ein Unrecht fein, wenn er verhalten wird, bie Hütte- 
zu erjeßen? 

3, Zur Hrifis gelangen die entgegengefebten Auffafiungen, wenn man vie 
Nothwehr dem Nothſtande entgegentreten fieht. Hebt die Roth jedes Recht auf, das 
ber Rettung aus verfelben entgegenteht, jo muß (um gleich bei dem eben ange: 
führten Beifpiele zu bleiben) der Eigenthümer eines Haufes ruhig anfehen, wie ein 
Anderer dieſes anzündet, um fich zu retten ; verfucht er es, ſich zu widerſetzen, fo 
verfällt er der Strafe: Nothwehr kommt ihm nicht zu ftatten. Hierin eben führt 
die Ermweiterung der Nothſtandstheorie geradezu zum Conflict mit der des Noth⸗ 
wehrrechtes. Weſſely z. B. legt den allergrößten Werth darauf, daß die Notb: 
wehr (auch die äußerfte) zur Vertheibigung des Eigenthumes zuläfiig fei; auch, 
das Leben des Angreifers braucht der Eigenthümer nicht zu ſchonen, wenn es gilt, 
ſich das Seine zu erhalten. Nah W. ift die Nothwehr nur durch die objektive 
nit auch durch die fubjective Rechtswidrigkeit bedingt ; fie ift auch gegen Wahn: 
finnige zuläflig (W. ©. 56); aber demjenigen gegenüber, dem Nothrecht zu ftat- 
ten kommt, wird fie nicht anerkannt. (S. 51). Man kann aljo einen Wahnfinni: 
gen, der eine Yenfterjcheibe einfchlagen will, töpten, um ihn davon abzuhalten, und 
man ift in feinem Rechte; aber mer fein ganzes Vermögen, vielleicht die Frucht 
eines mübevollen Lebens, die einzige Schußwehr gegen ein mühejeliges Alter, in 
der Verzweiflung gegen einen im Nothrecht Handelnden vertheidigt, verfällt der 
Strafe! Und mie foll es mit demjenigen gehalten werben, der ein ihm unter An: 
drohung des Todes aufgetragenes Berbrehen ausführt? Darf man ihm Wider: 
ſtand leiften, oder verlegt man jeine Nothrechte? Referent geitebt, daß er dies 
nicht faflen könne. E3 gibt ein Höheres als das fubjective Recht und wir wifjen, 
was mwir moralifh von dem zu halten haben, ver Geld und Gelderwerth höher 
ſtellt, als das Leben feines Mitmenfhen. Aber auf dem Rechtögebiete muß doch 
Recht, Recht bleiben, und lann nicht durch dag Unglüd eines Anderen verwirkt werden. 

4. Aus der Anerlennung einer objeltiven Berechtigung im Gegenſatze zu 
der bloß fubjectiven Entſchuldigung ergibt ſich aud eine andere Entſcheidung 
Weſſely's (S. 331), der wir nicht beipflihten können. Demjenigen, welcder ir- 
tig vermeint, im Notbitande zu fein, ſoll diefer nicht zu ftatten fommen können. 
In der That ift hier keine objective Beredtigung vorhanden; ob darum die Berus 
fung auf 8. 2 lit. e) St. G. wirklich ausgefchlofien ift, wie W. meint, möchten 
wir zwar bezweifeln, jedenfall® aber führt die von W. zurüdgemiefene Grund: 
anſchauung, daß der Rothftand eben nur entſchuldige, bier fidherer zur richtigen 
Entſcheidung. Auch derjenige, der in Todesgefahr zu jein meint, ftebt unter 
der Herrichaft eines „unwiderftehlihen Zwanges.“ 

Andererfeit beruft fih W. darauf, daß der von ihn eingenommene Stand» 
puntt allein die Begrändung für die allgemein als richtig anerfannte Beantwor- 
tung einiger ſchwierigen Fragen biete. Richtig ift au, daß eine Frage allerdings 
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leiter von diefer Seite ber gefaßt werden kann: Das Verhältniß desjenigen, der 
den Einen verleht, um den Anderen aus ber Gefahr zu reiten. In den zwei an— 
deren Puntten aber, auf die ſich MW. beruft, kann nit einmal dies zugegeben 
werden; nämlich die Strafloſigleit der Berforation und das Recht des Staa 
tee, das Opfer des Lebens von dem Staatsbürger zu fordern. In keinem von 
beiden Fällen ift nämlid das vorhanden, was Weijely fordert, „das gefährbete 
Leben in Collifion mit etnem untergeorbneten Recht der Perfönlicteit.” In bei- 
ven Fällen geräth ja Leben mit Leben, nicht mit einem untergeordneten Recht in 
Colliſton; im erfteren ift überdies nicht ein phufiiches Leben gefährdet, und dies 
bat man doch allein vor Augen, wenn man meint, „daß es über bie gewöhnliche 
Menſchennatur ginge, einer jolhen Zwangslage zu widerſtehen.“ 

Vielleicht haben wir. allzulange bei diejer Frage verweilt; allein es ſchien 
befier, Eines gründlich zu beſprechen, als eine dürre Inhaltsanzeige zu bieten, — 
bie wir volltommen duch den Titel und durch die Verfiherung erjehen können, 
daß wir faum eine in diefe Materien einihlagende Detailfrage uns venfen könn: 
ten, die der Verf, nicht berüdfichtigt und gründlich erörtert hätte. Es verjteht ſich 
von felbft, und das Vorſtehende beweilt ed, daß man dem Verf. nicht jederzeit 
beipflihten kann; allein dies wird feinen Sachtundigen abhalten, feine Schrift ala 
eine in hohem Grade anregende und belehrende anzuerkennen. Glafer, 


Das Syſten der erworbenen Uechte. Cine Verföhnung de? pofitiven Rechts und 
der Rechtephilofophie von Ferdinand Laffalle. I. Theil: die Theorie 
der erworbenen Rechte und der Eollifion der Geſetze unter 
befonderer Berüdfidhtigung des Römiſchen, Franzöſiſchen 
und Preußiſchen Rechts. II.Xheil: Das Weſen des Römifden 
und Germanifhen Erbrechts in hiſtoriſch-philoſophiſcher 
Entmwidelung. Leipzig, 1861. (XXI. 517 und 607 Eeiten. Gr. 8). 


Die der Verfaſſer des bezeichneten Wertes meint, „tann und darf in feinem 
legten Refultate nichts geringeres fein, als die rechtswiſſenſchaftliche Herausrins 
gung des unferer ganzen Zeitperiode zu Grunde liegenben politiſch: ſocialen Ges 
dankens.“ Zur Aufllärung diefer, nach eigenem Geftändniffe, im erften Augen: 
blide paraboren Behauptung werden fofort nur einige Zeilen, aber freilich voll- 
tönende, hochſtyliſtiſche Säße gegeben. Darunter auch der folgende: „Im Juriſti— 
ſchen, Politiſchen, Delonomifchen ift der Begriff des erworbenen Rechts der trei- 
bende Springquell aller weitern Geltaltung und wo fid dad Juriſtiſche als das 
Vrivatrechtliche völlig von dem Politifhen abzulöfen fcpeint, da ift es noch viel 
politifcher, ald das Politifhe jelbft, venn da ift es das fociale Element,“ Wer 
verfieht das? — Verſtaͤndlicher ift die Rechtfertigung de Mißverhältnifies, in 
weldem der Titel des Wertes zu deſſen Inhalte fteht. Das Wert enthalte „un: 
endlich mehr" (1) ald der Titel verfpreche, weil es nothwendig war, aud noch bie 
„eigenen Örundlagen und Borausfegungen“ dieſes Werkes in demfelben aufe 
zuführen, nämlich „die Inſtitute des dolus und Zwanges, Irrthum und Unmife 
fenheit, ignorantia juris & facti, Irethum in der Subftanz und in den Motiven 
die adiliciſchen Magen und die Condictionen, den Quaficontract und (#) bie, 
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negotiorum gestio u. f. w. und vor allem das Erbrecht zu ihrer begrifflichen Gr: 
fenntniß und Darftellung zu bringen.” „Es ift, beißt es fogleich weiter, ein nur 
zu erllärlihes Wunder, wenn bisher von allen diefen Redhtsinftituten und von 
fo vielen andern lein einziges erfannt war.” Wahrlich, fo viel Glauben an fid 
felbft dürfte man nit leicht in Israel, noch anderswo finden! Dod der Ber- 
faffer baut fih damit nur den Uebergang zu einer Jeremiade über Schüler und 
Belenner Hegel’3, die, immer nur ihrem Meifter nachtretend, ſchon damit zu: 
frieden feien, „die Hegel'ſche Rectsphilofophie mit Abänderung, Verſchiebung 
und in der Negel Verſchlechterung irgend eines Dütelhen und Puͤnktchens zu wie: 
derholen“ und „ftatt in den Reihthum des pofitiven Rechtsmaterials einzudringen 
und ihn begreifend zu geftalten, ftatt die poſitive Rechtswiſſenſchaft 
felbft vom philoſophiſchen Gebanten aus zu entwideln und zu erzeugen, ſich 
im Himmel ihrer allgemeinen Redensarten begnügen, der groben Erde des realen 
Rechtsſtoffes fo fern als möglich zu bleiben.” Daher jene unfelige Trennung von 
Nechtsphilofophie und pofitiver Jurisprudenz, von venen jeßt weder die eine noch 
die andere „auf den Namen einer Wiflenfchaft wahren Anſpruch machen könne.” 
Hegel jelbft und feine Philoſophie tragen an dem Uebel feine Schuld, auf allen 
Seiten feiner Werte babe „Hegel ſtets unermüdlich hervorgehoben, daß die Phi: 
loſophie identifg mit der Zotalität der Empirie fei, daß die Philofopbie 
nichts fo fehr fordere, als die Vertiefung in die empirifhen Wiſſenſchaften, und 
fo trage die Hegel'ſche Philoſophie das allgemeine Grundprinzip zu einer Ber: 
föhnung zwiſchen Naturreht und pofitivem Recht wirklich in ſich; verfchulvet ha: 
ben fi dabei immer nur die Rechtsphiloſophen, die — ftatt eine pbilofo: 
phifche Entwidlung der concreten einzelnen Rechtsinſtitute zu geben und es an- 
ſchaulich zu machen, „daß die Rechtsphiloſophie, als in das Neich des hiftorifchen 
Geiſtes gehörend, es nicht mit logifch:ewigen Kategorien zu thun hat, fondern daß 
die Rechtsinſtitute nur die Realifationen biftorifcher Beiftesbegriffe, nur der Aus: 
brud des geiftigen Inhalts der verfhiedenen biftorifchen Volksgeiſter und Zeitpe 
rioden und daher nur als foldhe zu begreifen find“, ftehen blieben „bei den vün; 
nen allgemeinen Grundlinien der Hegel ’fchen Rechtsphiloſophie“ und in der Lehre 
von Eigenthum, Yamilie, Vertrag u. f. mw. blos die von Hegel ſchon vollbradhte 
logiſche Diepofition des Werkes wiederholen wollten. Zaffalle meint nun in 
feiner Abhandlung über die erworbenen Rechte fi über das Berhältniß zwi: 
ſchen Rechtsphiloſophie und pofitivem Rechte oft und eindringlich genug ausge: 
ſprochen, ja „plaftiich und geftaltend“ durch das Beifpiel ver vorgewählten Dis: 
ciplin nachgewieſen zu haben, „wie auch jene Hegel'ſche Dispofition felbft, wie 
der ganze Bau und die Ardhiteltonik der Hegel’fhen Rechtsphiloſophie vollftäne 
dig aufgegeben werden muß und nichts von der Hegel’ihen Philofophie bewahrt 
werben kann als ihre Grundprinzipien und ihre Methode, um die wahrhafte 
Rechtöphilofophie zu erzeugen, die dann mit der Rechtswiſſenſchaft felbft identifch 
fein und zufammenfallen wird.” 

Wir meinten, diefe der Vorrede entnommenen oder auf fie bezogenen Be 
merlungen zur Orientirung des Leferd über den Verfaſſer, fein Bewußtfein und 
den Zwed feines Wertes dem Referate über den Inhalt des legteren voranftellen 
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m follen und damit auch gleich Proben feines Styles geben zu önnen; wit men- 
den und nunmehr zu dem Werke jelbft. 

Der erfte Theil beichäftigt ſich ber Hauptſache nad mit ber überaus 
ſchwierigen Frage von ver Nüchvirtung neuer Gefehe, oder wiſſenſchaftlicher aus: 
gedrüdt — von ben zeitlichen Grenzen in Anmenbung ber Gefebe; er zerfällt 
in drei Abfdmitte, mit ben Ueberſchriften; Einleitung, Theorie, Ar 


wenbungen. 

Die Einleitung (S. 3—49) enthält eine große Maſſe rechtshiſtoriſchen 
Wateriales, wie ſich über den fr + 1 and Gejebgebungen und gelebrte 
Autoritäten ausgeſprochen. Von ven ‚gen baben insbeſondere die franz 
hide feit dem lebten Dec No Jahrhuudertes und die preußijche 
feit dem Unfange des XIX, + Amnierlfamteit auf ſich gezogen; von 
juxiſtiſchen Autoritäten wer, as Infihten Savigny's (Soft. & 
baut. zöm. Rechtes VIII. B.) u inn's (Grörter, im Gebiete des 
Breub. Rechts, Berlin 1855, Her u . Die kitifhe Zufammenftellung 
fo vieler legislativer, aber nicht in mig gehaltene Verfügungen und 
doctrineller Heußerungen, unter in Geftänpniß Savigny’s, es 
fei eine Unmöglichteit, vie Frage u he Wirkjamteit der Geſetze wifjen- 
ſchaſtlich ſchon jeht zum Abſchluß zu und müfje jeder e& ſich ſchon „zur 


Ehre rechnen, wenn jein Verſuch in ver fernern Entwidelnng nur noch als ein: 
jelner vorbereitender Schritt im Angedenken bfeiben follte,“ drängt. den Verfaſſer 
mit ber Aufforderung, den Gegenftand einer wiederholten Unterfuhung zu unter: 
sehen und „den fpeculativen Begriff durd die einfache Thätigkeit feiner 
Dialektik das leiften zu laffen, woran die größten Juriften fcheiterten“, die Gefeg: 
gebungen unter den ab: und zufließenden Wellen der Ereigniffe in Unſicherheit 
unb Schwankungen geriethen. Die hohe Wichtigkeit einer folhen Aufgabe bedürfe 
um recht gewürbigt zu werben, nur einer kurzen Andeutung, denn „der inhalt: 
reihe Gedanke feines Themas fei, in feiner hoͤchſten und allgemeinften Auffaflung, 
fein anderer ald der Gedanke der aus ver Rechtsidee felbft herfließenden und ihr 
enifpredhenden Herüberführung eines alten Rechtszuſtandes ineinen 
neuen.“ Nun fei einerfeitö der Geſetgebungswechſel in Deutihland in den letz— 
ten zwölf Jahren zwar nur im Berhältniß zu früheren Perioden fehr lebhaft ge: 
weſen; es ftehe jedoch noch viel mehr in naher, fturmbewegter Zutunft bevor, an: 
dererſeits habe die Gefeßgebung bereit begonnen, „von ihrer transſcendentalen 
Höhe in die Bürgerfreife herabzufteigen“ und fo der Wiſſenſchaft auf die Legis- 
Iation einen verftärkten Einfluß zu ermöglichen. „Gelaͤnge es alſo, eine anerkannte 
Lehre der Wiſſenſchaft hierüber zu ſchaffen, fo würde diejelbe mächtig dazu beiz 
tragen lönnen, einerfeit3 vie Umgeftaltungarbeiten der Gegenwart zu erleichtern, 
andererſeits den empörten ſchaumbeſpritzten Wogen das Ueberfluthen auf den von 
dem individuellen Willen durdfurdten Ader wahrhaft erworbener Rechte zu 
wehren.“ 

Der zweite Abſchnitt, „die Theorie" (S. 53—365) bringt natürlich diefe 
hochwichtige Lehre; der Gedanke aber, der hier überallhin durchgeführt werben fall, 
ift folgender: Neue Gefehe — der zuleht „für obligatorifd erflärte allgemeine 
Bernunftinhalt” — greifen nad Mafgabe ihres Inhaltes überall ein, wo nicht 
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ein bereits vorhandener, individueller Willensact „denaturirt“ wird — was jedoch 
der Fall noch gar nicht iſt, wenn ein einem ſolchen Willensact nachgefolgtes Ver: 
botögejeb ven Anhalt desfelben ganz oder theilweife als außer dem allgemeinen 
Rechtsbewußtſein ftebend angibt, oder ein neues Gejek zwar nur die Form für 
die giltige Vornahme eines Willendactes ändert, derjenige aber, der denfelben in 
der dem früheren Geſete entiprechenden Form bereit gejeßt hat, noch in der Qage 
ift, folden unter der neuen, legislativ inSbefondere auch darauf bezo- 
gene Form zu wiederholen. — Nur unter den Schranken dieſes Gedankens fol 
der oft gebraudyte und mißbrauchte Satz gelten, daß in die Erſcheinung tretende 
Geſetze auf bereits erworbene Rechte keinen Ginfluß haben, und nur jene Rechte, 
bie Jemand fih durch einen individuellen Willendact begründet hat, feien in viefer 
Hinfit ald erworbene Rechte anzufeben: in der Aufhebung derſelben durch ein 
ſpäteres Geſetz läge ein Eingriff in die Freiheit des Willeng, ein gründlicher Ver: 
ftoß „gegen den Begriff des gefammten Rechts“, der nur darin beftehe, gerade 
bie Realifation der Willensfreiheit zu fein, „ein abſolutes Unrecht, bie Auf: 
bebung de3 Redhtäbegriffes überhaupt”. Alle übrigen Rechte find nad) 
des Verfaſſers Anſicht „nichts, ald allgemeine Qualitäten und Befugniffe, die nur 
auf Grund bes fie verleihenden Gefeges da find und aljo mit ibm fließen 
und verfhwinden”. Denn „das Gejek ift der Ausdruck des Rechtsbewußtſeins 
des ganzen Volles; alles geſetzliche Recht ala ſolches — alle8 Sein des Indi—⸗ 
viduums — ift fomit nur eine durch den in ſtetem Wandel begriffenen allgemei: 
nen Geift gefeßte Beſtimmtheit, fo daß jede neue aus ihm fließende Beftimmtheit 
dad Individuum unverzüglich mit demfelben Rechte ergreift, mit welchen es von 
der früheren befaßt wurde. Feſt kann für ein Individuum nur fein, was es ſich 
aus diefem Strome durch fein eigenes Thun und Wollen in rehtmäßiger Weife 
einmal abgeleitet, was es verfeinigt hat. Jedes Gejeß alfo, welches nicht frü- 
bere individuelle Willensactionen trifft und inſoweit es diefe nicht trifft, muß 
feiner Ratur nah augenblidlih eingreifen.” Tas fei aber durchaus nie eine Rüd: 
wirkung, da eine ſolche nur dort vorliegen würde, wo auf Früheres (vor ber 
Zeit des Geſetzes) ein Einfluß ausgeübt werden follte, bei der Vorausfegung aber, 
daß alle früheren Willensactionen unberührt bleiben, das fofortige Plabgreifen 
des Geſetzes auf die Rechte des Individuums von felbft nur ein augenblid: 
lihes Einwirken, das denn doch in der Natur und Beitimmung bes Geſetzes 
liege, aber fein Rüdwirten darſtelle. 

Wir hoffen, auch mit diefem Exrcerpte Schon unferen Lefern erfichtlid gemacht 
zu haben, wie nad) des Verfaſſers Anficht „ver Gedanke der Nihtrüdwirkung auf 
nichts anderem berubt, als lediglich auf dem Begriff der fubjectiven Frei» 
beit des Beiftes.” Wir übergehen „die empiriſche Gegenprobe, welche Laſalle 
für die Wahrheit diefer feiner Auffaffung aus der Cultur: und Rechtsgeſchichte 
erbringen zu können glaubt, fo wie die Digreflion, in der er fi) angelegentlid 
über dad Naturrecht, als „felbft wieder hiſtoriſches Recht“, ergeht, um in 
einigen intereffanten Fällen ded Civilrechtes die Laſſalle'ſche Doctrin (die 
aber eben fo gut dem öffentlihen Rechte gelten ſolh) zu verbeut- 
lichen. Ein Geſeß, welches vie PBerfonencapacität ändert, ober fie einer Elafle von 
Perjonen entzieht, ändert auch Laſſalle's Theorie augenblidlih vie Fähigkeit 


Literarifche Anzeigen 


entzieht fie jofort allen denen, melde fie bisher bereits hatten, 
[eb aber nicht befigen: doc bleiben die auf Grund der frü- 
genommenen individuellen Handlungen giltig befteben. 
eh die Volljährigkeit von 21 auf 25 Jahre hinausſetzt, 

25 Jahre alten Perfonen, obwohl fie bereits 21 Jahre il 
ind daher ſchon eine Zeit volljährig waren, ald minderjährig 
ie in der bereit3 gehabten Volljährigkeit unternommenen Hand: 
et. Dagegen werde die Volljährigkeit, die Jemanden auf ſei⸗ 
ibn handelnden Vaters Antrag vom Gerichte verliehen wor: 
läteres Geſetz, welches die Majoritätserflärungen abſchafft oder 
jungen ftellt, weil fie durch individuelle Handfnngen ver mit: 
[en worden ift, nicht aufgehoben. — Die Rechtsfelbititändig- 
it einem gewiffen Alter ipso jure erlangt, falle wieder fort, 
eich in die vwäterlie Gewalt zurüd, wenn ein neues. Geſetz 
Balter weiter binausfept und das bisher sui juris geweſene 
ter noch nicht bat. Anders, wenn die Nechtsjelbitftändigfeit 
durch die Vornahme einer Handlung jeitens des Min- 
feine Verebelihung, wie nah Code Napol. art. 476) 
Ind ein fpäteres Gejek im diefer Handlung keine Emancipa- 
Irtennt. Die bereits geſchehene Gmanzipation werde durch das 
mehr berührt, „weil fie durch individuelle Willensaction ver 
ben ilt Eine ſehr interefjante Anwendung macht 
eorie auf ebelihe Verbältniß; mir können jedoch 
Geſetz neue Scheidungsgründe 
gilt das eich auc in diefer Sinfiht vom 
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das einen Rechts inhalt betrifft und ift fomit von einer Denaturirung, wie nad 
"8, fpäter von felbft auffallen wird, auch bier keine Rede. Bei Verträgen endlich 
will der Verfaffer ganz confequent in Bezug auf Form und Inhalt derſelben (alfo 
für deren Giltigkeit, Art und Grad der Wirkſamkeit, Anfehtungsgründe) in der 
Regel, die aber freilich wiener in Verbotögefeken ihre Ausnahmen hat, dad Ce: 
ſeß zur Zeit ihrer Abfchliekung ald maßgebend anſehen. 

Nächſt dem ſucht 2. feinen Begriff ermorbener echte, der ihm, wie 
bemerkt worden, in Abfiht auf ven Einfluß fpäterer Geſetze mit dem Begriffe in- 
dividueller Willendactionen identisch ift, au auf gewiſſe Rechte auszudehnen, 
die zwar aͤußerlich zunädft aus bloßen Begebenheiten und Greigniflen (Natur: 
nothwendigkeiten, Yufällen) oder aus Handlungen Anderer zuentftehen feinen, 
ihrer inneren Natur nah jevoh vom Rechte aufgefaßt werden als 
eigene Willendactionen des Individuums.“ Hieher zählt er A. „alle 
folden Rechte, welche dem Individuum durch die eigene Geburt oder den Tod 
Anderer entftehen und welche vermittelt find durch das Familienrecht“; B. die aus 
ungemollten, nämlih duch Irrthum oder Zmang motivirten Handlungen ent: 
ftandenen Rechte ; C. Rechte, die aus Duaficontracten, dann D. aus der Erfikung 
oder E. aus ein verftedtes Handeln in fich fchließenden Unterlafiungen ihre Be: 
gründung nehmen. 75 Seiten find diefem Streben gewidmet, doc wird der Ber: 
Tafier in vielen Punkten, die er berühren mußte, ganz gewiß Widerſpruch finden. 
Unfere Aufgabe bier ift es begreiflich nicht, denfelben Schritt für Schritt zu fol 
gen und wie in einer Broceßfchrift fo viel möglich Alles und Jedes zu miberjpres 
hen; Einiged nur wollen wir herausheben, natürlich ohne unfere Gegenmeinung 
für infallibel zu pronunciren. Bon den unter A anbezogenen Rechten heißt es: „bie 
fo vermittelten Rechte find dem npividumm erworben vermöge der nad) der 
Anihauung ded Rechts innerhalb der Familie berrfhenden Identi— 
tät der Berfonen und ihres Willens. Bermöge diefer Identität wird vom 
Rechte die giltige Willenshbandlung der einen Jamilienperfon zu: 
gleihal3 Willenshandlungderandern angejehen.” — Diele durchgrei: 
fende, rückſichtsloſe, allfeitige Perfonen:Einheit auch nur in Bezug auf den Er: 
werb von Civilrechten wird ſich felbft für das Vorjuftinianifche Recht (cf. L. 103 
Dig. de V.Obl.) nicht beweiſen lafjen: geſeht aber auch, fie wäre wahr, wie läßt 
ſich daraus argumentiren, die einem Finde durch feine Geburt ſchon entitandenen 
Rechte find als durch eine individuelle Willendaction desfilben erworben anzuſehen, 
weil fein Bater (oder auch feine Mutter ?) die Erwerböbandlung vorgenommen ? Welche 
denn, wenn biefe Rechte ja durch die Geburt allein entftehen? 2. jagt darüber 
vorerft gar nichts (fpäter jedoch erllärt er die Zeugung für einen folden Er: 
werb3act!); erfaßt vielmehr weiter eilend hier foglei ch — das Erbrecht in’3 Auge: 
„Wenn geerbt wird, fo erjcheint dies zunäcft als die Folge eines bloßen Greig: 
nifles, deB Todes des Erblaſſers. In der That aber beruht der Erwerb auf einem 
entweder ausprüdlihen Willen desſelben — teftamentarifche Erbſchaft — oder auf 
einem vom Befepe präfumirten — Sinteftaterbfolge. Es geſchieht alſo dieſer Er: 
merb durch eine Willenshandlung des Erblaffers, vie in Folge der angeges 
benen das Weien des Familienrechtes beſtimmenden Spentität ala die eigene Wil: 
lensaction des Erben erſcheint. Das Erbrecht darf alfo nicht als ein aus einem 
Greigniß oder einer fremden Handlung entipringendes Recht aufgefaßt werden, 
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fondern wenn dies jeine äußere Erſcheinang IA, fo beruht feine jpeculatine 
Ratur uriprünglic auf der durch die Joentität der Familie vermittelten Wik 
lensaction des Erben.“ Merkwürbig genug wird bazu in einer Mote gefagt: 
„An dieſer abftracten ven allen concteten Unterſchieden abſehenden unb barım 
aud untichtigen Behauptung mag «3 bier nod genügen. Das Wabrbafte darüber 
kann ſich erft im zweiten Bande ergeben.” Was foll fidy ver Lejer bei Diefem ner 
ven Geftänpniß denten? In der That! Der Verfaffer kann doch fein: „Wenn 
geerbt wird...“ mum vom bem Medite, Erbe zu werden, nit von dem 
Rechtöverhältnifje des Erbe — geworden — fein verfiehen. Wie foll man es 
fich mun aber erflären, daß diejes Recht ner irbberufenen durch eine Willens 
action des Erblafiers in Folge der Bi ventität aus dem Familienrehte 
erworben worden jei, wenn efiva dieſer ssrose fene mit dem Erblajfer gar mic 
im Familienverbande fteht, nämlid fein suus oes Iektern ift, vieleicht nicht ein- 
mal zu defien Verwandten gezählt werbeı n? € ſcheint uns dies eben fo 
rund, wie wenn man einen Erwerb des New, zu erben, durch eine Willens 
handlung des Erblaſſers aus jener Perjoner-Mentificirung, die nad dem Er: 
werbe der Erbſchaft zmiihen Erblafjer und bem jtattjindet, deduciten mollte. 
— Bei den aus ungewollten Handlungen entjtandenen Rechten; B. ift es bie 
wahre innere Willensaction die den Handelnden gegen bie Handlung als 
eine ungewollte berechtigt; nachfolgende Bejehe, welche jolbe Handlungen für 
rechtsgiltig anfehen wollten, würden fohin ein vom Individuum Nichtgewolltes in 
ein Gewolltes verfehren, alfo der individuellen Freiheit Gewalt anthun. 2. unter: 
‚Heht biebei die Lehre von Zwang, Betrug und Irrthum einer Revifion, die ihn 
3 mandyen, von der herrſchenden Doctrin abweichenden Refultaten führt. So fehlt 
es nad) feiner Anſicht einer durch rechtswidrige Drohung erziungenen Handlung 
an individueller Selbftftändigkeit, in der aber eben der Begriff des 
Billens liege. „Die Selbftbeftimmung bat aufgehört, wenn ein zweite s Indi— 
viduum in rechtswidriger Weife in biefelbe eingreifend das erfte aus einem 
fich felbft beſtimmenden Selbft in ein durch fremden Willen befimmtmwerben: 
des verwandelt.” Wie ift e8 aber nur möglich, daß Jemand in eines Anderen 
Selbftbeftimmung eingreife und dieſer troß dem, daß er activ iſt, dennoch nur durch 
den fremden Willen beftimmt wird? Durd allen Dampf ver Laſſalle'ſchen 
Dialektik ſehen wir nod immer bie befannte Trias: der Bedrohte hat die Wahl, 
das zu thun, was der Drohende will und fo dem bevorftehenven Uebel auszu- 
weichen, ober dad Uebel zu leiden und nicht zu thun, was der Andere will, enb: 
lich oft auch nod den Verfudy des Widerftandes zu machen, um weder das Ber: 
langte zu thun, noch das gebrohte Uebel zu leiden. Wo aber noch dieſe Wahl 
bleibt, da kann nie und nimmer von einem beftimmt werden die Rede fein, 
der Grund, daß der Bebrohte dies oder jenes thut, liegt jedenfalls nur in feinem 
Entſchluſſe. Ift dagegen, heißt es weiter, die Furcht nicht durch fremde Drohung 
hervorgerufen, fondern aus dem eigenen Denken des handelnden Individuums 
hervorgegangen, fo ift jebt erfichtlih, warum fie kein die Willensfreiheit auſhe 
bende und fomit aud feine den Vertrag entträftende Wirkung haben kann. Denn 
als durch die eigene Denloperation des Individuums gefebt, erfcheint 
fie als feine eigene willluhrliche Selbftbeftimmung und wird darum zum gleic- 
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ailtigen Motiv vderfelben.” Dabei wird in einer Note Savigny’3 Argument, 
(Spft. III, 108), daß, wenn die Freiheit dur Furcht ausgeſchloſſen würde, es ganz 
oleichgiltig fein müßte, ob diefe Furcht dur das bloße Denlen des Fürchtenden 
oder durd fremde Drohung entftanden wäre, da in beiden Fällen der Seelenzu: 
ftand des Fürchtenden verfelbe fei — als ein „auf einer gänzliden Ber: 
fennung des formellen Billensbegriffes“ berubenvder Trugſchluß“ 
abgefertigt. Gleichwohl will es aud und noch bedünken, ald ob der Seelenzujtand 
des Fürchtenden ziemlich derfelbe fei, das (gleich große und gleich nahe) Webel mag 
ihm von einem Menſchen und zwar rechtlich oder widerrechtlich angebroht oder 
durch ein Elementarereigniß gedräut werden. In beiden Fällen muß, damit eine Furcht 
entftehe, der Dentoperation des Individuum unterzogen werden, in feinem aber er: 
ſcheint die Furcht als jeine eigene willführliche Selbitbeftimmung. Oder beftimmt man 
fih etwa willkührlich zur Furcht bei einem aufziehenden Gewitter oder heranziehen⸗ 
den Seefturm? Auf die feiner Theorie opponirende L. 21. $. 5. Dig. quod me 
tus antwortet 2. nur mit den paar Worten: „EI wird alſo immerhin ſelbſt bei 
biefer Auffaffung Neftitution gegen die Handlung ertheilt.”" Aber was ift dies für 
Rechtfertigung vor Lefern, die den Begriff von prätorijher Reftitution haben? 
In einer langen Note zwar fucht ſich der Verfafler gegen einen anderen aus dem 
ıömifhen Rechte bergeholten Beweis, daß dasjelbe feine mangelnde Willensfreiheit 
in dem durch Zwang (oder Betrug) hervorgerufenen Bertrag erbliden könne, weil 
es ja doch nur eine bejondere Klage auf Refciffion zuläßt, zu vertheidigen; wir 
zweifeln aber, daß feine Angaben Beifall finden werden. Endlich beruft er fich für 
jeine Annahme, der Gezwungene habe nit die Handlung begehen, fondern ſich 
nur dur den Schein derjelben ver angebrohten Gefahr entziehen wollen, wohl 
body ohne Grund auf dad „fallens“ in L. 6. 8.7 Dig. de adquir. & omitt. 
hered. Offenbar ſpricht Celſus bier von dem Kalle einer Scheinhandlung, die 
als folde ih herausgeftellt hat; aber eine Scheinhandlung in jeber erzmun- 
nenen Handlung zu ſehen, ift dem alten, ftrengen Juriften gewiß nicht eingefallen, 

Wie die dur Drohung erzwungenen Handlungen, fo ftellen fi dem Bers 
faſſer auch die dur dolus veranlaßten ala ungemwollte und darum rechtlich 
ungiltige heraus. „Wo durd ein anderes Subjelt ein faljbes Bewußtſein in dem 
Individuum herbeigeführt wurde, da ift e8 von jenem an der Wurzel feines Wil- 
leng, dem Wijjen, gefaßt und aus einem Sichfelbftbeftimmenden in ein 
von dem andern Subjette unfrei Beftimmtfeiendes herabgeſetzt.“ Dagegen 
jchließe die in dem Handelnden unabhängig von einem Dritten vorhandene faliche 
Vorftellung feine Willenöfreiheit nicht aus, weil folde „vie eigene Thätigkeit 
des Subjektes ift,” johin „als feine individuelle Selbitbeftimmung, als ein Act 
feiner Freiheit und zwar gerade al3 die Gewähr feiner unbeſchränkten willlühr: 
lihen Freiheit, nit ald die Aufhebung derfelben erſcheint.“ Wir meinen indeß 
sine ira & studio, das, was L. zur Begründung feiner Meinung fogleidh weiter 
angibt, laſſe fid) eben jo gut auf den Fall der von einem Dritten hervorgebrach⸗ 
ten falſchen Vorftellung anwenden. Gr lehrt nämlich: „.... wir befinden und 
bier ja in dem Bebiete der formellen Freiheit oder der Privatwillkühr, mo auch 
der willkührliche Wille feine volle Giltigkeit hat. Das Subjelt ift bier nicht ge: 
zwungen, dad Wahre zu mwiflen und zu wollen. Es bat aud) das formellswill: 
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Hihrlihe ect, ſich um die Wahrbeit nit zu befümmern, die Objertivität midıt 
3a unterſuchen und fein Bewußtſein mit ibm nicht im Uebereinftiimmung zu je 
sen. Diefe Sorglofigleit ift aljo eine ihm zuflchende Selbiibefimmung des 
Jadirivuums und deibalb ift bie falihe Vorftellung, die es felbft fich kilnet, wei 
eigene Ihätigleit des Geiſtes, auch feine inbivibuelle Schhitbefimmung unb jomit 
als Dajein jeines freien Willens aufzufafien.“ Bu glauben abe: ift man nie ge 
jwungen, jo wenig — wenn es Jemand darauf abgejeben bat, uns eine Bor 
Wellung beizubringen, als wenn wir ganz zufällig eine Heuberung vernehmen un 
der Aeußernde vielleiht gar nicht weiß, daß wir felbe gebört haben, Der wär 
bad bei 2. anders? Glaubt man alfo der Züge, jo ift aud eim Act ver Selbitbe 
Mimmung vorhanden. Der weiteren Lehre des Berfafjers über den Jrribem in 
ben Beweggründen, die nach ibm in einem rein quantitativen Berbältnik zum 
Willen jelbit fteben, da fie bald den Inhalt des Willens deden, mit biefem iden 
tiſch jein tönen, bald aber auch micht fein fünnen, hätten wir mehr Präcifies, 
vor Allem etwas mebr Deutlichteit gewänjdt: auf eine kritiihe Beleuchtung kon 
wen mir uns bier unmöglich einlaffen, jo ftarf aud vie Provocation ift, Die in 
der mitunter doch nar zu zuverſichtlichen Schauftellung neuer Auffafjungen altin- 
terefianter Rechteobjecte liegt. Eines nur wollen wir nod vormerlen, die Sehr 
vom Nebtöirrtbum. Derjelbe eriheint dem Perfafier als ein Jrribum bes Men- 
ſchen „über das eigene Weien des Geiftes, worüber der Geift, weil es ihm 
nichts Zrembes ift, nit zu irren braudt.“ Darım gelte die Anſchauuug, des 
Recht farın das Individuum ſtets wiflen, wenn es will, und wenn e& daſſelbe 
nicht weiß, fo erſcheine dies Richtwiſſen als durch feine willtührlihe Selbfübeftim: 
mung geſeßzt und werde, ſoweit dies in der Sphäre des durch bie Willkär be 
herrſchten Privatrechts geſchiebt, zur giltigen felbfibeftimmenden Willkür und alſo 
zum ſchadlichen Irrthum.“ Dies iſt eine einfache Folgerung Es. aus der mit ſtarl 
dialettiſcher Beweglichkeit aufgenommenen Theſe; „das Recht iſt nur bie her 
ausgeſetzte eigene Innerlichleit und Verſtandesnatur des Individuums, das Ge 
feb nur das objectio gewordene Rechtsbewußtſein der Vollsindividuen.“ Dennoch 
ſoll es zwei Fälle eines unſchaͤdlichen Rechtsirrthum geben, einmal „wo das edit, 
feine obige allgemeine, für alle Individuen gewifie und mit dem Vollsgeiſt iden- 
tiſche Natur verlierend, felbft wieder in Zufälligteiten ausläuft d. b. alfo bei com: 
troverfen Rechtöfägen, wo ja die Entſcheidung über den Inhalt des Rechts aus 
der allgemeinen geiftigen Ratur des Individuums in bie Beſonderheit der per 
ſoͤnlichen Anfıht hinunterfällt, und eben fo bei dem blos particularen Localrecht, 
weil biefes ja gar niht mit dem ganzen Volksgeiſt identiſch if und ſomit nicht 
als das allgemeine Weſen des Individuums ausdrückend angefehen werden kann.“ 
Glũdlich, wer das verfteht und mit jenem Begriff von Recht, „al der,“ wie 
er ©. 196 meint, „ftetigen Berwirlligung des jederzeitigen 
allgemeinen Bernunftgebaltes" zufammenreimen fann! 
C. Die aud den Duaficontralten für den, der dabei nicht gehan- 
delt hat, entftandenen Rechte müflen nad) 2. in reqhtlicher Hinficht von darum 
mals feiner eigenen Willensaction entfloffen angefehen werben“, weil 
fie „auf einem vom Gefes vorausgefegten normalen Willen des 
Individuums beruhen.“ Sie feienalfo erworben und können daher, einmal 
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entftanden, durch fpätere Gelege nicht verändert werden. Daß dieſer gejehlich vor: 
audgefeste vernünftige Wille des Individuums nicht eben gemeine Doctrin ift, 
fagt 2. felbft; es charakterifirt aber feine Art und Weiſe, wenn er von feiner 
Auffaflung fagt, fie müffe von felbft Hlar fein. Doch um der Ungläubigen wegen 
läßt er fi zum Beweiſe herbei. Die Römifchen Juriften fprechen wohl nur von 
utilitatis causa, auf der die negotiorum gestio (der vornehmfte Duaficontract) 
berube: doch „dieſes Rüplichleitsargument drüdt vielmehr nur die Form Außerer 
Thaͤtigkeit aus, was nad und (sc. Laſalle) die Rechtsidee des Inſtituts bildet. 
Das Geſeß Tann hier eben nur deßhalb den Willen des Individuums voraus: 
feßen und feßt ihn voraus, weil es eben normal ift, daß jedes Individuum felbft 
das ihm Nüsliche will.” Nun folgen fünf pofitive Gründe, denen man allerbings 
eine gewandte Auffindung und Zufammenflellung nit abſprechen kann; ob fie aber 
fo ſchlagend find, daß die übrigen Rechtslehrer fi über ihre bisherigen Kurzſich⸗ 
tigkeit ſchaͤmen müffen, ift nod bie Frage. Dann weiß man ſchon einmalnicht recht, meine 
L. einen gefeglih präfumirten oder einen gefeglich fingirten Willen. Bekanntlich ift dieg 
nicht einerlei,2. aber nimmt beide Ausprüde. Verfteht er nun einen präfumirten Willen, 
fo werden feine ®egner auf die Unmoͤglichkeit diefer Bräjumtion bei Sinnlofen und 
Kindern weiſen; verftebt er aber einen fingirten Willen, fo werben fie mit der 
auf Seite des Neg. dominus offen gelafienen Möglichkeit des Verbotes ercipiren, 

D. Die aus der Adquifitiv: Verjährung erlangten Rechte müflen als ein 
durch die individuelle Willensaction vermittelter Erwerb gelten 
und können deßhalb durd kein fpäteres, dieſe Adquifitionsart modificirendes Ges 
feß berührt werden — weil es der animus domini, der beftimmte Wille des Individuums, 
eine Sache als die feinige zu feßen und zu behandeln, fei, welder fie ibm ala 
bie feinige erzeuge. Dagegen feinen die „quantitativen Friften“ der Erfigung 
rein pofitiv, es müfle johin ein Beleg, das dieſelben verlängert oder verkürzt, 
auf die noch nicht vollendete Erfisung fofort einwirlen. — Gegen den zweiten 
Theil der Behauptung wird nicht leicht Widerfprud erhoben werden; gegen das 
Raifonnement des erften aber ließe fidh fagen, daß darin dem an und für fid 
doch reht2mwidrigen Willen eine rechtliche Wirkſamkeit beigelegt werde, lange 
fortgefeßtes Unrecht aber an fich immer nur — Unrecht fein könne. Könnte nicht 
au der Dieb a la Lassalle raifonniren? 

E. Zu den Rechten, die anſcheinend nur aus Unterlafjungen entſtehen, 
eigentlich aber doch durch ein verftedtes Handeln vermittelt werben, rechnet 2, die 
Rechte aus der Klagenverjährung. Wer durch die Verjährung ein Klageredht vere 
liert, verzichte ſtillſchweigend auf dasfelbe; wer aber daburd gewinnt (von der 
Klage lostömmt), acceptire ftillichweigend dieſe Verzichtleiftung. Ya wohl, wer da 
weiß, daß er Hagen darf und dennoch nicht Hagt, obwohl er auch fonft nicht ge: 
bindert ift, zu Hagen, der will fein Klagerecht nicht; aber mie denn derjenige, der 
von feinem Klagerechte nichts weiß, oder zwar weiß, aber factifch gehindert ift, 
dasjelbe auszuüben? Darauf werden ſich denn doch vernünftigerweife die beiden 
citirten Stellen des fubtilen Yuriften Paulus (L. 121. Dig. de reg. jur. u. L, 
28. Dig. de V. 8.) nicht beziehen laſſen. Noch pofiirlicher ift des Verfaſſers Ar⸗ 
gumentation, wenn er in dem Nichtzahlen des Schuldners während der Berjähe 
rungszeit ein verbergenes Handeln fieht, durch welches derſelbe annehme, daß es 
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von rum an auf jeinen quien (naturalen) Willen antemmen fell, ober zahlen 
wolle. Eine Stübe für dieſe Anſicht foll in L. 1. Dig. de except. liegen: „Agere 
etiam is videtur, qui exceptione utitur, nam reus in exceptione actor est. 
Bir wollen darüber nicht ein Wort verlieren, erlauben uns aber, Die Bemerkung 
abzufäreiben, die ©. dazu jeht: „Wenn ber handelt, der fh einer Exception be 
dient, fo handelt gewiß auch der, der ſich durch willlürliches Nichthandeln viele 
Erception ſchafft. 2. gebt jo weit, dab er ein Annehmen des Schulbners aus 
dann noch behauptet, wenn derjelbe aus Soralojigfeit, oder Unfenntni der Schuld 
nicht gezahlt bat. „Diele Sorplom um Infenntniß brüdt gewik aus, dafıer 


damit zufrieven it, wenn r - gegen ibn untergeben uud die Er 
füllung feiner rechtlichen ° 11) ıtürlihe und moraliſche Verbindlich 
teit übergehen.“ Wie t Aus aoßen Unfenntniß gewiß jein fell, 
iR uns mwenigftens ſeht ın * » aber find wir mit der Annahme des 
Berfaffers (mern auch nicht Mu a” mdung) einverfianden, dab, menm 
einmal die Berjährungszeit abgelaı eſetze, welde die Klägenverjäbrung 
aufheben oder mopificiren, anf * gewonnene Freiheit des (geweſenen 
Schuldners ohne Einfluß find, äbrend der Verjäbrungsfrift ein, 
tretende, die Verjährung auf difieirende Gefeke ſofort einwirken 
mäüflen. 


Der Verfafler findet ſich veranlaßt, bier fogleih die Frage anzufmüpfen 
wie e3 ſich denn verhalte, wenn der blos naturale (nicht Hagbare) Wille durch 
eine Aenderung in der Gefegebung in die Lage fümmt, nunmehr aud den An: 
forderungen zu entfprechen, die an das Dafein eines civilen (lagbaren) Willens 
geitellt werden? Daß damit die obligatio nataralis niht in eine oblig. eivilis 
verwandelt werde, fei num wie an fih wahr, fo aud von den Rechtslehrern an: 
erfannt; aber aus Gründen, die nicht erjhöpfend feien und darum in ihren Con: 
fequenzen auf große materielle Irrthümer geführt haben. Sofort wird ber im der 
Doctrin fo ſtark verbrauhte Sag: Tempus regit actum zur Prüfung gezogen. 
2. unterſcheidet biejenige Form bes Rechtsgeſchäftes, welche nach dem Geſete 
zum Dafein eines civilen Willens überhaupt erforderlich ift, von derjenigen 
Form, melde vom Gefeße blos für die Beweisfähigleit einer Handlung 
gefordert wird. Leider ift das, was hinſichtlich des erften Falles bier vorgebradt 
wird, fo dunkel, dab man aus einer erſt weiter nachfolgenden Partie Belehrung 
einholen muß. Da nämlid erfterfährt man, daß es in Abfiht auf die Geſchäfts- 
form mit dem angeführten Sa volle Richtigleit hat, es mag nun das fpätere 
Geſetz mehr oder weniger fordern, als jenes, das zur Zeit, da dad Geidaäft ab- 
gemacht wurde, gegolten hat. Das Rechtsgeſchaͤft bleibt aufrecht, wenn es nur 
die damals nothwendig gemefene Form hat; es convalescirt nicht deßhalb, weil 
es nun fo viel hat, als es, follte es jeßt erft abgemacht werden, zu haben brauchte. 
Bandelt es ſich dagegen nur um die Formfür die Beweisfähigleit einer Handlung, 
fo fei die Formel: Tempus regit actum richtig, wenn daS neue Gejeh früher zu 
läflige Beweismittel aufhebt — falſch aber, wenn dasſelbe früher nicht znläffige 
Beweismittel zuläßt.. Im erften alle habe der Eontrahent durd die damald 
beweisfählige Form, die er für feine Handlung mählte dieſe Beweisfähigfeit, da 
fie einen Theil der Handlung bilde, unter fein Grworbenes gebracht; im zweiten 





über recht: und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 29 


falle habe er, weil er feine Handlung wählte, die nad) den damaligen Gefegen 
beweigträftig war, gar feinen Beweis feiner Handlung erworben, er habe „nur 
fein erworbenes Recht auf Beweis und ftehe fhon fomit darum unter der fofortigen 
Einwirkung des Geſetzes.“ Denn moher follte er“ (foll wohl beißen ver andere) 
„das Recht erworben haben, ſich durch feine andere Beweismittel beweisen zu laffen 
als durch die zur Zeit des Rechtsgeſchäftes geſetzlich zuläfjigen, die er aber noch 
dazu damals nicht ergriff und in individuelle Handlungen verwandelte, die aljo 
um fo mebr bleiben, was fie waren: bloße gefegliche Beftimmungen ? 2. ſucht feine 
Anfiht noch mit weiteren Argumenten, deren Schärfe wir nicht verfennen, zu rechts 
fertigen, prüft dann daran den Code Napoleon und das Preußiſche Landrecht mit 
Rüdficht auf die dabei vorfindigen Doctrinen vorweg von Merlin, Savigny 
und Bornemann und lömmt in einen Resume jeiner ganzen Theorie, nad) 
welcher der Begriff der individuellen Willensfreiheit als der alleinige und wahrhafte Trä: 
ger der Unftatthaftigleit einer Gefehrüdmirkung aufgefaßt werde, zu der freudigen Er: 
tenntniß, „va von Theo doſius II. (der fich in dieſer Richtung der erfte ausgefprochen 
— L.7. Cod. de legib.) bis auf Savigny kein Gefeßgeber und kein Yurift über 
dieſes Thema gedacht, verorbnet und gejchrieben hat, ohne daß der hier entwi— 
delte Begriff das in ihm operirende und thätige Moment gewejen wäre.“ Neu 
fei der hier entwidelte Begriff nur in dem Sinne, „daß er bier zum erftenmal 
zum Griennen feiner felbft gelangt ift und fomit erft aus dieſer feiner für ſich 
felbft erlangten Durchfichtigleit die fi durch den gefammten Rechtsorganismus 
bindurdhführende adäquate Ausführung feiner felbft, die foftematifche Theorie oder 
Lehre, erzeugen kann.” (Profit!) L. geht nun auf die Eonfequenzen aus feinem 
Begriffe über. Rechte, die urfprünglich nicht durch den individuellen Willen begrün: 
bet, fondern lediglich durch das Geſetz gegeben find, werben durch die Klagean- 
ftellung fo wie durch Vergleich zu erworbenen, mithin durch neue das frü: 
bere Recht aufhebende oder modificirende Geſetze nidt betroffen. Eben dies gelte 
von einem durch die Wahlhandlung bereits realifirten gefeglihen Options: 
rechte. Bis dahin unterliege ein ſolches Wahlrecht dem fpäteren abrogirenden Ge: 
jebe, eben fo wie jedes Recht des Einſpruchs gegen Handlungen und Verträge, 
welchen das Geſetz Dritten 3. B. dem Vater gegen die Verehelichung feines min: 
derjährigen Kindes einräumt. 

8. gebt weiter zu einer Behauptung über, von ver er felbit befennt, daß 
fie hart anftreife an die Aufhebung der individuellen Wiktensfreiheit, dennod, aber 
gerade am klarſten da3 Wahre darlege. „Es werden dann nämlich fpätere Geſetze 
auch erworbene Rechte, auch gefchlofiene Verträge und ihre Wirkungen in beving: 
ter Weife ändern und zerftören können, wenn fie nur die Aufrechthaltung diefer 
Rechte von einer ſolchen Bedingung abhängig madyen, deren Erfüllung lepig- 
lich indem freien Villen des berechtigten Individuums gelegen 
ift.” Darin liege niht3 die frühere Handlung denaturirendes; weigere ſich das 
Individuum der geſetzlichen Forderung, feinen Willen noch einmal zu feßen, fo 
müfle vielmehr die Zerftörung feines erworbenen Rechts, die dad Geſetz aus der 
Nichterfüllung diefer Bedingung folgen läßt, als ein freiwillige Aufgeben feines 
Rechtes, nicht als eine gewaltfame Aenderung feines Willens erfcheinen. Wer aber 
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gerit, constitutiones factas innotuisse“ um» bieielben wie jeme, die wor der 
Eomkitution gemadt worden find, behandelt haben will, bei wiejen es aber 
ohne Reftrictiom abjurb indet, „ut quod factum est recte, ex eo, quod tmmc 
nom erat factum, postea mutetar.“ Tie zweite Rovelle ſcheint allerbings für. brand- 
bar; wir fragen aber, eb der inbivimelle Wille bes Päckters eines Sirchengutes, 
der im das Padıtverhältniß getreten iR, mit der Vorausſetung, dak, wenn er den 
Badtzind nidit zahlt, die Kirhenadwinifkration ded aut auf epelutiue Dereinbrin. 


ten nicht zu verlehen, mäfie madı der rechtlichen Anibauung fiets ald in der all- 
einigen Willendfreiheit des Individuums angenommen werben, außer in den „Fäl- 
ken ber force majeure, die barım eben auch helfen und helfen mäflen.” Ob bie 
ſes „beifen und helfen mäfien” dem in Geldneth gelommenen Pächter zu- 
‚gute lommen werbe, bürfte jare homano noch die Frage jein; jedenfalls können 
wir nicht zugeben, daß bad neue Geſets im dem gegebenen Falle nur die Grfäl: 
lung der felbftübernommenen Bertragsverpflihtungen vom Pädter fordere. Die 
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Folgen, die ihn jegt treffen, Tagen bei Eingebung des Vertrags nicht in feinem 
Willen und er wird doc jo behandelt, als ob er verſprochen hätte, im alle des 
Rüdftandes fi) hinausweifen zu laſſen. — Bon den Fällen, die 2. bier aus den 
verfchiebenen Legislationen zur Sprade bringt, wollen wir nur noch des legten, 
den er aufführt, in Kürze gedenken. Eslömmtein neue? Gefeß, das in einem Staate 
wo bisher alle Schenkungen unwiderruflich waren, eine Schenlung wegen Undank⸗ 
barkeit und wegen nadgeborner Kinder zu widerrufen geftattet; wie fteht es mit 
den zur Zeit dieſes legidlativen Erlaſſes bereits fertig gemefenen Schenkungen? 
Mit ſchroffer Zurüdweifung von drei gelehrten Meinungen, worunter aud eine 
von Savigny (Spyit. VIII. S. 442) follen folhe zwar nicht wegen nacdhgebores 
ner Kinder des Geſchenkgebers, wohl aber wegen undankbarer Handlungen des Ge: 
ſchenknehmers, natürlich infofern fie nicht fchon dem Geſetze voraudgegangen find, 
widerruflid fein. E3 hänge ja nur von des Beichentten Willen ab, feine Unpant: 
barfeit zu begeben; begebe er fie dennoch, jo habe er fih mit freiem Willen ven 
ihm befannten Folgen unterworfen, habe felbft auf die Unwiderruflichkeit der Schen: 
tung verzichtet ?! Echeint uns doch fo etwas, wie petitio principii zu jein. 
„Da es nur bei ihm ſtand, dieſelbe aufrecht zu erhalten, wie lann er fid über 
auf feinen Willen ausgeübte Gewalt und alfo über Rüdwirtung bellagen? Was 
fol ihm das neue Geſeß entriffen haben? Die Schentung noch nicht — ſondern 
nur ein Recht auf Undankbarleit. Ein foldhes gibt es aber überhaupt nicht, und 
am allerwenigiten ein erworbenes.“ Aber wir meinen, nicht um ein Recht auf 
Undantbarkeit handle es fi, fondern um das Recht, troß der begangenen Undank⸗ 
barleıt die Schenkung, vie er bereit ohne Einſchraͤnkung auf ein nicht undankba⸗ 
red Betragen erworben bat, zu behalten; nit um ein Recht auf Undankbar⸗ 
teit, fondern darum handelt ed fi, wegen verfelben nit aljo beitraft zu 
werben! 

Der Verfaſſer wendet fich zur Betradhtung des Einfluffes abfoluter d. h. 
folder Geſetze, welche der PBrivatwillfür kein Abweichen verftatten, auf erworbene 
Rechte. Aus dem („von Hegel theoretiſch feftgeftellten” und „von Savigny ben 
pofitiven Juriften eingeimpften”) Sab, „daß die alleinige Duelle des Rechts das 
gemeinfame Bemwußtfein des ganzen Volles, der allgemeine Geift iſt,“ ergebe ſich 
„die ftreng logiſch: nothwendige Yolgerung , daß e3 für das Individuum rechts 
lih unmöglid ift, die Gemeinſchaft mit dieſer alleinigen Subftanz des 
Rechts aufzugeben, feinen Zuſammenhang mit ihr zu zerreißen und fi gegen ih: 
ven Wandel feithalten zu wollen. Eine folde Abſicht würde ftatt rechtlid in 
Betracht zu kommen, da8 abjolute Unrecht bilden, den Rechtsbegriff 
felbft aufzuheben.” In jehr beredter Weile wird dies allen nicht hegelifirten und 
rechtshiſtoriſch geimpften Lefern weiter erörtert und damit der Satz begrün: 
det, daß jedem Bertrage von Anfang an die ftillihweigende Clau— 
ſel hinzudenken ift, es folle das in demjelben für fih oder Ans 
dere ftipulirte Recht nur auf fo lange Zeit Geltung baben, fo 
lange die Gefesgebung ein ſolches Recht überhaupt als zuläjfig 
betrachten wird.“ Doc nicht blos auf vertraggmäßig fondern auch auf anders 
weitig erworbene Rechte müfien begriffsmäßig Prohibitivgeſetze, die ven Rechts⸗ 
inhalt betreffen, einwirten und müffen diefelben, ohne daß von irgend welder 
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Reäntung erworbener Rechte: die Rebe fein kann, alsbald fortfallen, „wenn der 
öffentliche Geift in feiner Fortentwidlung dazu gelangt ift, ven Fortbejtand eines 
früheren Rechts z. B. Leibeigenſchaft, Hörigleit, Roboten, Bann und Zwangge 
rechtigleiten, Dienfte und Abgaben beftimmter Natur, Jagdtecht, Grumpfteuerfrei- 
beit, fideicommifjarifche Erbfolge u; ſ. w. von jest ab auszufhließen.“ Wir 
übergehen die ſogleich bei 2. anſchließende „Kurzweil eines Ercurjes“, ven er fih 
gegen den „modernen Neuplatoniter” Prof. Stabl „gegönnt hat, um gelegent: 
Ih einen Beweis zu liefern, durch welches inhalt3- und gedanlenloſe, ſich felbit 
vernichtende Gerede man ſich heutzutage in dem Waterlande HegelS die Repu— 
tation eines Denker erwirbt.“ Stahl iſt ſeitdem geftorben, wir wifjen nicht an 
welcher Krantheit; hat er aber gelejen, was 2. über ihn bier und an andern Or: 
ten jeines Buches ausbietet, dann ift er fiher vom Schlage gerührt worden oder 
gar an der Wuth geftorben. Glimpfliher geht 2. mit Savigny, ber „dem an: 
geblichen Rechtsphiloſophen hier fiebenmal theoretiſch überlegen. ift", um — obwohl 
nod) lange nicht jo manierlih, wie man dem großen Nechtslehrer gegenüber won 
einem Deutſchen, der feine Vorrede in Berlin gefchrieben hat und das Bud 
in Leipzig druden ließ, erwarten möchte, Unter Anderem ftellt Saviguy (Spft. 
VI. ©. 538 fg.) die Forderung auf, daß bei ber Aufhebung folder Nechtain- 
ſtitute, die ſich auf fortwährenne Nechtäverhältnifie beziehen, „eine wahre vollitän: 
dige Entjhädigung“ geleiftet werde. S. meint, jeder wahre politische und volle: 
wirthſchaftliche Zwed werde durch die Ablöfung mit Entſchädigung vollſtändig er: 
reicht, ohne Bereicherung des einen Theild auf Koften des andern, die durch die 
Natur folder Gefege auf feine Weife zu rechtfertigen fei. 2. fieht in dieſer allge 
mein hingeftellten Behauptung den „größten Irrthum“; er felbft unterſcheidet bei 
der angeregten Entſchaͤdigungsfrage, ob durch den neuen geiftigen Inhalt des Volls⸗ 
bewußtſeins „ein Rechtsverhaältniß felbft oder nur ein beftimmter 
Modus feiner Ausübung ausgefhloffen wird.” Im erften Falle ſei 
für eine Entfhädigung gar feine logiſche Möglichkeit vorhanden, weil durch jede 
ſolche gerade als rechtlich fortwährend gefeßt und anerfannt würde, mas aus dem 
tiefften Innern des öffentlihen Geiftes heraus als Unrecht und abjolut wirkungs- 
los beftimmt worden ift. Im zweiten Falle könne dod nur fo viel wegfallen, als 
durch die Anfhauung des neuen Rechtsbewußtſeins wirklich prohibirt ift; es 
müffe fohin der Rechtsinhalt aus dem fortan unmöglich gewordenen Modus in 
den moͤglich gebliebenen hinübergeleitet werben, dieſe Weberleitung des noch als 
wirkſam anerfannten Rechtsinhaltes werde zwar oft die Form einer Entſchädi— 
gung haben, feiaber immer nur eine Umwandlung deſſen was nicht weiter fein foll, 
in das, was weiter fein fann. 2. ſucht feinen Erpofitionen, die wenigſtens ven Fehler zu 
‚großer Deutlichkeit nicht haben, ſehr bald durch hiſtoriſche Beifpiele zu Hilfe zu Lommen. 
Mit voller Befriedigung referirt er die Beſchlüſſe ver erften Republif über die 
Aufhebung der verſchiedenen die Perſon und das Eigenthum betreffenden Laften, 
Dienfte, Verpflihtungen ; dagegen findet er traurige Rejultate der Unterfuchung, 
wenn er jeine Theorie mit dem Preußifchen Gefege vom 2. März 1850 über bie 
Regulirung und Ablöfung der gutsherrlichen und bäuerlihen Berhältnifje ver 
gleiht. Wir müflen, da wir noch fo viel Materie vor uns haben, auf eine ein- 
gehende Prüfung der Safalle’ihen Doctrin in dem beregten Punkte verzichten 
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ohne uns jedoch ein paar einfache Bemerlungen zu verfagen. Gs fteht ſehr dahin, 
ob alle Yuriften wit Laffalle’3 Anfhauung vom Eigenthum einverftanden 
fein werben, wenn er ihnen fagt, das Eigenthum an jeder Sache umfaſſe „Zivei: 
erlei, 1. das Eigenthum an ihrer fingulären Eriftenz (Nusbarleit), 2, das 
Gigenthbum an ihrem allgemeinen Tauſchwerth.“ Das Grunpjtüd, das zum 
Zwed öffentliher Bauten erproprürt wird, fei feiner fingulären Exiſtenz nad pu: 
blicirt, in foweit fei das Brivateigentbum daran aufgehoben und dafür werde au 
feine Entihädigung gezahlt, denn daS pretium merae affectionis werde von den 
Erpropriationdgefegen nicht gegeben. Sachen berjelben Art und Gattung können 
aber noch Privateigenthbum fein. Die Art fei dad Allgemeine der individuellen 
Sache. Da aljo das Allgemeine derjelben noch nicht publicirt fei, Privateigenthbum 
daran noch ferner anerlannt werde, jo müſſe dem Einzelnen das in dem jpeziellen 
Grundftüd für ihn vorhantene Eigentbum an dem allgemeinen Charalter 
der Sache noch gelaſſen d. h. der allgemeine Tauſchwerth entrichtet werden, mas 
jomit gleichfall3 eine Ueberleitung des prohibirten Gigenthbumes in die noh un: 
prohibirte Form deflelben darftelle. — Nun, die ältere Theorie weiß den Entjichä- 
digungsanipruh im Falle der Erpropriation zu allgemeinen Zwecken aus der Idee 
der Gleichberechtigung wenigſtens eben jo gründlich, aber gewiß viel faßlidher ala 
diefe Biftinguirende homöopathiſch potenzirte Eigenthumätheorie, zu deduciren. Daß 
aber dabei das pretium effectionis gar nicht beachtet wird, ift leider ein Vorwurf, 
ber die neue Theorie im Wejen, die alte nur in der Ausführung trifft. Webrigens 
dürfte die gepriefene Umwandlung?» oder Weberleitungstbeorie, die ſichs heraus: 
nimmt, an bie Stelle eines beftimmten Rechtsobjeltes ein ganz anderes zu ſetzen 
(Geld an die Stelle von Grund und Boden, Gelvabgaben für Naturalabgaben, 
obligatoriihe Rechte ftatt dinglidher, ja fogar Scheidung von Tiſch und Bett für 
die völlige Trennung der Ehe!) und darin nicht? weiter erfennen zu follen vor- 
gibt ald die harmloje Umfegung eines prohibirten „Modus der Rechtsbefriedigung“ 
in einen erlaubten, bei allen pofitiven Juriften und felbit bei jenen ſemikryptiſchen 
Hegelianern, welde in ber dialektiſchen Bewegung nod nicht zur Virtuofität ge: 
fommen find und ſich mit der Hingenden neuen Währung „der Rechtsbefriedigung“ 
nicht glei abfertigen laſſen, wenig Anklang finden. 

Im Nachfolgenden ſucht der Verfaſſer feine Theorie vom Einfluſſe prohibi- 
tiver Gefeße auf den bis zu ihrer Erfoheinung beftandenen Rechtszuſtand, zumal 
auf vertragmäßig beftellte Rechte zu beftimmen und die „begrifflide Schranke” zu 
finden, innerhalb welcher Prohibitivgejege Vertragsrechten die Forteriſtenz entzie- 
ben, „ohne fih mit Rückwirkung zu befleden.” Mit einem fait mitleidigen Blid 
auf Savigny“, dem „die wahre Natur und Bedeutung des ihn treibenden Ge— 
dankens verbüllt geblieben“ fei, werden alle Probibitivgeſetze in zwei Claſſen ge: 
fondert: a) ſolche, welche einen beftimmten Rechtsinhalt nicht weiter als foldyen an: 
erlennen und b) foldye, welche dies nicht thun, „jondern nur die Frage betreffen, 
m welcher Form und unter welhen Bedingungen die Berbindung bes 
Individuums mit dem Inhalte dieſes Rechtes erfolgen muß, um rechtmäßig und 
gültig zu fein.“ Die eriten „müflen fofort auf alle beftehbenden Verträge und um- 
fomebr auf alle anderen Rechts verhältniſſe einwirken”; vie legten „dürfen nie 
mals auf beſtehende, duch individuelle Willendaction vermittelte Rechtsverhält⸗ 
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niſſe einwirken.“ Der Grund diefer Unterfheibung mag allerdings, wie ber Ber: 
faffer behauptet, nur eine confequente und ſyſtematiſche Folge feiner gefammten 
Theorie und der angegebene Unterſchied eine Nothivendigteit aus dem Begriffe der 
individuellen Willensfreiheit jelbft fein (und wir müffen vie ſtreng logiſch gehal- 
tene Nachweiſung dieſer Angaben lobend hervorheben), daß es aber bei einem Bros 
bibitiogefeß, wenn man nur einigermaffen genan feinen Inhalt und Zwech erwäge, 
Memald zweifelhaft jein könne, zu welder von jenen beiden Arten es gehöre, wer 
den faum alle feine Leſer unterfhreiben. Der Verfafier felbit findet es geratben, 
ehe er den oben gerühmten Nachweis verfucht, den angegebenen Unterſchied zuvor 
durch einige conerete Veifpiele zur Anſchaulichteit zu bringen, Wir wollen mt 
gleich jedes erſte, das er für die beiden Arten prohibitiver Geſehe gibt, mäber an 
fehen. Ein Gefeh, das „den Uebertrag” von Eigenthum ohne Tradition für um: 
giltig erflärt, hürfe anf früher geichloffene Raufverträge (mern fie nämlich Eigen: 
thum gaben) nicht einwirken. „Denn es hebt nicht das Recht des Inbiviouums 
auf, das Gigentbum an folhen Objelten zu erwerben, fondern betrifft nur bie 
Frage, in welcher Form diefe Verbindung zu geſchehen habe.” Damit mird wohl 
alle Welt einverftanden fein. Dagegen foll ein Gefeh, welches ſideicemmiſſariſche 
Subftitutionen verbietet, alle bereits vorhandenen Subftitutionen vernichten. Dem 
„es löfe fich auf in ein Gefeh, weldhes aufbebt, daß die Befugniß, durch graduirte 
Vererbung fpätere Generationen an der freien Verfügung von Todeswegen, wie 
unter Lebenden, oder fpätere Gefebe in ihrer freien Verfügung über Inteftaterb: 
folge zu befcpränten, mit in das Eigenthumsrecht des teftirenden Sacheigenthũmers 
bineinfalle. Es leugne, daß ein Recht auf ſolche Beftimmung irgend rechtliches 
Eigentbum eines Individuums fein könne, es erfläre alfo ein früher eigenthim- 
lich beſeſſenes Recht außerhalb des Cigenthumes, extra nostrum patrimonium d.i. 
außerhalb ver Herrihaftsfphäre des individuellen Willens und entziehe ihm 
fo die Fähigkeit überhaupt noch befeflen zu werben.” (Vergl. damit dad, was er 
über das franzöfifhe Gefeh des Nationalconventes v. 14. Nov. 1792 &.35—37, 
217—221 fagt). Wenn e3 fid) von Gubftitutionen handelt, die Jemand gemacht 
bat, der noch lebt, kann man ſich diefe Argumentation nod gefallen laſſen, wie 
paßt fie aber, wenn derjenige, der die Subflitution gemacht hat, längſt geftorben 
iR? Und lönnte man demjenigen, dem fie zu paſſen ſcheint, nicht mit einer ähn- 
lichen Grflärung, wie fie bei dem erften Beifpiele grmacht worden ift, entgegen 
treten? Weberdies aber fcheint der Umftand, daß ein Rechtsinhalt überhaupt von 
einem Individuum nicht weiter „zu jenem Eigentum gemacht werden fönne,” 
noch keineswegs die Folge zu bebingen, daß, wenn er bereitd zum Eigenthum ge 
worden ift, fofort ſolches zu fein aufhören müßte. Es kann 3. B. eine Forde 
rung ber Rechtsordnung geworben fein, daß Familienfideicommifle, weil deren 
nad einer etwa eingeriffenen Ariftofraten-Manie vielleicht bald zu viele beftän 
den, nicht weiter errichtet. werden — warum follen deßh alb die bereits errich— 
teten, die weil nur in geringer Anzahl vorhanden, bisher nicht vertoerflich waren, 
fofort aufhören? Oder hört derjenige, der ſich einen Sperling eingefangen hat, 
Thon gleich auf Eigenthumer desſelben zu fein, weilein Geſeß allen Sperling3erwerb ver: 
bietet? Wir müßten wahrlid nicht, wie ſich fo etwas begreifen ließe. Wohl kann 
es fein, daß etwas, fo bisher als Inhalt eines Rechtes gelten Ionnte, von nun an 
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dafür nicht mehr gelten kann, da aber, wie gezeigt, Verbot der Begründung eines 
Berhältniffes von dem Verbote der Forteriftenz eines bereit3 begründeten unter: 
ſchieden werden kann, jo liegt in dem erfteren noch keinesegs das lektere und 
eine Gefeßgebung, die nicht bloß Jenes fondern auch Dieſes will, muß fi in ent: 
ſprechender Weife dafür ausfprehen (vgl. L. 7 Cod. de legib.), jonjt darf das 
beftehende wohl doch bleiben, von neuem aber nicht weiter begründet werden. 

2. tömmt bei dem Streben, feine „Theorie“ allfeitig zu heben, zur Betradh: 
tung pofitiver Gejeßgebungen in diefer fehr fchwierigen Materie. Sehr auffallend 
(um nicht ein bezeichnendered Wort zu gebrauden) und für die gerühmte Gründ: 
lichkeit deutfcher Gelehrten fehr erbaulich leitet er dieſe Betrachtung fo ein: „Wen: 
den wir ung zu einigen Fällen, in welchen die Praxis der Gefebgebungen und bie 
Theorie der neueren Autoren in einem entichievenen Gegenſatz mit einander ſte⸗ 
ben, ein Gegenfaß, der leicht begreiflih ift, da die Gejeßgebungen dem Inſtincte 
des unmittelbaren Rechtögefühls folgend, oft das Richtige hierbei trafen, während, 
da alle halbe Theorie von der Wahrheit ab: und erft die ganze Theorie wie: 
der zu ihr zurüdführt, den Autoren hierdurch die Erfenntniß der Richtigleit und 
Nothwendigkeit jener Geſetze unmöglich gemacht war.” Zuvoörderſt werben Juſt i— 
nians berühmte Zinfengefebe (L. 26. 27. Cod. de usur.) vorgeführt und dabei 
immer Savigny im Auge behalten. Diejer vertrete da „nur die allgemeine Ans 
fiht der neueren Autoren" (find deren mehrere in der Note 2 S. 275 in fehr 
vornehmer Selbftgefälligkeit citirt), „vie nach ihm und ſchon vor ihm mit großer 
Einhelligteit in der Verwerflichleit eines foldhen Geſeßes zufammentreffen.” Gegen 
Sapigny werden nun zunädft zwei königl. Preußifche, „tranlitorifche” Edikte 
anbezogen und da folhe Savigny aud kannte, aber „auflällig” und mit einem 
preußifcherfeit3 anerlannten Grundjaße, „welcher die Folgen der Verträge dem 
zur Zeit des Abfchluffes geltenden Gejege unterwirft,” im Widerfprud fand; jo 
wird derfelbe auf die hannoverifche Geſetzgebung gewieſen, bei welcher er bie bei⸗ 
den Gedanten, die er im Widerſpruche finde, ſchon gleich zu einer Einheit ver: 
bunden fehen könne. Wie mag es den Neftor der Jurisprudenz, wenn er die 
Laſalle'ſche Schrift gelefen hat, gefreut haben, in feinem hoben Alter erſt noch 
fo präcis gefchulmeiftert zu werden! Doc zur Sache! Juſtinian verbietet höhere, 
als die beftimmten Binfen zu bedingen, nad Verſchiedenheit der Fälle 4, 6, 
8, 12 Percente. Der Ausdruck stipulari wird in L. 26. Cod. cit. fünfmal ge: 
braudt, dazu dann der weitere: „stipulationem moderari“. Wer foll nun da mit 
2. berausbringen: „Recht auf höhere als ſechsperzentige Zinfen foll von jet ab 
gar nicht mehr Eigenthbum des Individuums fein können, foll — als 
Zinſen d. i. bei Garantie des bdargeliehenen Capital und feined Ertrag — 
dur keinerlei Willenshandlung dazu gemacht werden. Da dieſes Recht vom 
Tage des Gefebes ab ganz aus der Eigenthumsſphaͤre des Individuums heraus: 
gefallen ift und nicht mehr beſeſſen werden kann, fo fällt es eo ipso auch bei al- 
len denen fort, die diefen Anſpruch bisher vertragemäßig befefien und erworben 
batten, aber ihn wie jede2 andere Recht nur auf jo lange befaßen und ermwor: 
ben hatten, alö daſſelbe fähig fein würde, einen Gegenjtand der Herrichaft des 
individuellen Willens, ein Eigenthum des Individuums zu bilden.” 2. bringt das 
heraus, weil er e& einmal berausbringen will und weil er von der legizlativen 





aa Literarifche Anzeigen 

Interpretation in L. %7 eit. rüdwärts argumentirt. Wem Juflimiam mit der 
L. 26 eit. wirtlich das wollte, was er gewollt zu haben im L. 27 angibt, fo bat 
ex feinen®illen ſeht unbebolfen ausgebrüdt und lag unferes Erachtens, fein Grund 
vor, ſich über „‚pravam quoraumdam interpretätionem* ju beſchweren. Sehr jin: 
gular aber bleibt gewiß wie deutlich zwiſchen den Zeilen lesbare Annahme des 
Verfaflerd, Juſtinian und feine Juriſten (aljo jene abgerechnet, gegen bie er 
1oszieht) haben ſich auf dieConfequenzen „aus Nehtsgrundfäsen“ beffer ver 
fanden al& alle neueren Juriften, Savignv, ber Gefeierte, an deren Spike. 
Nun, ein Argument deſſen ſcheint uns wenigften® nicht darin zu Tiegen, vak Ju— 
ſtinian die Zinjen, welde bis zu dem Erfcheinen feiner L. 26 eit. gelaufen ſind, 
auch nachher noch eintlagen faffen will. 2. meint, das Gejeh aud auf die „er: 
fallenen“ Zinjen einwirken laffen, würde geheißen haben, die Probibition über 
ihren eigenen Inhalt binaustreiben und in Rüdwirkung verfallen, da dann indi- 
viduelle Willensactionen nicht in ihrer Wirkung bis auf die Beit des Erſcheinens 
prohibitiver Gejehe eingefchränft, fondern der ihnen zuftebenden vertragamähigen 
Birkung aus der Zeit des rechtlichen Erlaubtjeins verjelben beraubt werben, Hand: 
kungen alfo nicht an der immanenten Grenze ihrer Giltigleit feitgebalten, fon: 
dern innerhalb derſelben nachträglich benaturirt worden wären.” Es hanbelt ſich 
aber bier um bie gerichtliche Geltendmachung der verfallenen Binjen, diejes Recht 
fällt noch infomeit hinter das Geſet, muß aber, wenn Yajfalle’s Theorie con‘ 
fequent durchgeführt wird, feit der L, 26 cit. ald aufgehoben angejehen werben 
und fann dabei von einer Denaturirung keine Rede fein, weil, wie er felbft 5.268 
lehrt, „Wille und Handlung von vornherein ein Recht” (alfo jener Zinfenvertrag 
das Recht der gerichtlichen Zinfenforderung) „vermöge der Natur der Rechts 
fubftanz felbft, nur auf fo lange ergreifen und dem Individuum ſichern kön: 
nen, als diefer Rechtsinhalt im gefammten Rechtsbewußtſein ein mögliches Dafein 
bewahren und nicht als ſchlechthin unzuläffig ausgeſchloſſen fein wird.” 

Eine zweite Coderftelle findet 2. für feine Prohibitiv:Theorie in L. 3 Cod. 
de pact. pign. mit welcher Conftantin I. die Wirffamteit des commiſſoriſchen Ber: 
trags beim Pfande niht nur für's Künftige, fondern aud für Gegenwart und 
Vergangenheit aufhebt. DiefeConftitution mit ihrem ſcharfen, durchgreifenden Mo: 
tiv läßt ſich allerdings befjer für 8. verwenden; fie enthält zwar eine Ausnahme 
von der Hegel, daß Gefege nur für's Künftige gelten follen, aber eine bere ch— 
tigte Ausnahme, und darum feine Verlegung von Grundfäßen. Indeß könnte 
man body in Conftantind Anordnung des Guten zu viel finden und 2. bemüht 
ſich fpäter (S 306) fie in jenem moderaten Sinne, der gerade in feinen Kram 
paßt, auffaffen zu laſſen. — Doch mehr Gewicht, meint 2., würden die Bande: 
ten feiner Xheorie geben; fie würde in ihren geradfinnigen Juriftenentfdeidungen 
„bie legte und vollftändigfte Sicherſtellung haben” und hat fie, feiner Anſicht nad, 
aud in der That, wie aus einer genaueren Eregefe von L. 83. $. 5. Dig. de V. 
Obl. L. 33 Dig. locati und L. 98 $. 8 Dig. de solut. im Zufammenbange einer: 
ſeits mit L. 8 Dig. mandati L. 58 Dig. pro socio L. 78 Dig. de V. Obl. dann 
L. 5 8. 2 Dig. de reseind. vend. $. 3. Inst. de empt. & vend. — anbererjeits 
aber mit L. 98 Dig de V. Obl. L. 136 $. 1. L. 140 $. 2. Dig. cod. L. 858.1 
Dig. de reg. jur. L. 11 Dig. de servit. L. 16 Dig. ad leg. Aquil. L. 3 Dig 
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de his quae pro non scriptis erhellen müfle. Um nicht eine ganze Abhandlung 
zu epifodifiren, müflen wir e3 leiver Anderen, zumal jenen, denen L. zu Leibe 
geht, überlafien, zu erllären, ob fie, nachdem ihnen der Staar geſtochen iſt, Alles 
auch jo fehen, wie es in vollfter Selbftbefriedigung der über die Kurzfichtigteit 
aller hinſichtlich dieſes Punktes laut gewordenen Doktrin in „legitimer Verwun- 
derung” aufgelöfte Verfaſſer fieht. Fragen möchten wir in aller Beicheidenheit nur 
Eines, ob denn das, was S. 793 von der zur res sacra, religiosa aut commercio 
exempta gewordenen Sache vemonftrirt wird, mit dem, was ©. 313 vom entwür: 
beten Senator und Provincialbeamten erflärt wird, wirklich von einem und bem: 
jelben Leiflen lümmt ? 

In ven noch folgenden Paragraphen (8 — 13) fuht ©. feine „Ihe 
orie” durch alle praktiſch wichtigen Sonfequenzen durchzuführen. Zuerft binfichtlich 
des Einfluffes von Prohibitivgefeßen auf die exceptio rei in judicium deductae 
und die exceptio rei judicatae bei obligatorifhen Forderungen. Was L. hier jagt, 
ift allerding3 ſireng in feiner Theorie gehalten, in welcher Bedeutung aber der ge: 
braudte Ausdruck „Exceptio* zu nehmen fei, um mit feiner Terminologie in’3 
Klare zu lommen, wiffen wir nicht anzugeben. ft eine Forderung auf den Recht3- 
weg geleitet worden, während des Proceſſes aber ein Gefeß erſchienen, welches 
folde Forderungen nicht mehr anerkannt, fo darf der Richter nah Laſſalle's 
Theorie die Forderung nicht mehr zuerfennen. Hat er dabei auf einen Antrag 
des Gellagten zu warten? Aber wenn er als Richter dem Prohibitivgeſetze von 
Amtöwegen Geltung verfchaften muß? Oder ift gemeint, der Kläger habe gegen 
die Berufung auf das mittlerweile erfchienene Prohibitivgefeß feine Berufung auf 
die Streitanhängigleit? Dagegen läßt ſich bemerken, daß ver gewöhnlichen Ter⸗ 
ninologie nach Exceptio doch nur auf den Gellagten bezogen werde, dann daß 
wenn man auch exceptio exceptionis verftehen wollte, davon doch feine Rede jein 
fönnte, wenn etwa der Gellagte gar keine Berufung auf das neue Geſetz macht, 
fondern dem Richter das Vertrauen ſchenkt, er werde thun, was feines Amtes ift. 

Sofort wird die Lehre der Einiliftien, daß vollbradte Thaten von 
neuen Geſetzen nidht berührt werden können, auf's Korn genommen, 
faljh befunden und — dasjenige was bisher aus diefem Sabe behauptet werden 
follte, viel beſſer aus dem Beſitzrechte abzuleiten verfucht. Wir müffen aus Man: 
gel an Raum in diefem Blatte davon Umgang nehmen. 

Intereffanter und genauer durchgeführt feheint wohl der nächſtfolgende 
Paragraph (10), der zunähft von der Convalescenz eines Rechtsverhaͤltniſſes durch 
den Fortfall beftehenver Prohibitivgefeße handelt, vie ven Inhalt des Berhältnif: 
ſes betrafen; aber e3 findet ſich auch bier neben Anerkennenswerthem (zumal im 
Anſchluſſe an L. 4 L. 65 Dig. de ritu nupt. L. 1 8. 1. ö. Dig. de legat. III.) 
fo Manches, wobei man ſich vergebens um einen Haren, faßlihen Gedanken um: 
ſieht. Was foll fi ein Menſch, ver feine Pandekten nad Anleitung der beiten 
Meifter ftudirt hat, bei dem Sape denken: „das Recht ift nicht das Neich des 
Anſichſeins, fondern des Fürfichfeins oder der Wirklichkeit“? Und doch ift 
diefer Sag die Grundlage des Meiften, was im $. 10 vorkömmt. Wie joll man 
fih eine an ſich giltige, aberdoh ohne rechtliche Wirkſamkeit vorhan— 
dene Ehe vorftellen? Und doch wird über dieſen Begriff feitenlang vebattirt! Von 


» Giterariide Anzeigen 

dem Preupiihen Geiebe v. 27, ehr. 1518, meldes nerorbmeie, ba die in Rhein 
land und Weitpbalen während der Ftemdenderrſchaſt durch priefterliche Traurng 
volljogenen Chen giltig fein und die daraus erzeugten Aiuder ala ebeliche ange 
ſehen werben follen, wenn auch die von dem Franzöfiihen Geiehbud umter Strafe 
der Richtigkeit für Cheicliebung vorgeihriebenen cidiltechtlichen Formen mibt ber 
obadytet worden jeien — wird behauptet, dab «3 „in unmittelbarer Gejtalt nur 
das Zormelle der Cheſchliekung betrifft und erft auf einem Ummeg, {f. bie Eses- 
motage, bei der das Rechtliche mit dem Hirblihen verwehlelt wird, S. 319 
za einem folchen wird, welches feiner innern Auffaſſung nad eine inhalfliche Bro- 
hibition befeitigen wollte.” In Folge dieſes Geſetzes „convale&cirte jebt die frübere 
und zwar ihrer Zeit ungiltige Eheſchließung. Da diejelbe jebt durch ben 
Neqhtawechſel als jhon zur Zeit ihrer Schliehung giltig angeſchaut wurde, fo jollte 
dieſe an fi vorhandene Giltigkeit jest aud an ihr als wirklich bernortreten.“ 
Ber faßt das, ohne wenigitens 10 Jahre unter Hegel’ihen Batterien geftanben 
zu fein? Rod dazu beißt es kurz worber. (5. 316), eine unter Brobibitiogejeh ge: 
fhlofiene Ehe werde zwar, wenn dieſes Geſetz wegfällt, von da als giltig amzu- 
seiennen fein, bie früber erzeugten Rinder. aber bleiben ſchlechte rdinge 
illegitim.“ „Das neue Rehtäbemuhtjein Tann fie auch gar nit mit Beziehung 
auf jenen Zeitraum anerlennen [etwa dur gejebgeberifhen Act], denn es üt 
eine logifhe Unmöglichkeit, nachträglich zu bewirken, dab etwas trotz aller 
jebigen Anertennung feiner früheren an ſich ſeienden Giltigleit in einer Zeit ſchon 
tehtlihe Wirklichkeit gehabt habe in welcher es von dieſer vielmehr durch 
die Natur der Rechtsſubſtanz, den Inhalt des allgemeinen Bewußtſeins, direct 
ausgeichloffen war.” Quousque tandem? fehlt es einem Rechtsgeſchäfte an ver 
äußern Form ($. 11) fo werde durch das Megfallen des diefe Form verlan- 
genden Geſetzes dasſelbe nicht rechtskräftig, weil e3 ja in des Handelnden Macht 
geftanden war, durch die gefeßlihe Form dem Inhalte feiner Handlung rechtliche 
Wirkſamkeit zu geben und fomit der Schluß nahe liege, er babe nur feinen natu: 
ralen d. h. nicht durch die Etaatähilfe garantirten, nicht aber er habe einen civi- 
len Willen geltend machen wollen, Würde nun aber doch ein civiler Wille jest gelten 
follen, fo würde der wahre denaturirt worden fein. Natürlich kann die von jener 
Form nicht gelten, welche nur eine Beweis: oder Beglaubigungsförmlihleit dar: 
ftelt. Ob nun aber ein Formales zur Conftituirung eines civifen Willens oner 
blog deö Beweifes wegen beftehe, fei mit Leichtigkeit darin zu finden, „ob die ohne 
die Beobachtung der betrefienden Foͤrmlichkeit vorgenommene Handlung bei gericht: 
lichem oder eidlichem Eingeftänbniß denſelben Rechtsſchutz genieße oder nicht.“ Uns 
ſcheint diefe Auskunft wieder etwas wie petitio pFincipii zu fein und wir würden viels 
mehr auf die Regel in L. 5 Cod. de legib. verweifen. 2. fümmt fogleid zu einer 
merkwürdigen Folgerung aus feinem Sage, daß durch den Fortfall eined gewiſſe 
Foͤrmlichkeiten vorſchreibenden Geſetzes ein ohne diefe FZörmlichkeiten vorgenommer 
ner Act nicht giltig werden könne, infofern dadurd „ein blos naturaler d. h. ſtets 
ad nutum ravocabler Wille in einen mit Rechtszwang belleiveten, civilen ver— 
wandelt würde.“ Gie lautet, „daß auf folge Handlungen, weldye, wie die Teſta— 
mente, wenn fie aud alle von pofitiven Geſetzen vorgefchriebenen Formen erfül: 
len, dennoch durch ihre rechtliche Natur ſelbſt ftet für den Handeluden adnutam 
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revocabel bleiben, immer das neue, früher erforberliche Foörmlichkeiten ber 
feitigende Gefeß zur Zeit der Todes Anmendung finden muß.” Da nämlich Tefta: 
mente ftets widerruflih, darum für den Teftator nie bindend find, fo können die 
Teftamentöförmlichteiten auch nie die Bedeutung haben, zur Conftituirung eines 
bindenden Willens vorgeſchrieben zu fein, fondern immer nur die Bedeutung, 
als Beweis für das Dafein eines ernftlihen Willend überhaupt vom Gefeße 
verlangt zu werden. Erſt mit dem Tode des Teſtators werde deſſen Wille mit 
Nechtözwang belleidet. Ob nun aber ein naturaler Wille „deutlich, unzweifelhaft 
und ernfthaft genug fei, um mit Rechtskraft belleivet werben zu können,” müfle 
doch wohl.nady dem Gefege der Zeit, wo diefe Wandelung eintreten foll, beurtheilt 
werden. Daß umgekehrt ein Teftament, welches in Bezug auf feine Formalitäten 
dem Geſetze zur Zeit feiner Anfertigung entſprach dadurch, daß ein Geſetz nachher 
zur Zeit des Todes des Erblaſſers, größere Förmlichleiten verlangt, noch nit un: 
oiltig werde, verftehe fih nah dem Früheren von felbit, weil es eine individuelle 
Handlung enthalte, deren Vernichtung durch ein fpäteres Geſetz eine Rückwirkung 
desfelben darjtellen würde, obwohl dies freilich ausßnahmsmeife der Fall nicht wäre, 
wenn die Gejeßgebung die Erneuerung de8 Teftamentes ausprüädlich forderte und 
diefe auch noch dem Erblaffer möglich wäre. 2. freut ſich auf diefe Weiſe „die ins 
nere theoretiſche Nothmenvigleit entvedt zu haben, vermöge welcher fo häufig die 
Gejehgebungen verfügt haben, daß Teftamente in formeller Hinficht giltig fein fol 
len, wenn fie, obwohl nad) den gefeglichen Formalitäten zur Zeit ihrer Errichtung 
ungiltig, nur denjenigen Förmlichkeiten entfprechen, welche das fpätere Gefeb zur 
Zeit ded Todes verlangt.” Nach diefer Reflerion wird vom &. 17 ver Einleitung 
zum allgem. Preuß. Landrechte Act genommen, und derjelbe, „obgleich er wegen 
zu weiter und ungenauer Ausdrucksweiſe zu tadeln” fei, gegen Savigny (Syſt. 
VIII, 409— 412) vertheidigt. Wir müflen dies, fo wie das iu Abfiht auf die Bas 
diſche und Hannover’sche Geſetzgebung Geſagte unferem Leer überlaffen. Wenn 
aber „Savigny und die deutihen Autoren überhaupt, fo wie auch die franzd: 
fiihen Schriftfteller der Anficht find, daß das fpätere Geſetz nicht ein zur Zeit der 
Crrihtung formell ungiltiged Teftament validiren könne,“ jo wäre ihnen gegen: 
über das, was L. vom naturalen und civilen Willen zufammenphilofophirt, doch 
noch einer näheren Erwägung werth. Wie nun, wenn etwa Jemand fagen mollte: 
der Erblaſſer weiß es, daß fein Wille erft nad) feinem Tode rechtswirkfam wird, 
daß er dies aber nur dann wird, wenn er ein ernfter Wille ift; von einer Erklä⸗ 
rung aber, welche die gefeglihe Form, wie fie zur Zeit der Errichtung des Teftas 
mentes gefordert wird, nit für ſich bat, nimmt man wohl doch (in ähnlicher 
Meife, wie 2. bei Verträgen auf einen blos naturalen Willen fchließt) nicht ohne 
Grund an, daß e8 dem Erblafier an jenem Willengernft d. i. an demjenigen Wil: 
len fehle, der, wie er willen muß, allein durd feinen Tod civiler Wille werden 
kann. 2. fließt aus der Nichtbeachtung der geſetzlichen Form auf das Abfein des 
civilen Willens ; diefer Jemand aber fchließt bei Teſtamenten, wo bei der Erridh: 
tung von einem civilen Willen noch keine Rede fein kann, auf eine folde Quali⸗ 
fication des Willens, die ihn nicht eignet, civiler Wille vereinft zu werben. Läge 
dann in dem abrogirenden Geſetze nicht etiwa doch eine „Denaturirung“ des eigent: 
lihen erblaſſeriſchen Willens, der Lein Teftament gewollt bat? 
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Im $, 1% wird von einer „abjoluten Pflicht der jofortigen Einwirkung neuer 
Bejehe“ (1) aber nur in der Richtung geſptochen. „da jedes neue Geſen. infofern 
es einem Individuum zugute kommt und nicht mahrbaft erworbene Rechte 
eines andern Jndividuums erlebt, fefort zur unbebingteften (), Anwendung, kom: 
men muß.“ Den „begrifflihen Grund“ diejer Behauptung findet 2. darin, daf 
„jedes Individuum das erworbenfte Recht darauf babe, daß das, was ein 
mal den anerfannten Inhalt des allgemeinen Beiftes bildet, auch für es, bie 
ſes Individuum, da und vorhanden jei." Mit dem weiteren Redefchtoulft, 
der fih zumal in Superlativen aller Art gefällt, wollen wir den geduldigen Leſer 
nicht in Verjubung führen. Für das umendlihe Gerede von der Geftaltung des 
allgemeinen Bewußtſeins, des allgemeinen Geiftes u. bergl Anf- 
bauereien entibädigt wenigſtens Pie Application des oben ausgezeichneten Saped 
auf das Strafrecht, dab nämlid das neue günftigere Strafgejes nicht blos: hin 
fichtli der noch zu fällenden, jondern auch binfihtlid der bereits vorliegenden 
Strafurtheile in Anwendung kommen müfle- Habe man dies bisher verfannt, jo 
fei das eine traurige Folge des Itrthums über die Autorität und Unerjcütterlic- 
teit der res judicata gewejen. „Dieje Voritellungen, richtig an ſich felbft, treiben 
ſich durch diefe Anwendung auf Strafurtbeile geradezu zum Unfug.“ Wohl be 
gründe das Civilurtbeil erworbene Rechte für Individuen und dieſe bleiben, als 
dur individuelle Handlungen einmal giltig erworben, befteben, wenn auch ihr 
Entftehbungsarund fortfalle. Aber beim Strafurtheil die res judicata als ein erwor- 
benes Recht ver Gefellihaft anfehen zu wollen, müfle geradezu ald abfurd be 
zeichnet werden. „Denn dies erworbene Recht würde auf nicht? anderes hinaus 
laufen, ald auf ein erworbenes Recht der Gefelljhaft, das Indivi— 
duum gegen ihr gegenmwärtiges öffentlihes und zwingendes Be: 
wußtjein zu behandeln.“ 2, ergeht ſich nod des Weiteren in dieſer Parthie 
und gibt der Jurisprudenz und den Autoren feinen volliten Unwillen zu verſte 
ben, indem er ihnen vorwirft, daß fie „in ihrer bis zum Gößendienft verknöcher⸗ 
ten Anbetung der Formel ‘von der res judicata in ber Regel taub ge 
blieben gegen diefe ipso jure durch ein neues milderes Strafgefeß eintretende Wir- 
bung, die wir (2. als eine abjolute Forderung der diechtsidee nachgewieſen haben, 
und zwar bie franzöfifchen Juriften nicht weniger, ald die deutſchen.“ Zufriedener 
iR er mit der älteren Preußiſchen Gefeßgebung, wie ſich diefelbe im $. 18 der 
Einleitung zum Allg. Landrecht ausſpricht; ganz zufrieden geftellt hat ihn nur die 
blutvürftige“ Epoche der franzöfifchen Revolution, die allein „den begrifflichen In: 
ſtinct und die edle Humanität hatte, in umfafjender Weife ver nachgewieſenen For: 
derung der Gerechtigkeit zu entſprechen“, wie dad Geſeß v. 3. Sept. 1792 Har er: 
ſehen laſſe. Defto ſchlechter ift er auf die neuere Geießgebung Preußens und 
Frankreichs zu ſprechen. Woͤrtlich fagt er von jener: „Es ift jener tiefe ahnungs- 
volle Haß gegen alle Intelligenz, welcher die preußifhe Reactionsperiode feit 1849 
tennzeidhnet und fi wie ein durchdtingender Fluch jogar auf jede Einzelheit aus: 
breitet, wo der Grund und Zufammenhang dieſes Haſſes nicht einmal zum Be 
wußtſein kam, melder die preußiſche Reaction zwang, die Lichtblide ihrer eigenen 
im vorigen Jahre erlafienen Gefebgebung zu ſtreichen.“ Was fagt die Metropole 
der Intelligenz diefer zu präcifirten Kritit? Draſtiſch wenigſtens if diefer Zornes 
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erguß über das 1851 in Preußen verkündete Strafgefebbudh (in deſſen Artikel 
VII. der Allgemeinen Beitimmungen ver gerühmte $. 18 d. allg. Landr. „aufs 
gehoben“ wird), wenn nicht vielleicht noch etwas mehr in einem Bud, deſſon 
Borrede von Berlin datirt ift. Doc was möchte fich erft jener Führer der Eivili- 
fation, der in Wechſeln nah Cayenne und Lambefla zu machen pflegt, denken, 
wenn er erfahren follte, daß es außer der Bannlinie der von ihm überwadhten 
Preßfreiheit, Jemanden gibt, der ſich unterfteht, über die „unter Napoleon” (näms 
li) dem I.) eingetretene „Bedanlenerfhlaffung” moquante Bemerkungen zu 
ſchreiben?! 

Im Schlußparagraphe (13) ſeiner „Theorie“ wird dem Leſer eine End— 
betrachtung über die Leiſtung des ganzen Werkes geboten. Die Selbſtapotheoſe 
oipfelt nody nicht in folgendem Sage: „Der Wirrwarr der zufammenhanglojen, 
unvereinbaren und ſich widerſprechenden Regeln, in einem Gebiete, in welchem 
man felbft an der Möglichleit verzweifelte, e8 unter eine Bielbeit von beftimm: 
ten feften Grundfägen zu bringen, bat ſich ung, wie die augeinanderlaufenden 
Radien, welche aus dem Einen gemeinichaftlihen Lichtlern hervorfließen, in die 
zentraliftifhe Sonne de3 Einen fpelulativen Gedankens zurüdergofien, als deilen 
durch feine eigene Thätigteit hervorgetriebenen Außftrahlungen fie fi erwieſen 
haben. Rur wo diefe Einheit iſt, iſt Wiſſenſchaft, ift Syftem, iſt Beweis 
und Gewißheit.“ Wahrlich, rufen wir wiederholt aus, fo viel Glauben an 
fi felbft findet man felbft in Israel nicht! Schließlich meint der Verfaſſer noch 
„mehr“ als feine Aufgabe gelöft zu haben. „Wir haben, fchreibt er, unter ande- 
ren auch die Frage nady der örtlichen Eolliiion der Befege im Prinzip gelöft.” 
Das wird fo im Allgemeinen begreifli zu maden geſucht; der. praltiihe Nad: 
weis, meint er, würde zu weit führen und „für uns kein Gegenftand mehr von 
binreihendem Intereſſe fein.” Zwei Bemerkungen muß er doch noch mahen — 
der Leer mag fie felber auffuchen, wir fürchten ſchon Längft unfer Maß vollge: 
füllt zu haben. Wir können deßhalb auh nur nod fummarifch über den drit⸗ 
ten Theil des Wertes, die „Anmenduugen“ referiren. Der Berfaffer will fi) da „nur noch 
auf einige wenige Fragen einlafien, die durch ihre fpezielle Natur ein befonderes Intereſſe 
empfangen oder eine befondere Schwierigteit erregen können.” Es wird I.die Nachwei⸗ 
fung verſucht, daß Kaiſer Juftinian in einer Reihe vontbeils im Coder, theils in der 
Novellenfammlung befindlichen Geſetze über „PBerfonenzuftand und Handlungsfähigleit 
„unleugbar uater der inftinktiven Operation“ des vom Berfafler entwidelten Be: 
griffes geſtanden fei. Dieſes Inftinktive (unferd Erachtens kein fehr hohes Lob für 
einen vernünftigen Menſchen, geſchweige denn für einen Gefebgeber) wird hinſicht⸗ 
(id der L. ult. Cod. de agricol. und der diefelbe näher beftimmenden Nov. 54 
inöbefondere nachgewieſen. Wir wünſchen, daß unfereLefer ſich durch Autopfie 
überzeugen, wie weit es in biefer Hinficht Laffalle im Syfteme der dialektiſchen 
Bewegung gebracht hat. Sie werben nur non plus ultra finden! Aber vielleicht 
finden fie 6.374 Anmerk. 2 noch ein supern.p.u.! — IL ®ird unter der Auf: 
fhrift: Jura in re zuerft die Frage beantwortet, ob, wenn während eines unter 
Römiſchem Rechte eingetretenen Pachtverhaͤltniſſes das Preuß. Landrecht eingeführt 
würde, hierdurch das Recht der im Befig der Pachtſache befindlihen Pächter zu 
einem dinglichen werde, da das Preuß. Landrecht jedes an fich felbft blos perfün- 
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prauds in ein dingliches übergeben läßt, wenn dem Nukung®: 
he eingeräumt ifl. Gegen Bornemann („Eröi 
) wird zwar mit Savigny (Spft. VIII. 424 fg. 47159.) 
hd und fomit gewiß ganz richtig entſchieden, die Gelegenheit 
biffen meiſterſchaftlichen Bewußtſein benübt, den einen wie den 
verarbeiten. Sofort kömmt die Frage zur Leuchte, was bei Auf: 
Immiffe in Bezug auf die beftehenden fiveitommifjarifchen Güter 
Ige eintreten müfje; werden diefe freies Eigenthum in der Hand 
Befiger, oder müfjen fie vielmehr wie ein jeht eıft zur Beer: 
Gigenthum zwiſchen dem gegenwärtigen Bejiser und den nad 
inen Erbrehts des Landes in gleichem Grade erbberechtigten 
Fideicommißſtifters aus derſelben Linie zur Teilung kom. 
ren Meinung an, fo parador fie aud) Vielen, wie 
peinen mag. Darauf wird III. von den aus Delicten entfiehen: 
md ven Vertragöverfhuldungen gehandelt, bei jenen lomme ei, 
beftandenen Doctrin, binfihtlih der S adenllage auf das jpä: 
der Klage, besiehungstweife des Urtheiles an, wenn dasſelbe 
inftiger ift, als das zur Zeit der That beftandene, fonft auf 
lagen aus Vertrags Hungen müſſe immer nur das Gefek 
3 entſcheiden, es wäre denn, „daß fie nach dem neuen Gef 
hpflichtig, andererfeits zugleich eine ſolche ift, die nicht Gegen 
es jein fan“, wo dann aller Anſpruch wegfallen müfle. Mi 
für L. 15 Dig, ad L. Aquil. zu verwenden. Unter IV. wird 
te Gontroverje über den Art. 330 d. Code eivile“ (Verbot der 
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nehmlich „durch Savigny's Theorie” zu fefterer Confiftenz gelangten Anfichten über 
die ihn befchäftigenvde Lehre im Erbrechte zu berichtigen. Es gefchieht dies in 7 
Abtheilungen, immer mit befonderer Rüdfiht auf des genannten Rechtslehrers 
Anſichten im VIIT. 8. feines Syſtems, dem „Mangel an enauigfeit, irrige Aufs 
faflung der Natur des Teftamentes”, „großer Irrthum“, „Widerſpruch“ mit dem 
römifhen Recht, mit feiner eigenen Theorie u. vergl. mehr vorgeworfen wird. — 
Die erfte Abtheilung bringt die gut begründete Behauptung, ein Teſtament ſei 
„ein in ſich fertiger und abgefchloffener Alt einer eben fo juriftifchen als fatti- 
ihen Thätigleit, welche feftftellt, was nad tem Willen des Teftatord nach feinem 
Tode mit der Erbſchaft geſchehen fol.” So müſſe dasſelbe im Momente feiner 
Einrichtung abgefaßt werden und liege in dem unterlaſſenen Widerrufe des firir- 
ten Willen? „nur eine Confirmation des Teſtaments.“ Dagegen erjcheine nad) 
Savigny (Syſt. VII, 447 fog.) die Thätigkeit des Teſtators bei der Errichtung 
des Teſtaments blos als eine faktiſche und erft im Augenblide ded Todes, wenn 
er das früber errichtete Teftament unverändert binterläßt, als die juristische, 
Die übrigen 6 Abtheilungen find faft nur Doctrinen aus diefer Anfchauung oder 
doch an diefelbe angelehnt und betreffen „die Form des Teſtaments“, „die perjöns 
liche Fähigkeit des Teſtators rüdfichtli feiner Rechtsverhältniffe”, „die perſoön⸗ 
lihe Fähigkeit des Teftators in Bezug auf feine phyſiſchen Eigenſchaften“, „ben 
Inhalt des Teftamentes, die perfönlihe Fähigkeit des Honorirten”, endlich „die 
Zeit des Ermwerbed und die Inteftaterbfolge.” 

Wir fließen mit diefen überfchriftlichen Angaben unfer vielleiht ſchon zu 
auögedehntes Referat über den erften Theil eines Werkes, mit deilen Studium 
wie mehrere Monate zugebradht. Es thut uns leid, daß wir nicht Muße genug 
baben, au noch den zweiten Theil, der dem Erbrechte insbeſondere gilt und 
viele ganz neue, überrafchende aber auch parabore Anſichten bietet, des Auaführ: 
lihen beſprechen zu können. Auch in dieſem, deß können wir den Lefer verfichern, 
zeigt fi) der Verfafier als einen vielbegabten, fehr belefenen Schriftfteller, ver 
Pieled anregt und Vieles beridhtigt. Dies hindert und dennoch nicht, den befchei: 
denen Zweifel zu haben, ob, wie ſchon behauptet worden ift und er vielleicht ers 
wartet, feine Schrift wirllid eine Revifion der ganzen Juriſtik begründen werde, 

Der Darftellung feblt es oft an Syſtem und Präcifion, daher läftige 
Wiederholungen, langathmige Perioden, viele fchmwerfällige, unklare Säße. Und 
wie Vielen, wären fie auch nur Defterreicher, werden Ausprüde, wie „erfallene 
Zinfen* (S. 274 u. öfter), „anerfallenes Eigenthum“ (6. 306), „erworbenftes 
Recht“ (S. 349), „aufgelegt können werden ſoll“ u. vergl. aus Norddeutſch 
land, dem ſprachgerechten, tonangebenven, gefallen ? P. P. 


Geherreichifches Confnlarwefen. Bon Herrn Dr. J. Piskur, Minifterial C.-Ad⸗ 
junkten im k.k. Miniſterium für Handel und Volkswirthſchaft. Wien, Ges 
told» 1862 (X. und 37& ©. in 8.). 


In 23 Abſchnitten behandelt ver Verfafler nach einer geſchichtlichen Einlei- 
tung über das Conſularweſen im Allgemeinen und insbefondere in Defterreich feit 
Maria Therefia, den Gegenftand feiner fpeziellen Aufgabe. Die Organifation der 
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öfterreihifhen Confularämter, die Anftellung ver Confularbeamten, die Dauer ih ⸗ 
ver Wirkſamleit, ihre öffentliche Stellung, Immumnitäten und Rechte werben im ven 
erften vier Abfchnitten erörtert. Der fünfte Abſchnitt handelt von den Obliegen- 
heiten des Conſuls im Allgemeinen, der ſechste von ber Vertretung öfterreichiicer 
und fremder Staatdangehörigen, der fiebente von ber Evidenzbaltung ber öfter: 
reichiſchen Unterthanen im Conſulatsbezirle, der achte insbefondere von dem öfter 
reichiſchen Unterthanen und Schubverwandten in ber Türkei. Der neumte Abſchmitt 
ift der Darftellung ver richterlihen Funktionen ver öſterreichiſchen Confuln, haupt: 
fählih der tractatmäßig begründeten in den Staaten der Pforte gewidmet. Dat 
Verfahren des Confuls in Schifffahrtsungele; ıbeiten, dann in Kriegsfällen wird 
in den folgenden zwei Abſchnitten befproche,., im zwölften die Wirfjamteit des 
Conſuls in Pabangelegenheiten, in den beiden nächſten die Amtshandlungen des 
jelben in Beziehung auf die Vollszählung und die für öfterreihifhe Unterthanen 
in der Türfei beftehende Nefruten:Affentiru commiſſion. Bon den periodijchen 
und außerorbentlihen Berichterflattungen de, Sonfuln und ihrer Correfponden; 
unter einander ift im fünfgehnten und ſechzehnten Abſchnitte die Mevde, im fieb- 
zehnten von den Unterftüsungen bürftiger Individuen, im adzebnten vom Ber: 
rechnungs⸗ und Depofitenwefen und der Gejhäftsorbnung des Confuls. Neun und 
dreißig Formularien nad) amtlich vorgeſchriebenen Muftern werben zum Gebrauche 
der Confularämter in einem Anbange mitgetheilt, und außerdem auf drei colo- 
ritten Blättern Abbildungen der verſchiedenen öfterreihifhen Flaggen und Wim: 
peln, zulegt im ſchwarzen Drude dad Confulatswappen, der laiſerliche Adler mit 
der Unterichrift des betreffenden Confulates beigefügt. Dieſe vollftändige Inhalts 
anzeige, das alphabetiihe Sachregiſter am Schluße nicht zu vergefien, gibt ſchon 
von vornhinein eine Ueberficht des reihen Materialed und der Anorbnung dei 
felben, und fordert es die Gerechtigkeit noch hinzuzufügen, daß die rühmlich be 
lannte Firma Gerold das Buch mit ſchoönen Lettern gedrudt und in gefälliger Weife 
außgeftattet hat. 

Um glei bier ein Geſammturtheil über dad Werk abzugeben, können wir 
mit guten Gewiflen fagen, daß der Verfafler eine für den praltiihen Gebrauch 
wohl zu benügende, anerkennenswerthe Arbeit geliefert hat, Daß fein Handbuch 
über Defterreih3 Confularweien, wie er in der Vorrede bemerkt, von competenter 
Seite, als es daher noch ungedrudt im Manuffripte vorlag, eine günftige Beur— 
theilung erfahren hat, mag für ihn mit ein Beweggrund zur Veröffentlidpung ge: 
weſen fein. Natürlih konnte e3 nicht in der Abficht diefer vorläufigen freundſchaft 
lichen Beurtheilung liegen, ein anderes, in feiner Art auch competentes Urtheil, 
das der öffentlichen Meinung und der wiſſenſchaftlichen Kritit zu beeinflußen. 

Allerdings hat die wifjenfchaftlihe Kritit einen etwas ſchwierigen Stand 
mit einem Werke, das zunäcft ſelbſt mehr auf praktiſche Nubanwendung in Kanz 
Ielen als auf wiffenfhaftlihen Charakter Anſpruch macht. Indeſſen beabjichtigte 
der Verfaſſer felbft ein ſyſte matiſches Handbud ausjuarbeiten, und gibt es 
unſeres Erachtens feine gefunde Praris ohne wiffenfhaftlihe Grundlage. Die por 
fitive Syſtematik einer Lehre, welde in das Gebiet der Aominiftration oder der 
Mechtöpflege, ober wie es gerabe im vorliegenden Falle ftattfindet, in beide Ge 
biete einihlägt, muß als Spftematit auf dem Boden der Wiſſenſchaft ftehen. 
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Am wenigften vermag diefes bei der Disciplin des Conſularweſens bezweifelt zu 
werden, welche, wie jelbft die bezügliden Verordnungen der öjterreichifchen Regie: 
rung an zahlreichen Stellen befunden, zu großem Theile in dem gemwohnbeitlichen 
und in dem allgemeinen Böllerrechte begründet iſt. Die Wiſſenſchaft allein ift be: 
rufen, das durdy Gewohnheit gejebte Recht zum Rechtsbewußtſein zu erheben, ihn 
die gebührende Stelle im Spiteme des Rechtes anzumeijen. Und ſchon das Syſtem 
als foldhes, die Gliederung aller Theile zu einem lebensvollen Organismus ift ein 
Operat der Wiflenfchaft. Wie vollends im Bölterrechte, welches vornehmlich ein 
hiſtoriſch gewordenes, auf der Völlkergewohnheit berubendes ift, die Wifjenichaft 
an die Stelle eines nicht vorhandenen und nicht notbwendigen Codex juris gen- 
tium getreten ift, wie gerade in diefer Sphäre ihre rechtöbildende Potenz hervor: 
tritt, bedarf nicht erft einer näheren Grörterung. Und bie jpeziellen Staatenvers 
träge, wa® find fie anders als ein, mit concreter Anwendung und Eigenthümlich⸗ 
teit verwirklichter Ausdruck jene? allgemeinen Völterredhted, das vor allem in Ge: 
wohnbeit und wiſſenſchaftlicher Entwidelung wurzelt? 

Von diefem Geſichtspunkte aus betrachtet, läßt uns das Buch des Herrn 
Piskur vieles, fehr vieles zu wünſchen übrig. Nicht einmal die pofitiven Ans 
ordnungen über öfterreichifches Confularwefen, melde einen großen Theil des Ba: 
ches füllen, find verarbeitet, ſondern begnügte ſich der Verfaſſer fie wörtlich, bau: 
fig nur zu wörtlich, 3.8. Seite 41, $. 7, wo offenbar vor den Schlußworten noch 
ein Berbum, zur Bervollftändigung des Subject? „al® welche” abgeht, wieder zu 
geben. Die ſchwerfällige, häufig ganz ungrammatiſche Stolifirung ganzer Säße, 
welder wir in offiziellen Erläfien fo ungern begegnen, hätten wir in einem ſyſte⸗ 
matifhen Handbuche fehr gerne vermißt. Ein Saß, wie der folgende, ift gemiß eben 
jo wenig geeignet, die Sprache als die Wiflenfchaft zu bereichern: „Zur Evidenz: 
baltung jener öfterreihifhen Unterthanen, auf welche, ohne zu dem Schiffsperſo⸗ 
nale anmefender öfterreichifcher Hanveläfchiffe zu gehören, das fi in den Schiff 
mannfhaftsrollen verzeichnet findet, aus Anlaß ihres Verweilens im Confularbe: 
zirte die Confularämter Einfluß zu nehmen oder auffidhtig zu fein (sic) berufen 
find, haben viefelben eigene Vormerkungen zu führen.” Die Gitation des Hofes 
kretes vom 25. Auguft 1840 mälzt unfere® Bedünkens die Berantwortung für ein 
ſolches ſprachliches Monftrum keineswegs von den Schultern des Berfaflers auf 
die einer hohen Behörde. Mit wahrer Hartnädigleit bevient fih Herr Pisſstur 
an vielen Stellen det Wortes Geſundheits:Fehde, wahrjcheinlich einer Ueberjegung 
des italienifchen fede di sanitä, und ſchiene wenigftend das dehnende h in einem 
Worte überflüflig, für das in umferer nicht mortarmen Sprade mehr ald eines, 
wie Zeugniß, Beftättigung, Urkunde u. ſ. f. zu Gebote fiehen könnte. 

An einer andern Stelle lefen wir von haverirter Waare, von Revertenten 
u. dgl. Mehr als einmal wird das Bindemort entweder angewandt ohne erfore 
derlich zu fein (z. B. S. 141) oder ohne das correlative oder (3.8. ©. 13). Das 
Subject wird wie 6. 94 im zweiten Abfage oder S. 171 litt. c) in unliebfamer 
Härte in den Schluß des Satzes gedrängt. Unangenehme Ueberrafchungen berei- 
ten und Ausdrüde wie: Beendigungserllärung der Schifffahrt, Beeinnahmung für 
den wohlthaͤtigen Marinefond, Nolo ftatt Fracht oder Fährgeld, aufhabender Schif: 
fergcid, eine „nad Maßgabe der Umftände erforberlih werdende Vorſebung.“ 
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Die Kapitelaufihriften der unterhalb des. Tertes, 3. B. S. 195 angeführ- 
ten Beſtimmungen unſeres editto politico di navigazione find entweber überflüfr 
fig, oder da fie wörtlich. copirt find, .bätte die Beziebung auf das in vorbergeben- 
den Parapraphen desjelben Artitel3 vorkommende Subject angebeutet werben ſol 
fen. Come debba contenersiu.j. m. Man frägt, wer bat jih zu benehmen? Num 
ift in dem dem $. 11 des II. Artitels des Editto vorhergehenden Par 
ragrapben vom Serivano, dem Schiffsſchreiber bie Rede. Somit wäre nad con- 
tenersi das. Wort serivano der umerläßlihen Deutlicleit wegen einzujcalten ges 
weſen. Wir befürdten niht.den Be... ı MHeinigleitäfrämerei, wenn wit äbn: 
liche Dinge berühren. Correctbeit des € elbſt eine gewiffe Eleganz, vor Al 
lem Reinheit und Klarheit der Auspri i.  mollen wit weder im Ganzen nob 
in Einzelnheiten mijjen Wir haben ül,.geio nur wenige aus vielen Belegen und 
obne Auswahl beigebracht, 

Indem wir und num zu der ma ın Seite, zum Inhalte des Buches 
wenden, erlauben wir uns bei ntten einschlägige Bemerkungen ju 
machen. Ein nicht unbeträdhtlicher —uches, welder als getreue Mepro 
duction beftehender Verordnungen... uch, muc ein abminiftratives Repertorium 
darftellt, entziebt ſich, wie ſchon erwi.. eben dadurch ber ſtreng wiſſenſchaftlicen 
Kritit, obgleich e3 gewiß auch einem Hunvbuche bes öfterreihijchen Eonfularweiens 
nur zu Statten gelommen wäre, wenn ber Verfafjer die jo reihe Fachliteratur, 
die ihm gewiß nicht unbefannt if, mehr benügt bätte. Beiläufig gejagt wäre auch 
zu wuͤnſchen, daß die Quellen der Gefebescitate ſiets angegeben wären. Der Ber: 
fafler war in der Lage mande, nicht in dem Reichsgeſeßblatte oder den minifte: 
riellen Verordnungsblaͤttern angeführte Verordnung zu bemüßen, der Lefer will 
immer bei pofitiven Verfügungen auch die pofitive Autorität ihrer Entftehung 
tennen. 

Die einleitende geſchichtliche Notiz über das Conſularweſen (S. 1—4) ſcheint 
und dod etwa? zu dürftig ausgefallen zu fein. Insbeſonder wäre die Andeutung 
(S. 3 und 4) nicht überflüffig geweſen, daß die Confuln in den erften Zeiten 
ihres Beitandes eigentlih nur die, den Anſichten des Mittelalterd entſprechende 
nationale Jurisdiction über ihre Landsleute übten, daß diefe Jurisdiction in dem 
Maaße von felbft erloſch, ald das Prinzip der territorialen Gefeßgebung immer 
mehr Wurzeln fahte und endli zur alleinigen Herrſchaft gelangte, während im 
Driente die hriftlihen Staaten im Intereſſe ihrer Angehörigen die Beibehaltung 
der Gerichtsbarleit der Confuln vertragämäßig fierten, das einft gemeine Recht 
der Confuln ihnen fomit im Driente als erceptionelles verblieb. 

©. 96 wird dad Compromiß als eine bejondere Art des Vergleichs bezeid: 
net, und gleich im nädjften Abſatze heißt es, dad Compromiß untericeide fi vom 
Vergleiche dadurch, daß die ftreitenden Parteien die ftreitigen Rechte nicht unmit- 
telbar fondern mittelbar durch die Unterwerfung unter die Entſcheidung eines Drit: 
tem beftimmen. ft dad Compromiß eine Art des Vergleiches, fo lönnte es fi 
allenfalls von einer andern etwa vorhandenen Art des Vergleiches, nicht vom 
Vergleiche unterjcheiden. Das Compromiß aber ift fein Vergleich, hat nur die Wir: 
tung besfelben. Der Vergleich ift ein Vertrag, der eine Ungewißheit von Rechts: 
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anfprüchen durch wechſelſeitige Nachgiebigkeit zu beſeitigen ſucht. Bon dieſen Merk 
mal iſt im Compromiß nichts enthalten. Der Viceconſul übt z. B. nach öſterrei⸗ 
chiſchem Rechte (S. 117) ein Mittleramt, nicht das Richteramt eines Arbeiter im 
Prozeße, um einen Dergleih zu Stande zu bringen. Kommt kein Vergleich zu 
Stande, dann ift (S. 124) das Compromiß zu verfuchen. 

Eine kurzgefaßte, recht gute Geſchichte des oͤſterreichiſchen Notariatzinftitutes 
finden wir (S.138—143). Es tann jedoch offenbar nur auf einem Berfehen beruben, 
wenn der Verfaſſer unter den zur Eingehung von Rechtsgeſchäften unfähigen Per: 
fonen (S. 146) auch Sträflinge anführt, welche zum ſchwerſten Kerker verurtheilt 
find, da diefe Strafe befanntlih jchon längft vor dem, obendrein citirten neuen 
Strafgefeße vom Jahre 1852 abgefhaft worden ift. 

Die heikle Frage des Unterfuchungzrechtes gegenüber von Schiffen, melde 
des Sclavenhandels verbädtig find (©. 198), hätte verdient etwas umjtändlicher 
behandelt zu werden. Auch ijt die Faſſung der bezüglihen Paragraphen viel zu 
allgemein, denn der Vertrag vom 20. Dezember 1841 gilt felbitverftänplih nur 
zwiichen den urfprünglichen vier Contrahenten, Oeſterreich, England, Rußland und 
Preußen, und den fpäter beigetretenen Staaten, 3. B nicht gegenüber von Franl: 
eich. Wir vermiflen auch im ganzen Werle eine Grörterung des jo wichtigen $. 95 
des Strafgefebes vom J. 1852, welcher öfterreichifchen Unterthbanen den Sclaven- 
handel unterfagt und nicht felten die Ingerenz des Conſuls bedingen wird. 

Das Benehmen des Conſuls bei Schiffbrühen und Havareiverhandlungen 
wird (S. 199—221) ausführli beſprochen und doch fand der Verfaſſer keinen 
Pla über Bobmerei: und ähnliche Berträge, über die Abfafjung der Dispache, 
über die Art und die Grundjäge der Repartition ber Schäden in Havereifällen die 
nothwendigen Begriffe zu erläutern Gewiß hätte er dadurch den Dank des Bus 
blitumg, das er zunädft vor Augen gehabt, vervient. Gewiſſe Begriffe, wie beis 
ſpielsweiſe auch der der PBacotiglie (S. 17%) dürfen in einem Hand⸗ und Lehrbuche 
nicht al3 befannt vorausgefegt werden, und unerflärt bleiben, 

Mit dem elften Abfchnitte, welcher von dem internationalen Seerechte in 
Kriegszeiten handelt, bätten wir befonvers zu rechten. Daß England faltiih von 
jeher mehr Handelsſchiffe befaß, als alle andern feefahrenden Nationen zufammen: 
genommen (S. 223), ift jevenfall3 eine faltiſche Unrichtigleit, welche der eigenen 
Angabe des Verfaſſers (S. 226) widerfpricht, daß die norbamerilaniihe Handels⸗ 
marine fünf Million Tonnen, alfo 700.000 mehr als die brittifche zählt. Selbft 
wenn ein uncorrigirter Drudfehler unterlaufen wäre und es ſtatt Handelsſchiffe 
Kriegsſchiffe heißen follte, wäre der Sag mwenigitend in der Gegenwart nicht rich: 
tig. Ebenſo ift es thatfächlih unbegründet (S. 224), daß man im lebten orienta⸗ 
liſchen Kriege feindliches Privateigentbum zur See ſchonte, da die beiden Weit: 
mädhte nur zeitlich feine Kaperbriefe ausftellten (waived her right heißt es in der 
koöniglich englifhen Erllärung), die Kriegsichiffe aber auf ruſſiſches Privateigen: 
thum allerdings Jagd machten und maſſenhaft Priſen aufbrachten. Bon einer anglo⸗ 
franzoͤſiſchen Erklärung über dad Seerecht in Kriegszeiten vom 29. März 1866, 
aljo am Tage vor dem Abſchluſſe des Parifer Friedensvertrages ift uns wenig: 
ftend nichts belannt. Maßgebend ift nur die auch vom Berfafler angeführte, be 
rühmt gewordene Erflärung ber fieben Mächte vom 16. April 1856, wobei wir 
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jedoch nicht unerwähnt laſſen können, baf in einem praftiihen Handbuche bes öfter: 
reichiſchen Conſularweſens die wejentlihen Beſtimmungen des Parifer Vertrages 
über die Neutralifation des ſchwarzen Meeres, über die Durchfahrt der Darbanek 
Ien, fo wie über vie Donauſchifffabrt, die gewiß für unfere conſularen Fumcie 
näre in der Türfei von größter Wichtigkeit find, ihre Stelle hätten finven follen. 
©. 2:8 wird furzweg von Bremer Beihlüffen geiproden, d.i. von den allerdings 
nicht zu überfehenven Defiverien eines im Yabre 1859 in Bremen verfammelten 
Gongrefle? von Handelsherrn und Schiffsrhedern. 

Die 6. 229 gegebene Definition der Blofade ift eine viel zu enge und vage, 
und wäre bie allbefannte der zweiten bewaffneten Neutralität jedenfalls vorzugie 
ben geweſen. Eben fo ift nicht abzufehen, warum nur Flußmündungen nicht aud 
Slußbäfen blofirt werden könnten, vorausgejeht, dab die allgemeinen Bedingungen 
der Blofade vorhanden find, und die über die Schifffahrt der mehreren Staaten 
gemeinſchaftlichen Ströme beftehenden Grumbfäge nicht im Wege fteben. Die Ber: 
eitlung oder der Verſuch der Vereitlung des Blofadezwedes ift, wie wir bie Sache 
anfehen, keineswegs ein Blokadebruch. Als folder iſt eben nur der Bruch einer 
efiettiven Blofade, nicht die Vereitlung des für den Neutralen ganz invifferenten 
Bloladezmedes anzuſehn. 

Eben fo unrichtig ift e3, wenn der Verfaffer ſagt, daß jur Strafe des Bla 
ladebruches die Ladung nur dann confiscirt werden könne, wenn die Wblader vor 
dem Verlaſſen des Loſchungshafens Kenntniß von der Blokade hatten. 

Erſtlich hätte der Unterſchied zwiſchen dem Ginlaufen in blofirte Häfen und 
dem Verlaſſen folher herausgehoben werben follen. Das Löihen der Waare Seir 
tens eines neutralen Schiffes, das fchon vor effeftuirter Blolade in den Hafen 
eingelaufen war, dürfte jedoch ſchwerlich als ein Blokadebruch angeſehen werden 
Tönen, fomit dem Auslaufen eines folhes Schiffes aud fein völterrechtliches Hin- 
derniß im Wege ftehen. Die viel ſchwierigere und allerding® controverfe Frage, 
ob und in wie ferne ein neutrales Schiff im blofirten Hafen während der Blotade 
Waaren laden und damit auslaufen dürfe, mird vom Verfaffer nicht berührt. Webers 
haupt ift der Ausdrud „Kenntniß von der Blokade“ ein unbeftimmter und wäre 
zur Löfung der einfdlägigen Fragen vor allem nöthig geweien, die bier mit Still: 
ſchweigen übergangenen und doch praktiſch entfceidenden Begriffe der diplomati— 
ſchen und fpeziellen Notifitation herauszuheben und feftzuftellen, daß nur die ep: 
tere, jedem einzelnen Schiffe, das fih dem blofirten Plage nähert, zu machende 
Notifitation maßgebend fein könne, wenn es fih um die Frage des Blokadebru— 
ches handelt. Auch die diplomatifhe Notification, die zwar üblih und zwede 
mäßig, aber für ſich allein durchaus nicht wefentlih ift, von den Englän— 
dern aber mit allen ihr anklebenden abnormen Confequenzen ausſchließlich be 
tont wird, ift, wenn von den Bedingungen der Blofade Umgang genommen 
wird, gleihbebeutend mit der Scheinblofade, der Blokade auf dem Papier. 
Bon der nur auf biplomatifher Notifitation beruhenden Blofade zu der notoriſchen 
Blofade ift noch ein Heiner Schritt, und fomit der Handel der Neutralen in den 
Abgrund der Discuffion über rechtliche und faktifheNotoriätät mit hineingezogen. 
Alles kommt in diefer Lehre auf präcife Fixirung der Begriffe an. Ein Hinter 
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pförtchen, das der Willkühr und Sophiſterei hier offen gelaſſen wird, führt in den 
Ocean unberechenbarer Gewaltthaten und Verhöhnungen des Völkerrechtes. Das 
brevis esse laboro, obscurus fio gilt in diefem Gebiete mehr als anderswo, ja 
dad Halbdunkel ift hier faſt gefährlicher als die Finſterniß. Die geringfte Untlar: 
beit, die ſchwächſte Concefjion ift wie der trefilihe Heffter andeutet, einem Auf: 
geben des Principe glei. „Einen Finger bier geben, beißt die Hand in eine Kette 
ſchmieden“ (Europäiſches ölterreht 4. Ausgabe S. 151 N. 1). Speziell wird die 
jer Saß in der citirten Stelle nur von der Unterfuhung der des Sklavenhandels 
verdähtigen Schiffe gebraucht, der darin liegende Gedanke bezieht ſich aber auf 
die ganze internationale Seemadt. 

©. 230 wird Walpoll’s ftatt Walpole’s gefhrieben. Solche Unridhtigleiten 
muß man urfprünglich oder durch genaue Correctur vermeiden. Sie verlegen das 
Auge wie 3. B. auch ©. 168 (?. Abjas) die Eonftruction der Präpofition ohne 
mit dem Dativ, während fie heut zu Tage ausnahmslos den Accufativ verlangt. 

S. 231 wird ganz richtig bemerkt, daß die Wirklichleit der Blokade aud 
dur die Declaration der am Pariſer Congreße 1856 verfammelten Mädte als 
weſentlich anerfannt wird. In diefer Beziehung aber machten die vereinigten Staa: 
ten Nortamerita’3 keine Ginwendung. Ihr Bedenken galt, wie Herr Piskur felbf 
©. 225 anführt nur dem erften, die Kaperei betreffenden Punkte der Declaration 
und nur dieſes Punktes wegen treten fie ihr nicht bei. 

Am leichteften hat ſich's der Verfaſſer mit dem ſchwerſten, der Lehre von 
der Siriegscontrebande gemadht. Man erwartet keineswegs, dab in einem Werte 
wie das vorliegende diefe Lehre in der Ausführlichleit wie in einem Fachwerke 
über das internationale Seerecht 3.3. bei Hautefeuille oder von Kaltenborn, oder 
auch nur in einem Lehrbudye über Völlerreht behandelt werde. Wenn man aber 
ihon in einer eigenen Rubrik von der Kriegdcontrebande fpricht, ift mit der blo⸗ 
Ben Abtbeilung in directe, indirecte und zufällige Gontrebande, und der Bemer- 
fung, daß bei der Unbeltimmtheit des Begriffes — ver eben bier zu beflimmen 
geweſen wäre — eine Bereinbarung der Seemädte höchſt wünſchenswerth erjcheint, 
wenig geholfen. Entweder fol der Willenfhaft oder dem Conful, oder, was aller 
dings vereinbar wäre, beiden ein Dienft geleiftet werden. Wir fürchten, daß lei: 
ner diefer Nüdfichten bier entiprochen wurde. Nicht minder fummarifh wird in 
der nächſt folgenden Rubrik c) die Lehre von dem Durchſ uchungsrechte abfolvirt, 
und bätte vor allem, der aud von Heffter in feiner neueften Ausgabe von 
1861, S. 299 berausgehobene widhtige Unterjchied zwifchen dem Beſuchs: und 
Unterfuhungsrechte (droit de visite und droit de recherche) in's Auge gefaßt 
werben lünnen. 

Entweder berührt man ſolche Fragen des internationalen Seerechtes in einem 
Handbuche des Conjularwefend nur im Vorbeigebeu, o der man beruft fich behufs 
genauerer Information auf die bezügliden Fachwerke, oder man behandelt diefe 
Tragen innerhalb gewifler Gränzen jelbftitännig. Den legten Weg, jedoch ohne 
dirirung diefer Oränzen ſcheint der Verfafier eingefhlagen zu haben, eben deßhalb 
befriedigt er nicht die von ihm felbft hervorgerufenen Erwartungen und ſchleichen 
ſich mande Unridtigleiten ein, die in der Praxis zu gefährlichen Eonfequenzen 
führen können. Was foll man 3. B. von der allgemein bingeftellten Behauptung 
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balten, ein Schiff fönne, wenn es von feiner Reiferoute ohne hinreichenden Grund 
abgewichen, angehalten und weggeführt werden? Im biefer Umterjchiebstofgteit 
würde jelbft ein Cord Stowell nicht den Muth haben den Sat hinzuſtellen. Wenn 
es weiterhin heißt, daß über die Rechtmäßigkeit der Wegführung nad) völterredhtlichen 
Herfommen in derNegel von den Prijengerihten des Nehmers entſchieden werde, fa 
wären gegenüber diefer zweifellofen Regel auch die Ausnahmen anzufübren geweſen 

©. 235 ertheilt der Verfaſſer unfern Schiffjahrern den Rath im Falle eine 
Krieges, an dem Defterreich betheiligt ift, ihre Waaren durch Umladung auf nei 
trafe Schiffe zu retten, wobei aber die Waare ſtets eine ſolche fein müffe, melde 
nicht durch einfeitige Auslegung für Kriegscontrebande erflärt werden könnte, Daf 
diefer Rath ein gut gemeinter ift, wird Niemand in Abreve ftellen. Die Frage it 
nur, welde Gegenftände bei einjeitiger Auslegung, oder auch nur der Theorie ge 
‚genüber, welche die f. g. indirecte Contrebande für verfallen erklärt, nicht umter 
den Begriff der Contrebande fufumirt werden können, Si omnem materiam pre 
bibeas, fagt der alte, für's Völlerrecht claſſiſche Bynkershöck (Quaest. juris 
publ. 1. I c. 10) ex qua quid bello.aptari possit, ingens esset catalogus rerum 
prohibitarum, quia nulla fere materia est, ex qua non saltem aliquid, bello 
aptum, facile fahricemus. 

Wir eilen zum Schluße diefer vielleicht zu ausgedehnten Anzeige, Der Fach 
mann wird es dem Fachmanne nicht verübeln, wenn er vom Jutereſſe des Gegen: 
ftandes angezogen, bei Einzelnheiten länger verweilt. Wieberholt fprechen wir aus, 
daß der Verfaſſer ein gewiß fehr braudbares Handbuch geihrieben hat, wenn 
glei wir der Wahrheit zu Liebe unfere Bedenken gegen die Behandlungsweiſe 
im Ganzen und in verſchiedenen befondern Beziehungen nit unterdrüden durften. 
Den zahlreichen öfterreichifhen Confularfunctionären in den Uferpläßen des mits 
telländijhen Meeres, zumal den unbefoldeten und honorären, welhe ber beutfchen 
Sprade gar nit oder nur unvollftändig kundig find, wäre mit einer italieniſchen 
Ueberfeßung des Buches mehr als mit dem Originale gedient. Hoffentlich wird 
die Weberfegung aud manche Umänderungen und Zufäße aufnehmen. Der Iepte 
Abſchnitt handelt in wenigen Zeilen von der Gefhäftsordnung des Confuls. Hier 
thut die übergroße Kürze unferes Erachtens nicht nur der Volljtändigfeit fondern 
der Sache felbft Abbruch. Mit der Anlegung und Führung des Vormerkungsre 
aiſters und des Normalienbuches ift die Gefhäftsordnung des Conſuls gewiß nicht 
erihöpft. An mehreren Stellen ſeines Buches hat der Verfaffer felbft von Paß— 
Depofiten: und andern Vormerkungen zur Evidenzhaltung der Geihäfte geipro: 
hen. Ein Correspondenzbuch dürfte ebenfalls in feiner Confulatsfanzlei fehlen. 
Bir find weit entfernt, die Schreibgefhäfte des Conful® unnüß vermehren zu 
wollen, aber Licht und Ordnung, und fortwährenve Möglichkeit ſich alsbald über 
Perſonen und Sachen zu orientiren, muß in der Conſulatskanzlei vorhanden fein. 
Sind die Geſchaͤfte nicht zahlreich, wird die Führung diefer Bücher ohnehin keine 
Mühe koften, und find fie zahlreih, fo ift diefe Mühe eben ein Hauptgefhäft des 
Conſuls oder feines Kanzlers, dem fpeziell die Beforgung der Kanzleigefchäfte ob» 
liegt. Zwiſchen allzuängftliger bureaukratiſcher Pebanterie und vornehmen Abthun 
der Geſchaͤfte, zwiſchen zuviel und nichts fchreiben ift noch eine mohlthätige, ja 
nothwendige Mitte vorhanden. Practiſch betrachtet ift die Aufbewahrung und zwec 
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mäßige Einreihung conſularer Acte oft mindeſtens eben fo wichtig als in binnen: 
laͤndiſchen Kanzleien. Deßhalb find für den Conful fogar einige Winke über bie 
befte Einrichtung einer Regiftratur nicht überflüflig, zumal in einem Buche, das 
wie das vorliegende den Hauptnachdruck — auf adminiftrative Rüdfichten legt. 
Dr. Neumann. 


Dedenken gegen das Schwurgericht,. Dom Obergeriht3:Direltor Wiarda. Hanno: 
ver. Carl Rümpler. 1862, 

Für das Zchwurgericht. Gine Entgegnung auf Wiarda's Bedenken vom Ober: 
gerichtsrath Schwarz. Celle. Schulze'ſche Buchhandlung, 1862. 


Der Schwerpunkt des fchwurgerihtlihen Verfahrens liegt in der Verbin: 
dung des vollsthümlichen und rechtsgelehrten Elemented und in dem Zufammen: 
wirken der nicht ftändigen von Fall zu Fall berufenen Geſchwornen mit jtändigen 
Staatsrichtern. Für die richtige Beurtheilung der Bedeutung de Schwurgerichtes 
war die aus Unkenntniß oder Böswilligleit über den Rhein nah Deutichland kol: 
portirte Anfiht, daß das Schwurgeriht ein demokratiſches, dem monarchiſchen 
Prinzipe widerſprechendes Inſtitut fet, eine wahre Yatalität, ganz dazu angethan, 
die Mitwirkung verftändiger, erfahrener und unabhängiger Staatöbürger an ber 
Rechtspflege zu verdächtigen und die Begriffe über ven Werth des Schwurgerid: 
tes zu verwirren over bie Einrichtung desſelben zu verfälihen. Abgeſehen von der 
befangenen Ginfeitigleit, in der Jury lediglich eine politifche Inſtitution zu er- 
bliden, ift e8 grundfalih, das in der Jury wirkſame volksthümliche Element 
mit dem demokratiſchen zu identificiren. Die Nachbeter diefer Anficht verjto- 
Ben gegen die Thatſachen in der geſchichtlichen Ausbildung des Schwurgerichtes 
wie gegen die Logik, indem fie einem Inſtitute fhon aus dem Grunde eine 
politifche, und zwar eine demokratiſche Beveutung beilegen, weil dasſelbe aud 
aus politifchen Gründen eingeführt worden ift. Sind nicht noch andere volksthüm— 
liche Inftitute 3. B. Gewerbs- und Handelskammer, Friedensgerichte aus politiz 
tiihen Gründen ins Leben gerufen worden, ohne daß dieſe Inftitute ſchon deshalb 
ald antimonarchiſche Einrfchtungen verdächtigt werden könnten ? Und wird die abs 
geihmadte Verdaͤchtigung, daß die Jury ein antimonarhifhes Inſtitut fei, durch 
bie von den Regierungen unangefohtene Wirkfamteit der Schwurgerichte in mo⸗ 
narchiſchen Staaten nicht thatfächlich widerlegt? Over kann der unter dem Napo- 
leonifhen Patronate zu Stande gekommenen Einrichtung der franzöfifhen Jury, 
melde ven deutſchen Geſetzgebungen vorſchwebte, ernftlih — bemokratifcher Chas 
rakter zugefchrieben werden? Nur eine arge Verwechslung der Begriffe „wollt: 
thũmlich“ und „demokratiſch“, nur eine irrlichternde Unkenntniß der Unterfchiede 
zwiſchen ſtaatsrechtlichen und politifchen Prinzipien vermag in dem Schwurgerichte 
eine Uebertragung de3 Repräfentativfyitemes in die Rechtöpflege erkennen, der Zus 
Hebung der Staatsbürger zum Gefchmwornendienft den Charakter einer politiihen 
Wahl verleihen, und in der Zufammenfegung des Schwurgerichtähofes eine Nach: 
bildung der Gliederung des Barlamentes in Unter: und Oberhaus entdeden. 

Wiarda hält fih hauptfählih an Mißbräͤuche und Mißgriffe der Gefeb: 
gebung und Praxis der Schwurgerichte, um die Unhaltbarkeit derfelben, wie er 
glauben machen will, aus dem reinen Weſen dieſes Inſtituts ableiten zu können. 
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Seine Schrift wimmelt von Widerſprüchen, in welder er ben Beweis zu führen 
gedenlt, daß das ſchwurgerichtliche Verfahren ein Syſtem von Widerfinnigkeiten, 
ein Attentat auf das monarchiſche Regiment und bie Herrſchaft der Jurisprubenz 
fei. Schwarz hat in feiner. Entgegnung bie meiften der gegen bie Jurg von 
Wiarda leidenfhaftlih ausgeiprochenen Bedenken widerlegt und überzeugend 
nachgewieſen, daß einige nicht zu beftreitende Bedenlen durch die jonjtigen Vor: 
züge des ſchwurgerichtlichen Verfahrens überwogen werben. Ih füge den vun 
Schwarz bervorgehobenen Wiverfprühen Wiarda's bier noch einige hinzu zum 
Beleg des Sapes, daß mit Redensarten und ebertreibungen eine wiſſen ſchaftliche 
Kontroverje nicht ausgefochten werben könne, ſelbſt wenn dieſe der Feder eines 
Mannes entipringen, der fih als einen Practifer bezeichnet. Es ift auffallend, dah 
die Bedenken, welche der gewwiegte Practiter Wiarda gegen das Schwurgericht 
ſchleudert, mebr theoretiſcher und aprioriftiicher, als praftijher Natur find. Die 
Berufung auf die Erfahrung ift eben — nur eine tönende Phraſe, wenn fie nict 
durch Beweiſe aus ber richtig beobachteten Praxis getragen wird, Unter prattiſcher 
Richtung im Gegenfase zu empirischer Noutine, verſtehen wir aud Die Fäbigteit, 
die Inftitutionen des Rechtslebens richtig aufzufaſſen und von dieſer Nichtung 
wird wohl derjenige nur zweifelhaft abgezogen, welcher zum Theil auf unermwiefene 
Behauptungen und Wiverfprüche bin, zu dem Nefultate gelangt, daß das Schwur 
gericht der ganzen Strafrehtöpflege ein prinziplofes Anfehen aufpräge, dafs ftän- 
dige Straftichtercollegien (nach holländischen Mufter) ung won der durch das Schwur: 
gericht heraufbeſchworenen Gefahr des Juſtizmordes erlöfen, und daß eine gute 
Juftiz mit Schwurgerichten unmöglid) fei. - 

Seite & ſpricht der Verf. aus: „Wer der Anfiht ift, dab das bisherige 
Regiment abgefgüttelt oder eingefhränkt werden muß, wer das ariſtokratiſche Ele 
ment aus ber Leitung der Angelegenheiten verdrängen will, der wird konfequenter 
Weiſe auch dahin ftreben, die Herrfhaft der Juriſten zu ftürzen und die Rechts⸗ 
pflege dem Volle in die Hand zu fpielen.” Hiernach unterfäiebt der Verf. dem 
Schwurgerichte die Tendenz, die Herrſchaft des ariftofratifhen und rechtsgelehrten 
Elemente3 zu ftürzen. Der Verf. meint, angeftellte Juriften wiegen die Thaten der 
Menſchen nicht wie Geſchworene nad) der wechſelnden Stimmung und Anficht des 
gemeinen Haufens, vielmehr nad; den ewig unmwandelbaren Saͤten des Rechtes! 
Der Verfaſſer zählt die ald Staatsanwälte und Vertheidiger fungirenden Zuriften 
nit außbrüdlih aud zu jenen Auserwählten, welche nad) ewigen Rechtsſätzen 
die Thaten der Menſchen prüfen und kommentirt den Untergang ber Herrſchaft 
der Juriften durch Geſchworene aud mit der ausführlihen Nahmeifung, daß die 
Geſchworenen nicht einmal als alleinige Richter der f. g. Thatfrage oder Schuld: 
frage angeſehen werben fünnen, daß fie nad dem Gefege fnapp an der Leine 
— von bem Richter gehalten werben (6.52%), zumal die rihterlihe Gewalt, 
die in der Anllagelammer dad Verweifungsurtheil und die Anklageformel exlaf: 
fen, in der Perfon des Präfiventen die Fragen vorher formulixt, welche die Ge 
ſchwornen zu beantworten haben. S. 40. Noch fhärfer in der Konfequenz der Ar: 
gumente ift der Verf, wenn er S. 14 von den Geſchworenen jagt, daß „fie ſich 
nicht viel um die Belehrung zu kümmern pflegen, die ihnen der Praͤſident zu ers 
theilen hat,” dagegen ©. 37 und 59 ſchildert, — wie die Geſchwornen „ängftlid 
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laufchen, welche Anficht der Präfident von der Sache habe,” und welches große 
Gewicht auf die perfönlihe Anficht des Präfidenten gelegt werde. ©. 59 ift mört: 
ih zu lefen: e2 wird darauf gelauert und e3 wird dieſelbe berausgemits 
tert! Ja der Verf. bemerkt noch dazu, daß wenn auch der Präfident ausdrücklich 
erllärt, daß die Gefchworenen aus feinen Aeußerungen und Fragen auf feine per: 
fönlihe Meinung nicht fhließen dürfen, diefe Mahnung keine befonvdere Yolge 
zu haben pflegt. — S. 5 behauptet der Berf. dab ftändige Gerichte jedenfall un: 
endlih mehr Unſchuldige freigefprohen und Schuldige verurtheilt haben als die 
Schwurgerichte. Das mag zugegeben werden, nachdem Yahrhunderte lang das 
Recht von Rechtöverftändigen Collegien gepflegt und in Deutſchland von Gejhmwo: 
renen erft feit Jahrzehnten geübt wird ; allein diefer Mangel des Schwurgerichtes 
ift ein folcher, der wohl mit jeder Quartalfisung Heiner wird. Lafle der Perf. das 
Shmurgeriht in Deutichland erft unangefochten zu einem ehrbaren Alter fommen, 
dann wird es fich zeigen, ob beflere Urtheile unter der ariſtokratiſchen Alleinherr: 
[haft der ſtändigen Richter „nah den ewigen Säßen des Rechts“ erzielt worden 
feien, oder ob nad jenem Verfahren, durd welches die meiften deutſchen Regie⸗ 
rungen dem gemeinen Haufen „ven Bauern und Schulmännern“ die Nechtöpflege 
in die „Hände !pielen” | 

Sn fouveräner Beratung der Geſchworenen erllärt der Obergerichtöpirektor, 
der al3 Staatsanwalt und ald Präfident fungiert bat, daß dieſe nicht in dem 
Maaße wie in England Achtung vor dem Gefete haben, vielmehr das Geſetz zu 
umgeben mwiflen, wenn fie dasjelbe nicht verftehen wollen. Troß der an den Eng: 
ländern (S. 14) gerühmten Achtung vordem Geſetze, ift e8 dem Perf. (S. 18) auf: 
fallend, daß die Engländer an einer folden Nechtöpflege wie 3. B. an der Frei: 
fprebung Bernard’3 Gefallen finden! S, 20 wird die Unfähigkeit der Geſchwor⸗ 
nen auch dur die Hinweifung auf die Schwierigkeit einfacher Landleute, ihren 
Geiſt bei ver Sache zu balten, mit der geiftreihen Bemerkung bewieſen, daß folche 
Leute leichter ermüden, durch die Gedanken an ihre Felder und Früchte abgezogen 
werben. Der Verf. ruft mitleidig aus: Wie ſchwer muß e3 ihnen werden, nit 
einzufhlafen. Diefer Etimme des Practikers dürfen wir wohl die landläufige 
Erfahrung entgegenftellen, daß die Geſchworenen mit größter Spannung dem Gange 
der Verhandlungen zu folgen pflegen, durch den Reiz der Neuheit und das Gefühl 
der Verantwortlichleit fi auf der Höhe ihrer Pflichten erhalten und häufig durch 
ſcharfſinnige Fragen wie durh ſehr präcife Entſcheidungen einzelner Thatfragen 
ſich ala tüchtige Bürgen für eine gute Beweisfindung erproben. Wenn die Unge: 
übtbeit der Geſchworenen im folgerihtlihen Denken und ſcharfem Aufmerken als 
Mangel des fhmurgerichtlihen Verfahrens bezeichnet wird, fo ift wie Schwarz 
richtig bemerkte, die Routine, welche die Ständigleit der Nichtercollegien dem 
alltäglih zur Aburtheilung ſchwerer Straffälle berufenen Strafrichter in Folge der 
gewohnheit3mäßigen Fertigkeit gibt, ein bei weitem überwiegenderes Bedenfen gegen 
jene Stänvigfeit, fofern e3 fih um Entſcheidung ſchwerer Straffälle handelt. Der 
Herr Berf. berichtet ung aus feiner Praxis keinen einzigen Fall, in welchem ein 
Geſchworener eingeichlafen ift und hätte und dann noch den Beweis zu liefern 
gehabt, daß allfällig nur der Schlaf eines ſtändigen Staatsrichters im Gerichts: 
faale ein Schlaf des Gerechten wäre. Man lefe, wenn der Spott bier für unge: 


” Literatijche Anzeigen 
recht gehalten wird, die Angriffe Wiarda's auf Die Schmurgerichte md entjcheite 
dann, ob die meiften berielben eine beffere Antwort verbienen. Nur bie Bebenten, 
welche der Berj. hinſichtlich der Eingriffe des Bermeifumgäuribeiles umb der Frage 
Mellung in die Beiugnifie der Jurp jo wie hinſichtlich der Schwierigkeiten im ber 
Theilung der Urtbeilsfunttion ausjprict, fünnten, obgleich auch dieſe midt men, 
fondern ſchon länaft erörtert find, auf ernftlihere Beachtung Anjpruch machen, 
Bablberg. 


Die Vefhäftigung der Grfängnif-Sträflinge. Ein Gutachten von De. Herrmanı 
DOrtloff, Jena, 1862. 


So wohljeil auch die Buchmachetei auf dem Literaturgebiete der Gefängnis: 
seforrh geworben ift, jo bat ſich diefelbe doch gebütet, auf eine erfahrungsgemäß 
Kritil des Details, im Befondern auf eine Ausbeutung der Materie won der 
Strafarbeitorganijation auszugehen. Der ben Leſern dieſer Zeitſchrift woblle 
lannte Berf. hat ſich nicht damit begnügt, vom rein theoretiihen Standpunkte 
aus die Nothwendigleit und Organifation ver Gefängnibarbeit zu begründen, jon- 
dern es unternommen, Vorjhläge über die in den Gefängnihen zu betreibenben 
Arbeiten auszuarbeiten und bie Bebingungen des Gedeibens berjelben, fo mie einer 
wirkſamen Leitung feitzuftellen. Dem Verf, gilt vie Gefängnißftrafe als die mit Arbeits: 
zwang verbundene Freiheitäentziehung jo gut wie jede andere Freibeitäftrafe. Die Unter: 
ſchiede von andern Strafarten find hiernach nicht prinzipielle. Jft der Referent mit 
dem Berf. auch darüber einig, daß in dem Koftenpuntte der eigentliche Rechts- 
‚grund des Arbeitäzwanges bei Freiheitäftrafen nicht gefucht werden könne, fo glaubt 
derfelbe doch aus dem Begriffe der nur für leichte Vergehen und kürzere Zeit be 
rechneten Gefängnißftrafe im Gegenjage zur Zuchthaus: und Arbeitshauzftrafe für 
ſchwerere Straffälle das Merkmal der Strafarbeit ausſcheiden zu müflen, ohne de: 
durd die Anhaltung zu einer geregelten Beſchäftigung der Gefängnißfträflinge 
auszufcließen. In diefer Beziehung ſcheint die öfterr. Gefeßgebung über bie ein 
fache Arreftitrafe das Nichtige getroffen zu haben. it denn eine Beichäftigung 
der Gefängnißfträflinge nothwendig und lediglich mitteld Zmangspenfen zu er: 
zielen? Und paßt der vom Verf. angeführte fanität3-poligeilihe Grund für ven 
Arbeitözwang aud für die nur zu ganz kurzen Gefängnißftrafen Verurtheilten? 

Babhlberg. 


Her Yrozeh von Yaumbad. Dentſchrift nebſt ſtenographiſchem Berichte über die 
ſchwurgerichtliche Verhandlung von R. v. F. Carlsruhe 1861. 


Gine eingehende Beſprechung des zu leiniger Berühmtheit gelangten Falles 
täme bier zu fpät. Frau v. Baumbad wurde in fo viel Stunden durch bie 
Geſchwornenbank für nicht fhuldig erkannt, ald das Unterfuhungsgeriht Monate 
bedurfte, um eine auf fhlimmen Argwohn und peinliher Uebereilung fcheinbar 
zuverläffiger Zeugen und Experten beruhende, entfehlihe Anklage vorzubereiten. 
Die Mängel und Gefahren des dem alten Inquiſitionsprozeße entlehnten lange 
wierigen ſchriftlichen Unterſuchungsverfahreus, welches mit dem Grundfage der 
Unmittelbarteit des Strafprogefied wie mit den Charakter der geheimen Unterſuchung 
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Heber die legisintive Thätigkeit auf dem Gebiete des 
civilgerichtlichen Berfahrens in Veſterreich. 


Bom Heraußgeber. 


I. Einleitung. 


Nachdem die oͤſterreichiſche Geſetzgebung wenigſtens in dem 
wichtigſten Theile der in der Ueberſchrift bezeichneten Thaͤtigkeit nach 
einer langen Reihe von Jahren wieder auf dem Punkte angelangt zu 
fein ſcheint, von dem ſie — nicht eben zum allſeitigen Nutzen für bie 
Sache, aber gedrängt durch Bedürfniß und wechſelnde Zeitverhältniffe — 
als folhe ausgegangen iſt; — ich meine auf dem Punkte, wo man 
ben bisher fortgepflegten Particularismus verlaffen und wieder eine 
mehr gemeinfame Einrichtung für Deutſchland anftreben zu ſollen 
gemeint IR); — nachdem auch abgelehen davon bie Zeit gefommen 
ft, wo fi mit der Erörterung der einfchlägigen Fragen nicht nur bie 
durch ihre bureaufratifche Stellung Berufenen wie mit, Amtsgeheimniſſen 
bejhäftigen dürfen und müflen, fondern wo auf die endgiltige Beantwors 
tung berfelben auch das Volk burch feine Vertreter Einfluß zu nehmen 
in der Lage ift, wo alfo auch dieſe Gegenftände zur öffentlichen Bes 
rathung gelangen und baburch ein allgemeinere Interefle gewinnen, 
bürfte es nicht ungeeignet erfchelnen, ja für manchen in dieſer Sphäre 
weniger Bertrauten vielleicht fogar inftructiv, einen Blick auf den bis⸗ 
berigen Verlauf und bie Refultate der erwähnten legiölativen Thätigs 
keit, foweit man unter ben gegebenen Berhältnifien davon Kenntniß 
erlangen Fonnte, zu werfen, ben jegigen Zuftand zu firiren und fo bie 
Möglichkeit eines richtigen Blickes in die Zufunft vorzubereiten und zu 
erleichtern. Die verſchiedenen Haupttheile des civilgerichtlichen Ver⸗ 


') Daß man hierbei befonders an die für den 15. September 1862 projectirte Zu- 
—— in Hannover und was damit in conſequenter Verbindung 
teht, denkt, ift wohl nicht erſt zu bemerken. 


Haimerl's Vierteljahretſchrift f. Rechttw. X. 2. 10 
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fahrens ftehen zwar mit einander in einer engen Verbindung und fteten 
mechielfeitigen Beziehung, deßhalb aber auch die Normen bafür. Gleid- 
wohl find fie von Seite umferer Gejegebung eigentlich fo nie recht als 
ein Ganzes erfaßt worden, im Gegentheile man wendete aus diver⸗ 
fen und bier nicht weiter zu verfolgeuden Gründen gewöhnlich mur dem 
Einen oder dem Andern eine befondere Aufmerffamfeit zu, lieferte burd 
gefonderte gefegliche Beftimmungen für einzelne, Theile und zu verihie 
denen Zeiten ein Stüdwerf, den m “ iebenften Bebürfniffen 
ſchauungen angehörig, and dem dm ich die Doctrin nur 
ein etwas gleichförmiges Gebilde zu formiren im Stande 
Gombinatton führte auf allerhand Zweifel und Anftände, 
große Menge und Berfchiebenheit ber einen Gejee verlor man leicht 
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die genaue Ueberficht, die Antt wurde fomit immer ſchwierigen 
mißlicher, felbft bei relativ nicht aert Güte ber einzelnen Gefege. DE 
wohl nun bie folgenden a h ihrem Zwede unter mehrere 
gefonberte Gefihtepwm 1, werden müffen, fo foll dech 


glei von vornherein der Wunſch unterdrüdt werben, daß es fünfe 
tighin anders gehalten werden möge, daß man Alles, was auf un 
ferem Gebiete zufammengehört, auch im Gefege zufammenfaflen und als 
ein — aus einem Guſſe geworbenes — Ganzes geben möge, 
wie es ja ſchon einmal, wenigftens von ber vormaligen Gefepgebunge 
Hofcommiffton, projectitt war, freilich aber nicht zur Berwirklichung 
gebracht werben konnte. 


IL. Gerichtöverfaffung. 

Daß eine zwedmäßige Einrichtung und Vertheilung ber 
Gerichte eine ber weentlichen Bedingungen auch eines entfprechenden 
Verfahrens zum Schuge und zur Geltendmachung bes Privatrechtes 
fet, wer möchte dieß Im Ernfte mehr bezweifeln? Man follte alfo meinen, 
daß bie Gefeßgebung, wenn fie irgend welche bedeutende Reform in 
dem beftehenden Verfahren vorzunehmen gefonnen iſt, zuerſt die darin 
wirkenden dactoren beftimmen, alfo mit allen darauf bezüglichen ragen 
völlig im Klaren fein müffe, bevor fie bie Normen für ihre Tätigkeit 
auffteNt, daß fie namentlich mit ber Organtifirung ber Gerichte 
beginne. Und doc fehen wir bis in bie neuefte Zeit wieberholt 
ben entgegengefegten Vorgang; man will eine Gerichtsordnung 
zu Stande kringen, ohne daß man noch genau bie Berfaffung ber 
Gerichte vor ſich Hat, bie an der Hand des nenen Geſehes ben Rechtes 
ſchutz vermitteln follen. 
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Bas nun die oͤſterr. Bivilgerihtsverfaffung in speeie 
anbelangt 2); fo hat fle im Laufe ber Zeit verfchiedene Veränderungen 
erlitten und Wandlungen durchgemacht, fie hat fich nur allmälig gleiche 
förmiger für alle oder doch mehrere Theile bes Reiche geftaltet. Am 
einer erichöpfenden hiſtoriſchen Darftellung müßte man bie Einrichtung 
ber früheren Zeit bis zum Jahre 1783, dann bie von ba ab bis zum 
Jahre 1848 beftanbene, fofort die proviforiche Einrichtung vom I. 1844, 
bis zum Jahre 1854 und endlich Die derzeit noch beſtehende von eins 
anber unterſcheiden. Die Einrichtung der Gerichte vor bem 3. 1783 
und ber in's Leben getretenen ſog. Joſephiniſchen Jufizregus 
lirung war, jo wie bie Rechteinftitutionen überhaupt, beinahe in jeber 
Provinz eine andere; fie ift mit ben ſog. Provinzialrechten beinahe 
gänzlich der Geſchichte verfallen und hat nur für Diejenigen Bertheis 
biger bes Hiftorifchen Rechts noch eine mehrere Bedeutung, bie das⸗ 
jelbe, wenn auch auf Koſten ber Bernunft, für die alte Zerklüftung im 
Reiche auszubeuten geneigt find. Wir haben eine andere Anſchauung 
bavon und vonder Bedeutung der öfterr. Rechtsgeſchichte, wir übergehen 
baher jene ältere Gerichtseinrichtung hier mit Stilichweigen. — Um 
gleich wichtiger ericheint die Ginrichtung im öfter. Gerichtsweſen, 
welche mit ber jchon unter Maria Thereſia eingeleiteten und unser 
Kaiſer Joſeph in's Leben getretene Juſtizreform in Verbindung Rand und 
vom Jahre 1783 herauf in Verbindung mit den für einzelne Länder 
juccefliv erlafjenen Jurisdictionsnormen und Gerichtsinftructionen einges 
führt wurde 3). Sie ift nit bloß deßhalb wichtiger zu nennen, 
weil fie und ber Zelt nah näher liegt, fondem und vorzüglid 
darum, weil fie theilweife im bie f[pätere Einrichtung hineinragt und 
weil viele Gefege, die Damit in Verbindung flandeu und mit Rüdficht 
auf fie erlaffen worden find, noch fortan in Wirkfamfeit beftegen, — zu 
isrem Berftäubnifie alſo die Kenutniß jener Einrichtung wenigſtens 
im allgemeinften Umtifle nothwendig if. Eine Gleichförmigfeit wurde 
damit nicht erzielt; fie erftredte fih auch nicht auf Ungarn und feine 
Kebenländer. Unter Feſthaltung bes Principes breier Juſtanzen wur 
den zwar zur Ausübung ber Juſtiz in erfter Juſtanz überal zweier: 
fei Gerichte organifirt: Ortögerichte (auch allgemeine, ordentliche 


” ze. meine Schrift: Die VBerfaflung der Ciwilgerichte in Deiterreidh. 
ien 
5) Vergl. die Lehre von den Givilgeridwäftellen in Defterreih, 2. Theil. 
Wien 1834. 
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Gerichte) und befondere (außerordentliche, privilegirte) 5, aber es 
wurde in den fog. altöfterr. Provinzen bie Patrimonialgericht® 
barkeit noch aufrecht erhalten und zu Ortsgerichten in Städten: und 
Märkten die Magiitrate (Gommimalgerichte), am flachen Lande bie 
Iuftitiariate (Grumdgerichte, Gerichte ber Dominien, Guts- und 
Herrfcbaftsbefiger, Dynaſten) beftinmt, während man in bem übrigen 
Theile der Monarchie auch als DOrtsgerichte bereits Tandesfürftliche 
Gerichte einführte, nämlich die Stadt» und Landreſchte in ber erften 
Eigenſchaft, die L.f. Gollegialgerichte erfter Inſtanz, bie Giv ilju ftizt ribe 
nale (eigentlich mur dem Namen nach verſchledene Gollegialgerichte 
einzelner Provinzen), dann die Land, Pfleg- und Bezirfsgerichte, 
ſowie die Land⸗ und Stadtpräturenale Einzeln: (Singular) Gr 
richte. Neben diefen, wie bemerkt, in der Eigenſchaft als allg., oder Drt® 
gerichte für ihren Sprengel fungirenden Gerichten hatten daun ala befondere, 
außerordentliche, auch privilegitte Gerichte ihren nad Perfonen amd 
Sachen näher beftimmten Wirfungstreis: die 1. f. fowohl, als (in 
Schlefien) Ratrimontalstandrechte, die Stadt- und Lan 
rechte in ihrer zweiten Eigenfhaft, die Berggerichte mit den um 
tergeorbneten Bergämtern und Berggerichtsſubſtitutionen, 
die Handels» und Wechfelgerichte, dam Seeconfulate, bie 
an verſchiedenen Orten imAuslande beftandenen Confulargerichte, 
die Lehengerichte, das Oberhofmarfhallamt in Wien, enblich 
bie Militärgerichte erfter Inſtanz und zwar die Auditoriate ber 
verfhiebenen Regimenter und Branchen, bie Judicia delegata 
militaria fowohl mixta et pura, und bie Magiftrate in ben 
Grenzcommunitäten. Die früher beitandenen geiftlihen und Con 
fiortals und andere ältere Gerichte wurden aufgehoben und bie Ges 
richtebarfeit über Geiftliche in weltlichen Dingen, bann über Ehe: und 
Patronatdangelegenheiten an bie weltlichen Gerichte übertragen. Die 
Trennung ber Juftiz von der Adminiſtration trat nur bei eini⸗ 
‚gen der genannten Gerichte der erften Inſtanz ein und bie meiften der⸗ 
felben beforgten neben der ftreitigen auch bie freiwillige Gerichts— 
barfeit und das Tabularwefen, wo es beftand. — Zu Gerichten 
weiter Inſtanz wurben In den einzelnen Provinzen fürben Eivilftand 
die Appellations- und Eriminal-Obergerichte beftimmt, fo wie 
für den Milttärftand und alle Militärgerichte das allg. Militär 
"Appellationsgericht in Wien; Gericht dritter Inftanz endlich war 
für das Civil die oberfte Juſtizſtelle, von der fich zwei Senate in 
Wien und ein britter für das lomb. venet. Königreich in Verona ber 
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fand, — für das Militär die Juftigfection des Hoffriegsrathe. 
Die Iehtgenannten beiden Stellen vereinigten anch in fich den gewöhn⸗ 
lihen Wirfungsfreis eines Juſtiz⸗ refp. Kriegsminifteriumd und für 
Geſetzgebung insbejondere war durch eigene Commiflionen, aus Fach⸗ 
männern zufammengefegt, geforgt (Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen, 
Rormaliencommiffton), die mit den höchften Suftigbehörben in einer ges 
wiſſen organifchen Verbindung fanden. 

Bei ber — fpäter sub III ohnehin näher zu beiprechenden — 
Einleitung zur Bearbeitung einer neuen allg. Gerichtöordnung wurde 
wohl auch die Gerichtöverfaffung und zwar in einer fehr umfangs- 
reichen Weife in die Berathung genommen; allein damals ohne Erfolg. 
Laut einer Mittheilung, die ich der Güte eines Mitgliedes der damaligen 
Hofcommiflion, dem fel. Hofrathe Dollinernämlich verdanfe, follte nach 
ber Anftcht der Hofcommiflton ber I. Theil der neuen ©. O. folgende 
allg. Normen enthalten: das 1. Cap. von dem Richter; 2. Cap. von ber 
Gerichtöverfaffung , ber Unterordnung ber Gerichte und ihren Ber 
hältniffen gegen andere Gerichte und Behörden; 3. Cap. von der Ges 
rihtöbarfeit; A. Cap. von dem Gange der Gefchäfte bei Eollegialge 
richten erfter Inftanz und zwar im 1. Abfchnitt von dem Einreichungs; 
protocolfe; im 2. Abich. von der Beftellung des Neferenten ; im 3. Abſch. 
von der Bearbeitung des Neferates; im A. Abfch. von ber Berath- 
ſchlagung des Gerichts; im 5. Abſch. von den Tagfagungen ; im 6. Abſch. 
von ber Ausfertigung und Zuſtellung ber gerichtlichen Verfügungen; 
im 7. Abſch. von ber Verwahrung ber Acten; im 8. Abfch. von der 
Verwahrung der Depoftten; das 5. Cap. von dem Gange der Gefchäfte 
bei Gericht erfter Inſtanz, die fein Juſtizcollegium ausmachen; Das 
6. Gap. von dem Gange ber Gefchäfte bei den Gerichten zweiter und 
dritter Inftanz und das 7. Kap. von den Advocaten und Sachwaltern. 
Es ift interefſant, den damals vorbereiteten Tert mit neuern geſetzlichen 
Erſcheinungen auf dieſem Gebiete zu vergleichen, um das cuique suum 
u beftimmen. 

Die im Jahre 1848 eingetretenen Aenderungen in ber Berfa ab 
fung zogen au bie Rothwenbigfeit einer zeitgemäßen Aenderung in 
ber Gerichtsverfaſſung nad ſich, wozu vorläufig unter dem Juſtiz⸗ 
miniftertum Bad bie Grundzüge publict *), und welche dann 


) Bergl. darüber v. Sommaruga's rift: Die Grundzüge der Geridjts- 
verfaffung für die Länder ber m. —— Bra Mien 1849; 
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mittelft einer Reihe Fatferlicher Berorditungen in den einzelnen Krems 
ländern zur Ausführung gebracht wurden ®). — Gänzliche Befeitigung 
der Patrimontalgerichtsbarkeit, eine zwedmäßige Nebeneinanderftellung 
ber Gollegial- und Eingelngerichte tn erfter Inftanz, Durchführung ber 
Trennung der Juſtiz von der Abminiftration auch in erfter Inftam, 
Berbindung ber Staatsanwaltſchaft mit den Gerichten 9), Scheiduug bet 
Sufigminifteriums vom oberften Gerichtshofe”), aber Beibehaltung der 
Gliederung der Gerichte in brei Juſtanzen — waren ungefähr die Haupt: 
geſichtspuncte, welche babei berüdfichtigt werden mußten, wobei im ledter 
Berichung nur noch bemerft werden muß, baf eben midht für jede 
Iuftanz burdaus eigene Gerichtsftellen organffirt werben follten, 
fonbern daß auch ein und dasfelbe Gericht als erfte und zugleich als zwelie 
ober als zweite und zugleich als dritte Inftanz einfchreiten folkte, eine 
Anfiht, von der man indefien bald wieder abzugeben fand. Die neuen 
Gerichte nad) dieſen Beftimmungen hießen: Berirfögerichte (exfter, 
qweiter, britter Claſſe), in Italien und Dalmatien Präturenz Landes 
gerichte (corti ober tribunali di prima istanza), Gaufalgericite 
(tribunali mercantili), Oberlanbesgerichte (corti d’ appello), 
oberfter Gerichtshof und Eaffationshof®). Die beſonderen ober 
Sperlalgerichte für die Mitglieder bes a. h. Kaiferhaufes und für bie 
Erterritorialen ( Oberſthofmarſchallgericht), — die Militärgerichte und 
Conſulargerichte ſollten durch bie neuen Organiſirungsvorſchriften wicht 
berührt werden. Die näheren Beſtimmungen über bie innere Einrich⸗ 
tung und ben Gefchäftsgang bei Gerichten enthielt das organifche Ger 
feg vom 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BL, und bie Befim- 
mungen über bie Zuftändigfeit biefer neuen Gerichte wurben mit bem 
Batente vom 18. Junt 1850, dann durch die Zur. Rorm für die 
Militärgerichte vom 22. Dec. 1851 befannt gegeben. 

Bevor jedoch bie alfo beftimmte Einrichtung nochin allen Theilen des 
Reiches, wofür fie berechnet war, zum völligen Atfchluffe gebracht werben 
fonnte, wollte man einerſeits bereits die Ueberzgeugung gewonnen haben, 





dann Weffelys Mürbigung der neuen Gerichtöverfaflung und BVorfchlä, 
zur Verbeſſerung berfelben mit finanziellen Grfparniffen — ;n der aan 
neuefte Folge, 1. und 2. Heft (Prag 1849). 

) Vergl. meine Daritellung, ©. 21. 

*) Vergl. kaif. Patent vom 40. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. BL, insbe 
fm 5 über den Wirkungsfreis der Anwaltichaft in bürgl Rechtsan- 
elegenbeiten. 
Ken. die Vorfhrift vom 21. Auguft 1848, Nr. 1179 d. I. &. ©. 

*) Bergl. das Statut vom 7. —8 1850, Nr. 825 des R. & BL 





Haimerl: üb. d. legislative Thätigfeit. 137 


baß fie ben wahren Bebürfuiffen uud ben wirklich gegebenen Berhältnifien 
nicht durchaus entipreche, andererſeits follte man nunmehr nach Geftalt der 
eingetretenen Ereigniffe Ungarn und feine ehem. Nebenlaͤnder auch in 
biefer Beziehung mit berüdfichtigen und forgen, baß die Juſtizverfaſſung ba- 
felbft mit den übrigen nenen organiſchen Einrichtungen in eine ber beabfich- 
tigten Gleichftellung entſprechende Verbindung geſetzt würbe 9), Mit 
bem denkwürdigen kaiſ. Hanbichreiben vom 81. December 1851 (dem fog. 
Spyivefterpatent) wurben daher unter Aufhebung ber Berfaflungsurfunbe 
vom 4. März 1849 und bes bie fog. Grundrechte enthaltenden Paten- 
tes von demſelben Datum bie Grundſätze für bie fünftigen orga- 
niſchen Einrichtungen in den einzelnen Sronlänbern bes 
öfterr. Kaiferftantes mit bem a. h. Yuftrage ausgefprochen, daß von 
ben Miuifterien, bie es anging, ohne alle Verzögerung und in anges 
mefiener Weife zur Ausführung diefer Grundfäge gefchritten, und bie 
Refultate Sr. Majeftät vorgelegt werben follten. Die Eivilgerichts- 
barfeit im fireitigen und nicht fireitigen Angelegenheiten ſollte auch 
hiernach wieder von lanbesfürftliden Gerichten im Namen Sr. E. k. 
apoſt. Majeftät und zwar in brei Inftanzen und in erfter Inſtanz theils 
von Einzeln» theild von Collegialgerichten in ber Art ausgeübt werben, 
wie ed bereitd früher im lomb. venet. Königreiche und Dalmatien ber 
Fall war, die Trennung der Jufti von ber Adminiftration follte bei 
Gollegialgerichten der erften Inftanz, dann bei den Gerichten ber zweiten 
und dritten Inſtanz allgemein, fonft aber nur im lomb. venet. Koͤnig⸗ 
reiche und wo es etwa noch als unerläßlich erfannt würde, durchge⸗ 
führt werben, — tin der Regel aber bei ben Einzelngerichten ber erften 
Inſtanz bie Juſtiz wieder mit der Berwaltung vereint be 
forgt werden. Bon dem Einfluffe, welchen man früher, freilich auch nur 
in einem fehr beichränften Maße, der Staatsanwaltfchaft auf die Eivils 
rechtöpflege gewährte 1%), wurde nun völlig Umgang genommen. Die 
näheren Beftimmungen zum Behufe der Ausführung dieſer Grundfäge 
enthalten mehrere MinfterlalsBerorbnungen aus ben Jahren 1852 und 
1853 11), Hiernach wurden zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in erfter 
Inſtanz berufen: 

1. Die Bezirfs, (Stuhl) Gerichte und Präturen als Eins 


„ Die e neuerlich eingetretenen Aenderungen_in entgegengejetter Richtung find 
—A das ungar; | Givil- und Strafe nad) ten Beichlüffen der 
— Conferenz. Wien 1861. 
" cit. Pat. vom 10. Juli 4850, Nr. 266 des R. ©. Bl. 
) ©. meine cit. Darftellung, ©. 23 ff. 
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zelngerichte. Diefe Gerichte find entweder felbfifläinbige muit gemijch⸗ 
ter Verwaltung (polittiche Aemter und Gerichte), alfo Berirfeämter (Stubl: 
tihterämter), die zugleich als Bezirfsgerichte einfchreiten, ober nur mit 
der Juſtizverwaltung betraute (reine) Berirfägericte, wo bie polit. Vers 
waltung im Bezirfe einer andern Behörde, 4. B. einem Magiftrate ber 
faflen wurde ; oder fie find-fog. fHäbtifcbelegirte Bezirfägerichte (Stadt: 
präturen), welche in Städten neben den Gollegialgerichten zur Unter: 
flügung diefer und zur Erleichterung für die Parteien eingerichtet und 
mit dem Gerichtöhofe erfter Inftang ſelbſt in eine beſtimmte organiſche 
Verbindung gefegt wurden. 

2. Berihtshöfererfter Inftanz als Eollegialgerihte 
mit einem doppelten — einem engeren und einem weiteren Berichte 
forengel. Cie heißen in den Hauptflädten der Kronlänber FE, Lam 
besgerichte, fonft . & Kreisgerichte — in Ungarn Comitats- 
gerichte, In Italien tribunali provineiali. Während ihmen für einen 
beftinmten weiteren, mehrere Bezirks+, Stuhlgerichteoder Präturen um 
faffende Sprengel wichtigere Nechtsfachen vorbehalten und dieſe Daher ben 
Eingelngerichten des Sprengel® entzogen wurden, theilen fie im engern 
Eprengel bes Ortes und ber dazu gehörigen Umgebung die Gerichte 
barfeit mit einem oder auch nad Geftalt ber Ausdehnung der Stadt 
mit mehreren fläbtifchen Bezirks, Stuhlgerichten, oder Präturen, 
die neben Ihnen beftehen. 

3. Zur Aueübung der Handels: und Wecfelgerichtsbar 
keit wurden entweder, wo es das befonbere Bebürfniß verlangte, bie 
eigenen Handelögerichte beibehalten oder neu organifirt, wie in Wien, 
Trio, Venedig, Veſt, Prag, oder die Gerichtehöfe erſter Inftanz Dazu 
tm der Weiſe berufen, daß fie für dieſe Angelegenheiten unter Beizie- 
dung von Veifigern aus dem Handelsſtande einen engeren Handels 
gerihtlihen Senat zu bilden haben. Die Seegerichtsbarkeit wurde 
dem Handelegerihte in Trieſt und Venedig, dem Cowitatsgerichte 
ia Fiume und den dalmatiniſchen Gerichtähöfen erfer Jaftanz für 
mäber beftimmte Vezitke übertragen. 

4. Für die Autübung der Berggerihtsbarfeit wurden bist 
einzelne Gerichrähöfe erſtet Iuſtanz berafen, welche in tem zugewieje · 
wen Umfanne dieſet Aufgabe durch einem berg gerichtlichen Semar zu 
eatſprechen Haben, wozu auch beratundige Beiñer beizuzichen kat, 

8 Das Oberkbefmarihaiie Geridt warte anf dee entiprecdhen- 
den Orapn ſeiner Wifiamfeit jerüdgehüht. 
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6. Die Conſulargerichte und ihr Wirfungefreis wurde bes 
flimmter bezeichnet 12), 

7. Die Militärgerichte wurden mit geringen Aenderungen 
in der früheren Einrichtung belaffen; nur traten an die Stelle ber ju- 
dicia delegata militaria nunmehr Landes: Militärgerichte mit bios 
militärifcher Befegung, die mit der neuern militär. Organifirung in Vers 
bindung gejegt wurden. 

8. In Ungarn, der ferb. Woiwodſchaft und dem Temefer- Banate 
wurden zur Regulirung der Beſitzverhaͤltniſſe eigene Urbarialgerichte 
beſtellt 13) und 

9. wurden in Kolge des Eoncordated die geiftliden Ehege- 
richte eingeführt 14). 

Auf dad Tabulars, Depofiten- und Rechnungsweien, jo weit «6 
bei einzelnen Gerichten vorfommt, follte bei der Beſetzung die ſer Ges 
richte die entſprechende Rüdficht getragen werben. Zur Verwahrung 
ber Depofiten wurden aber bald in einigen größeren Städten (Wien, 
Prag, Trieſt) eigene Depofttenämter für alle dortigen Gerichte 
eingerichtet, während man fonft die F.f. Steuerämter dazu beftinmte, 
und zugleich als k. f. Depofitenämter erklärte, — unbeſchadet bes Ein- 
fluffes, den die Gerichte nach den Geſetzen auf die Depoflten zu nehmen 
haben 15). Zur Beforgung der Normunpfchaftdangelegenheiten wurden 
in Ungarn, Kroatien, Elavonien, ber ferb. Wotmwobichaft und Sieben- 
bürgen eigene Waiſen-Commiſſionen berufen, und den Gerich⸗ 
ten erfter Inftanz überhauptin Sachen der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit 
bei Einführung des Rotariats dadurch eine Erleichterung verschafft, daß 
bie Notare in der Eigenfchaft als Gerihtscommiffäre zu verichies 
denen einfchlägigen Acten verwendet werben Fönnen 2%. Die Beſtim⸗ 
mungen für bie innere Einrichtung der Gerichtöftellen, dann bie Ges 
ſchaͤfts ordnung für die Gerichte nahm nun das neue Pat. vom 8. Mai 1853, 
Ar. 81 des R. ©. Bl., auf und für bie Beftimmung der Eompetenz 
warden — unter Beibehaltung ber Militaͤrjurisdictionsnorm 





12) Vergl. die kaiſ. Vrdg. vom gan ner 1858, Nr. 23 des R. G. Bl. und 
. Mitt. Vrdg. vom 31. März 1855, Nr. 58 des R. G. BL 
? Fat, v vom ?. yon, 1853, R 40 und 4, bonn Mitrl. Vrdg. vom ?5. Des 


©. : 
. Kai. ya Tat. vom 5. November 1855, Nr. 195 des R. ©. Bl. 
ah —E vom iD. Zuli 1849 und vergl. meine Darftellung der Ge⸗ 
g, S 
ne) Notariatsordg. vom a har 1854, Nr. des R. G. Bl. und vgl. meine 
m von den Parteien und ihren Stellvertretern. Dien 1857, ©. 1 
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vom I. 1851 — nad) eigenen Ländergruppen- vier abgefonderte Juris 
bictionsnormen erlaffen 17), — ein Vorgang, ber. ſich gewis micht 
als nothwendig barftellte und bei, der. angeftrebten Gleichſtellung und 
Bereinfahung um fo weniger gerechtfertiget werden kounte, als man 
ſchon bei der früheren Berathung wegen Juftandebringung einer meuen 
®. D. der Anficht war, daß man bie älteren Jur. Normen für eine 
seine Provinzen, ungeachtet der damaligen Verſchledeuheit ber Gerichte, 
barch eine einzige allgemeine mit der ©. DO, felbft. zu werbindende 
Vorſchrift erfegen und bie wenigen Abweichungen für einzelne ‚Theile 
in einer befondern Anordnung beifügen follte. In der That müffen ja 
in biefer Beziehung im Weſentlichen allenthalden‘ dieſelben Grundfäge 
fefgehalten werben — und fie Fehren auch in jeder der genannten Jur. 
Rorm in gleicher Weife zurüd. Und daß bie dieffälligen Beftimmungen 
felbft an Stätigfeit gewinnen, wenn man fie ftatt in beſonderen Ber 
sebnungen nieberzulegen, in dem allgemeinen Gefege über das Ber 
fahren aufnehmen würde, unterliegt wohl feinem Zweifel, 

Als zweite Inftangen für den Givilftand wurden auch jegt bie 
DOberlandesgerichte beftimmt; fie follten aber auf das firengfe 
Bebürfnig befchränft werden. Hiernach hat zwar in ber Regel jebes 
Kronlanb ein Oberlandesgericht; aber es kommt ausnahmsweiſe auch 
vor, daß mehrere Kronlaͤnder zuſammen nur ein gemeinſames Ober⸗ 
landesgericht Haben, oder daß in einem Kronlande mehrere Oberlandes⸗ 
gerichte beftelt wurden. Fuͤr ben Militärftand verblieb das allg. 
Militärappellationsgericht in Wien für alle wo immer bes 
findfichen oͤſterr. Militärgerichte erfter Inftanz das Obergericht. 

Als dritte Jnſtanz enblich erfcheint wieder der oberfte Gerichte 
h of in Win für ben Eivilftand— undber oberfte Militärgerichtss 
Hof für das Militaͤr, während bie Juſtiz « Adminiftrativangelegenheiten 
burch die betreffenden Minifterien der Juftiz und bes Kriegs beforgt 
werben. 

Das bei Gelegenheit ber Etlaſſung des kaiſ. Diploms vom 20. Octos 
ber 1860 an ben Minifterpräfidenten ergangene kaiſ. GHanbfchreiben 
ſprach für bie neuerlich bevorflchende Reform auf dem Gebiete der Iu- 
fig die Anfiht aus, daß bie thunlichfte Beichränkung der Appel 
Tatton auf zwei Inftanzen unter gleichzeitiger Gründung eines 
Gaffationshofes Statt finden folte — und es Handelt fih nun darum, 
bie beftehende Gerichtöverfaflung nicht nur hiernach zu ändern, fonbern 


3) Bergl. meine Darftellung der Gompetenz-Borfhriften; 3. Aufl‘ Wien 1856. 
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auch mit ber vorzunehmenden Reform in allen übrigen Thellen ber 
Rechtspflege, namentlich alfo auch mit der nunmehr wieder in nähere 
Ausficht geſtellten Civil proceßordnung in eine zwedmäßige Ver⸗ 
bindung zu bringen. Das Iuftizminifterinm bat audy neben den Grund» 
zügen zu einer neuen Eiv. Pr. O. (ſ. unten Rr. II) bie Grundzüge 
für Die neue Gerichtsverfaſſung entworfen, indem es im Wejent- 
Hichen wieder anf den Standpuncd vom 3. 1849-50 zurüdging; es 
bat dieſe Grundzüge auch bereitd vorgelegt; das Abgeorbnetenhaus fand 
aber darauf vorläufig gar nicht einzugehen. 

Daß die Beftimmungen über die Gerichtöverfaflung eines Landes 
nicht für fich, fondern nur in Verbindung mit den Beftimmungen 
über das (Civil- und Straf) Verfahren in Betrachtung kommen 
fönnen, iſt far, da fich ja beide wechfelfeitig bedingen. Allein dieß ges 
nügt bier noch nicht; es iſt noch manch’ andere Borfrage zu beautwors 
ten, bevor man Stellung und Einrichtung ber Gerichte — und zwar ber 
bier allein zu erwähnenden Eintlgerichte — beftimmen Tann und es er⸗ 
fheint immer als ein verkehrtes Beginnen, daß man fich nicht vor 
länfig über folde Borfragen verffändiget. Bor allem fcheint 
und ber Abfchluß der Gemeindeverfaſſung, als Unterlage bes 
weitern Baues, dringend nothwendig zu fein, um zu wiflen, was etwa von ben 
bisher den ®erichten zugewiefenen Gefchäften an die Gemeinden übergehen 
wird, ebenfo die endlihe Regulirung des Tabularmwejens, bie 
Definitive Einrichtung des Rotariatesundbie Beſtimmung, in 
wie weit fich badfelbe mit ber nicht fireitigen Gerichtsbarkeit zu befaflen 
haben werde ; ferner Die Beantwortung der Frage, ob man für Die Beforgung 
ber Pupillar⸗ und Baifengefchäfte befondere Organe beſtimmen will (Fami⸗ 
lienrath⸗, Waiſen⸗Commiſſton) u. dgl. m. Wenn man fobann weiter, wie 
uns wenigften® nicht zweifelhaft erfcheint, von der Anficht ausgehen wird, 
daß für Dieeigentliche Rechtſprechung Mecollegiale Form ber 
Berichte ſchon Inerfter Inſtanz die Regel bilden müfle, und daß nur für 
minderwichtige undſchleunig abzuthuende Rechtsangelegenheiten 
ſchon im Intereſſe des rechtſuchenden Publicums Einzelngerichte 
beſtellt werden ſollen, wenn man ſich endlich auch uͤber die Grenze 
zwiſchen dem Wirkungskreiſe der Einzeln⸗ und Collegialgerichte etwa 
buch Annahme einer Normalſumme von 300 oder 500 fl. verſtaͤndiget hat, 
dann iſt es gewiß auch möglich, bie allgemeinen Beftimmungen über 
Gericht, Gerichtsbarkeit, Serihtsftand und Competenz 
zu entwerfen und fie mit ben Beftimmungen über bas Verfahren 
in eine auch äußere organifche Verbindung zu fegen, ohne baß zur 


142 Haimert: üb. de legielative Thätigfeit. 


Zeit noch beſtimmt ift, wo und über welche territoriale Ausdehnung 
jedes einzelne Gericht feine Wirffamfelt Außern werde. Nur Beftimmun 
gen der legteren Art find-wandelbar und. find beſonderen Werord- 
nungen vorsubehalten, nicht die allgemeinen Grumbjäge über Gerichte 
barfeit und Gerichtsftände. Darum finden wir fie auch in allen neuen 
Entwürfen an die Spige geſtellt, während man ſich bei und gewöhnen 
mußte, fie aus einer Menge verfchiedeuer Gefege zuſammen zu fuchen. 
Daß man aber mit diefer Gewohnheit auch derzeit noch von mancher Seite 
biefe Zerjplitterung des Zufammengehörigen alles Ernftes rechtfertigen 
gu können vermeint, jollte man wahrlich nicht erwarten. 


UL Berfabren in Streitfahen (Eivilproce$). 


Der auf römijchen, camonifchen und deutſchen Duellen berußente, 
durch Gerichtögebrauch und Doctrin-ausgebildete ſ. g gemeine deut 
ſche Civilproceß bildet auch die Grundlage des derzeit noch in 
Defterreich geltenden Proceßrechtes und Verfahrens; es find 
ater im Lanfe der Zeiten durch Gerichtögebrand und gefegliche Be 
ſtimmungen allmählig ſolche Modificationen in bdemfelben eingetreten, 
dag man in ber That Grund hat, von einem fpecifiih öfterr. Eivik 
procepverfahren zu ſprechen. Beweiſe, daß ſchon bie ältere öfter. 
Zerritorialgefepgebung auch anf bie Materie des Eivilprocefles einen 
Einfluß nahm, liefert — um nur einige Beifpiele anzuführen — ſchon 
die öfterr. Landesorbnung vom 3.1251; aber wichtiger waren in biefer 
Beriehung bereits die Beftimmungen ber Landesorbnung für Böhmen 
und Mähren, jo wie die Stadtrechte für Diefe Länder, bie. Gerichts: 
and Procefordaung für das Land unter der Enns vom 3. 1557, fo 
wie das Laudrecht für Oeſterreich unter der Enns aus demfelben Jahre, 
die verſchiedenen Landhandveften und Landesorduungen für Tirol und 
Iuneröfterreich, die reformirte Gerichtsorbnung für Steyer „wie vor 
ber Landeshanptmannfchaft und dem Schrannengericht procedirt werden 
fol,” die Pragmatica, bie neue Proceßordnung enthaltend, vom 23. Jan⸗ 
ner 17563 für Böhmen u. dgl. m. Nebenher behauptete die Gerichtöges 
brauch fein Anfehen; er wurde hie und da in eigenen Sammlungen, Dargeftellt 
unter denen, außer ben Arbeiten von Bedmann, Donner, Grened, 
Walter u. U, befonderd bie Suttinger'fche (observationes prac- 
ticae oder gewiffe Gerichtögebräude) für Defterreih, dann bie 
‚Adnotationes theoretico-practicae usibus Boemise accommodatae ad 
„Joannis Ortwini Westenbergii- prineipia juris juxta ordinem pan- 
deotarum für Böhmen bemerft zu werden verdienen. Im Berlaufe 
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ber Zeit wurben bie SBroceßgefege und Novellen immer häufiger, — 
und biefe theils fpeciellen, theild umfangreicheren Geſetze, bie in eins 
zelnen Provinzen unter den verfchiebenften Benennungen erfchienen, 
findet man zum Theile tm Codex „ustriacus, und (mas insbefonbere 
Böhmen, Mähren und Schlefien anbetrifft) in Weingarten’d Codex 
Ferdinandeo-Lepoldino-Josephino-Carolinus fammt den Nachträgen 
dazu. Es wurde hier nicht abſichtslos auf einen gewiflen Gegen- 
fag zwifchen ben oͤſterr. und böhmifchen Proceßnormen hinges 
deutet; denn er beftand wirfli und als |päter an den Entwurf zu 
einer allgemeinen und gleichförmigen Gericktsordnung Hand angelegt 
wurde, entftand im Schooße der damit befchäftigten Commiſſion nicht 
jelten Die Frage: ob man dem einen oder dem andern Syſteme folgen folle, 
ein Beweis, daß auf beiderlei ältere Beftimmungen Rüdficht genommen 
wurde. 

Bei ſolchen provinziellen Verſchiedenheiten einerjeits und ber 
Unvollſtändigkeit der procefinaltichen Beſtimmungen undererfelts, 
ftellte fi wie in materieller, fo and in formeller Beziehung 
das Bebürfniß nach einer umfaflenden und gleichförmigen Normirung 
immer fühlbarer heraus, und es wurde unter ber Kaiſerin Marian The⸗ 
refia im 3. 1753 ein Plan wegen einer vollitändigen Godification bes 
eingeimifchen Rechte angeordnet, wornach allen Provinzen ein ficheres 
und gleiches Recht und eine gleiche Berfahrungsart beitimmt werden 
ſollte. Es wurde zu dem Ende eine eigene Compilationscommiſſion 
anfammengefeßt unter dem Präfibium des Grafen von Sinzenborf 
(Graf Stambach, Hofr. v. Holger, v. Martini, v. Eurti, v. Froidevo 
als Ref. und v. Horten). Der vierte Theil des projectirten Eoder follte 
bie Gerichtöorbnung, d. h. die formellen Beftimmungen für das Ders 
fahren bei den Givilgerichten aufnehmen, während bie drei erften Theile 
ben materiellen Rechtöbeftimmungen gewidmet werden follten. Das Werf 
fonnte jedoch in ber projectirten Ausdehnung nicht zu Stande gebracht 
werben und ed wurde befchlofien, den vom Hofr. Froidevo bearbei- 
teten Entwurf zu einer Gerihtsordnung für fi allein in 
Wirkſamkeit treten zu laſſen. In einer Darauf bezüglichen kaiſ Refolution 
vom 17. Eeptember 1773 heißt es: „die Eompilationscommtiifion {fl 
ganz recht daran, daß die allgemeine Gerichtsordnung als ein feparirtes 
Werk anzufehen, ſohin mit denen von bem Referenten angetragenen 
marginalibus und summariis zu verjehen ſei.“ Leber bie B-arbeitung 
des Entwurfes ift wenig befannt zeworden. Denjenigen, welche ein 
Intereſſe gehabt hätten, ber Art ihrer Entſtehung und ber Benägung 





Haimerl: üb. d. legislative Thätigkeit. 146 


Mitglieder ungleich auſsfallen und nicht eminenter majora vorhanden 
find. Ich verfehe mich auch, dab die Abgebung biefer Borfragen den 
Referenten nicht hindern werde, zugleich mit feiner Ausarbeitung im 
Tert fortzufahren.“” Im 3. 1775 wurde ber fertige Entwurf vorgelegt. 
Eine unter der Fertigung des Mitregenten erflofiene Rejolution vom 
19. December 1775 beauftändete und änderte verfchiedene Puncte, 
trug wegen bes letzten Kapiteld von den Gerichtötaren das vorläufige 
Einvernehmen mit ben Länderftelen auf und bemerkt endlih, daß es 
im MVebrigen bei dem wohlverfaßten Auflage lediglich zu verbleiben 
habe, daß es nicht nöthig befunden werde, über den Entwurf felbft noch 
vorläufig die gutächtlichen Aeußerungen der Länderftellen abzuforbern, 
daß vielmehr die Publication biefer neuen Ger. DO. bald möglichft und 
ohne die Vollendung des Codicis Theresiani abzuwarten, zu veran- 
falten fei. — Am Schlufle ber Refolution heißt es dann noch: „Nadhr 
deme jeboch in derfelben hie und da einige dispositiva vorfommen, bie 
mit den bermaligen in ben Ländern befiehenden verichiebenen Geſaͤtzen 
nicht übereinkimmend find, und wodurch bie Länbderfiellen in bie Ver⸗ 
legenheit gefeht werben dürften, ob ein beriey Geſat, da bie Gerichte» 
orbuung in bie Legislation nur einen inbirecten Einfluß hat, als wirk- 
ih aufgehoben anzuſehen feye ober nicht; fo will allerdings nothwendig 
feyn, das publicum und die Stellen von der eigentlichen Geſinnung 
far und umſtaͤndlich zu unterrichten, um ſowohl alle etwa Hieraus 
entftehen mögende Strittigfeiten zu befeitigen, als auch bie biepfälligen 
Zweifel, Anfragen und Belehrungen in voraus abzuleiten. Um biefe 
Abficht zu erreichen, iR erforderlich, daß in allen jenen Fällen, wo bie 
Gerichtsordnung auf die Legislation einen Bezug hat, und ein mit 
benen dermaligen Geſaten eins oder bes andern Erblandes nicht gleich 
förmiges dispositivam enthält, ſomit folche eigentlich nur per indirec- 
tum aufhebet oder ändert, mehrbefagte Geſaͤhe durch eine befondere 
Berorbnung unmittelbar nach Maßgabe der Ger. O. untereinftens um⸗ 
geftaltet und darmit die Legislation mit ihrer Anwendung bey Gerichte 
im Die volllommene Jedermann begreifliche Webereinftimmung gefeget 
werbe.” 

„Die Compilations » Commifften Hat alfo den gegenwärtigen Ent⸗ 
wurf nochmal genam durchzugehen, jene Puncte, welche in die Regie 
lation einfchlagen und ein folches dispositivam enthalten, bas mit den 
bermaligen in ein fo anderm Erblande befichenden Gefähen nicht über- 
einftinmet, beſonders zu bemerken und Mir mittelfi Vortrags anzuzeigen, 
um fobaun biefe Befäge in ben betreffenden Ländern burch eine eigends 
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gm publicitendt Verortuumg birerte nad Juhalt ber Ger, O. aufzuheben 
oder umguäntern amd dadurch biefe Ieptere mit dem übrigen Theile 
ter Vegislation amfer allem auch nur ſcheinbaren Wiberipruihe zu 
veprn — Die Ermpilations » Gommiifion hat fh baber auntereinfirns 
getädtlih zu Aufern, was für ein Termin in ter Pubkiration Feitzujegen 
dem wolle, mon weichen Die mene Wer. O. in ber Bindübung ühen 
Anfang uchmen irle. Da übrigens ber Antrag hafın geber, daf Dirie 
Er. D. fürobin auch dem Werbieigeridhne zur Rideiheur Tienen joe 
und reine in dem mode prooedendi bei erbejagırm Gerichte am 
weitläufige Ginvernchmeng dei Oande äfanies zejente Uhänberung 
einen nice gleigiligen Erfrig auf den Grebit dee Hichgen Blages 
mad Fit zieden Türfte; je bat Die Ermpilatiras-Ermmiien, zum. em 
Hanteishanie den Borwanh, alt ab man item iu Beibiehaden zim 
Ger. D. aha defien reeläufige Einversehmung, sngemuibe: babe, zu 
beuchmen, Iemanten zum dem Weiieigeriter 2 Iuham md mem Dem 
Grammerziruzaite bemgusichen um? mit inihen dir Erimerzungen. zpeide 
eima der neuen Gier. Din Bnieheng der Bıtiefiahen im Wege Über 
Kürten, in Urterlegumg ze sicher, and Mir inhin den gemciiichaitliher 
Deieat ur Enntciumg rorwmirgen“ 

I cm fir erkannıee a m Finmage se ? Bi 17% 
Inpeiturer Fir Grempüunret Srmmiiere rımor Funke, zuusee ft De 
ah Erritüriemg Icacıın free ze iemechr: „Würze Der Yerginde 
gen Üerretsmapen ot ir kim Du mas Turin Drapehremie 
Or Aante Ex Maya Türme Wr üneräien hal, Nirgine 
ur teiraterr Perrehung Samt ze maden Dem a u Der 
wit keüichk rom mam üieeleg rer Fit Dar erw Wenig 
gerieuteht zihe ter Tchclemten Geige zumhrhen al eur: zu 
da firea wroiribeit wer mut mi sou der Emhilun; Te Mine 
weh: tat Fade Im Forwern ment Dat Bee der en u Dr 
Gesmu, und tie Fueterüee, irsteen sur fe Fesahrung mi er 
Aumik weuufich reiekefize me zer ibemhiftigen Die 
wor atır fr Krder “er and der Meridien zum 
Ougendunte haben.“ — Fazit werte uf Du Bagufung 
Supücht ( men Aut Gera Terme Zur 
Ninteiräre. auızmrnten Ferzaget muymager. 

Der Genre abi u I ICH er Fr 
Wer ne Tumcıee zeit werte uner ie Züri: Blgmerer Giersch 
run; Str Teienma 2 ml amer Im 
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Enns,’ Steyermarf, Kärnthen, Krain, Görz, Gradiska, Trieſt, Tirol 
und bie Borlande mit dem Bebeuten fundgemacht, daß fie mit dem 
1. Jänner 1782 in Wirkſamkeit zu treten habe; wegen obmwaltenden 
Hinderniffen wurde aber ber Anfang ihrer Wirkſamkeit bis 1. Mai 1782 
verſchoben. ie enthält 437 Paragraphe in 39 Kapitel vertheilt. Die 
Anordnung der Materien iſt — mit wenigen Ausnahmen, eine natür- 
liche; der zur Sprache gebrachte Rechtsfall muß zuerft erörtert und in 
feinen thatfächlichen Unterlagen aufgellärt werden; erft dann fann ber 
Richter entſcheiden und bie Partei gegen die Entſcheidung Beſchwerde 
führen ober Rechtsmittel ergreifen. — Iſt die Entiheidung rechtskräftig, 
dann fann, abgefehen von etwa ſchon früher bewirkter Sicherftellung bie 
wirfliche Erecution folgen. Nur die Kap. 38 und 39, dann A und 6 wären 
zwedmäßiger voranzufciden geweſen und das 34. wäre füglich mit dem 
25. zu verbinden geweſen. Die darauf Bezug nehmenden literarifchen 
Arbeiten haben fich bis in bie neuefte Zeit, unbefümmert um bie Her- 
ſtellung eines beſſeren Syſtems, an bie Legalorbuung angefchloffen und 
daher fchreibt es fich wohl, daß man bie Lehre vom Gericht und von 
den Parteien bei uns nicht gehörig würdigte, oder doch nicht in ber 
erwünfchten ſyſtematiſchen Weife und in Verbindung mit der Proceß⸗ 
lehre behandelte, war ja aud bie Beſtimmung ber G. O. gerade hier- 
über nicht volftändig und auf eine Menge anderer Gefege Rüdjicht zu 
nehmen. Die allgemeine ©. O. war nad) dem damaligen Bedürfniffe 
und nach dem Stande ber Proceßwiſſenſchaft jedenfalls als ein gutes, 
anf richtige Principien bafirtes Geſetz zu bezeichnen; die verfchiebenen 
Abweichungen vom gemeinen deutfchen Civilproceſſe fonnten durch triftige 
Gründe gerechtfertigt werben und es lag nur an ber Praxis und Willen» 
ſchaft, fie auch entfprechend in's Leben einzuführen und fortzubilben, was 
auch ohne Zweifel gefchehen fein würde, wenn man nicht gleich anfangs 
ein naturwidriges Hinberniß gelegt Hätte, und wenn man nicht durch bie 
fortwährend in Ausficht geftellte Hoffnung einer neuen G. O. von einges 
enden Arbeiten auf biefem Gebiete abgehalten hätte. Daß das Geſetz 
im Auslande, jafelbft in Deutfchland nur wentg befannt war und nicht 
gebührend gewürdiget wurde, darf bei der Richtung der Doctrin dort und 
hier gar nicht wundern. Zur wiſſenſchaftlichen Unterlage diente eigentlich 
immer nur der gem. d. Civilproceß — auf Particulargefege nahm man 
wenig oder feinen Bebacht, die bafür angefertigten Bücher waren zumeift 
nur für den practifchen Hausbedarf beftimmt, und von wahrhaft wif« 
fenfhaftlihen Arbeiten im ganzen Umfange hielt bei une, wie bemerkt, 
ſelbſt die zunaͤchſt Berufenen bie ſtets in Ausficht ſtehende neue allg. 
Haimer!’s Viertellahredſchtiſt f. Rehtew. X. 2. 1 
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G. D, ab, Die ©. O. fichte die Berhandlungsmarime ale leir 
tended Princip an die Spige, adaptirte das gemeintechtliche Eventuals 
princip dem wirflichen Bebürfniffe und führte es in einer größeren Ausdeh⸗ 
nung durch, befannte fich zur affirmativen Lirisconteftation, Yerorbnete 
die Beweisanbiethung ſchon bei dem Vorbringen ber Thatfachen und emt- 
fernte das Beweisurtheil des gem. d. Civilproceffes, normirte Die Ber 
meismittel mach den damaligen Anfichten hierüber Har und beftimmt 
und befchränfte das richterliche Ermefien auf ein Minimum, vereinfachte 
bie Berufung u. dgl. m. 

Nah dem Fundmachungspatente war der Zwed der Publication 
des neuen Gejeges: Beförderung ber Juftizpflege und Einführung einer 
Gleichförmigfeit in derfelben in den Erblanden. Ieber, der vom dem 
oben bemerften Zeitpunfte ihrer Wirkfamfeit an Recht zu ſuchen, oder 
zu fprechen, oder einen Spruch zur Ereention zu bringen hat, ſoll ſich 
nach diefer allg. G. DO. achten; der Richter foll Feinem wibrigen Ger 
brauche und Feiner wie immer gearteten Anslegung Statt 
geben, fondern in zweifelhaften Fällen die a 5. Ent 
ſchließung einholen. Nur analoge Eutſcheidungen geftattete 
ber 8. 437 berfelben. Durch dieſe G. O. wurden zugleih alle frühe 
ren Gefege, unter was Immer für Benennung fie ergangen waren, in 
fo weit fie einen Gegenftand der allg. G. O. betreffen, als aufgehoben 
erflärt. Nur die Berg, die Mercantil- und Wechfelgerihte und bie 
Militärgerichte follten von der Beobachtung berfelben vor der Hand 
noch enthoben bleiben, weil für fie einige Mobificationen der darin enis 
haltenen allgemeinen Beftimmungen nöthig erichienen, die vorerſt noch 
nachgetragen werben follten. Sie wurde auch wirklih bald für bie 
genannten Gerichte mittelft der ſ. g. Adaptirungspatente zur Eynofur 
vorgefcprieben und In biefen Patenten jene Mobificationen befannt ge- 
macht, welche bie allgemeinen Beftimmungen für biefe Gerichte erlitten. 
Diefe Patente find: das vom 1. November 1781 für bie Berggerichte, 
vom 9. April 1782 für die Mercantil- und Werhfelgerichte und vom 
20. April 1782 für die Militärgerichte. Nüdfichtlih ber Iegteren 
wurde fpäter (mit Hofd. vom 3. Juli 1835) neuerdings und zwar 
rüdfichtfih des gefammten Militärförpers und aller Provinzen biefe 
©. O. als die allein zu beobachtenbe erklärt. Mit Hofd. v. 9. Sep 
tember 1835 wurde fie auch bei der beutfchen Rehenfchranne in Böhmen zur 
Anwendung gebracht, wo bis dahin noch Abweichungen (d. h. ber frühere 
Xehenproceß) beftanden und nad dem Hofb. vom 26. November 1838 
folte fie auch für die in ben Gebäuben bes beutfchen Ordens iu Fraul⸗ 
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furt am Main wohnenden öfterr. Unterthbanen gelten; im In» und 
Hausrndviertel endlich wurde fie nach der Reacquirirung dieſer Landes» 
theile im J. 1816 wieder eingeführt. Gleich anfänglich wurde ber 
deutſche Tert als der Urtert erklärt, wornach Zweifel zu löjen waren, 
weiche fi aus ben Ueberſetzungen in andere Sprachen ergeben 
follten. 

Diefe |. g. allgemeine G. O. normirte jeboch nicht das gefammte 
cioilgerichtliche Verfahren, fondern eigentlih nur das ftreitige und 
würde daher paflender ald Givilproceßordnung bezeichnet worden fein. 
Unter Einem mit ihr wurde auch. — und zwar abgelondert — eine 
allgemeine Concursordnung publicirt und in Wirffamfeit geſetzt, ob» 
gleih die ©. O. felbftim 9. Kap. vom Concuröprocefie handelt. Kür den 
Hall einer Eoncurdverhandlung bedurfte man nämlich außer ben rein 
formellen oder procceftualiichen und adminiftrativen Beltimmungen, auch 
materiche Rechtsbeſtimmungen für die Vor⸗ oder Klaſſeurechte der 
Gläubiger untereinander, die fih nad Titel und Beſtimmung der ©. 
D. zur Aufnahme in biejelbe nicht wohl eigneten. Man verband daher bie 
ſchon in der ©. O. (9. Kapitel) aufgenommenen Borfchriften über ben 
Eoncursproceß mit jenen, eigentlich in das Civilgeſetzbuch gehörigen 
materiellen Rechtebeflimmungen und publicirte fie neben der allgemeinen 
®. O. — ald allg. Concursordnung. Wirfommen darauf unter 
ber folg. Nummer biefer Betrachtungen zurüd. 

Schon in den erfin Jahren der Wirkiamfeit der allg. ©. u. 
C. O. entftanden über ben Sinn und die Anwendung einzelner Beſtim⸗ 
mungen Zweifel; man fand fie auch in manchen Beziehungen unvoll 
ftändig und mangelhaft und diefe Wahrnehmung verbunden mit dem 
nicht zu rechtfertigenden Verbote der Auslegung und mit der 
Weifung, in zweifelhaften Fällen die a. h. Eutichließung einzut olen, 
— veranlaßte eine große Menge von Anfragen und im natürlichen 
Gefolge derjelben eine ſolche Menge von Novellen zur vermeintlichen 
Ergänzung und Erläuterung bed Geſetzes, baf fie bald an Ausdehnung 
ben ©rundtert der &. und. C. O. feld überftiegen. Roh das Hofb. 
vom 18. März 1790 erklärte: daß jede Erinnerung der Gerichtäftellen 
ſehr willkommen fein werbe, wodurch nad gemachter Erfahrung im 
Bache der Gefepgebung etwas Gemeinnügiges erzielt und wahre Bers 
befferungen veranlaßt werben. Die Gerichtsviſitationen lieferten ba 
ein oft weitwenbiged Material. Yreilih nahm man es mit ber weis 
teren Weiſung besfelben Hofd.: „Die Gerichte follen jedoch immer mit 
vorläufiger grünblicger Ueberlegung und Erwägung aller Rüdfichten zu 
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Berke gehen” — nicht immer genau umd gar Häufig Hätte eine mög, 
terne boctrinelle Auslegung Anfrage oder Bericht und Refolutiom er: 
ſparen fönnen. Kam man nım einerſeits dadurch zum Ücherzeugung 
daß ſich das unnatürliche Verbot der Geſetzesausleguug felbit räde 
und fegte bie Hermeneutif wieder im ihr Recht ein (vgl. Heft. vom 
22. Februar 1791); fo machte man doch auch anbererjeits am dem 
neuen Geſetze die Erfahrung, daf fein Menfchenwerf, auch Fein legie⸗ 
latives Werk fih einer abjoluten Vollfommenheit erfrene, Daß die Es 
fepgebung immer im Fortjchreiten begriffen fein müfje, um im Leben 
und Verfehre zu paffen — und jo wurde denn jchon unter Maifer Less 
pold eine Reviſion der allg, ©. und C. D. veranlaßt, bei ber man 
aber von dem Gefichtäpunfte ausging, nur Die erheblichen Werorbuun 
gen, die bis dahin über bie genannten Gejege bereits machträglich zu 
laffen wurden, am gehörigen Orte in ben Tert felbft zu werflechtm 
und außerdem nur ſolche Veränderungen in Vorſchlag zu bringen, welde 
dringend nothwendig erſchienen. So geftaltete ſich ein neuer Entwaf 
zu einer ©. O., gleichſam zu einer verbeſſerten und vermehrten Auflage 
ber im 3. 1781 erjhienenen. Diefer Entwurf wurde nunmehr auf 
den inländifchen juriftiichen Lehranftalten, fowie den Gerichten vorerl 
zu dem Ende mitgetheilt, um ihre Bemerfungen hierüber einzuholen un 
den Entwurf fodann einer wiederholten Prüfung der Geſetzgebungehoſ⸗ 
commiffion zu unterziehen. Die alfo in 619 Paragraphen ermenerit 
G. D. wurde dann mit dem Kundmacdungspatente vom 19. Dezem- 
ber 1796 unter dem Titel: Allgemeine G. DO. für Weſtgalizien vor 
läufig nur in Weſtgalizien kundgemacht und dafelbft vom 1. Mai 1797 
an in Wirffamfeit gefegt; zugleich wurde aber auch eine meue allg. 
©. O. für alle Erblande in Ausfiht geftellt. Diefes neue — im Gegen 
fage zur Joſefiniſchen ale weſtgal. G. D. gewöhnlich bezeichnete Gefeh, 
hat außer der durch die Einrüdung früherer Erläffe zur allg. G. O. in 
den Tert und andere Zufäge erhaltenen Vermehrung aud einige 
Hauptftüde mehr, naͤmlich das 37. von den Friften; das 41. von dem 
Verfahren bei den Wechfelgerichten; das 42. von dem Verfahren bei 
ben Berggerichten und das 43. von bem Verfahren bei den Militär: 
gerichten, welches jeboch ben Militärgerichten nie publicirt wurde und bei 
ihnen auch nirgends in Wirkfamfeit getreten if. Auch bie weſtgal 
G. D. erklärt im Kundmachungspatente alle früheren Gefege über &e- 
genftände, welche in dieſem Gefege entſchieden find, unter was immer 
für Benennung fie übrigens ergangen find, für aufgehoben. Im Jahre 
1803 erſchien bavon eine ital. Ueberfegung, für bie Provinz Venedig 
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beftimmt, unter bem Titel: Regolamento giudiziario generale per 
la Galizia occidentale di 19. Dicembre 1796. Recato in lingua 
italiana per le Provincie Venete colla qui annesso patente di 
16. Marzo 1803. Mit Pat. vom 15. Jänner 1807 wurde fie in 
Oſtgalizien eingeführt und im 3. 1814 auch für Tirol und Vorarlberg 
giltig erklärt, bei welcher Gelegenheit abermald wegen Wäljch-Tirol 
eine ital. Ueberfegung zu Stande gebracht wurde, in welcher 3 Paras 
graphe weniger find ald in der weftgaliziihen. Die früher erwähnte 
Meberfepung für Venedig vom I. 1803 wurde im J. 1815 in Sftrien 
eingeführt und im 3. 1816 wurde eine ital. Uebertragung unter dem 
Titel: Regolamento generale del Processo civile per gli stati 
austriaci in Italia im lomb. venet. Königreiche vorgefchrieben, welch’ 
legtere gerwöhnlich unter der näheren Bezeichnung: italienifche ©. 
D. citirt wird, von der weftgal. ©. O. nur wenig abweicht, aber Die 
legten drei Kapitel berfelben, das Verfahren bei Berg, Wechſel⸗ und 
Milttärgerichten betreffend, gar nicht enthält. Weiterd wurde die weftg. 
G. O. auch in Salzburg (1816) und in Dalmatien (1815 u. 1816), end» 
ich in nenefter Zeit mit kaiſ. Bat. vom 23. März 1852 auch in der 
dem franzöftfhen Gebiete von Krakau eingeführt, wo bis dahin ein 
Stadt und dem Berfahren nachgebildetes beftand 19). 

Neben der weſtgal. und ital. ©. O. wurde jedoch nicht fo wie 
neben ber allg. auch eine abgefonderie Boncursorbnung publicirt und 
In Wirffamfeit gefegt, fondern ed wurden im 9. Kapitel dieſer ©. D. 
neben den Rormen für dad Berfahren im Goncurfe auch bie ma- 
teriellen Beftimmungen über die Bors oder Klaflenrechte der Gläubiger 
unter fi aufgenommen. Alle diefe ©. O. beruhen übrigens auf denfelben 
Principien und die Abweichungen ber weflgal. uud ital. von Der allge: 
meinen famen nur in Detailbefiimmungen vor und obgleich fie anfangs 
nicht unbedeutend waren, fo haben fle ſich doch im Laufe der Zeit verlor 
ren, weil man die bifferenten Punkte allmälig durch Nachtragsverordnun⸗ 
gen zum großen Theile in Webereinftimmung brachte. Ungeachtet auf Dies 
fem Wege für alle Theile des Reichs außer Ungarn und den Rebenländern 
eine ©. O. beftand, wurde boch ber früher gefaßte Plan, wie burch das 
a. b. ©. 3. in materieller, fo auch in formeller Beziehung oder rüd- 
fichtlich des Civilproceſſes ein gleichförmiges Geſetz für alle Provinzen 
zu Stande zu bringen, nicht aufgegeben. Diefe G. O. follte nach einer 


Bol. Verſuch einer ſyſtematiſchen Darlegung der Gerichtäverfaflung und der 
” female Verb in Krakau, on Profeſſor Koczynski (Kra- 
an ' 
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ſchon im 3. 1798 erflofienen a. h. Entfchließung in mei Theile zer 
fallen und das Verfahren in fteeitigen ſowohl als in nichtftreitigen An 
gelegenheiten umfaſſen, für welch' lehteres bis dahin noch gar Fein u 
fammenhaͤngendes — alle Theile umfaſſendes Geſetz beſtand, welcht 
man zur freiwilligen Gerichtsbarkeit rechnete. Dieſes alſo proiectin 
Geſetzbuch würde daher auch mit mehr Recht den Namen einer Gerichte 
Ordnuug verbient haben, als bie Joſefiniſche und bie Weftgaliztfche. Nat 
einer weiteren a. h. Entichliefung vom 20. Jänner 1803 follte bei der 
Verbefierung des gerichtlichen Verfahrens die weſtgal ©. D. zu Grunde 
gelegt werden; für das abelige Richterantt finde ſich auch eine, obwohl 
unvollftändige Grundlage in der Gerichtsinſtruction vom 9, Septem- 
ber 1785. Die Berathichlagungen wurden jedoch namentlich durch bie 
Bearbeitung des a. b. G. B. und andere Gefchäfte jo verzögert, daf 
man exit gegen das Ende des Jahres 1815 der Beendigung ber ©. 
D. in Stretifachen näher fommen fonnte und über eine Aeußerung der 
Hofcommiſſion in Juftisgefegfachen vom 7. März 1816: daß bie tw 
mals noch gar nicht angefangene Bearbeitung des Entwurfes eine 
Amtsinftruction für das nichtftreitige Verfahren noch längere Zeit erfor 
bern werde, bie Proceßordnung bagegen beinahe vollendet fei, daß es du 
her am zwedmäßigften wäre, die legtere wieder allein, als eim eigenes 
Geſetzbuch fogleih zur Kundmachung zu bringen und die Vorfchriften, 
welche den II. Theil der ©. O. ausmachen follten, dann ebenfalls als ein 
für ſich beftchendes Ganzes nachfolgen zu laſſen, — erfolgte im 3. 1816 
die a. 5. Entſchließung dahin: daß die Kundmachung der G. DO. in Streit: 
ſachen nicht aufzuhalten jet, jedoch fei möglichft bald ein beſtimmter Plan 
über Inhalt und Umfang der ©. O. außer Streitſachen zur a. h. Geneh- 
migung vorzulegen. Im I. 1818, nachdem man die Berathfchlagung 
über den II. Theil der ©. DO. begonnen hatte und der Somberung 
wegen auf Schwierigkeiten Fam, wurde neuerlich der Vorſchlag gemacht 
das Ganze den früheren Anträgen gemäß in ein vollftändiges Geieg- 
buch über das civilgerichtliche Verfahren zu vereinigen und umter dem 
Namen „Gerichtsordnung“ als ein Werk erſcheinen zu  Taffen. 
In ben erften Theil wurden nach diefem Vorſchlage die allgemeinen 
Anordnungen über Richter, Gerihtöverfaffung, Gerichtsbarkeit und Ad- 
vocaten aufgenommen (vgl. chen S. 135 das Nähere über den Inhalı); 
in den zweiten Die Gerichtsordnung in Streitfachen umd in den drik 
ten Theil die Beftimmungen über das Verfahren außer Streitfachen ver» 
wiefen, — ein Vorfchlag, den wir auch für unfer jegiges Bedürfniß am 
llebſten angenommen und durchgeführt fehen würden Allein mit a. h. 
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Entſchließung vom 22. Juli 1818 wurde die Hofcommiffion in J. G. ©. 
anf die frühere Refolution gemwielen und es wurde vorläufig (1820) bloß 
ber revidirte Entwurf der G. O. in Streitfachen vorgelegt, babet aber 
wiederholt die Vorftellung gemacht, daß burch Vereinigung beider Theile 
ber G. O. jeder derfelben gewiunen würde. Der Berathichlagung über 
eine Amtsconftruction für die Gerichtsbehörden, die nun folgte, wurben 
die a. h. Entfchließungen von 3. 1816 und 1818 zum Grunde gelegt; 
bie einzelnen Hauptftüde aber fand man in berjelben Ordnung zu belafs 
fen, wie fie in dem früheren Plane der Hofcommiffion angegeben waren. 
Deffentlih wurde weber die eine, noch die andere Arbeit — einige 
Citate aus dem f.g. Gärtne r'ſchen Entwurfe d. ©. O. in Pratobe⸗ 
vera’s Materialien abgerechnet — befannt 20). Es erfchienen fortan nur 
einzelne DBerordnungen zum Theile, wie bemerft, zur Gleichftellung ber 
allg., weftgal. und ital. G.O., wie 3.8. im J. 1835 die a. h. Entichlies 
Bung über Form und Inhalt der Urtheile auf den Beweis durch Zeus 
gen und Sachverftändige, und im 3. 1839 über ben recutivproceß, 
im 3. 1842 über die Unzurüdfchiebbarfeit des Haupteides u. dal, — 
dann aber im 9. 1845 ein Geſetz über das fummarifche Verfahren in 
geringfügigen Rechtsangelegenheiten, ein Geſetz, welches nicht blos für 
die außere, fondern au insbefondere für die innere Geſchichte des 
öfterr. Eivilprocefied von großer Wichtigfeit if. Denn in biefen Ger 
fege zeigt fich zuerft eine namhafte Abweichung von dem Grundprincive 
der ©. O., — ber f. g. Verbandlungsmarime ($. 1 der G. DO.) und 
eine Annäherung an Die Unterfuchungs- oder Officialmarime dur Er- 
mweiterung ber ämtlichen Thätigfeit des Nichterd bei ber Inftrulrung 
des Proceſſes. Dieſes fummarifche Verfahren wurde zwar ausdrüdlich 
ald „mündliches“ bezeichnet, es ift aber in der That Fein ſolches 
im wahren Sinne, im Sinne der Unmittelbarfeit vor dem erfennenden 
®erichte, jondern es ift, wie das mündliche Verfahren nach der allg. 
und weftgal. ©. O. ein protocollariiches, alio im Hinblide auf den er: 
fennenden Richter ein ſchriftliches. 

Einen Anftoß zu neuer Thätigfeit der Geſetzgebung auch auf 
unferem ®ebiete gaben die Ereigniffe bes 3. 1848 und bie Refultate 
biefer Thaͤtigkeit beziehen fich fowohl auf die Gerichtöverfaffung (wie 
oben ©. 135 u. ff. hervorgehoben), als auf das Verfahren in und außer 
Streitfachen; fie treten auch in einem weiteren Umfange hervor, als 
früher; denn e8 wurde nunmehr auch auf Ungarn und die Nebenlän- 


20) Ref. hat jenen Theil, welcher tem Givilprocefie gewidmet war, nie zu Ge- 
fichte bekommen, kann daher darüber keinerlei Urtheil ausiprechen. 
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der Rüdficht genommen, die früher ihre eigentbümlichen Einrichtungen 
auch in diefer Beziehung hatten. Abgeſehen daven, daß mit der nenen 
Organifation der Gerichte bie verfchiedenen Competenzvorfchriften, Damm 
die Geihäftsorduung für die Gerichte in Verbindung geſetzt wurde 
(oben ©. 8), abgeiehen weiter davon, daß auch die Vorfchriften für 
das Verfahren in nicht ftreitigen Nechtsangelegeneiten  allmälig ver 
vollftändiget wurden (vgl. unten IV), if für den hier im Auge gehal⸗ 
tenen Zweck zu bemerken, das das Verfahren in Befisftörungsangeie 
genbeiten geregelt und daß mit der Einführung der neuen W. D. auch 
eine Vorſchrift für das gerichtliche, Verfahren in Werhfelangelegenbeiten 
anf der Grundlage des Geſetzes über das fummarifche Verfahren er 
laſſen wurde, daß in Verbindung mit ber Notariatsordrung auch ein 
befonderes Verfahren auf Grund von Notariatsinfttumenten zugelaffen 
wurde, endlich daß für Ungarn und die Rebenländer, dann für Sieben: 
bürgen nunmehr proviſoriſch und im Verorduuugewege gleichfalls eine 
Eivilprocehordnung eingeführt wurde (Mol: die M. V. vom 3. Mai 1852 
für Siebenbürgen, und vom 16. Dezember 1852 für Ungarn, "roatien, 
Elavonien, für die ſerb. Woiwodſchaft und das Temefer Banat) 21). Bei 
der Zuftandebringung dieſer C.⸗P. O. wurden die vorhandenen Materialien 
aus dem f. g. Gärtner'ihen Entwurfe mit den Beftimmungen des 
Geſetßes über das ſummariſche Verfahren verſchmolzen — und dadurch 
dem Officialprincipe des ſummariſchen Verfahrens für bie genannten 
Länder eine noch größere Ausdehnung gegeben. Die wenigen Diffe- 
renzen zwiſchen der ung. und ber ſiebenb. P. DO. ſelbſt fönnen hier 
übergangen werden. 

Gleichwohl entftanden allmälig wieder bie lauteſten Klagen einer- 
ſeits wegen Gejchäfteüberbürbung bei den Gerichten, anbererfeits wegen 
bes fchleppenden Geichäftöganges, der Vielſchreiberei u. dgl, kurz las 
gen über bie Juftigpflege überhaupt, die das damalige Juſtizminiſterium 
(Krauß) zunächſt veranlaßte, von ben bergerichten Berichte über bie 
erwünſchte Geſchaͤftsvereinfachung zu verlangen, um hiernach auch bie 
entſprechende Weije Abhilfe treffen zu Fönnen. Dabei mochte num das 
Vebürfniß einer zeitgemäßen C.-P.O. wieder in den Vordergrund ges 
treten jein, weil unter dem folgenden Minifter (Graf NRabashy) dem 
betreffenden Fachreferenten im Minifterium (Baron Haan) der Auftrag 
ertheilt wurde, in Verbindung mit eiuigen Gerihtsräthen und Advocaten 
einen Entwurf vorzulereiten. Man jollte jedoch bei dieſer Arbeit bie 
prov. C.⸗P.⸗O. für Ungarn und Eiebenbürgen zum Grunde legen, unh 


) Siehe oben €. 137 die Anmerkung Rr. 9. 
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die paragraphenmweife Vergleichung zeigt, daß man jene PB. O. wirklich 
im eigentlichften Sinne zum runde gelegt hat. Diefer Entwurf einer 
C.⸗P.⸗O. für das Kaiſerthum Oeflerreich enthält nach der im J. 1858 
gedruckten Vorlage 764 Paragraphe und folgende Anordnung des Stof- 
fe8 nach der Reihe der Hauptftüde: 1. Hauptftüd: Allgemeine Bors 
Ichriften, 2. mündliches, 3. fchriftliches Verfahren, %. von der Zuſtel⸗ 
lung der gerichtlichen Berordnungen, 5. von ben Friſten, 6. von ben 
Proceßkoften, 7. von dem Beweiſe überhaupt, 8. von dem Beweiſe 
durch Geftändniß, 9. durch Urkunden, 10. durch Zeugen, 11. durch 
Sachverftändige und durch Augenfchein, 12. durch den Eid, 13. von 
ber Inrotulirung der Acten, 14. von Urtheilen und Befcheiden, 15. von 
ber Berufung, 16. von ber Einfegung in den vorinen Stand, 17. vom 
Vergleiche, 18. von Schiebsrichtern, 19. von der Sicherftellung, 20. von 
ber Erecution, 21. von der Vertheilung des Kaufſchillings im Grecu: 
tiondwege verfaufter Güter, 22. von bem Aufforberungs- und Amortis 
fationsprocefie, 23. vom Rechnungsproceffe, 24. von dem Verfahren tn 
Befisftörungsfällen, 25. von dem Verfahren bei Streitigkeiten aus 
Beftandverträgen, 26. von dem Zahlungsanftrage (Mandatsverfahren), 
27. von dem Berfahren in Wechfelfachen, 28. von dem abgefürzten 
Verfahren, 29. von dem Berfahren in Bergbauftreitigfeiten und 30. 
von dem Berfahren in Ehefachen nicht katholiſcher Glaubensgenoſſen. 
Der Entwurf wurde nur ben höheren @erichten und Behörden zur 
Begutachtung miitgetheilt, aber nicht allgemein zugänglich gemacht; 
Wiſſenſchaft und Preſſe fonnten alfo auch fich darüber nicht füglich 
ausſprechen. Bruchflüde aus diefem Entwurfe, das Verfahren bet 
Streitigfeiten aus Beftandverträgen und das Mandatöverfahren find 
als befondere Gefepe befannt gemacht worden; im Ganzen ging ber 
Entwurf, der weit hinter den billigen Erwartungen ber Zeit zurücblieb, 
ſpurlos vorüber. Abgejehen von der großen Mannigfaltigfeit der Bers 
fahrungsarten, Die Darin projectirt find, und die ber fo fehr erwuͤnſch⸗ 
ten Einfachheit in der Rechtsverfolgung gewiß nicht förderlich fein wür« 
ben, iſt e8 zur Zeit außer den in der Sache befangenen Schöpiern ber 
ung.sfiebenb. E.-P.:O. und ihren Anhängern und Commentatoren wohl 
bereits jedem Fachmanne Flar geweien, daß eine wahre Verbeſſerung uns 
ferer Givilrechtöpflege nicht mehr Dadurch erzielt werden fönne, Daß man 
mitder SchriftlichFeit des Proceßverfahrens blos eine ausgedehntere 
amtliche Thätigkeit bes Richters verbindet, -— oder daß man bie 
bereit8 im Gelege über das fummartiche Verfahren abaptirte preuß. 
Marime zur vorherrfchenden im Givilprocefie überhaupt erhebt. 





Eariseidang der Smeiminten, jundern nh die Enge für Die gelirige 
Infrnirung drrelden uud fele ihm Sumit eine Anfert hänwierige Aut 
gabe, — eime Mafgıde, Die, were mm ũch Dudei bie Micheer Deuit, 
wie fie jein fiunten und der Per mach feine follken, amd 

Beiulsste ;m Lage fürdern Fiunze, wir Dies je amd unter 
Voransiegangen sun der meeadihen Untermßungsunzeinme 
werden Finnte. Mein cie Berisfern, as ame unter beilimumten Bor: 


a nn 


controversise artenmäßig fetgehalten, alte pretecellirt merke. 
Wenn man Bas Berfahren daber ein münßliches mennt, je il ieh 
(wie bemerft) umrichtig begeichmet: es mitt eimeigemlich Ip riftli 
bes Berfahren hervor, denn bus erfenmende Gericht ſchöpfi feine 
Eenntnis und Ucherzeugung wicht unmittelbarand ben Berträgen 
ber Parteien uud Zeugen, ſondern ans ber vermittelmben 
Srift, ans den über die Verhandlung, Brweisanfnahme u. j. . auf 
genommenen Brotocollen, deren Aufnahme allein ſchon einem groven 
Kraft: und Zeitanfınand erfordert und dadurch der Schnelligfeit um Leih- 
tigfeit ber Redtegeltendmachung Abbruch that, ohne die Berläßlichfeit 
ber Enticheidungen zu erhöhen, im Gegentheile, fegtere fann ſogar dabarch 
ſeht in Frage geftellt bleiben. Denn bei der Aufnahme dieſer Verbandlungs · 
ober Rohburfien-Brotocofie, wie man fie mitunter mamute, birigirte 
entweder der dazu beflimmte Gerichtsbeamte (Inſtruent) blos dem Gang 
und bie äußere Orbnung der PBarteienvorträge und läßt im Uebrigen 
die Parteien oder ihre Sachwalter wechſelweiſe frei in Die Acten bie 
tiren. Daß in dieſem Balle ber eigentlige und weſentliche 
Charafter und Gefihtspunct der Officialmarime gänzlich 
verloren geht, Die ämtliche Einwirkung bed Gerichts auf Iuftruirung 
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der Sache fich wahrhaft auf Null reduzirt und daß ber Vorgang viel 
läftiger und langmweiliger wird, als wenn bie Schriften zu Haufe ver- 
faßt und zum Spruche übergeben werden, liegt zu Tage. Oder ber 
bei der Berhandlungstagfahrt fungirende Gerichtsbeamte greift wirfs 
(ich im Sinne der Official» und Leitungsmarime ein, bemädh 
tiget fich felbft der Sache in merito, fucht fih durch eine Art In- 
quirirens zu informiren und gibt fobann dad alfo Gewonnene 
nach feiner individuellen Auffaffung, Anfhauung und Au 
dbrudsweiie zu Protocol. Da entfchwindet bie für das Vertrauen 
fo notbwendige Garantie, daß er die Sache wirflich getreu und 
nach ber Abficht und ben Angaben ber Intereffenten aufnimmt, daß er 
wirklich dad und nur das dem erfennenden Gerichte im ‘Protocolle zum 
Behufe der Urtheilsfchöpfung unterbreitet, was ber wahren Sachlage 
und der Intention der Parteien entſpricht. Dieß tritt fchon ein, wenn 
wir und auch ben Inftruenten als einen vollfommen tüchtigen, unbe: 
fangenen und bed Vertrauens würdigen Mann benfen. Iſt dieß nicht 
ber Fall, fo nimmt die Gefahr größere Dimenfionen an. Und find 
etwa nicht auch die Mitglieder der Gerichte ſchwache Menjchenkinder? 
Iſt das enticheidende Gericht ein Collegium, ſo geht dann noch einmal 
eine Vermittlung vor fih; die Verhandlungsprotocolle fammt Beilagen 
lieft nur ber Referent, die übrigen Botanten urtheilen auf Grund bed 
BVortraged des Referenten und des von ihm verfaßten Actenertracted. 
Dft findet dann das erfennende Gericht, oder im Kalle der Berufung 
erft das Obergericht die Sache mangelhaft ober fonft verfehlt inftruirt, 
reicindirt daher die Verhandlung, und gibt die Acten zur Bervollftäns 
digung oder Verbeſſerung zurüd, worin abermals nicht unbedeutende 
Berzögerungen liegen fünnen, ohne daß eine ganz verläßliche Controll 
erzwedt wird. Dieſes officiofe Inftruiren zu Protocol gewährt aljo 
nicht die gewünfchte und auch nothiwendige Berläßlichfeit und Sichers 
beit, fie bewirkt aber auch feine befondere Einfachheit und Schnellig— 
feit. Darum hat dasfelbe fchon früher, wo es im befchränfteren Ums 
fange — als ſummariſches Berfahren in geringfügigen Rechtsfachen 
angewendet wurde — nicht vollflommen entſprochen, und find die Bes 
fürchtungen, welche fachfundige Männer gleih anfangs äußerten, zur 
Wirklichkeit geworden, — darum hat man die Ausdehnung biefer Mes 
thode auf das Berfahren in Wechſelſachen (1850) nicht für zweck⸗ 
mäßig befunden 22) und es mußte natürlich eine noch weitere Ausdeh⸗ 
nung, wie fie in der ung. ſiebenb. C.⸗P.O. und in dem zuletzt er- 


22) Bol. Berger, in feinem Wechſelrechte. &. 151 ff. 
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wähnten Entwurfe zu einer allg. V. D. für Defterreich angeftrebt wird, 
um fo. bebenflicher erfcheinen. 

Daneben machte ſich die Ueberzeugung, daß die fo dringlich ge⸗ 
botene Gejhäftsnereinfahung und Beförderung, ofme ber 
Verläßlichfeit und Gründlichleit der gerichtlichen Enticheidungen Abs 
bruch zu thun, nur durch die Annahme und Durhführung 
einer Procepmethode erreicht werden könne, wodurch ihrer Na- 
tur nach das weitwendige Actenweſen und. die jowohl Zeit, ala Ar- 
beitäfraft übermäßig in Aufpruch nehmenden Schreibereien im Sap- 
ſchriften, Protocollen, Actenertrasten und Referaten, Tabellen und Re 
giftern wirklich auf das nothwendigſte Minimum redıyirt würde, d. i 
durd die Cinführung einer wahren oder unmittelbaren 
mündlichen Verhandlung der Streitfaden vor bem en 
fennenden Gerichte, mit möglicht freier Bewegung der Berechtig⸗ 
ten und ihrer Sachwalter nah Maßgabe der richtig aufzufaſſenden 
Verhandlungsmarime und unter der Garantie der Oeffentlich⸗ 
keit, kurz durch eine funbamental neue, auf Deffentlichfeit und Münd⸗ 
lichkeit bafirte E.-B.-O. erreicht werden fönme, auch im weiteren Kreiſe, 
im Volke und in ter Wiflenfchaft immer mehr geltend 3). Das fort- 
währende Flicken bes alten Rode machte biefen nie zu einem neuen 
und felbft friſche Pfropfreifer mußten, am alten morſchen Stamme au- 
gefept, verdorren. Sicher muß jene Form bed Proceſſes ald bie rela- 
tiv befte bezeichnet werden, welche bei ber thunlichhen Leichtigkeit umd 
Schnelligkeit für die Parteien dem erfennenden Gerichte Die vers 
läßlichfte Einficht in die factiihen Verkältnifle, Die dem Streite zu 
Grunde liegen, zu gewähren geeignet if, und daher bie entfpredhendfte 
und grümblichite Entſcheidung möglih madt. Der unmittelbare 
mündliche Verkehr des erfennenden ®erichtes mit ben Bars 
teien und ihren Sachwaltern und den Zeugen if der natürliche, 
der kuͤrzeſte und der dem wahren Berftändniffe zuträglihfte; das 
damit in Verbindung zu fegenbe richterlide Frage und Anfbel- 
lungsrecht, die Vernehmung ber Parteien und Zeugen über bie 
ftreitigen Thatfachen dur den erfeunenden Richter felbft, befördert, 
ohne dem Verhandlungsprincipe im Wefen Abbruch zu tbun, den eigent- 
lichen Zwed des Proceßverfahreas, b.i. bie Ermittlung ber Wahı- 


") Val meine: Einige Worte über die Aufgabe der Civilproceßgeſetzgebung im 
Defterreidh, in meinem Magazin fir Rechts. und Ztaatew. vom I. 1857, 
16. Band, S. 311 u. f. f. Leider! wurden mir tiefe harmicfen Werte von 
mancher Seite noch fehr übel vermerft. 
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heit, fofort bie Gerechtigfeit ber Richterfprüde. Und bie 
damit in Verbindung gejegte Deffentlichfeit ber Gerichtsverhand⸗ 
[ungen ift ohne Zweifel bie befte, die allein ausreidhende Eons 
trolle. Erft geflärt durch das Licht ber Deffentlichfeit tritt ber Rich⸗ 
terftand in feiner wahren Bedeutung würdevolf wieder hervor und 
nur bei diefer Einrichtung allein erhält der Stand der Fürſprecher oder 
der Advocaten feine wahre, ehrenvolle Stellung; bie Deffent- 
lichkeit der Verhandlung und bed Beweisverfahrene verbannt bag 
Miptrauen gegen bie Träger der Gerichtöbarfeit, das fich fonft 
auch auf die vermittelnde Schrift (Protocolle) erftredt, verbreitet 
Rechts: und Geſetzeskenntniß und fräftiget dad Rechts— 
gefühl des Volkes, welches im Inierefle ber Allgemeinheit und im 
eigenen Interefie jeded Einzelnen gewiflermaßen Theil nimmt, an ber 
Ausübung der Rechtspflege. Darum Iehrte ſchon Feuerbach: ba 
die Möglichkeit der Theilnahme des Volkes an ber Ausübung ber 
Gerichtsbarkeit in dem Rechte bed Volkes felbft begründet ſei, weil 
ohne abjolute Deffentlichkeit die bloße ſ. g. Parteienöffentlichfeit nur uns 
volftändig wäre und zum größten Theile ihre Wirfiamfeit verlieren 
würde und weil das Bolf nur Bertrauen gewinnen fann, wenn es bie 
Wirkſamleit der Gerichte felbit wahrnehmen und dadurch controlliren 
fann. Daß fich endlich eine ſolche Einrichtung in der Wirklichkeit bes 
währt und nicht eine bloße Stubierftuben-Ausgeburt ift, zeigt bie 
Erfahrung alter und neuer Zeit, felbft in Staaten, wo man 
das münbdlichsöffentliche Verfahren mit dem lange beftandenen fchriftlich- 
heimlichen vertaufcht hat. Das mündlichsöffentliche Verfahren eignet 
ih für alle Gattungen von Rechtsſachen, mit einigen Mobificationen 
vielleicht fogar für den Rechnungsproceß, es erfpart daher Die vielen 
Unterfcheidungen nah einzelnen Broceßarten, womit man es bes 
reits ziemlich weit getrieben hat, ohne eben immer einen glüdiichen Griff 
gemacht zu haben, — und dasſelbe bildet endlih ein Miitel zur fo ers 
wünfchten gleichförmigen Geftaltung des Eivilprocefled in den ver- 
fchiedenen Staaten, ein Wunfch, der namentlih für Deutfhland 
immer lauter ausgeiprochen wird. . 

Diefe Ueberzeugung fcheint auch im Schoße der Juſtizminiſteriums 
fich geltend gemacht zu haben, als es fich Darum handelte, den zulegt er⸗ 
wähnten Entwurf unter dem Minifter Nabasdy in Berathung zu zie⸗ 
ben. Allein in Yolge einer eingeholten a. 5. Entichließung follte man 
vorerft bei den Handelsgerichten den Verfuh mit einer auf 
bem ‘Principe der Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit gebauten &.-P.-D. 
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beraten werben ; fie wurden aber als jur öffentliten Beipre 
Hung nod aicht geeignete Borarbeiten erflärt Naben 
Amtsantriste des Jutiyminifters Pratoberera trat bie erwähnte Eom- 
miffien auf wirtlich ;eiammen, jetoch mar, um vorläufig madh miige 
cheilten Orumb;ügen über einige Cardimalfragen je beraiien, weiße 
auf die Drconsmie und die Einrichtung der in Frage Hichentem Bejegges 
bungsarbeit einen entiheibenten Gindus haben *ı, Nach dem Refultate 
Diefer Beratung wurden nicht aur bie erwähnten Gruatzüge umgearbeiter 
und fanımt dem Motiven gebrudt, jondern es wurde auch eime (willen 
f@aftlid wertioelle) Deaficrift über einige Hauptiragen beireffent 
De neue CP. O. im Juſtizminiſterium ausgearbeitet, und joiort ber mad 
ben berathenen Grundzũgen mobdificirte Entwurf ber &.-B.-D. bis zur 
Erecution®) unter ber umfichtigen Leitung des Seftionschef Rizo 


Er Bal. au Krommer in der öfterr. Gerichtegeitung vom J. 1862 Nr. ı fi. 

In den 2 — 8 it die Anorkuung des bebandelten toffes Fol 

— Verfahren in bürgerl. Rechteſtreitigkeiten im Auee · 
9* Ber. Allgem. Verihriften ($$. 1-54); 2- Ortit. von der 

—E und Xerfündung gerichti Vererdnungen ($$. 55—83); 3. Optft. 

= tem und Berhandlungsterminen ($$. 85-98) md 'L Sptft. von 
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abermals in commiffionelle Beratfung genommen, um bie nöthige Bors 
lage vorzubereiten, obgleich man über bie Anfichten des künftigen Juſtiz⸗ 
miniſters sede vacante fein Urtheil haben konnte. 

Bas num diefen neueften Entwurf anbetrifft, jo muß mit wah« 
rer Befriedigung bemerkt werben, daß er unter genauer Würbigung ber 
neueften Erſcheinungen in biefem Gebiete in ber Hanptfadhe mit dem 
Alten radical bricht, daß er das Princip ber Muͤndlichkeit und 
Oeffentlichkeit in genügender Weife durchzuführen ſucht, daß er 
bie Verhandlungs⸗ und Eventualmarime entſprechend mobificirt, bie Ber» 
bindung ber Beweisanbiethung mit bem Vortrage ber Thatfachen beis 
behält und das gemeinrechtliche Beweisinterlocut befeitiget, bie freie 
Beweisprüfung bes Richters zur Geltung zu bringen ſucht, die Berufung 
vereinfacht und die Rulitätsbefchwerbe entſprechend regulict u. ſ. w. 26), 
— So fehr wir nun in diefen und vielen anderen ragen von mindes 
rer Wichtigfeit den Entwurf zum Gefege und zwar fo bald als mögs 
lich erhoben wünfchten, fo hätten wir doch im verfchiebenen ragen eine 
andere Anfiht. Es fann hier aber nicht ber Ort fein, in eine Details 
kritik einzugehen, und zwar dieß um fo weniger, als ja ber Entwurf 
nicht allgemein befannt ift und felbf nur ein, wenn auch namentlich wer 
gen der Principien jehr bedeutendes Stüd des Ganzen bildet, das 
mit dem Uebrigen vorerft noch harmoniſch verfchmolzen werben muß; wir 
fönnen aber nach bem hier geftedten Ziele doch nicht umhin, auf einige 
Bunfte näher hinzubeuten, in denen wir abweichender Anficht find, 
und zwar vorzugsweiſe auf folde, welche fi auf das ganze Gebäude 
bed projectirten @efeges beziehen und melde, wenn fie fih Geltung 
verfchaffen follten, eine totale Umgeftaltung bes Entwurfes noth⸗ 
wendig machen würden. 

Daß wir umfererfeits es für zwedmäßig Halten, bie in ber Theorie 
fog. Lehre vom Gericht und der Gerichtsbarkeit ben Beftimmun- 
gem über das Verfahren felbft voranzufchiden, geht ſchon aus dem her- 
vor, was unter Nr. IL biefer Betrachtungen gefagt wurde. Einzelne 


(8. 575-579); 4. Hptſt. von dem Zahlungsauftrage 
*8 ei von dem Kufordenumger und ——— Be, ( $. * mE 
ptft. von bem erfahren in . S167 829); 
‚Hpift. von dem Verfahren bei Streitigfeiten aus dem $ jeflandan 
ig 630 — "do: 8. Bpiſt. von dem fahren in Bechielfachen ($$. 
bis 6661; 9. Sort. von bem Berfafren in Bergbauftreitigteiten (SS 66 
bis 677) und 10. Hptit. von dem Verfahren in chen nicht — 
Glaubensgenojieh G67812. 
*) * = Sa Uatwa au Mittermaier im Archiv f. civ. Praris 45. 
Bd—d. ©. 8 
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baranf bezügliche Paragraphe, bie jetzt jerftrent im Entwurfe worfom- 
men, würden aljo in Verbindung mit ben übrigen im 1. Hauptftüfe 
ufammenzuftellen und jo namentlich befondere Iur. Normen u. dgl. u 
erfparen fein. Diefer Puuct fcheint auch nicht-befonders auf eine Oppe— 
ftion zu ftoßen; man war zut Zeit wegen des oberwähnten Schitjals 
der Orundzüge der Gerichtsverfaſſung nur nicht geneigt, bloß vom einer bes 
ftimmten Suppofition aus das Gefeg zu entwerfen. Wir begnügen und alje 
mit diefer Andentung und dem Wunſche, nicht wieder im bie alte Lage 
zu gerathen. — Eine gleiche Bewandtnifi hat es mit benjenigem Beftim 
mungen, welche man unter der Lehre von den Parteien und 
ihren Stellvertreterm nicht etwa bloß in der Theorie’ und in Lehr 
büchern, fondern beinahe in allen neuern Gefegbüchern uber das Eivil 
Mroceßverfahren ben Beftimmungen über das Verfahren ſelbſt gleich ⸗ 
falls vorangehen läßt. Wenn die PD. die Normen für Gericht und 
Parteien fammt ihren Stellvertretern enthalten fol; fo follte man doch 
bie Subjecte, deren Thätigfeit geregelt wird, Fennen, und da bie dieß 
faͤlligen Beftimmungen unleugbat in einander greifen und in wechſel⸗ 
weifer Beziehung ftehen, fo werden fie gewiß auch am zwedmäßigften in 
demſelben Gefep mit einander verbunden, und zwar fo, daß das Zu 
fammengehörige ſelbſt wieder gehörig gruppirt und zufammengeftellt 
und bas, was das PVerftändnig bed folgenden bedingt, vorangefchidt 
wird. Nach ber Lehre vom Gerichte wünfchen wir daher bie Lehre 
ber Parteien und ihrer Stellvertreter nach allen wefentlihen Bezichun: 
gen für das Proceß-Verfahren normirt, und das, was im VI. und 
XXXVII. Hanptftüde ber allg. ©. O. am unpaffenden Orte mehr nur 
angedeutet erfcheint, nun am geeigneten Orte vollftändig gegeben. Weun 
man entgeguet, daß man nicht nöthig habe, in Defterreich nach fremden 
Muftern zu fuchen, daß man die für Parteien und ihre Vertreter nöthi« 
gen Beftimmungen immer gehabt habe und auch bei der neuen P. O. 
haben werbe, daß man fie theils in der P. O. theils im Geſetzluche 
und ber Abvocatenorbnung finde, und daß man fie anderwaͤrts eben 
nur darum in bie P. O. aufnehmen mußte, weilman fie fonft nirgends 
hatte, namentlich Fein ſolches G. B. befaß, wie wir, daß enblich eine 
vollſtaͤndige Darftelung biefer Materie ben Umfang der P. O. über 
Gebühr ausdehnen würde; fo erlauben wir uns unmaßgeblich zu be- 
merfen, baß man im Momente, wo man in ber großen Hauptfache fih 
um fremde Mufter umficht, wo man fragt und ſchaut, wie man es in 
anbern Laͤndern angreift, dieß wohl in untergeordnetẽten Partien nicht 
gar fo bedenklich finden fönne. Wir fhägen gleichfalls das Gute, das 
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wir haben, find aber darüber nicht blind für das Beflere, das man 
zum eigenen machen koͤnnte. Die Beftimmungen über ‘Parteien und 
ihre Stellvertreter waren in unferen Gejegen bisher nie vollftän- 
big, ließen manchem Zweifel Raum (man erinnere fi nur an bie 
Streitgenofienfchaft, Bertretungsleiftung, Nennung des Autors u. dgl.) 
und führten eben ſchon darum in ber Anwendung auf Schwierig- 
feiten, weil man fie aus ihren Zuſammenhang reißen und mit andern 
erft combiniren mußte. Stellt man fie — anftatt in die verfchiedenar- 
tigften Gefepe und Verordnungen zu verweilen, die dann Doch jelbft für 
ben Practifer wieter „handſam gemacht”, d. h. zufammengeftellt wer- 
ben müflen, um ihm feine Arbeit zu erleichtern — gleih in einem 
eigenen Gapitel ber ©. O. zufammen; fo wird bie Ueberſicht 
erleichtert und eine zufammenhängende Normirung wird auch zur Auß- 
füllung mander Xüde führen, die wir berzeit noch finden, wo man 
bie eine oder die andere Beitimmung, wo man ihrer eben bedarf, wenn 
auch am ganz ungeeigneten Orte einfchiebt. IUuftrationen für dieſe unfere 
Behauptung bieten die Gefeg-Entwürfe zur Genüge. Endlich wollen 
wir ja eben eine neue ©. O.; — will man nur das Alte oder fo 
viel des Alten als nur möglich und in alter Form wiedergeben, fo 
lafie mau es, wie es ift; — das kennt man dann wenigſtens fchon. 

Einen größeren Einfluß nehmen aber zwei andere Punkte auf 
die Abfaffung einer neuen P. D., in denen wir einer anderen Anficht 
beipflichten, als bie veröffentlichte Denffchrift, der damit in Harmonie 
ftehende Entwurf und feine Bertheidiger; das ift ber Umfang ber 
rihterliden Procefleitung — und ber Einfluß der Staate- 
anwaltihaft im Bivilproceffe. Es ift nothwendig, daß fich auch 
Darüber bie Anfichten vorerft Flären, -- und deßwegen mögen bie nachftehen- 
ben Bemerkungen entfchuldigt werben. In der erften Beziehung fagt Die 
erwähnte Denffchrift felbft, daß es vom großen Einfluffe auf Die Pro- 
cedur ſowohl, ald auf den Geichäftsfreis und deßhalb auch auf das 
nöthige Maß an Arbeitöfräften bei ben Gerichten fein werde, ob die 
geichäftliche Verbindung zwifchen den Gerichten und den Parteien, wie 
bisher zur Amtsſache der Gerichte gemacht, ober eigenen Organen über: 
tragen werden wird. Bekannt find die Bedenken, welche mit beiden 
Arten der Regelung bed Zuftellungsgefchäftes namentlich verbunden 
find. Wird dasfelbe zur Amtsſache der Gerichte gemacht, fo werben 
dieſe nicht nur mit einer großen Menge, meiftend manipulativer Ge- 
ſchaͤfte belaftet, welche felbft wieder manche complicirte Einrichtung und 
eine fehr anfehuliche Anzahl von öffentlichen Organen erheifchen, fondern 

Halmerl’s Bierteljahredfchrift f. Rechtaw. X. 2. 12 
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es müfien die Gerichte auch die Berantwortumg für Pünftlichkelt, 
Schnelligkeit und Berläßlichfeit diefer Gefchäftsbeforgung übernehmen. 
Will man hingegen die Gerichte von dieſer Laſt und Verantwortung 
befreien, jo wird die Aufftellung eigener Organe. für biefe Gefchäfte noih 
wendig; dieje Organe müflen aber von den Parteien bezahlt werden, 
fie verurfachen daher einen Koſtenzuwachs für die Rechtodurchſetzung,— 
fie müffen ferner einer ftrengen Gonteolle unterworfen werben, bemm die 
Mißbraͤuche, welche ſich in der Gefdäftsführung derfelben erfahrunge- 
gemäß einftellen, find eben fo gefährlich als zahlreich, — fie bedingen 
endlich auch mande procefjualiihe Einrichtung, damit die Parteien 
durch Unzuverlälichfeit oder Nachläffigfeit dieſer Organe nicht zu fehr 
in ihren Rechten gefährdet werben. Der Entwurf hat fich für bie eriie 
Alternative entjchieden; bie Leitung des Gerichtes im Eivil-Procefe 
iſt darnach eine jo umfangsreiche, daß die erforderlichen Schriften bei 
Gericht überreicht und da vorerft nach ihrer Form geprüft werden 
müflen, daß die Zuftellung der eingereichten Schriften jewohl, wo es nöthig 
iſt, als die der gerichtlichen Verordnungen und die Ererution durch dus 
Gericht mittelft feiner Organe beforgt, die ganze bamit nothwendig ver 
bundene Eorrefpondenz vom Gerichte geführt werden muß. Wir umferer 
Seite ftimmen dafür, daß man bei ber nothwendigen Reform unſeres 
Proceßverfahrens das Richteramt in feiner größtmöglicen 
Reinheit auffaffen follte, — beftimmt, Recht zu fprechen, zu 
entſcheiden; daß man baher die Bejorgung aller anderen Gefchäfte, bie 
Mitthellung der Schriften namentlih im Borbereitungsverfahren, bie 
Zuftellung überhaupt, die Erecution und bie mit biefen Acten verbun- 
dene Correſpondenz an anbere geeignete Organe überlaflen ſollte. Uns 
beftimmt dazu vor Allem bie Stellung, bie dem Richter, als joldhem, 
dadurch angerviefen würbe und bie wir für viel geeigneter halten, um feiner 
eigentlichen Beftimmung entiprechen zu fönnen, als bie Stellung, bie 
er bisher einnahm und nach dem Entwurfe auch fürberfin einnehmen 
fol. Der Richter bewahrt fich durch feine Fernhaltung von allen ben ev 
wähnten manipulativen Geſchaͤften am beften bie volle Unbefangenpeit 
und Objectivität für Die Entfpeidung felbft, ber Richter gewinnt dadurch 
bie nothwendige Zeit, umfich feiner Aufgabe ganz zu widmen unt 
mit aller Gründlichfeit zu entſcheiden, ja auch bie Zeit, fortwährend durch 
Studium und Lectüre fih auszubilden und zum Richteramte immer fähis 
gerzugeftalten; es wird Dadurch aber auch feine fiebezumRichteramte 
nothiwendiger Weife gefteigert, und freudig geftimmt in feinem würde 
vollen Berufe arbeitet er gewiß leichter und befier, ald wenn er fort: 
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während unter ber brüdenden Laft von Schreib» und andern Nebenges 
fhäften und Sorgen ſeufzen muß. Ein gar fo gefährliches Expe⸗ 
riment fcheint und in der in Frage gelegenen Aenderung nicht zu lie- 
gen; man ift berechtigt, anzunehmen, daß man auch außer dem Status 
bes Gerichted die nothwendige Anzahl befähigter Leute finden 
wird, welche eine ſolche Einrichtung erheifcht 27), fo wie dab man durch 
zwedmäßige Controllsvorſchriften ben fo fehr gefürditeten Misbräuchen 
folder Huiſſiers oder Gerichtsvögte entgegen wirken fünne. Und fteht 
denn in diefer Beziehung unfere bisherige inrichtung gar fo rein und 
vortheilhaft da? Was endlich die Koften anbetrifft, worauf man ein 
jo großes Gewicht legt, um darin ein Echredbild gegen bie Aenderung 
zu bilden; fo ericheint es noch fehr problematifch, welche Einrichtung 
einen größeren Koftenaufwand in toto macht, ob nicht durch die Ers 
jparung an Gerichtöperfonal vollftändig aufgerwogen wird, mad bie 
Aufftellung anderer Organe foftet, welche dann wenigitend unmittelbar 
im Interefle des zahlenden Mandanten bejorgter fein merden, als die ſich 
häufig übernehmenden amtlichen Gerichtsvollzieher oder Gerichtädiener. 
Wir meinen: was in der bair. Pfalz fo gute Früchte getragen 2°), daß 
man es ungeachtet ber Gegner 2%), in bem neuen Entwurfe der Givil- 
Proceßordnung für Bayern, für das ganze Land in Vorſchlag zu hrins 
gen anträgt 30), das fonnte doch auch in Oefterreich gute Früchte tragen 
und mit der Ernte derjelben möchten wir nicht noch ruhigere Zeit ab» 
warten, wie die Denkichrift rärh, wo die neuen ‘Principien bereits fefte 


27) Vergl. Mittermaier im Archiv f. civ. Praris 45. Bd., ©. 135. 

2%) Man vergl. Bombart: Die Sivilrechtöpflege in der bair. Pfalz u. |. w. 
Münden 1861. F 

2) Z. Zink: Die Ermittlung des Sachverhalts im franz. Civilproceſſe. 
München 1860. 

2) Im $. 8 ver Motive dazu heißt es: Der Richter wird feinem hohen Be⸗ 
rufe, Recht zu Sprechen, um fo vollfommener Genüge leiſten, je mehr er 
von allen Mebengefchäften, die nicht nothwendig zum richterlichen Amte ge 
bören, befreit it. Die Tendenz möglichſter Reinhaltung des Nichteramtes 
gehört zu den Grundzügen der rheiniſch franzöſiſchen Einrichtungen. Sie Le 
dingt ver Allem dag überall durch den entiprechenden Erfolg bewährte Auf 
geben der durchgreifenden richterfichen Leitung des Preceifed und des Voll— 
Itrefungsverfahrene. Für das jchriftlihe Vorverfahren verliert Die Vrocep- 
leitung des Richters Durch den bloß verbereitinden Charakter ihre Bedeu 
tung, auch fteht der Vortheil, daß eine unpaiſende Klage oder Bertheidt- 
gun gleih am Beginne des Procefles zurückgewieſen werden kann, in feinem 
x erhältniffe mit der an ſolche Surütweilungen verfnüpften Verzögerung 
und Nachtbeilen. Ebenſowenig betarf_der Verkehr zwiſchen den Parteien 
und ihren Anwälten einer ftändigen Dazwiſchenkunft des Michterd, indem 
er, vielmehr auch in anderer Were einfacher und zwedmäßiger ver— 
mittelt werden Tann. 

12° 
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Wurzel geichlagen Haben werben und daher leichter den Eventualitäin 
eines neuen Erperinent® ausgejegt werben können. Die bisher ge 
ſchilderte Behandlung unferes Gegenftandes von Seite ber Gefepgebun 
mag nicht geeignet fein, bergl. Verheißungen hoch amzufchlagen, zum 
in einem Punfte, der wirklich jo durchfchlagender Natur ijt, daß damii 
der ganze Bau des Geſetzes geändert werden müßte. 

Was die Stellung der Staatsanwaltfchaft im Ei; 
proceſſe anbetrifft, fo findet e8 die Deukſchrift (S. 55) als Bin 
hend gerechtfertiget, daß man von der Ingerenz der Staatsanwaltihai 
in der neuen bürg. Pr. O. ganz abfehe, weil fie fich Darzurhun de 
mühte, daß die Mitwirkung berfelben weder im Bediürfniffe begründen 
jet, noch befondere Vortheile in Ausficht ſtelle, daß fie dagegen die be 
ſtehen den Anfchauungen über die Sell ändigkeit, über das Anfea 
und die Würde der Gerichte verlegen und die Juftispflege nur verzögem 
würde. Wir geftehen auch hierin anderer? ficht zu fein 30). Mir Haltın 
Die Verbindung der Staatsanwaltfchaft, wie ſchon früher (ſ. oben ©. 136) 
projectirt war, für den nothwendigen Schlußftein ber ange 
frebten Reform. Die Rechtspflege wird nicht bloß im Imtereil 
des Einzelnen, fie wird auch im öffentlihen Interefte ge 
übt und eben darum vindicirt man ihr jelbft den Character der Deffent: 
lichfeit. Ift das aber richtig, dann muß die Staatsverwaltung alt 
folhe von der Ausübung der Nechtöpflege Notiz nehmen, und das ge 
eignete Organ dazu bildet eben eine zwedmäßig geftellte Staatsau 
waltichaft. Die Idee eines Wächters bes Gefeges im Inter 
effe des Staates felbft ift in Defterreich Feineswegs eine neue, fe 
lag ja zum Theile unferen alten Kammerprocuratoren zum Grunde 3) 
Daß fie nicht zur Geltung gelangte, unter der alten Cinrichtung 
nicht gelangen fonnte, behebt unferes Erachtens noch nicht ihre Rid- 
tigfeit und Berechtigung. Als Gegner ber Theilnahme der Staat 
anmwaltichaft auch am Givilproceffe nah dem von amderwärts ber 
fattfam befannten Richtungen treten bejonders Advocaten m 
Richter auf. Es ift aber ſchwer zu begreifen, wie dieſes Inſtitu 
ben einen ſchaden oder den andern gar ihre Selbtftänbigfeit, ihr An 
fehen und ihre Würde verfümmern follte! Müßte man conſequent 


”) ©. auch bie Gutachten in den gedructen Verhandlungen des britten deut- 
fchen Juriftentags 1. Lieferung, ©. 28 u. ff. 

*) Vergl. die Betrachtungen über das Inftitut der öfter. Staatsanwaltſchaft 
als einer Auffichtsbehörde — von einem unferer gediegeniten Nammerprocua 
foren — Sol gethan in Lemberg — in der jurid- Zeitjchrift vom 3. 1840, 

Br, 23. 
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nicht etwa auf alle Berufungen verzichten, wenn Jeder feine Schuldig- 
feit thut und zur Rettung des Anſehens die Infallibilität des Urtheils 
gelten follte. Die Aeußerungen bes Staatdanwalts in der Gerichts- 
figung vor der Urtheilsfchöpfung ſchaden gewiß weder dem einen, noch 
bem andern; können aber auf die Geftaltung ber Rechtspflege einen 
günftigen Einfluß nehmen, und ergreift der Staatsanwalt im Interefie 
des Geſetzes Beſchwerde, jo wird entweder für ober gegen feine Anficht 
entfchieden werden. Im erften alle liegt der Nupen für die 
Rechtspflege offen; im zweiten tritt das ängſtlich geichügte Richter: 
amt um fo würdevoller hervor und es fleht zu erwarten, daß man 
beiderfeits fih um fo mehr beftreben werde, innerhalb der geftedten 
Grenzen feine Pflicht zu erfüllen. Man weilet in der Bekämpfung 
biefes Inftitutes bei und gewöhnlich auch auf die bedeutungslofe Ingerenz 
bin, welche die Staatdanmwaltfchaft nach dem organ. Geſetze v. 10. Juli 
1850, Nr. 266, in civilrechtlicher Beziehung ausübte. Wir halten viel- 
mehr dieſen Einwurf gegen bie Aufnahme des Inftitutes für einen völlig 
bebeutungslofen. "Einmal war damals der Einfluß der Staatsanmalts 
ſchaft auf civilrechtliche Angelegenheiten auf wenige nicht eben beſonders 
intereflante Gegenftände bejchränft, — dann und das ift Die Hauptiache, 
fehlte ja die Grundbedingung für ein gedeihliches Wirfen und für eine 
ehrenhafte Stellung des Staatdanwalts, es fehlte das öffentlich 
mündliche Verfahren, in dem der Staatsanwalt fich Geltung und 
Anfehen verfchaffen konnte, fein Verhältniß zu den Gerichtsvorftänden 
ift zu befannt, als daß es hier weiter gefchildert werden ſollte. Ganz 
anders ſtellt fih die Sache, wenn der Staatsanwalt am Schluffe ber 
öffentlichen Verhandlung das Wort nehmen und feine Anftchten ent- 
wideln fann. Uns ſcheint gerade darin der Glanzpunct der Staatsan⸗ 
waltichaft zu liegen, deſſen Feſthaltung nicht eben leicht iſt und eine 
vorzüglihe Befähigung ihrer Träger verlangt. Wir möchten 
daher im Gegenfage zur Denffchrift uns anf bie citirte Stelle gerabe 
zu Bunften der Aufnahme der Staatsanwaltfchaft beziehen. Einer ber 
ausgezeichnetften Generalprocuratoren Frankreichs, jo referirt die Denk⸗ 
ſchrift, de Vaulx, fagt: In Eivilfachen bedarf die Staatsbehörde, um 
ihren Beruf erfüllen zu koͤnnen einer wiflenfchaftlichen Bildung; fie muß 
durch ihre Kenntniſſe und die Richtung ihres Geiſtes die verfchiedenen 
ragen, welche zur Beurtheilung vorfonmen, überjehen koͤnnen, und 
immer bereit fein, ein neues Licht auf die Verhandlung zu werfen und 
biefelben auf den wahren Standpunct zu bringen, wenn Das Privat: 
interefie einen Schleier über die Wahrheit geworfen hat. — Es ift 
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nicht zu befürchten, daß ein Mann, der ſich eine jo gebtegene Rewis 
bildung verihafft haben muß, um mit Ehren öffentlich anftreim 
zu fünnen, von feiner amtlichen Befugnig Mißbrauch machen wirt, S 
Berzögerung der Rechtsgelteudmachung oder zur Betiw 
träctigung der Selbfttändigfeit und des Anjehens der 
Richter. Der fürdten wir, feine jo tüchtigen Männer zu finden, 
welche diefer Aufgabe gewachien fein werben und wollen wir ung jet 
ein testimonium paupertatis ausftellen? Hat fi doch ber äflen. 
Gewerbeftand auf der Weltausftellung eine ehrenhafte Stellung ern 
gen, und der öfterr, Zuriftenftaud follte ſich über das bisherige geiwähn 
liche Nivean nicht erheben loͤnnen, nachdem die früheren Beffeln gefallen 
find und Gelegenheit geboten iſt, das eigene Wifien frei won ber Ferc⸗ 
vor einem ftreichenden Adprobanten zu verwerthen? Im biefer Bezichum 
müfien wir aljo dem neuen bair. Entwurfe abermald den Verzug geben, 
der die Ausdehnung ber Wirffamfeit der Stastsanwaltfchaft auf dad 
bürg. Verfahren in dem Wejen ded Iuftitutes begtündet findet, melde 
die Vertretung ber Regierung bei den Gerichten vermitteln ſoll, um ir 
öffentlichen Gewalt den ihr gebührenden Einfluß auf die gefammie 
Rechtöpflege ohne Gefährdung der richterlichen Unabhängigkeit zu ſicher⸗ 
(Motive $$. 10 u. 11). 

Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfes hätten wir 
nanirlib Manches von mehr oder minberer Bedeutung zu bemerfm: 
doch führte und dieß hier zu weit und der Entwurf wird in biefer Be 
siehung wohl noch manderlei Wandlungen durdjulaufen haben. Rur 
Eines ſoll noch erwähnt werden; es hat uns beinahe ſchmerzlich be 
rührt, daß der Entwurf mit einer gewiſſen Abfichtlihkeit die procei- 
fualifhe Verpflichtung der Parteien zur Wahrhaftig 
feit als eine ganz bedeutungslofe Theorie völlig iguorin, 
während ber bair. Entwurf davon ausgehend, daß vor Allem 
der Proceß auf fittliber Grundlage ſich geftalten und bewegen 
müffe, dieſe Verpflichtung wiederholt und nachdrüclich betont 32). 


IV. Dad Eoncurd- und Ausgleichsverfahren. 


So wie der öfterr. Civilproceß im Allgemeinen im jeiner 
hiftorijchen Entwidelung vom gemeinrechtlich-deutſchen Gi 


®) S. Mittermaier a. a. D,, 5. 124 und feine früberen Xeußerungen in 

der öfterreichiihen Gerichtggeitg. 1853, S. 32. 331. Noch viel früher haben 
öfter. Quriften auf diefe Pflicht bingewiefen. Ich erinnere nur an die Darauf 
bezũglichen Abhandlungen von Dr. Heykler umd ron einem 1. E. Appel 
latienerathe — in der jurid. Zeitichrift. 
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vilproceffe feinen Ausgang nimmt, fo ift e8 auch der Fall mit bem 
Goncursproceffe oder dem Berfahren im Concurſe der Gläubiger; 
auch in unferem heutigen Concuroproceſſe zeigt fich ein durch die ein- 
heimifche Prarid und Geſetzgebung fortgebildeter und mehrfeitig mobifl- 
cirter Borgang, deſſen Anfang fchwer zu beftimmen ift 34). Schon die 
älteren Schriftfteller, wie Suttinger, Bedmann, Kyblin, Ser- 
ponte, Greneck und eben fo die alteren Cridageſetze berufen fich 
dießfalls auf ein von Alters her übliches Verfahren. Durch 
einzelne nach und nach in verfchiebenen Landestheilen erlafienen, mit 
ben Provinzialrechten in Berbindung gejegten Crida⸗ und Yallitengefege 
wurde biefer Vorgang unter dem fortwähreuden Einflufle der Gerichts- 
prarid und ohne centralifirenden Mittelpunft im Detail zwar verfchie- 
ven, im Ganzen aber doch nach bderfelden Grundidee geregelt, Die 
eine andere ift, ald die des |. g. gemeinen beutichen Goncursverfah- 
end 35). Ueberall finden wir eine gerichtliche Leitung im Intereffe des 
fFentl. Credits und zum Schuge ber Einzelnen, eine befondere Für⸗ 
fege für die Erhebung, Sicherung und entiprechende Bertheilung des 
vehandenen Bermögens bed Schuldners, überall begegnen wir einem 
Afrufe oder einer öffentl. Bitation und Borladung der Gläubiger des 
imlventen Schuldners zur Anzeige und Liquidirung ihrer Yorderungen 
um ben Folgen ber Präckufion. Es Hat ſich alfo vom Anfange her 
in iefem DBorgange eine gewifle Univerjalität gezeigt, weßhalb 
ma noch heute den Eoncurs eine Univerfalerecntion zu nennen 
pflet; bald zeigten fi au die Epuren eines geregelten Prioris 
täßverfahrens 3%, Das berufene Gericht beftellte gewöhnlich zur 
Leitng des Borgangs eine Gommiffion aus feiner Mitte (Eridas 
comiflion); die Gläubiger wurden entweder zu einer peremtorifchen 
Tagıhrt vorgeladen, oder ed wurden auch drei Tagfahrten nad ein- 
ande angeordnet und erft der lebte, der (dritte) Termin als ber pe- 
remtrifche erklärt. Dem Schuldner wurde jede DBeräußerung unter: 
fagt,ınd die Manifeftation feines Bermögens abgeheiſcht. Die im 


”) Ll. 2 Süße Am ber Zeitſchrift für Civilrecht und Precch: Neue Folge 
*8) —— weiſet Greneck (theatrum jurisd. austr., 377) darauf 
daß „bier und in antern Erbländern, wie faft hc hosheude in 
utſchland“ — Seen 
Geneck.a. a. weifet auch rückſichtlich der Eintheilung in 
Affen auf vie borfandenen verichiebenen Geträudı bin. Bol. Beckmann 

(ida jur. stat. et consuet. austr. et styr., ©. 122). 
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Termine erichienenen Gläubiger mußten ihre angeblichen Porberunge 
anzeigen, und falls fie nicht liquid erfchienen, barüber weiter gegen ba 
Schuldner oder feine Erben oder fpäter gegen einen Enrator, 
Sachwalter, Eontradietor verhandeln. Weber bie dabei ftreitig gemad: 
ten Vorrechte oder Privilegien wurden die Gläubiger Häufig bei cin 
zu dem Ende befonder& angeorbneten und proclamirten Tagfagung 
summarie vernommen. Nach dem Schluſſe biefer VBerhanbfungen m 
ftattete die Gribacommiffion ihr Gutachten, wornach dann ein fg 
Glafftficatortum, auch Eridnabfchied, Cridaausſchlag etwa mit der elau- 
sula reservatoria wegen ber Vorrechte erfloß und gewogen Feine Ay 
vellation ftattfand 37). Schon in den älteren dießfalls vorkandenen 
Gefegen 35) zeigt fih auch das Beitreben, dieſe Cridaverhandlungen 
rechtzeitig zu beginnen, die anhängigen aber möglihf 
zu befhleunigen und abzufürgen, freilich ſtellte ſich in ber 
Wirklichkeit Häufig gerade dad Gegentheil heraus und To ftoffen mir 
auch ſchon frühzeitig auf mancherlei Klagen über biefen Worgang #9) 
die nicht fo fehr in den Geſehen, als in ber Art ihrer Anwendun 
lagen. 

Auch für diefen Theil ber Eivilrechtöpflege äußerte ſich bie Fir 
forge ber Regierung am ergiebigften zuerft unter Maria Thereſia, w 
fie war beſonders daranf gerichtet, den immer mehr über Hand ne 
menden Fallimenten und ben nad) und nad eingetretenen Webelftänte 
>”) Man jebe befonders: Cridainterimale vom SQ , 5. — mb Ha 

lungs und Rallitenordnung für Trieft vom 3. 1758, I Thi. Art. T: 


Was der Richter bei ich ergebendem Konfurje zu beobachten Habe. — (Zi 
BrenNE alphab. zur zur Kenntniß der Handlungs» und Wechfelgefchde, 








Gridaorbnung für Böhmen und Mähren vom 2. Mai 44 
Gen mit einer Klafienerdnung); Pat. vom 15. November 1644_für Bh- 
men, Erecutiongortnung für Oefterreich, conferirt unter dem 31. Dez. 11, 
Gridaordnung für Salzburg vom I. 1678; Kundmachung des Wiener-t« 
giltrates vom 7. September 1707; Goncurserbnumg ik Sclefien cm 
4. September umd Hofref. vom 23, Auguft 1709 für Böhmen, Yih- 
ren und Schlefien; Rallitenordnung vom 18. Anguft 1734 für Defterih; 
Sallitenordnung vom 16. Dezember 1747 für Sieyermart (die nach oft. 
nom 6. Februar 1764 auc für die inneröftere. Yande adaptirt werben fete); 
Fallitenordnung für Trieſt und Küftenland vom 19. Zäner 
1758, und Gerichtsorbnung für die Gonfulatgerihte und Mercantiltruna- 
lien in dem innereöfterr. Kitorali, von demjelben Datum, 24. Abth.: Bom 
Gantproceffe; — Cridainterimale fürDefterreih unter der nnd 
von 27. November 1758; Constitutio Cridae geu potioritatis pro sizulis 
eujuscunque Conditionie Vasallis in Regnis hereditariis Galicine « Lo- 
domeriae existentibus per regnum Tribunal observanda vom 28 April 


1780. — 
*) Man vgl. beifpielsweife den Eingang der kaiſ. Refolution vom 9. Imem- 
ber 1749 an ben Consessus in Se. 
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in der Behandlung derſelben entgegenzutreten und die dießfälligen Normen 
entſprechender einzurichten. Nicht nur finden ſich aus jener Regierungs⸗ 
periode verſchiedene bald umfangsreichere, bald ſpeciellere Reſolutionen, 
zunächft freilich nur für einzelne Landestheile, ſondern es erging, wie 
überhaupt zu einer volftändigen und gleichförmigen Gobification, fo 
auch zuerft der Auftrag zur Abfaflung einer allgemeinen Concurs— 
ordnung *%). Sie kam jedoch, wie bereitd oben (S. 149) erwähnt 
wurde, erft unter Kaiſer Joſef zu Stande, wurde unter Einem mit ber 
allg. &. D. unter bem Titel: Allgemeine Concurdordnung für Böhs 
men, Mähren, Schlefien, Defterreich ob und unter der Enns, Steyers 
mark, Kärnthen, Krain, Görz, Gradisfa, Trieft, Tirol und die Vorlande 
mit Patent vom 1. Mai 1781 publicirt, und trat am 1. Mai 1782 
in Wirffamfeit. Das Kundmachungspatent fpricht fich dahin aus: Um 
bie Rechtöpflege, die wir als eine ber wejentlichften landesfuͤrſtlichen 
Pflichten anfehen, aud in denen Concursfällen, deren Verhandlung uns 
fere vorzügliche Aufmerkſamkeit auffordert, einer mehreren Genauigfeit 
und Beförderung zuzuführen, unter Einem auch eine införmigfeit in 
unferen Landen herzuftellen, haben wir eine allgemeine Concursorbnung 
entworfen und in biefer die eigentlihe Berfahrung, nad welcher 
fib der Richter von der Eröffnung bis zur Beendigung eines Concur⸗ 
fe8 zu benehmen habe, die Pflichten ber Berwalter und Ber: 
treter ber Concursmaſſen und die Rechte der Gläubiger unter 
fich beftimmen lafien. — Mit biefem Gefepe follte alfo nicht blos 
dad Berfahren im Goncurfe ber Gläubiger geregelt, fondern 
überhaupt dad Concursrecht genauer normirt werden 41); bie allg. 
€. O. ift Daher Fein reines Proceßgeſetz, fondern enthält verfchiedene, 
wichtige, materielle Rechtöbeftimmungen und unterfcheidet fih dadurch, 
wie bemerft (oben ©. 149) von den Beſtimmungen des 9. Kapitel® ber 
allg. G. D.: „Bon dem Concursproceſſe.“ 

Diefe allg. C. DO. wurde im Kundmachungspatente für die am 
Titel genannten Provinzen als das einzige allgemeine Geſetz für bie= 
jen Gegenftand bezeichnet und unter Einem wurden ale übrigen auf 
das Boncursverfahren Bezug nehmenden früheren Patente, Refolutionen 
oder wie immer geartete Geſetze und Gewohnheiten ald aufgehoben und 
unwirffam erflärt und folten vom Tage ihrer Wirffamfeit alle aus- 
brechenden Concurſe nach diefem Geſetze vom Richter eingeleitet, fort: 


u); ) Vg * v. —— 4. El. ©.1- 8 fe des Goncurfet, 3 
über di eidung: Schweppe's em des Soncurfed, ©. 
—X Held über —— eines b. 8.8. ’ 4 Sachſen, S. 44. 
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gelegt und beendiget, hiernach von ben Gläubigern has Recht gefucht 
und erhalten, von den aufgeftellten Vertretern und Bermaltern ber 
Concursmaſſen ihr Amt gehandelt‘ werben, „Und“ — fo heißt «# 
weiter — „obſchon Wir im dieſer allgemeinen Concursorduung auch 
bie Vorzugsrechte der Schuldforderungen genau beftimmet haben und 
daher alle in dieſem Gefege nicht enthaltenen Prioritäten als aufge 
oben und umwirkffam erklären, jo wollen Wir jedoch in dem einzigen 
Bunte, wo Wir ein gleiches Recht in allen Landen herzuſtellen, folge 
lich in der allg. C. O. das Necht dermalen ſchon zu erſchöpfen nicht 
befunden, nämlich im Beziehung auf dem $.16 (bie Klaſſification der 
Steuern und Gaben betreffend) Unferen gefammten Gerichtsbehörden 
geftatten, ober Wir legen ihnen vielmehr zur Pflicht auf, da, wann 
biefelben die ob ber Klaſſificirung der Lf. Gaben und Herrſchafis⸗ 
forderungen bermalen in jebem Lande beftehenden befonderem Rechten 
nicht hinlaͤnglich beftimmt, ſondern einer gegründeten. Zmveibeutigfeit 
ausgeſetzet erachten follten, fie Uns die bieffälligen Zweifel vorzulegen 
und von Uns and hierinnen fire jedes Land, wo hiegu eine Nothwen 
digkeit einfchreitet, ein beſtimmtes Gefeg angufuchen gehalten fein follen. 
Wo dagegen in allem übrigen fi nach ber Vorfhrift des Gefepes zu 
achten, feine Auslegung oder Erweiterung Statt zu ge 
ben if.“ 

Bald enrftanden aber in der Praxis rüdfictlid der Anwendung 
bes neuen Geſetzes Zweifel und Anftände verfchiedener Art, Die wegen 
bes Berbotes der jubiciellenund boctrinellenAuslegung 
zu Anfragen und fo in verhältnigmäßig furzer Zeit zu einer nicht ges 
tingen Anzahl von Erläuterungen und Nachträgen Veranlaſſung gab 
Cogl. oben ©. 149 u. 150). Die eingeleitete Revifion der . ©. und C. O. 
und das in ber weſtgal. und ital. ©. O. hervorgetretene Refultat der: 
felben ift unter Nr. III dieſer Betrachtung bereit berührt worden. 
Durch die allmälige Einführung der genannten Gerichts-Ordnungen in 
verſchiedenen Theilen des Reiches ift aber der Plan wegen Abfaffung 
einer neuen G. und C. O. nicht aufgehoben worden, ja es ftellte fi 
im Laufe der Zeit das Bebürfniß immer dringender heraus, und was 
insbefondere den Concurs ber Gläubiger anbetrifft, fo mußte die Juſtiz⸗ 
verwaltung in ber Iangen Dauer und Weitwenbigfeit ber 
Eoncuröverhanblungen, wie fie fih an der Hand ber angeführten Ges 
fege In ber Wirklichfeit geftalteten, in ihrem unbefriedigenden 
Ausfhlage für die Gläubiger, denen gewöhnlih ein bedeutender 
Theil der Maffe theils durch ſchlechte Verwaltung, theils durch übers 





Haimerl: üb. d. legislative Thätigfeit. 173 


mäßige Koften entzogen wurde, endlich in ber häufig hoͤchſt leicht- 
finnigen ober gar böswilligen Herbeiführung des als 
liments, wogegen bie Strafgefege feinen ausreichenden Schub bo» 
ten, die triftigften Belege für die Nothwendigfeit einer Vervollſtaͤndi⸗ 
gung und Verbefferung, furz einer Reform ber beftehenden Geſetze 
entdeden 42), 

Am 21. Dezember 1820 wurde daher von ber vormaligen Hofs 
commillion in I. ©. ©. Er. Majeftät zugleich mit dem Entwurfe einer 
neuen Gerichtsorbnung (oben S. 153) auch ein Vorſchlag zur Verbeſſe⸗ 
rung bes Concursverfahrens überreicht; es erfolgte hierüber aber Feine 
Entfchließung und die allmälig eingetretenen Aenderungen in den Ver⸗ 
hältniffen und Anfichten veranlaßten bie Hofcommiffion im 3. 1843 
neuerdings zu Anträgen auf Umftaltung des Goncuröverfahrend Mit 
a. 5. Entſchließung vom 13. April 1844 erfolgte die Genehmigung ber 
Orundlinien, nach welchen dieſes gefchehen follte und ſchon am 6. Des 
zember 1845 legte die Hofcommiffion den nach diefen Grundzügen bes 
tichtigten Entwurf jelbft zur a. 5. Genehmigung vor. Auch die a. 5. 
Enticheidung hierüber verzögerte fih und außer einigen. anderen ben 
Concurs betreffenden Beftimmungen, Die zeitweilig erfolgten, erlangte 
ein Bruchftüd aus dem erwähnten Entwurfe mit a. h. Entjchließung 
vom 13. März 1847 — über die Beitrafung fchuldbarer Eridatare — 
Geſetzeskraft. In Ungarn wurde das Concursverfahren inzwifchen Durch 
Art. 22 des Neichstages vom 9.1840 geregelt. Die im 9. 1848 einge: 
tretene Aenderung in der Berfaflung machten den vorhin berührten Entw. 
zu einem Segenftande der Verhandlung des Reichstages. Um ihn hier: 
zu zu adaptiren, erfchien es jedoch nothwendig, vorläufig noch jene 
Aenderungen darin vorzunehmen, welche der Umfchwung der Dinge im 
Allgemeinen verlangte. Doch waren folcher Abänderungen verhältnißs 
mäßig nur wenige nothwendig und das Yuftizminifterium Somma« 
ruga ſah fich in der Lage, ben Entwurf größtentheild in der Geftalt 
der Deffentlichfeit zu übergeben, wie ihn die Hofcommiſſton in I. ©. 
S. abgefaßt hatte +). Eine der wichtigften Fragen, welche fi im 





”) ©. eine darauf bezügliche Erklärung Pratobevera's im II. Bd. feiner 

_ Materialien, 5. 269 und 270. 

*) Entwurf einer allg. Gencurgerbnung für diejenigen Provinzen des öfterr. 
Staates, in welchen das a. b. G. B. in Wirffamteit ift — nach den Un- 
tragen des f. k. Juftiz-Minifteriums fammt Begründung gedrudt in der 
k. Staatsdruckerei im J. 1848 (251 Paragraphe und dazu Motive ven 
<. 89-161). Diefe Motive find ven Lefonderem Intereſſe; fie enthalten 
mitunter eine treffende Kritif der früheren Concursgeſehe und des durch fie 
geregelten Vorgange. 
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Hinblide auf den Plan der neuen Gomsnräorimung im Gaumen jm 
Beantwortung aufdrängte, war bie frage: ob nur eimeEnmcurk 
orbnung für Hanbelsiente oder wieder eime allgemeise 
entwerfen werten jellte. Die erfie Anficht wurde umten 

auf einige andere Staaten durd die Eigenthämlichteit ber Fallimeaiz 
ber Kaufleute zu begründen verfuht. Allein man gelangte mac dem 
Zeuguiffe der Motive bald zu der, wie uns ideint, mehlbegrünbeirz 
Uebergeugung, daf nur die Einführung einer allg ©. D u dam 
gänfigen Reinitate führen fünne. Es if zwar wicht m engem, hai 
bie Mängel der befüchenden Gelege bei dem Handeläflande fühlbarer 
hervortreien, als bei Gribataren aus anderen Ständen Immrr bie 
aber ber Zwed der Goncurdverhanblung — das neh vorhandene Ber 
mögen bed Cridatars zum Vortheile feiner Gläubiger im Beichlag ze 
schmen, zu verwalten und much einem möglicit gerechten Master 
aumter bie Berechtigten zu vertbeilen, damit es nicht von Eingeimen zum 
Nachtheile Anderer an fih gesogen werben fünne — bei Hanbeltienie 
eben berfelbe, wie bei jebem anderen Prisaten, es merdem ſich babe 
auch zum gleichen Zwede die gleichen Mittel, weniglens ber Hume 
ſache nach rechtfertigen lajten. Wenn taber and bie beioatere Be 
ſchaffenheit Faufmänniicher Criden und Concursmaſſen einige eigen 
thamliche Vorichriften aothwendig macht, und wenn auch ber beienken 
Auiprucd, welchen der Kaufmann am das öffentliche Zumamen ſtet 
anch beſondere Sauctionen fordert, ic fonnen tod bie allgemeinen 
Oruntiäge, auf denen eine zwedmäßige Behandlung der Concurie be 
ruhen ioll, nur für alle Arten der Griben bie gleichen ſein. Mech bie 
Goncurögeiege amberer Staaten enthalten nur wenige Abmweichunge 
für Handelsleute. Selbit iene Hamdelögeiepbücher, welche wie hat 
franzöfiiche, eine eigene Zallitenortuung für Haudelslente eathalten. fd: 
len barin größtentkeild nur folde Grunbjüge anf, welche ebenſogut wi 
Eridatare aus anderen Ständen angewendet werden founen, unb welche * 
aur darum in Das Handelögeiegbuc aufnahmen, weil fe überhaupt eim Fa: 
liment nur bei Handelslenten kennen und für andere Private gar feine Ces · 
arererbanblung nermiren. Daß jedoch dieſes Erftem nicht zwedmäsig if, 
bag man vielmehr bortlands ſelbſt die Nothwendigkeit fühlt, Dem Ges: 
curoproceũ weiter ansjubchuen, und daß aud untere Staaten. weiche 
ſonſt das franzöfiihe Geiepkmch annahmen, in dieiem Punfte rom frz 
zoͤſiſchen Softeme abgewichen, iR befannt 4). Biele von ben beabit- 


* B Bieräber außer ben gerietökhen Berichten von Wittermaier im Ar 
Ey ir. Prapis 37. ©, 2.286 u. fr, and Beilers Metive zu dom 
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tigten Reformen an dem bisher beftehenden Concuröverfahren, insbes 
fondere diejenigen — bemerften weiter die Motive — weldhe ſich auf 
die Behandlung der Pfandgläubiger und die Art der Befriedigung ders 
jelben im Concurſe beziehen follten, würden fich jogar bei den Handels: 
lenien allein gar nicht durchführen lafien, ohne eine nicht zu rechtferti⸗ 
gende Ungleichheit der Rechte der Gläubiger nad) Berfchiedenheit ber 
Perſon des Eribatard zu begründen und insbejondere die Hypothekar⸗ 
gläubiger in ihren Rechten einer fleten Abhängigkeit von bem zufälli- 
gen Umftande ausznjegen, ob der Beliger bes Gutes, der in Concurs 
verfällt, ein Handeldmann ift oder nicht, während Doch ihre echte 
ohne Rüdficht, wer Eigenthümer bed Pfandguted jein möge, immer 
unmandelbar biejelben fein müflen, wenn ber Hypothekarcredit nicht 
empfindlich leiden ſoll. Dan eutichied ſich alſo dafür, im Entwurfe bie 
allgemeinen, für Eoncurje jeder Art zu erlafienden Beftimmungen vor: 
auszujchiden und die abweichenden Borfchriften für Eoucurje über das 
Bermögen von Handesienten am Schluffe beizufügen *). 

Je weniger man ſich bewogen fand, in ber eben berühtten Bes 
jiehung von ber bisherigen Auffafiungsweife abzugehen; befto mehr 
Gründe fand man dazu in einer anderen Beziehung, und man beam- 
tragte Mobdificationen des bisherigen Eoncurdverfahrend von jehr gros 
Ber Bedeutung, worüber fi die Motive umftändlicd ausiprechen. Um 
ben fühlbaren Rachtheilen, welche Die beitehende Concursverhandlung 
auf dem Principe der Univerjalität mit fih bringt, nad 
Möglichkeit zu begegnen, fand man nämlich für nothiwendig: 

a) Die bisherige Einreihung der Piandgläubiger in der zweiten 
Klaſſe in dem neuen Prioritätögefepe aufzugeben, die Pfandgläubiger 
aus der Klaflification auszuſcheiden und Hierdurch implicite bie Be- 


Entw. einer P. O. für Baden (Carlsruhe 1831), S. 69, Ashers Dar 
* des nieberland. Gefegbuchee über die C.⸗P.⸗O. in der frit. Zeitfhr: 
Re ee ee 2 „tuelantes 11 11. Bd. S. 141; Koch's Cemmentar zur neuen 
S.8u. m. 
s) Die Reihenfolge der in Antrag gebrachten Beftimmungen war alfo folgende: 
1. Abjchnitt, über die Rangordnung der Gläubiger (die |. 8: ner 
Mimmungen), 2) über die Sröffnung des Concurjes (Gerichts un, Sal e der 
8, Vorkehrungen daher) und Wirkungen derſelben, an 
ji eines "Vergleichs; 4) über die Gencursverhandlung jelb —— 
ahren. Verwaltung und — der Maſſegüter, Befriedigu 
—* 5) Wirkungen te beenti Concurſes Bertheilun Anes Ri 
entdedten end;  Unteruchung nd Beftrafun 
—X „ Abtretung der Giter, 8) Behandlung | ber —E 9 —* 
—— ber Fremden im Goncurfe und 10) über das Soncuröverfahren bei 
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ſtimmungen aufzuheben, daß bie Pfandgläubiger ſich bie Befriebigung 
der Vorzugspoften, d. i. der allg. Concursfoften und Die Befriedigung 
der Poften der erften Klaſſe ans ihrem Pfande zur Schmälerung ihres 
Pfandrechtes gefallen laffen mußten. Was bie j. g. Vorzugspoſten 
ber alten C. O. anbetrifftz fo mußte in Erwägung gesogen werben, bai 
der Pfandgläubiger, in jo weit er feine Befriedigung nur aus feinem 
Pfande verlangt, aus ber Liquidirung mit allen übrigen Gläubiger 
und aus der ganzen Goncuröverhandlung feinen Nugen zieht, daß ihm 
alfo auch die Auslagen dafür mit Recht nicht: zugemuthet und jo bie 
Eoncursverhandlung zum Vortheile Anderer auf jene Koften gepflogen | 
werben fünne. Nur bie fpeciellen Koften, welche in Rüdficht der Gel 
tendmachung feines Pfandrechtes auflaufen, können. ihn treffen. E— 
müffen daher wohl bei der Vertheilung des Kaufſchillings für das ver- 
äußerte Pfandgut, die Koften, welche für deffen Verwaltung, Schägung 
und Veräußerung und diejenigen, welche durch das Verfahren zur Be 
ftimmung der Rangorbuung unter den mehreren damit verficherten Pfand‘ 
gläubigern felbft oder zur Vertheilung des Ertrags und des Kauficil 
lings unter diefelben vwerurfachet werden, von dem Kauffchillinge im 
Voraus in Abzug gebracht werden, alle übrigen Koften ber Eoncurs 
verhanblung aber fönnen fügli nur bie Communmaſſa treffen, melde 
nach Befrtebigung ber Pfandgläubiger aus ihren Pfändern für Die per: 
ſoͤnlichen Gläubiger übrig bleibt, zu deren Vortheile eben die Concurs⸗ 
verhandlung auch allein Statt finde. Mit einer ähnlichen Unterfcei- 
bung fand man aber auch rüdfichtlich der Poften ber erften Elaſſe vor: 
zugehen. Die Sicherheit bes Realcredits, fagte man, fordere, daß jebem 
Pfandgläutiger fein Pfand im Concurſe völlig dieſelbe Dedung gewähr, 
welche e8 ihm außer demfelben verſchafft. Damit ift aber nicht verein 
bar, daß im Goncurfe Forderungen ein Vorrecht erlangen, deren Ber 
fand aus den öffentlichen Büchern nicht eriehen werben fönne, un 
rüdfichtlih deren auch gar fein Grund befteht, hier ein gefegliches aber 
ſtillſchweigendes Pfandrecht einzuräumen. Nur diejenigen Borderungen, 
welche auch bei der Execution außer dem Concurſe ein ſtillſchweigendes 
Pfandrecht genießen, wie diefes bei Steuerrüdftänden ber Fall ift, müffen 
biefes Pfandrecht natürlich auch im Falle bes Concurfes behalten. 

b) Es mußte aber auch ein ganz verändertes Verfahren zu 
Befriedigung der Pfandgläubiger eingefchlagen werben. Wenn es gleik 
unvermeiblich erfchien, daß jeder Pfandgläubiger feine Borberung bei 
der Commuumaſſa annelde und liquidire, einerfeits, weil nur dadurch 
ausgemittelt werben fann, welches Vermögen nach Befriedigung aller 
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Pfandgläukiger für die Communmaſſa zur Vertheilung unter Die perjön- 
lichen Gläubiger nach ihrer Einreihung in die gefeglichen Klaffen übrig 
bleibt, und weil ar:dererjeitd auch jedem einzelnen Pfandgläubiger jelbft 
daran gelegen fein müfle, aus der Communmafja befriebiget zu ıwerden, 
in wie weit ihm fein Pfand feine Bedeckung gerührt; — fo erfchien 
ed doch durchaus unpaflend, auch die Pfandgläubiger in die allgemeine 
Klaflification einzubeziehen und ihre Befriedigung bid zur Vertheilung 
ber ganzen Concursmaſſa aufzufchieben. Man glaubte daher, den Grund» 
jag aufftellen zu jollen, daß jeder Pfandgläubiger, fobald er feine For- 
derung liquidirt hat, ebenfo wie außer dem Concurſe fogleich Die Feil⸗ 
bietung bed Pfandgutes verlangen fönne ($. 461 des G. B.), und daß 
jogleich, nachdem dieſe bewirkt ift, eine Verhandlung zum Behufe ber 
Vertheilung des erzielten Meiftbotes unter Zuziehung des Concursmaſſa⸗ 
vertreterd und derjenigen Gläubiger, welche ein Pfandredt auf das 
nemliche Gut angemeldet haben, eingeleitet werben follte, wie es in 
mehreren Kronländern, namentlih im lomb.svenet. Königreiche und in 
Tirol in Folge befonderer Vorjchriften nach der Veräußerung eines im 
Erecutionswege veräußerten Gutes ohnehin ſchon geichähe. Wie ſehr 
durch ein folched Verfahren nicht nur die Befriedigung der Pfandgläus 
biger befördert, fondern auch die ganze Concurdverhandlung vereinfacht 
und erleichtert würde, fällt von ſelbſt. Da die Hypothefarforderungen 
regelmäßig liquid, oder wenn wirflich über dieſelben Streitigkeiten ent- 
ftehen, Dieje einfacherer Natur find, jo fann man rüdfichtlich der Hypo» 
thefen fchnell zu Ende fonımen. Ergeben fich zwiſchen den Pfandgläu- 
bigern ſelbſt Etreitigfeiten über bie Priorität; jo können fie dieſelben 
jogleich unter einander austragen und die Concuröverhandlung hat da—⸗ 
mit weiter nichts zu fchaffen. Der Maflavertreter, ber dabei eigentlich 
nur die Gefammtheit der Commungläubiger vertritt, wird fich bei bem 
Meiftbote nur un die Zuftändigfeit des Pfandrechtes für jede liquidirte 
Forderung und auch um dieſe nur in jo weit fümmern, ald der Meifts 
gebot zureicht und als durch das Wegfallen einer Poſt umd ihres Pfand⸗ 
rechtes fich noch ein freier Ueberfchuß an dem Kaufichillinge ergibt, der 
nicht ohnehin wieder durch fpätere Pfandgläubiger erihöpft wird, ſon⸗ 
bern der Communmaſſa zu Guten fommt. Sollten fi aber wirklich 
ſolche Streitigfeiten ergeben, fo müffen fie zwar in das rechtliche Geleife 
geleitet werden; es genügt jedoch, wenn bloß ber ftreitige Betrag bei 
Gericht erliegen bleibt und es hemmt daher ein ſolcher Proceß bie 
Llaffificattion und Vertheilung ber Cummunmaſſa durchaus nicht; im 
Gegentheile fie kann defienungeachtet vor ſich gehen und ihr Ausgang 
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och etwas für die Gemeingläubiger zur Verteilung er- 
fr nicht. Die DVertheilung des Exlöfes für Die Hypo 
auf diefe Art unabhängig von der Klaffification der 
ubiger und der Repartition der Communmaffa und um- 
wenn ed die Umftände mit fich bringen, vor ber erfteren 


pritehend angedeutete Trennung der Pfandgläubiger von 
der Communmaſſa mußte aber dann nothwendiger Weife 
ſtimmungen rüdfichtlih der Verwaltung der Pfand- 
e haben, als jene der beftehenden E. O. Nicht nur 
nöthig, den Ertrag und Erlös eines jeden Pfandgutes 
xt zu halten, um die Vertheilung unter die Pfandgläu- 
nehmen zu fönnen, fondern auch auf die Verwaltung 
e ben darauf eingetragenen Pfandgläubigern ein vors 
uß eingeräumt werden. Denn es kann mi gebilliget 
han der Gejammtheit der perjönlichen Gläubiger in Ber 
einzelnen Güter, auf welde fie Fein Pfandrecht Haben, 


h fie bei der gewöhnlichen Ueberjchuldung der Gridatare 
gar feine Befriedigung zu erwarten haben, dennoch ein 
timmrecht gegenüber den Pfandgläubigern einräumen 
iv die Verwaltung diefes Gutes ein vorzugsweifes In 
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Wir glaubten Hier die gewiß auf triftigen Gründen beruhenden 
Berbefierungsvorfchläge etwas genauer hervorheben zu müflen; Denn 
obgleich ber hiernach bearbeitete Entwurf bei dem befannten Schidfale 
bes Reichstags vom 3. 1848/9 auf demſelben nicht zur Verhandlung 
gelangte und auch fonft Feine Geſetzeskraft erlangte; fo gingen die darin 
niebergelegten Anfichten doch nicht verloren, im Gegentheile der Entwurf 
wurde in Folge ber durch die a. 5. Entichlg. vom 29. November 1852 
und 29. Mat 1853 dem Juftizminifterium ertheilten Ermächtigung mit 
Motificationen für Ungarn, Kroatien, Slavonien, bie ſerb. Woiwod— 
ſchaft mit dem Temeſer Banate und für das Großfürftentfum Sieben: 
bürgen im Verordnungswege proviforiih unter ben Titel: Provi⸗ 
ſoriſche Boncursorbnung für Ungarn, Kroatien, Slavonien, Die ferb. 
Woiwodſchaft mit dem Temeſer Banate und das Gropfürftenthbum Sie- 
benbürgen 40) eingeführt. Diefe ung. fieb. C. D. trat am 1. September 
1853 in Wirkfamfeit und ed wurben baburh in Beziehung auf 
diejenigen Eoncurfe, welche jeit Dem genannten Tage eröffnet wurden, 
bie früheren — Gegenftände dieſer C. O. betreffenden — Vorſchriften 
ausbrüdlich anfgehoben. Daß fie mit der in biefen Ländern früher 
eingeführten C.⸗P.⸗O. in nähere Berbindung gejept wurde, verfteht fich 
von feldft, und für die Steigerung der officiellen Thätigfeit bes Richters 
war das in ber Pr. DO. durchgeführte Princip befonders günftig. 

Während man fo auf ber einen Seite fortwährend beforgt war, 
die Durchführung ber Concursverhandlung beftmöglidh zu ordnen; 
fonnte man fich doch nie verhehlen, daß ber Concurs, obgleich das 
zweckmäßigſte Mittel zur verhältnigmäßigen Befriedigung ber Gläubi« 
ger eines infolvent gewordenen Schuldners, auch fehr viele Nachtheile 
im Gefolge habe, fo daß man andererfeitd immer zugleich auf Mittel zur 


+0) Vergl. Mifterialordg. vom 18 Zuli 1853, Nr. 132 des R. ©. Bi. Auch bes 
jonberd ‚abgedrudt in der k. k. Hof⸗ und Staatödruderei — 207 58. auf 
©. in 8. Die Anreihung der Materien ift elgende: 1. Hptſtck. Zweck 
des Concurſes, Gerichtsſtand und Umfang der Concursmaſſa, Behandlung 
der Ausländer, Behandlung der Gläubiger 4. g. pactum praejudiciale), 
2. Rangordnung der auf die Concursmafſa geitelten niprüche, 3. Gröffnung 
des Goncurfes, 4. Liquidirungdverfaßten, 5. Venvaltung und Veräußerung 
der Soncursmafla, 6. Befriedigung der Gläubiger, 7. Güterabtretung, 
8. Soncurs der Handelsleute, Yabrifanten, und dentelben gleichgeitellten Er⸗ 
werbögefellichaften und Actienvereine und 9. ftrafrechtlihe Folgen des 
Concurſes. — Ob etwas, und was geichehen fei, um die ſe Concursordnung 
in der Eigenfchaft einer allgemeinen in allen Theilen des Reiches ein— 
zuführen, ift uns nicht befannt geworben. Daß es an joldden Wünfchen 
nicht fehlte, tft gewiß. 


Haimerls Vierteljahretſchrift f. Rechtiw. X. 2. ° 13 
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möglichiten Abivendung und Befeitigung desſelben dachte, jei es zunädl 
aus Nücficht für den Gridatar, oder aus Rückſicht für Die Crebitoren, 
ober im Interefe beider; fei es, daß dadurch die Gonenröverhanblungen 
ganz befeitiget, oder nur beftimmte Folgen berfelben abgewendet werden 
ſollten. Auch unfere älteren, Gefege, namentlich die Fallitenorbnungen, 
bewelſen dieß und darauf Bezug nehmende Vorfchriften übergingen 
theilweiſe auch in die fpätern Geſetze. Es gehören. hieher; 

a) Die Beftimmungen über die Güterabtretung; fie wurde, 
nach dem Beifptele früherer Gefege im 33, Gap. der allg. G. D. ale 
eine Rechtswohlthat anfgefaßt, vermöge welcher ſich der Schuldner, 
welcher duch Unglüdsfälle in die Zahlungsunvermögenheit gerieth, 
buch Abtretung feines Vermögens an feine Gläubiger, gewiſſen Ber 
günftigungen theilhaftig machen Fonnte, die man jelbft Die Rechtswohl- 
thaten der Güterabtretung (bemeficia cessionis bonorum) mennt. Sie 
iſt auch noch in den $$. 178—185 der ungar. fiebenb. C. O. beibe⸗ 
halten. 

b) Moratorien (Stilftände), d. h. folche einzelnen Schuldnern 
(bald vom Gerichte, bald vom Regenten ſelbſt) ertheilte Begünftigungen, 
vermoͤge welcher gegen Ihn durch eine beftimmte Zeit (Häufig durch 5 Jahre 
— quinquenale) feine gerichtliche Hilfe geleiftet, namentlich feine Exec 
tion zu Gunſten der Gläubiger geftattet — baher auch fein Concurs 
eingeleitet wurde. Don jeher unbeliebt 4?) wurden biefe Moratorien im 
8. 353 ber allg. ©. O. abgeſchafft und im ben fpäteren Geſehen nicht 
weiter erwähnt. 

©) Vergleiche oder Ausgleiche der Gläubiger mit ihren 
Schuldnern, die felbft wieder in verfchtedener Richtung vorfommen und 
entweber nur bie Geftattung von Zahlungsfriften oder Nachläſſe an ben 
Forderungen ober beides zugleich bezwecken follten, — bie fog. Behand 
fung der Gläubiger (pactum praejudiciale). Daß fi die Gläubiger 
mit ihren Schuldnern auch in den angegebenen Beziehungen beliebig 
einverftehen Fönnen, iſt natürlich nicht zweifelhaft; allein ein folder 
Vergleich wirft nur für die, welche ſich verglichen haben. Thum dieß 
wicht alle Gläubiger, fo würde ber Schuldner feinen Zweck nicht er 
zeichen. Man fuchte daher auch in biefer Beziehung ben reblichen 
Schuldner möglihft zu begünftigen, indem man, wenn nur bie Mehr 
zahl der Gläubiger ihre Zuftimmung zu dem angetrageuen Vergleiche 


©) Die Duinquenellen gehören in die Höllen. 
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gab, die minderen fchuldig erklärte, fich der Mehrzahl anzuſchließen. In 
dieſer Weiſe faßten unfere Yalliterordnungen das pactum praejudiciale 
dahin auf, Daß es ald eine Rechtswohlthat anzufehen fei, in Yolge welcher 
indgemein der mindere Theil dem größeren Theile der Ereditoren ſich 
fügen müßte, wenn es fich Darum handelt: a) dem Schuldner Zahlungss 
friften zu bewilligen, ober b) einen Theil der Schuld nachzujehen, oder 
c) ihm doch vom Arrefte frei zu laſſen 9. Diefe Einrichtung ging auch 
in die Altern (allg., weftg., ital.) ©. O., jedoch nur in einer befchränfs 
teren Weiſe über, nämlich nur unter der Vorausfepung, daß ein Drits 
ter die Befriedigung der Gläubiger des infolventen Schuldners über- 
nahm. Es follen aber darnach die Gläubiger nur dann jhuldig fein, als 
die Minorität verurtheilt werden zu fönnen, einen Theil ihrer Forderungen 
nachzulaſſen, wenn bie durch den Dritten angebotene Befriedigung ihnen 
vortheilhafter ift, ald jene, welche fie aus dem Vermögen des 
Schuldner bei der Durchführung bed Concurfed erwarten Fönnten. 
Diele unter gerichtlicher Intervention zu bewerfftelligende Ausgleichung 
(Zwangsvergleich) bed Schuldners mit feinen Bläubigern ſcheint indeſſen 
nie fehr beliebt geweien zu jein; vom Standpunfte bed Rechtes allein 
läßt ſich auch eine ſolche Ausgleichung nicht wohl rechtfertigen und man 
fand Daher bei Abfaffung des Entwurfes zu einer allg. C. O. im 3. 1848 
für gut, dad pactum praejudiciale nicht mehr aufzunehmen (Motive, 
S. 154). In Uebereinftimmung damit erflärte bie prov. C. O. für 
Ungarn und Siebenbürgen im $. 8: Eine Behandlung der Gläubiger 
(pactum praejudiciale, Beeinträchtigungsvertrag), wodurch fie gegen 
ihren Willen genöthiget würden, einen Theil ihrer Yorderung nachzus 
laffen, findet nicht Statt. Damit war natürlich der Weg für außer- 
gerihtlide Ausgleihungen und für bie von jeher befannten 
Rangirungen infolventer Schuldner mit Umgehung her gerichtlichen 
Intervention nicht abgefchnitten, und fo wie anderwärts kamen fie aud) 
in Oefterreih vor. So erwünfcht nun aber die möglichite Befeitigung 
der Eoftfpieligen und langwierigen Concursverhandlungen auch im wohls 
verfiandenen Intereſſe felbft der Gläubiger ift; fo führten doch auch 
ſolche Privatausgleiche zu vielen Unzufömmlichkeiten und es machte fich 
das Beduͤrfniß nah einem gefeglich geregelten Ausgleichungsvers 
fahren, wie es wohl fchon in ber allg. C. DO. und den Rachträgen 
dazu befonders für Concurſe am Lande angeregt, und in ber ungar. 


+9) Bergl. auch Wechſelordnung vom 3. 1717 umb 1763. 
13 * 
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fieb. C. ©. noch mehr hervorgehoben erfcheint #9, und wie es in um 
bern Fänder vortheilhaft bekannt iſt 59, — alſo nach einem Ausglei- 
chungsverfahren, welches der Goncntseröffnung vorgehen, biefe, wo möglig 
im Intereffe des Schuldners und der Gläubiger verhindern, ober auch die 
ſchon begonnene Eoncursverhandlung wieder befeitigen ſollte. Natürlich iR 
dieß nicht wohl anders möglich, ald daß man das aupergerichtlidt 
Arrangement (Accord) in eine Art Zwangsvergleich umftalte >), 


2 Deal, 9. Ba. — Ben, Bergteih (0 

) Vergl. 3. B. das engl cordverfahren (Com 2 

Bu in Sranfreich, den Accord in d \ neuen preuß. 6. D. vi a 

mitt. 

=) In den Motiven zum Entw. der 6, D. vom I: 1848 heißt e8 ©. Ih: 
Nach der Theorie des Nechts iſt wit I einzuiehen, wie eim Gläubige 
wider feinen Willen genöthigt ı nte, an einer Sorderumg na: 
lafien, die der Schuldner umd Dat *- im ihrem vollen Befrage für 


recht und gegründet anerkennen .- — Wo ‚einzelne 
ur ihrer wehlenwickten Nechte 1 wolen, si fine —— 


Stimmen. Jedes — welches geg fen und R 

irgend einen Zwang, fidy ben mehrere, tummen zu fügen, ‚bei der Y 
lung eintreten läßt, bat zugleich das wichtige Bedenken gegen ſich dab # 
den Schultner in den Stand feht, durch erdichtete Gläubiger, zum nt 


;chreibungen und geheimes Ginverftändniß mit dritten 
Perjonen den Vergleicheverbandlungen jelbit nach Belieben den Ausichlag ze 
eben u. dal. — Motive zur preuß. C. D. bemerken gleichfalls: Gin 
Pche Sietinung der nicht 
fügung der Mitgläubiger unterzuordnen, ſich allerdings vom mn 
theoretifhen Standpuncte nicht rechtfertigen. Gleichwohl aber bat de 
praktiſche Bedürfniß diefelbe faft überall zur Geltung gebracht. Die 
Gründe dafür liegen nicht fern. Jeder Concurs it mehr oder weniger ein 
Unglüc zu nennen. gi den Gemeinſchuldner it er e8, indem er dem 
felben feines ganzen Vermögen entjeht, ihm die Disipofitionsfähigkeit ent: 
zieht und fo feine Geſchaͤfis und Erwerböthätigkeit hemmt, oft ganz ver 
michtet; für die Gläubiger iſt er ein Uebel, weil ihre Auseinanderfegun 
über die Maffe und ihre Befriedigung aus, derfelben ohne einen bedeuten 
den Zeit- und Koſtenaufwand ſich micht erreichen (übt. Es kann vaber ber 
den Theilen nur daran gelegen ein, daß der Concurszuſtand baldigit wie 

inet umd die nachihellige Wirfung desfelben aufgehoben werde; für 
die Gläubiger muß dieß zugleich deßhalb wünſchenswerth jein, weil es in 
ihrem Jnterefie liegt, daß der Gemeinjchuldner nicht völlig ruinirt, ion 
dern in den Stand gefeht werde, feine Baal nen Umftände wieder berzu- 
stellen. Auch der Staat iſt hierbei aus Nücfichten für das öffentliche Mehl 
betheiliget. Wird nun dur Vergleichövorichläge das Mittel und die Gr 
legenbeit zur Befeitigung des Concurſes dargeboten, ſo leuchtet ein, dahı die 
Annahme derfelben, jo fern fie nur der Sachlage entiprechend ericheinen, 
alljeitig zum Vortheile gereichen muß, und es erfordert, wenm durch den Be 
ichluß der Mehrheit der Gläubiger und durch die Prüfung des Gerichts die 
Annehmbarkeit der Vorfchläge verbürgt ift, die Nüdiicht auf den allgeme: 
nen Nuten gewiß eine jo überwiegende Beachtung, da nicht geftattet werten 
darf, daß derfelbe dem Widerjpruche einzelner Gläubiger, Ir oft mır auf 
Eigeninn, oder unlauteren Nebenrüdfichten beruht, zum Opfer gebradıt 
werde u. ſ. w. S. Goldammers Gommentar, ©. 333. 


—— Schuldver 
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Der erfte wirfjame Anfloß ging bei und von ber niederöfterr. 
Hanbeld: und Gewerbefammer aus, wo zwei Mitglieder den 
Antrag ftellten: die nöthigen Schritte zu thun, damit Die zur Vermei⸗ 
bung eined Concurſes ftattfindenden Ausgleichungsverfuche der Gläus 
biger von zahlungsunfähig gewordenen Schuldnern (Handeld- und Ge- 
merbsleuten verfteht ſich) geieglich geregelt werben 52). Im legis— 
lativen Wege wurde die Sache jedoch erft aus Anlaß einer befon- 
deren Crida im Mai 1859 in Angriff genommen und nun verhältniß- 
mäßig fehr jchnell, nämlich mit Min.-Vdg. vom 18. März 1859, Nr. 90 
d. R. ©. Bl., ein Vergleichsverfahren normirt. ‘Das auf diefe Weife 
präcipitirte Geſetz wies auch fofort feine Mängel und Unzufömmtlich- 
feiten auf, wurde Anlaß zu einer höchft gefährlichen Speculation, und 
darum nicht mit Unrecht der Gegenftand bitteren Tadels; es erhielt 
verfchiedene Nachträge, ja ed wurde fofort die völlige Revifton nicht 
nur wieder von der genannten Handels⸗ und Gewerbsfammer 53), dann 
ber Wiener Advofatenfammer 54) befürwortet, fondern auch im Juſtiz⸗ 
minifterium eine eigene Commiſſion zur Berathung zufammenberufen, 
und dem Reichsrathe ein neuer Entwurf vorgelegt, wegen verfchiebenen 
Differenzen in der Generals und Specialdebatte 55) jeboch wieder zurüd: 
genommen, um in ber nächften Seflion eine vollftändige Con— 
enrsordnung vorzulegen, bei welcher auch die gütliche Ausglei— 
Hung zwilchen dem Schuldner und Gläubigern ihre Berüdfichtigung 
finden würde. So ftehen wir alfo auch bier auf dem Punkte, wo man 
anseinandergeriffiene Materien wieder mit einander zu verbinden und 
in Uebereinftimmung zu bringen jucht. 

Diefer neuefte Entwurf einer Concursordnung, wie er vor: 
läufig nach den erften Anträgen bed Referenten (Benoni) gedrudt 


s2) S. den am 5. Mai 1858 in einer cm genehmigten Commiſſions⸗ 


t. 

2) — lenarbeſchluß vom 30. Nov. 1 

5%) Bericht derſelben vom 8. Juni 850 m das ZJuſtizminifterinm, worin die 
Mängel des Vergleichsverfahrens beleuchtet wurden. 

5) Befondern Ynftand nahm man gleidy Anfangs an dem $. 27 des cit. Ge: 
f da Schuldner turd den abgeichlciienen ergleich von jeder 
weiteren Verbinblichfeit auch in Anfehung jener Gläubiger befreit werde, 
welche tie Anmeldung ihrer Forderung bei der ngzbandlung 
a Ne dus im (vgl. Bierteljahresichrift vom 3. 1859, IV. ®b,, 
©. 50-5 Auch im „oaufe der Abgeordneten entitand dießfalls ($. 35) 
eine —5— chten und wurde das Minoritätsvotum ange— 
nommen. a der 42. Sitzung vom 22, Auguft 1861. 
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einer commifliemeilen Berathung unter dem Verfige des Oberlaniesge 
richts-Präfidenten Refti-Ferari zum Grande gelegt wird, uni 
ſcheitet ſich fon ängerlih von der frühern durch feinem Umfang 
361 $$.)5% und durch feine Ichrbuhmäßige Amorbnung ir 
Materien. Der Entwurf zerfällt im zwei Theile, ber erfte Theil ie 
handelt das Concursrecht, ber zweite den Goncnröpreceh") 
Im erften Buche werden und zwar im I. Hauptftüde: vom den Bir 
kungen ber Goncurseröffmung im 1. Abfchnitt allgemeime Bejtimmm: 
gen und im 2. Abi. befondere Beftimmungen a) in: Unfehung da 
Verfügungsredte des Gemeinfchnldnerd; db) in Anjehung Der Proerf 
führung; e) in Anfehung der Piandredite, der Sicherftellungamittel mb 
der Erecution; d) in Anfehung betagter, bedingter oder mwicherlchern 
der Anfpüce und des Nechte® anf Zinfen; ei in Anfehung ber An 
fprüche von Mitjhuldnern und Bürgen bed Gemeinichuldners und ber 
Eolidarhaftung mehrerer Gemeinfhuldner; f) in Anfehung ber Com 
penfation; g) in Anfehung ber Erfülltng vor ber Goncurseröffnung 
eingegangener Rechtogeſchaͤfte und h) in Anfehung der Winfechtung 
früherer Rechtshandlungen des Gemeinfchuldners in Vorſchlag gebradt. 
Im U. Hauptftüde: Bon den Anfprücen im Concurſe wird im 
1. Abfchnitte von der Rangordnung ber Anfprühe; im 2. Abſch. von 
der Behandlung ber Anfprüche mit Rüdficht auf die perfönlichen Eigen- 
ſchaften der Gläubiger gehandelt und in dem IH. Hauptilüde vom den 
rechtlichen Werhältniflen bed Gemeinſchuldners nah Beendigung bes 
Eoncurfes. Das zweite Bach wird in zwei Hauptftüde  getheilt. 
Das erfte, vom ordentlichen Concuröprocefie, enthält, im 1. Abſchnit 
bie Vorfchriften über bie Gerichtsbarfeit im Concurſe, ber 2. Abfchnitt 
über die Fälle ber oncurderöffnung, ber 3. Abſchnitt unter fichen 
Rubrifen die Verfügungen bei ber Gröffnung bed Concurſes; der 
4. Abſchnitt unter drei Rubrifen die Regeln für das Verfahren bei der 
Anmeldung ber Anfprüche und bei der Befftellung der Richtigfeit und 
der Rangordnung berfelben; ber 5. Abſchnitt unter vier Rubrifen bie 
Vorſchriften für die ordentliche Verwaltung der Maſſe und Realifirung 
derfelben; ber 6. Abfchnitt den Verſuch der Beendigung des Eoncurfes 
durch Vergleich und der 7. Abſchnitt die Berichtigung der Anfprüce 


°*) Die Zofephinifhe Conc. D. zählte num 45 Paragrapbe, bie weftgal. G. D. 
widmete dem en 91 ale die ungar. fieb. C. O. bu Ga 
raphe. Creseit eundo! 
”) Serge oben ©. 171 und Note 41. 





Haimerl: üb. d. Iegislative Thätigkeit. 185 


unter vier zum “Theile unterabgetheilten Rubriken. Das II. Hauptftüd 
diefes Baches: von dem Faufmännifchen Concurfe, bezeichnet im 1. Abfch. 
die Perfonen, auf welche der Faufmännifche Concurs fich erftredt; ber 
2. Abſch. enthält unter fünf Rubriken befondere Beftimmungen in Betreff ber 
Einleitung und Verhandlung des kaufmänniſchen Concurfes, der 3. Abfch. 
enthält die Normen für die Beendiguug des Faufmännifchen Concurfes 
buch Zwangsvergleich Caljo dad fogenannte Vergleichsverfahren 
88. 310 - 345) unter acht Rubriken 5°) und ber vierte Abſch. fchließt 
mit den Beftimmungen über Die Folgen des Faufmännifchen Concurſes 
in Betreff der Perſon des Gemeinfchuldnerd und über die Wiederbe⸗ 
fählgung desſelben. — Wir können das in biefem Entwurfe Niederges 
legte nur als das vom Ref. mit vieler Umficht vorbereitete Material 
für die fommifiionelle Berathung anfehen, das vorausfichtlich in Form 
und Inhalt bedeutend geändert werben bürfte, und müflen uns deßhalb 
bes Urtheild darüber enthalten. Selbft die Vergleihung mit andern 
neueren Ericheinungen, mit der preuß. C. O. vom 8. Mat 1855 in 341 88., 
dann mit dem V. Buche des bair. Entwurfes (88. 1010—1157) vom 
Bantverfahren fol, ungeachtet der verfchtedenen Anflänge, vorläufig 
noch vermieden und nur Dad noch kurz bemerkt werben, daß an ben in 
ben Motiven zum frühern Entwurfe ausgefprochenen Anftchten wegen 
Scheidung der Mafla-, Real: und eigentlichen Concurdgläubiger, dann 
wegen Befeitigung ber allgemeinen Glaflificationen und Repartition nicht 
nur feftgehalten, fondern daß biefelbe noch pragnanter durchgeführt, 
außerdem aber noch weitere Mobificatiouen in dem bisherigen Con⸗ 
euröverfahren beantragt werden. Nach dem Entwurfe würde zur Leis 
tung des Concursverfahrens von Seite des Boncursgerichted (Gerichts: 
hof erfter Inftanz in der Regel) ein Rath und anderer zum Richter: 
amte geprüfter Gerichtsbeamter (unter gewiſſer Vorausſetzung ein Be⸗ 
zirförichter) als gerichtlicher Concurscommiſſär wie nach ben älte, 
en Gefegen (S. 169 oben) beftellt werden 59), von dem bisherigen Maffe: 


sr) Ter 8. 342 lautet: Durch den gerichtlich beftätigten Ausgleich wird ber Ge⸗ 
meinfchuldner von der Verbindlichkeit befreit, jeinen Gläubigern, gleichviel 
ob diefelben ihre Forderungen angemeldet und ch fie dem Ausgleiche beige- 
ftimmt haben oder nid;t, den Ausfall, welchen fie erleiden, nachträglich - - zu 


erfeben u. |. w. 

9) Del 454 d. cod. decomm. Dieß ift auch nach der preuß. C. D. oder nach 
dem bair. Entwurf der Fall. Die Motive zum Erften (Goldammer's 
Sommentar, ©. 311) jraen deßhalb: Die collegialifche earkeitung der 
Soncurtiadhen iſt er rungsmäßig hemmend und ohne materiellen Tuben 
eine commifjarifhe Bearbeitung ıft ſchon längft gewünjcht geweien. So 


16 Saimerl: ib 2. Iegilleiine Ti 

Vertreter ieird völlig Umgang grasmzmen- eg ee 
eribeint als Bertreier ber Blänbigeribeft uub als 13 
im ten Gomcurs gehörigen Vermögens ($. 95); ibmz liegt ob, den 
Aktie- und Pafikand der Mafia je ermitteln, für bie Einbringung 
und Siherficllung Des erierm, jomwie für bie Mefiitellung be# Ieptern, 
inbtejondere durh Prüfung ber angemeldeten Anjprühe zw fergen web 
ſewohl tie Aftiv- als Pafltoprecefie, weiße bie Mafia, ober beienben 
Theile derſelben betreffen, zu führen. Bei bemangeorbacten Piguibirung: 
termine muß baber der Maffavermälter | jünlih ericheinem, me mög, 
lich aber auch ber Gritatar beigegegen torırem ($- 155) Der Maler 
verwalter bat ſich bei jeder Peſt zu erflären, ob und amd melden 
Gründen er bie Richtigfeit und das Vorrecht der Forderung amerfenur. 
Ieber im Termine ammefende Gläubiger, d fien Ferberung geprüft unh 
als richtig nicht beftritten, ober pmar noch n Gi geprüft if, aber im dem 


über die den erwarteten user Bringen; je mu dem Gommiflär 
eine möglifı Tibiftiunige Stellung gegeben abe: er mu& die biähen- 
‚em Aunctionen dee Decernenten und des Deputit fid) vereinigen und 
überhaupt ausjchließlich das Organ fein, — ir die gerichtliche Ein 
wirkung auf ben Goncums ausgeübt wirt. für & m 
beiten, welche von beionderer Wichtigkeit find, ericheint e& notimennig, die 
Mitwirkung des Kollegiums eintreten zu laffen. Außerdem verfteht c# fidh 
von jelbft, Daher Gommitjär der gewöhnlichen Aufficht det Gerichtsnerftan- 
tes unterworfen bleibt, jo wie daß die Sntereifenten, welche fidh dur Ber- 
füqungen des Gemmifjärs beidwert füblen, bei dem Kollegium Remerur 
nachfucen können. Auf der andern Seite iſt eben auch eine Meberlajtung 
tes Gommitfärs zu vermeiden und dehhalb namentlich die Vomahme ein- 
jener Dandlungen, welche wie ;. B. die Siegelimg, außerhalb der eigent- 
lichen richterlicben liegen und mehr mechaniſcher Natur find, durch andere 
geeignete Beamte zu geitatten. Ob übrigens der Gommifjär für jeden ein- 
zelnen Goncurs beionders zu ernennen, oder ob die Bearbeitung der Gon- 
cursfachen einen oder mehreren Gerichtämitgliedern ein- für allemal zu über- 
tragen ift, beitimmt ſich nach dem beitebenden Geichäftsregulativ. Darauf 
wird indeh jevenfalls zu feben fein, daß der Gommillär ein erfahrener 
Wractifer ift, ind daß in den einzelnen Sachen ein Wechiel in der Verfon des 
Gommiftärs ohne dringende Veranlaffung nicht eintritt, damit die Leitung der 
Sacht möglichjt in derjelben Hand bleibt. Und die Commiffien der zweiten Bame 
mer äußerte fich darüber beifällig: „Der Entwurf legt befonders Gewicht auf die 
Bearbeitung bes Gonchrjesdurch einen Gonmtiflarıus und die Commiffion ift 
mit dem Gedanken, der der betreffenden Anordnung zuın Grunde liegt, auch 
einverjtanden. Der Commiffarius, wie feine Thätigteit im Entwurf ange- 
orbnet ift, kann fhneller mit dem Verwalter der Mate und den Gläubigern 
in Berührung kommen als das Gericht; ein lebendigerer Verkehr zwitchen 
{hm und jenen iſt nicht nur möglich, fondern ganz gewiß zu erwarten, da ein 
ſolcher mit einem Kollegium immer nur dur ein vom diefem_beftelltes Dr- 
gun gerad werben fann u. j. 1m.” Bergl, noch Rode preuß- rd. 
Berlin 1855), ©. 104 fi. in den Noten. 
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vom Cridatar abgegebenen Schuldenverzeichnifle erfcheint, ſoll befug 
fein, die Richtigfeit und das Worrecht der übrigen Forderungen zu bes 
ftreiten ($. 162), und Gläubiger, deren Yorderungen im Liquidirungs- 
termine in Anfehung der Richtigkeit oder der Rangorbnung ftreitig ge⸗ 
blieben find, haben biefelben, infofern ſie fih überhaupt zur Austra- 
gung im Rechtswege eignen, in befonderen Procefien gegen biejenigen 
Perfonen (als Streitgenofien) geltend zu machen, welche fie beftritten 
haben ($. 172). — Der Concursproceß fcheint ung in dieſen und anderen 
Anträgen wohl als ein bellum omnium contra omnes (harafterifirt 
zu fein; allein ob er an Einfachheit und Schnelligfeit gewin- 
nen wird, das möchten wir vor ber Hand bezweifeln. IR man früher 
in der Zufammenziehung ober ber Auffaflung ber gefammten Verhand⸗ 
lungen ald ein Ganzes vielleicht zu weit gegangen, ſo droht jept 
wie ed fcheint das Entgegengefegte (vgl. auch Koch a. a O., 
©. 104 ff.). Eben fo ſcheint nach bem Hinwegfallen jenes Dualis- 
mus, ber durch die Trennung bed Bontrabictor vom Bermögendverwalter 
bergeftelt war, das rechtliche Intereſſe bes Eridatars, ber 
doch EigentHümer und Haftender bleibt, nicht hinreichend vertreten, es 
wäre denn, daß man ben beftellten Maſſaverwalter als feinen Vertreter 
charakterifirte. Vergl. auch Schütze a. a. O., Seite 330 Note, und 
Seite 344 unb 345. 


IV. Verfahren in nicht fireitigen Nechtöfachen überhaupt und in 
Tabularfachen insbeſondere. 


Die Eivilrechtöpflege äußert fich in ihrer Thätigfeit zum Behufe 
der Sicherung ber bürgerlichen, Eivils oder Privatrechte der Einzelnen 
in zwei verfchiedenen Richtungen, je nachdem fie nämlich auf 
bie Entfcheidung und Durchſetzung ftreitiger oder nur auf Sicherung 
und Anerfennung nicht ftreitiger Rechte fich bezieht. Man theilte 
baher das civilrechtliche Berfahren im Gegenfabe vom ftrafredhts 
lichen von jeher ein: in bad Verfahren in Streitfachen (in rebus con- 
tentiosis), bad man auh Proceß (bürg. ober Eivilproceß) nennt und 
in das Berfahren in nicht fereitigen Recht sſachen (in non 
contentiosis), wofür man fi wohl auch ber Bezeichnung: Ausübung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (jurisd. voluntaria ober bei 
und des adeligen Richteramtes (officium nobile judicis) be- 
dient. 

Da es ſchon im Begriffe des Richteramtes liegt, daß vor 
bemfelben über flreitige ober zweifelhafte Rechte geurtheilt und entſchie⸗ 
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den werde, jo ift Das zu dem Ende Play greifende Werfahren ein 
bie dem gerichtlichen Spruche voranzugehende Verhandlung felbii wu 
fentlih eine gerichtliche. Dagegen if bie Eicherung nit freh 
tiger Rechte auch ohne gerichtliches Einfhreiten und Zuthun gebe, 
bar; der zu dem Ende eimzufchlagende Borgaug, ober das biesfällige 
Verfahren muß daher nicht nethwendig unter ber ı Intersextiee 
bes Gerichtes gefhehen und jedenfalls ein gerichtlihes Verfahren kin 
Man hat vielmehr und zwar nicht ohne Berechtigung bem gejammirs 
Inbegriff der anf diefen Zwed abzielenden, möglichen Acte und bie 
rüdfichtlih des Verhaltens oder Vorganges gebildeten Regeln im A 
gemeinen die Gautelarjurisprudenz genannt, und dahin ein ge 
richtliches und ein außergerichtliches — bie Sicherung nidt 
ftreitiger Rechte beswedtendeds — Verfahren fubfumirt. Im beiden Bu 
ziehungen mußten ſich beider großen Mannigfaltigteit ber rechtlichen 
Verhältniffe, die dabei in Frage kommen können, auch bie zur ‚Side 
rung der betreffenden Rechte dienlihen Mittel und Handlungen fehr 
verſchieden geftalten, ſo daß bie Cautelarjurisprudenz im Ganze 
und nad) den beiden eben zuvor bemerften Abtheilungen im gerichtlide 
und außergerichtliche Acte, ein weites Gebiet beherricht; fie mus 
ſich namentlich auch mit ben wenn auch entfernteren Vorfichten (Eau 
telen) befaflen, unter denen überhaupt Rechtögefchäfte im weitern Sime 
bes Wortes und alle für dad Recht bedeutfamen Handlumgen vorzus 
nehmen, 3. B. Verträge aller Art abzufchließen, Ieptwillige Anorbnun 
gen zu treffen, Urkunden zu errichten, Sachen zu verwahren und zu 
verfihen find u. dgl. m. 

Es gitt nun befanntlich Staaten, und zwar ſolche, in beuen man 
von ber großen Vollkommenheit ber Recteinftitutionen überzeugt if, 
wo das Richteramt in feiner idealen Reinheit erfaßt wird, wo alfo ber 
Richter oder das Gericht, als ſolches, fi nur mit dem UrtHeiljprechen 
und was dazu nöthig iſt, zu befaſſen hat und wo namentlich, von am 
beren Hier abgefchen (vgl. oben ©. 163 u. ff.), die Geſchaͤfte der f.g. freis 
willigen Gerichtsbarkeit an andere Organe übertragen find, wie 
an die Gemeindeämter und Vorftände, an Notare, einen Familientath 
u. dgl. Dagegen ift man in Defterreich von ber Anfiht ausgegangen, 
daß es gerabe ber fchönfte Zweig ber richterlichen Wirffamfeit if, 
auch noch nicht freitig gewordene Rechte zu ihügen und zu erhalten 
und bie Hanblungen der Bürger zwedmäßig zu leiten und eben dadurch 
dem Ausbruche von Streitigkeiten vorzubeugen, welche immer ein wid 
tiges moraliſches Uebel in der Geſellſchaft bleiben (f. Pratobeveras 
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Materialien, I. Bb., S. 206), alfo eine Art Rechtspolizet zu üben 
und hat demgemäß wenigftend verherrfchend auch folche Angelegenheiten 
als civilgerichtliche aufgefaßt, daher die Gerichte damit beauftragt; — 
wir fagen vorherrſchend wenigſtens; denn ganz burchgreifend war 
es wohl nie ber Fall und man darf fi) nur daran erinnern, wie waͤh⸗ 
rend bed Beftandes der Patrimonialgerichtöbarkeit nicht das eigentliche 
Juſtiz⸗ fondern das Wirthſchaftsamt fih mit den wichtigſten 
Gefchäften bes f. g. abeligen Richteramtes zu befaffen Hatte, mit ber 
Srundbuchsführung, Verlaffenichaftsabhandlung, mit der Bejorgung ber 
Watjenangelegenheiten u. ſ. f. 

Die Regeln, welche man bei der Belorgung folcher Angelegen⸗ 
heiten befolgte, lehnten ſich wohl auch zum Theile an Die Quellen bes 
gemeinen Rechtes an, allein fie geftalteten jüch durch den vorzugsweiſe 
wirfjamen usus und allmälig durch provinzielle Anordnungen felbft in 
Anbetracht desſelben Gegenftandes fehr verichieden, und es möchte eine 
ſchoͤne Aufgabe der zu Ehren gebrachten Rechtsgeſchichte fein, ben 
eigentlichen Verlauf In ben einzelnen öfterr. Landestheilen aufzuzeigen ; 
leider aber fchließt man regelmäßig da, wo unfer befonbered Intereſſe 
bafür erft beginnt. Die erften etwas allgemeineren gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen erfcheinen in ber allg. Gerichtsinftruction vom 9. September 
1788, II. Abtheilung, fofort in der weftgal. Gerichtsinftruction vom 
27. Rovember 1801 mit ber Inftruction für die Judicialgrenzfämmerer, 
in den Infteuctionen für die Präturen im lomb. venet. Königreiche und 
Dalmatien, für die Landgerichte in Tirol und Vorarlberg, für die Ber 
zirfögerichte im Küftenlande und für die gerichtlich Beftellten ober Ges 
richtögehilfen daſelbſt — namentlich ſeit der Wirkſamkeit des a. b. ©. 
B. in Verbindung mit demjelben und mit ben zeitweilig nachgefolgten 
Novellen dazu. Allein diefe Beitimmungen bezogen fih nur auf ein 
zelne Gegenftände, namentlih bie Berlafienichaftabhandfung und bie 
Beforgung ver Bormundichaftd- und Gnrateldangelegenheiten. Duges 
gen war jenes hieher gehörige Werk fehr umfangsreich, welches nach 
ber Anficht der Gelepgebungshofcommiffion ben II. refp. II. Theil ber 
revidirten G. O. bilden und bie Vorfchriften über bie Verwaltung der 
freiwilligen Gerichtöbarfeit im Zufammenhange enthalten follte (f. oben 
©.7u.24). Rad der fchon erwähnten Mittheilung (Text uud Motive) 
enthielt da8 1. Kap. die allgemeinen Anordnungen für biefen Theil 
bes civilgerichtlichen Verfahrens; das 2. Rap. bie Borfchriften für bie 
Abhandlung der Verlaffenichaften, — das 3. für die Vormundſchafts⸗ 
und Euratelögefchäfte, — das A. für bie gerichtliche Obforge über Fi⸗ 
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und bas Grunbbuchämweien marde gleichfalls abgeientert in Azgıif z 
memmen. Eine wicht unwichtige Gompletirung erhielt aber birjer Zus 
ber Rechtöpfiege dard die Einführung dee Notariats zmb indem 
man den Notaren einen Theil der Geihäftäbelorgung bei ben mi 
Rreitigen Redtsangelegenheiten im der Eigenihaft ale geridtlige 
Gommiflär überließ, hat man zugleidh den Gerichten einen Theil über 
Lak abgenommen und für die mögliche Beihleunigung ber Dieffällige 
Arte geiorgt, obme übrigens den Grund zu anderen Siagen zu Sehen 

Daf nun and im dieſem Gebiete Orduung gemadit md auigr 
räumt werben müfle, wenn bie angefirebte Reform ber Redhtäpftgt 
eise vellkändige and zeitgemäße fein fol, iR wohl migt in Akte a 
Wellen; e& Ru aber auch bie Schwierigfeiten wicht zu rerfenmen, weide 
bier im größeren Maße enigegentreien, ald im Beriahren für Semi 
faden Ginmal hat hier tie Wifſenſchaft wicht fo vergearbeitet, wei 
wenigiiend bie Hauptfragen zu einem gewiſſen Abichlufte gebrait. 
wie im Procefle, werben doch mande Ginribtungen (mie 3 B be 
Nothwendigkeit einer Berlafienihaftdabbandlung: gamı im Frage geücı 
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bie bis num unter bie wichtigften zählten, und auch fürberhin in Schug 
genommen werden 1). Dann hängen gerade die hier in Betrachtung zu 
ziehenden Beftimmungen auf das innigfle zufammen mit ben verſchie⸗ 
denen organifhen Einridhtungen, z. B. ber Gemeindeverfaflung 
mit dem Rotariar, und es ift bereits oben (5. 43) hervorgehoben wor: 
den, daß man bamit beginnen ſollte. Daß wir bie möglichfte Befrei⸗ 
ung ber Gerichte von den Geſchäften dieſes Theile der 
Rechtspflege, womit fie bisher beauftragt waren, befürworten müß⸗ 
ten, fordert fchon bie Conſequenz unferer früher vertheidigten Anficht 
über die Stellung des Richter (S. 36). 

In der X. Sigung bes verftärften Reichsrathes am 14. September 
1860 gab ber Zuftizminifter Radasdy die Erflärung ab, dag ihm Se. 
Majeftät in Bezug auf die Verlaſſenſchafts⸗ und Eurateldangelegenheiten, 
welche Lefonders viele Anftände und Verzögerungen erlitten Haben, ermaͤch⸗ 
tiget haben, im Einvernehmen mit den beteiligten Minijtern, bie geeigneten 
Anträge unter Anfchluß eines Geſegentwurfes zu ftellen, auf welche zweds 
mäßige, mit Koftenerleichterung für Die Parteien verbundene Weiſe, ohne 
Peeinträchtigung des Staatsſchutzes die Bejorgung ber bisher den Gerichten 
übertragenen Berlafienichafts- und Gurateldangelegenheiten, in fo weit 
es fich nicht um NRechtsenticheidungen handelt, mit Aufrechthaltung der 
Rechtögrundfäge des a. b. G. B. anderen Organen zugewieien 
werden Fanı, wobei in feiner Weile das Wohl der Pflegebefohlenen 
geichmälert werben fol. Er bemerfte dazu, daß er bereit3 mit den 
betreffenden Miniftern die Berhandiung angebahnt habe und hoffe, dem⸗ 
nächft in bie Lage zu fommen, bießfalls den Antrag zu ftellen (vgl. bie 
cit. Protocolle I. Bd., S. 336). — Dieß berechtiget und wohl zu ber 
Hoffnung, daß unter Einem und im Zufammenhange auch diefer Gegen- 
ftand feiner definitiven Regulierung näher gebracht werde. — Wie weit 
die Sache gediehen, ift noch nicht befannt geworben. 

Schließlich Toll nur noch ein flüchtiger Bid: auf das Tabular⸗ 
weſen (die Einrichtung der öffentl. Bücher über unbewegliche Güter 
umd die Art und Weiſe der Yührung derfelben) geworfen werben. Es 
iſt befannt, daß man auch dieſen Gegenftand regelmäßig unter die nicht 
ftreitige Gerichtöbarfeit einreiht, obgleich eine andere Auffaſſung mög- 
ih iR, da das Amt des öffentlichen Buches nicht blos der Ausübung 





) Val. Unger: die Berlafienfchaftsabhantiung in Oeſterreich. Ein Votum 
deren —— (Bien 1862) — und Helm: die Verlafſenſchaftsab⸗ 
ndlung in Uefterreich (in der Biertelfahresfchrift, 10. Bd., Nr. VI). 
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der nichtfireitigen, fondern auch ber ftreitigen Gerichtsbarfeit dient, wie 
das Ginreihungsprotocell, oder das Erpebitz es ift fermer belammt, 
das man den Gerichten, and wenn fie bie Bücher nicht ſelbſt führten, 
doch einen wichtigen Einfluß (die Eognition in Tabularfachen) vindi⸗ 
eirte, ed iſt endlich befannt, daß usus und’ Gefege chem feit lamger 
Zeit die Führung von Büchern über unbeweglie Güter. und darazf 
Bezug nehmende Rechte anbahnte, wenn auch mitunter mehr aus fit 
caliſchen Nüdfichten, um bie Uebertragung und Erwerbung mit bes 
flimmten Abgaben oder Gebühren treffen zu können, als aus Fürſorge 
für die Berechtigten, daß das Inftitut ſich allmälig auf den bezeichner 
ten beiden Wegen weiter ausgebildet und namentlib in Betreff bei 
Princips der Rublicität und Specialität geflärt habe, Daß Apir 
‚aber bis zur Stunde feine gleichförmige Einrichtung dieſer Bücher md 
feine allgemeine Gefeggebung im Fache befigen %). Zwar fühlte man 
auch bießfalls ſchon lange das Bedürfniß hiernach und machte aus 
Verſuche; allein noch find diefelben nicht mit dem erwünfchten Erfolge 
gekrönt. So wurden nameutlich und zwar aus fpeciellen Auläſſen eine 
Landtafelordnung für Galizien, eine Grundbuhsorbuung 
für Mähren und Schleſien und eine Grundbuchsordnung fir 
Böhmen von ben damaligen Hofräthen Purtſcher, Shwarz m 
Scheppel bearbeitet und mit den barauf Bezug nehmenden Acten der 
Hofcommiffion in I. G. ©. übergeben. Ueber einen rückfichtlich der 
wegen Einführung einer Landtafel und Grundbuchsorbnung gepflogenen 
Verhandlungen von der oberften Juftigftele unterm 7. Juni 1817 erw 
Ratteten a. u. Vortrag — erfolgte unterm 4. Juli 1817 bie a. 6. 
Entſchließung dahin: die Hofcommilfion in 3. ©. ©. habe eine ber 
Rimmte und reiflih erwogene Aeußerung darüber abzugeben, ob bie 
Regulirung ber ftädtifhen und Dominical-Grandbücher in bem alten 
Provinzen, wo es hieran entweber ganz mangelt, oder wo fie eine um 
zuverlaͤſſige Einrichtung Haben, bis zur Erſcheinung eines zweiten Their 
les ber ©. O. verſchoben werben fönne und was barüber zur allge 
meinen Anorbnung, oder zur Provinzial-Regulitung nach den verſchie⸗ 
benen Eigenheiten ber Provinzen gezogen werben bürfle, damit dieſer 
wichtige Gegenftand in ein angemefienes Beleife gebracht und nicht auf 
eine unabfehbare Zeit verſchoben werde.” — Die Hofcommiffion glaubte 
das abgeforberte Gutachten dahin abgeben zu follen, daß es allerdings 


©) ol. meine cit, Darflelung, ©. 187 u. fi, je alt . 
ER runskuhepatee are ade 7 wo ah die alten Banbtafe 
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thunlich und zweckmaͤßig fet, die Vorfchriften über Die Verfiherung ding⸗ 
licher Rechte auf unbewegliche Güter in ein einziges für alle Pros 
vinzen und für Landtafeln und Grundbücher zugleich geltendes Geſetz 
zufammenzufaflen, da die erften Grundfäge üler die Ermwerbung Ding» 
licher Rechte durch die öffentlichen Bücher fchon in dem a. b. &: B. 
enthalten und überall gleich feien, und bei ber näheren Beftimmung 
derfelben allenthalben derſelbe Zweck durch dieſelben Mittel erreicht 
werden folle. Wan fand in ben früheren für einzelne Provinzen ers 
lafjenen Landtafels und Grundbuchsordnungen feinen anderen Unter: 
ſchied, als daß bie älteren von ihnen mande dahin nicht gehörige 
Dinge enthalten, und mitunter in dad Privatrecht, Die politifche Geſetz⸗ 
gebung, oder in die Gerichts, und Concurdordnung eingreifen, Die 
neueren Dagegen fich mehr nur auf ihren Gegenftand beichränfen und 
durch die Einrüdung einzelner beftimmterer DBorjchriften, deren allges 
meiner Nugen nach und nad) durch die Erfahıung ſich bewieſen hat, 
einen höheren Grad von Bollfommenheit erlangt haben. Man bemerkte 
endlich, Daß bie befonberen Geſetze einzelner Provinzen nur Beftimmungen 
für die Fähigkeit, Güter zu befigen, die Berhältniffe der Unterthanen gegen 
ihre Gutsherrn, die Laudemien und Taren, und andere in die Grund⸗ 
buchsordnung eigentlich nicht gehörigen Dinge enthalten, daß jedoch 
über die allenfalld dody nothwendige nähere Beftimmung ber allg. Vor⸗ 
Ihriften für einzelne Länder ſowohl, al8 über die Borfichten, welche bei 
ber Einführung neuer Gelege über dieſen Gegenftand zu beobachten 
wären, bie Appellationdgerichte und Gubernien vernommen werben 
fönnten. — Diefe Aeugerung wurde dem oberften Serichtshofe mitgetheilt 
und der hierauf vom lesteren erftattete Vortrag von Sr. Majeftät mit 
a. h. Entſchließung vom 1. Jänner 1818 genehmigend zur Wiflen- 
Ihaft genommen. Man fah hiernach für entjchieden an, daß auch in 
Rückſicht der Kandtafels und Grundbuchsgeſchäfte für's Künftige ein 
einziges allgemeines Geſetz zur Richtſchnur dienen foll, 
und ber Entwurf **) dazu wurbe als fünftes Kapitel bes II. Thls. der ©. 
O. in 159 Paragraphen zu Standegebracht, gelangte jedoch in dieſer Ge⸗ 
flalt, wie fchon bemerft, nie zur Wirkſamkeit; es blieb bei der früheren 


es) Sir gs betrushtet, zerfiel diefer Entwurf in drei Abichnitte: 1. Grundſätze 
ei Verfiherung dinglicher Rede; 2 2. Sinverleibun unge. und 
Gerne —5— und —A— Iben Bon der Einrichtung 
‚Düder, ben Amtszeugnifien über die Einverleibung und Bor- 

den tafel- md Grundbuchsauszůgen. 
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Vericiebenheit. Die im 3. 1848 wieder mmergiich angeregte Reform 
lenfte die Aufmerfiamfeit auch wieder auf unjer Inſtitut, and zwir 
ſchon beöwegen, weil nad der erfolgten Aufhebung Dednexus subditelae 
der frühere Unterſchied zwifchen den unbeweglichen Gütern unpraciih 
wurde, und weil durch bie Aufhebung ber Patrimemialgerichtäbartei 
und durch die Organifirung der L f.- Gerichte eine Weberiragung der 
Bücher an die neuen Gerichte nottwendig wurde, endlich weil nunmehr 
die gleihe Rechtoverfaffung au in Ungarn und den Nebenländern ein 
geführt werden jollte. Auer einigen Entwürfen, die zwar befannt 
murben, aber nicht zur Wirfjamfeit gelangten, beihäftigte man. fit 
von da ab vorzugoweiſe mit den Borarbeiten zum Behufe ber Unle 
gung der Grund» und Intabulationsbücder in Ungarn u. f. w., dit 
eine Reihe von Borträgen, Eutſchließungen und PVerorbnumgen jur 
Folge hatten 94) umd in der Mſtrl. Brdg. vom 15. Dezember 1855, Nr. 222, 
gewifiermaßen zum Abſchluſſe gelangten, wodurch die Vorjchriften über 
die Berlautbarung ber neuen Grumdbuchsprotocolle und über Die Fort 
führung berfelben in der. Eigenſchaft der Grundbücher für Ungarn, Kroa- 
tien, Siavonien, bie ferb. Woiwodſchaft und das Temefer Banat er 
lafien wurden. Fuͤr die anderen Theile des Reiches dagegen wurden 
vorläufig mit einer faif. Vrbg. vom 16. März 1851 und einigen Rad: 
trägen dazu die geeignet erichienenen Maßregeln zur Befchleunigung 
der Randtafel- und Grundbuchsgeſchaͤfte getroffen, die freilich einen tie 
fen Einfchnitt machten in bie alte Eintihtung 65) — unb ber Ju 
Rigminifter erflärte in feinem a. u. Vortrage, daß dadurch die Möglid: 
feit vorbereitet werbe, da große Werk der Einführung eines 
allgemein erwarteten neuen und einheitlihen Grund 
budesinftitutes, für welches die legislativen Arbeiten 
bereits ber Vollendung entgegen gingen, in Angriff zu 
nehmen. Auch bie aljo verheißene neue Grundbuchsordnung fam 
endlich im Minifterium zu Stande und wurde im I. 1860 dem ver 
ſtaͤrkten Reichsrathe vorgelegt. Der Inhalt derfelben iſt außer ben br 
rufenen amtlichen Kreiſen nicht befannt geworben, es fann alfo auf 





‘ ©. meine Darftellung, ©. 192 u. 19. 

®) Schade, daß die damalg vom Prager Advocatenftande verfaßte Worftellung 

uicht befannt wurde; wir hätten e8 im Sinne des audiatur et altera pars 
ſeht gewünfeht, obwohl man fie unberüdfichtiget zurückſtellte; demm der ge 
nannte Advocatenftand war voraugemeiie berufen, für, bie Huriätung be 
böhm, Fandtafel einzutreten. Mebertriebene enoftichtet bat den A 
im Magazin verhindert: den ber bamalige Doctoren-Decan Dr. Kiemann 
ufagte, 
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darüber hier keinerlei Urtheil abgegeten werben, höchftens. koͤmmte man 
aus der ung. Grundbuchsordnung vom 3. 1855 nach den wirfenden Fac⸗ 
toren Folgerungen machen. Welchen Werth fie aber auch immer haben 
möchte, das Schickſal, das ihr im verftärkften Reichsrathe zu Theil wurbe, 
fann nur mit Wehmuth erfüllen 66), und daß die Regulirung des Grunds 
buchöwefens, das einen fo entichieden wichtigen Einfluß auf die Credits⸗ 
verhältniffe zu nehmen geeignet ift, bei der nunmehr angeftrebten Reform 
in der gefammten Rechtspflege fih abermals in den Vordergrund drängen 
muß, wird fich faum jemand verhehlen koͤnnen, indem ja gerade bie Dießs 
fällige Einrichtung auf Die wichtigften Theile, die dabei in Frage ftehen, 
einen bedingenden Einfluß nimmt, auf Gerichtöverfaflung, Erecutionds, 
Concursordnung u. dgl. | 


V. Schluß. 


Kommen wir am Enbe dieſer (wahrfcheinlih Tüdenhaften) Bes 
trachtungen über bie bisherige legislative Thätigfeit im Bereiche bee 
choifgerichtlichen Berfahrens, die zu allerhand Wolgerungen Anlaß und 
Stoff bieten fonnen und die uns jedenfall beweilen, Daß ungeachtet 
ber vielfachen und eifrigen Beftrebungen im Einzelnen bisher auf dieſem 
Boden die guten Früchte doch nur fehr langfam zur Reife gebiehen, 
— auf den Gedanken zurüd, der den Anlaß dazu gab und zum Aus 
gangspunfte diente (f. Einleitung); fo müfjen wir und die Frage 
ftellen: Iſt wohl jegt eine ſolche Nüdfehr und eine Gleichförmig—⸗ 
feit der Geſetzgebung in den berührten Beziehungen in den verfchiedes 
nen deutſchen Etaaten möglih? Da gehen bie Anfichten, wenigſtens 
zur Zeit, freilich noch fehr auseinander. Während die Einen bie zus 
naͤchſt von deutſchen Juriften ausgehenden Manifeftationen ald uns 
practiihe Phantafiebilde belächeln, wo nicht gar die Motive dazu ver« 
bädhtigen, geben Andere zwar den Werth diefer Beftrebungen zu, vers 
zweifeln jedoch an ber Möglichkeit der Ausführung in einem größeren 
Umfange und begnügen fich eben damit, biefelben auf ein beftimmted 
nur fehr geringes Maß, 3. B. auf Vereinbarung über die Vollitredung 
ber Urtheile u. dgl. — zu beichränfen; wieder Andere endlich find nicht 
blo8 von Nugen und ber Nothwendigfeit, fondern auch von der Mög 
lichfeit durchdrungen, fei es auch, daß fie noch mit ben Mitteln nicht 
im Reinen find. 


°°%) Ohne hierüber ein Mehreres zu fagen, foll blos auf die (bei Man) gedruck⸗ 
ten Verhandlungen des öſterr. veritärkten Reichsrathes 1860 (nad) fienogra- 
phijchen Berichten) verwiefen werden (Bd. I, S. 4-127). 


Haimerlo Bierteljaheebichrlft f. Rechtsw. X. 2. 14 


3 Hsimerl: He. & iii Te 
Möge man fh num bei Benrißeheng der Frage auf Dem then 
tetifgen der auf deu practiihen Eiamöyuafi Arien; ie mi 


man bie Bortheile wicht bimmegraiienniren Finnen, melde gleid 
förmige Inkitutiouen für bie Reßisgelienbmadung = 





Amen Serzaficlien gerigmet erigeinen. Gewis liegt in Diefem Biden 
willen fein geringes Hinderniß; aber bieje® Hindernig if müde dei 
Anzge; es gibt vielmehr in ben biehjalls im Berrastang mu 


ur Einfügrung neuer unb gleihförmiger Einrihiungen mothiwentig m 
feinen. Doch ſcheint uns bieö Alles nit im Ganzem, ja nicht ci» 
mal in ben einzelnen Sauptftagen ber Fall zu fein, fontern in mck 
untergeorbneteren Bezichungen und barum zählen wir jeme Beſtrebee⸗ 
gen, bie auf eine gleihförmige Geftaltung ber das civilgerichtliche Ber 
fahren betreffenden Einrichtungen und Geiege für bie bemtichen Etasın 
gerichtet find, unter bie erfreulicheren unferer Zeit und verzweifelm durd ⸗ 
aus nicht an dem erwünfchten Reſultate, obgleih man zunächk fein 
amberes Mittel Hat, ald bie auf wilfenfhaftlibem Wege zu 
beförbernde Kraft ber Ueberzeugung von ber Rüglichfet 
derfelben. Im Eivilproceffe ſelbſt if auf diefem Wege fden 
umenblich viel geleiftet worden. Ueberall ift man von ber Nothwendig⸗ 
feit einer Reform und zwar nach derfelben Richtung hin durchdrungen; 
man fucht die bisherige Schriftlichfeit bed Verfahrens mit feinen Con 
fequengen zu verlaffen und fi dafür ein öffentlich-mündlihes Berfah- 
ren vor bem erfennenben Gerichte zu verichaffen; bie neueften Civil⸗ 
proceßorbuungen und Entwürfe bazu geftalten fih immer übereinftim: 
menber und es dürften, wie bereits anderwaͤrts bemerft wurde 67), bie 
tn den verfchiebenen beutfchen Staaten Hervortretenben legislativen Ber 


©. meine Anzeige über den Bair. im X. N 
” meine Yngeige Ü Bar. Entwurf im Bde. ber Bierteljahret- 
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fuche bie gleichförmige Geftaltung der Proceßorbnung für ganz Deutfch- 
land eher befördern, als hindern. Aehnliches zeigt der Vergleich ber 
neueften Leiftungen im Gebiete des Concurſes, ſelbſt die Verfaffung der 
Gerichte geftaltet fih nach und nach gleichförmiger; überall geht man 
von der Ueberzeugung ber Nothwendigfeit von Collegialgerichten für 
wichtigere Eachen fchon in erfter Inftanz aus und befürwortet baneben 
Einzelngerichte für geringfügige Angelegenheiten mit einem noch einfaches 
ren Verfahren. Unter ſolchen Vorausfegungen find weitere Berftändiguns 
gen nicht nur ald mögliche, ſondern fogar als hoͤchſt wahrfcheinliche zu 
bezeichnen, und wenn man den in neuerer Zeit zur Mode gewordenen 
Berfammlungen der verichiedenen Fachleute bisher auch nicht eben viele 
practiſche Refultate nachruͤhmt; jo halten wir doch die Berfammlung 
deutſcher Juriften für eine gerade in der bier beiprochenen Bezies 
hung wichtige @rjcheinung, weil wir auf Diefem Wege die Anbahs 
nung einer Verftändigung erwarten, bie für bie Verwirklichung unferer 
Hoffnungen allmälig nur günftig wirfen fann, ja um fo günftiger wirs 
fen dürfte, als felbft die Regierungen die Hand dazu biethen und im 
Wege der Eonferenz eine Vereinbarung anftreben. 

Und fo können wir denn fchließlih nur noch den Wunfch aus 
Iprecben, daß durch die Ernennung des Juftizminifterd ſobald als 
möglich der Regierung in biefer Beziehung bie thatfräftige Hand geges 
ben werden möge, welche Die verjchiedenen vereinzelten Beftrebungen cou⸗ 
centriren und endlich zu dem erwünfchten Ziele leiten fol. 

Wien, am 8. Juli 1862, 


14° 


vo. 
Die Verlaffenfhaftsabhandlung in Dcherreid. 


Vom Herrn Dr. Joſef Nitter von Helm, Ef. Landesgerichtzratbe, 
L Einleitung. 


Wenn man von Verlaß⸗ oder Nahlap-Abhandlung ſpricht, Fo dürfte 
kaum nötbig fein zu bemerken, daß man dabei eine behördliche Berhand: 
lung, eine Ordnung ber Hinterlaſſenſchaft des Berftorbenen durch ein 
Öffentliches Organ des Staates ſchon in den Begriff aufnimmt und 
ſolche jenem, mit der primitiven Anerkennung des Erbrechtes entfallenen 
Zuſtande entgegenfegt, in welchem ber Nachlaß von Demjenigen in 
Beſchlag genommen und behalten werben mag, dem dieß eben gelun: 
gen, ja biefelbe auch von der Erſcheinung unterſcheidet, wo irgend ein 
Samilienhaupt die Webername und Theilung des Nachlaſſes als einen 
Beftandtheil feiner patriarchaliſchen Gewalt beforgt hat. 

Wird der natürlihe Entwicklungsgang jedes Inftitutes von fei- 
nem roheſten Uranfange bis zum gegenwärtigen Zuftande — auch bei 
jenem der Nachlaß: Verhandlung gebührend berüdfichtigt, fo wird man 
keinen Anftand nehmen, die Grundlagen der Erbverhandlung ſchon in 
ben Gefegen der Römer und vollends im Juftinianifhen Rechte zu fin: 
den. Es ift nicht die Aufgabe dieſer Zeilen, ins Klare zu fegen, warn 
biefes Inftitut eine der gegenwärtigen ſchon ähnliche Natur genommen hat 
oder gar eine betaillirte Prüfung der alten und neuen Gefege zu ver: 
ſuchen, inwiefern fie eine Uebereinftimmung oder Verſchiedenheit in Be- 
handlung dieſes Gegenftandes entnehmen laſſen. Natürlih war die be 
zugliche Procebur in den erften Zeiten mehr einfadh, und weift alle 
Unregelmäßigfeiten auf, welche fonft primitive Zuftände überhaupt bie: 
then. Wenn aber auch zugegeben wird, daß dabei lange Zeit fehr Viel 
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bie Natur einer privaten Familienſache beibebielt, fo ift auch nicht zu 
verfennen, daß fchon in den alten böhmifchen und mähriſchen Stadt: 
rechten, dann den alten Landesordnungen aus dem 16. und 17. Jahr⸗ 
bundert, wo viel von der Teftaments:Eröffnung, Kundmachung und 
Beftreitung, von der Nachlaß-Inventur, der Immitirung in den Beſitz 
u. |. w. geſprochen wird, die Anfänge des jetigen bießfälligen Verfab: 
rens gegeben find. Nur Folge des natürlichen Entwiclungsganges ift 
es, wenn die frühere Uebung und die fragmentären Gefeßbeftimmun: 
gen in dem ?. Patente v. 9. September 1785 gemillermaßen ſyſtema⸗ 
tijh geordnet, — mit der gleichzeitigen Fortbildung der privatrechtlichen 
Gefeßgebung überhaupt in den Vorfchriften des Weftgallizifchen, dann 
des allgem. bürgerlihen Geſetzbuches meiter ausgeführt wurden und in 
den kaiſ. Patenten v. 28. Juni 1850 und vom 9. Auguft 1854 ihrer 
Abſchluß fanden. Aufgabe diefer Zeilen fol die Unterfuchung fein, ob 
die Nachlaßverhandlung als ein behörbliches oder Amtliches Inſtitut in- 
nere Berechtigung zum Fortbeitande habe, ob fie völlig in dee bisheri⸗ 
gen Weife, oder ob und mit welchen Modifitationen auch meiterhin 
forterhalten werben folle, oder aber ob jene ſchon wiederholt laut wer: 
denden Stimmen im Rechte ſeien, welche diefes Inſtitut ganz oder doch 
feinem Wefen nach aus der Reihe der ftaatlihen Einrichtungen geſtri⸗ 
hen haben wollen. Die Unterfuhung fol das innere Weſen des Inſti⸗ 
tute3 zum Hauptgegenftande nehmen, daher die Organe, welche mit ber 
Handhabung desjelben betraut werden, nur nebenher in Betracht kom⸗ 
men. Wenn ins Klare gebradt ift, daß ein Inſtitut für die bürgerliche 
Geſellſchaft vortbeilhaft, oder gar nothwendig fei, und daß der Privat: 
mann zur Handhabung oder Aufrechthaltung desfelben nicht ausreicht ; 
fo ift die weitere Frage Schon mitentfchieden, ob und daß der Staat da⸗ 
für tüchtige Drgane zu ſchaffen bat. Ob diefe aus diefer oder jener Gas 
thegorie der öffentlichen Organe gewählt, ob dafür eigene Organe be- 
ftelt, oder nur anderweitig beftellte damit betraut merden, bleibt gleich⸗ 
gültig. — Ungegründet fcheinen jene Aeußerungen, welche die Nadlap- 
Verhandlung aus dem Gebiethe der richterlihen Amtsthätigkeit als ein 
Fremdartiges ausscheiden wollen. Daß die Nachlaß: Verhandlung umfang: 
reihe und fefte juriſtiſche Kenntniffe vorausſetzt und daß fie mit den 
rein richterlihen Amtshandlungen in zahlreiche Berührung kommt, ift 
unbeftreitbar; die Organe dafür müfjen daher die nöthigen juridiſchen 
Kenntniſſe befigen. — Kenntniffe, welche das Weſen des Richters kenn⸗ 
zeichnen. Was aber die Verhandlung und Drbnung der Nachläße, was 
das fogenannte Verfahren außer Streitfachen überhaupt — bem Richter 
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fremdartiges enthalten ſoll, ift nicht zu begreifen. Dab bie Fälle der 
Nachlaß- Erbffnung eine fehr reihe Duelle von Rechten, mitunter zive 
felhaiten, oder doch bezweifelbaren, daher auch bezweiſelten und fire: 
tigen Nechten und fofort eines ſehr großen Theiles der vorkommenden 
Necptöftreitigkeiten find, it Thatſache. Sollte es denn außerhalb des Be 
rufes jener Organe, welche als „Richter“ bejtellt werben, Tiegen jchon 
früher, als der Streit entiteht, alfo ſchon dort, wo er entitehen kann, 
ja wo er jehr häufig zu entſtehen pflegt, ihre Thätigkeit zu beginnen? — 
Sollte es, da doch diefelben Fähigkeiten zu beiden erforderlich find, — 
nicht ebenfalls, ja fogar die wichtigere Aufgabe der Juſtiz fein, mögli- 
hen Rechtsſtreitigleiten durch zeitgerechtes Einfchreiten vorzubeugen, — 
als ſchon entitandene Streitigkeiten zu ſchlichten, zu entiheiden? Man 
frage den Patienten, welchem Arzte er zu größerem Danke fi verpflich 
tet halten wird, — ob dem, der durch rechtzeitige Anwendung vorber 
gender Mittel den Ausbruch der Krankheit verhindert, oder jenem, der 
die bereits ausgebrochene Krankheit nach allen Regeln der Wiſſenſchet 
behoben, ihn wieder gefund gemacht, während der Andere feinen Pu 
tienten gefund erhalten! Man barf nicht zu weit gehen, weil fonft der 
Staat eine allgemeine, darum unmöglihe Bevormundung der Einzel: 
nen unternehmen müßte; in Allem und Jedem ift Maß zu halten und 
dieß wird gehalten, hier, wenn der „zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
Berufene“ dort einfchreitet, wo erfahrungsgemäß die Streitigkeiten zu 
entftehen pflegen, wenn er den Keim des Streites erſtickt, oder wo dieh 
nicht möglich, die Angelegenheit derart zurecht legt, daß das eigentliche 
Richteramt nicht zu pät kömmt und die Rechtsverhältnifie entſprechend 
ordnen kann. 

Es ift wahr, da an der Nachlaßverhandlung, wie fie eben gefeg: 
lich geregelt ift, Manches einer Aenderung bedarf, welche aber das Be 
fen des ganzen Inſtitutes nicht ändert. Es foll der Gang der Verlaß— 
abhandlung hier verfolgt und dabei die vielleicht erwünfchten Aenderun⸗ 
rungen angedeutet werben, welches am angemefjendften bei den einzelnen 
Gejegbeftimmungen geſchehen Tann. 


DL. Gang ber Berlaßabhandlung. 


Das Einfchreiten bes Gerichtes behufs Abhandlung einer Berlafe 
ſenſchaft wird durch die Anzeige eines Todesfalles, oder der Rechts 
traft einer Todeserflärung veranlaßt. Nach dem Geſetze haben zwar bie 
Gerichte dafür zu forgen, daß ihnen alle Tobesfälle angezeigt werden 
(8. 34 d. Pat. v. 1854) und iſt dieß ganz angemeflen, wenn anders 
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das Einfchreiten zeitgerecht fein fol. Das Gericht ift hierbei jedoch nicht 
beläftigt. Ausreichend ift, freilich unter der Borausfegung, daß die Seel: 
jorger biezu nicht verhalten werden können, oder wollen, die gejegliche 
Berpflihtung der Gemeindevorfteher, in größeren Städten auch ber 
Hauseigenthümer zur fingulären Anzeige der Todesfälle, befonders, 
wenn damit eine periodische Mittheilung derjelben durch die Seelforger 
in Verbindung gebracht wird. Diefe Verpflichtung bleibt eine öffentliche 
jogenannte politiihe, und auch in diefem Wege, ohne direkten Einfluß 
ber Gerichte, zu Überwachen. Für die zeitgerechte Anzeige vechtökräf: 
tiger Todeserklärungen gibt das Intereſſe der DBetheiligten die befte 
Garantie, 

Nach erhaltener Todes:Anzeige muß ſich das Gericht die Kenntniß 
al’ der zur mweitern Verhandlung nöthigen Umftände zu verfchaffen fus 
hen und verfügt die Aufname des Todesfalles. Der mejentliche 
Gegenſtand derfelben find der Todestag, Namen, Alter und Aufenthalt 
der gefeglihen Erben, dann die Auffuchung einer legtwilligen Erflärung 
($. 36—42 d. cit. Pat). Wie die BVerhältniffe jegt geordnet find, 
werden die Todfalls-Aufnahmen, ohne alle befondere Aufforderung von 
Seite des Gerichtes, Durch die Gemeindevoriteher oder k. k. Notare vers 
faßt und vorgelegt, fie vertreten zugleich die Stelle der Anzeigen und 
die Gerichte werden höchſt jelten in die Notbmendigfeit fommen, viele 
Akte durch ihr Perfonale beforgen zu laſſen; ihre Thätigfeit beginnt 
mit Erledigung der vorgelegten Todfallsaufnahme. 

Die Todfalsaufnahme felbft ift übrigens ein weder die Privaten 
bedrückender oder kränkender, noch die damit betrauten Organe beläjti= 
gender Alt. Sie bejteht in einer Bernehmung der gewöhnlich am Ster⸗ 
beorte befindlichen Angehörigen des Erblaſſers, oder feiner Hausgenoſ⸗ 
fen, welche von den Verhältniſſen am Beſten unterridtet find und das 
Nöthige ſchon vorbereitet, insbeſondere die legtwilligen Anordnungen für 
den Abgeordneten zurechtgelegt haben. Nur in feltenen Fällen wird eine 
wirklihe Nachſuchung oder ämtlicher Zwang nothwendig werden ($. 40 
d. Bat.); dann iſt fie aber nicht zu vermeiden und werben die Anftände 
um jo feltener, je näher die Gemeindevorjteher und Notare im richti: 
gen Verſtändniſſe ihres Berufes fich der Bevölkerung zu jtellen wiſſen, 
was übrigens ihre in gewiſſer Beziehung nur halbämtliche Stellung er: 
leichtert. Selbſtverſtändliche Pflicht bleibt die möglichſte Schonung des 
Brivatlebens. 

Die Beihlagnahme des Nachlaffes durch VBerjiegelung gehört 
zu den jeltenen Ausnahmsfällen (8. 43—49 d. Pat), wenn nämlich 
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die mutmaßlichen Erben ihr Vermögen zu verwalten umfähig ind nidt 
zugleich unter der unmittelbaren Leitung und Ueberwachung ihrer ge 
feglich berufenen Vertreter, wenn fie abweſend oder gänzlich unbelauut 
find, oder andere ganz befondere Vorſicht fordernde in Voraus nidt 
berechenbare Umftände eintreten, — daun über Verlangen der Erben 
felbft, oder eines Erbichafts-Gläubigers, Legatars oder Notherben, welche 
die Abfonderung der Verlaffenichaft von dem Vermögen bes Erben an 
fireben. — Ein Ausnahmsfall will aud in ber Bejorgniß eines das 
Verinögen überfteigenden Schuldenitandes gefunden werden ($. 43. 
Pat.). Die Verfiegelung des Nachlaſſes in diefem Falle ohne Begehren 
eines Intereſſenten dürfte zu unterlaffen fein, weil eine ſolche Beſorg 
niß eben nur über Neußerung eines der Yntereffenten gehegt twerden 
Kant, dann aber von diefem auch das Begehren um fogleiche Felifte: 
fung des Nachlaßſtandes, vorläufig zum twenigften Siegelung desſelben 
geftellt werden wird, — und außerdem diefe Amtshandlung, zumal fie 
nur auf einer flüchtigen Prüfung des DVermögensitandes beruben Tann 
und die Bedingungen, unter welchen gegen den Lebenden in dieſer Art 
vorgegangen werden dürfte, nicht vorliegen, oder doch nicht compelen 
gewürdigt werden können, — als eine nicht begründete Beſchränkung 
der Erben erflärt werden müßte. Außer diefen befonderen, feltenen Fü 
len bleiben die Erben im Befige und Genuffe der Erbſchaft, — fall 
fie ſich bereits eingefegt haben, völlig umbeirrt, oder können ſich wam 
immer einfegen. Nah dem Gefege und nad der verftändigen Praris if 
biezu feine Einweifung in den Befig oder Uebergabe nöthig. — 
Der zur Todfalsaufnahme Abgeordnete war da, hat fi erkundigt, das 
Nöthige verzeichnet, ſich wieder entfernt, und die Todfallsaufnahme ik 
beendet, ohne daß die Angehörigen die mindefte Veränderung in der 
bisherigen Vermögensgebahrung wahrnehmen können. Hiebei bleibt es, 
felbft wenn die muthmaßliden Erben pflegbefohlen find, fobald der fünf: 
tige Vertreter befannt und zur Verwahrung des Nachlaſſes bereit if. 
Da denn doch die meiften Beftandtheile der Nachläße zur gerichtlichen 
Verwahrung nicht geeignet find, fo ift e8 wohl nur natürlih, daß fie 
in den Händen derer gelafjen werden, bei denen fie fi befinden, an: 
Ratt in allen Fällen eine mit taufend Umfländen verbundene fremde 
Adminiftration einzufegen! — Daß im Falle pflegbefohlener Erben die 
entbehrlihen Koftbarkeiten und Werthgegenitände zu Gericht genom: 
men werden, kann doch nicht bedrückend fein, da e8 den Betroffenen 
niemals ſchaden, häufig aber nügen kann. 

Wenn das Gejeg ſchon bei der Todfallsaufnahme eine Borforge 
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für die Nachlaßgebühren fordert, fo ift das Gericht der dießfälli⸗ 
gen Mühe meift fchon durch die Natur der Sache überhoben, weil nur 
wenig Nachlaßgegenftänbe zu einer unbemerkten Befeitigung geeignet find, 
die am Nachlafje Intereſſirten in der Regel zur Unterdrüdung nicht an- 
gethan, endlich” und gegen dritte Perfonen doch die beitehenden Straf: 
gelege auch einen Schub gewähren müfjen. Es werden ſich daher fehr 
wenig Fälle ergeben, wo das Gericht aus Rückſicht der Nachlaß-Gebüh⸗ 
ren zu bejondern Maßregeln ſich beftimmt findet oder fand. 

Bei Minderjährigen, welche noch unter väterlicher Gewalt fteben, 
und fein Vermögen befigen, kann die Todfallsaufnahme ganz unterblei- 
ben ($. 51 daf.) und ift der Nachlaß zu unbedeutend, fo kann ſogleich 
ein Antrag auf Uebernahme desfelben durch einen Dritten an Zahlungs: 
ftatt, oder gegen Berichtigung der Schulden und Auslagen angeftrebt 
und entgegengenommen werden ($. 52 ebbf.), mo das Gericht fofort dies 
fen Antrag entweder unmittelbar, oder über einfahe Vernehmung ber 
Intereſſenten genehmigt und fo die ganze Verhandlung mit Einemmale 
abthut, — während bei Abgang jedes Nachlaſſes der Alt blos hinter: 
legt wird. — Natürlih ift es, daß bei Todesfällen von Öffentlichen Be: 
amten, inöbefondere auch Seelſorger und Notaren, wenn öffentliche 
Schriften, Gelder, oder andere Gegenftände gefunden merden, gleich bei 
Aufnahme des Todesfalles durch Uebernahme oder Verfiegelung diefer 
Gegenftände geforgt werden muß (8. 43—60 d. Pat.). Letzte Wil: 
lenserflärungen find, wenn fie offen gefunden werden, fogfeich in 
Gegenwart der Angehörigen und zweier Zeugen kundzumachen, d. i. 
vorzulejen; werden fie verfiegelt gefunden, fo find fie in der Regel zur 
Eröffnung und Kundmadhung an das Gericht vorzulegen, diefe Regel 
ericheint jevoh ala Ausnahme, wenn eriwogen wird, daß die fogleiche 
Eröffnung und Kundmadhung ftet3 geftattet ift, und daß fie fonft nicht 
wohl der Natur der Sache gemäß zeitgerecht erfolgen könnte, zu deren 
Annahme kaum mehr, als das Erfuhen der Angehörigen erforderlich 
ift (8. 41, A2 d. Bat... — Eine der Wichtigkeit letztwilliger Anord⸗ 
nungen entjprechende Borficht ift e8, daß über die Eröffnung und Kund— 
machung ein Protokoll mit Angabe aller wichtigen Wahrnehmungen an 
der Schrift aufgenommen werden muß. — Wurde der legte Wille münd: 
lich erklärt, jo bat das Geriht von Amtswegen die VBernehmung der 
Zeugen und auf Verlangen eines der Intereſſenten unter deren Ber: 
ftändigung eidlih über den Inhalt und alle auf die Giltigkeit des leg: 
ten Willens Bezug nehmenden Umftände einzuleiten. — Die Urſchriften 
ber letzten Willengerflärungen werben ausnamslos zu Gericht genommen 
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EEE 61—70 d. Pat.). Ueber die vorgelegte Torfals 
aufnafme hat das Gericht, — wenn nicht der Fall der einfachen je 


gehren voraus) die vermuthliden Erben von dem Exrhuiuk 
mit der Aufforderung zur Erbserllärumg zu verkänti: 
gen ($. 75 d. Pat.), was entweder ſchriftlich durch Feſtſetzung ein 
bejtimmten Friſt, oder durch Votladung zu Gericht und Bernehmm 
der Erben erfolgen kann ($. 115, 116 ebendi.). Unmittelbar an die@& 
ben gefchieht die Aufforderung nur dann, wenn fie eigenberechtigt fit; 
find fie dieß nicht, fo müfjen ihnen Vertreter, Vormünder oder Eus 
toren) beitellt und dieje verftändigt und unmittelbar, oder burd ik 
auftändige Pflegicaftsbehörde zur Erbserflärung aufgeforbert werde 
(8. 76 ebendf.). 

Die Verjtändigung wird an bie vermuthliden Erben geriätt 
(8: 76 ebd.), als welche mit Rüdfiht darauf, daß dem Gerichte bis dahin nz 
die Todfallsaufnahme und etwaige letzte Willenserflärung vorliegt, mır 
jene angeſehen werden können, welche nad den vorliegenden Dokumen 
ten zur gefeglidhen, teftamentarifhen oder vertragsmäßi 
gen Erbfolge berufen erſcheinen ($. 75 ebendf.), der weitern Verhaud 
lung bleibt vorbehalten, ins Klare zu jegen, ob und inwieferne diefer 
Schein Anfprud auf Anerkennung hat. 

Eine der wichtigften Thätigkeitsrihtungen, in welche fich die Ber 
lafjenichaftsabhandlung abzweigt, ift die Wahrnehmung der fich bei Ge 
Tegenheit der Todesfälle — als der faft einzigen Duelle, — ergebenden 
Pflegihaften, die Einleitung derjelben durch Ermittlung und Be 
ſtellung geeigneter Vormünder oder Curatoren fowohl als aud die 
meitere Objorge in allen Fällen, wo die Vermögensinterefien der Pfleg 
befohlenen in Frage kommen. Die dringendfte Verfügung ift daher ſchon 
bei und nad) Aufnahme des Todesfalles die Ermittlung und Be 
ftellung der Vertreter umd ihre Anweiſung zur rechtzeitigen Ans 
tretung des Nachlaſſes. — Aber auch außer den Fällen der Bejtellung 
regelmäßiger Vertreter der Pflegbefohlenen muß das Gericht für die 
Erben überall dort forgen, wo diefe ihre Intereſſen bezüglich des Nad- 
laſſes jelbft zu wahren außer Stand find; das Gericht muß von Amtsı 
wegen Guratoren beftellen: 1. wenn collidivende Intereſſen der Ber: 
treter mit den Pflegbefohlenen, oder dieje unter fich die regelmäßige 
Vertretung hindern; 2, für vermuthliche Erben, bie unbefannten Auf: 
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enthaltes, oder jehr entfernt find; 3. für durch Familten-Fideicommifle 
oder fideicommifjarifhe Subftitutionen Berufene, dann die überhaupt 
berufene Nachkommenſchaft; A. für öffentliche Stiftungen oder Anftalten 
bis zum Ginfchreiten ihrer vegelmäßigen Vertreter (8. 77 d. Pat.); 
5. zur Verwaltung von Verlaſſenſchaften, deren Erben ganz unbelannt 
find, oder ungeachtet der Verftändigung die Erbſchaft nicht antreten 
($. 78 ebdſ.) endlich 6. über das gejegmäßige Verlangen der berechtigten 
Erben oder Erbichaftägläubiger (8. 79 ebdf.). 

Denn das Geſetz vom Abhandlungsrichter außerdem noch gewiſſe 
Mittheilungen bes Todesfalles, rüdfichtlih Weberfendung gemifler 
Nachlap:Gegenftände, wie an die Gebühren-Bemeſſungs-Aemter, an die 
Pflegichaftsbehörden der Erben oder Legatare, die adminiftrativen Be- 
börden für Erbfchaften und Legate zu Öffentlichen Zwecken, an bie 
Vorgeſetzten rehnungspflichtiger Bedienfteter, an die Militärbehörden, 
Öffentlihe Ealfen, Advokaten- und Notariats-Kammern und Ordens: 
Kanzleien fordert (88. 82—91 d. PBat.), fo tft dieß ganz natürlich 
und billig, weil das Gericht alle bezüglichen Daten zunächſt erfährt, 
und weil es fich meift um eine nur kurze Mittbeilung handelt, welche 
den mit der Todfalldaufnahme betrauten Organen, insbefondere den 
Gemeinde: Borftehern nicht überlaffen werden Tann. 

Das Nachlabvermögen und der gefammte Stand des Nachlaffes 
wird dem Gerichte befannt duch Aufnahme des Inventars oder 
durch Vorlage des eidesftätigen Bermögensbelenntnißes von 
Seite der Erben; jenes ift der Erfahrung gemäß die Regel, biefes die 
Ausnahme, obwohl das Gejeß gerade von dem entgegengefegten Ge: 
ſichtspunkte ausgeht und die Inventars: Aufnahme als ausnamsweiſe 
Berfügung binftellt. — Ein Inventar wird aufgenommen 1. wenn aud 
nur einer der Erben oder fein Aufenthalsort unbelannt, oder er pfleg- 
befoblen iſt, oder für denfelben zur Verlaßabhandlung ein Eurator 
aufgeftellt werden muß; 2. wenn der Staat oder eine Öffentliche Anftalt 
allein oder mit andern als Erbe eintritt; 3. in Fällen einer fideicom: 
miſſariſchen Subititution; A. über Fideicommiffe und Zehen; 5. über 
Berlangen des Erben, e3 mag indireft, dur eine bedingte Erbser⸗ 
klaͤrung, oder direkt geftellt werden, — nit minder über Verlangen 
ber auf die Abfonderung des Nachlafjes vom Vermögen des Erben an: 
dringenden Erbichaftögläubiger, Notherben und Legatare ($. 92 d. Pat.). 
Weberall mo diefe Vorausfegungen nicht eintreten, wird ein Inventar 
nicht errichtet, fondern das Gericht hat ſich mit den Angaben des Erben 
(eivesflätigen Bermögensbelenntnißes) zu begnügen (8. 114 ebdſ.), 
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welches eben nichts Anderes, als ein Inventar, body durch bie Exkn 
felöft verfaßt fein fol. — Es find alio ganz befondere Umftände, tel 
das Gericht zur Aufnahme des Inventars berechtigen und verpflichten 
Und doch lehrt die tägliche Erfahrung, dab die umbedingten Erbe 
Härungen zu den felteneren Ausnahmefällen ‚gehören und die Erin 
ſelbſt die Aufnahme des Inventars anftreben, wo Feine Nöthigug 
dazu vorhanden ift, — ein Beweis, dab der Akt bes Inventars übe 
haupt, oder wenigfiens mit Nüdfiht auf die damit berfnipften vor 
theilhaften Rechtsfolgen nicht bedrückend if. Und im der That kön 
dieß nur die. verfehlte Art und Weije des Vollzuges bewirken. De 
Abgeordnete nimmt unter Zuziehung des Erben, allenfälliger Gläubige 
und Zeugen, in ber Negel auch eines oder mehrerer Schägleute eu 
Berzeihniß alles Vermögens, in deſſen Beſitz ſich der Erblaffer bein 
Tode befunden, mit Angabe des Werthes auf ($.97 ebdf.); die Sachn 
werden ihm durch die Interefienten vorgetiefen und durch die Shit 
leute befihtigt, dann aber wieder dort belaffen, wo fie waren, hi 
befondere Ausnamsfälle abgerechnet in Händen der Erben. — Auch ix 
Paſſivſtand wird, wenn dieß ohne mweitläufige Verhandlung und Zeit 
verluft möglich ift, — in der Praris immer — ins Juventar aufge 
nommen ($. 105 ebbf.), dabei ganz befondere Fälle abgerechnet, wie 
nur den bie unverbächtigen Angaben der Parteien zum Grunde gelegt, — 
eine Nahweifung dagegen der fpätern Verhandlung, oder gar den 
Gebühren:Bemefjungs:Amte überlafien. — Auch durch die Aufnahme 
des Inventars werden die Gerichte nicht fehr beſchwert, — fie werden 
davon durch die k. k. Notare überhoben, — ja wenn die abminiftrativen 
Behörden nur einigermaffen für fähige Gemeindevorfteher geforgt haben, 
wird das Gericht, wie dieß das Gefeß geftattet ($$. 93, 96 ebdſ.), fen 
mit der Todfallsaufnahme auch das Inventar mit vorgelegt erhalten 
und hiedurch in den Stand gefegt, die ganze Verhandlung mit Einem 
Schlage zu beendigen. 

Der erfte Akt, den die Partei insbefondere die Erben bei ver 
Verlaßabhandlung vorzunehnten haben, ift die Abgabe der Erbser 
klärung, ber Erflärung, daß fie als Erben und in welcher Weile 
ben Nachlaß antreten, übernehmen wollen. Zur unbebingten Verzicht 
leiftung bedarf es Teiner Erllärung. Wenn von richtigen Begriffen 
bed Rechtes und des Erbrechtes insbefondere ausgegangen , daher die 
Grundfäge feftgehalten werden, daß die Erwerbung eines Rechtes den 
darauf gerichteten Willen des Erwerbenſollenden vorausfegt, daher 
Niemanden der Erwerb eines Rechtes aufgebrungen werden Tan, daß 
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der bloße Anfall eines Rechtes von dem wirklichen Erwerbe fehr ver- 
ſchieden, dann, dab das Erbrecht kein fogenanntes natürliches, fondern 
ein poſitiv geſetzliches Recht ift, fo wird man Nichts Befremdendes 
darin finden, daß das öſterreichiſche Gefeh zum Ermwerbe des Erbrechtes 
die Annahms-Erklärung und zwar die ausdbrüdlide Er: 
Härung der Erben fordert, und dieſe Forderung ausnamslos ftellt, 
welch’ immer Art Erbrecht angelproden werden mag. Das öflerreichighe 
Geſetz Kennt felbft eine bloß ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft — 
durch concludente Handlungen eines Erben, die pro haerede gestio des 
römischen Rechtes nicht, um fo minder fann von einem unmittelbaren 
mit dem Anfalle congruirenden Ermwerbe die Nede fein, welcher nur 
durch ausdrüdliche Verwahrung oder Abwehr vermieden iverden könnte, 
— welch' letzterer Vorgang außer der principiell juridiſchen Unrichtigfeit, 
auch den fehr wichtigen Umftand, — der bier als argumentum ad 
hominem gelten mag, — wider fi hat, daß das Erbrecht, die Erbidkft 
außer Nechten auch viele Pflichten begreift, melde Niemanden wider 
Willen aufgelaftet werden können. Unter Erbrecht verfteht das Ge- 
eb das ausfchließende Recht, die ganze Verlaſſenſchaft, oder einen in 
Beziehung auf dag Ganze bejtimmten Theil derfelben in Beſitz zu 
nehmen; es ift ein dingliches, gegen Jeden, ber fich der Verlaflenichaft 
anmafjen will, gleich wirkſames Recht. Das Geſetz kennt drei Titel 
zum Erbrechte, den erklärten letzten Willen des Erblaſſers, den Erb- 
vertrag und das Geſetz und drei verſchiedene, hiedurch beftimmte Arten 
des Erbredhtes (88. 532, 533 a. 6. G. B.). Mag immerhin die prin⸗ 
zipielle Unterfcheidung des Titels und der Ermerbungsart bezüglich ver 
Rechte im Allgemeinen ſchwer durchzuführen fein, fo ift fie eg doch bei 
den durch das pofitive Geſetz geregelten Rechten nicht, befonderd wenn 
der Begriff des Titeld als rechtlicher Möglichleitsgrund des Nechtes er: 
klärt und von der wirklichen Erwerbung noch das weitere Stadium ber 
Ausübbarkeit des Rechtes unterfchieden wird. Unter biefer Vor: 
ausſetzung und vollends beim Erbrechte wird die Rechtfertigung der 
weitern Unterfcheidung des Anfalles des Erbrechtes als der ſchon voll: 
ftändigen Erwerbung deſſelben und von deſſen Ausübbarteit erleichtert, indem 
der Erbe nah diefer Auffaffung ſchon mit dem Tode des Erblaſſers 
oder der Erfüllung der aufichiebenden Bedingung der Einfegung ($. 536, 
637, 703 a. b. ©. B.) das Net, den Nachlaß oder einen aliquoten 
Theil dezjelben mit Ausſchließung aller Andern in Befit zu nehmen, 
wirflihd und vollkommen erworben bat, — und eines Weiteren, näm: 
lih der Annahınzerflärung vor Gericht und der Einweifung von Seite 
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des letzteren nur zu dem Ende bebarf, um dieſes Recht, eigentlich ielmeht ie 
große Summe barinenthaltener verjhiedenartiger Nechteausüben zu könne 

Von diefer Auffaffung geht das Gejeg aus, wenn es bebufs & 
langung bes Erbrechtes und feiner Ausibung ausnamslos eine Annahen 
erflärung ber Erben, Erbserllärung ſordert und deßhalb das Geriät 
anweiſt, ſchon über die Todfallsaufnahme die Erben entweder zur idrit 
lichen Einbringung diefer Erklärung unter Feſtſetzung einer Frit auf 
aufordern, oder zu biefen Ende bie Erben zu Gericht (Zagjagung) je 
Taden und die Erklärung mündlich; entgegenzunehiuen, ja bie Vertreter 
pflegebefohlener Erben jogar zwangsweije zur Erklärung zu verhalten 
(88. 115—117, 120 d, Pat.). Den Erben bleibt überlafjen, zu erihe 
nen, ober die fehriftliche Erklärung abzugeben. Der mündliche, eigens 
lich protofollariiche Vorgang wäre darum ſtets vorzuzieben, weil bie 
der Nichter mehr Gelegenheit erhält, die Verhandlung im einem Zus 
zur beenden und alle ſich ergebenden Anftände zu beheben, melde bein 
ſchriftlichen Verfahren in der Negel wiederholte Eingabe und Erd 
gungen bedingen, daher die Verhandlung ohne Noth verzögern. 

Die Abforderung der Erbserflärung hat mit der ausdrüdlihe 
Androhung der Nechtsfolge zu gefchehen, dab im Falle der unterlafe 
nen Erklärung, die Erbſchaft ohne Nüdficht auf die Ansprüche der Aut 
geforderten blos mit jener, welche ſich zu Erben erklärt haben, verhan 
delt und denfelben, fofern fie darauf Anjprüche haben, eingeantwors 
wird ($. 120 d. Pat.). Diefer Rigor iſt etwas undeutlich, jedenfali 
aber unvolitändig und follte im Zuſammenhange der einzelnen Bor 
ſchriften des Gejeges dahin lauten, daß im Falle der unterlafjenen Er 
Härung binnen der beftimmten Frift für den Erben ein (nur umeigent: 
lich Verlaſſenſchafts⸗) Curator beſtellt, eine legte Frift zur Einbringung 
der Erklärung in der Dauer Eines Jahres mittelit Ediktes beftimmt 
im Falle derNichteinbringung die Verhandlung mit denen, jo fich erbs 
erflärt haben, durchgeführt, denfelben die ihnen gebührenden Antheile 
eingeantwortet, der nicht angetretene Theil aber vom Staate als erh 
108 eingezogen, d. i. für den ſäumigen Erben bei ber gerichtlichen oder 
einer andern Öffentlihen Kaſſe verwahrt würde, bis die Anfprüche des 
Erben bierauf durch Verjährung erlofhen und der Nachlaß jofor 
ins bleibende Eigenthum des Staates übergegangen zu halten wäre 
(8. 128 ebendf.). In diefer Weiſe hat das Gericht im Falle, als die 
Erben der erhaltenen Berjtändigung ungeachtet, alle oder einer beriel- 
ben die Erflärung unterlaffen, vorzugehen, das Edikt zu erlaffen, den 
Eurator aufzuitellen; diefer hat in Betreff des Nachlaſſes allein, oder 
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unter Mitwirkung der andern, etwa erklärten Erben die Verwaltung 
und Vertretung des Nachlaffes zu beforgen, — felbit und in wichtige: 
ren Füllen mit gerichtlider Genehmigung den Nachlaß zu realifiren, 
Släubiger und Legatare zu befriedigen, — überhaupt während der Ver: 
handlung mit Ausfchluß der perjönlichen Rechte, die Erbserflärung eines 
Andern, oder eine lettwillige Erklärung zu beitreiten, alle Rechte gleich 
dem Erben, natürli im fremden Namen auszuüben; — nah frucht⸗ 
[03 verftrihener Ediktalfrift endlich ift der Erbtheil der Staatskaſſe zur 
Verwahrung für den Erben durch die gejegliche Verjährungszeit zu über: 
geben. Dasjelbe gilt ſelbſtverſtändlich von dem ganzen Nachlaſſe, warın 
alle befannten und verftändigten Erben die Erflärung unterlaffen (88. 128 
bis 130 ebendf.). 

Sind die Erben ganz unbefannt, oder befjer gejagt, werden den 
Gerichte feine Erben befannt gegeben, jo it in der nämlichen Weile 
mit Beitellung des Eurator3, Ediktalvorladung und Einziehung des Nach⸗ 
laſſes vorzugehen, nur daß der Curator in diefem Falle den Erben nach: 
zuforſchen bat (8. 128, 129 d. Pat.). 

Sft dem Gerichte zwar der Name, die Perjon eines, oder aller 
Erben befannt, der Aufenthalt desfelben, oder derfelben aber unbelannt, 
daher eine Präclufion ihrer Anſprüche, jelbit die Verjährung rechtlich 
nicht geftattlih, — fo ift für die, oder den Unbelannten ein Curator 
zu beitellen, dem Aufenthalte nachzuforſchen, im Falle der Erfolglofig- 
feit aber die Edikftal- Aufforderung des oder der Erben behufs Geltend: 
machung der Erbanfprüdhe binnen Einem Jahre zu erlaffen, nach erfolg- 
loſer Verſtreichung diefer Frift die Verhandlung mit dem Eurator zu 
pflegen und der reine Verlaß bis zum Beweiſe feines Todes, oder er: 
folgten Todeserflärung gerichtlich zu verwahren, — dann aber feinen 
Erben mittelft neuerliher Nachlaß-Verhandlung zu erfolgen ($. 131 d. 
Bat. 8. 278 a. b. G. 3.). Ergibt ſich Feiner diefer Anftände, fondern 
eritatten die fämmtlichen befannten Erben ihre übrigens im Sinne des 
materiellen Rechtes verfaßten Erb3erflärungen und ftehen diefe nicht im 
Widerſpruche unter fi, — fo bat, jelbitverftändlih im Falle der be- 
dingten Erbserklärung nad) Verfügung und Vorlage des Inventars, — 
fonft aber, wenn zugleich) das Vermögensbekenntniß vorgelegt wird, — 
in vielen Fällen nur auf Grund der Vorlagen dad Gericht die Ein: 
antwortung des Nachlaſſes auszuſprechen, d. h. auszuſprechen, 
daß dem Erben geſtattet ſei, als ſolcher über den Nachlaß frei zu ver⸗ 
fügen. Alle noch weitern Eingaben oder Ausweiſe der Parteien, und 
Verfügungen des Berichtes find durch befondere Umftände bedingt, tre⸗ 
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ten nicht bei allen Verlaß · Verhandlungen ein und gehören darum auf 
nicht zu deren Weſen. Der Schwerpunkt der Nachlab-Berbanklun 
liegt in der Erbserklärung und der barauf folgenden gerichtlichen Ein 
antwortung, deren Regelung noch mande Gejegbeftiummungen nothwen 
dig macht. 

Bor Allem gilt der das: Wefen des ganzen Abhandlungs · Inſtitn 
tes. charakterifirende Grundfag, dab der Abhandlungsrichter Denje 
nigen für den rehtmäßigen Erben zw halten, als ſolchen zu behar- 
deln, ihm den fogleihen Befig und Genuß des Nachlaſſes zu geftatten, 
als vollberechtigt, bei Ordnung des Nachlaſſes entiheidend zu ſtimmen 
anzujehen, endlich ihm den Nachlaß einzuantivorten Habe, — mwelder 
nad den bei der Todfallsaufnahme, oder deren Ergan 
zung (und fpäteren Verhandlung) gemahten unverdäk 
tigen Angaben der Angehörigen, der Hausgenoffen oder 
anderer glaubwürdiger Zeugen als der nächſte zurge 
feglihen Erbfolge berufene Verwandte erfheint, oder 
in einem dem Inhalte und der äußeren Form nad vor 
ſchriftsmäßig eingeriteten legten Willen zum Erben 
eingefegt (oder in einem ebenjo bejhaffenen Erbver 
trage berufen) ift, jo lange, als dagegen von andern, 
oder nähern Verwandten fein Widerjprud erhoben, oder 
die Nechtögiltigfeit des Teftamentes (oder Erbvertrages) 
nicht beftritten wird ($. 123 des Pat.). In eine nähere Pri: 
fung des Rechtes der Erben hat das Gericht nicht einzugehen; jelbit 
die Beeidigung mündlicher Tegtwilliger Anordnungen ift nicht nothwen⸗ 
dig ($. 123 ebendf.), nur wenn bei der geſetzlichen Erbfolge das nädiie 
oder ausſchließende Erbrecht des angeblichen Erben zweifelhaft ift, bleibt 
dem richterlien Ermeſſen überlaffen, die mit ftärferen oder gleichen 
Nechte zur Erbfolge berufenen Perfonen zu vernehmen, erforderlichen 
Falles auch durch Edikt vorzurufen ($. 124 ebendj.). Das Letztere wird 
der Richter nur felten zu thun ſich veranlaßt finden, wenigftens werben 
ſehr gegründete Zweifel dabei vorausgefegt. 

Dieb Alles gilt, wenn die Erbserklärungen gefegmäßig und ohne 
ſich zu widerfprechen eingebracht werden; anders ift e8, wenn das Let: 
tere eintritt, wozu das gefeplic anerkannte dreifache Erbrecht die Mög: 
lichkeit biethet. Werden zum Nachlaffe mehrere mit einander im 
BWiderfprude ftehende Erbserflärungen eingebracht, fo hat 
fie das Abhandlungsgerict alle anzunehmen, fofort aber nach Berneh: 
mung der Parteien zu entirheiden, welcher Theil gegen den andern als 
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Kläger den Rechtsweg zu betreten habe und zugleich eine angemeſſene 
Friſt zur Klage mit der Folge zu beſtimmen, daß widrigenfalls die Ver⸗ 
laß⸗Abhandlung ohne Berückſichtigung der auf den Rechtsweg als Klä⸗ 
ger verwieſenen Erbanſprüche gepflogen würde (8. 128 ebendſ.). Die 
richterliche Entſcheidung der Abhandlungsbehörde iſt übrigens geſetzlich 
dahin beſchränkt, daß gegen den auf einen als echt anerkannten förm— 
lichen Vertrag ſich berufenden (Vertrags-) Erben zur Beſtreitung der 
Erbrechtes Jedermann, d. i. ſowohl der teſtamentariſche als der geſetz⸗ 
liche Erbe, — gegen den Erben aus einer förmlichen als echt anerkann— 
ten legtwilligen Anoronung jeder geiegliche Erbe Elagen, — zwiſchen 
mehreren tejtamentarifchen oder gejeglichen Erben unter fich derjenige zur 
Klage angewiejen werden muß, der, um fein Erbrecht geltend machen 
zu können, den ſtärkern Erbrechtstitel feines Gegners vorerft entfräften 
müßte ($. 126 des Pat.). Ueber die rechtzeitig eingebradhte Klage wird 
die Verlaßabhandlung bis zur Entſcheidung des Streites filtirt, um 
erjt mit Zugrundelegung des im Nechtswege als gültig bewährten Exb- 
rechtstitels wieder aufgenommen zu werden ($. 7 ebendf.). 

Ergeben fi derlei Widerjprüche nicht, jo kann das Gericht ohne 
weiterg mit der Einantwortung, als der ſymboliſchen Uebergabe des 
Nachlaſſes an den vermuthliden Erben vorgehen; nur die Hinausgabe 
der EinantwortungsUrkunde bleibt bis nah Berichtigung der Gebüh— 
ven aufgeſchoben. Es ilt hier der einfachſte Fall vorausgejegt, mo die 
Erben über das ſchon aufgenommene Inventar, oder mit dem eidesftät- 
tigen Vermögensbekenntniſſe ſchon zuglei den Gebühren-Ausweis vor: 
legen, welcher an das Gebühren-Amt geleitet wird ($. 149, 174 ebdſ.). 

Natürlich find die File felten fo einfach. — Befondere Verfü: 
gungen werden durch dag Vorhandenſein einer legtwilligen Anordnung, 
das Dafein von Notberben, endlich pflegbefohlener Erben nöthig. Es 
gilt bier der Grundſatz, daß vor der Einantiwortung, reipective Aus⸗ 
folgung der Einantwortungsurkunde die Berichtigung der Verlaſſenſchafts⸗ 
gebühren, dann die Erfüllung der vom Gejege, oder vom Erblafjer dem 
Erben auferlegten Berbindlichkeiten nachgetiejen fein muß ($. 149 ebdf.). 
Die zur Verlaßabhandlung berufenen Gerichte haben dem Erben dieje 
Ausweiſe entweder ſchriftlich abzufordern, oder ſolche bei einer Tagfahrt 
unter Einem mit allen andern Theilen der Verhandlung, jo daß diefe 
in Einem Zuge durchgeführt wird, mündlich entgegenzunehmen ; — die: 
je bat die Negel zu bilden (88. 150—152 ebdj.). — Beim Borhan: 
benjein einer legtwilligen Anordnung bat das Gericht vom Erben den 
Nachweis zu fordern, daß er die im Teftamente oder Codicille gemad)- 
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ten Anordnungen bes Erblaſſers alle vollzogen, insbejondere die Leze 
tare ſaämmtlich wenigſtens verftändigt, die zu öffentlichen Zweden ge 
madten Stiftungen und Legate, dann die Legate für. Pflegbefohlen, 
ober der Perfon nach noch Ungewiſſe berichtigt, oder doch fichergeitet 
(Teftaments:Austweis SS. 157—161 ebendf.). Entfteht ein Zmeifel über 
die Unverlegtheit des Pflichttheiles pflegbefohlener Notherben, fo ift uf 
Vorlage eines Pflicpttheils-Ausweifes nad $. 783—789 a. b. G. B,— 
bei Unzulänglichfeit der Maffe zur Befriedigung dev Legate auf Tr 
Tage eines Ausweijes über den Stand des Nachlaſſes und Berechuumy 
der verhältnißmäßigen Abzüge an den Legaten (Legats: Ausweis) a 
dringen ($8. 162, 163 d. Pat.), endlich, wenn es nach Befchaffenbeitter 
Nachlap-Gegenftände ausführbar ift, auf Vorname der Erbtheilung a 
fehen. — Bei Heineren und einfachen Nachlaßfällen, wo pflegbefohlez, 
ober unter öffentlicher Obforge ftehende Erben eintreten ($. 173 eiti), 
iſt die Erbtheilung jedenfalls vor, — bei grüßeren, oder wertidelie 
Verlaſſenſchaften vor oder nah der Einantwortung vorzunehmen, ki 
Abgang pflegbefohlener Erben wird die Erbtheilung ganz dem Belichn 
der Erben überlafjen. Selbft bei Vorname einer Erbtheilung bleibt den 
Ermefien der Pflegichafts-Behörde überlafjen, eine Natural: Theilung a 
verfügen, oder ſich mit der blos ibeellen Theilung der Verlafjenjdet 
zu begnügen (8$. 165, 171 ebendf.) umd bei dem Vorhandenſein nır 
eines einzigen Erben ift ftatt der Erbtheilung blog eine Zufammenftellung 
de3 reinen Nachlaſſes (Endausweis) als Grundlage der fünftigen Pile: 
ſchaftsrechnung zu verfaffen ($. 172 ebendf.). — Fit einer oder mehrer 
diefer Ausweiſe nöthig, wozu noch der Gebühren-Nachweis, dieſer in 
jedem Falle kömmt, vnd wurden jelbe erftattet, jo erfolgt die Einant- 
wortung des Nachlafjes. 

Für eine Sicerftellung oder Befriedigung der Erbſchafts 
Gläubiger wird vom Abhandlungsgerichte nicht weiter geforgt, ale 
fie felbft verlangen ($. 811 a. b. ©. B.). Nicht einmal ihre Verftän 
digung vom Todesfalle ift geſehlich vorgejchrieben, woraus fich ſchon 
ergibt, daß alle Verfügungen in Betreff ihrer Befriedigung und Sicher 
ſtellung nur in befonderen Fällen, insbefondere in der Negel nur über 
ihr Verlangen zu treffen find und darum nicht zum Weſen der Verlaf- 
Abhandlung gehören. Eine bejondere Vorſorge für die Gläubiger 
iſt hier nicht nothivendig, weil duch das Ableben wenigſtens nicht im: 
mer eine Aenderung in den rechtlichen Verhältnifien und Feine folde 
in dem Stande bes Vermögens bes Erblaſſers eintritt und ber Grund: 
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fat: Jura vigilantibus scripta — bier volle Anwendung finden muß. 
Jedes Bedenken in diefer Beziehung ſchwindet aber, menn erwogen 
wird, daß die Gläubiger nit einmal eine Erbgerflärung ber 
Erben abzuwarten fchuldig, fondern berechtigt find, vor wie nah dem 
Tode des Schuldners, bier natürlich gegen deſſen Nachlaß, vorgeftellt 
durch einen zu verlangenden Curator — ihre Rechte geltend zu machen 
und alle ſonſt gefeglich zuläfligen Schritte durchzuführen ($. 811 a. b. 
G. 3.) Um den Zultand vor dem Tode des Schuldner noch mehr 
zu fihern, können die Erbſchafts-Gläubiger die Abfonderung der Erb: 
Ihaft vom Vermögen des Erben, deren Verwahrung, befondere Bermwal- 
tung und Sicherftellung ihrer Anfprüche darauf, — ja felbit die rechtzeitige 
Berbinderung der Vermengung diefer Vermögens: Mafjen, Alles natürlich 
noch vor der Einantwortung oder Uebergabe in das Eigentbum des Erben 
fordern ($S. 811, 812 a. b. G. B.). Ueber Verlangen der Erben, oder 
des Verlafienichafts-Gurators können die Erbihafts:Gläubiger auch mit 
Edikt zum Abhandlungs:Gerichte vorgeladen, oder zur Anmeldung ihrer 
Forderungen aufgefordert und ſofort eine Liquidation ihrer Anfprüche 
durch Vernehmung der Erben vorgenommen werden. Die Ediktal:Auf: 
forderung kann aber nur gegen die mit Pfandrecht nicht bededten An: 
jprüche bei Gefahr des Verluſtes gerichtet und die Liquidation über: 
haupt nur in derWeife vorgenommen werben, daß alle von den Erben 
nicht für richtig erfannten Forderungen auf den Rechtsweg gewiejen tver- 
den (88. 133—136 d. Pat.). Nur wenn der Nachlaß unbedeutend und 
nach den Umfländen vermuthlich nur zur Berichtigung der dringendften 
Verlaſſenſchaftsſchulden zureihend ift, hat die Abhandlungsbehörde die 
Intereſſenten über den Stand der Nachlaß-Maſſe und über die Pafliva 
zu vernehmen und das hiedurch erfchöpfte Vermögen den Gläubigern an 
Zahlungsſtatt zu überlaffen (8. 73 des Bat.). Die Abhandlungsbehörde 
ift dabei nicht an das Verlangen der Erben gebunden, wird aber dieſe 
Verfügung gewiß nicht ohne Zuftimmung oder bei dem gegründeten 
MWiderjpruche eines der Erben treffen, da das Gejeg dadurch die In— 
terefjenten nur der Umftände und Koften einer fürmliden Crida-Ver⸗ 
bandlung überbeben, Teinesfallg aber den Erben einen Zwang zufügen 
will, Endlich fei noch bemerkt, daß den Erben nod vor der Einant: 
wortung geftattet ift, mit Genehmigung des Abhandlungsgerichtes Ge⸗ 
genftände der Berlafjenichaft zu veräußern, wodurch der Stand der Erb- 
ſchaft wejentlich geändert werden kann ($$. 145—148 d. Bat.). 


16” 
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IL. Grundfäge ber. Verlafabhandlung, 


Damit wäre der Gang der Verlaßabhandlung, wie er gegend 
tig im Öfterreichtichen Geſehe geregelt if, beffer gefagt, wie er ſich ar 
ber Hand des Geſetes prattiſch beransgebilbet Hat, erſchopfend fligi 
und erübrigt nur noch das rechtliche Wefen der verlaß behord 
lihen Einantwortung zu erörtern, wobei zur Annahme der Erhe 
erklärung zurückgegangen werben muß. 

Hauptfächlic trägt zu einer unrichtigen Auffaffung und Beur 
teilung des Geſehes die iſolirle Prüfung eines einzelnen, aus dem gar 
zen Syſteme herausgeriſſenen Satzes bei, Dahin gehört insbeſondere de 
Beſtimmung des das Capitel von der Beſihnehmung der Erbſchait eis 
Teitenben $. 797 a. b. G. B., „wienach Niemand eigenmächtig eine Ei 
Schaft in Beſitz nehmen darf, fondern das Erbrecht vor Gericht verhu 
delt und von diefem die Einantwortung des Nachlaſſes, d. i. die Uce: 
gabe in ben rechtlichen Befig beivirft werben muß.’ — Wie bereits 
merkt, haben die Beſtimmungen des allg. b. ©. B. ſchon längſt aufe- 
hört, die einzige und ausfchließende Norm für das Verlaß Abhandlungz 
Verfahren zu fein, es wurde denjelben ein fürmlices neues Geſez u 
Seite geftellt und nur im Zufammenbange aller bezüglichen Beftimmr 
gen ift ein richtiges Verftändnig möglich. Der $. 797 d. a. b. ©.% 
in diefem Zuſammenhange aufgefaßt will nur befagen, daß eine völ 
außerämtlihe Vefigergreifung des Nachlaffes durch einen vermeintlide 
Erben ungeftattlich, fondern eine ämtlihe Verhandlung darüber not: 
wendig ift. Worin dieſe befteht, wie ſich dabei die vermeintlichen Erben 
wie die Abhandlungsbehörde zu benehmen babe, beftimmen die übrigen 
Vorschriften, welche fih dem Grundfage anſchließen. 

Wenn der Erbe bei Antretung der Erbſchaft fein Erbrecht bin 
reichend ausgewieſen, oder mit andern Worten, wurbe feine Erbserflö: 
rung vom Gerichte angenommen (und ift derjelbe eigenbevechtigt, — 
denn ift er's nicht, fo gilt dasjelbe von feinem gejeglichen Wertreter), 
fo ift ihm die Beforgung und Benütung der Verlaſſenſchaft zu über 
laſſen ($. 810 a. b. ©. B.), zu diefem Ende daher demfelben auch da 
rechtliche Beſitz der einzelnen zum Nachlafje gehörigen Gegenftände ein 
zuräumen ($. 145 d. Pat.). — Alles dieß kann felbftverftändlid nır 
über Verlangen des Erben geſchehen und doch wird ein folches, mem 
man die Verlaßabhandlungs ⸗ Acten der verfchiedenen Gerichte durciicht, 
nur ſehr jelten geftellt! Aber ebenfo ſelten wird ſich die Mufftellung 
förmliger Verlaß:Curatoren, ſolcher nämlid finden, welche gemöthist 
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find, fi vom Tode des Erblaſſers an des Nachlaſſes zu bemächtigen 
und denfelden zu verwalten, blos aus dem Grunde, weil noch feine Erbs⸗ 
erflärung gerichtlich angenommen worden! — Ganz verlafjenes Vermö⸗ 
gen Verſtorbener findet ſich jett wohl nirgends und nie! Die Löfung 
dieſes Räthſels gibt die erfahrungsmäßige Thatfache, daß in der Regel 
glei nach dem Tode des Erblaſſers deſſen ganzer Nachlaß in den Be: 
fi, Verwaltung und Genuß der Erben übergeht und darin bleibt, bis 
damit von Seite des Gerichtes eine andere Verfügung getroffen wird, 
was in der Regel nicht geſchieht. Die Erben ſehen diefen fogleichen Ber: 
mögen3:Mebergang als fo natürlih und felbftveritändlih an, daß fie 
bazu eine gerichtliche Befigeinmweifung gar nicht, oder doch erit dann er: 
Juchen, wenn beſondere Umitände eintreten, unter denen ein Nachweis der 
Berechtigung unvermeidlich wird. Am bäufigiten ergibt ſich dieß bei un- 
beweglihen Nachlaß-Gütern, bei denen die zu treffenden Verfügungen, 
bejonderd mit Rückſicht auf die öffentlihen Bücher von größerer Wich: 
tigkeit find. 

Das Geſetz Sprit von binreihenden oder gehörigen Nadhe 
weis des Erbrechtes (8. 810 a. b. ©. B., 8.122 d. Bat.), als Bebin- 
gung der proviforiihen Befigeinmweilung: aus dem Zufanımenbalte mit 
den übrigen Bejtimmungen (insbefondere 8.123 d. Pat.) ergibt fich je: 
do, daß diejer Nachweis eigentlich) blos in einer unverdächtigen 
Angabe zu beftehben hat und auf die legtbezogene Geſetzesſtelle geftügt, 
nehmen die Gerichte jaft in allen Fällen von der Forderung eines Nach⸗ 
weiſes Umgang, wo die gemachten Angaben von Niemanden bezweifelt 
oder bejtritten werden. 

Der Erbe mag indeß blos zu\olge eigenmädhtiger Befitergreifung 
oder über eingeholte gerihtlihe Einweifung oder Beitätigung im Be= 
fige und Genufje des Nachlaſſes fich befinden; bis zur erfolgten Ein- 
antwortung muß er die Nachlaßgegenftände doch immer al8 fremde 
Sachen und ſich als deren verantwortlichen Verwalter betrachten, der 
in die Lage fommen Tann, jelbe wieder herauszugeben und es unter: 
liegt leinem Zweifel, daß er wie jeder andere Curator oder Vermögens: 
Verwalter in allen Verfügungen, die nicht zum ordentlichen Wirtbichafts- 
betriebe gehören, und von größerer Wichtigkeit find, die Genehmigung 
des Abbandlungs-Gerichtes einholen muß ($. 145 des Pat. 8. 233 
a. b. G. B.). 

Nach Außen oder dritten Perſonen gegenüber bewirkt die 
Antretung der Erbſchaft durch die Erbserklärung und deren Anname 
von Seite des Gerichtes — jedoch ohne oder vor der Einantwortung 
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bis auf den Umſtand, daß die Perfon des oder der Erben in Anfehums 
bes Nachlaſſes mehr hervortritt, keine -weientliche Beränderung. Bor 
ber Auname oder Antretung der Verlaſſenſchaft durch den Erben mid 
biefe fo betrachtet, als wenn fie. noch von dem Berftorbenen: bejeim 
toürde. Nach der Annahme fiellt der Erbe in Nüdjiht auf die Ei 
ſchaft den Erblaſſer vor, beide werben in Beziehung auf Dritte all 
Eine Perſon angeſehen ($. 547 a, b. 6. B.) Mehrere Erben werda 
vor, wie nad der Anname (jedoch vor der Einantwortung) in Anfehun 
ihres gemeinfhaftlihen Erbrechtes für Eine Perſon gehalten und ie 
hen in diefer Eigenſchaft Alle für Einen und Einer für Alle ($-550 een.) 
Die Erbserflärung, oder Antretung der Erbſchaft — muß auch enthalten, ch 
der Erbe die Erbſchaft unbedingt oder bedingt, de i. mit Ber 
behalt der Rechtswohlthat des Imventars übernehmen wolle (5. 800 
ebendf.). Die bedingte Erbserflärung hat die Aufname des Jmventirt 
von Seite des Gerichtes und fofort die Rechtsfolge, das der Er 
als folder den Erbjhajtsgläubigern und Segataren 
wie auch den Notherben, nur joweit verbunden wird, alä 
die Verlaſſenſchaft für ihre und aud jeine eigene, ibm 
außer dem Erbredte zuſtehenden Forderungen binreidt, 
während die unbedingte Erbserflärung zur Folge bat, daß der 
Erbe allen Gläubigern des Erblajjers und allen Lego 
taren wie aud den Notherben haften muß, wenngleid 
die Verlafienihaft zur Berihtigung diefer Forderum 
gen und Legate nit hinreicht (9%. 801, 802 a. 6. ©. &., 
daher auch mit feinem eigenen Vermögen und ohne Rüdjicht auf 
die ihm fonft an den Erblafjer zuftehenden Forderungen ($. 1455 a 
b. ©. B.).) 

Uebrigens hat ſelbſt die bedingte Erbserllärung die angegebene 
Wirkung dann nit, wenn der Erbe die ihm geſetzlich bewilligte or: 
fit der gerihtlihen Einberufung der Gläubiger unterläit, 
ober ohne Rückſicht auf die Rechte anderer Gläubiger einige derjelben 
befriedigt; denn dann haftet der Erbe, wen einige Gläubiger aus Un- 
zulanglichkeit der Verlaſſenſchaft unbezahlt bleiben, diefen ungeachtet der 
bedingten Erbserklaͤrung, mit feinem ganzen Vermögen in dem Maaße, 
als fie die Zahlung erhalten haben würden, wenn der Nachlaß nah 


4) Den Notherben gegenüber könnte der Grbe infofern in Schaden kommen, ala 
er die allfälligen Segatare zur Beitragsleiftung nach $. 783 a.b. ©, B. nicht 
verhalten kann. 
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der geſetzlichen Ordnung zur Befriedigung der Gläubiger verwendet 
worden wäre ($. 813—815 a. b. G. B.). 

Sind der Erben Mehrere, melde die Erbichaft gemeinjchaftlich 
unbedingt angetreten haben, fo find fie zur Befriedigung der Erbichafts- 
Släubiger und Legatare — unter fih nur nad Verhältniß ihrer Erb: 
tbeile beizutragen ſchuldig, — nah Außen bin aber haften fie den Erb- 
Ichaft3:Gläubigern und Legataren Alle für Einen und Einer für Alle 
(zur ungetheilten Hand, in solidum). Haben ſich dagegen die mehreren 
Erben bedingt erbserklärt, jo trifft fie diefe ungetheilte Haftung nur 
dor der Einantiwortung der Erbſchaft an fie; diefelbe hört mit der Ein: 
antwortung auf und theilt fih nach dem Verhältniße der einzelnen Erb: 
tbeile (88. 820, 821, 550 ebd.). 

Uebrigens ift nicht zu überjehen, daß auch nach der wie immer 
gemachten Erbgerflärung, aber vor der Einantwortung — alle perjön- 
lie Haftung der Erben durch dieje abgewehrt werden kann, da denn 
doch im Prozefje die Einwendung, wienach der Erbe den Nachlaß, oder 
den ihm gebührenden Erbtheil noch nicht übergeben erhalten, ſtets mes 
nigfteng ſoweit von Wirkung fein muß, daß die Erbichaft3:Gläubiger und Le: 
gatare den Nachlaß, beziehungsieife die zum Nachlaffe gehörigen Gegen- 
ftände felbft juchen müſſen, um ihre Ansprüche darauf geltend zu machen, — 
keineswegs aber auf den Erben felbit oder fein Vermögen greifen oder den Er: 
ben nöthigen können, den Nachlaß zu fuchen und zur Verfügung zu ftelen, — 
indem der Erbe vor der Einantwortung fich wohl in den Beſitz und Genuß 
des Nachlafjes jegen ann, nicht aber muß und die rechtlichen Wirkungen 
der Erbgerflärung erft nach der definitiven gerichtlichen Anname der Erbs⸗ 
erflärung, welde in der Einantwortung liegt, beginnen können. 

Das Weſen derNahlaß: Einantwortung und ihreredt- 
lihen Wirkungen oder Folgen ergeben fih ſchon aus dem Be: 
griffe, als der in der Regel blos urkundlichen Uebergabe des Nachlafjes an 
den oder die al3 rechtmäßig anerkannten Erben. Dadurch wird den Er: 
ben der Belit, die Verwaltung und Benübung der Verlafienichafts:Ge- 
genftände, — falls fie diefe nicht ſchon früher thatjächli oder 
mit Genehmigung de3 Abhandlungs:Gerichtes eingeräumt erhielten, — 
zugetbeilt, ja venfelben die volle freie Ausübung des Erbred: 
te3, eigentlich der Fülle der im Erbrechte liegenden, oder daraus fi 
ergebenden verſchiedenen Rechte übertragen. Dieſe Hebertragung oder 
Anerfennung, daher aub das übertragene Recht felbft find aber nicht 
unbedingt oder unbeſchränkt. Der im Wege der Verlaß-Abhandlung 
anerfannte Erbe wird nur fo lange für den rehtmäßigen gebals 
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ten, ols wiät ein Anderer ein beiferes, ober gleisn 
Erbredt beweifi (6. 123 des Bat). 
Ber Dielen Beweis zu liefern vermag, kann dem Erben felbii m 


Brogewege obfiegt und der geflagte Erbidafts:Achmer zur Abtretung 
der Verlaſſenſchaft gan; oder zum Theile verhalten wirb; fo find ie 
gegenfeitigen Aniprüche auf Zurüditellung der von der Exrbidait ber 
genen Früchte und anf Vergütung der im den Nachlaß verwendeten dr 
Rem nad) den Grundägen über den rebliden und mmredlide 
Befig zu beuribeilen, während ein britter reblider Befiger für dei 
der Zwiſchenzeit erworbenen Erbfiüde Niemanden verantwortlih # 
(8. 823 ebentf.). Der Erbſchaftsnehmer wird als redlicher oder unred 
Hier Beliger behandelt, jenachdem er laut des richterlichen Erkennt 
nißes aus wahriheinlihen Gründen ſich für den zu der amgetreiemm 
Erbſchaft zunähft oder ausſchließend berufenen halten fonnte, oder aber 
wiſſen, oder aus ben Umftänden vermutben mußte, daß ein Anden 
vor ihm zur Erbſchaft berufen ſei ($. 326 ebendf.). Im erſten Falk 
war ber Erbnehnter jhon allein aus dem Grunde der Nedlichfeit bereit: 
tigt, die übernonmene Erbihaft ohne Verantwortung nach Belieben zu 
brauchen, zu verbrauchen, oder zu vertilgen; ibm bleiben alle aus der 
Erbſchaft entfprungenen, bereits abgefonderten Früchte, wie aud ale 
andern fhon eingehobenen, vor zugeftellter age ſchon fälligen Nuzur: 
gen, — ihm gebührt der Erfag für den an die Erbſchaftsſachen ent 
weder zur fortwährenden Erhaltung der Subftanz, gemachten nothwen: 
digen, oder zur Vermehrung noch fortdauernder Nugungen gemachten 
nügligen Aufwand, — für den nur zum Vergnügen, oder zur Bm 
ſchbnerung gemachten Aufwand — nad der wirflihen Werthserhöhun, 
beziehungsweiſe die unſchädliche Wegnahme oder Abfonderung des Auf 
wandes von ber Subftanz (88. 329—332 ebendf.). — Der unredlich 
Erbſchaftsnehmer dagegen muß nicht nur alle dur und mit der Er 
ſchaft erlangten Vortheile zurückſtellen, fondern jelbit diejenigen, melde 
ber Verkürzte erlangt haben würde, und allen durch feine Einmengung 
in bie Erbſchaft entitandenen Schaden, — und it er dabei auf ein 
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im Steafgefege verbothene Weife vorgegangen, bis zum Werthe der be- 
fondern Vorliebe erfeben; für einen auf die Erbſchaft gemachten wie 
immer befchaffenen Aufwand kann er nur injofern Erjaß fordern, als 
der Gefchäftsführer ohne Auftrag dazu berechtigt ift (88. 335, 336 allg. 
bürgl. G. B.). 

All' das über die Wirkungen der Erbſchafts: Einantwortung Ge: 
fagte läßt fi in dem zufammenfaflen, daß dadurch der erbgerflärte Erbe 
nicht nur in den Beſitz der gefanımten Erbſchaft eingemwiejen, fondern ihm 
auch ein — etiva proviforish zu nennendes — Eigenthumsrecht auf die 
einzelnen Erbfchaftsitüce übertragen, beziehungsweife anerkannt wird, 
welches im ordentlichen Rechtswege, jo lange diefer überhaupt geſetzlich 
zuſteht, d. i. nicht verjährt ift, behoben werden kann. Diefe Natur der Ein- 
antwortung ift eine natürliche Folge des Grundſatzes, daß der richter: 
lihe Ausſpruch wohl ein Recht, beziehungsweife ſchon den Nechtätitel 
anerkennen, aber feinen, wenigſtens bezüglich des Erbrechtes ſchaffen kann, 
dann die natürliche Folge der proviforishen und fummarischen Natur 
der ganzen Verlaß-Verhandlung. Dur die mit der Eröffnung der 
Erbſchaft verbundenen Gefahren für die Rechte der Erben felbit und 
die bürgerlihe Dronung überhaupt bervorgerufen, bat die Verlaß: 
Verhandlung, ganz befondere Ausnamsfälle abgerechnet, eine fürmliche 
Unterfuhung des Vermögens, der Berhältniffe des Erblaſſers und der 
Erben zu vermeiden und nur inner der durch die Angehörigen des 
Erblaſſers, oder andere glaubmwürdige Zeugen gemachten unverbächtigen 
und nicht widerfprochenen oder beftrittenen Angaben fi zu halten 
(8. 123 des Pat.). Nicht Beweiſe, fondern unverdächtige Angaben find 
die Grundlagen der Verla: Abhandlung; diefe und die fie abjchließende 
Einantwortung begründet nah dem Gejagten allerdings nur einen pro: 
piforiihen Zuftand, aber diefer ift nicht um Diele mehr proviforisch, 
als der Rechtszuftand überhaupt. Gleichwie alles menjchliche Recht über- 
haupt nicht auf objeftiver, oder abjoluter Wahrheit, fondern nur auf 
einem gemifjen höheren Grade von Wahrfcheinlichkeit beruht und von 
der menſchlichen Rechtsſprechung auch nicht mehr verlangt werden kann; 
ebenjo verhält e3 fih mit dem Erbrechte insbejondere. Jedes Recht, 
wenn es auch noch fo feit begründet und unumftößlich ſcheint, beiteht 
nur infolange, al3 nicht das damit unvereinbare Recht eines Andern — 
natürlich im Rechtswege bewiejen wird und diefer ift Niemanden und 
nie verwehrt. Jedes Necht entlehnt feine Stärle von dem ihm zum 
Grunde Tiegenden Rechtsgrunde und feine Feftigleit it durch ‚jene des 
rundes bedingt. Dasfelbe gilt auch vom Erbrechte und da der Rich: 
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fprechend befeftigt und vorgebeugt werde, damit folder nicht jedem ſtö⸗ 
renden Eingriffe Dritter erliege und wiederholten Schwankungen preis: 
gegeben bleibe, welche den allgemeinen Recht3zuftand bedeutend in Frage 
ftellen und Verwirrungen berbeiführen könnten, zu deren Behebung der 
förmliche richterliche Ausspruch viel zu ſpät käme. 

Die Verlaßabhandlung iſt ein rechtspolizeiliches Inſtitut, ein von 
ben beilfamften $olgen begleitetes Proviſorium, welches den Rechtöver: 
wirrungen und Streitigkeiten vorzubeugen, fie im Keime zu eritiden 
berufen ift. Es iſt um fo beilfamer, wenn wie natürlich damit (me- 
nigftend in der Regel) auch die behördliche Thätigkeit in Betreff der 
Pflegihaften — Bormundfchaften und GCuratelen in Verbindung 
gebracht wird, da zur zeitgerechten Wahrnehmung diefer Fälle die Ber: 
laßabhandlungen den beiten Anlaß biethen. E3 müßte zu weit von 
dem eigentlichen Gegenjtande diefer Abhandlung ablenken, wollten bier 
auch die Pflegſchaft und die dabei fich ergebenden Amtshandlungen aus: 
einandergejegt werden; es mag die Bemerkung genügen, daß nad) allen 
bisherigen Erfahrungen die bebördlihen Einwirkungen auf die Pfleg: 
Ihaften nicht zu entbehren find und die Todesfälle ald meift ebenfo 
viele Fälle der Pflegichaftseröffnung am lebhafteiten zur Wahrung der 
Intereſſen der Pflegbefohlenen auffordern. 

Es ift nicht zu verfennen, daß bei dem ämtlichen Einfchreiten in 
Abhandlungsſachen, wie in polizeilichen Angelegenheiten überhaupt, gar 
leicht zu viel gethban und in dem Streben nad dem unerreichbaren Zu: 
viel leicht felbjt dag Wenige unerreiht und nur eine Summe zwecklo— 
jer Verationen der Parteien erübrigen und als legte Folge bievon die 
Bereitlung deflen, was dieje felbft ordnen würden, bewirkt werden kann. 
Da ijt aber die wichtige Aufgabe der Gefebgebung, das rechte Maaß 
zu halten und dieſes meinen wir, ift durch die Öfterreichiichen vorftehend 
ſtizzirten Beſtimmungen nicht überfchritten und erjcheinen diefe noch be- 
friedigender, wenn man einen Rüdblid auf die älteren Zuftände, aus 
denen fi) das gegenwärtige Inſtitut herauögebildet, dann einen Blid 
auf die ähnlichen Einrichtungen anderer Staaten wirft. 


IV. Aeltere Zuftände in Deſterreich. 


Wenngleich die ftaatlide Thätigkeit in Betreff der Todesfälle in 
ber frübern Zeit, wie bei allen andern geſellſchaftlichen Inſtituten, nur 
in einzelnen Aften bejtand, die Hauptſache jelbft aber mehr nur Fami⸗ 
lienſache war, jo kann doch ſchon in den bezüglichen Zuftänden das 16. 
und 17. Sjahrhundertes der Grundcharalter, wie ihn die jetzige Verlaß⸗ 
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abhandlung in Defterreich aufweiſt, nicht verfannt werben; bie außen 
ämtliche VBefigergreifung des Nachlaffes durch die Erben, das ämtlide 
Einfreiten durch Sperre, Inventur und Theilung nur über Verlangen, 
oder zur Wahrung der Rechte jhupbedürftiger Erbsintereffenten, end: 
lich behördliche Befigeinweifung nad. ſummariſcher Unterſuchung ohne 
befinitive Feſtſetzung des Erbrechtes, — zeigen durchweg einen Vorgang, 
wie er ſich bis jetzt im Wefen erhalten. Natürlih wurden die verigie 
denen Theilakte diejes Verfahrens ſowohl von Seite der Erbsinterejien- 
ten, als der Behörde im Verlaufe der Zeit mit Ausbildung aller an: 
dern Rechtsinſtitute auch weiter ausgeführt und verfchiedene Detailbe 
ſtimmungen nicht bloß zur Sicherung des Hauptzivedes, ſondern aus 
verſchiedenen andern Rückſichten erlafien. Wie bei manchen andern Ein 
richtungen, war es auch bei der Verlaßabhandlung der Fall, daß Ne 
benrüdfichten allmählig eine überwiegende Würdigung fanden, melde 
den Hauptrüdjihten dadurch abträglich wurden, und das Mejen des 
Imftitutes zu verwiſchen drobten; vornehmlich war es der finanzielle 
Punkt, welcher jehr bald befondere Aufmerkjamfeit fand und in der Ge 
richtspflege eine fehr ergiebige Duelle des Einkommens erbliden lieh, 
welche dort befonders ausgebeutet wurde, wo der Staat Die Ausübung 
ber Jurisdiktion als förmlich im eigenen Namen auszuübendes 
Recht in die Hände von Privaten legte, welches fo manche früher nur 
allmäplig entftandene Pflichten in Nechte verwandelte und das Läftige 
derfelben in dem begleitenden Tucrativen Ertrage vergefien ließ. — Dieje 
Rückſichten waren e3, welche, nad bejtimmten Spuren ſchon in der zwei: 
ten Hälfte des 17. Zahrhundertes, ohne daß beftimmte Gefege gegeben 
worden wären, die Verlaßabhandlung in Manchem eine andere Form an: 
nehmen ließen. 

Vieles, was über diefe Zeit gejagt wird, ift übertrieben und Bor: 
würfe, die ihr gemacht werden, find ungegründet. Daß zwiſchen den vielen 
Privat: Jurisdiktionen eine geiviffe Eiferfught in Aufrechthaltung des 
Jurisdiltionsrechtes und Vorfiht, um fi die Gelegenheit eines Tucra: 
tiven Einſchreitens nicht entgehen zu laſſen, entitand, ift natürlich. Die 
Sperre des Nachlaſſes, wenn auch meift nur ſimboliſch durch eine die 
freie Dispofition mit der Erbſchaft nicht beirrende Aufdrückung des ämt: 
lichen Siegel (Jurisdictions:Sperre), gerihtlige Eröffnung der Tefta- 
mente, Nothwendigkeit der gerichtlichen Beſitzeinweiſung — wurden bie 
Regel, aber auch nicht ohne Ausname; im Allgemeinen Tann man nur 
fagen, daß die damaligen Jurigbiftionen mit einem vielleicht übertrie 
benen Eifer und vielfah aud dort eingeihritten, wo es überhaupt 
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nicht, oder doch nicht in dem Maaße nothwendig war, als es geſchah. 
Unſtreitig wird aber dieſer, wenngleich vielleicht auch durch unlautere 
Motive erregte übertriebene Eifer mehr Gutes als Böſes zur Folge ge: 
habt haben. ' 

Es kann nicht Wunder nehmen, daß die pofitiven Gejeße von der 
allmälig berangebildeten Uebung Kenntniß nahmen und daß das in gejeß- 
liher Form beftimmt und vorgejchrieben wurde, was bisher auf par: 
titulärer und verſchiedener Uebung beruhte, welche gefeglichen Beltim- 
mungen in dem Patente vom 9. September 1785 die erfte ſyſtematiſche 
Behandlung fanden. Dieſes Gefeb mit den aus derjelben Zeit berrüb: 
renden Bartitularentfcheidungen erhoben das Inſtitut der Verlaß: Ab⸗ 
bandlung — man fann jagen auf den Höhenpunkt der Ausbildung oder 
Berbildung, indem diefe Beftimmungen ald Hauptgrundfäte die Ob: 
forge der Abhandlungsbehörden von Amtswegen dafür, daß der Wille 
des Erblafiers nah allen Richtungen bin erfüllt "werde, und Seder 
das ihm vom Nachlaſſe Gebührende erhalte, daß daher alle Erb: 
ſchaftsſchulden, Legate und Gebühren berichtigt werden und dem Er- 
ben und zwar dem wahren Erben nur der reine Nachlaß zufomme, 
— binftellten. 

Ungeachtet der ziemlich beſtimmten Faſſung und der langjährigen 
Geltung dieſes Geſetzes bat es doch die hergebrachte Uebung in Saden 
der Berlaßabhandlung nicht weſentlich geändert, — außer, daß die Be: 
börden meiſt eine ämtliche Liquidation mit den Erbichaft3:Gläubigern 
‚vornehmen und auf Abfuhr der Legate mehr dringen mußten, die an⸗ 
gegebenen Grundſätze aber durchzuführen ſich nicht bemühten. 

Die Vorfchriften des Weft:Gallizifchen Geſetzbuches, dann jene des 
allg. bürgerlihen Geſetzbuches und die Inſtruktionen vom 19. Jänner 
und 2. Juli 1824 trugen der hergebrachten praktiſchen Anſchauung mehr 
Rechnung, ließen von den Anforderungen des Gefetes von 1785 bedeu⸗ 
tend nad und fanden in dem k. Patente vom 28. Juni 1850 eine 
vielfach verbefjerte, ergänzte neue Ausgabe. Eine abermals neue Aus⸗ 
gabe bildet das k. Patent v. 9. Auguſt 1854, welches von dem Geſetze 
des Jahres 1850 nur in einzelnen Nebenbeftimmungen abweicht. Der 
Vorzug des Textes ift unftreitig, doch würde eine ausführliche Ver- 
gleihung beider Gefege von dem eigentlichen Gegenftande diefer Ab- 
handlung zu weit ablenten, auch zu wenig praktiſchen Werth biethen, 
da das neue Geſetz Schon eine faft achtjährige Geltung für fich bat. 
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V. Gefeggebung des Auslandes. 


Man würde gewiß eher Bedenken tragen, zu Gunſten ber im Bor 
ftehenden auseinandergejegten öſterreichiſchen Gefege tiber die Berlak 
abhandlung zu fprechen, wenn ſich in den Gejegen des Auslandes etivas 
Begehrenswertheres zeigen tmirde, was jedoch nicht der Fall iſt. Um 
ſich nicht ing Weite zu verlieren, feyen nur die ihren bürgerlichen Ge 
ſetzen überhaupt nach den öſterreichiſchen verwandten Gefege Frank 
reis und Preußens erwähnt, Beide dieje Gefeggebungen (die jran- 
zoſiſche wenigſtens bei den ehelihen Blutsverwandten, höritiers lögiti- 
mes im engeren Sinne) Fennen eine förmliche Erbserflärung nicht, fe 
laſſen die Erbſchaft vom Erblafjer ipso facto an die Erben überge 
hen und die Erben müſſen fogar ausdrüdlih und vor Gericht 
erfären, daß fie dem Erbrechte entjagen, darauf verzichten 
fern fie diefen Uebergang des Vermögens verhindern wollen. Beiden 
übrigen Erben ift nach franzöfifchen Gefegen eine fürmliche Erbserlii 
rung erforderlich. 

In beiden Gefegen find mit wenigen Abweihungen all’ die Fülle 
anerkannt, vo das Gericht von Amtswegen, oder über Verlangen der 
Intereſſenten mit der Verfiegelung und Sperre des Nachlafjes vorzu 
gehen bat, wie nach öfterreichiihen Gejege. Dasfelbe und noch genauer 
gilt von Aufnahme des Inventars. Beide Gefege endlich fchreiben für 
gewiſſe Fälle, richtiger Weile Fann man fagen für alle Fälle, wo nidt 
blos eigenberedhtigte, befannte Erben und von Seite des Erblafjers nicht 
befondere öffentliche Verpflichtungen eintreten, — ein gewiſſes Legiti: 
mationsverfahren vor, wornach die Erben, und zwar insbefondere auch 
die gefeglichen Erben behufs Erwirkung der behördlihen Beſitzeinwei 
fung in den Nachlaß nicht nur ihr eigenes Erbrecht, fondern auch den 
Abgang anderer gleich nahe oder näher berufener Erben beweijen müf 
fen und die Behörde erft nach ftandhaft befundenen Beweife, nach fran: 
zoͤſiſchen Nechte unter Umftänden nur gegen Cautionsleiftung für Ser: 
ausgabe der Erbſchaft im Falle ſich Tpäter meldender beijerer Erben, 
mit der Befig:Einweilung vorgehen Tann. 

Wie fehon aus dem früher über die rechtliche Nothiwendigkeit ver 
Erbserklärung, al3 der ausdrücklichen Anname oder Antretung der Erb: 
ſchaft, Gefagten zu entnehmen, widerfpricht die Fiktion eines Vermögens: 
MUeberganges durch den Tod des Erblaffers ipso facto an den Erben 
und eine Nöthigung der Erben, die Erbſchaft ausdrüdlih abzulehnen, 
den Grundfägen des Rechtes, wienach jeder Rechtserwerb den Willen, 
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die Erwerbs-Abſicht des Erwerbers vorausſetzt und ohne dieſe feinem 
Rechtsſubjekte ein neues Necht, noch minder eine Pflicht aufgedrungen 
werden kann; es widerspricht den Grundjäßen des Rechtes, wenn der 
Erbe eine ausdrüdliche Entjfagungserklärung abgeben muß, da den rich: 
tigen Rechtsprinzipien gemäß gegen ihren Willen feine Perſon zu einer 
Handlung genöthigt werden kann, blo3 um den gegenwärtigen, bishe— 
rigen Zuftand aufrecht zu erhalten. Daß das Erbrecht ein neues, erit 
mit dem Tode des Erblaſſers entitehendes Recht, beziehungsweiſe ein 
Inbegriff von folden Rechten ift, läßt fich nicht läugnen, ebenſowenig, 
daß damit gleichviele Pflichten verbunden find, die der Erbe mit den 
Rechten übernimmt; unter Umftänden folgt aus der Erbfchafts:Weber- 
nahme eine völlige Vermengung oder Vereinigung der Vermögen des 
Erblaffer3 und des Erben, fo daß die gegen den Erblafjer Berechtigt: 
Geweſenen dann gleichberechtigt gegen den Erben werden und ihre An: 
fprüche gegen diefen ala Rechtsobjekt der vereinten Maſſa richten, ohne 
fih in eine Unterfheidung der Objekte nach dem früheren Zuftande ein: 
zulafien. Um diefe fo weſentliche Veränderung der Rechtsverhältniſſe zu 
verhindern, fol der Erbe nun eines ausdrücklichen gerichtlihden Prote— 
ftes bedürfen, er muß ſich erflären, um nur jeinen bisherigen Rechts: 
zuftand zu erhalten? — Der Gefeßgebung bleibt unveriwehrt, dag Erb- 
recht anzuerkennen, beziehungsweije ein nad Umſtänden mehrfaches Erb: 
recht pofitiv zu Schaffen; dieß Tann aber nur derart gejcheben, daß den 
zum Recht3erwerbe fähigen und berufenen Berjonen die pofitiv:rechtliche 
Möglichkeit des Erbrechtserwerbes eröffnet, ihnen jedoch die Freiheit 
gelafjen werde, von diefem Nechte Gebrauch zu machen, oder nicht! 
Wenn wir weiter das Legitimationsverfahren des preußifchen und 
franzöſiſchen Rechtes betrachten, melches für al’ jene, keineswegs me: 
nigen Fälle vorgefchrieben ift, wo eine Ipso-jure:ebertragung der 
Erbſchaft nicht ftattjindet; fo zeigt ſich darin einestheilg eine übermä- 
Bige Bevormundung der Privat: Berfonen in ihrem natürlicden, unver 
dächtigen Betragen, andererfeit3 ein offenbares Mißverhältniß zwiſchen 
dem endlichen Nefultate und der vorgängigen Verhandlung. Ein über: 
triebenes Bevormundungsſyſtem liegt darin, wenn befonders bei geſetz⸗ 
lichen Erben, (mie insbeſondere nah preußifchen Rechte), welche denn 
doch in der Regel dem Erblafler wenigſtens beim Ableben auch lokal 
nabe zu fteben pflegen, und deren Berwandtichafte-Verhältniß notorifch, 
oder doch in der Umgebung allgemein anerkannt ift und infolange da: 
gegen von Niemanden Bedenken erhoben, oder Klage geführt wird, — 
der mitunter ſchwere oder doch kofifpielige Beweis der Verwandtſchaft, 
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ja der noch ſchwerere, oft gar nicht herſtellbare Beweis des Abgangs 
mäberer, oder gleich naher Verwandten gefordert wird. Nur ein ch 
fenbares Mißverftändniß kann dem Verlaßverfahren nach öſterreichiſchen 
Rechte den Vorzug vor diefen Legitimationsverfahren ftreitig machen, 
welch erfteres ſich bei Ermittlung des rechtmäßigen Erben mit den m: 
verbächtigen Angaben der Angehörigen und Umgebung des Etrblaſſen 
begnügt und dadurch, daß es den durch die Verhältniſſe und den ne 


türlihen Lauf der Dinge herbeige uftand, jo Lange nit reit 
liche Bedenken dawider erhoben e auch als rechtlich amerkemt 
und fortbeftehen laͤßt, — ber mögl ien und felbfiftändigen Ent: 


wicklung der. bürgerlichen Nehtsvt.,... e und fo der bilrgerliden 
Freiheit überhaupt volle Rechnung trägt. 

Ein Mißverftändnig zwiſchen der Lea itimations-Berhandlung un 
dem darauf gebauten Nefultate enblih li | darin, daß ohne ein fü 
liches Rechtsverfahren durch die Behörde „efinitiv über das Exrbreii 
derart abgeſprochen wird, als hätte ein ſolches Verfahren ftattgefuns, 
wodurch richt geringe Schiwierigkeiten bereitet werden, wenn nad x 
Hand dennoch irgend ein Erbprätendent, welcher vielleicht von demk- 
gitimationsverfahren Kenntniß zu erlangen außer Stand mar, in geſch 
mäßiger Weife Hagend auftritt, um im Rechtswege ein anderes, ncd 
mehr definitives Recht zu erjtreiten. — Dem gegenüber bleibt das öfter: 
reichiſche Verfahren ganz conjequent, wenn es von der Anerkennung 
unverdächtiger und unbeftrittener Angaben ausgehend, ohne Rechtäver 
fahren auch nicht weiter gelangt, al3 zur urkundlichen und behördlichen 
Feſtſtellung des, aus den Angaben fich ergebenden Nehtszuftandes, ale 
eines probiforifchen, daher ohne Präjudiz für jedweden im ordentlichen 
Nechtswege zu erhebenden Anſpruch. 


VI. Abwehr von Angriffen. 
a. Im Prinzipe. 

Wenngleich an dem Verfahren in feinen Detailbeſtimmungen Man⸗ 
es im Intereffe der Einfachheit, Kürze und Koftenverminderung zu wär: 
ſchen bleibt und wenngleich wir insbeſondere die Befeitigung der Schriftlich 
keit, d. i. die Abforderung ſchriftlicher Ausweiſe und Aufflärungen u. ſ. w 
und möglicfte Enthebung der Abhandlungsinftanz von der Mitwirkung bei 
der Gebührenbemeffung und Behebung ald im Intereſſe der Sache und 
ihres Weſens begehrenswerth bezeichnen; fo geben wir im Allgemeinen 
das Votum für volftändige Aufrechthaltung des Inſtitutes der Verlaß⸗ 
Abhandlung ab und halten uns überzeugt, daß ohne dieſes eine entſprechende 
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behördliche Pflegichaft geradezu unmöglih und für die große Menge 
des Volles eine angemeſſene Rechtspflege jehr erichwert wird. Dieſes 
Botum fünnen wir auf eine vieljährige praktiſche Erfahrung ſtüzen und 
halten ung des Beitrittes aller praktiſchen Juriſten Oeſterreichs verſi— 
chert, welche Gelegenheit gehabt, die Natur und Wirkungen der einzel- 
nen Rechtzinftitute im großen Haufen des Volkes Tennen zu lernen und 
zu verfolgen. Am nadhhaltigiten werden Ungarns Völker die Aufhebung 
des Verlaßabhandlungs: Inſtitutes und der dadurch bedingten gerichtli- 
hen Pflegichaft bedauern, denn das Volk hat dort durch acht Jahre 
die großen Vortheile diefer Inftitute Jchägen gelernt. Hätte man dem 
Bewohner Ungarns einen der großen Altenfascikel vorgezeigt, wie fich 
deren leider jo viele bei den Gerichtöhöfen vorfinden, um ihnen eine 
Borftellung von der Verlaß-Abhandlung zu geben, da wären Sie wohl 
zurüdgeihredt morden. Sie konnten Anfang3 nicht mohl begreifen, 
warum das Gericht von den Todesfällen fo begierig Kenntniß nimmt 
und bei Außeinanderjegung des Erbvermögens und Vereinbarung der 
allfeitigen Intereſſen fo viel Zeit und Mühe nicht ſcheut; — als fie 
aber wahrnahmen, wie gewiflenbaft die Rechte der Pflegbefohlenen ge: 
Ihüßt wurden und als nad Jahren manche Berfonen in der Meinung, 
die vor Zeiten gepflogene gerichtliche Verhandlung fei ſchon längſt ver: 
geilen, mit rechtswidrigen Anſprüchen auftraten und die einfadhe Durch: 
ficht eines gerichtlichen, faum bogenlangen Protokolles über die Ord— 
nung der Erbanjprüche genügte, um alle derartigen Begehren für im: 
mer zum Schweigen zu bringen; dann mußten fie befennen, daß das jo- 
genannte „deutiche Gejeg” — wenn es auch für manche der jo eigen: 
thümlichen hervorgebrachten Rechtsverhältniffe des Landes nicht genügte (2), 
doch für alle natürlihen und ungelünftelten, auch einzig wünschen: 
werthen Rechtsbeziehungen vollkommen ausreiche und als eines der koſt⸗ 
barſten Erwerbniſſe mit größtem Danke bewahrt zu werden verdiene, 

Wir hätten uns der urfprünglichen Abjicht nach begnügt, das We: 
jen des Abhandlungs-Inſtitutes auszuführen und feine Zweckmäßigkeit 
und Nothwendigfeit aus der Sache ſelbſt darzuthun, die bezüglichen ge: 
jeglichen Beſtimmungen zu fkizziren und aller Polemik fern zu bleiben. 
Wenn aber ein Botum für Aufhebung der Verlaßabhandlung joweit 
geht, daß es die Verlakabhandlung überhaupt unter die Inſtitute des 
Privatrechtes verjegt, die theild in Folge der geänderten politiichen und 
jocialen Berhältniffe, theil3 aus andern Gründen ihre innere Bedeu: 
ung und Berechtigung verloren haben, im heutigen Nechtzleben eine 
anomale und unvortheilbafte Rolle jpielen, jo daß eine baldige Belei- 

Haimer!’# Bierteljahresigrift f. Rechtsw. X- 2. 16 
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tigung ober Umgeftaltung derjelben dringend zebothen erjdheint,* em 
darin „das Imftitut als Nefultat hiftoriicer WMikbildung, patrimenis 
ler Bevormundungsſucht und ſiscalijchet — eflärt mb 
wenn dem Inſtitute ganz verfehlte Grundprinzipien nadhgeiviejen wer 
den wollen; 2) fo dürfte in diefem Botunt eine geisiffe Aufforderung 
und zugleich Rechtfertigung liegen, zu Gunſien des angegriffen je 
flitutes Alles vorzubringen, was bie mm faſt Fundertjährige praktiide 
Erfahrung an die Hand gegeben. An iti 


Prinzipien, ohne fie darin finden zu Löimen®), die Prinzipien, 1. de 
Nachlaß fol nur den wahren Erben ausgefolgt werden und 2. nur 
der reine Nachlaß foll dem Erben eingeantwortet werden. 

Daß diefe Säge dem öfterreihifchen Verlababhandlungs-Verfahm 
nicht zum Grunde liegen, darin nicht zu finden find, wird zugegeben; 
es frägt ſich aber, ob fie darin gefucht werden, darin gefunden werden 
folfen? welche Frage wir verneinen. — Die Verlaßabhandlung be 
zielt die Ermittlung und Anerkennung des nad den Umftänden wahr: 
ſcheinlichen, weil nicht beanftändeten, durch das Geſetz oder den il: 
len des Erblafjers berufenen Erben und überläßt die definitive Anc: 
tennung des wahren Erben dem gerichtlichen Ausſpruche nach abgeführt 
ten Rechtsſtreite und den darin geführten gefegmäßigen Beweiſen; — 
nur in dieſem weiteren, mehr nur proviforifhen Sinne läßt das öfter: 
reichiſche Geſetz das jogenannte Legalitäts-Prinzip im Verlaßabhand 
lungswege gelten. Wenn das Geſetz von einem Beweiſe des Ab 
rechtstitels und Ausweiſe des Erbrechtes fpricht und wenn es die Ei 
antiwortung des Nachlaſſes von der gehörigen Darthuung des Erbrei; 
tes abhängig macht (8. 122, 149, 174d. Pat. 0.3.1854), fo erklärt 
dasjelbe zugleich näher, im welchem Sinne es dieſe Nachweifung ver: 
ftanden haben will, An der Hand einer richtigen Auslegung finden die 


Allg. öfterr. Ger. Sie. 1861 Nr. 87 ud. f. 
Allg. öfterr. Ger. Beitg. 186%, Nr. 14—23. 





R. v. Helm: über Verlaſſenſchaftsabhandlung. 229 


bemerkten Stellen, wie überhaupt das in Frage jtehende Prinzip — die 
erihöpfende Beleuchtung und Erflärung in dem ſchon öfter berufenen 
8. 123 des Pat., worin deutlich gejagt ift, wann und inwiefern die Ab⸗ 
bandlungsbehörde einen Beweis des Erbrechtes zu fordern, oder fi) 
mit den unverdäctigen und unbeitrittenen Angaben zu begnügen bat. 
Ebenſo deutlich ergibt ſich der Geilt des Gejetes bei Zuſammenhalt der 
eben bervorgehobenen Geſetzesſtellen mit den 88. 823 und 824 d. a,b, 
G. B., melde von der Geltendmachung des wahren oder definitiven 
Erbrechtes gegen die proviforiihen Verfügungen im Abhandlungswege 
ſprechen und die rechtlichen Wirkungen der Einantwortung klar und be- 
ftimmt feitfegen, diefelben nah der Neblichkeit oder Unredlichkeit des 
Erben ala Belignehmers unterfcheiden und hiedurch die proviſoriſche 
Natur der Verlaß:Einantwortung fennzeichnen. Wenn dieß wahr ift, 
wenn die Berlaßabhandlung zufolge diefer ſummariſchen und provifo- 
riihen Natur, au in ihrem endlichen Refultate fih mit der Ermitt- 
lung des angebliden, vermeintliden, vermuthlidhen oder 
wahrſcheinlichen Erben begnügt; fo find die weitern Beſtimmun— 
gen nur natürliche und nothwendige Conjequenzen, — daß nämlich die 
Einantwortung dem im Rechtswege zu beweifenden wahren oder relativ 
befjern Erbrechte Anderer nicht präjudicirt (8. 823 a. b. ©. B.), daß 
die Abhandlungsbehörde nicht felten denjenigen als Erben anerkennt, 
öfter wohl als Erben fortbeitehen läßt, dem das Erbrecht möglicher 
Weile nicht gebührt (da die bloße Wahrficheinlichkeit die Möglichkeit des 
Gegentheiles nicht ausfchließt), und der Erbe, ungeachtet der durch die 
Einantwortung erhaltenen gerichtlichen Anerkennung feine Garantie für 
die Dauerhaftigleit feiner Anſprüche beligt. Webrigens ift es in ber 
Regel immer der Erbe, welcher die Feſtigkeit und Dauerhaftigkeit feiner 
im Abhandlungswege anerlannten Anſprüche anı beiten, wenigitens ſiche⸗ 
rer, als die Abhandlungsbehörde kennt und ermeflen kann, ob und in- 
wiefern zu beforgen iſt, durch einen andern Prätendenten verdrängt zu 
werden. Eine, wenigſtens in Anjehung der Ausführlichleit neuere Bes 
ftimmung ift die des 8.180 des Pat. v. J. 1854, nach welder im Falle 
wenn nah Einantwortung der Erbichaft eine (damit unverträge 
liche) legte Willenserllärung entdedt wurde, ohne neuerliche Abhande 
ung der Verlaſſenſchaft, die entdedte Iegtwillige Erklärung blos bei der 
Abhandlungsbehörde kundgemacht wird, die Intereſſenten aber bies 
von blos zu verftändigen und ihnen die Geltendmachung ihrer Rechte 
aus der Erklärung gegen den Erbichaftsbefiger im ordentlichen Rechts: 
wege freizulafien ift. Diefe Anordnung wird von ber Gegenanficht in 
16 * 
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worden und exit dann dus (mit jener mmvereinbare) Teſtament ſich fir 
det. Hier if kein Grund, das fummariiche Verfahren der Berlsgubhur 
lung behufs einer nemerliden proviforiichen Entideibwng, mie im be 
Einantwortung liegt, zu wiederholen; der Zwed diefer prowiforiichen 
Berhandlung und Entideidung ift durch die ſchon durchgeführte erreicht, 
den möglichen üben Folgen und Gefahren, welche beim Ableben de 
Stecytöfubjektes in Betreff feiner gehabten Rechte und deren Uebergar 
ges an die rechten Perfonen entftehen können, ift begegnet, jegt iR ex 
Hedtöftreit zwiſchen dem Erbſchaftsnehmer aus der Einantwortung nt 
dem durch das Teflament berufenen Erben unvermeidlich und behilt 
es natürlidy bei der durch die Einantwortung getroffenen Rechtsert: 
nung fein Beenden folange, bis der Rechtsſtreit einen andern Berech 
tigten herausſtellt. Richt der Zufall, wenigftens nicht er allein, fonders 
das geänderte Stadium der Rechtsordnung ift es, welches in Geltend 
madung der Rechte des Teftamentserben eine Aenderung bewirkt. Du: 
der Erbe auch bei Einantwortung des Nachlaſſes auf Grund eines Te 
flamentes in feinem Rechte infoweit nicht ſicher if, daß dem Teftamente 
gegenüber ein dreijähriges Beſtreitungsrecht zufteht ($. 1487 a. b. @. 
B.), Tann hier nicht beanfländet werden, weil dann jedes Beftreitungk: 
echt auch andern Rechtsgründen gegenüber bezweifelt und hiemit eine 
Menge Rechte völlig aufgehoben würde; bei der Einantwortung auf 
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Grund des Teftamentes unterliegt das Beitreitungsrecht um fo minder 
einem Bedenken, als die Abhandlungs-Inſtanz Behufs der Einantwor: 
tung fih mit einem dem Inhalte und der äußern Form nad) gefek: 
mäßig verfaßten legten Willen, deilen Rechtsgültigkeit nicht beftritten 
wird, ohne alle weitere Prüfung begnügen muß, während jede weitere 
Erwägung der fürmliden gerichtlichen Verhandlung und Entſcheidung 
für den Fall einer fpätern Klage vorbehalten bleibt (8.123 des Pat.). 
Die weitern gejeglihen Beltimmungen, daß demjenigen, der im Falle 
widerſprechender Erbserllärungen binnen der beftimmten Frift die Klage 
nicht einbringt ($. 125 des Pat.) und daß den Erben, die ſich unge: 
achtet der Ediktalaufforderung nicht gemeldet (8. 128 ebendf.), ihre An: 
Iprüche durch die gelegliche Verjährungsfrist vorbehalten bleiben, find 
ein weiterer Ausflug der blos proviforiichen Natur der Verlaßabhandlung, 
das Geſetz verfügt die Verlaßabhandlung, um weitere üble Folgen zu verhü— 
then, obne jedoch den Erben zu nöthigen, feine eigentlichen Erbanſprüche frü: 
ber, als ohne diefe Verhandlung, nämlich vor Ablauf der gefeglichen Verjäh⸗ 
rungsfriſt geltend zu machen ; diefe bleiben, wenn er fie nicht geltend machen 
will, ungefchmälert folange, bis fie auch ſonſt und ohne Rückſicht auf die 
Berlaßabhandlung verjährt worden wären. Das Geſetz wahrt aber dem 
Erben für diefe Fülle nicht alle Rechte, Tondern nur das Erbredt 
felbft ; die Verlaßabhandlung wird ohne ihn gepflogen, es wird für ihn 
ein Curator beftellt, der den Nachlaß in Gemeinſchaft mit den etivaigen 
übrigen Erben zu verwalten und zu vertreten, die Eintreibung der Ak— 
tiven zu beforgen, die Liquidation der Nachlaß-Paſſiven mit allen Rech⸗ 
ten des Erben vorzunehmen und die Befriedigung der Erbſchafts Gläu— 
biger, wie der Legatare vorzunehmen berechtigt if, und nur der bier: 
nad mit fremden Anfprücden nicht belaftete Erbtheil des Erben und 
felbit diefer nur nach Abzug aller Abhandlungs- und Curatels-Koſten 
bleibt dein Erben dur die Verjährungszeit vorbehalten (8. 129 des 
Pat.). Alles dieß find nothwendige Verfügungen, wenn nicht die Ver: 
laßabhandlung ganz aufgehalten und die übrigen Erben, wie die Erb: 
Ihaftsgläubiger und Legatare in Geltendmachung ihrer Anſprüche grund: 
[08 beirrt werden jollen. Weiter, als die Erreihung dieſes Zwedes 
fordert, geht das Geſetz nicht und wahrt die Rechte des Erben durch 
die ganze Verjährungsfrift. 

Die Gegenanfiht beanftändet weiter, daß es nach dem Gefete über 
die Verlagabhandlung fogar Fälle gibt, wo die Einantwortung an Sub: 
jekte erfolgt, denen der Nachlaß wahriheinlid nit gebührt; 
ein folder Fall fei der, wenn der belannte Erbe binnen der beitimmten 
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Feift die Erbſchaft weder antritt, noch ausfhlägt. — Die 
Bedenken ſchwinden, weil in diefem Falle überhaupt feine Einantwer 
tung erfolgt, fondern der ganze Nachlaß, beziehungsweiſe der nicht an 
getretene Erbtheil nach Ablauf der Verjährungsfrift als erblos dem 
Staatsſchatze zu übergeben ift (88. 120, 128—130 des Pat.), oh 
daß eine Erbsverhandlung gepflogen wird, welche nur und erft banı 
geſchehen müßte, wenn ſich der Erbe binnen der Verjährungsfrift zum 
Erbtheile meldet. Der Staatsſchatz iſt : nicht eine Werfen, der ir 
Nachlaß wahrſcheinlich nicht gebührt, ſondern diejenige, welcher er wahr 
ſcheinlich gebührt und aud definitiv bleiben wird, weil bei dem 
erfolglofen Verlaufe der Ebiktalfrift wenigftens als wahrſcheinlich nikt 
anzunehmen ift, baß fich der Erbe fpäter, vor Ablauf der Berjährunge 
feift melden werde. 

In Betreff der Rechtsfolgen: ver verlaßbehördlichen Auffer 
derung der Erben zur Erbserllärung und der Nichtbent 
Yung der hiezu ertheilten einfachen, oder Ediftalfrift, on 
erwirkten Bedenk⸗ und Weberlegungsfrift hat die öfterreichiiche Gejehr 
bung eine Zeit geſchwankt und dürften die bezüglichen geſetzlichen Aus 
drüde auch gegenwärtig nicht jo gewählt feien, um alle Mißverftänt 
niſſe auszuſchließen. Das berührte Schwanten beſchränkt fich dara, 
daß nad) den Beltimmungen des Weſtgaliziſchen Gejegbuches (8. 610, 
612) die Nichteinbringung der Erbserflärung binnen der urjprüngliö 
ertheilten, oder erweiterten Frift als Entfagung des Erben angee 
ben werden wollte. Außer diefer partitulären Beſtimmung — witd der 
ſchon ältere Grundſatz in allen fpäteren Geſetzen ) anerkannt, daß ti 
Nichteinbringung der abgeforderten Erbserklärung, alfo Nichtbenügung 
oder Verfäumniß der hiezu beftimmten Friſt ohne Hinzutritt der Br 
jährung als einer allgemeinen Erlöfhungsart der Nechte — den Erbe 
des Erbrechtes nicht beraubt; — über die mittlerweiligen Verfügunge 
aber wird in den Gefegen unterſchiedlich beftimmt. Nach dem Hofe 
frete vom 15. Juli 1826 follte für den Fall, da der befannte Er 
der Aufforderung ungeachtet die Erbſchaft weder antritt, noch ausschlägt, 
ein Verlaf-Cuvator beftellt, durch diefen die Erbſchaft, refpective der 
Erbtheil vealifirt, gerichtlich deponirt, dem Erben feine Rechte daraı 
durch 30 Jahre vorbehalten, dann aber das Depofitum dem Fiskus 
übergeben werden. — Nach dem k. Patente vom 28. Juni 1850 und 


ekret v. 15. Juli 1826, Pat. v. 28. Juni 1850, Zul. Min. Verord. 
Sehen März 1852, 3. &R. ©. u. Bat. dv. 9, Aug. I ‘ 
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der Zuft.-Minift. Verordnung vom 11. März 1852, 3. 64 R. ©, iſt 
im Sale, wenn der Erbe feine Erklärung, wozu höchſtens der Zeit 
raum Eines Jahres gegeben werden Fann, nicht einbringt, die Verlaf: 
abhandlung ohne Rüdfiht auf feine Anſprüche blos mit den übrigen 
etwa erklärten Erben zu verhandeln, im Uebrigen aber zu unterjchei: 
ben, ob andere Perjonen da find, welchen in Ermanglung der nicht er- 
Härten Erben ein Anſpruch auf die Erbichaft, oder einen Theil derfel- 
ben zukommt; im erften Falle treten diefe in die Erbichaft, welche die 
zunächſt Berufenen nicht angetxeten; nur im 2. Falle, wenn fein mwei- 
terer Erbe befannt ift, fol ein Verlaß-Curator beitellt, die Ediltal-Ci- 
tation der Erben verfügt, endlich nach Verlauf der Verjährungsfriſt die 
Vebergabe der Erbſchaft an den Fiskus erfolgen. Nach dem k. ‘Patente 
v. 9. Auguft 1854 ift die ebenfalls verfügte Nichtberüciichtigung der 
fih nicht erflärenden bekannten Erben bei der Verlakabhandlung dahin 
näber beftimmt, daß (ohne Unterfcheidbung, ob andere Erben da find, 
welche in Ermanglung der ſich Nichterflärenden einen Anſpruch auf die 
Erbichaft hätten) im Falle, wenn die zur Erbſchaft zunächit berufenen 
Erben der gerichtlihen Aufforderung nit entſprechen und die ganze 
Erbſchaft, oder den ihnen zugefallenen Erbtheil nicht antreten, ein Eu: 
rator für die ganze Erbichaft, oder den unangetretenen Theil zu beitel: 
Ien, die Erben mittelft eines auf Ein Jahr geftellten Ediktes zur An: 
tretung der Erbichaft aufzufordern find und daß im Falle des erfolg: 
loien Berftreichend der Ediktalfrift die ganze Verlaſſenſchaft, oder der 
nicht angetretene Theil derjelben, die bis dahin auf Gefahr und Koflen 
der Erben, denen die Rechte darauf vorbehalten bleiben, verwahrt und 
verwaltet wurde, ala erbloſes Gut dem Staatsſchatze übergeben werden, 
durch die ganze Verjährungszeit hindurch aber dem Erben die Rechte 
als jolden darauf au weiterhin gewahrt bleiben jollen (88. 120, 128, 
130 d. Bat.). 

Daß der Erbe dur Unterlafiung der Erbserflärung von der 
Berückſichtigung bei der Verlaßabhandlung ausgeſchloſſen 
wird, iſt natürlich und billig, weil wegen ſeiner Säumniß nicht die 
übrigen Nachlaß-Intereſſenten in Geltendmachung ihrer Anſprüche auf: 
gehalten, oder gar gehindert werden ſollen; ihn jedoch deßhalb vom Erk: 
rechte ſelbſt auszufchließen, wäre eine unbegründete Ausname von den 
allgemeinen Borfchriften über die Verjährung. Uebrigens begründet die 
Uebernahme des Nachlaſſes an den Staatsſchatz in diefem Falle nicht 
die Erbſchaftsklage; dieſe ift gegen den Erbnehmer, vor, oder nachdem 
ihm die Erbichaft verlaßbehörblich übergeben worden ift, gerichtet (88. 823, 
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823 a, 6. ©. B), während es, um den dem Staate gegebenen Nut 
laß zu erlangen, vor Verlauf der Verjährungszeit Feiner lage, ſonden 
mur eines mit dem Nachweiſe des Erbrechtes verſehenen Geſuches a 
die Finanzbebörde, bedarf, welde in einem ſolchen Falle über Berk 
men mit der Abhandlungsbehörde, feinen Anftand nehmen Fann, de 
Nachlaß nad Abnahme der entfallenden Gebühren an den Erben jur 
folgen; nur wenn diefer Weg vergebens verſucht werben follte, mit 
der Rechtsweg mittelit der Erbſchaftellage wider den Staatsſchat ie 
treten werden. Nach Verlauf der Verjährungsfrift wäre jede lager 
‚gebens. 

Die Verlaf:Einanttvortung ift demnach allerdings Feine Förmlid 
gerichtliche Zuerkennung der Erbſchaft, fondern entjprechend der ſumm 
rifchen Verhandlung eine blos proviforifhe Einweifung i& 
ben in die Erbſchaft, umd zwar nicht des objektiv wahren umd ein: 
gen, fondern des nach den Ergebnifjen der Verhandlung juridiſch wirt 
lichen, d. i. wahrſcheinlichen Erben; — man kann von der Verlaßabhen 
lung auch nicht mehr erwarten, weil das Gefeg ein Mehr nirgends in Aut 
fit ftellt, eine definitive Feſtſtellung des Erbrechtes vielmehr dadım) 
ausdrüdlich ablehnt, daß es gegen die richterlihen Ausiprüche im Be 
laßwege den Weg Nechtens unbeſchränkt offen läßt, wodurd der wahr, 
obwohl vorläufig unwahrſcheinliche Erbe fein Necht gegen den wahr 
ſcheinlichen Exben durch die ganze Zeit, welche überhaupt zur Gelten 
machung der Nechte eingeräumt ift, durchſetzen kann. 

Auch der geieglihe Vorgang für den Fal des Zufammentei 
fens mebrerer in ihren Anfprüchen twiderfprechender Erbprätendentn 
(88. 125 bis 127 des Pat.). wird deßhalb beanftändet, teil dem 
mit dem ſchwächeren Erbrechtstitel verfehenen, dem ſchwächeren Pri 
tendenten die Möglichkeit gebothen twird, dadurch, daß er vor der Ein 
antiwortung des Nachlaſſes den Nechtzftreit einleitet, die -proviferiid 
Drdnung des Nachlafjes zu verzögern, die Siftirung der Verhandlung um 
Sequeftration des Nachlafjes zu erwirken. Auf diefe Art werde du 
möglicherweiſe beſſere Recht auf Koften des wahriceinlis 
beiferen Rechtes geihügt, was um fo bedenklider jei, als dag Ge 
ſetz für die Exrbserflärung feinen Präclufivtermin beſtimmt. Das Gr 
je gebe noch weiter, indem es fogar Behufs Ermittlung gleich maber 
geieglier Erben die Einleitung einer Ediktal-Vorladung geftattet, un: 
da die Nichteinhaltung des Ebiktaltermines nur der Theilnahme an der 
Verlaß-Berhandlung, nicht aber dem Erbrechte ſelbſt präjudicirt, die 
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unthätigen Erben auf Koften der thätigen ſchützt. Wenn man das 
Weſen und die mehreren Arten des Erbrechtes, wenn man die Natur 
der Verlaßabhandlung und ihren Zived erwägt, jo muß man geftehen, 
daß die Collifion mehrerer widerſprechender Erbrechtsanſprüche füglich 
anders nicht geordnet werden konnte, als in den berufenen Geſetzesſtel⸗ 
len gejhieht. Zum Zwecke der Verlaßabhandlung und Einantwortung 
bat die Abhandlungsbehörde nach den unverdächtigen Angaben der An: 
gehörigen vorzugehen und den hiernach im Sinne des Gejeßes berufen 
eriheinenden Erben bis zum Widerſpruche eines dazu Berechtigten auch 
für den rechtmäßigen Erben zu halten. Diefe Unverdächtigleit der An- 
gaben und darauf gegründete Wahrfcheinlichkeit der Rechtmäßigkeit des 
Erbrechtes jchtwindet, wenn von berufenen Perfonen Widerſpruch erho: 
ben und dem vermuthlichen Erben die nächte, oder ausjchließende ge: 
jegliche Erbfolge, oder die Rechtmäßigkeit des feinen Aniprüchen zum 
Grunde liegenden Teitamentes, oder Erbvertrages beitritten wird. Dann 
find die früheren Angaben nicht mehr glaubwürdig und das Gericht 
bat felbit jene Grundlagen nicht mehr, auf denen die provijorischen Ver: 
fügungen im Abhandlungsmwege beruhen follen. Natürlich ift e8, daß das 
Gericht unter folden Umftänden jede, auch die blog proviſoriſche Ent: 
Scheidung fufpendirt, fich auf die dringendften Vorkehrungen gegen Ver: 
legungen der rechtmäßigen Anſprüche beſchränkt und den Ausspruch des 
ordentlichen Richters über den abgeführten Rechtsſtreit abwartet. 
Einer der Prätendenten muß den Rechtsweg betreten, und ganz 
den rechtlichen Grundfägen angemeſſen wird dem ftärkeren Erbrechtstitel 
die Stellung des Gellagten gewahrt und der ſchwächere zur Klage ver: 
wieſen. Nicht die Willführ des ſchwächeren Erbprätendenten, fondern 
das mit dem eingelegten Widerfpruche bewirkte Aufhören oder Wegfal: 
len der Grundlagen der Berlaßabhandlung veranlaffen die Einftellung 
der legteren, wenn anders der dießfällige Nechtäftreit binnen der vom 
Abhandlungsrichter beitimmten Friſt eingeleitet wird. Die Siſtirung 
der proviſoriſchen Verhandlung ift dann unvermeidlih. Nicht fo na: 
türlih ift die jedesmalige Sequeftration des Nachlaſſes. In diefer 
Beziehung kommt zu unterfcheiden: ob einer der Erben vom Abhand— 
lungsgerichte bereit3 den Befig und die Verwaltung des Nachlafles ein- 
geräumt erhalten bat; ift dieß der Fall, fo Tann die Sequeftration des 
Nachlaſſes nur nach den Beftimmungen und Beſchränkungen der Pro: 
zeb Ordnung als Eicherftellungsmaßregel infofern, als fie gegen Jeder: 
mann verfügt werden Tann, ftattbaben; ift diefe Befiteinriumung noch 
“ nicht erfolgt, jo ift das Sequeftrationgbegehren unbeihräntt. Da die 
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nehmer erübrigt; unrichtig aber wäre die Meinung, als ob der Erbe 
nicht mehr, al3 diefen reinen Betrag zu erhalten babe. Wie jchon ge: 
Sagt, ver Nachlaß gelangt in der Negel ohne behörbliches Zuthun fo, 
wie er vom Erblaffer verlaffen worden, an den Erben und behält ihn 
diefer mit der Verpflichtung, daraus die fämmtlihen vor ihn Berech: 
tigten zu befriedigen. Der Erbe erhält den ganzen, — behält aber nur 
den reinen Nachlaß. Diefer Vorwurf wird für Alle höchſt überrajchend 
gemwejen fein, welche den Far ausgeſprochenen geſetzlichen Grundſatz ken⸗ 
nen, daß das Gericht für die Sicherftellung oder Befriedigung der Gläu- 
biger und der ihnen dießfalls gleichgeftellten Legatare des Erblafjers 
nicht meiter zu forgen babe, als fie felbft verlangen (8. 811 a. b. ©. 
B.). Diefer Grundfaß ift im Geſetze confequent durchgeführt und kann 
dieß um fo ficherer ohne Bedenken geſchehen, als die Rechte der Gläu- 
biger durch den Tod des Erblaſſers nicht alterirt werden. Keine Aus: 
name bievon ift eg, wenn den Erbichaftsgläubigern geftattet ift, unbe: 
fümmert um dag Verhalten der Erben, insbeſondere ohne die Antre- 
tung der Erbſchaft durch diefe abwarten zu müſſen, ihre Rechte gegen 
die Maffe geltend zu machen und deßhalb die Beftellung eines Cura- 
tor3 für diefe zu begehren (8. 811 a. b. ©. 3.) und wenn den Lega- 
taren in Anjehung der Legate und deren Sicheritellung gleiche Rechte 
mit den Erbicaftsgläubigern eingeräumt werden ($. 688 ebendf.). Es 
wäre vielmehr eine rechtäbedrohende Ausname, wenn diejfe Beitimmun- 
gen nicht im Geſetze ſtänden, weil die Rechte der Gläubiger durch den 
Tod ihres Schulöners in der That nicht geändert werden und zwiſchen 
den Anſprüchen der Erbichaftsgläubiger und der Bermächtnißnehmer 
dem Erben gegenüber Fein rechtlicher Unterfchieb beſteht. Keine Aus: 
name von obigem Grundfate ift es, wenn das Geſetz bezüglich der Le: 
gatare in der Regel den Ausweis der VBerftändigung derjelben durch 
den Erben, oder durch das Gericht, bei Legaten zu frommen oder ge: 
meinnügigen Zweden, dann jenen für minderjährige oder fonft pfleg: 
befohlene Berfonen den Ausweis der Bezahlung, oder Sicherftellung be: 
gehrt ($. 817 a. b. G. B. — 88. 161, 159, 160 d. Bat.), wenn es 
bei Unzulänglichleit der Maſſe zur Berichtigung aller Legate von dem 
bedingt erklärten Erben einen Ausweis über den Nachlaß und die Ver: 
theilung, veipeltive die den Legataren zu machenden Abzüge (8. 163 d. 
Pat.), wenn es bei Subftitutionen oder diejen gleichzuhaltenden Anord— 
nungen unter Beitellung von Euratoren die Sicherftelung diefer Ver: 
fügungen, gehörige Ordnung und Theilung des Nachlaßvermögens aus 
Rüdficht diefer Verfügungen (88. 158, 173, 174, 92 d. Pat.), endlich 
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beim Vorliegen einer teftamentarifchen Anordnung einen Detaillirim 
Ausweis über bie Erfüllung der Anordnung verlangt (8.157 d, Batı 
Die Legatare haben mit den Erbichaftsgläubigern gleiche Anſprüche a 
die Mafje, find aber nicht im gleicher Lage mit diejen, Da ihre Recht 
in der letztwilligen Erklärung wurzeln und fie hievon, von dem An: 
falle des Rechtes verftändigt werden müſſen, um dieſes weiter wahren 
zu Können. Bei eigenberehtigten Legataren it daher bie Berftändigun 
derjelben vom Anfalle des Legates das Mindefte, was gefordert werden 
may, Die ftrengeren Anforderungen bei legtwilligen Berfügungen für 
Öffentliche Zwece, für Pflegbefohlene, dann für noch nicht gewiſſe eda 
doch in. Betreff der Geltendmachung aufgeihoben bleibende Rechte ih 
eine Confequenz des bie ganze öfter. Privatrechtsgeſetzgebung durd- 
dringenden Prinzipeg der amtswegigen bebördlihen Obforge für uk 
ſchutzbedürftigen Rechtsſubjekte, wofür der Geſetzgebung bei gehörige 
Handhabung Jedermann nur Dank wiſſen wird, weit entfernt daran 
Vorwürfe abzuleiten, oder darin eine unnüge und inconfequente Beer 
mundung zu erbliden. Allerdings übernehmen die Gerichte als Abhard 
lungs⸗· und Pflegichaftsbehörden viele wichtige und veranttvortliche ir 
pflichtungen. Wenn alle Bebelligungen und Uebertreibungen jerngehs 
ten. werden, jo jehen wir einen weit ebleren Beruf in der Ordnung de 
Vermögens: und Rechtäverhältnifie dort, wo jolde entitehen und iz 
Gefahr find, verwirrt zu werden, als in dem ruhigen Gemwährenlafe 
und Einſchreiten, wenn ber Streit, die Verwirrung ſchon entikanden, 
um diefe beizulegen oder zu entſcheiden und jo mit vieler Mühe, ar 
ben Koften: und Zeitaufwand den Zuftand zu befeitigen, der jo leich 
verbüthet werden konnte. Uebrigens ſehen wir, wie ſchon bemerkt, de 
Nothivendigkeit nicht, all’ diefe Amtshandlungen den Gerichten vor: 
behalten; man mag fie welch’ immer Behörden übertragen, wenn mar 
fi ihrer Gefeg: und Geihäfts-Kenntniß verfichert, demm es wird fd 
fauın nachweiſen laſſen, daß das Juftitut der Verlaßabhandlungen ux 
ter der ehmaligen Patrimonialgerictsbarkeit, in den Händen der peli 
tiſchen, oder felbit bloßen Dekonomiebenmten minder günjtig beforzt 
mar, als either in. Händen der. Gerichte. 


b) In Betreff einzelner Beftiimmungen. 
Vorzugsweiſe find es die geſetzlichen Beſſtimmungen über das Ber: 
baltniß der Erbſchaftsgläubiger zum Nadlaffe umd zu den Ex: 
ben, weldje von ber Gegenfeite beanflänbet werden. So meint man, bat 
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die Regel, daß für die Sicherftellung und Befriedigung der Erbichafts: 
Gläubiger nicht weiter gejorgt wird, als fie verlangen ($. 811 a. b. 
&. 3.), ihre Ausnamen, indem Nadläffe von Berfonen, welche mit 
dem Staatsſchatze in Verrehnung geitanden find, ohne Zuftimmung der 
betreffenden Behörde nicht eingeantwortet werden dürfen ($. 818 a. b. 
©. 3. $. 156 des Pat.), ja bei derlei Militär: Berfonen fogar von 
Amtswegen mit Einberufung der Gläubiger vorgegangen werden muß 
(8. 134 des Pat. Hofd. v. 31. Dezember 1801), während doc die 
Verſtändigung der über die Verrechnung wachenden Behörde ($. 85 d. 
Bat.) genügen würde! — Ebenfo grundlos fei die Vorforge für die 
Släubiger bei bejorgliher das Vermögen überfteigender Schuldenlaft, 
indem einem ſolchen Schuldenftande ſchon bei Aufname des To: 
desfalles nachzuforfhen, aus Rüdjiht desjelben die Nachlaßmaſſe zu 
verfiegeln, endlih nach Vernehmung der Erbsintereflenten das durch 
die Schulden erichöpfte Vermögen den Gläubigern an Zahlungsftatt 
zu überlafien ift (88. 39, ad 6, 43, 52, 73 des Pat.); mie erklärte 
ih dieß in dem Falle, wenn der Erbe die Erbſchaft dennoch 
unbedingt antritt? AU diefer Schu der Gläubiger fei aber auch nicht 
genügend; denn die bezüglihen Verfügungen jegen nach dem Gefehe die 
Abjonderung des Nachlaſſes vom Vermögen des Erben und diefe wie: 
der voraus, daß ſchon feftgeitellt fei, mer als Erbe eintrete! Diefe Ab- 
ſonderung Fünnen ferner wohl die Notherben, Legatare und Erbfchafts- 
gläubiger, nicht aber die Gläubiger des Erben fordern. Das Recht, die 
Abjonderung des Nachlaſſes vom Vermögen des Erben zu fordern, kann 
endlih nur bis zur Einantwortung geltend gemacht werden ($. 812 
a. b. © 3. und AA d. Pat.). 

Alle diefe Bedenken dürften bei näherer Prüfung ſchwinden. Die 
Ausname bei Berlaffenfchaften der mit dem Staate in Verrechnung Ge: 
ftandenen läßt fi mit dem großen Intereſſe der Gefammtheit und der 
der ganzen Staatsgefellihaft drohenden Gefahr aus der Befeitigung 
oder Schmälerung ſolcher Nachläſſe erflären, zumal es ſich bier ftets 
um große Summen handelt; diefer politiihe Grund ift ausreichend, 
um die Ausnamsbeftimmungen zu erflären und eine bloße Berftändi- 
gung waͤre deßhalb ungenügend, weil die Ermittlung einer Erjagpflich: 
tigfeit bier größere Nachſuchungen erfordert und die betreffende Con: 
trolsbehörde nit im Stande ift, über die einfache Verftändigung 
ſchon ihre Ansprüche förmlich geltend zu machen. 

Auch gegen die Vorkehrungen bei vermuthlich cridariſchen Maſſa⸗ 
fand ift Nichts einzumenden. Wenn diefem Zuftande, felbftverftändlich, 
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wo gegründete Veranlaffung dazu vorhanden ift, von Amtswegen nad 
geforjcht wird, jo kann dieß Niemanden Fränten. Erfahrungsgemäß mit 
diefe Verhandlung von den Erben jelbft veranlaßt und angefucht; of 
diefes Anfuchen wird fie nur dort eingeleitet, two fich kein Erbe da 
Nachlaſſes annimmt, gleichwohl aber ein orbnendes Einfchreiten ber de 
bördenöthig ift, um eine ganz willführlihe Occupation durch bie Glin 
biger zu verhindern. Auf keinen Fall wird die Nbhandlungsbehörde oje 
Zuſtimmung oder bei begründeten Widerpruche des Erben eine folde 
Verteilung oder Einantwortung verfügen, am wenigſten dam, ie 
ein Erbe befannt ift und ben Nachlaß unbedingt antritt, weil Die Glir 
biger, denen alle Rechte auf den Nachlaß vor wie nachher getvahrt ie 
ben, durch den Hinzutritt des unbedingt erklärten "Erben mit feine 
Vermögen nur gewinnen können. Hätte diefer fein Vermögen dns 
ven unvedliche Abfichten desfelden auf den Nadlak und den Gläubiem 
gegenüber zu beforgen, dann mögen dieſe ihre gefeglichen Maßreyis 
treffen und insbefondere die Abfonderung des Nachlafies nom ir 
mögen des Erben verlangen, Zu bemerken fommt, dab Abjonderm 
bier im ausgedehnten Sinne, die wirkliche Abſonderung, Ausjceitu 
felbſt, wie auch und vornehmlich die Wahrung der Abgejondertheit un 
faſſend zu nehmen ift. Wohl häufig, aber nicht immer: bewirkt der Te 
desfall eine Vermengung des Nachlafjes mit dem Vermögen des Erin 
und daf die Erben in der Negel dort, wo ein nur einigermaßen gib 
herer Paſſivſtand befteht, daher die Gläubiger an der Aufrechtbaltun 
des Nadlafftandes interefjirt find, fih nur bedingt erbserflären, m 
eine richtige Inventur die Getvenntheit der Mafjen vorausjeßt, zeigt, di 
fie in derlei Fällen eine Vermengung der Maſſen nicht anftreben. Wan 
daher die Gläubiger ihre Jutereſſen vechtzeitig wahrnehmen, jo wir 
die von ihnen begehrte Abjonderung der Maſſe die Verhinderung te 
Vereinigung der Erbichaftsmaffe mit fremden Vermögen und nicht ein 
Ausscheidung oder Trennung bezielen und, bewirken. 

Unrichtig ift es, als ob die Geltendmachung und Sicherftellug 
der Rechte der Gläubigern die gerichtliche Abjonderung des Nachlafe 
vom Vermögen des Erben vorausjegte, unrichtig, als ob diefe Abfonderum 
die Feftitellung, wer der Erbe ſei, vorausſetzte! Bei Nahlaf-Realitäten 
unterliegt es wohl feinem Zweifel, daß die Erbſchafts-Gläubiger ohne 
weiters die Sicherſtellung ihrer Anfprüche darauf und die Sequeitration 
ber Realität zu demfelben Ende bewirken können; allein dasſelbe gil 
auch rüdfichtlih der Nahlaß-Mobilien. Freilich müflen diefe zu finden, 
nämlich von andern nicht zur Maſſe gehörigen Gegenftänden zu unter 
ſcheiden fein ; doch dieß ift eine ganz allgemeine und bei allen gerichtlichen 
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Schritten eintretende Bedingung, welche durch den Todesfall nur höchſt 
jelten geändert werden wird. Nichts hindert die Erbſchafts-Gläubiger 
bor, mie nad des Erblafjers Abiterben, wenn überhaupt die gefeplichen 
Bedingungen eintreten, die Sicherftellungsweife, oder erefutive Pfändung, 
ja ſelbſt Sperre und Transferirung des Nachlaßvermögens zu erwir: 
fen. Dadurch wird ein bejonderer At der Abfonderung entbehrlich. 
Nur wenn die Gläubiger die Bedingungen diefer Schritte nicht nach: 
zumeifen vermögen, oder wenn fie deren Einleitung vor Vermengung 
bes Nachlafje mit dem Vermögen der Erben verfäumten, werden fie 
die Abfonderung des Verlaß: Vermögens von jenem des Erben fordern; 
denn zum Anfuchen diefer Abfonderung bedarf es nach dem Geſetze nur 
ber Beicheinigung der Erbichaftzforderung und der Hauptzweck dieſes 
Altes it nur die Verhinderung einer Verſchmelzung der beiden Vermös 
gensmaſſen des Erblafjerd und des Erben und hiedurch Bildung eines 
gemeinjchaftlihen Befriedigungsfondes für die beiderfeitigen Gläubiger. 
Auch wird diefe Vermögens: Abjonderung meilt nur in Fällen der un: 
bedingten Erbserklärung angejucht werden, weil bei der bedingten die 
Inventurs⸗Aufname beinahe denjelben Zweck erreichen macht und bei 
diefer nur den Hauptziel haben kann, die Uebertragung des Befiges, 
der Bejorgung und Benügung der Erbſchaft an den Erben zu verhin: 
dern (8. 810 a. b. ©. B.). Das Anfuchen um Berfiegelung und Ber: 
fügung, daß das Nachlaßvermögen unverändert und unvermengt erhal- 
ten, oder wenn es ſchon vermengt wurde, von den fremden Elementen 
wieder abgejondert werde, ftellen die Erbichafts-Gläubiger bei der Ab: 
bandlungsbehörde, ohne von einer Erb3erflärung Kenntniß zu nehmen, 
ohne fie oft nehmen zu können, fie fordern die Beftellung eines Gura- 
tors zur Verwaltung der Mafje, gegen dieje als folche, die Vermögens: 
Abſonderung fett daher die Feititellung des Erbrechtes auf Seite eines 
beftimmten Erben nicht voraus (8. 812 a. b. G. B. — 8. 44 d. Bat.). 
Daß die Verlaſſenſchafts-Abſonderung von den Erbichaft3:Gläubigern 
und den diefen dem Nachlaſſe gegenüber gleichzubaltenden Notherben 
und Legataren, nicht aber vonden Gläubigern des Erben gefor: 
dert werden kann, ift rechtlich begründet. Es können zwar dieje ebenfo 
wie jene ein Intereſſe an der abgejonderten Erhaltung der Vermögens: 
mafjen haben, beide können dur die VBermengung der Maflen in ib- 
ren Rechten und deren Geltendmachung gefährdet fein, doch nicht in 
gleicher Art, oder in demielben Maaße. Daß vermögensloſe oder ver: 
fchuldete Erben fich beeilen, den Nachlaß allenfalls auch unbedingt an: 
zutreten, weil fie dabei wohl gewinnen, aber nicht verlieren können, ift 
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Erſcheinung; höchſt jelten wird dagegen ein vermögen- 
ht Erbe einen aud nur halbwegs verſchuldeten Nachlaß 
itſchließen. Nur in diefem Falle können die Gläubiger 
Sefahr beforgen : in jenem nur die Exrbidaft3:Gläubi- 
je des Erben nur gewinnen können. Eine juridifche Noth- 
merfennung des Rechtes auf Abjonderung befteht hin- 
läubiger, welche ihr Necht noch nicht formalifirt ha— 
e dieß ſchon bewirkt, bedürfen eines ſolchen Aktes 
ausgiebigere Schugmittel, die Execution zu Ge: 
iht; man kann es daher der Geſetzgebung nit zum 
1, wenn fie diefes Beneficium auf die Erbſchaſts-Gläu— 
welche dieſes Schuges weit mehr bedürfen, den Gläu— 
en hingegen überläßt, in den feltenen Ausnamsfällen 
auf rechtzeitige Wahrung ihrer Nechte ſelbſt zu achten. 
Neht der Erbichaftsgläubiger auf Abjonderung des 
Vermögen des Erben nur bis zur Einantwortung 
uert ($. 812 a. b. ©. 2.) ift wohl natürlich, weil 
ortung der Nachlaß, reipective der entfallende Erb 


a8 Vermögen und Eigenthum des Erben übergebt, 
ng, felbjt bei dem Vorliegen eines Swentars mit 
5 durch die Einantwortung begründete 

nicht ausführbar, übrigens auch nicht nöthig it, weil 
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mung, daß vor der Einantwortung der Nachlaß ganz den Erbichaftz- 
Släubigern und Legataren verfangen ift, die mehreren Erben in Anfe- 
bung des gemeinſchaftlichen Erbrechtes für Eine Perſon angelehen wer: 
den, und in diefer Eigenichaft Alle für Einen und Einer für Alle fte- 
ben, fie mögen die Erbſchaft ohne, oder mit der Rechtswohlthat des 
Inventars angetreten haben, nach der Einantwortung aber die Erben, 
da der Nachlaß ein Beitandtheil ihres Vermögens geworden ift, den 
Erbichaft3:Gläubigern als perfönlide Schuldner mit ihrem gefammten 
Vermögen und zwar jenachdem fie ſich erbserflärt haben, unbeſchränkt 
oder ad vires ihres Erbtheiles haften müſſen (88. 550, 820 a. b. ©. 
B.). Der Abſchnitt der Cinantwortung ift nicht blos den Erbſchafts— 
Släubigern, ſondern auch weiter den Gläubigern des Erben gegenüber 
maaßgebend, indem diefen zwar nicht verwehrt ift, ſchon vor der Ein- 
antwortung das Erbgut, d. i. den dem Schuldner angefalleuen Erb» 
theil, mit Verboth, Pfändung oder Vormerkung zu belegen, eine folche 
Sicherſtellung jedoh nur mit dem ausdrüdlichen Vorbehalte ertheilt 
werden kann, daß fie den bei der Verlaßabhandlung vorkommenden Ans 
ſprüchen unnachtheilig und erft von der Zeit der Einantwortung wirkſam 
fein folle ($. 822 a. b. ©. B.). 

Als befonders verfehlt, zum Theile fogar als ungerecht erklärt 
die Gegenfeite die gefeglihe Theilung der Erbſchaftsſchulden 
unter mehreren Miterben ($$. 820—822 ebendf.). Es beitehe, 
meint man, fein recdhtliher Grund, vor der Einantwortung den Nach— 
laß gleihfam als noch im Beſitze des Erblaßers befindlih zu betrach- 
ten, — nad der Einantwortung aber die Erben und zwar die bedingt 
erklärten pro parte, die unbedingt erflärten in solidum haften zu laf: 
fen! Hiebei werden ein aliquanter Nachlaßtheil und aliquoter Erbtheil 
verwechſelt; die bedingt erbzerflärten Erben haften pro viribus hae- 
reditatis, aber nur nad) Verhältniß ihres Erbtheiles und nicht etwa des 
(ganzen) Empfangenen (88. 821, 822 ebdf.). Die Errichtung des In— 
ventars könne nur auf den Betrag und den Umfang der Haftungs: 
pflicht der Erben im Ganzen, nicht aber auf die Theilung der 
Haftung für die einzelnen Schulden Einfluß haben! Ungerecht jei 
es, wenn in Anbetracht folder Folgen der Einantwortung die Gläu: 
biger weder der Aufname des Inventars, noch der Schätung des Nach: 
lafjes beigezogen werden. Den Erben folle geitattet bleiben, den Nach: 
laß den Erbſchafts-Gläubigern auch nach der Einantivortung in natura 
anzubiethen ! 

Vor oder bis zu der Einantwortung fehlt jeder Anhaltspunkt, 

Haimer!’s Bierteljahresiärift f. Rechtäw. X. 2, 17 
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beim Eintritte mehrerer Erben eine gewiſſe Theilung anziehen, nad 
welcher fie in Anfehung des Nachlafjes behandelt werben mollten; der 
Nachlaß kann bis dahin nur als ein noch ungetheiltes Ganzes, dehe 
auch die Erben in Beziehung auf venfelben nr als Eine Perjon 
angejehen werben; feiner derſelben lann mit einem Theile ohne Zuftim 
mung der Miterben verfügen, wenn er babei mehr, als fein Exbredl 
überhaupt oder feinen ideellen Antheit an dem Nachlaffe als Objch 
wählen will, Ebenfowenig Tann ein gegen den Nachlaß Forderungebe 
rechtigter einen einzelnen Miterben al ſolchen mit voller Rechtäwie 
Hung angreifen; er fol enttweder gegen le Miterben vereint auftreten 
ober fich einfach art die Maſſe halten und die Erben infofern iqnorirn, 
daß er von ihren feinerzeitigen Theifen Feine Kenntniß nimmt und b 
diglich mit einem für die Maſſe beftellten Eurator verkehrt ($. 550 « 
5. G. B) Die mehreren Miterben haften baber, fie mögen fi me 
dingt oder bedingt enbserflärt haben, den Erbichajts-Gläubigern m 
Legataren gegenüber Alle für Einen oder Einer für Alle (in zoliduml 
eben, weil feine rechtliche Grundlage zu einer Theilung Befteht und nd 
die Erbserflärung wohl die Bereitiwilligkeit zur Uebernahme der Ech 
Schaft von Seite des Erben ausdrüdt, jedoch imfolange noch nicht de 
wirkliche und rechtliche Antretung der Erbſchaft enthält, als von Saite 
der Abhandlungsbehörde noch nicht die Einantwortung erfolgt ift, we 
mit bie Antheile der Erben am Nadlaffe definitiv anerkannt und ke 
ſtimmt und die Erben auch in die rechtliche Möglichkeit verjegt werden, 
über ihre Antheile am Nachlaffe zu verfügen und fo auch die Erbſchafte 
Gläubiger und Legatare in den Stand fommen, den Umfang der Ver 
pflichtung jedes einzelnen der mehreren Miterben zu ermefjer. 

Nach erfolgter Einantwortung entfcheidet die diefer zu Grund ve 
legte Erbserkllärung über den Umfang ber Verpflihtung der Erben in:: 
gefammt Towohl, als der einzelnen Miterben für ſich und umter fid. 
Bei dev bedingten Erbserklärung hört die frühere Solidar-Haftung ab 
ler Erben, eigentlich der ganzen Nachlaßmaſſe als ſolcher auf; alle & 
ben insgefammt baften für die Erbfchafts-Laften nur ad vires Iacredi 
tatis, d. i. mır im den Maafe, als die Laften insgefammt die inven 
tirte Nachlaßmaſſe nicht überfteigen. Die Erbſchaftsgläubiger und Lege 
tare können von den Erben zur Befriedigung ibrer Forderungen in 
keinen Falle mebr, als den inventariihen und bei der Einantwortumg 
angenommenen Werth des reinen Nachlaſſes in Anfpruc ne: 
men. Es ftand ihnen frei, vor der Einantwortung den Nachlaß in Be 
ſchlag zu nebmen und nad Vorſchrift des Gefeges ofme Rückſicht auf 
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die Erben zu ihrer Befriedigung zu verwenden; durch die Einantwor—⸗ 
tung hat aber die Nachlaßmaſſe als folde aufgehört und die Nachlaß— 
gegenftände find in das Eigenthum der Erben übergegangen; bie Er— 
ben fonnten feit diefem Zeitpunkte damit frei verfügen, biefelben nach 
Willkühr veräußern und verwenden; nur der erhobene Werth ift firirt, 
während e3 eine Verlegung des freien Eigenthumsrechtes wäre, mern 
ein Gläubiger weiterhin eine Ausſcheidung der Maſſen wider den Wil: 
len der Erben als Eigenthümer vornehmen und auf die Nachlaßgegen- 
fände anders greifen wollte, als in der Eigenſchaft eines und gleich 
dem übrigen Vermögen der Erben. Da aber nach dem Gefege diejer 
Werth des reinen Nachlaſſes wohl als äußerſte Marimal:Grenze für 
die Anſprüche der Gläubiger der Maſſe beſtimmt, jedoch an keiner Ge: 
ſetzesſtelle ausgeſprochen it, daß diefer Werth von den Erben in jedem 
alle vertreten werden muß; fo bleibt den Erben unbenommen, auch 
nad) der Einantwortung den Gläubigern die eingeantworteten Nachlaß: 
gegenftände als Befriedigungsfond zur Verfügung zuſtellen, nur müßten 
fie im Beftreitungsfalle den Beweis führen, daß dieß eben die Nachlaß: 
gegenftände und in dem Zuftande zur Zeit der Einantwortung feyen, 
weil cine Abgefondertheit der Maſſen über die Einantwortung hinaus 
nit von ſelbſt verſtändlich und der Gläubiger nicht gehalten ift, an: 
Statt des Nachlajjes ſich andere Gegenftände als ausſchließlichen Fond 
durch die Erben aufbringen zu laſſen. Die bedingte Erbserklärung und 
das Inventar hat dann noch die weitere Wirkung, daß von den meh: 
vern Miterben innerhalb der durch den mit dem Inventar fihergeftells 
ten Werthe des reinen Nachlafies gezogenen Gränzen — ad vires hae- 
reditalis — jeder Einzelne für die Nachlaßlaſten nur nad Verhält: 
niß feines Erbtheiles zu haften hat, daß nämlich die Erbſchafts- 
Gläubiger und Legatare zur Befriedigung ihrer Forderungen von den 
einzelnen bedingten Erben nad der Einantwortung mir den inventariz 
chen reinen Werth des dem Erben zugemwiefenen und eingeantworteten 
Werthes anſprechen können, der einzelne Erbe dagegen beredtigt bleibt, 
fi) gegen Herausgabe der eingeantmorteten Nachlaß-Gegenſtände mit 
der obberührten Beweislaſt, won jeder weitern Verpflichtung frei zu 
maden, fo daß unter allen Umftänden das Maaß der Verpflichtung 
de3 einzelnen Erben nur durch das von ihm bei der Einantwortung 
Empfangene, nad feiner Wahl in natura, oder deſſen Werth gege: 
ben wird. Bei der unbedingten Erb3erflärung verhält es ſich ganz ans 
ders. Sie enthält die Grklärung der Erben, daß fie die frühere unbe: 
ſchraͤnkte und ungetheilte Haftung bes Rachlaſſes für alle Erbſchafts⸗ 
17* 
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Yaften und ebenfo ihre folidarifche Haftung, wie fie vor ber Einanwor 
tung jederzeit befteht, auch weiterhin fortbeftehen laſſen mollen und fx 
bet bier eine ämtlihe Ausmittlung des Nadlafies, wie ſolche im J 
ventar enthalten ift, nicht flatt. Nur uneigentli kann das bie male 
bingte Erbserflärung begleitende eivesftättige Bermögensbelenntnik di 
Stellvertretung des Inventars angefehen werden, da beide in ihren Bir 
tungen oder Rechtsfolgen mwejentlich verichieden find; Das Inventar wir 
im Intereſſe und zur Sicherftelung fowohl der Erben felbft, ala ve 
Forderungs-Berechtigten gegen den Nachlaß aufgenommen; es beweii 
ſowohl für als gegen diefe und jene den Stand des Nadlafies m 
ift jedem Sfnterefienten, ſowohl den Erben, ald Legataren und Glänki 
gern unbenommen, befien Richtigftellung zu begehren. Das eibesflättig 
Bermögensbelenntniß bat diefe Wirkung nicht, fondern blos den fine 
ziellen Zweck, um bei Bemefjung der Gebühren vom Nachlaſſe ala Grud 
lage zu dienen. Das Weſentliche bei der unbedingten Erb3erklärung ü 
einzig und allein die Erklärung felbft. Der Nachlaß wirb weder ud 
feinen Beltandtbeilen, no nad deren Werthe erhoben und läßt nd 
dabei auch von einem Betrage des reinen Nachlaſſes (vires haereditat 
nicht ſprechen. Die Haftung des Nachlaffes ift und bleibt bier einem: 
beftimmte, daher auch unbeſchränkte, nicht minder auch die perfünlik 
Haftung der als vollftändige Repräfentanten des Erblaffers unbedin 
eintretenden Erben; diefe haften den Erbſchafts. Gläubigern, Notberke 
und Legataren, ohne Rüdjicht auf den Werth des durch die Einantwot 
tung erhaltenen Nachlaſſes in unbejchräntter Höhe und ebenfo om 
Rückſicht auf eine Theilung unter einander zur ungetbeilten Hand in 
solidum). Eine Theilung der Erben bat unter denjelben in Betreff de 
jen eine Wirkung, was Jeder aus der Maſſe zu fordern, was jeder u 
vertreten hat und inwieweit er daher, im alle er eine Taft abgetragm. 
gegen die übrigen erfagberedhtigt wird, ohne daß dadurch Die Gläubige 
und Legatare in ihren Rechten und deren Geltendmachung beirrt, in: 
bejondere gehindert würden, ihre Befriedigung an einem einzelnen, or 
an allen Miterben zu ſuchen. Selbftverftändlich gilt die Theilung unte 
den Erben den dritten Berfonen gegenüber nur in Anſehung der Summ 
niht aber, als ob es von der Willkühr der Erben abhinge, mittel: 
einer Theilung die Gläubiger an Einen aus ihnen mit Befreiung de 
Andern zu weilen, indem die Gläubiger ſtets berechtigt bleiben, bia zu 
beftimmten Haftungsfumme jeden der Erben nad) Belieben anzugreiten 

Hiernad dürfte die Berjchiedenheit der Haftung vor und nad im 
Einantwortung, bei der bedingten und umbedingten Erbserflärung bie 








R. v. Helm: über Verlaſſenſchaftsab handlung. 247 


reichend begründet fein, obfchon es diefer weitern Ausführung nicht be⸗ 
darf und der einfache Grund genügen könnte, daß der gegen den Nach: 
laß Berechtigte nur bei der über die bedingte Erb3erflärung erfolgten 
Einantwortung wiſſen kann, was oder wieviel die Erben und jeder Ein: 
zelne erbielt und dab das Nachlaß: Inventar feinem Weſen nach nicht 
nur für den Betrag und Umfang der Haftungspflicht des Nachlaffes 
und der Erben im Ganzen, fondern in Verbindung mit der darauf ge: 
ſtützten Einantwortung auch für die Theilung der Haftung unter den 
Erben und den einzelnen Forderungsberechtigten gegenüber maaßgebend 
ift, mährend dieß Alles bei der unbedingten, jede ämtliche Erhebung ab: 
lehnenden Erbserklärung unerörtert bleibt und die Erben den ganzen 
Nachlaß in Pauſch und Bogen, daher au mit allen nicht rein perfün- 
lihen Verpflichtungen des Erblafjers übernehmen. 

Eine Vorladung der Erbfchaft3:Gläubiger zur Inventur, falls fie 
nicht etwa die Abjonderung der Erbihaft von dem Vermögen des Er: 
ben erwirkt haben, jchreibt das Geſetz nicht vor ($. 95 d. Pat.); es 
bleibt ihnen jedoch unvermwehrt, dabei zu ericheinen und die Aufnahme 
ihrer Forderungen zu verlangen. Einer ämtlihen Vorladung der Gläu: 
biger könnte bei dem feititebenden Grundfage, daß die Rechte der Gläu— 
biger durch die Einleitung und den Gang der Verlaß- Abhandlung nicht 
berührt werden, jondern vor wie nach geltend gemacht werden, daß fie 
die Abfonderung des Nachlaſſes vom Bermögen des Erben fordern 
($. 812 a. b. ©. B.), ja daß die Gläubiger dur ihr Andringen auf 
vollſtaͤndige Richtigſtellung des Nachlafjes mittelft deſſen Veräußerung 
fogar die Einantwortung verhindern können, eine Verkürzung derjelben 
daher nur in den feltenen Fällen, wo fie die Durchfegung ihrer An: 
fprüche, oder Doch deren Sicherftellung bis nach der Einantwortung ver: 
zögern, eintreten kann, endlich mit Nüdficht auf den gejetlich beftimm- 
ten Vorgang bei Aufnahme des Inventars, mit Recht der Vorwurf 
einer übertriebenen Pflegichaft vollberechtigter und felbftftändiger Per: 
fonen gemacht werden, die über ihre Rechte ſelbſt wachen mögen. 

Böllig unerklärbar erſcheint die Anforderung der Gegenfeite nad} einer 
ämtlichen Gläubiger-Convolation zur Inventars-Aufname, wenn man 
daneben der Bemerkung begegnet, daß das gejegliche Liquidationsver: 
fahren in Nachlaßfällen unzwedmäßig und vorzuziehen wäre, den Erben 
zu ermächtigen, ohne Verantwortung alle Anfprüde in der Drbnung, 
wie fie jih melden, aus dem Nadlaffe zu befriedigen! Mit Aus: 
name de3 ganz fingulären Falles beim Tode von dem Militärftande an- 
gehörenden und mit dem Militär-Aerar in Verrechnung geltandenen Per - 
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fonen (&. + Bat.) und der funnmariihen Wertheifung unbeiezie: 

der, ZU Es fürmlihen Verhandiung darum ıumgeeigneter Radlä 
(8. 73 ebendf.) lennt das Gejeg, eine Glänbiger-Comvocation und Sigi: 
dation nur über Anfucen ber Erben ober ihrer Vertreter (58. 81381 
ab. G. 8. — 133—136 b, Pat.). Ziel diefer Comvogation ii mi 
Vermeidung ber förmlicen Iongwierigen und Eoftipieligen orbenilihe 
Eoncurs: Verhandlung — nichtsdeſtoweniger deren Nefultate zu erreicha 
die Befriedigung ber Forderungen and" Nadlab nach gejeglicer da 
nung zu vermitteln und dem Erben zu andaligen , Dadurch matüris 
biefelben vor Verantwortung zu ſichern ıb fie in den Stand zu jegen, 
nad) Berichtigung der Bafiiven, in ben „uhigen Beſitz und Genuß de 
reinen Nachlaſſes zu g ws! £ verknüpften Mechtsfolgen für 
die Erben und für die e, daß jie nur bei Beranlaiı 
fung diefer Eonvocatipn Aus es darüber Beftimmten in da 
vollen und bleibenden Genuß mer u. bedingten Erbserklärung ws 
fnüpften Rechtsfolgen gelangen Ess, und für die Gläubiger, dai ie 
im Nichtbeachtungsfalle ber Conv ocation bei Unzulänglighkeit der Die 
ihrer Forderungen perluſtig werden, verlieren alles Bebenfliche hei de 
Erwägung, dab denn doch der Erbe nur infofern einen rechtlichen Ir 
ſpruch auf einen Nachlaß hat, als nach orbnungsmäßiger Tilgung ie 
Paſſiven ein reines Activum erübrigt, dab die mit Pfandrecht bevedin 
Forderungen ausnamslos und für alle Fälle unberührt, der Anmeldun 
enthoben bleiben, daß endlich dieſes Liquidationsverfahren, wie ſich die 
wohl aus ber gejeglich ausgeiprochenen Folge der Nichtanerfennung au 
gemeldeter Forderungen, nämlich ihrer Verweilung auf den Nehtsug 
($. 136 des Pat.) ergibt, weder die Sicerftellung und Einklagum 
noch minder die Eintreibung ſchon, fei es gegen den Erblaſſer, oder ge 
gen den Werlgd-Eurator, oder die Erben ſelbſt — zugeſproch ener Forte 
zungen aufpält pder hindert, da ſolche doch füglich nicht mehr angezwd: 
felt, oder auf den Weg Nechtens gewiefen werden Eönn en. — Ein 
Befriedigung der Gläubiger nad der Ordnung der zufälligen Arnd 
dung würde pielmehr für, den Todesfall des Schuldners eine Ausnams 
behandlung der Gläubiger beivirken, welche in dem Todes: und Erbfale 
nimmer ihre vehtliche Begründung finden kann. 

Wenn wir in einer Hinficht der Gegenfeite beitreten, jo ift es die 
finanzielle Aufgabe der Verlaßabhandlung, beitehend in Sicheritel: 
lung, Bemeſſung und Sorge für Entrichtung der Nachlaß- Gebühren. 
Die den Berichten. in diefer Begiehung zugetheilte Mitwirkung, meinen 
wir, iſt weder ausreichend, noch augemeſſen, noch endlich nothwendig 
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Die Abhandlungsbehörde fol fchon bei Aufname des Todesfalles auf 
Sicheritellung der Nachlaßgebühren bedacht fein und die Finanzbehörde 
von den Todfalle verftändigen (88. 43, 82 d. Bat.), für rechtzeitige Ein- 
bringung der Gebührenausmweife forgen; fie hat diefe zu prüfen, an die 
Finanzbehörde zu leiten und mit Beendigung der Abhandlung durch die 
Einantwortung bi3 nah Sicherftellung, in der Regel bis nach Berich- 
tigung der Nachlaßgebühren zu warten ($. 154 des Pat, — Minift. 
Erl. v. 23. März 1852, 3.84 d. R. ©.). Diefe Aufgabe ift von Seite 
der Verlaßabhandlungsbehörde vollitändig nicht erreichbar und wird in 
der That nur zum Theile erfüllt. Das Wichtigfte wäre, für die ſchnelle 
und ausnamsloſe Anzeige der Todesfälle zu ſorgen; dafür ift aber nur 
farg vorgejehen und dort, wo das Inſtitut der Todtenbeſchau od) kaum 
befannt geworden, ijt die Anzeige der Todesfälle fat durchweg nur 
Sade des Zufalles oder guten Willens eines der Intereſſenten. Aus— 
reihend wäre dießfalls nur die Verpflichtung der Seelforger und Orts: 
bebörden zur Anzeige aller Todesfälle, welche insbeſondere auch bei je: 
nen in der Eigenschaft öffentlicher Beamten keinem Anftaude unterlie- 
gen kann. Der finanzielle Bunkt tritt dabei hinter al die wichtigen 
Zwede der Berlaßabhandlung und der damit fo enge verbundenen Pfleg: 
Schaft zurück und können die Seelforger am mindelten Anjtand nehmen, 
zu ſolchen väterlih vorjorgliden Maßregeln allen Eifers mitzuwirken. 

Was die vom Sejege wiederholt hervorgehobene, von den Abhand: 
lungsbehörden gerorderte Sicherftellung der Nachlaß-Gebühren betrifit; 
jo beſchränkt fich dieſe der praftiichen Erfuhrung gemäß auf VBorentbal: 
tung der Einantwortungs-Urkunde, daber auch bücherliden Zufihreibing 
big zum Nachweiſe der Gebühren: Berichtigung ; eine andere Sicheritel: 
lung durch Abname und Depofitirung von Nachlaßgegenſtänden eigends 
und blos zur Sicheritellung der Gebühren wird in den felteniten Fäl— 
len vorkommen und doch werden fich kaum Fülle nachweiſen laſſen, wo 
die Nachlaßgebühren wegen Saumfal der Athandlungsbehörden in ver 
Sorge für die Sicherſtellung uneinbringlich getvorden find, ein Beweis 
daß eine ſolche Sicheritellung nicht nothweudig it. Der Grund, daß fie 
unterbleibt, iſt wohl hauptſächlich die Länge der Zeit, welche von Kin: 
leitung der Verlaßabhandlung big zur Bemeſſung der Gebühren ver: 
ftreicht, während welcher daher fonft ein Theil des Nachlaſſes der Die: 
pofition der Erben entzogen werden müßte. 

Die Wahrnehmung der Gebühren: Fülle, wie die Bemeſſung und 
Einhebung der Gebühren iſt Sache der Finanzorgane, welchen auch leich: 
tes eine genaue Kenntniß der ſehr zahlreihen Partikularbeftinmungen 
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bebung der Gebühren gehört = dus — Finanzorgane, ofm 
daf die Gerichte daranf tweiter einen Einfluß zu nehmen hätten. Eu 
wenig efeb Berfahren, wornadhüberbeu ——— 
in Anjefung der Gebühren: Pflichtigfeit und Ausmaa, die Yinanje 
börde entſcheidet, angemefien it, fo wenig täre es, wenn das Geridt 
die Bebührenbemefjung der Finanzbehörde controlliven müßte. Die Ant 
handlungen der Abhandlungsbehorden und jene der Finanzorgane tie: 
nen bießfalls recht wohl unabhängig von einander und nebeneinander 
vor fid geben, wenn bie Erben geſetzlich verpflihtet würden, den Ex 
fall mit allen für die Gebührenbemefjung enticheidenden Daten unter 
angemefienen Strafen ber Finonzbehörbe anzuzeigen, wobei diefen über 
laſſen bliebe, in einzelnen Fällen und bei auftaudenden Bedenken vor 
den Abhandlungsbehörden ämtlie Auskünfte einzuholen. Bilden des 
die Faffionen bei andern Abgaben genügende Grundlagen der Berne: 
fung, warum follten diejelben bei den Uebertragungs Gebühren von Tr 
deswegen nicht ausreichen? Selbft das Vorenthalten der Einamtwortungt 
urfunde bis zur Berichtigung der Gebühren kann ohne Gefahr unten 
bleiben; fie enthält, mit Ausname der Uebertragung von Nachlaß Re 
alitäten, nur die urkundliche Beftätigung einer ſchon längſt zuvor fal 
tiſch eingetretenen Vermögensordnung und wird die Gefahr der Verkin 
zung der Gebühren naher nicht größer, als fie früher geweſen, wenn 
fie wirklich beftanden. Nur bei Realitäten könnte die Vorficht gebraudt 
werben, daß die Finanzbehörde die Gebührenpflihtigkeit in unbeitimm: 
ter Höhe büdherlid vormerken läßt, wodurch die Befigüberjchreibung un 
die Erben nicht gehindert und ihre Dispolition darum felbft für län 
gere Zeit deßhalb nicht beirrt würde, weil ih die Privaten ehr leich 
eine ausreichende Vorausberehnung ber zu entrihtenden Gebühren ji 
machen vermögen, 


vom. Schluß. 


Daß fih Stimmen für Aufhebung eines fo alten und zmedmä: 
Gigen Inſtitutes, wie die Verlaßabhandlung ift, erheben konnten, findet 
feine Erflärung in der mangelhaften Auslegung und praktiſchen Anwen: 
dung des fo wohlgemeinten Gejeges. Beſonders iſt es die ſchriftliche 
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Verhandlung der Nachläffe, welche Durch Unkenntniß oder Mißverftänd: 
niffe der Parteien und Kleinigfeitäfrämerei der Behörden in eine ende 
loſe, enorme Koften verurfahende Reihe von Pladereien ausarten kann, 
welche leicht der loyaliten Partei Miktrauen und Abneigung gegen dag 
Geſetz felbit einflößen können. Dasjelbe gilt von den geſetzlichen Bor: 
fohriften über die Pflegichaften, Vormundſchaften und Euratelen. Wenn 
die fehlerhafte Anwendung und Mißgriffe in Handhabung der geieglichen 
Obſorge außer Betracht gelafjen werden, wenn zugleich all’ die vielen, 
nicht nöthigen Förmlichkeiten aufgelaffen und von der im Laufe der 
Zeit fo ſehr überhbandnehmenden Vieljchreiberei Umgang genommen wird, 
jo ift mit Sicherheit anzunehmen, daß ſich wohl zeitweife der ftet3 be: 
rechtigte Wunſch nach partiellen Reformen, nie dagegen das Verlangen 
auf gänzlihe Aufhebung jo feit begründeter Nechtsinftitute äußern wird. 

Cine bedeutende Erleichterung der Gerichte in Beforgung des Ver: 
laßabhandlungs-Geſchäftes hat ſchon die Einführung des Notariat3:$n- 
ftitutes und die Verwendung der Notare als Gerichtscommiſſäre bewirkt. 
Die Notare können zur Todfallgaufname und Vorname aller andern 
im Wege der Verlaßabbandlung und in Waiſenſachen erforderlichen Akte, 
bei denen es ſich nicht um eine gerichtlihe Entſcheidung handelt, zur 
Vorbereitung aller Behufs Erwirkung der Einantwortung erforderlichen 
Alte im Allgemeinen, und zwar in fpeziellen Fällen, wie auch mittelft 
pernianenter Beitellung verwendet, am Amtsſitze der Gerihtshöfe müfjen 
diefelben biezu verwendet werden (88. 183—185 d. Notar. Ord. v. 
21. Mai 1855 und Minift. Nerdg. v. 7. Mai 1860, 3. 120 R. ©.). 
Unläugbar kann dur dielen den Notaren übertragenen Wirkungskreis, 
wenn die Gebühren derfelben den Umſtänden gemäß geregelt, jedenfalls 
gegen das bisherige Maaß herabiegt und die Rechte der Parteien zur 
jelbftftändigen Verfaſſung al’ jener Akte, wozu fie die Fähigkeit beſi— 
ten, gewahrt, daher die Thätigkeit der Notare mehr auf jene der Ab: 
bandlungsbehörden beſchränkt werden, mit Rückſicht auf den wefentlichen 
Unterfchied der Notare von öffentlichen Behörden im Allgemeinen, ihre grö: 
Bere Beweglichkeit und Möglichkeit, neben dem ämtlichen auch den Weg des 
privativen Verkehres zu geben, außer der Geſchäftsüberhebung der Gericht3: 
bebörden auch die Sade jelbit, nämlich die Verlaß-Verhandlung an 
Einfachheit, Schnelligkeit und Wohlfeilheit gewinnen. Die weitere Ber: 
folgung dieſes Gegenitandes würde aber auf ein neues und meites Feld 
der Beiprehung führen und mir befhränfen ung darım auf die Mei: 
nungaäußerung, daß die größere Hälfte der Bevölkerung auf dem fla: 
hen Lande und die Gerichte unter derjelben noch lange der Wohlthat 
diefer notariellen Thätigkeit entbehren dürften. Indeß ift, wir wieder: 
bolen es nochmals, die befondere Natur der mit der Verlag: Abhandlung 
und Pflegfchaft zu betrauenden Organe, wenn es anders nur öffentliche 
Organe find, für die Sache gleichgültig, wenn das Verfahren felbit mit 
feinen entwidelten Grundprinzipien aufrecht erhalten Bleibt. 


VII, 


Die Verlegungen des Autor- und Verlagsredtes. 


Vom Herru Dr. Hermann Ortlojf, Privatoozenten der Nechte in Jena 


I, Artikel 
Die wirklichen Berleßungen des Urbeber- und Berlagsrechtes, 


Der allgemeine Thatbeſtand der Verletzung des Urheberrechts 
worunter die nachfolgend zu beſchreibenden Einzelarten fallen, beitebt 
in Folgendem: 

1. Das Objekt der Verlegung ift eine in dem Urheberrecht ent: 
haltene Befugniß des Autors oder feiner Rechtsnachfolger. Die gemein: 
ſchaftliche Eigenſchaft aller Befugniſſe des Urhebers und feiner Red 
nachfolger ift die Ausſchließlichkeit derſelben. Auf Verlegung diefer rid: 
tet ſich die Abſicht des PVerlegers, der willen muß, daß feine Handlun 
gen nicht mit jenen ausschließlichen Befugniſſen der Berecht igten concur: 
riren und colliviren dürfen. Da num der Wille diefer Lepteren auf Er: 
haltung der Ausſchließlichkeit ihrer Befugniſſe gerichtet ift, Fo hat die 
Verlegung derfelben den Willen Jener zum Gegenftand ihrer verlegen: 
den Tpätigkeit und arakterijirt ſich als ein Angriff gegen die Perion 
des Trägers, feines Willens. Nicht der Autorname oder die Autorehre, 
nicht das Erzeugniß der geiftigen oder fünitleriihen Thätigfeit if Ge 
genitand des Angriffs, fondern der auf Ausſchließung unbefugter Anı 
maßung von Befugnijfen, ben Autornamen zu gebrauden oder eine aut 
der Autorſchaft allein herrührende und beregtigende Handlung in Be 
zug auf das geihaffene Werk, bejonders eine willkürliche Vervieljältig: 
gung, Veröffentlihung oder Verbreitung vorzunehmen, gerichtete Wile. 


*) Bol. Band VII. S. 147 uff. dieſer Bierteljahrsihrift. 
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Der Autorname oder die Autprebre wird nicht wie die bürgerliche und 
Standesehre angegriffen, etwa geſchmäht, fondern derjelbe wird mider 
den Willen des Autors gebraucht, mißbraucht oder unterdrüdt, darin 
liegt das Widerrechtliche, daß ein Unbefugter über den Gebrauch des 
dem Autor allein zuftehenden Rechts der Verfügung über feinen Na: 
men wider feinen Willen verfügt und. das Verhältniß der Autorjchaft, 
welches ein Rechtöverhältniß ift, verlegt. Ebenjo wird nicht dag Werk 
des Autors in der unbefugten Vervielfältigung, Veröffentlihung und 
Verbreitung felbft angegriffen, wie bei einem Diebftahl, einer Beſchädi— 
gung u. dgl., jondern es werden gegen den Willen de Urheber oder 
feiner? Nechtsnadfolger Handlungen darin vorgenommen, welche dieſe 
Perſonen Anderen nicht geftatten wollen, Handlungen gegen ein vom 
Recht zu Ichütendes, in der Natur der Urheberſchaft liegende3 Verbot. 
Man kaun nicht jagen, daß die Handlungen der Verlegung de3 Urhe— 
berreht3 unmittelbar gegen literariſche oder artijtiiche Erzeugniſſe ge: 
richtet würden, wenn diefelben nur wider Willen der Berechtigten als 
Vorbilder gebraudt und dann durch Wiedergeben oder mehrfache Dars 
ſtellung finnlih wahrnehmbar gemacht werden, wie man etwa eine bes 
wegliche Sache ergreift und aus dem Gewahrjan des Berechtigten ent: 
zieht und dann weiter vertreibt. Bei dem Diebitahl wird auch der Wille, 
die totale rechtliche Herrihaft über die beweglihe Sache auszuüben, 
wenigitend mittelbar verlegt; aber dadurh, daß das Objekt, woran 
ih diefe Herrſchaft äußert, wirklich ergriffen und entzogen wird, un: 
terjcheivet Jich der Diebjtahl von der unbefugten Vervielfältigung und 
Beröffentlihung der Schriftiteller: und Kunſtwerke. An dieſen baftet 
nicht dag Urheberredht, wie da3 Eigenthum und die darin enthaltenen 
Einzelrechte unmittelbar an der Sade, und ijt eben deshalb fein ding« 
liches Recht, wird daher auch nicht, wie diefes durch einen bloßen An: 
griff auf die Sade, durch einen Angriff auf das literariiche oder ar: 
tiſtiſche Werk verlegt. Die unbefugte Vervielfältigung und Veröffent- 
lihung eines ſolchen würde dem widerrechtlichen Gebrauch einer Sache 
gleichitehen, wobei die Widerrechtlichfeit gerade in der Ueberjchreitung 
der von dem Willen des den Gebrauch Geitattenden gejeßten Grän— 
zen beſteht. Das ijt aber eben Anmaßung, Willens: und Berjonenver: 
legung. Der Autor geitattet auch nur einen begränzten Gebrauch fei: 
nes Werkes und Namens, und die Einhaltung der von ihm ge: 
jegten Gräuzen, aljio die Neipectirung jeines Willens 
ſchützt das Recht, und dieſer ijt Objekt der Verlegungen de3 Urheber: 
rechtes, concret gemorden in den einzelnen Befugniſſen de3 Urheber⸗ 
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und feiner Rechtsnachfolger. Die Entziehung eines Schriftitellermertes 
im Manuffripte oder eines Driginaltunftiverfes aus dem Gewahrfam 
des Autors wider defjen Willen ift nicht Verlegung des Urheberrechts 
fondern des Eigenthums, ein Diebſtahl; die weitere Gebrauchmachung 
im Verkehr von dem Werk ohne Einwilligung des Urhebers iſt Ber 
letzung des Urheberrechts und follte der Dieb blos zu Studien für An: 
dere davon Gebrauch machen. Der Diebftahl ift ein unmittelbarer An 
griff auf eine fremde Sade, ein mittelbarer auf das daran haftende 
Recht. Die Verlegung des Urheberrechts hingegen ift eim unmittelbarer 
Eingriff in die Befugniß des Urhebers, fein Product als das fginige 
in der von ihm beftimmten Weife Anderen finnlih wahrnehmbar zu 
machen, 

Das Vermögen als Objekt der Verlegung des Urheberrechts 
zu betrachten, ift aus einem doppelten Grund unzuläffig. Einmal würde 
es in vielen Fällen, wo der Autor gar kein Honorar erhält, an dem 
genannten Gegenftand der Verlegung fehlen, dann aber würde die wirt 
lich beabfihtigte und hervorgebrachte Beſchädigung am Wermögen de 
BVerlegten keineswegs mit anderen Vermögensverlegungen, wie fie im 
Diebftahl, in der Unterihlagung, im Betrug, in der Erpreffung, im 
Raub u. |. w. vorliegen, auf diefelbe Stufe geftellt werden türfen, 
denn die Vermögensbeſchädigung geſchieht hierbei erft fo mittelbar, und 
auf fo vielen Untvegen, daß man nicht fagen Tann, der Gegenftand, 
auf den die verbrederifhe Thätigfeit oder gegen den fie gerichtet fei, 
fei das Vermögen. In den Fällen, wo der Verleger einen Gewinn durch 
unbefugte Vervielfältigung und Veröffentlihung auf Koften eines dem 
Autor oder Verleger entgehenden Gewinnes fucht, verlegt er immer ert 
das Autorrecht, ehe er dem Autor oder Verleger den Gewinn entzieht. 
Die Verlegung der Ausfgließungsbefugniße des Autors oder Verlegers 
iſt Tängft vollbracht, ehe der Verleger noch zur Gewinnentziehung und 
Vermögensbeihädigung gelangt. Es Liegt aljo vor der Vermögensver 
legung ein noch näherer Gegenftand des widerrechtlihen Angriffs, der 
allen Arten der Autorenverlegungen gemeinfam ift. Diefen Gegenftand 
muß ber Verleger fogar erſt unterwunden haben, ehe er zu feinen wei 
teren Zweden, durch Gemwinnentziehung fi zu bereichern, gelangen 
Kan. Erft durch die Verlegung der Autor: und Verlegerbefugnife hin: 
durch, nad ihrer Confumation, würde dieſe ald das Mittel zu einer 
Vermögensbeſchädigung und zur Befriedigung des Eigennußes führen; 
und dann würde bie Vermögensverlegung als Bwedverbrechen zu dem 
Mittelverbrehen ber Verlegung des Autorrechts hinzutreten. Auch hier: 
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aus ergibt fidh, daß die vermögensrechtliche Seite bei dem Urheberrecht 
eine durchaus fecundäre Bedeutung bat und daß fie gänzlich fehlen kann 
und bei der Verlegung des Urheberrechts als folder gar nicht in Be: 
tracht gezogen zu werden braudt. 

2. Subject der Verlegung des Autorrecht3 kann Jeder werden, 
der von dem Merk des Autors irgend einen Gebrauh macht. Wer in 
gar feiner Beziehung dazu fteht, wer es nicht kennt oder nie im Be: 
reich der Anfchauung und Benugung gehabt, wird dasjelbe auch nicht 
widerrechtlich vervielfältigen oder veröffentlichen fünnen. Jedenfalls kann 
auch. derjenige das Autorrecht verlegen, der nur einen Theil desjelben 
übertragen erhalten hat, wenn er die Gränzen des ihm geftatteten Ge: 
brauch der Autorbefugniffe überjchreitet, 3. B. der Verleger, der Ver: 
breiter, der Copiſt eines Originals, eine Bühnendirektion u. |. w. Nicht 
minder kann aber der Autor felbit das von ihm innerhalb bejtimmter 
Gränzen übertragene Autorrecht, als ein abgeleitetes, von feiner Ber: 
fügung ausgeſchloſſenes verlegen, wenn er ſich durch die Uebertragung 
der Ausfchließlichleit der Verfügung oder der Weiterübertragung frei- 
willig begeben bat, 3. B. bei Uebertragung der Vervielfältigung: und 
Berbreitungsbefugniß; in der Verlegung diefer ala einer ihm nicht-mehr 
zuftehenden und in ihrer Ausſchließlichkeit einem anderen Berechtigten 
übertragenen Befugniß, liegt troß ihrer Ableitung vom Autor außer 
dem Vertragsbrud eine eigenmäcdhtige Handlung gegen den Willen des 
nunmehrigen ausſchließlichen Inhabers jener Befugniß und diefe ift 
ebenfo dann eine unbefugte, widerrechtliche Vervielfältigung und Ver: 
öffentlichung, wenn ſich nicht der Autor diefe, wie 3. B. bei Uebertra- 
gung der Befugniß an eine Bühne, ein Theaterſtück aufzuführen, noch 
ausdrüdlich anderweit vorbehalten bat. 

Im Betreff der verbrecheriihen Theilnahme an der Verlegung 
des Autorrechts, der Urheberſchaft, Miturheberſchaft, Gehülfenſchaft, 
Begünſtigung oder, wie ſonſt einzelne Geſetze unterſcheiden, der gleichen 
und ungleichen Theilnahme, kommen die allgemeinen Grundſätze in Be: 
tracht. Wie ſchon bemerkt worden ift, wird auch die Zurechnung einer 
Verlegung des Urheberrechts zur Fahrläffigkeit zuläffig fein müſſen. 

Die Abjicht des Thäterd braucht nur auf die Verlegung oder 
Nichtachtung der im Urheberrechte enthaltenen oder daraus abzuleiten: 
den Befugnifje gerichtet zu fein. Wenn vielfah die Gewinnſucht das 
Motiv zur Verlegung des Urheberrecht fein mag und die Befriedigung 
derfelben den Endzwed des mwiderredhtlichen Handeln? ausmacht, jo ift 
weder jene harakteriftiiches Merkmal, noch diejer weientliches Erforderniß 
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des Begriffs des Verbrechens ımb es ift daher feinsätmeg? richtig, imenn 
neuere Geſede die gewinnfüchtige Abficht zur Bedingung Ber Strafbar 
keit gemacht haben, und dies berußt allerdings auf einter mangelhaften 
Ertenntnig des Weſens des Urheberrechts ). Die Abfiht mag fort 
fein, welche fie will; auf den Begriff des Verbrechens hat nut bie anf 
die Verlegung eines beftinmien Rechts und der Rechtsordnung gerich 
tete Abſicht einen toefentlichen Einfluk: für den Begriff des Verbre 
chens ift es an ımb für lei fin. ob bie durch die Mechiswer: 
letung zu erreihende Em »  +immfädhtige, umeigenmilßige, 
wohlthätige ober fonft eine >» ı = für die Strafbarleit der 
Handlumg tft das nicht ein weil das Motiv und der Endzwed be 
fiimmende Momente für den Willen | umb nicht bloß der nadir 
Wille, fondern aud die ans dem See ben bes Thäters enfipringen: 
den Einflüffe bei der Beſtimmung der Strafivfirbigteit einer Hanblını 
im Allgenteinen mit in Frage kommen mäfen, damit andy im hypothes 
der Richter Gelegenheit habe, den Eigenihüämlichteiten des einzelnen Fol 
les geredjt zu werden, anf dak nicht das summım jas zur summa in- 
juria werde. E3 ift daher angemefien, wenn bei Verbrechen, die aud 
aus Gewinnſucht begangen werden können oder begangen zu werden 
pflegen, die gewinnfüchtige Abfiht beſonders noch hervorgehoben und 
härter beitraft wird. Dadurch würde auch hier bei der Verlegung des 
Urheberrechts, wenn die vermögensrechtlihe Seite deſſelben noch befon: 
ders bedroht ober verlegt war, in einer Straferhöhung theils wegen 
der concurrirenden Bermögensverlegung, theil3 gegen die gewinnjüchtige 
Abſicht eine ganz angemeffene Reaction gegeben werden 3). 

3. Die Handlung kann nad der Verſchiedenheit der einzelnen 
Arten der Verlegungen des Urheberrechts eine jehr verichiedene fein. 

Tie Eigenihaft einer mechaniſchen Thätigkeit, worauf die mei: 
ſten Gefege die Handlung zurhdführen, if keineswegs eine alle Ver: 
legungen de3 Autorreht3 umfafjende. Sie muß fi) allerdings auf ein 
Autorwerk im Driginal oder im Eremplar beziehen und das Gemein: 
ſchaftliche aller einzelnen Verlegungen ift der twider den Autorwillen 
von feinem Werk oder Namen gemachte Gebraud. Selbft der Auf- 
kauf aller egiftenten Eremplare eines Werkes und die nachfolgende gänz: 


2) Bollmann a. a, D. S. 216, 218. J 

j Es fragt ſich jeht, ob es nicht zwedmäßiger fei, wenn einmal die Berleg: 
de3 Autorrechts entiprebend beitraft wird, die Vermögensverlegung, die ji 
erit an die vollendete Verletzung des Auiorrechts anſchließt, won der crimi: 
naliftiihen Verfolgung ganz auszujgließen und nur die gewinnjüchtige Ab: 
ſicht beſonders zu bedrohen. 
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liche Vernichtung oder aud) die theilmeife, um etwa den übrig bleiben: 
den Exemplaren einen hoben antiquariſchen Werth zu verichaffen, würde 
ein unbefugter Gebrauch fein. Es können in der That fehr verjchie: 
denartige Verlegungen des Urbeberrehts vorfommen und deshalb ift 
der Gefeßgebung zu empfehlen, etiva wie bei dem Betrug, einen Gat: 
tungsbegriff an die Spite zu fielen und dann die hauptfächlich- 
ften Arten des Verbrechens anzureihben und mit angemefjener Strafe 
zu bedrohen, fo daß damit nicht die Begehungsweiſen abgeſchloſſen 
werden, ſondern der Richter noch die Möglichkeit hat, eine nicht aus— 
drüdlich hervorgehobene Begehungsmweife entweder nach Analogie einer 
aufgezählten oder eventuell unter Anwendung des Gattungsbegriffes 
zu beftrafen. 

Bollendet it die Handlung jedenfalls erft mit dem wirklich 
gemachten widerrechtlihen Gebrauch des Autornamens oder Autorwerks, 
worin die Verlehung des Willens des Autors und feiner Nechtönad;: 
folger enthalten if. Im Betreff des Verſuchs und blos vorbereiten: 
der Handlungen kommen die allgemeinen Grundſätze zur Anmendung. 

Nunmehr kann zu der Ordnung der einzelnen Verlegungen des 
Urheberreht3 übergegangen werden. Bollmann *) bat bereits dieſel— 
ben nach den von ihm aufgeftellten, im Urheberrecht enthaltenen Be— 
fugniffen zergliedert und fünf Klaſſen derfelben aufgezählt, nämlich 
Berlegungen der Urheberſchaft, d. h. des Rechtes, ausichließlich als 
Urheber eines Geiſteswerks anerkannt zu merden, Verleßungen des 
ausfchließenden Rechts zur Veröffentlihung fowie zur Vervielfältigung, 
Berlegungen des Rechts zu ausſchließlicher Benützung des Werts als 
Ermerb3mittel und Verlegungen des ausſchließlichen Rechts der Ver: 
fügung über ein Verl. Im Gegenfag hierzu bat er die verfchiedenen 
Verlegungen al3 Vergeben nah ihrem eigenthümlichen Inhalt, und 
zwar dad Plagiat, die unbefugte PVeröffentlihung, die unbefugte Ber: 
vielfältigung , befonders den Nachdruck und das eigentlihe Nachſchrei— 
ben aufgeführt, und mit Necht gerügt, daß die Gefeßgebungen infofern 
unvollitändig feien, als fie über dem Felthalten an dem engen Begriff 
des Nachdrucks und an römischen Nechtsbegriffen nicht alle wirklich 
vorkommenden Verlegungen berücjichtigt hätten, und Daß die Praris 
inner erſt mehrere Verlegungen im Zulammenfluß als Ein Vergehen, 
nicht die in einer einzigen Handlung gleichzeitig verübten Verlegungen 


9 A. a. O. 


S. 212-226; vergl, „aaa die Zeitſchrift für Rechtspflege und 
Verwaltung R. $. ©. 2 eg 
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mehrerer Befugniffe des Autors als concurrente Vergehen betrachtet 
hätten. Solange jedoch die im Urheberrecht enthaltenen einzelnen Be 
fugniffe im Privatrecht noch nicht feitgeftellt find, Tann das Strafredt 
aud die Verlegungen des Urheberrechts nit nah den einzelnen Be: 
fugnifien cdharakterifiren. Die von Volkmann angeführten find um 
leugbar in dem Urheberrecht enthalten, allein fie laſſen fich doch aui 
den Begriff der ausjhließliden Bermittelung des Werks au 
das Publikum zurücdführen, denn auch die ausſchließliche Benükumy 
des Werts als Erwerbömittel ift ein Gebrauch des Werks, der in bem 
Begriff der Bermittelung aufgeht. Es würde zur Zeit genügen, das 
höchſtperſönliche Necht des Autors, ausſchließlich ala Urheber zu ge: 
ten, oder das Recht auf die Urbeberichaft, den Urbebernamen ober die 
Urbeberehre, als Urheberreht im engeren Sinn, den Inbegriff alle 
anderen, uriprünglichen und abgeleiteten Autorbefugniffe ala dem Recht 
der ausjchließlichen DVermittelung des Werts an die Menge zur geift 
gen Reception gegenüber zu ftellen und diefe Trennung, 3. B. baburd 
kenntlich zu machen, daß die Verlekung bes eritermähnten Rechts der 
Verfolgung duch Privatanflage gänzlich überlaffen bleibe. Außerdem 
kann es jedoch leicht fein, da, wenn mehrere einzelne Befugniſſe al 
Gegenftände der einzelnen Qerlegungen deren Trennung von einander 
begründen jollen, allerdings zwei oder noch mehr Befugnifje in derſel 
ben Handlung verlegt werden, ja fogar werden müſſen, wenn das 
Verbrechen als vollendet eriheinen foll, wie 5. B. wenn zur Volle: 
dung des Norabdrud3 die Ausgabe der nachgedrudten Eremplare, worin 
doch auch eine Veröffentlihung liegt, getordert wird, fo mürde nad 
Volkmann's Anfiht mit dem vollendenden Act des Borabdrudz du} 
Recht des Autors auf ausſchließliche Veröffentlichung noch aufer 
dem Recht defjelben auf ausjchließliche Vervielfältigung verlegt, oder 
ebenfo wenn Jemand unbefugt Nachgefchriebenes mehrfach abfchreiben 
und in einer Geſellſchaft oder nod weiter circuliren läßt, wobei auch 
die Vervielfältigung und Veröffentlihung zwei ſich ergänzende Acte 
find, denn das Vervielfältigen wäre ohne Veröffentlichung bedeutungs— 
103. Das Zufammentreffen von Verlegungen der zertbeilten Beruz 
nifje würde nicht immer eine wirkliche Concurrenz von mehreren Ver— 
gehen begründen, weil fie eben zum Theil fi) ergänzen und erſt ein 
polleudetes Vergehen zufammen ausmachen. Auch würde es kaum zw 
läflig fein, die Verlegung der einen Befugniß, die ohne die einer an: 
deren feine felbitftändige Bedeutung hat, al3 qualifizirendes Moment 
der Verlegung der anderen anzujehen, wie etma bei dem durd 
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Fälſchung qualificirten Betrug, der richtiger auch nur als ein einziges 
Verbrechen als etwa wie ein Fall der Eoncurrenz zweier Verbrechen 
betradhtet wird. Hier nämlich wird in der als Mittelverbrechen behufs 
des Vetrugs verübten Fälſchung ein ganz anderes Recht ala im Be: 
trug verlegt, denn jene ijt ein Verbrechen gegen die Treue und Glau: 
ben, diefer gegen die einzelne Perſon; im obigen Fall twird im Grunde 
ein und dafjelbe Recht, das der Ausichließlichkeit verlegt. Allerdings 
gibt e3 jedoch Fälle, wo die mehrere ausfchließliche Befugniſſe beein- 
trächtigende Handlung menigiten® den Schein einer Concurrenz von 
Vergeben bietet, 3. B. der unbefugte Vorabdrud eines noch nicht ver: 
Öffentlichten Manufcripts und die Veröffentlihung jenes; allein bier 
ift die unbefugte Veröffentlihung mittelft des Drudes oder der Ber: 
vielfältigung das einzige Vergeben und der bloße Vorabdrud würde 
als Verſuch der unbefugten Veröffentlihung betrachtet werden können. 
Daß wirklihe Soncurrenzen mehrerer Verlegungen vorkommen Fönnen, 
wird nicht beftritten, nur könnte die Scheidung mehrerer Einzelbefug: 
niffe au zu leicht zur Annahme von Concurrenzen in praxi und 
folgeweife unter Anwendung der einfchlagenden Grundfägen zu bebeu: 
tenden und unverhältnißmäßigen Straferf äwerungen oder mwenigfteng 
Straferhöhungen führen. Zwecdmäßiger dürfte es daher zur Zeit fein, 
wenn die Gejeßgebung die einzelnen Berlegungen des Urheberrechts 
nit nad) den Einzelbefugniffen fpecialifirte, obgleich darin der ſyſte⸗ 
matiſche Grundſatz ſich offenbart, fondern, folange folde noch nicht 
allgemein als privatrehtlihe anerkannt find, daß fie die hauptſächlich— 
ſten Begehungsweiſen, wie fie fih im Leben am häufigften geftalten 
und wie die Natur der Geftaltung fie zufammenfügt oder fondert, be: 
trachtet und von einander fcheidet, wie Volkmann ſich ausdrüdt, 
‚nad ihren eigenthünlichen Inhalt.“ Es wäre aud) zuläflig, die ein: 
zelnen Berlegungen nad ihren Beziehungen zu dem Gegenftand, in 
weldem fi) der Autorwille individualifirt, oder nad dem Gegenftand, 
von welchem ein widerrechtlicher Gebrauch gemacht wird, zu unter: 
Iheiden, je nachdem ein Schriftfteller: oder ein Kunſtwerk oder der 
Dloße Name des Autors mißbraucht wird, fo daß etiva drei Kategorien 
der jtrafbaren Berlegungen des Autorrechts gebildet würden. Jedoch 
würde dadurch diefelbe Handlung dann eine wiederholte und verſchie— 
dene Stellung erhalten. E3 bleibt daher immer vorzuziehen, die Hand: 
Iungen nah ihrer natürlichen Zuſammengehörigkeit oder Verfchieden: 
beit au: und voneinander zu ftellen. Die Gegenjtäude des Mißbrau: 
ches wider Willen des Autors follen in einem Gefeg auch wur in ihrer 
Haimerl’s Bierteljahresigrift f. Rechtsw. X. 2. 18 


einjadjeren. zu der Gustlung, von der Ternichkiitigen 
eines bereits veröffentlichten Weis zu der eigermichtigen Beriteue 
dung eines mod; xicht mm: uch Zerrehsinpeg 


Die erie Stele unter dem einxlaen Serlefumgen des Urheier 
zei win bir eigen mähtige Berwictfältigung eines Ieuit 
veröffentlichten Schrifneller- oder Aunſtwerls ein. Cie ik Die Heriek: 
Ing von Eremplaren eines veröffentlichten Oxigiwalmerf3 wwiter ie 
Billen des Autors oder feiner Reditsuachfolger. 

$. 1. Wenn es darauf anime, zu beitimmen, — melde ®e 
fugniffe des Autors oder feiner Nechtsnachfelger dirfe Gumblung ge 





DOrtloff: über Autor: und Berlagsredt. 261 


rihtet würde, fo fünnte man die Befugniß zur Bervielfältigung, Ber- 
öffentlihung und ausſchließlichen Benügung des Arbeitsprodukts ala 
Ermwerbzquelle, aufführen 9). Allein dieje Einzelbefugniite find in dem 
Recht der ausſchließlichen Mittheilung des Werks an die Re 
cipienten, wodurd die Benutung desfelben ala Erwerböquelle erſt ver- 
mittelt wird, enthalten. E3 dürfte kaum zuläfiig fein, eine Concurrenz 
von Zerlegungen dreier Einzelbefugnifie des Autor anzunehmen , zu- 
mal die Benügung der unbefugten Vervielfältigung zum Erwerb theils 
nicht gerade nothiwendig damit verbunden zu fein braudt, 3. B. bei 
dem Nachdruck revolutionärer Echriiten, welche unentgeldlidh verbreitet 
werden u. dgl., theils jene auch nur wieder durch die Veröffentlichung 
oder Berbreitung unbefugt nadhgebildeter Eremplare nıöglid wird und 
die Bervieljältigung erft durch diefe ihre wahre Vollendung erhält ; 
denn eine Zervielfältigung ohne Verbreitung unter das Publikum, 
etwa nur zum eigenen Gebraud), und ohne Zeitimmung, eine Concurz 
ten; mit dem legitimen Werk zu eröffnen, wird nicht wider den Willen 
des Autors oder feiner Rechtsnachfolger verfioßen fünnen. Iſt jedoch 
die Gefahr damit verbunden, daß urfprünglih nur zum Selbſtgebrauch 
vervieljältigte Werte leiht in das Publifum kommen Tönnen, und 
diefe Gefahr konnte wohl eingefehen werden und e3 würden feine 
directen Maßregeln dagegen getroffen, fo könnte eine ftrafbare culpa 
anzunehmen fein, wenn wirklich nadgebildete Eremplare in das Pub: 
likum gebracht werden. Ohne diefe Modification würde wenigftens 
eine prinzipielle Recht3verlegung nicht anzunehmen fein und höchſtens 
könnie ein Autor oder Zerleger riäfiren, eine Civilllage wegen entzo- 
genen Gewinns, 3. B. gegen den Director einer Schule anzuftellen, 
der aus einer eben erjchienenen Schrift blo3 zum Echulgebraud einen 
Theil abdruden, litographiren oder abſchreiben, oder eine erfchienene 
neue Karte, Figuren u. dgl. durch Nachzeichnung oder irgend eine 
Nachbildungskunſt blo3 für die Eule eremplificiren läßt, ohne na⸗ 
türlih dafür fi bezahlen zu laſſen, denn in diefem Fall würde eine 
entſchiedene Concurrenz eröfmnet werden. Wenn aljo die Producte einer 
zwar nicht vom Autor oder von feinen Rechtsnachfolgern ausdrüd- 
Lich geftatteten Vervielfältigung nit in den öffentliden Ber 
kehr gebracht werden follen, jo kann eine eigentlihe Berlegung des 
criminell geſchũtzten Autorreht3 kaum angenommen werden; da prä: 
fumtiv wenigftens nad allgemeinerer Meberfhlagung der Autormwille 


5%) Bollmanna.a. ©. 5. 2%. 
18* 





Ortloff: über Autor: und Verlagsreht. 




















tigungen ohne Veröffentlihung und Concurre 
ſchließen wird. Sollte in conereto dennoch ein 
olger desfelben ſich in feinem Recht verlegt fühle 
Strafverfolgung ftellen, fo würde der Richter 
allgemeinen Willen zum Maßſtab feiner Entf 
n. €3 ergibt fih ſchon hieraus, daß die Verpir 
bffentlihung oder Verbreitung für den hier bar 
n3begriff, wenigſtens für das vollendete Werb 
ſondern höchſtens, wenn die Abfiht auf Verbr 
‚ als Verſuch der Autor: oder Verlegerverlegun 
Kann. Zum Begriff der vollendeten eigenmäc 
fhon veröffentlichter Schriftfteller- oder Kunfi 
othivendig ein Veröffentlihungs: oder richtiger 
ft. Die Vervielfältigungs: und Veröffentlihungss 
agniß des Autors oder feiner Nechtsnachfolger < 
Berfen, die eben nur durch Eremplificirung verb 
n; daher iſt es richtiger, in Bezug bierauf nur 
hließlihen Vermittelung oder Mittheilung 
5 durch die eigenmächtige 2 ielfältigung 
Weil jedob die Vervielfältigung eines Werks 
Pandlung ift, ı ng des Autor 
cil in De ü 
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ftelligt wird, ift darauf gerichtet, daß die Mittheilung des Stoffes oder 
Inhalts des Werks nur durch die beitimmten Eremplare, nicht aber 
für den allgemeinen Verkehr durch irgendwelche gleiche oder ähnliche 
andere erfolgen fol, alfo auf Ausſchließung aller anderen Eremplare 
vom allgemeinen Verkehr. ft die Vervielfältigungsbefugnip nament: 
ih einem Berleger übertragen , fo gebt die Aeußerung des Autorwil⸗ 
lens auf ihn über und er gilt vorzugsweife ala der in feinem Recht 
der Ausſchließung jeder unbefugten Vervielfältigung durch dieje Ber: 
legte; in ihr ruht der Kern des Rechts der Mittheilung des Werks 
an das Publikum, weldhes in der eigenmächtigen Vervielfältigung ver: 
legt wird. Neben dem Recht der ausfchlieglihen Mittheilung können 
auch noch mit der eigenmäcdhtigen Vervielfältigung andere Rechte ver: 
legt werden, nämlich das böchfiperfönliche Recht des Autors auf die 
Autorfhaft, wenn etwa ein Anderer ald Autor des unbefugt verviel- 
fältigten Werks angegeben wird, oder wenn eine Vermögensverletzung 
binzutritt. Das find eigentlihe Eoncurrenzfälle, eriterer unbedingt, 
legterer, wenn die Vermögensverlegung nicht blos der privatrechtlihen 
Berfolgung überlafjen, fondern auch in das Gebiet des Strafrechts ge: 
zogen worden ilt. 

8. 2. Subject der eigenmächtigen Vervielfältigung eines bereits 
veröffentlichten Schriftfteller: oder Kunſtwerks kann Jeder werben, der 
von demfelben einen Gebrauch macht. Das bei dem allgemeinen That: 
beftand bemerkte gilt auch bier. Im Befondern kann auch der Verle— 
ger eines Geiſteswerks das angeführte Verbrechen begehen, 9) wenn er 
über die vom Autor geftattete Vervielfältigung hinaus vervielfältigt, 
entweder durch eigenmächtiges Weberdruden ber feſtgeſetzten Eremplar: 
zahl oder durch eigenmädtiges Veranftalten einer zweiten Ausgabe 
oder Auflage. ?) Derielbe würde den Willen des Autor, ber ihm in 


* Richtig das altenburgiiche Sefeß v. 1. Dec. 1827; v.9. Jänn. 1829, Art. 2; 
coburg-gothaifched Patent v. 18. Septbr. 1838, Art. 2. Goltdammers 
Archiv Für preußifches Strafrecht, III. S. 695, 697 und die dajelbft einge: 
führte Literatur. Friedländer a. a. O. ©. 67. 

?) Die Beranftaltung ſ. g. Titelausgaben oder Titelauflagen , wodurch von 
Berlegern oft liegen gebliebene Eremplare mit einem neuen Titel wieder in 
Cours gebracht werben follen, enthalten, wenn der Autor darum nicht weiß, 
feine eigenmächtige Vervielfältigung, fondern eine Art der Weiterverbreitung, 
um die der Autor jedenfalls erft gefragt werden muß, einmal weil er über 
die Form der Veröffentlichung allein zu verfügen hat und der neue Titel zu 
der Form gehört, dann aber auch weil fein Name nit ohne jeinen Willen 
zu einer Berlegeripeculation gebraudt werden darf, der er aus Gründen 
entgegen fein kann, * B. weil er nicht will daß ſein Werk in derſelben 

als „zweite Ausgabe“ oder gar „zweite Auflage” dem Publikum 
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dem BVerlagsvertrag ausdrücklich befannt gemacht worden ift ober ne 
einem bergebrachten Geſchäftsgebrauch präfumirt wird, z. V. daß, wem 
nichts über eine zweite Auflage in dem Verlagsvertrag beflimmt wer | 
den ift, ohne einen neuen Vertrag nicht weiter vervielfältigt werten | 
darf und ber Autor erft wieder über die Bervielfältigung befiimmm 
muß, entgegen handeln und darin würde nicht ein einfacher Vertrag: 
bruch, fondern ebenfo ein Nachdruck liegen, wie wenn ein Dritter, gar 
nicht mit der Vervielfältigung Betrauter eigenmäcdhtig dasſelbe Be 
vervielfältigt. Ebenfalls Tann aud der Autor, der die Berpieljält: 
gungsbefugniß bereit3 einem Verleger übertragen bat, durch nodmalig 
Webertragung derſelben Anftifter einer unbefugten Bervielfältigum 
werben. 

Auch das über die Abficht früher Erwähnte ift bierber nur zu 
wiederholen 9; von befonderer Bedeutung für die Beurtheilung bei 
einzelnen Falles dürfte die Yeititellung der Richtung ber Abficht fein, 
nämlich ob der Vervielfältiger das Product erzeugt Dat, um e& al 
ein mit dem Driginal concurrirendes in den Verkehr p 
bringen ; der Nachweis diefer Abjiht wird den Berfuch abgränzen 
und bei einzelnen Begehungsweiſen deren verbrecherifche Natur bezw 
gen, 3. B. bei der Herftellung einer oder meniger Copieen durch Schritt, 
Zeichnung, Malerei, Plaftit u. ſ. w. 

8. 3. Die Handlung des erwähnten Verbredens befteht in der 
Heritelung von Eremplaren eines bereit veröffentlichten Driginal: 
werte, mag dasjelbe nur in einem einzigen Eremplar oder in mehrere 
befteben. Es bandelt fi bier um eine „Nachahmung der ftofflichen 
Darftellung” eines Werk! , jedoch nit um eine foldde, die auch die 
fpecifiihe Form des Originalwerks getreu wiederzugeben fucht, um 
ihre Producte felbit ala echte oder als Driginale erſcheinen zu laſſen, 





angeboten werde, ohne daß eine Verbefferung, wenn auch nur der Drudic: 
ler, vorgenommen ift, da man von einer zweiten oder weiteren Auflage Ber: 
beflerungen zu erwarten pflegt und das Publitum darüber menigftenz ge 
täufht merden würde. Es würde darin eine gelinde Art eigenmächtiget 
Veröffentlihung und ein Mißbrauch des Autornamen? liegen. Mit ie 
Einwilligung des Autors können folde Titelausgaben veranftaltet werden, 
nur follte man fie nicht „Auflagen“ nennen und , um das Publikum nidt 
zu täujchen, fie ald „unveränderte Wiederausgabe” oder als „unverändert 
wiederholte Ausgabe‘ bezeichnen. „Ein Wieberincoursfegen unter diefer Forn 
dient zur Foͤrderung des Verlagsgeſchäftes.“ 

e) Die gewinnſüchtige Abſicht wird nicht erfordert, Plenarbeſchluß des Ober: 
tribunals zu Berlin v. 13. Febr. 1834; Temme a. a. O. S. 56, Fried⸗ 
länder a. a. O. S. 68, 
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denn dann würde eine Fälſchung anzunehmen fein; fondern e8 handelt 
fih bier nur um eine, nicht auf Täufhung berechnete Nachbildung 
des Stoffes eines Schriftfteller- oder Kunſtwerks mit der Abficht, daß 
fie nicht gerade als eine von Beredhtigten ausgegangene Bervielfälti: 
gung, jondern von einen Anderen bergeftellte betrachtet werde, bie 
aber im Verkehr mit der legitimen Vervielfältigung zu concurriren 
beſtimmt ift, alfo das Necht der Ausfchließlichkeit beeinträchtigen fol. 
Es kommt hauptſächlich darauf an, daß das Werk, welches nachgebil: 
det und vervielfältigt wird, zu denjenigen gehört, welche unnachahmbar 
fein follen oder von denen die willfürlihe Vervielfältigung durch Nach: 
bildung abgehalten werden fol. Die Beftimmung des Urhebers ijt 
bad Maßgebende oder die Stellung, melde das Werk in Gemäßheit 
des Willens des Urhebers einnehmen fol; daher werden Kunitwerte, 
welche nicht die Beſtimmung haben, den Urheber durch ausschließliche 
fortgejegte Vermittlung einen Nußen oder Lohn zu ſchaffen, auf jeg- 
liche Weile durch Nachbildungen vervielfältigt werden dürfen. Deffent: 
lihe Bauwerke und Denkmäler und andere Kunſtwerke diefer Art dür⸗ 
fen, eben wegen ihrer Beftimmung für einen unbefchränfteren Gebrauch, 
auf jeglihe Weile nachgebildet werben, meil der Urheber in Bezug auf 
fie nit den Willen bat, allein und ausschließlich fortwährend über 
die Vermittlung derjelben an das Publikum durch Eremplificirung zu 
verfügen. Diefe Befugniß pflegt er biebei mit der Veröffentlichung 
aufzugeben, weil er in der Negel für feine Arbeit abgelohnt wird und 
feinen Lohn aus der Arbeit nicht erft danıı noch anders als durch 
Geltendmachung der Urheberfchaft zu fuchen braudt. Ein entgegenite: 
bender Wille des Urbebers eines öffentlihen Bau: oder Kunſtwerks 
würde eine nicht zu vermutbende und deshalb ausdrüdlich Tundzuge- 
bende Ausnahme oder ein Vorbehalt fein, zu dem man einem Urheber 
die Berechtigung nicht wird abfprechen können. Nicht minder haben 
Gefete und Verordnungen oder Ausfprüche öffentlicher Behörden, fo: 
bald jie für die Kenntniß und Beachtung des Publikums bekannt ge: 
macht find, die Beftimmung, auf jegliche Weife meiter befannt zu mer: 
den, wie öffentliche Kunſtwerke, und es treten diefelben Geſichtspunkte 
wie bei diefen ein. Der Beitimmung derjelben würde der Wille, fie 
ausschließlich mitzutheilen, entgegen fein und wäre ausdrüdlich auszu⸗ 
ſprechen %). Bei allen in öffentlihen Sammlungen fi befindenden 


9) S. Goltdamm er's Archiv für preußifhes Strafrecht, VI. S. 204 - 211, 
beſonders richtig S. 209. 
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Kunſtwerken und von Öffentlichen Behörden angegangen Gil 
[erarbeiten darf im Allgemeinen die Berbielfältiguug als zuläfig ew 
jcheinen 2%), weil die Bermuthung dafür ſpricht, dab bie Bermüttum 
derfelben an die Neception des Bublilums keine Tortiwährend ausfhlrk- 
liche fein fol, indem das Recht des Urhebers auf Die ihm wrfprünglid 
zuſtehende ausichließliche Mittheilung von dieſem aufgegeben ab im 
Intereſſe der unbebingten Reception des betreffenden Werks von deu 
Nechtsnachfolger darauf verzihtet worden il. Diefe Bermutum 
rechtiertigt fih aus ber Ratur der. Sade; ein entgegenfichender Wile 
dagegen muß ausdrücklich ausgeiprodhen werden. Wohl zu wunteride: 
den find jedoch Privatausflellungen, 3. D. wenn ein PBrivatmanı eiw 
Sanımlung von Gemälden dem Publilum öfjjnet, oder wenn Kl: 
vereine ſolche Ausftellungen veranltalten, wohin Künftfer ihre Pre 
ducte zur bloßen Anjicht fchiden; an terartigen Werfen will fein Nut 
oder Rechtsnachfolger desſelben die Ausfıhließlichleit einer Bermittiuns 
durch Vervielfältigung aufgeben, fontern gerade bierbei fpridht die all: 
gemeine Vermuthung für den Willen des Autors, jede nicht geftattek 
Vervielfältigung auszuſchließen. Von den öffentlihen Bau: und fen 
ftigen Kunſtwerken, fowie von öffentlihen Schriftiachen Zaun mm 
jagen, fie feien Gemeingut geworden, was indejlen doch nur die freie 
Reception durch allerlei Nachbildung bezeihne. Dagegen bei allen 
nicht Öffentlichen Werfen muß die Vermuthung für Die anzichlieplite 
Mittheilung von Zeiten des Autors oder feiner Rechtsnachfolger ipre: 
hen und Ausnahmen bieroon bedürfen eben fo einer ausdrücklichen 
Erwähnung. Demnach iſt die Vervielfältigung eine widerredhtlidk 
nur, fofern fie fih auf Schriftiteller: und Kunſtwerke bezieht, die nidt 
öffentliche oder ber willfürlichen Verbreitung ausdrüdlich preisgegebeu 
find. Bei der bier in Frage ftehenden Handlung kommt es auch dar: 
auf an, daß das nachgebildete und vervielfältigte Werk ein kereit3 
veröffentlidtes ilt, daß aljo der Urheber oder deſſen Nechtänak- 
folger von feinem ausſchließlichen Mittheilungsredt in volljten Um 
fang wirklich Gebrauch gemacht hat; wenn dies nicht der Tall märe, 
jo würde die Handlung des Verlegers einen abiveihenden Charalter 
annchmen und dann als eigenmächtige Beröffentlihung erſchei— 
nen, als eine Borabbildung, im Befonderen ala ein Borabdrud , nict 
als Nachbildung oder Nahdrud. Yon anderen Arten der eigenmäd- 


19 Desgl. Bluntſchli deutſches Privatrecht, 2. Aufl. S. 115. 
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tigen Berdffentlihung unterfcheidet fi) diefe dadurch, daß fie durd) 
Eremplificirung des Originalwerks ermögliht wird und gleichzeitig 
darauf hinausgeht, durch zuvorkommende Veröffentlihung die rechts 
mäßige Mittheilung des Werks in ihrem ganzen Umfange zu paraly- 
firen oder wenigftens durch eine gleichzeitige Goncurrenz zu beeinträch⸗ 
tigen. ‘Dabei ift die eigenmächtige Beröffentlihung,, welche der redit- 
mäßigen zuvorfommt, das Hauptkriterium der Handlung und die 
Vervielfältigung erfcheint dagegen nur als Mittel, während in dem 
obigen Fall die Veröffentlichung oder richtiger Verbreitung eined einem 
bereit3 veröffentlichten Werk nachgebilveten Werks nur dog Mittel iſt, 
um der Vervielfältigung ihre Wirkfamkeit im Verkehr zu geben, das 
Autorrecht wirklich zu verlegen; dort ift fie der das Nerbrechen der 
Vervielfältigung vollendende Act, bier ift fie das Verbrechen felbit und 
die Vervielfältigung ift nur Verſuch und vielleicht fogar eine ftrafbare 
porbereitende Handlung. 11). Dort ift daher richtiger von einer Der: 
breitung der nachgebildeten Eremplare als dem Vollendungsact, bier 
richtig von einer Veröffentlid ung des noch nicht veröffentlichten 
Stoffes eines Werks mittelft Eremplificrung und Verbreitung zu 
reden. Auch bier ift die Verbreitung der vollendende Act, aber in ihr 
liegt eben die eigenmächtige, der rechtmäßigen Veröffentlihung des 
Driginalg zuvorkommende Veröffentlihung. Jedenfalls Liegt hierin ein 
beteutender Unterfchied vor und die größere Strafbarkeit der eigen: 
mächtigen Veröffentlihung eines noch nicht von dem Berechtigten er: 
öffneten Werks mitteljt unbefugter Vervielfältigung und Verbreitung 
der vorabgebildeten Eremplare jpringt fofort in die Augen, denn es 
wird dem Autor oder Nechtsnachfolger die Möglichkeit der Einwirkung 
auf das Driginalwerk, bevor es nad feinem Willen in die Deffentlich: 
feit gelangt, entzogen und gleichzeitig der aus der ausſchließlichen Mit: 
theilung zu erwartende Lohn der Arbeit mwenigftens gejchmälert und 
ftatt de2 erwarteten Gewinnes durch die Concurrenz leicht ein Scha⸗ 
den zugefügt, der eben in dem auf Herftellung des Werks gemachten 
und dann unbeibringliden Aufwand befteht. 





’») In der Verbreitung ſieht auh D. Wächter a. a. D. ©. 613 den die 
Vervielfältigung vollendeten Act; f. dal. die Gelege. Bluntſchli, deut: 
ſches Privatrecht, 2. Aufl. S. 123 betrachtet die „Verlegung des Autorrechts“ 
als vollendet, „ſobald die mechaniſche Vervielfältigung begonnen bat.’ 
M. Friedländer a. a. O. ©. 68 betradtet das in Frage ftehende Ber: 
geben als vollendet, „jobald die widerrechtliche Vervielfältigung vollbradt 
iſt, gleihviel ob ſchon in vielen oder erſt in einem Eremplar.” S. dajelbit 
Anm. 2 u. 3 über die Arten der Berbreitung, 
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Es unterliegt feinem begründeten Bweifel, daß midht bios ganz 
Werle eigenmädhtig vervielfältigt werben Eöumen, fenbern Daß and ein 
zelne aus einem Ganzen beransgenommene Theile, Tobalb fie um 
an ſich wieder ein felbfiftändiges Heineres Ganze bilden, wicht willär 
lich vervielfältigt werden dürfen, etwa einzelne Abſchnitte aus einem 
Säriftfieller: oder Tonwerle, Gruppen aus einem Gemälde, eine F 
gur aus einem plaftiihen Kunflwerk 12); es if auch eimerlei, ob folde 
Theile abgejondert als ein felbfitändiges Ganze vervielfältigt und ver 
breitet oder ob fie in ein anderes, fonft vielleicht felbfikändiges Ba 
aufgenommen werben, wenn 3. B. bie in einem Werl über antile Bes 
werfe befindlichen Bilder vervielfältigt und als einzelne Bilber verbri 
tet werden, oder wenn bielelben Bilder in einem ähnlichen Bel 
nachgebildet erſcheinen. Ob ein nachgebildeter Theil wirklich ala en 
ſelbſtſtändiges Einzelganze betrachtet werden und durch deſſen Neqh 
bildung das Autorrecht verlegt werden kann, muß quaestio faci 
bleiben; e3 kommt bei der Beurtbeilung, nöthigenfalls durch Sachrer 
ftändige 13) auf die Erforfhung an, ob die Nachbildung nad ale 
meiner Weberfchlagung des Autorwillend von demjelben überhaupt ge 
duldet oder verboten worden fein würde, wenn er darum gefragt wor: 
den wäre oder daran gedacht haben würde, oder aber darauf, ob in der 
Nachbildung, Vervielfältigung und Verbreitung jenes Theiles wirfüd 
eine das Autorrecht beeinträcdtigende Goncurrenz liegen Tönne, ; 2. 
die Aufnahme mehrerer Gedichte aus einer Gedihtsfammlung eines 
Autors in eine allgemeinere Gedichtfammlung. Eventuell würde immer 
noch der Begriff eines Plagiates Play greifen, wenn etma die Autor: 
Tchaft des eigenmächtig nachgebildeten Theile verſchwiegen morden ik. 

Die einzelnen in dem Begriff der eigenmädtigen Vervielfältigung 
enthaltenen Acte können bier nicht erichöpfend aufgeführt werden un 
die Gefehgebung kann im Voraus nicht ſchon alle die durch fortidre: 
tende Erfindungen noch in Ausficht ftehenden überjehen, daher muß ſie 
fi auf einen Gattungsbegriff beihränfen, ver jedoch eher zu weit als 
zu eng gefaßt werden müßte. Die Beifegung „auf mehanifden 
Wege“ oder „mechaniſch“, mie fie fich in einzelnen Gefegen findet, reid: 
jegt nicht mehr aus 14), denn es bat fich herausgeſtellt, daß es entidie 












12) Richtig Volkmann a. a. O. S. 223 und in der Zeitichrift für Rechtspflege 
und Verwaltung. VI. ©. 277—279. 

19 Bol. über die Selbftftändigkeit des Richters gegenüber dem Gutachten der 
Sadverftändigen Goltdammer's Archiv V. ©. 6 

24) Wenn „mechaniſche“ nur den Gegenfaß von geiffiger oder tünftlerifcher Or: 
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den ftrafbare Nachbildungen und BVervielfältigungsweifen gibt, bei de: 
nen der Mechanismus kaum ermähnenswerth ift, fondern wobei der 
eigentliche Nachbildungsprozeß überhaupt nur dynamiſch oder auf dies 
miſchem Wege und meniger draſtiſch erfolgt, wie bei der Photographie 
Galvanoplaſtik u. ſ. w. Es kommt hier nicht weiter daraufan, einzelne Bege: 
bung3weifen, wie die verſchiedenen Arten des Druds mit Lettern, Platten, 
Stein oder Holz u. ſ. w. dur Plaſtik, Malerei, Zeichnung, Hand: 
ichrift u. dgl. aufzuführen, es genügt überhaupt zu ermähnen, daß 
der Gattungsbegriff für die hier in Frage fommende Handlung eine 
Nachbildung, Uebertragung oder nachahmende Vervielfältigung ift; der 
Begriff der Vervielfältigung bleibt auch an feinem Plage, wenn von 
einem Originale nur ein einziges Eremplar nachgebildet wird und ebenfo 
der Begriff der Nachbildung oder Nachahmung und Hebertragung, wenn 
auch einzelne Abweichungen fih in dem Broduft derfelben finden 1°). 
Die Eigenichaft des Nahbildungsproduftes gibt die Enticheidung 
über die Natur der Handlung felbft. Das Wichtigfte ift der Nachweis, 
daß ein beftimmtes Driginal, welches unnachahmbar fein fol IT), den 
Nachbildner zum Mufter gedient hat, fo daß wenn auch nicht eine 
volftändige Dedung des Nahbildungsprodufts mit jenem, fo doch eine 
ſolche Aehnlichkeit zwiſchen beiden vorliegt, daß es nicht zmeifelhaft fein 
kann, e3 fei gerade das oder jenes Original als Mufter benußt wor: 
den. Auf die Natur des Werkes kommt freilich viel dabei an; denn es 
wird 3. B. bei Syſtemen und Lehrbüchern nicht vermieden werden Fön: 
nen, daß eine große Nebnlichkeit, ja ftellenweife Webereinftimmung in 
der Anordnung anzutreffen fein wird, was tbeil® ganz in der Natur 
bes zu behandelnden Stoffes, theils in ber unbedingten Richtigkeit eines 
Thon veröffentlichten Syſtems Liegen kann. Hier gerade geht der Wille 
des Autor3 auch darauf oft hinaus, daß fein Syſtem und felbft ein: 


pinalthätigleit bezeichnete, würde nicht? gegen dieſen Ausbrud einzuien: 
den jein. 

2») S. Goltdammer's Archiv, V. 626, 627. Tas daf. ermähnte rufiifche Nach: 
erudageich v. 21. Jän. 1836 nennt die Daguerretygie ald mechaniſches Ber: 
fahren. S >, abnliche Auffaflungen in den in der Feutſchen Vierteljahrsſchrift 
a. a. O. ©. 187—198 angeführten Entſcheidung 

6) neral, au auch in eu auf artiftifche Werte die deutfche Vierteljahrsſchrift, XXIT. 

11, Daß das —— zu den Schriftſteller- und Kunſtwerken, als den unnach⸗ 
ahmbaren Produkten, gehöre, ai natürlich die erfte Borausjegung. ©. den 
Anfang dieſes Paragraphen. Auch ein Produkt erlaubter Nachbildung kann 
ala Mufte pienen und gilt dem Original glei. Bergl. Friepländer a. 
@, . 
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zelne Ausführungen desfelben zur allgemeinen Anerkennung and burd 
Aufnahme in ähnlihe Werte kommen follen; von der Nusarbeitug 
eines flofflich gleichen Werks will Fein vernünftiger Autor einen ante 
ren ausfchließen, nur von der Nachahmung feines eigesen bis zur burg: 
gehenden und großen Aehnlichkeit; bei derartigen Nachbildungen wird 
daber vorzugsweiſe die Aehnlichleit der Durcharbeitung des Stoffes und 
der Form, nicht die des fuftematifchen Baues, in Frage gezogen wer: 
den müſſen. Iſt eine vollftändige Gleichheit de Ganzen oder größerer 
und zufammenhängender Theile zu erfennen, jo ift die Frage, ob eiw 
ftrafbare Nachbildung vorliege, leicht zu beantworten. Soweit es ſich 
um bie Nachbildung fchriftitelerifcher Werke handelt, ift überhaupt die 
Entfcheidung der Frage, ob das Nahbildungsprobult in einem Aufam 
menbang der erwähnten Art mit einem beftimmten Original fteht, weit 
leichter als bei der Nachbildung von artiftiichen Erzeugnifien, weil fid 
bier Ideen und Formen mehr concentriren als bei jenen Werken. €: 
viel ſteht feit, daß auf den Umfang und das Format des Nadhbilbungs 
produkts nichts ankommt, ebenfomenig al8 wie auf Die Maſſe oder dm 
zur Nachbildung gebraudten Stoff und die dazu vermendeten Hülf: 
nittel; ein plaftifches Kunſtwerk kann eben fo gut durch Malerei, Zeich 
nung, Photographie und dgl., wie durch Plaſtik in demſelben oder einem 
anderen Stoff nachgebildet werden, auch die kleinſten Nachahmungen 
z. B. Vignetten, Miniaturbilder können unbefugte Nachbildungen jein, 
die das Autorrecht beeinträchtigen können. Die Gleichheit oder große 
Aehnlichkeit wenigſtens in den weſentlichen Stüden eines Na: 
bildungsproduftes mit den eines Driginalwerts fohriftjtellerifcher oder 
Eünjtlerifcher Produktion it da8 Hauptmerfmal des objektiven That: 
beftandes der eigenmächtigen Nachbildung und Vervielfältigung; worin 
die wefentlihen Stüde in den einzelnen Fällen beftehen und ob jew 
Eigenschaften anzunehmen find, dag muß der Beurtheilung des Richters 
oder der von ihm zu Rathe gezogenen Sachverſtändigen überlaffen blei: 
ben als That: und Sunftveritändigen:Frage. Diefeg Hauptmerkmal 
könnte nur durch das Urtheil, daß troß der Aehnlichkeit dag nachge 
bildete Wert den Charakter der Eigenthümlichleit oder Selbſtſtändigkeit 
annehme, alterirt werden 18). Bu der angeführten Eigenfchaft des Nach 
bildungsproduftes Scheint noch eine weitere binzutreten zu müſſen, 
worin ſich die eigentliche Verlegung des Urheberrechts Tennzeichnet und 


18) Richtig in Bezug auf Kunſtwerke in der deutihen Vierteljahrsſchrift XXIL, 
Nr.88 S. 183; befonder3 auch, daß bei der artiftiichen Darftelung die Yorm 
das Mefentliche fei. O. Wächter a. a. DO. S. 546. 
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welche eine wichtige Gränze für die Benubung eines Titerarifchen oder 
artiftifchen Werks zieht. Die Nachbildung jelbft dürfte nur infofern dag 
Urheberrecht verlegen und ftrafwürdig fein, als ihr Erjeugniß wirflich 
dazu beftimmt und geeignet ift, mit dem Driginalmerk im Verkehr 
eine Goncurrenz zu eröffnen, aljo der Ausichließlichkeit jenes Ge: 
fahr zu bringen, oder, wie fich ſehr richtig ein Erfenntniß des Uber: 
tribunala zu Berlin 1%) ausdrüdt, ein ſolches Werk zu fein, „deſſen 
man ſich an der Stelle des Borbildes bedienen kann.“ 
Wenn eine Titelvignette auf einem Buch eine Nakhbildung eines Ku⸗ 
pferftiches oder einer Lithographie ift, fo ift fie nicht geeignet an bie 
Stelle des Driginals zu treten und das Recht des Autors auf Ausſchließ⸗ 
lichfeit zu verlegen, denn fie ift nur ausjchmüdende Zugabe des Bu: 
ches, wegen der Niemand da3 Buch Faufen wird. Das kann freilich im 
einzelnen Fall zweifelhaft fein, ob die Verbindung eines Nachbildungs: 
product mit einem andern felbititändigen Produkt bloße Zugabe oder 
Nebenſache fei, denn man findet häufig, daß 3.8. an fich unfcheinbare 
Dinge mit Nachbildungsprodukten derartig verziert werden, daß man 
jene nur wegen leßterer erwirbt, weil fie nicht als Nebenfache, fondern 
als Hauptſache betrachtet und an der Stelle des Borbildes im Ber: 
kehr, wenn auch weniger von Sachlennern erworben werden. Weniger 
wird diefer Kal eintreten, wenn, mie in $. 25 des preußifchen Ge⸗ 
jeges vom 11. Juni 1837, die Benüßung fremder Kunftiverke zu Mu—⸗ 
ftern von Erzeugnifien der Manufaktur, Fabriken und Handwerke nach: 
gelafjen ift?%. Sachverftändige und Richter haben daher über die Con⸗ 
currenzfähigkeit oder die Eigenschaft des Nachbildungsproduktes 
als eines Stellvertreter8 des Driginals zu entjcheiden. Diefe Eigenſchaft 
fommt aber nur unter der Vorausfegung der vorermähnten Haupteigen: 
Ichaft des Nahbildungsproduftes in Betracht; aber diefe wie jene find 
womöglich in dem Strafgefeg mit in den objectiven Thatbeftand der 
eigenmädhtigen Vervielfältigung durch Nachbildung aufzunehmen. 

8. 4. Was Ichlieglih die Strafmürdigfeit der eigenmächtigen 
Dervielfältigung eines Schriftiteller: oder Kunſtwerkes betrifft, fo iſt 
darüber noch Folgendes zu bemerken. Wenn man wie Bollmaun?!), 
durch diefe Handlung gleichzeitig mehrere Befugniffe des Autors oder 


19) Soltbammer' 5 Arhiv VI. S. 692. Eine Abweichung f. daſ. VII. ©. 530 
D. Wächter, a. a. D. ©. 546 ji. Richtig hat der Ukas v. 22. Jän. 1836 
Art. 12 eine Gopie nur dann für geſetzwidrig erklärt, wenn fie zum Zmed 
der Handelsſpeculation angefertigt ift. 

20) M. Friedlaͤnder a. a. D. ©. 56. 

2a) A. aD. S. 723, 224. 
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feiner Rechtsnachfolger als verlekt anfieht, nämli ein Recht zur Be- 
öffentlihung, Vervielfältigung und ausſchließlichen Bernugung bes Ber 
tes als Erwerbsquelle, und die Schwere bes Bergebens nad bem Um- 
fang dieſer Einzelbefugnifie abihäten will, fo würbe die Summe ber 
zu cumulirenden Strafen wohl nidt in einem angemefjenen Berhältuik 
zu der idealen Eoncurrenz, jofern man. eine ſolche bier annehmen wil, 
fteben, fie würde eben zu ſchwer für die Handlung fein, die doch erf 
mit der Verbreitung der vervielfältigten Produkte ala vollendet ans 
feben ift. Das ſ. g. Eumulationsprinzip wäre aljo nicht anwendbar. 
Aber das f. g. Abbüßungsprinzgip — poena msjor absorbet minoren 
würde einmal aus den allgemeinen Gründen feiner Nichtanwenbbar: 
feit, dann aber auch deshalb cefliren müſſen, weil es ſchwer fein würte 
zu enticheiden, welches Einzelvecht des Urhebers das bedeutſamere, un 
welde Verlegung die fchwerere wäre, worauf denn Die ſchwerere oder 
böhere Strafe folgen follte. Am gerechteſten würde bei der Annahae 
einer Concurrenz von Berlegungen einzelner Befugniffe eine Straftre 
bung fein, die zwilchen ber etwa doch ausfindig zu machenden poeaa 
major und der Summe der Strafen für die Verletzungen der Einzel 
rechte ftände (Gerechtigkeitsprinzip). Nach der oben mitgetheilten Auf: 
faſſung jedoch, daß nur eine einzige Verlegung des Rechts des Urheber 
und zwar zur ausſchließlichen Mittheilung feines Werks an das Bubli: 
tum in der bier beſprochenen Handlung zu finden fein dürfte, würde 
ber Begriff der Concurrenz wegfallen und folgenmweife auch nur eine 
Etrafe, wenn aud eine relativ beftimmte (f. g. relativ unbeftimmte) 
durch Feltfegung eines Minimums und Marimums, feitzuftellen fein, 
jedoch mit Rückſicht auf die Straferhöhung für die gewinnfüchtige Ab: 
fiht, die etwa die Handlung durchzieht. Natürlich kann nach der gan— 
zen, bier zu Grunde gelegten Auffafjung gar nicht die Rede davon fein, 
daß überhaupt die eigenmächtige Vervielfältigung nur dann ftrafbar 
wäre, wenn der Urheber „feinen pecuniären Nachtheil nicht in Ziffern 
nachweiſen Tann”; ein derartige „Schaderprinzip”, an fich allerdings 
ungehörig, fällt eben damit ganz weg, daß überhaupt der Vermögens: 
nachtheil bei der Verlegung des Urheberrechts ganz außer Betracht blei: 
ben kann, wenn man die DVermögensverlegung ald eine GConcurrenz, 
entweder eine ftrafrechtliche oder bloß als eine civilrechtliche betrachtet. 

Jedenfalls ift nach den Abftufungen der Handlung auch ein Un: 
terichied in der Strafwürdigfeit zu machen. Eine Freiheitäftrafe müßte 
als Regel feitgehalten werden, fo daß die ſchamloſeſten VBervielfältigun: 
gen ganzer Werke, wodurch das Autorrecht auf das Empfindlichſte 
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verlegt würde, mit Gefängniß bis zur Arbeitsbausftrafe, felbit von zivei 
Jahren bedroht würden, fofern auch die gemwinnfüchtige Abficht mit zu 
Grunde liegt, und fo daß im Wiederholungsfalle felbit drei: bis vier: 
jähriges Arbeitshaus erkannt werden könnte. Dagegen dürfte die un: 
befugten Zervielfältigungen einzelner Theile nur mit Gefängniß oder 
Vermögenzitrafe zu bedrohen fein, und folde, bei denen der Verviels 
fältiger zweifelhaft ſein konnte oder mußte, ob fie geitattet feien, mit 
Vermögenöftrafe und eventuell mit Gefängniß. 

Was oben über die Fahrläfligkeit bei der Verlegung des Autor: 
recht3 im Allgemeinen bemerkt worden ilt, ift bier zu wiederholen: ent: 
weder müſſen die hier im allgemeinen Theil eines Strafgejegbuches an: 
geführten allgemeinen Beltimmungen verhältnißmäßig zur Anwendung 
fommen, oder die fahrläflige Begehung ift auch bier, wenn fie bei den 
übrigen Vergeben befonder8 hervorgehoben worden iſt, beſonders zu 
bedrohen, wobei jedoch der ſonſt von Gejetgeber angelegte Maßſtab zu 
Grunde zu legen ift. 

Die SEonfiscation der corpora delieti im umfafjenden Sinn 
muß natürlich zu der Beltrafung, wie bisher geordnet war, als Boli- 
zeimaßregel Plag greifen. 


B. 


Die zweite Stelle unter den Verlegungen des Autorrecht nimmt 
die eigenmädhtige Veröffentlichung nod nicht oder in befchränf: 
ter, vom Autor oder feinem Rechtsnachfolger begränzter Weife veröf- 
fentlichten Schriftiteller: und Künſtlerwerke ein. 

8. 1. Nah den unter A. $. 1 gemachten Bemerkungen über das 
Objeft der in dereigenmäcdhtigen Vervielfältigung enthaltenen Verlegung 
bedarf es bier nur weniger Worte über den Gegenftand ver in der eigenmächti: 
gen Veröffentlichung liegenden Verlegung. Als eine wider den Willen des 
Urhebers vorgenommene Mittheilung eines Schriftfteler- oder ünftler: 
werks verlegt fie nicht eine von den anderen in dem Recht der aus: 
ſchließlichen Mitteilung enthaltenen Befugniffen unterſchiedene Einzelbe: 
fugniß des Autors zur Veröffentlihung und die dadurch vermit: 
telte Befugniß, daraus einen Nutzen zu ziehen, fondern nur das Recht 
ber ausſchließlichen Mittheilung des Werkes von Seiten des Autors 
überhaupt, alfo den außerhalb des höchſt perfönlichen Autorrechts auf 
die Erhaltung der Autorfhaft ftehenden Inhalt des Autorrechts über: 
baupt. Es bleibt daher, ohne ein weiteres Gewicht auf das zur Ver- 
öffentlihung gebrauchte Mittel, etwa die Vervielfältigung, zu legen, bei 
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einer Verlegung bes erwähnten Rechts zur ausſchließlichen Mittheilung 
beivenden, wenn auch dazu eine Handlung dient, die gleichzeitig einen 
Theil des Thatbeftandes einer anderen Begehung ber Zerlegung dei 
Autorrechts ausmacht. Es wird ſich alsbald zeigen, daß zwei veridie 
dene Begehungen der Verlegung des Rechts auf ausfchließliche Mittheis 
lung neben einander vorkommen können, wobei man allerdings geneist 
jein Tönnte, eine befondere Befugniß zur Veröffentlidung von ber zur 
Vervielfältigung auszufheiden; nämlid dann, wenn Die Abſicht des 
Verletzers darauf gerichtet ift, ein nicht veröffentlichtes Werk durd 
Berpvielfältigung zu veröffentlihen, um daraus einen Nuben zu 
ziehen, fo daß der Nutzen weniger durch die zuvorkommende Beröf: 
fentlihung, als durch die Vervielfältigung und Verbreitung erreicht 
zu werben fcheint, indem der Verleger durch das Vergeben eigenmäd- 
tiger Veröffentlihung nur hindurch geben muß, um von feiner unbe 
fugten Vervielfältigung Gebrauch machen und von diefer Ruben zie 
ben zu können, fo daß alfo nur der Umftand, daß das vervielfältigte 
Werk ein noch nicht veröffentlichtes ift, den Verbreitungsact als vollen: 
denden Act der Vervielfältigung zur eigenmädtigen Veröffentlichung 
ftempelt. Man könnte hierbei denken, der Thäter wolle eigentlich die 
bejondere Befugniß des Autors zur ausſchließlichen Bervielfältigung 
verlegen, weil diefe ihın den geſuchten Nuten verſchaffe; aber er müſſe 
die befondere Befugniß des Autors zur ausſchließlichen Neröffentlihung 
mit verlegen, weil das Driginal ein noch nicht veröffentlichtes iſt; die 
Berlegung der letzteren Befugniß möchte hiernach als Mittel erfcheinen, 
un die der erjteren auszuführen, fo daß in dem fie vollendenden Ber: 
breitungsact die eigenmädtige Veröffentlihung als Verlegung einer be: 
fonderen Befugniß idealiter concurrirte. Allein, wenn mar das ganze 
Sachverhältniß genauer prüft, fo ftellt fih heraus, daß gerade von den 
Zuvorkommen mit der Veröffentlihung der Thäter den gefuchten 
Nupen erivartet, daß er gerade wie der Autor das zur Veröffentlichung 
feines Werks zu wählende Mittel der PVervieifältigung auch wählt und 
nur früher als diefer Gebrauch davon macht. Die Vervielfältigung it 
eben nur ein Mittel zur Veröffentlickung, nicht anders als die Darftel: 
lung eines dramatifchen Werkes durh ein Zuſammenwirken von Dar: 
ftellern. Hier würde in der vom Autor nicht befonders geitatteten Bor: 
ftellung ebenfo der Verbreitungsact liegen, wie bei dev Ausgabe eines 
durch Druck oder fonft wie vervielfältigten Werks; aber chen dieſer 
Verbreitungsact enthält die eigenmächtige Veröffentlihung, wenn ein 
Wert, das zumMufter dient, felbit noch nicht vom Autor veröffentlicht 
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oder wenigſtens noch nicht der allgemeinen geiltigen Benugung preis: 
gegeben ift. Hier, wie bei der eigenmächtigen Vervielfältigung eines be- 
reit3 veröffentlichten Werks, iſt das Recht auf ausſchließliche 
Mittbeilung überhaupt Gegenftand der Verletzung; die Hand: 
lung unterfcheidet fich jedoch nur dadurd, daß das Werk, das erempli: 
ficirt wird, noch nicht veröffentlicht ift, und dieſer Umftand begründet 
die Ausicheidung diefer Handlung von der vorjtehend unter A erwähn: 
ten, keineswegs aber die Annahme einer bejonderen Einzelbefugniß zur 
Veröffentlihung. Wenn daher au die Endabficht darauf geht, aus 
der zuvortommenden Vervielfältigung einen Nugen zu ziehen, aber 
das Bemußtiein da iſt, daß dadurch ein noch nicht veröffentlichte, 
aber vielleiht noch zu veröffentlihendes Werk veröffentlicht wird, fo 
muß notbiv.ndiger Weile, um die eigenmächtige Vervieltältigung zu 
vollenden, das Vervielfältigungsproduft verbreitet und damit das Ori— 
ginalwert in eine willkürliche Form gebradt, veröffentlidt 
werden und die Beröffentlihung gewollt oder ebenfalls beabfichtigt 
fein. Immer bleibt dabei aber nur das eine und ganze Recht des Autors 
auf ausſchließliche Mittheilung verlegt, nur ift das Veröffentlichungs: 
mittel bier Schon an fich eine verſuchte Verlegung jenes Rechts, ge: 
kennzeichnet vor der eigenmächtigen Vervielfältigung eines ſchon ver- 
Öffentlichten Werks als einem felbitftändigen ergeben durch den Um: 
fland, daß das betreffende Werk noch nicht veröffentlicht ift, worin dem: 
nad das Kriterium für die Unterfcheidung und Hervorhebung der eigen: 
mächtigen Veröffentlihung liegt. Durch die Vervielfältigung unter: 
ſcheidet fich diefe Art der eigenmächtigen Veröffentlihung aber nur von 
anderen Beröffentlihungsacten, wie 3. B. von dem öffentlihen Bor: 
trag oder der öÖffentlihen Darftellung eines noch nicht oder begränzt 
veröffentlichten Werkes. Wie auf Seiten des Autors die Veröffentlichung 
durdy Vervielfältigung nur ein Act des Gebrauchs von dem Mitthei⸗ 
lungsrecht überhaupt ift, jo ift auch die eigenmächtige Veröffentlichung 
mittelit der Vervielfältigung von Seiten eines Unbefugten nur ein Act 
der Verlegung jenes Rechts im Ganzen. 

Wil man mit Hinfiht auf den Willen des Autors ald Obs 
jelt der Verlegung zwiſchen der unbefugten Vervielfältigung und der 
eigenmädhtigen Beröffentlihung einen Unterſchied machen, fo reducirt 
er ſich darauf, daß bei legterer der Wille überhaupt, über die Mit: 
tbeilung feines Werks ausschließlich zu verfügen, ob und in wie weit 
fie geſchehen foll oder nicht, bei erfterer hingegen der Wille, über das 
Wie der ind Werk gejegten Mittbeilung ausfchließlich zu beftimmen, 

Haimerl’a Bierteljahrenihrift 1. Redtew. X. 2. 19 
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verlegt wird. Beide Willensrichtungen find in dem Hecht der ansidlie- 
lichen Mittheilung enthalten. Die lektere diefer beiden Willensrihtun 
gen wird allein in der eigenmächtigen Vervielfältigung eines bereits 
veröffentlichten Werks verlegt; die erftere und legtere in der unbeing: 
ten Veröffentlichung, weil diefe ohne eine beflimmte Art und Weile der 
Mittheilung oder ein nur denkbares Mittel nicht möglich ift; daher ix 
voloirt diefe Handlung begrifflich jede Verlegung des Autorwillens, 
über dag Wie der Mittheilung zu verfügen, und es kann mithin nidt 
eine ſolche als eine gegen eine befondere, von der Veröffentlichungsbe 
fugniß zu trennende Bervielfältigungsbefugniß gerichtete Handlung au 
gefeben werden. Es bleibt daheraud) für den Begriff der eigenmäd- 
tigen Beröffentlihung ganz gleich, ob der Veröffentlicher das nicht ver 
öffentlichte Werk vervielfältigte und veröffentlichte, bloß um es belam 
zu machen, alfo der Veröffentlichung felbit wegen, oder um bem Autır 
einen Streich zu fpielen, ihn zu befchäbigen, ober aber um ſich felik 
einen Nuten daraus zu verſchaffen; filr die Strafwürdigkeit in abstracto 
und die Strafzumeflung kann die Endabfiht allerdings von Einfluß 
fein, aber nicht für den Begriff des Vergebens. 

Bollmann22) bat ein befonderes Recht der VBeröffentlihun, 
„mach welchem nur der Urheber die Mittheilung an die Maſſe zu be 
wirken und deren Art und Weile zu beftimmen befugt it“ — angenon: 
men und daneben außer anderen Einzelbefugniffen auch noch ein Recht 
der freien Verfügung über den ganzen Gegenftand. Allein da, wo er 
die unbefugte Veröffentlihung näher tennzeichnet 23), behauptet er, daß 
vor Allem das ausſchließliche Verfügungsreht des Urhebers auf das 
Empfindlichite, daneben aber auch deſſen Recht auf alleinige Nutznie 
Bung verlegt werde. Conſequent hätte das Recht auf Veröffentlichung 
auch bier als bejonderer Gegenfland der Verlegung genannt werden 
müflen, und daß Bollmann bier das weitere und eigentliche, ale 
von ihm genannten Einzelbefugnifie umfaflende Recht der freien Re: 
fügung als Gegenftand der in der unbefugten Beröffentlichung liegen: 
ben Verlegung bezeichnet, fommt er ganz unwillfürlich auf ein umfaf: 
jendereg Recht zurüd, ja fait auf ein noch mehr als das Recht zur 
ausſchließlichen Mittheilung umfallendes Recht. Was das von Volt 
mann nod als Gegenftand der Verlegung genannte Recht auf alle: 
nige Nutznießung anbelangt, jo gilt das darüber bereit vorgehend un: 
ter A. 8. 1 dieſes Artikels bemerkte, daß eben dieſes Recht als ein 


)y%. a. O. 6. 204 213. 
29 A. a. O. ©. 220- 222. 
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von der ausſchließlichen Mittheilung bedingtes darin mit enthal⸗ 
ten ift. 

8. 2. Subject der bier in Frage ftehenden Handlung Tann nur 
derjenige werden, melcher in den Beſitz des noch nicht, oder befchränft 
veröffentlichten Originals eines Schriftfteller: oder Kunſtwerks gekom⸗ 
men ift, oder wenigſtens deſſen Inhalt nebit feiner ſpezifiſchen Form 
geiltig recipirt hat und dadurch in den Stand geſetzt ift, das Werk finn- 
lid wahrnehmbar zu machen. Auf welche Weife, ob rechtmäßig oder un: 
rechtmäßig, die Herrſchaft über das Werk erlangt und ausgeübt worden 
ift, ob e3 entwendet, ob es anvertraut oder fonit wie an den Ver⸗ 
Öffentlicher gelangt ift, das bleibt für den Begriff des bier in Frage 
lebenden Vergehen? ganz gleichgültig, eine widerredhtlihe Erlangung 
der Herrſchaft über das Driginal ift ein vorausgebendbes felbit- 
ftändiges Verbrechen. Selbit Perſonen, welche das Eigenthbum an dem 
Material, von oder auf mweldem das Werk angefertigt ift, oder den 
Beſitz 3. B. zur geiftigen Reception rechtmäßig erlangt haben, können 
fih einer ftrafbaren Veröffentlihung ſchuldig machen, wenn fie wiſſen, 
daß der Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger die Veröffentlichung gar 
nicht oder zur Zeit wenigftend nicht will oder fonft eine Schranle 
für biefelbe gefegt bat, oder daß eine foldye in der Natur des Werts 
liegt. 

Sonft muß zum fubjectiven Thatbeitand der Handlung erfordert 
werden, daß der Thäter das Bewußtſein gehabt hat, das von ihm 
veröffentlichte Wert fei noch nicht oder nur in beſchränkter Weife vom 
Urheber veröffentlicht. Ein Mangel dieſes Bewußtſeins kann auf Un- 
vorfichtigkeit beruben und dann würde eine fahrläfjige Veröffentlichung 
vorliegen. Dagegen wird zum Normalbegriff des Vergehens als eines 
vorfägliden die Abficht gefordert, troß des Bewußtſeins der noch nicht 
gefchebenen oder bejchräntten Veröffentlihung, mithin auch des aus⸗ 
ſchließlichen Recht? des Urhebers oder feiner Rechtsnachfolger zur Mit: 
theilung, das betreffende Werk dennoch zu veröffentlichen, alſo jenes 
Hecht zu verlegen. Durch welches Mittel diefe Abficht verwirklicht wer⸗ 
den foll, bleibt für den Begriff der eigenmädtigen Veröffentlidhung 
ebenfo gleichgültig, wie das Motiv oder der verfolgte Zweck, der ein 
guter oder böfer, ein eigennügiger oder uneigennüßiger fein kann. 

8. 8. Die Handlung muß bei der eigenmächtigen Verdffent- 
lichung, wie ſchon mehrfach erwähnt worden ift, in Bezug auf ein 
noch nicht oder nur in beſchränkter Weife veröffentlidtes 
Schriftftellers oder Kunftwerk vorgenommen werden. Ratärlih muß 

19* 
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das Driginal bie Eigenfchaften dieſes an fi) tragen. Wenn ein Bel 
noch gar nicht veröffentlicht iſt, To bietet die eigenmädhtige Beröffent 
lihung defjelben feine Schwierigkeiten. Doch ſetzt dieſelbe, um al 
ſolche betrachtet werden zu können, leinesweg3 jenen Umſtand voraw, 
fondern fie kann aud) verübt werden, wenn wirklich ein Act der Ber 
Öffentlihung von Seiten des Urheber oder feiner Rechtsnachfolge 
bereits erfolgt ift; denn, wie Volkmann 2% ridtig bemerkt hat, mit 
der vom Urheber veranftalteten ein- oder mehrmaligen Beröffentlidung 
oder mit einer nur in beſchränkter Weile erfolgten entſagt der Ache⸗ 
ber feinesivegs einer zulünftigen anderen oder erweiterten. Die Ratır 
eines Werks bringt oft die Gränzbeſtimmung mit ſich, wenn fie nid 
vom Urheber ausdrüdlich feflgejegt if. Das bloße Borlejen eine 
Schriftitellerwerts durch den Urheber oder einen von ihm Beanftra: 
ten oder einem fonft zum Beröffentlihen Befugten, berechtigt Riemar 
den, das Borgelejene anderweit in ben öffentlichen Verlehr, etwa durd 
ſtenographiſches oder anderes Nachſchreiben und Verbreitung der Ra& 
Schrift mittelft Vervielfältigung zu bringen; wenn auch das Firm 
des Vorgelejenen oder Vorgetragenen an ih, ohne die Abficht af 
Verbreitung unter das Publitum und deren Ausführung nicht di 
unerlaubt angejehen werden kann, indem es keine Veröffentlichung f, 
fo kann e8 allerdings leicht dazu mißbraucht werden und der Ruf 
Ichreibende hat dafür zu forgen, daß eine Weiterverbreitung im Pur 
likum verhütet werde, wenn er fi nicht den Folgen der Fahrläfigtet 
ausſetzen will. Ebenfo verhält es jih mit dem Nachjchreiben von Ber: 
trägen, die als ein Geiltes: oder Schriftitellerwerf betrachtet over ali 
ſolches veröffentlicht werden können, ebenfo mit der eigenmädtiga 
Öffentlichen Ausitellung eines Cartons oder Modells, oder eines felbt: 
vollendeten Kunſtwerks, das nur in bejchräntteren Kreifen ausgeſtell 
ift, nicht anders mit der Aufführung eineg Schaufpiels , welches der 
Autor einer: oder einigen beftimmten Bühnen zur vorläufig alleinige 
Aufführung überlafien bat, oder eines Muſikſtücks, das einer Gapek 
vom Autor zur Aufführung übertragen worden ift. Hierbei geht de 
Wille des Urheberd nur auf eine bejchränkte Veröffentlichung in der 
von ihm beitimmten Weife; ob der Autor das Wert noch weiter 
und auf andere Weife veröffentlichen will, fteht eben ganz bei ibn 
und alle Anderen müfjen es ihm ganz überlaffen und dürfen jein Werl 
nit anders benugen, als ed ihnen eben vom Autor geboten win. 


A A. a. O. 5. 221. 
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Wer daher vor einem beftimmten Zuhörerkreis gehaltene Vorträge oder 
Borlefungen in derfelben Weife wieder öffentlich bält oder ein als 
Manufcript gedrucktes Werk öffentlich weiter verbreitet, entweder durch 
Vorleſen oder Aufführung, oder ein für einen beftimmten Kreis aus: 
geſtelltes Kunftwerk öffentlih ausftellt, begeht eine eigenmächtige Ver⸗ 
öffentlihung über die vom Autor geſetzte Gränze hinaus. Dagegen 
bereit3 durch Drud vervielfältigte und zum allgemeinen Gebraudy be: 
. flimmte Werte gelten als unbegrängt veröffentlichte Werke und wenn 
dies nicht der Fall fein fol, fo bedarf es eines ausdrücklichen Borbe: 
balts 25); dahin gehört die Bemerkung auf dem Titelblatt, daß ein 
Schriftfteller: oder Tonwerk „als Manuſcript“ gedrudt fei, wodurch 
angezeigt wird, daß der Autor trog des auf allgemeinen Receptionz- 
gebrauch Schließen laſſenden Drucks, doch fi die Mittheilung an das 
Publikum vorbebalte 2%), Die Formel: „den Bühnen gegenüber als 
Manufcript gebrudt”“ verbietet die Aufführung eines dramatifchen 
Werks ohne befondere Geftattung des Urheber; da aber ausdrücklich 
nur Bühnen von der willfürlichen Verbreitung ausgeſchloſſen find, 
jo muß man ex argumento a contrario annehmen, wenn das drama: 
tiihe Werk fonft in den Buchhandel gelangt ift, dag Vorleſen an 
Öffentlichen Orten, felbft von Bühnen herab, da doch nur die Voritel- 
lung durch Scaufpieler im Zuſammenwirken gemeint fein Tann, ge: 
ftattet ift; denn das Öffentliche Vorlefen durch den Buchhandel verbrei- 
teter Druckwerke ohne jene Formel: „als Manufcript gedrudt”, iſt als 
ein vom Autor geftatteter Gebrauch zur geiftigen Reception jo gut tie 
das Lefen einzelner anzuiehen. Eben daher dürfte auch das Aufführen 
dur den Buchhandel verbreiteter und jomit zur allgemeinen Reception 
beitimmter Dichter: und Muſikwerke unumſchränkt geitattet fein, um 
fo mehr als e3 dem Autor, wenn er fi die Mittheilung an und 
durch einzelne Dariteller vorbehalten will, völlig freifteht, feinen Wil: 
len ausdrücli und bemerklich kund zu geben, zumal da die allgemeine 
Vermuth ung für unbefchränkte geiftige Reception auch durch Auffüh: 
rungen ſpricht, wenn ein Druckwerk im Buchhandel erjchienen und 
Sedermann zugänglich gemacht iſt. Als Manufcript gebrudte Werte 


35) Preußiſche, dad Geſetz v. 11. Juni 1837, hier abändernde Novelle v. 20. Febr 
185%. S. ausführlicher M. Friedländer a a. O. 8. 11. befonterd ©. 61, 
62. Bundesbeſchluß v. 12. März 1857. 

2% ©. die Erllärung Baden? in der Bundesverfammlung (Protokoll, 1839, 
©. 68), daß ein ausdrücklich „als Manufeript” geprudted Wert nicht als 
bush den Drud veröffentlicht, fondern nur anftatt einer vervielfältigten 
Abſchrift gerade ald Manufcript zu betrachten jei. DO. Wächter a. a. O. S. 647. 
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pflegen felten in den Buchhandel zu kommen, fonbern nur für nidb 
Öffentliche Kreife beitimmt zu fein, 3. B. Gefeßesentwürfe, Behörden 
inftructionen, Geſellſchaftsſtatuten u. dgl., und wenn dramatiſche un 
muſikaliſche Arbeiten als „Manufcript gedrudt” dennoch in den Bud: 
handel gebracht werden, fo Tann das feine andere Bedeutung haben, 
als daß fie nur der öffentlihen Darftellung wider oder ohne den Bi 
len des Autors entzogen fein follen. Es dürfte demnach auch eim 
eigenmächtige Veröffentlihung fein, wenn als Manufcript gebrudie 
und nicht durch den Buchhandel oder durch jonftige Vertheilung ver 
breitete literarifche Arbeiten oder mufilaliide Werke in andern ver 
- Öffentlichten Werten benugt, 3. B. vermittelfi Auszügen oder muſila⸗ 
lichen Arrangement? auch nur zum Xheil verwendet werden 2) 
Wenngleich die Verbreitung eines Werks meiſtens durch den Buchbar 
bel erfolgt und darin eine unzweifelbafte Veröffentlichung zu finden 
ift, fo braucht fie doc nicht gerade nothiwendig auf dieſem Wege zu 
erfolgen und ift doch eine Veröffentlihung, wenn auch etwa nur für 
beftimmte Kreife; wenn 3. B. Gejegentwürfe, die nicht ala Manuicript 
gedruckt find, unter Juriſten vertbeilt werden, fo wird dadurd fill 
ſchweigend auch der Willenichaft geſtattet, deren Inhalt öffentlid in 
Wort und Schrift zu beiprechen und gelegentli zu verbreiten; dem 
derartige Schriftitellerwerte find dereinft zum Gemeingut beftimmt un 
in einem conjtitutionellen Staat, wo die Öffentlide Meinung ein ge 
wichtiger Faktor iſt, kann der Regierung nur daran gelegen fein, dab 
auch Geſetzesentwürfe verbreitet werben, damit dieöffentliche Meinung wenig: 
ftend der Sachveritändigen darüber fich und geben könne. Es ergibt fid 
bieraus, daß Druckwerke, die nit ausdrüdlih ald Manufcript ver: 
breitet werden, mag die Verbreitung auch außerhalb des Buchhandels 
geſchehen, als veröffentlichte angefehen werden müffen und daß daber 
in Bezug auf fie nicht die eigenmächtige Veröffentlichung begangen 
werden kann. Man findet häufig, daß Autoren oder deren Rechts 
nachfolger fih das Recht der Ueberſetzung 29 eines Schriftiteller: | 
werks ausbrüdlic vorbehalten. Wenn jedod die eigenmächtige Ber 
öffentlihung als eine Handlung gegen den Willen des Autors, frei zu 


27) Der Verf. wagte z. B. nicht, bei diefer Arbeit die ald Manufcript gevrud: 
ten Entwürfe des Börfenvereind zu einem Geſetz zum Schuß des Lrbeber: 
rechts, noch weniger die Dentihriften des VBörfenvereind über den interne: 
tionalen Rechtsſchutz da biefe „al? Manufcript für die Mitglieder des 
Börjenvereind” gebrudt fein, zu benußen. 

29 Deutſche Vierteljahrsſchrift, 1855. Nr. 70. S. 278-327, 
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beſtimmen, ob und wie weit die Veröffentlichung feines Werts ſtatt⸗ 
finden fol, betrachtet wird , was ja der Fall fein fol, fo bedarf es 
eines ſolchen Vorbehalts nicht, fondern es verfteht fich dann von jelbit, 
daß der Autor allein die Befugniß bat, fein Wert auch in einer 
fremden Sprade außer der gerade für fein Werk gewählten zu ver: 
Öffentlihen. Da das in einer von ihm zur Veröffentlihung gewählten 
Sprache verbreitete Wert nur ein beſchränkt veröffentlichtes ift, fo muß 
auch die willfürliche Weberfegung eines Dritten als eine eigenmädhtige 
BVeröffentlihung betrachtet werden, die mittelft der unbefugten Verviel- 
fältigung durch den Drud geſchehen fann. Das Kriterium dabei ift, 
daß das der gewählten oder einheimifchen Sprache nicht mächtige Pub: 
lifum von der geiftigen Neception ausgeſchloſſen, alfo die Veröffentli- 
hung nur eine auf einen beftimmten Kreis von Recipienten berechnete 
ift; die Ueberjegung aber eriveitert die Möglichkeit der Reception auf 
den Kreis derer, denen dad Werk duch Veröffentlihung zugänglich 
gemacht werden joll, und darüber bat allein der Autor oder fein 
Rechtsnachfolger zu beitimmen, mithin ift die von ihm nicht abgeleitete 
oder geftattete Ueberſetzung eine Verlegung des Rechts zur ausſchließ⸗ 
lihen Mittheilung und daralterifirt ſich als eigenmächtige Veröffentli- 
Kung für ein vom Autor urfprünglic nicht bedachtes oder beftimmtes 
Publitum 29%). Damit ift aber keineswegs die Webertragung eines 
Kunſtwerks in eine andere ald vom Autor gewählte Kunftform, etwa 
die Nachbildung eines plaftiichen Kunſtwerks durch Malerei oder eines 
Gemäldes durch Plaſtik, oder eines Slavierfages in Orcheſtermuſik, 
noch etwa die Webertragung eines in Proſa gefchriebenen Werks in 
Poeſie oder umgekehrt, gleichzuftellen, denn hierbei wird nicht eine 
Beröffentlihung, jondern eine wirkliche und bloße Vervielfältigung in 
anderer Form vorgenommen und dadurch der Wille des Autors, aus: 
Ihließli über dag Wie der bereits in's Werk gefegten Mittheilung 
zu verfügen, allein verlegt, mährend bei dem vorermähnten Fall der 
willkürlichen Ueberjegung vorzugsweile der Wille des Autors, ob und 
wiemeit, d. b. für welches Publikum fein Werk veröffentlicht werden 
ſoll, verlegt wird, wozu die Verlegung jenes Willens im Betreff des 
Die nur als Mittel dient oder dienen kann. Die Veröffentlichung 
eines Kunſtwerks fol nah dem Willen des Autors Jedem, der es nur 
zu veritehen oder finnlih wahrzunehmen vermag, zu Gute kommen, 


2) S. andere Meinungen bei Jolly a. a. ©. ©. 152, Eiſenlohr, a. a. O. 
S; 51 in der deutichen Vierteljahrsſchrift 1855, Nr. 70. ©. 278-327. O. 
ächter a. a. O. 8.45. Bluntſchli, deutiches Privatrecht 2. Aufl. S. 123, 
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und dazu madht der Unterfchied der Sprade, natürlich abgeſehen vor 
der Poeſie, nicht? aus; die Beröffentlihung iſt alfo feine auf Berfe: 
nen beichräntte, wie in obigem Falle und die Möglichkeit des Autor 
willens über das Ob und wieweit der Veröffentlichung iſt vollftändig 
erihöpft, wenn nicht ausdrüdlid vom Autor Gränzen für Berfonen 
gezogen worden find; deshalb kann es fich bei der Uebertragung eine 
Kunſtwerks nur um den Begriff der Vervielfältigung eines volfändi 
veröffentlichten Werts handeln, in der der Wille des Autors in fe 
treff der Art und Weife oder der Form der Mittheilung verlegt 
wird. Dieſer Unterfchied Liegt entichieden por und der Vorwurf der 
Subtilität würde nicht den Finder, fondern die Natur der Sache, das 
rein materielle, factiiche Verhältniß , wie e8 eben der Verkehr bietet, 
treffen. 

Das Vergeben der unbefugten Veröffentlihdung Tann, wie be 
merkt, nicht blog in Bezug auf noch gar nicht, fondern auch in Bez 
auf nur beſchränkt veröffentlichte Werke begangen werben. Dieſer Sıt 
bedarf noch einer bejonderen Ausführung im Betreff öffentlich gze 
baltner Vorträge und Reden, fofern folde unter den Bexrift 
eines Geiſteswerks, das möglicherweiſe auch Schriftſtellerwerk fein oder 
werden kann, fallen 3°). Der Begriff der eigenmächtigen Veröffentli: 
hung ceflirt dann, wenn der Vortrag der unbegränzten und unbeding: 
ten Deffentlichfeit übergeben ift, was der Fall iſt bei Reden oder Lar: 
trägen in den Kammern oder Landtagen, zu deren Verhandlungen da 
Publikum Zutritt hat und die dann zur allgemeinen Kenntniß komme 
folfen, wenn fie nicht mit dem befonderen Vorbehalt der ausſchließli— 
hen Mittheilung von Seiten des Autors durch die Preſſe gehalten wer: 
den, wozu jeder Autor das Recht haben muß; dasfelbe gilt von allen 
Reden, die ihrer Natur oder Gelegenheit nad die Beftimmung baben, 
zur allgemeinften Keuntniß zu fommen, wobei alfo der Autor ausdrüd 
li) oder ſelbſtverſtändlich auf ausſchließliche Veröffentlihung verzichtet. 
Dagegen regelmäßige und wiederkehrende Vorträge vor einem durch den 
Raum begränzten Bublifum, wie Predigten, ausgearbeitete Lehr: oder 
Unterhaltungsvorträge, auch Gelegenbeitsreden u. dgl. dürfen nicht wil: 
kürlich, vielleiht durch Vervielfältigung, über den Hörerkreis hinaus 
veröffentlicht werden, noch die einmalige Veröffentlihung für das Oft 
und Gedächtniß millfürlih von Dritten in Scriftzeihen, auch blos 
bemjelben Publikum, das die Rede oder den Vortrag angehört hat, firirt 


©) ©. auch D. Wächter a.a. DO. ©. 150-152. Blüntihli, a.a. O. S. 11%. 
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und gemiffermaßen perpetuirt oder wiederholt werden, denn die Gränze 
der Veröffentlichung bat der Autor eben dadurch gefteckt, dab er nicht 
jelbft Ichon feinen Nortrag in eine bleibende Form für danernde oder 
wiederholte Neception gekleidet, fondern ihn nur vorübergehind dem 
Ohr wahrnehmbar gemacht bat 31). Vorſicht ift deshalb überall erfor: 
derlich und, ehe dergleichen Vorträge oder Reden durch den Drud ver: 
Öffentlicht werden, 3. A. durch Zeitungen, follte zur VBorfiht und um 
den Willen des Autors ficher zu erfahren, erit deffen Genehmigung zur 
weiteren Veröffentlichung eingeholt werden. Im Collifionsfall aber müf: 
jen die angegebenen Momente, dir Eigenſchaft des Vortrags als Geiltes- 
und möglicherweile Schriftitellerwerk,, die präfuntive Beſtimmung des: 
jelben für eine befchränfte oder die allgemeinfte Deffentlichkeit nach der 
Gelegenheit und den fonftigen Umftänden und das verjchuldete oder un: 
verfhuldete Nichtwiffen oder Nichtbeachten beider Eigenfchaften von Ent: 
ſcheidung fein. 

Die eigenmächtige Veröffentlihung kann fomwohl in Bezug auf 
ganze Werke als auch in Bezug aufeinzelne Theile desfelben, die ein 
befonderes Kleinere Ganze bilden, verübt werden, ebenfo mie die unbe: 
fugte Vervielfältigung. 

Die den Begriff der eigenmäctigen Veröffentlichung erfüllenden 
Alte oder Mittel find nah der Natur des zu veröffentlichten Werts 
verschieden; ihr gemeinschaftlihes Merkmal ift, daß Sie die finnliche 
Wahrnehmung des Originals für das Publifum bieten, welche die gei: 
ftige Neception vermittelt. Jedenfalls muß eine wirkliche Verbreitung 
des Werkes unter das Publikum ftattfinden, um von einer Neröffent: 
lihung reden zu können, weniaften® unter eine Mehrzahl von Recipi: 
enten; ebe dieje ftattgefunden bat, kann von der Vollendung des 
Vergehens nicht geredet werden. Ein ein: oder ziveimaliges Verleihen 
eines nicht veröffentlichen Schriftwerks 32) mit der Abficht, daß dasfelbe 
nicht meiter verbreitet werde, Tann mohl zu einer kulpoſen Veröffent: 
lihung führen, aber an ſich nicht ala ein Verſuch der Teröffentlichung, 
höchſtens als Indiscretion gegen den Autor angeleben werden. Ebenfo 
ift das Nachſchreiben von Vorträgen oder mufitalifhen Aufführungen, 
wenn e8 nicht in der Abficht gefchieht, davon behufs einer Veröffent— 


) Died gilt beionders von Lehrvorträgen oder Vorlefungen und GCollegienhef: 
ten. Wer folhe durch Nbichreibenlaffen oder Trud in den Verkehr ſetzt, be- 
gebt mittelft Vervielfältinung eine eigenmächtige Veröffentlichung über die 
vom Autor gefeßte Grenze. S. auch O. Wächter a. a. O. ©. 608. Anm. 10. 

9) FL mann a. a. O. 5. 220 halt auch „allenfall® Verleihen“ für ein 

ittel. 





22 Ortlefi: über Unter un Brlegäseiie. 





nommene zu firiren oder ftofflich zu machen oder jogleidh n:ederzuidre: 
ben oder zu copiren, aber er hat ein NRedt daranf, Dat das ſtofflich 
gemadte Werk nicht zur Weiterverbreitung mißbraucht merde, wohin 
auch die Veräußerung desielben gehört **). Tas Nachichreiben Elch zum 
eigenen Gebraud iſt weder eine unberugte Vervielrältigung, noch eme 
eigenmächtige Beröftentlihung, kann aber durch unveriichtigen Gebraud 
leiht zu einer culpojen Handlung dieier Art führen, ebenio wie das 
Abfchreiben oder Copiren eines anvertrauten Werf3 nur zum eigenen 
Gebrauch. Sobald dieſes wie jenes jedoch in der Abſicht auf Verbrei— 
tung unter Mehrere geichieht oder ein Gefhäft daraus gemacht mir, 
fällt es unter den Verſuch der eigenmächtigen Veröffentlichung. — An: 
dere Veröffentlihungsacte find gelegentlih ihon genannt worden, da: 
bin gehört das öffentliche Vorleſen eines Schriftwerfs, das öffentliche 
Aufführen eines Theater- oder Muſikſtücks, und die Öffentliche Husitel: 
lung eines Kunſtwerks unter den oben angegebenen VBorausfegungen. 
Als ein beſonders nochmals bervorzuhebendes Mittel der eigenmädti: 
gen Veröffentlihung ift die unbefugte Vervielfältigung eines Schrift: 
fteller- oder Kunſtwerks zu erwähnen. 

$.4. Das über die Strafwürdigfeit der eigenmädhtigen Ner: 
vielfältigung Bemerkte gilt analog für die Strafwürdigfeit der eigen: 
mächtigen Veröffentlihung. Diefelbe iſt als Verlegung des Rechts auf auf: 
ſchließliche Mittheilung im Ganzen, nicht ald Verlegung mehrerer Nuter: 





ss Mie Volkmann a. a. O. S. 224, 225 meint. 
) In Beier Beziehung kann der Bert Bolkman n3 Anſicht nicht tbeilen. ‘Ric: 
tig D. Waͤchter a. a. O. 6 
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befugnifie zu betrachten und dafür nach den Abitufungen der Handlung eine 
dur Feſtſetzung eine? Minimums und Marimums der Strafe relativ 
beftimmte Strafe zu drohen, fo daß auch die gewinnfüchtige Abficht ent⸗ 
ſprechend beftraft werden kann. Als Regel dürfte auch bier eine Frei⸗ 
beitsftrafe angemeſſen ericheinen, fo daß jedoch die ſchwerſten Arten 
diefes Vergehens mit Gefängniß: oder Arbeitshausitrafe felbit bis zu 
mehreren Jahren für den Wiederholungsfall beitraft werden können. 
Als befonders ſchwere Begehungsmweifen, weil darin eine Verlegung von 
Privatgeheimniffen liegt, find die eigenmächtige Veröffentlihung gan: 
jer oder no gar nicht veröffentlidhter Werke und gewiſſerma⸗ 
Ben als eine ausgezeichnete oder qualifizirte ift diejenige darunter ala 
ſchwerſte zu betrachten, welche durch die eigenmächtige Vorabbildung 
und Vervielfältigung vermittelt wird, weil dadurch der Autor auf das 
Empfindlichſte in feinem Mittheilungsrecht verlegt und dazu auch ein 
bober Grad von böfem Willen erfordert wird. Weniger ſtrafwürdig 
find eigenmächtige Veröffentlihungen einzelner Theile eines Werks und 
folder Werte, welche in befchränfter Weife bereit3 vom Autor veröf- 
fentlicht find, oder folche, bei denen der Veröffentlicher über die Straf 
würdigfeit derjelben im Zweifel fein konnte; hierfür ift eine Gefängniß- 
ftrafe oder eine Vermögenzitrafe angemeſſen. Das oben bei der unbe⸗ 
fugten Vervielfältigung über deren fahrläflige Begehung Gefagte gilt 
analog auch bier. 


C. 


Endlich ift von den vorgehenden Verlegungen des Autorrechts 
auf ausſchließliche Mittheilung des Schriftiteller- oder Kunſtwerks die 
Berlegung des oben als höchſt perfönliches Recht bezeichneten Autor⸗ 
rechts, nämlich des Rechts auf Erhaltung des Autornamens oder 
der Autorebre, oder kurzdes Rechts der Urheberichaft oder des 
Rechts ausſchließlich als Urheber eines Werks zu gelten, auszujcheiden. 

8. 1. Gegenstand der Verlegung ift das Autorreht im enges 
ren Sinn, welches darin befteht, daß das rechtliche Verhältniß der Ab- 
ſtammung eines Werks von deflen Urheber anerfannt und als anzuerfen- 
nendes erziwungen werde. E3 beruht auf dem Willen des Autors, 
allein und ausſchließlich als Producent geachtet zu werden, dieler Wille 
bat eine pofitive Seite, welche darin beiteht, daß dem Urheber fein 
Wert ald von ihm ausgegangenes zuerfannt werde und er allein, mie 
er dasſelbe nah außen zu vertreten bat, auch den Ruhm und die Ehre 
davon ernte; er hat aber auch eine negative Seite, welche in ber Aus: 
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ſchließung jedes Anderen, der zu dem Werl nicht im bem redpllicen 
Verhältniß des Urhebers ftebt, von diefem Berhältuiß und, io wie von 
der Vertretung de3 Werks nad) außen, aud von der Gineratung dei 
Nuhms umd der Ehre aus dem Werk, alfo in ber Negirung ber Ir 
maßung der Autorfchaft und ihrer Wirkungen beſteht. Es it bekannt, 
daß mehr als bei irgend einer probuctiven Thätigleit bei der geiftigen 
und fünftleriihen Produktion die Autorſchaft in der öffentliden Rei: 
nung in die Wagichale fällt; dies wird durch das äußere Merkmal ke 
ftätigt, daß der Autor feinem Werk feinen Namen oder jeine tonitigen 
Kenn: und Wahrzeihen aufzuprägen pilegt, was außer bei techniſchen 
Erfindungen ſonſt nicht gerade üblih if. In diefer Beziehung jiehen 
die techniichen Erfindungen der fchriftitelleriihen und kũnſtleriſchen Bre: 
duktion ziemlich gleich Wenn auch ausnamsweiſe diefes äußere Reit: 
mal fehlen kann, wie bei anonymen oder pleudonymen Werfen, fc ver: 
zichtet Doch der Urheber deshalb noch nicht auf fein Recht der Autor: 
Schaft, fondern er will beftimmt jede Anmaßung eines Dritten im Be 
zug auf die Autorſchaft ausfchliegen und prälumtiv auch, vielleicht aus 
Beicheidenheit oder fonjtigen Beweggründen, die Autorehre im Stillen 
geachtet fehen. 

Eine Verlegung dieſes höchftperlönlihen Rechts fann febr gut 
allein begangen werden, aber auch mit den vorerwähnten Werlegungen 
des Rechts zur ausſchließlichen Mittbeilung zuſammentreffen und dann 
ift eine wahre Concurrenz anzunehmen und nach den allgemeinen Gnunt: 
Sägen über Goncurrenz zu behandeln und zu beitrafen. 

Eine derartige Verlegung nannte man Ihon trüb Plagiat, in 
dem die Bezeihnung plagıum literarium $) von dem plagium oder Men: 
ichenraub als einem Verbrechen gegen die Perfönlichkeit oder Freiben 
des Einzelnen nicht ganz paſſend entlehnt it. Wenn das Plagiat al 
die unbefugte Beilegung der Urbeberfchaft über das Ganze oder Theile 
eine3 fremden Geiſteswerks“ definirt worden iſt 3%, fo ift Dies zwar 
im Allgemeinen richtig, nur iſt der NRegriff der Urheberſchaft nict im 
engiten Einn zu verſtehen, meil aud aus dem Urheberrecht im Alzge 
meinen für die Rechtsnachfolger des Urhebers, wie Erben, Herausgeber, 
und Verleger ein analoges Verhältniß des Ausgangs eines Werks ven 
einer ausfchließlich dadurch berechtigten Perjon abgeleitet werden kann. 


3, J. M. Reinelius, diss. de plagie literariv sub praesid. J. Thomasii 
1669, 1692. 
*), Volkmann a. a. O. ©. 218 
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Wenn 3. B. Jemand fih als Verleger eines fchon verlegten Werkes 
darftellt oder anftatt des Verlegernamens oder der BVerlegerzeihen ans 
dere auf ein eigenmächtig vervielfältigtes Werk, oder die Verlegerſchaft 
eines beſtimmten Berleger3 umbefugter Weiſe auf ein eigenmächtig ver: 
vielfältigtes oder noch nicht veröffentlichte® Werk bringt, fo wird da⸗ 
durch das böchitperfönliche, aber vom Autor abgegleitete Recht des be 
rechtigten Verlegerd auf den Verlag verlegt. Weil aber diejes Recht aus 
dent Urheberrecht abgeleitet wird und die Sonfequenz fich faft von felbft 
verfteht, jo bedarf es Feiner ausdrüdlihen Erwähnung aud der abge: 
leiteten höchſtperſönlichen Rechte. 

Wegen der Natur des im Plagiat verlegten Rechts als eines 
höchſtperſönlichen wird auch die jtrafrechtliche Verfolgung nad) Analogie 
der Angriffe auf ähnliche höchftperfönliche Rechte, wie 3. B. die Ehre, 
zweckmäßig und rechtöbegründet auf dem Wege der Privatanklage vor 
fi gehen können. Dies gilt von der felbftitändigen Begehung des Pla: 
giatd. Dagegen wenn es mit den unter A und B diejes Gapitelö be: 
Ichriebenen Berlegungen concurrirt, fo dürfte anftatt der Privatan- 
Mage auch auf Verfolgung des Plagiat? ein Antrag dem auf Ber: 
folgung jener Berlegungen fein und dann die konkurrirenden Verle⸗ 
gungen im gemöhnlichen, offiziellen Strafverfahren verfolgt werden, 
weil eben jene Verlegungen mit dem Plagiat zufammen begangen wor: 
den find und diefer Umstand Grund genug ift, eine Ausname von der 
Regel zu machen und die Competenz des zur Verfolgung der Verlegun: 
gen des Urheberrechts zur ausschließlichen Mittheilung competenten Ge: 
richts mit auf das durch Privatanklage zu verfolgende Plagiat zu er: 
ftreden, mie das ja auch bei anderen zuſammen begangenen Verbrechen 
zu geſchehen pflegt 37). Wenn irgendivo wegen Connerität der Vergehen eine 
derartige Ausname gerechtfertigt ift, jo dürfte es gerade bier der Fall fein. 

8. 2. Subject des bier in Frage jtehenden Vergehens würde 
Seder werden können, der entweder einen Gebrauch von dem Driginal- 
wert macht oder irgend einen Einfluß darauf bat, wie etwa der Ber: 
leger, Herausgeber, der e3 im oder ohne Auftrag des Autors ifl. Die 
Abſicht wird darauf gerichtet fein müflen, die Autorfchaft beftimmt 
zu verlegen, den wirklichen Autor eines Werks oder eines Theiles des- 
felben zu verjchweigen und die Autorichaft davon einem Anderen oder 
fich jelbit beizulegen; bloß diefe Abficht gehört zum Begriff der Ber: 
legung der Autorfchaft, dagegen die Abficht, fi) oder einem Anderen 


”) Blank, foftematiihe Darftellung des deutſchen Strafverfahrens 9.35, &07. 
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dadurch einen Bortheil oder dem Werk einen mehr verjprechenden Antor 
namen zu verschaffen, liegt außerhalb des Verbrechensbegriffes, ebenſo 
wie bei der Verleumdung oder der Borftellung einer beitimmten Berfon 
die Abficht, fich oder einem Anderen mittelbar dadurd zu nügen. Die 
Einwilligung des Autors oder feines Rechtsnachfolgers in die Berne: 
nung oder Anmaßung der Autorſchaft an einem Werl würde den Be 
ariff der Verlegung des Autorrecht3 im engeren Sinne aufheben. Eine 
fahrläſſige Begehung diejer dürfte ebenfowenig denkbar fein, wir die einer 
Ehrverlegung durch Worte. 

8.3. Die Handlung des Plagiats befteht im Allgemeinen darin, 
daß der Plagiator fid oder einem Anderen die Urheberſchaft an einem 
fremden Schriftitellers oder Kunſtwerk „unter Vernichtung ober Ber 
fchweigung der das Verbältniß des wirklihen Urhebers bethätigenden 
Merkmale bleibend 38) und eigenmächtig beilegt. Dies Tann an ganzen 
Werten dadurch geſchehen, daß ftatt des an der gewöhnlichen Stelle für 
den Urhebernamen ftehbenden Namen? — ein anderer Name oder eine au 
dere Bezeichnung als der Urheber führt, gefeßt wird, 3. B. wenn der 
Herausgeber eines Werks feinen eigenen Namen als den eines Urhe 
berö auf das Titelblatt jegt, oder Jemand einem nicht gekennzeichneten 
Kunftwert oder einem mit dem Urhebernamen verjehenen, nach deiien 
Bertilgung, feinen eigenen Namen aufprägt, oder wenn jemand im vi: 
fentlichen Verkehr ſich als den Urheber eines Schriftiteller: oder Künft: 
lerwerks gerirt, oder ohne Grund dem wirklichen Urheber die Urheber: 
ſchaft bejtreitet und fich oder einem Anderen beilegt mit dem Bewußt 
fein, daß fie weder diefem noch ihm felbit zulomme 3%). Wenn die Ur— 
beberihaft an einem Wert einem Anderen wider feinen Willen beige 
legt wird, jo begründet dies eine gleichzeitige Verlegung dieſes, indem 
darin eine Anmaßung in Bezug auf eine fremde Berfon, ein Mißbraud 
fremder Namen liegt, wie in $. 8 des eriten Theild nachgewiefen wor: 
den ift, mas unter Umftänden als Fälſchung oder durch Fälſchung qua: 
Lificirter Betrug, mindeſtens als einfacher Betrug angejehen werden kann 

Die gemöhnlihite Weile der Verübung des Plagiats ift der f.g. 
Gedankenraub oder Gedantendiebitahl, wie man im gewöhnlichen Leben 
ſich etwas ftreng ausdrüdend zu fagen pflegt. Sie beiteht in der unver⸗ 
änderten oder wenigitend in der Form veränderten Aufnahme einzelner | 
zufammenhängender Gedanten oder Theile eines fremden Werks in ein 


as) Bollmann a.a. D.©. 218. Rönouard, trait& des droits d’euteurs, 1838. 
1839. p. 22. 
20) Boltmann a. a. D. ©. 212. 
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eigene mit vorjäßlicher Verſchweigung des wahren Urhebers, jo daß 
die fremden Theile den Schein der Originalität des Plagiators erhal: 
ten. Eine häufige Begehung diefer Art ift die Veränderung in der Form 
der aufgenommenen fremden Gedankenreihen eines Schriftiteller- oder 
Künſtlerwerks; befonderd die Umſtyliſirung einzelner Theile fchriftitelle- 
riſcher Werke +0), die Variirung von Muſikſtücken oder auch das f. g. 
Arrangiren ohne Angabe der Urheber, das Eopiren ohne Angabe des 
Originals. Das nothwendige Erforderniß des objectiven Thatbeitandes 
ift außer der Verjchweigung der mahren Autorſchaft, daß eine folche 
Aehnlichkeit in der aufgenommenen Gedankenreihe mit dem Drigi- 
nal vorliegt, wie fie bei einer felbitftändigen Erzeugung nicht denkbar 
ift. Allerdingd wird die formelle Ausführung einen zuverläfligen Be: 
weis für die Gedankenentlehnung geben, denn wenn auch eine Gedanten: 
gleichheit oder Aehnlichkeit theild in der Natur des Stoffes, theils in 
der natürlihen Logik begründet fein und demnach auf voller Selbftitän- 
Digfeit beruhen Tann, jo würde doch die dem Individuum eigenthüms 
lihe und durchweg jehr verjchiedene Formgebung höchſt felten zujam- 
mentreffen. 

Jedenfalls darf bier auch nicht ein zu ftrenger Maßſtab angelegt 
werden, da es bei der Reception fchriftitelleriicher mie künſtleriſcher 
Werke leicht vorkommen Tann, daß fich dem Gedäcdhtniß eine beftinmte 
Reihenfolge von Gedanken auch in der Ipezifiichen Form einprägt, über 
deren Originalität ſich der fie Benutzende ſpäter feine Rechenjchaft mehr 
zu geben weiß, jo daß er gelegentlid und ohne Bewußtſein von der 
fremden Originalität, von dem NRecipirten Gebraud macht wie von 
einer eigenen Schöpfung. Man findet oft bei einem guten Sachgedächt⸗ 
niß doch ein ſchlechtes Quellen: und Namengedächtniß. Dann find je 
doch auch viele, namentlich Schriftftellermerle von der Beitimmung, daß 
ihre Gedanken ala berrichende aufgenommen werden follen und einem 
Autor, der ſolche aufgenommen bat, ift es oft troß des Bewußtſeins 
der fremden Originalität nicht möglich, die Quelle wieder aufzufinden, 
alſo auch nicht diejelbe anzugeben, jo daß das Schweigen über diefelbe 
noch nicht al3 Anmaßung der Originalität angefeben werden kann. Es 
wird daher immer des Nachweiles der Aehnlichkeit einer größeren 
und zuſammenhängenden Gedanken» oder Formenreihe bedürfen 
und die Entlehnung namentlid auch duch die Aehnlichkeit der 
Form bewiefen werden müflen; wenn aud nicht gerade der Beweis 


“) Boltmann in der Zeitichrift für Rechtöpflege und Verwaltung, neue Folge 
I. ©. 279, nennt das Umitylifiren ein PBlagiat im im Geben dols 
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der felbftftändigen Produktion zur Elidirung bes Verdachts eines Bla 
giats erfordert werden kann, fo doch der einer freien und nahe an Selb 
fändigfeit gränzenden Reproduction von Gedanken eines Driginalwerls; 
denn fobald eine freie Verarbeitung bereit veröffentlichter Gedanlen 
vorliegt, hat der Reproduzent einen erlaubten Gebrauch von bem zu 
geiftigen Reception beftimmten Werk gemacht und der Begriff des Pla 
giats wird ausgejchloflen bleiben müſſen 1). Indeſſen wird ein ehrlider 
Berarbeiter ftets fich beitreben, wenn er aus beitinnmten Quellen ge 
fchöpft bat, diefelben zu nennen und aud, wenn er felbititindig pre 
ducirt hat und dann diefelben oder ähnliche Erzeugniffe als bereit ver 
öffentlichte vorfindet, darauf Bezug zu nehmen; der Wahrheit aud in 
der Quellenangabe follte ftet3 die Ehre gegeben werden, wenigſtens im 
Bereiche der Wiſſenſchaft. Wenn jedoch ein fremdes Werk feinem gar 
zen Inhalte, feiner Anordnung, feiner Beitimmung nach durd rein ne 
chaniſche Umfegung einzelner Theile unter Angabe des Originals 8 
oder ohne diejelbe umgeformt oder neu georbnet wird, fo daß die we 
fentliden Beltandtheile des leßteren beibehalten erden, fo dürft 
eine unbefugte Vervielfältigung anzunehmen zu fein und das Blagit 
damit concurriren, fofern der wahre Autorname verfchiwiegen oder durs 
einen andern verdrängt worden ift. Daun iſt eine Stellvertretuss; 
des Driginal$ durch das umgeftellte Werk zu befürchten und dieie i 
das Merkmal der eigenmäcdtigen Vervielfältigung, aber leßtere mir 
nicht unter der „Zorn des Plagiats“ begangen, wenn eine andere Autor: 
Schaft als die mwirllide auf dem Bervielfältigungsprodpuft angezeba 
worden ift 43), fondern das Plagiat concurrirt mit der eigenmädtize 
Vervielfältigung; dasjelbe gilt, wie von ganzen nachgebildeten, wen 
auch umgeitellten Werken, auch von einzelnen zufanımenbängenden Thei 
len eines Werks. Lediglich die „formelle Beilegung der Urheberſchaft 
oder die Verfchweigung der wahren Urheberſchaft iſt das Kriterium di 
Plagiats; dagegen „eine materielle Aneignung des fremden Inhaͤlts ir 
dem Sinn eines Wiedergebens defjelben”, wenn e8 von Belang iſt, ver- 
wandelt nicht das Plagiat in eigenmächtige Vervielfältigung im %e 
fonderen in Nahdrud auch unter der Vorausſetzung jenes Striteriumi, 
Sondern begründet eine Concurrenz von Plagiat und eiger 





DD. Bädter a. a. D. ©. 501. 

42) Boltmann, neue Sahrbüder für fächfifhes Strafredht, V. 219. 

“0, Wächter, a. a. D. 501. Richtig Rönouard a. a. O. p. 3, si le cor- 
trefacteur se donne pour l’auteur, il est tout à laâ fois contrefacteur « 
plagiaire. 
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mädtiger Vervielfältigung, fofern darin nicht eine blos gei- 
fige Benutzung zu felbitftändiger Verarbeitung, fondern ein Wiederge: 
ben des freinden Erzeugniffes in feinem mefentlihen „Beltande” in der 
Art enthalten ift, daß das nachgebildete Werk „nur als das Gefäß er- 
Scheint, worin fremde Erzeugniſſe oder deren Theile zu Markte gebracht 
werden” 4), alfo daß dadurch mig dem Original im Ganzen oder in 
feinen Theilen eine Goncurrenz im Verkehr erzeugt wird oder daß man 
fih des Nachbildungsprodukts zur Erkenntniß des ganzen oder theilwei⸗ 
fen Inhalts des Originals an deifen Stelle bedienen fann. In die: 
jem qualitativen und gleichzeitig auch quantitativen Moment Tiegt das 
Kriterium für die unbefugte Vervielfältigung ; fehlt dieſes bei einem 
Wiedergeben fremder Gedanfenreiben, jo iſt daſſelbe dennoch ein Pla⸗ 
giat, wenn dabei die wahre Autorſchaft verſchwiegen oder eine unmahre 
an ihre Stelle für den twiedergegebenen Inhalt in feiner fpezififchen 
Form gefeßt worden ift, außerdem aber eine erlaubte Benu: 
Bung fremder Erzeugnifje. Es dürfte daher durchaus unzuläflig fein, 
das blos die unbefugte Vervielfältigung verbietende Geſetz ſchlechtweg 
analog auch auf das Plagiat als vereinzeltes Vergehen anzumenden ; 
dagegen reichen die Nachdrudägejege wieder nicht aus, wenn mit dem 
Plagiat eine wirkliche eigenmächtige Vervielfältigung concurrirt, mas 
durch Meberjchreitung der Gränzen zwilchen erlaubtem oder befchränften 
und übertriebenen oder unerlaubten Wiedergeben fremder Schrijt- 
fteller: oder Künftlererzeugniffe bewirkt wird, weil Bloß die Vervielfäl: 
tigung und nicht auch die Verlegung des Autornamens von der gedad): 
ten Strafe betroffen wird. Am bäufigiten wird das Plagiat in Bezug 
auf Erzeugniffe der periodiſchen Preſſe, auf Artikel in politiichen oder 
belletriftiichen, ja ſelbſt miflenjchaftlichen Tages:, Wochen: oder Monats: 
blättern u. ſ. w. begangen. Wenn allerding3 derartige Artikel den Zweck 
baben, in weiteren Kreifen auch durch andere Blätter verbreitet zu wer⸗ 
den, fo fommt doch auch viel für den Namen und die literarijche Ehre 
eines Blattes darauf an, daß es Originalartikel führt, deren Drigina: 
lität e8 fo gut behaupten will, wie ein Autor eines ſelbſtſtkndigen Werks, 
denn gerade in guten Leit: und Gorrefpondenzartiteln liegt der Werth 
vieler Tagesblätter, der ihnen die Abonnenten zuführt. Sind nun der: 
artige Artitel zur Weiterverbreitung auch durch andere Zeituugen oder 
Blätter beftimmt, jo liegt der Schuß der Originalität und der Autor: 
ehre allein in der Verpflichtung der Verbreiter die Duelle offen anzugeben. 


14), 9. Wähter, a. a. O. ©. 501. 508. 
Hai merl’s Bierteljahresichrift [. Rechtew. X. 2, 20 
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Diefe Verpflichtung wird häufig durch Umſtyliſiren umgangen und be 
durch der Schein der Driginalität eines Artikels zu gewinnen gefudk; 
folde Fälle find recht eigentliche Plagiatsfälle, nicht minder das Axt 
nehmen einzelner Artikel in Encyllopädien, einzelner Gedichte und Mr: 
fifjtüde in Sammlungen, wie ein Album, Hausſchatz, Anthologien, 
ohne Angabe der Quelle. Sobald jedoch daffelbe in eine planmäßige 
Freibeuterei ausartet, indem entiveder ganze und größere Auffäge ohne 
Berarbeitung und geiftige Selbftthätigleit entnommen oder Auszüge ans 
größeren Werken gemacht werden, jo daß allenfalls Dadurch wenigſten 
einem Theil des Driginald eine Concurrenz gemacht werden kann, 
geht die erlaubte Benutzung, ganz ohne Rüdficht auf Die Angabe des 
Driginals, in eine unbefugte Vervielfältigung über 4°) und der Bearif 
des Plagiats tritt erft dann hinzu, wenn die Quelle verjchwiegen oder 
vorſätzlich unrichtig angegeben ift. 

Wie das Plagiat mit der eigenmäcdhtigen Vervielfältigung conam 
riren fan, ebenſo auch mit der eigenmädtigen Beröffentlidyung vom 
Schriftiteller- und Kunftiwerlen und bier pflegt es dem wirklichen Urhe 
ber am nadhtbeiligiten zu fein, befonderd wenn er fein Werk noch gar 
nicht veröffentlicht hat, weil die Priorität einer Veröffentlihung für ie 
Öffentliche Meinung, deren Peurtheilung auch die Fähigkeit des Autork 
anbeinfältt, von großer Bedeutung ift und die Verdrängung einer un 
tergefchobenen Autorſchaft aus der öffentlichen Meinung mit vielen Müh— 
feligfeiten verbunden ift, inden der Beweiß der Originalität entweder 
ſehr jchwer zu führen ift, oder mit argwöhniſchen Augen angeſehen 
wird 46). 

VBollendet it das Plagiat, fobald es in die Deffentlichkeit über: 
gegangen it. 

8.4. Die Strafmürdigfeit des Plagiats 17) wird, wenn man dai: 
felbe als eine Freibeuterei betrachtet und den Begriff der eigenmädti- 
gen Vervielfältigung mit demjelben verbindet, ander3 beurtbeilt werden, 
al3 wenn man das Plagiat, wie in den voritehenden Paragraphen ge 
Scheben ift, nur als einer Verlegung der Autorihaft, de Autornamens 
und der Autorehre auffaßt. Daher kommt es auch, daß Volkman“ 
—2 Ausführlib darüber Volkmann in der Zeitihr. für Rechtspflege und Ver 

maltung VI. ©. 273-1279 
46) Der erichwerende Umſtant liegt jedoch hier weniger in dem Plagiat ala in 
der Veroͤffentlichung. Ueber die Echwicrigfeit ber Beweisführung'ſ. Fried 


länder a. a. O. S. 85. 
u) zie gririt bietet einen geringen Schutz gegen das Plagiat, den O. Ri 


©. S. 960 Anm. 11 zu überfhäben eint. 
*) Neue "Jahrbücher für fähfiihes Strafrecht, V. 219. 





Dxtloff: über Hutors und Berlagsrenht. 293 


der ihm als den ſchwerſten ericheinenden Fall, nämlich die Umftylifirnng 
ganzer Werke dem Diebitahl eines Kindes für ähnlich erachtet, ohne je 
doch denfelben mit jener auf diefelbe Stufe der Strafwürdigkeit ftellen 
zu wollen, weil die Vaterfchaft doch für ein beiligeres und mwichtigeres 
Band der menfchlichen Gejellihaft gehalten werden müſſe. Es wird zu: 
geftanden, daß das pofitive Recht gegen die im Plagiat liegende Ver: 
legung bei weitem nicht ausreicht, indem nach ihm der Begriff des Nach⸗ 
drucks auf diefelbe angewendet werden muß; allein wenn man ermägt, 
daß wie e3 fein joll, für die unbefugte Vervielfältigung und Veröffent: 
lichung, womit das Plagiat zu concurriren pflegt, Schon ſchwere Strafen 
verhängt werden follen, daß aber, ſofern eine nicht unter den Begriff 
der unbefugten Vervielfältigung fallende Benutzung eines Schriftiteller: 
oder Kunſtwerks vorliegt, die vorſätzliche Verſchweigung oder Verände— 
rung der Autorſchaft oder eines daraus abgeleiteten Verhältniſſes der 
Driginalität nicht fo tief in das Autorrecht eingreift, wie die Verlegun: 
gen des Rechts auf ausfchließliche Mittheilung, jo würde die dafür zu 
drohende Strafe eine nicht jo ſchwere wie die für die leßtgenannten 
Berlegungen fein dürfen. Mehr als die Anmaßung perfünlicher Ver: 
bältnifje oder die Vorftellung beitimmter Perfonen würde die Verlegung 
der bürgerlihen Achtung oder Ehre zur Analogie dienen können. Wie 
diefe eine Verlegung der Perfönlichkeit ift, fo auch das Plagiat; es ift 
gegen den Willen des Autors, dag feine Autorichaft, fein Autorname 
oder feine Autorehre angetaftet, daß einem Anderen das zugefchrieben 
werde, was ihm gebührt. Das Plagiat bat mit der Ehrenverlegung die 
Negirung oder Nihtachtung der Perſönlichkeit gemein; es unterjcheidet 
fih von diefer aber noch dadurch, dab an die Stelle der Autorfchaft 
eine andere, die fein Rechtöverhältniß ift oder der die Rechtsbegründung 
fehlt, gelegt wird, modurdh das Plagiat fich wieder der Anmaßung per: 
ſönlicher Verhältniffe, wie der Stellung von Perjonen, denen gemille 
Öffentliche Verrihtungen, Würden und bejondere Ehren übertragen find, 
nähert ; indejlen wird jenes negative Moment doch das entjcheidende blei: 
ben müſſen. Mit Rüdfiht auf das erwähnte pofitive Moment, welches 
das negative zur Vorausfegung bat oder von felbit in fich ſchließt, dürfte 
die Strafe nur Gefängniß- oder Gelditrafe fein und dem Richter die 
Mahl zwiichen beiden zu überlaffen, dag Marimum der Gefängnißitrafe 
jedoch auf ſechs Monate feft zu jegen fein. Hat ein Strafgefeßbuch den 
Verweis mit unter jeine Strafen aufgenommen, jo würde für die ge: 
ringiten Fälle des Plagiats diefe Strafe oder eine geringe Vermögens: 
ftrafe und eventuell Gefängniß bis zu mehreren Wochen zu verbängen 
20* 
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fein. Das Marimum der Gefängnißſtrafe würde, wenn nicht allgemeine 
Grundfäge für den Rückfall eine Straferhöhung begründen, für diejen 
zu verhängen fein und eine mehrmonatliche Gefängniß- ober entipre: 
chende Geidſtrafe für das Plagiat in feiner fhwerften Begehung, ; 8. 
wenn es in Bezug auf ganze Werke oder größere Theile derjelben ver: 
übt worden ift, oder wenn es planmäßig, der unbefugten Bervielfälti: 
gung ziemlich nahe kommend, begangen ift, ohne daß gerade der Begriff 
derjelben in Bezug auf einzelne Theile, wegen Mangels einzelner Net: 
male, twie der zu befürdtenden Concurrenz mit dem Driginal verübt 
worden ift, am Plage fein, 





IX. 
Heber die eidesflättige Wahrheitsverficherung 


der 


Lippowaner Oeſterreichs. 


Unter dem Eide veriteht man die Belräftigung einer Aeußerung mit 
ausdrüdlicher Anrufung des höchſten wahren Weſens (Gottes) zum 
Zeugen und Räder der Wahrheit). Staat und Kirche fteben daher 
beim Eide in inniger Wechſelwirkung?), indem jedem Eide eine wahre 
religiöfe Vorftelung zum Grunde liegen muß; es können daher aud 
jene Perfonen nicht ſchwören, welche Feine Vorftelung und Weberzeu: 
gung von der Gottheit und den dem Eide zur Sanction dienenden 
göttlihen Eigenfchaften haben; nachdem bier das Vertrauen hinweg: 
fällt, daß der Schwörende beftimmt werden würde, die Wahrbeit zu fagen. 
Die überwiegende Mehrzahl der öfterreihifchen Staatsangehörigen folgt 
übrigens dem Glauben an ein böchites Weſen, obwohl nach verfchiede- 
nen Belenntniffen, und es it daher auch die Art und Weile der eib: 


1) Vergl Malblanc doctr. de jurejurando etc. Tübingse 1820, 2. Aufl.; 
J. C. F Meifter über den Eid nad reinen Vernunftbegriffen; Prato— 
bevera über daS Beweismittel des Eides in ſ. Materialien V. Bd. 
©. 134, Wien 18211; GC. Sambaber’d Rechtsweg in Bayern dießſeits 
des Rheins, Würzburg 1836, S. 158; Chrift. Martin '3 Vebrb. des g. t. 
Prozeſſes, 11. Ausg. Heidelberg 183%, $. 129 u. 223 ; Th. Rizy der Be: 
weis durch den Haupteid, Wien 1837; Fr. Bayer Betrachtungen über den 
Eid, Nürnberg 1829; 3. Th. Balth. Linde Xehrb. des d. g. Civilprozefles 
5. Aufl,, Bonn 1838, ©. 372. 

en) e 5 Aſcel der Eid, Berlin 1837; Haimerl in feinem Magazin 11. Bd. 

.1 u.ff. 
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lichen Anrufung Gottes, d. i. die Form bes Eides dieſen Berzweige: 
gen gemäß eingerichtet. 

Für alle Belenner der chriſtlichen Religion fordern die Geſehe 
einzig und allein die einfadhe Formel: So wahr mir Gott helfe, 
und es kann Niemand aus was immer für einem Grunde andere 
Berfiherungen und Betheuerungen fi bedienen. Dieſen fo eben dar: 
geftellten Grundiägen entiprehend ift auch für Die jüdifchen Glaubensge 
nofjen 3) und die Anhänger der mohamedanifchen oder islamitiſchen 
Religion eine ihren Religionsbekenntniſſen entiprechenden Form te 
Eides angeordnet worden ). 

Indeſſen gibt e3 noch andere Religiongfecten, wie 3.8. die Re 
noniten, Quäder, Herrnhuter, Anabaptifter 2c., welche nad ihren Fe 
Iigiondbegriffen, obwohl irriger Weile, die Eidesablegung für unerlaukt 
balten. Zu diefen gehört die in der Bulowina an einigen Ortſchaften 
tbeil$ bei der Erwerbung dieſes Landestheiles ſchon vorgefundene, theil 
Später angeliedelte Secte der griechiſch orientalifhen nicht unirten Kirche, 
die Lippomaner. Auch fie begen, geltügt auf das Coangelium ' 
Matth. V. Kap. 34—37 B. und das Sendfhreiben des Apoitel 8 | 
cobus V. Kap. 12 8,5), die Anfiht, dab die Eidesablegung nad de 
Lehre der chriſtlichen Kirche unerlaubt fei, fie aber die feierliche Per 
fikerung gleich heilig halten. Da jolden Religionsgenofjen die Eides 
ablegung nicht aufzudringen, fondern ftatt derfelben ſich mit ihrer vor 
Gericht zu eritattenden Verfiherung zu begnügen iſt 5), fo kann nad 
den gepflogenen Erhebungen diefe Secte den Eid, wie ihn die Geridts 
ordnung vorjchreibt, nicht für bindend halten, und der bloße Hans 
ſchlag denfelben nicht erlegen und zwar um fo weniger, da nebitbe 
gewilfe Förmlichkeiten bei der jeierlihen Wahrbeitsverficherung noth 
wendig erfcheinen, ohne melchen diejelbe nicht als gültig gefcheben un 
bindend angejehen werden fanı. Es wurde eine eindringlicdhe Unter: 
ſuchung ſowohl bei ihrem Clerus als auch bei mehreren von Seite ihre 
Einfiht und Glaubwürdigkeit empfohlenen Männern diefer Neligionzge 
nofjenfchaft eingeleitet, und zwar bei legteren deßwegen , weil es be 
kannt ift, daß die Geiltlichkeit derfelben von den Gemeinden abbängi; 
it, und die Mitglieder derfelben binfihtlih ihrer theologischen Kennt: 
nifje faſt auf gleicher Stufe mit den Laien ftehen. Dieſe Unterjuchung 


9) Hofd. v. 1. Oct. 1846. 3. ©. ©. ir 987. 

4 Hofd. v. 26. Augnſt 1826, J. ©. B.2217. 

) Nah der ruſſiſchen Bibelausgabe zu —— vom Jahre der Welt chaffung 
7152 oder 1586 n. Chr. G. nad ber riehiichen Kirche im J. 1 

6) Hofd. v. 10. Jänner 1816, "3. ®. 
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murde in doppelter Richtung vorgenommen, da e3 bekannt ift, daß 
die in der Bukowina befindlichen Lippowaner ganz verjchiedenen Secten 
angehören, von denen die eine zu ihren gottesdienftlichen Handlungen 
fih der Geiftlichen bedienen, die andere aber derjelben grundſätzlich 
entbebren zu müſſen erachtet. Und da die im Königreiche Preußen mob: 
nenden Lippowaner zur Secte der priefterlofen gehören, fo mußte 
billig Anſtand genommen werden, die zur dortigen Civil: Prozeßord: 
nung vom 19. Nov. 1836, I. Th. Titel X 8.203 erfloffene Kabinet3- 
ordre und das auf deren Grundlage ergangene Minifterial-Neffript vom 
28. Jaͤnner 1837 für die den Eid vertretende feierliche Betheuerung 
diefer Secte anzuordnen, und zwar um jo mehr, als darin mehrere 
zum Theile für unerläßlich erklärte Förmlichkeiten gefeglich vorgefchrie: 
ben find, melde, wie 3. B. die Peiziehung eines Popen oder feines 
Stellvertreters theilg nicht möglich, oder die Aufitellung eines Kruzi— 
fireg mit drei Querbalken über einer Dede überflüſſig und nicht ein: 
mal zur Berftärfung der feierlichen Betheuerung beitragen, da fie nad 
ihren Religionsbegriffen geichnigte gar nicht, gemalte Bilder aber nur 
jene anerkennen, welche entweder vor Nikon oder unter gewiſſen Bor: 
fihten gemalt wurden. 

Die in diefer Abficht gepflogenen Erhebungen lieferten das Re: 
jultat, daß die Lippomwaner der Bulowina bis jebt über die eigentlich 
zuläſſige Form ihrer eidlichen behördlichen Wahrbeitsverficherung nicht 
im Klaren jeien, wohl aber ftellte fih die Gemißheit heraus, daß fie 
die Ablegung eines Eides gleich den meilten übrigen Chriftenbefennern 
nach ihren verfchrobenen Religionsanfichten für unerlaubt halten, und 
daher auch den Eid in der den hriftlihen Bekennern vorgefchriebenen 
Form niemals abgelegt haben. In diefem Anbetrachte kann ſich mit der 
feierlihen Angelobung ihrer Wahrbeitsverficherung begnügt werden. 
Einjtimmig wurden bierbei von allen einvernommenen ‘Berjonen die 
zweimal geſprochenen Worte: „Ya, Ya (Jey, Jey)” angegeben, welche 
ſowohl bei bejahenden als verneinenden Säten anzuwenden find”), 
dergeftalt, daß die Juramentsformel in einer Art einzurichten ift, daß 
immer mit den Worten: ja, ja geantivortet werden kann, 3. B. id 
fage die Wahrheit: daß ich das Darlehen von 100 Gulden erhalten 
oder nicht erhalten habe, worauf in beiden Fällen geantwortet werden 
kann, Ya, Ja, Wahrheit ift e3. Diefe Redewendung ift aber nothwendig, 
weil obwohl die h. Schrift an der oben angezeigten Stelle auch die 


?) Bol. F. ©. Leue Theorie des Beweifes im preuß. Civilprozefle, 1. Bd. 
Aachen u. Leipzig 1835, ©. 37 fi. 





der Wabrheitsformel: Ja, Yu 
jet wer jej Bohu (ja bei € 
wöhnliche Kreuzzeichen nach ru 
den mit der in Folge der a. 
Juſtiz Dinifterial:Berorduung 
richtsbehörden verſtändigt, daß 
gleihartigen Benehmens bei dı 
noch ferner, jedoch in der Art 
der jog. Lippowaner Neligionsg 
abzunehmende Waprpeitsverfichen 
den Fällen unverändert mit den 
dend und heilig geltenden Worte 
heitsverſicherung mit dem im Ja 
ohne ſonſtige Formlichkeiten zu 
Hierdurd Hat es von der 

Entgegennahme der feierlichen Wa 
wendung der verneinenden Betpeu 
(nie, nie, ni prawda), endlich do 
der Kreuzung der Arme über der 
fires oder des Aufhängens der 5 
von Wachäterzen, überhaupt der ‘ 
keiten, welche nicht zur Wefenpeit 
zukommen. 
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ala einer bloßen Vorbereitung der Hauptverhandlung im Widerfpruche ftebt, tre: 
ten auch in dieſem Straffalle hervor und beleuchten die Wahrheit des Ausipru: 
ches, daß neuere Geſetzgebungen ver badiſchen, die einft an der Spike der 
Bewegung Stand, zuvorgelommen find. Bekanntlich fieht Baden einer neuen Ein: 
rihtung für die Rechtsverfolgung entgegen. Mit a. h. Entihließung v. 20. Jän. 
1862 wurde der Yuftizminifter beauftragt, den neuen Entwurf einer Gerichtöver: 
fafjung der zweiten Kammer zur Beratbung und Zuftimmung vorzulegen. 


Arriſtiſch· mediziniſcher Commentar der neuen bayerifchen, preußiihen und öfterreis 
chiſchen Strafgefeßgebung, bearbeitet von Dr. Y%. Mair, ausübendem Arzte, 
1. Band, 1.—3. Lief. Augsburg, 1862. Kollmann’fhe Buchhandlung. 


Diefe auf vier ftarle Bände berechnete mohlfeile Kompilation begnügt ſich 
unter Verzichtleiftung auf eine Erweiterung oder Berichtigung des gerihtäärztli: 
hen Wiſſens mit einer Sammlung des zerjtreut lagernden Materialed in Lehr: 
büdern, Kommentaren und Beitichriften für den nächften Zweck, das zeitraubende 
Nahfchlagen zu erfparen und gediegene Abhandlungen auszugsweiſe den Pralti- 
fern zugänglicher zu machen. Wir haben ed mithin mit feinem felbitftändigen Com: 
mentare der Commentare der drei genannten, nur äußerlich neben einandergeitell: 
ten Strafgefege zu thun, und eben fo wenig mit einer wifjenichaftlichen verglei: 
chenden Vorarbeit zu der angeftrebten Strafgefeeinigung für Deutichland. Das vorlie: 
gende Sammelmwert hätte an Brauchbarleit gewonnen, wenn es durchgängig aus gemein- 
famer Arbeit eines gewiegten Rechtsgelehrten und eines in der Natur: und Heil: 
wiſſenſchaft gefchulten Gericht3arztes hervorgegangen wäre. Gewiß hätte dann die 
erfte Lieferung die auch als Lefer gedachten Staatsanwälte, Richter, Vertheidiger 
mit den feichten Elementarlehren des Strafrehts, größten Theild dem Schür: 
maper’fhen Lehrbuche entlehnt, verfchont und einzelne Grundbegriffe derfelben wie 
3. B. den für die in foro bejchäftigten Aerzte und Juriſten glei) wichtigen Be: 
griff des Caufalzufammenhanges gründlicher erörtert. Sehen mir von der verjtän: 
dig gefchriebenen Einleitung über die Beziehungen der gerichtlihen Medizin zur 
Strafrechtspflege ab, fo bieten die Rubriken der erjten Lieferung, welche allgemeine 
Beltimmungen der Strafgefeßbüdher über die Eintheilung der ftrafbaren Handlun-: 
gen und Erläuterungen über die unterjchietlihen Schuldformen (in wunderlicher 
Berquidung mit einer Erplilation des Begriffes der Waffe), über die Strafarten 
und Strafanftalten enthalten, faft nur Auszüge aus bekannten und leidht zugäng: 
lihen literarifhen Hülfswerten. Die forgfältiger bearbeitete zweite und dritte Lie: 
ferung behandelt die Gründe, welche die Strafbarkeit ausſchließen oder mildern, 

Prof. Wahlberg. 


Becuell general des formules usit&es dans l’empire des Francs 
du Ve au Xe giöcle par Eugene de Roziere. 2 Part. Paris, Auguste Du- 
rand, libraire. 1859. 8. 1144 pp. 


Mit lebhaften Intereſſe zeigen wir das Erfcheinen eines Werled an, das 
ih die Aufgabe gefeßt hat, die im fraͤnkiſchen Reihe vom fünften bis zum zehn⸗ 
Haimerl’s Bierteljahresigrift f. Aedtew. X. 2. 
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ten Sabrhundert gebrauchten Formeln, welche namentlich für vie Erkenntriß ter 
Kechtöverhältnifie jener Zeiten eine fo reihe Duelle bilden, in einer vollkändigen 
Sammlung dem Forſcher zu bieten. Der Geraußgeber, Generalinfpecer der Ar 
chive in Paris, defien Name der wiflenichaftlihden Welt in Deutichlanv bereits 
wohl belannt ift, bat ſich durch diefeg Unternehmen ven gerechteften Anfprnuc auf 
Dank und, bei der Art wie das Werk ausgeführt worben, zugleid) auch die vet: 
Anertennnng ermorben. Die und bereit3 vorliegenden beiden umfangreichen Bänke 
entbalten den Tert der Formeln. Die Sammlung vereinigt die Jormeln von Ir 
gers, die Formeln des Möndes Marculf, ferner die Formeln, welde Big 
non, Sirmond, Balnze, indenbrog, Sarpentier, von Wyß, Mone, 
Dümmler, Rodinger und Rozidre ſelbſt nah Handidhriften von Minden, 
Straßburg und St. Gallen in früheren Jahren berauögegeben bat. Auch vie ver: 
einzelt und zerftreut an verſchiedenen Orten zuerft veröffentlichten Formeln haben 
ihre Stelle gefunden. Aber auch bi3 jet noch nicht befannte Formeln tretes 
und nict felten entgegen. Die Bemertung: nondum vulgata mihi videtur, wi 
in vorfihtiger Weife der an Umſicht reiche Heraudgeber fi auszubrüden pilegt 
tebrt bei mandyer Formula wieder. Eine Pariſer, eine Leydener Handſchrift m 
ein Coder des Ratican haben eine nicht gering zu ſchägende Ausbeute gelizket 
Außerdem bat Noziere die Formeln, weldye in Capitularien, in Regine! 
Au de ssnodalibus causis. in Burchard's Tecret und in andern Dentmäler 
ſich finden, berausgeihält und in die Sammlung aufgenommen. Bei der ürtruun 
dieſes reiben Stoffes wurde von den Gegenftinten auägegangen, auf welde nd 
die Formeln bezieben. Rab der Vorrede, welbe ver Wong Marculf ana 
Sammlung vorausgeſchidt hatte, werden in 3 Nummern vie Formeln, wel 
das öffentlibe Recht betreten, mitgetbeilt, bierauf in 374 Rummern die Jormelı 
privasrchtliden Inbalts, an dieſe schließen ſid 196 rregnualırdhe ‚Sormein ıı 
weldben weiter 180 Formeln, betreñend das caneniiche Heft und ten hraute 
Ritus, felgen. Ten Beidluß maben 19? Erifteln nebſt 6 Formeln al ommiss 
und meitere 6 in einem Arpentir. Innerbalb dieſer Sauptaruppen murten !cauzı 
wieder Die denſelben Gegenſtand betteñenden Fermeln suiammengeftelli. wedurt 
dem Foricher für die Menüsung eine areße Erleibterung und Reyuemlihtei se 
haften it. Se findet man in der langen Neibe ver prinutrebdliben Jerma 
3.8, Virgenigen vereinigt, welche die donationes past obitum (p. 251 — 253) ct 
die donatienes inter rirum et uxsrem (p. 294-309, bereiten, die libelli d.s 
ip 263230) u. ĩ. 5. Bei jeder Formula it ter ODrt verzibnet, wo ne Ki xK 
getrudt wur, ferner die Hand'ichriiten, Die ſie entbalten Penn eane cm 
in mehreren Cedices ſid Aindet, fe werden außerdem m ten Xeten aub tie Se 
rianten. die fi bei der Vergleicuna eracken daben, angemertt. Se hm die Ar: 
gabe. die fh der Serausgeber geregt bar, in merfiiber Bere geiött. ns zz = 
ben mit der orökten Spannung dem dritten Bande entzegen. Teller not 8 
laufenden Jabre erideinen tel. Dieſer dritte Band med abuereben ron den 
higen vor Allem die Einleitung entbalen, ca ter wer bet der umfınenten Rom: 
ri$ und em Kmübrten Schurfüinme Reztere: gır munde neue Aufkione 22 
intereſſante Rittdeilungen erwarten Düren B.S 
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Bie Yegrenzung der deutfchen Yundesgewalt in ihren Beziehungen zu den Landede 
verfaffungen der einzelnen Bundesftaaten. Vom Obergeriht3anwalt Dr. 
%. Herguet zu Fulda. Leipzig, Dehwe 8. 44 S. 


Gine Meine, aber keineswegs inhaltsreihe Broſchüre liegt bier dem Leſer 
vor. Befriedigt wird fie gewiß Niemand aus der Hand legen. Niemand in ihr 
einen erheblichen Beitrag zur deutfchen bundesrechtlichen Literatur erbliden. Sie 
behandelt vie fo heiflen und controverien Fragen des Interventionsrechtes des 
Bundes gegenüber von den inneren Angelenenheiten der einzelnen deutſchen Staa: 
ten, auf Grundlage der Beftimmungen der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820. 
Schon der erfte Abfchnitt, welcher dad Einmiſchungsrecht des Bundes bei ſich er: 
gebenden Unruhen, welche die Ruhe der einzelnen Staaten oder des ganzen Bun⸗ 
des gefährden, erörtert, läßt vieles zu wünſchen übrig, ift eigentlich nur eine un: 
Hare Baraphraje des Artikel 25 und f. der Schlußacte. Der zweite und dritte 
Abſchnitt jedoch, welche das Verhältniß der landſtändiſchen Verfaſſungen zum Bun 
desorganismus und das Recht des Bundes behandeln, Abänderungen jener Ver⸗ 
faflungsbeftimmungen zu verlangen, welche mit dem Zwede des Bundes, der mo: 
narchiſchen Gewalt der Bundesfürften oder ihren Bundespflichten im Widerſpruche 
fteben, find fo abftrus, um nicht zu fagen confus, daß fie ſich jeder eingehenden 
Beurtheilung entziehen. Die Logik wie die gute deutſche Mutterſprache könnten ge: 
gründete Beichwerden gegen den Herrn Obergerihtsanwalt erheben. Die „Concres 
talität” (S. 43), „Specifität” (S. 30) und „Singularität” (S. 27) diefer Schrift 
ift die, daß es bei allem Hin- und Herwenden der lang gedehnten Säße ſchwer 
fällt, ven eigentlichen Gebanten des Autors herauszufinden. Die kurheſſiſchen Ver⸗ 
fafjungszuftände, ein Gegenftand des Schredens und der Trauer für Deutichland, 
werden nie beſonders angeführt, wohl aber auf diejelben hingedeutet, wenn ber 
Berfafler am Schluffe bemerkt, eine landſtändiſche Verſammlung, die ein Fürft 
zufammenberuft, nachdem die beitebende Verfaffung etwa durch einen Beſchluß des 
deutihen Bundes zerftört worden, könne mit aller Kraft die Wiederherftellung der 
Berfafjung verlangen, befiße jedoch keine anderweitige Competenz. 

Ueber die Begrenzung der deutſchen Bundesgewalt und ihr Berhältniß zu 
den Landesverfaffungen läßt ſich aud nah Klüber, Zachariä, Zöpfl u. A. nod) 
Manches jagen. Wenn man aber nichts beſſeres und theoretiſch oder praftiich bes 
deutenderes ald Herr Herguet darüber zu fagen vermag, dürfte es jedenfalls 
geratbener fein, jene trefflichen Gewäbrämänner anzugehen. Die Disciplin des 
deutihen Bundesrechtes, welches felbft den Anihauungen und Wünſchen der Na: 
tion fo unvolllommen entſpricht, bedarf anderer Wertmeifter um zu gedeihen; 
einen Beitrag zu ihrem Ausbau vermag die allerfhonenpfte Kritik in der Schrift 
des Herrn Berfafjers nicht zu erbliden. 2. Neumann. 


Das Weſen und Wirken der Handelsgerichte und ihre Kompetenz. Nach den Grgeb: 
niffen der franzöfifhen und rheinifhen Praxis. Ton Dr. J. Creizenach, 
Aovokat: Anwalt in Mainz. Erlangen 1861 bei Ferdinand Ente. 

Nachdem der Verfafier in kurzen Umriffen die Gelchichte der Handelsge⸗ 
ſchichte und deren Competenz entwidelt, beurtbeilt er die Bedeutung der im heutigen 
. E* 
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franzöfiihen Rechte geltenden, von ihm fälſchlich gerannten Senlleuupeten;. Be 
kanntlidy bilden die Gewerböarten, weldhe der code de commerce alö Hantelige 
fhäfte aufzählt, auch die Grundlage ver haudelögerichtlidyen Compeienz , axkatt 
daß die Nechtägefchäfte, welche doch allein Gegenftand ver richterlichen Eutihehung 
find, zur Bafis genommen worden wären. 

Wie Ihwierig die Anwendung diefer Beflimmungen im der Praxis feim, 
und welche Berwirrung diefelben hervorrufen, ift an vielen mit fcharffinnigen Er 
Örterungen gegebenen Beiipielen ſchlagend nachgewieſen. 

Bei der Beurtbeilung handelsrechtlicher Berhältniffe find kommerzielle ver 
dem gemeinen Rechte abweichende Gewohnheiten, Anihauungen und Begriffe zidk 
zu überjehen, über weldye der Handelsſtand am Beiten Auskunft geben tanz. Aui 
diefe Erwägung bafırt der 3. den Sag, daß die Handelögerichte Laiengeridae 
— „Organe des commerziellen Gewohnbeitäredhte3” ſein müflen und dieß ik über- 
haupt der Standpunkt, von weldhem aus er die Bergangenheit und Aulunft ver 
Handelögerichte beurtheilt. Wo ihnen ver Charakter von Laiengeridhten nicht ge 
wahrt bleibt, dort können fie nicht befteben, und find auch überflüäflig.‘ Denn me 
das Gewohnheitsrecht feine Geltung hat, das fie fortbilden follen, wo eine Go 
filation des Handelsrechtes eriftist, dort kann ein rechtsgelehrtes Gericht ebene 
gut und noch beſſer entjcheiden. 

Wir möchten weder dad Cine noch da? Andere vertbeidigen, und forderz 
in jedem alle rechtsgelehrte Richter, weldhe durch Beiziehung von Handeläbefigern 
verftärft werden jollen. 

Bezüglich der Laiengerichte begegnen wir dem Berfafler mit unjerer Antiät 
auf balbem Wege. Tenn, obwohl „zur Handhabung und Kenntniß des fommer- 
ziellen Gewohnheitsrechtes die Bildung des reinen Berufsjuriften nicht ausreicht”, 
fo findet er deſſen Zuziehung doch nothwendig. Er joll der Ratbgeber der Handels 
richter in Betreif der Prozepleitung, Disk uſſion :c. fein, und gleichſam al3 „Ge 
burtöhelfer” für deren commerzielle Nechtsüberzeugung fungiren, „welche ibnen 
felbft nicht vor Augen jtebt”, aber „aus ihren Berathbungen und Anſfichten“ ber 
vorgeht. Er hat da3 gemeine und Handeldrecht zu commentiren, und die Anmen: 
dung jener Beftinnmungen des gemeinen Rechtes zu beit: worten, welche nad ie 
ner Anficht für die commerzielle Rechtspflege verwerthet werden fünnen. 

Die geihilderte Stellung eines ſolchen „Berufsjuriſten“ erfcheint uns ie 
bedeutend und einflußreich auf die Haltung des Laiengerictes, wie etwa Das vo- 
tum informativum des Auditord auf das verfammelte Kriegsgericht, und wir dar: 
fen im Hinblid darauf wohl mit allem Grund unfere Anfiht für Das Intereſſe 
der Rechtspflege und der Handelöleute entfprehender auch in jenen Ländern bal- 
ten, wo das Gewohnheitsrecht gilt. 

Hingegen möchten wir in Ländern des kodifizirten Handelärechtes der Ber 
ziehung von Beifigern aus dem Handelsſtande nicht entbehren, deren Aufgabe es 
ift, die Gewohnheiten und Vorkommniße im Handel zur Kenntniß und Gel: 
tung zu bringen. Weiter aber reiht ihr Einfluß nicht. Das Handelsrecht bat dus 
gemeine Civilreht zu feiner Borausfegung — e3 murzelt in demſelben; das Stu 
dium bes Rechted wurde durch unjere complicirten Rechtöverhältniffe zu einem Be 
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rufszweige des Lebens und wer das ganze Gebäude des Rechtes nicht Tennt, der 
wird aud Theile desſelben nicht verjteben. 

Wir theilen demnach die Beforgniß des Verfaſſers nicht, daß man durch 
die Kodifilation des Handelsrechtes auf die Handelsgerichte wird verzichten müſſen. 

Der Berf. verlangt eine Perfonal:Competenz der Handelögerichte, geitüßt 
auf die Eintragung der Partheien in die Handelsmatrifel, nebenbei aber jollen 
auch alle Gejchäfte diefer Gericht3barkeit unterzogen werden, „bei welden anzu: 
nehmen ift, daß die Contrabenten faufmännifch gehandelt haben. Er will ein bes 
ſchleunigtes Berfahren vor diefen Gerichten, und eine fchnelle Erecution,; auch ems 
pfieblt er die proviſoriſche Volljtredbarkeit aller bandelggerichtliher Urtheile, womit 
wir nicht einverftanden fein fünnen. Hingegen ftimmen wir dem Berf. vollkom⸗ 
men bei, wenn er gegen die Belaftung der Handelögerichte mit Konkursverhand- 
lungen plaidirt, und möchten daran nur den Wunſch knüpfen, daß fie auch von 
dem Abhandlungsgeſchaͤfte, pas ihnen 3. B. in Oeſterreich aufgebürbet ift, bal⸗ 
bigft befreit werden. D. 3. Prix. 


Die Verlaſſenſchafisabhandlung in Oeſterreich. Ein Botum für deren Aufhebung 
von Dr. Zojef Unger, Brof. ver Rechte in Wien (Braumüller) 186%, 
VI u. 210. ©. 


Diefe Schrift zerfällt in neunzehn Artikel, welche urfprünglich in der alle 
gemeinen öfterreichifchen Gericht3:Zeitung in den Jahren 1861 und 1862 erjchier 
nen find. Mag man fi zu den Refultaten der Kritik und zu den Vorſchlägen 
des Verfafier3 wie immer ftellen, fo wird man doc die Vereinigung diefer zer: 
freuten Blätter zu einem Ganzen als dankenswerth anerkennen müſſen, denn fie 
enthalten, ganz abgejeben von dem Gejammtergebnifje genug des Anregenden und 
Belehrenden. 

„Es ift feit alter Zeit in Oeſterreich Rechtens, daß das Geriht ala Abs 
bandlungsbehörde den Nachlaß eines Verftorbenen an fi nimmt und die Aus: 
einanderfegung besfelben von Amtömwegen beforgt” (Unger S. 63), und wenn fidh, 
wie es fcheint, das beftehbende Abhandlungsweſen als vielfah „lähmend und brü: 
dend” erweiſt (vgl. auh U. S. 81 u. 82), ift die Frage um fo dringender, wie 
eö gelommen, dab das öfterreichiiche Recht einen eigenen Weg gegangen ift, melde 
Bedingungen und melde begleitenden Umftände dem Abhandlungsverfahren die 
„londerbare Geſtalt“ gegeben haben, in ver e3 bis auf den heutigen Tag „läb: 
mend und drückend“ fortbefteht (U. S. 42). Daran fchließen ſich weiters nothivens 
dig die ragen, worin im Weſentlichen das Unangemeſſene diefes Verfahrens be: 
ftehe, und was an deſſen Stelle zu feßen fein dürfte? Auch in einigen anderen 
Particularrehten hat fi eine ähnlihe Einmifhung der Obrigkeit in die Feſtſtel⸗ 
lung und Außdeinanderfegung des Nachlaſſes ausgebildet, und überall, wo dieſes 
geſchehen, zeigen ſich gewiſſe gemeinjhaftlihe Grundurfaden, ala: „das audgebil- 
dete Prinzip der ftaatlihen Bevormundung der Unterthanen, die weitgeführte Idee 
der freiwilligen @erichtäbarleit, der bis auf die neuefte Zeit heraufreichende Ge⸗ 
danke, daß, wie früher der Biſchof, fo nunmehr die mweltlihe Obrigleit supremus 
executor testamenti fei; das pecuniäre Interefle der Patrimonialgerichte an der 
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einträglichen Verlaſſenſchaftsabhandlung, envli die Verpflichtung bez Erben pur 
Entriktung gewifler gut3: und landesherrliher Abgaben von dem Nachlaße“ (AL 
©. 23). Ueberall aber gewahrt man, wie bei uns, in der Gegenwart dad Beſtre 
ben, ſolche beengende Einrichtung wieder los zu werden (U. ©. 24). 

Die oben aufgeworfenen ragen bat Unger in der vorliegenden Schrift 
eingehend zu beantworten geſucht; er möchte ſchließlich am Liebften Die jofortige 
gänzlihe Aufhebung des Inſtitutes der Verlaſſenſchaftsabhandlung bevormworten, 
und die freie Thätigleit der Partheien auch auf dieſem Felde alöbald hergeſtellt 
feben (U. S. 192), allein er täufcht ſich keineswegs darüber, daß „zur Zeit we: 
nig Hoffnung vorhanden fein mödte, eine foldye Orbnung der Berhältnifie ale⸗ 
bald verwirklicht zu ſehen“ (S.195), daber er denn aud) in den „in zweiter Linie 
zur „prinzipiellen Umgeftaltung ber Verlaſſenſchaftsabhandlung gemachten Bar: 
fglägen (Art. XVIIL und XIX.) felbft die richterliche Ingerenz in wehr als einen 
Buntte fordert. 

Im VIII. und den folgenden Artikeln gibt Unger eine gefchichtlide Dar 
ftellung der Entwidlung des heutigen Abhandlungsweiens ; ein Unternehmen, web 
ches, wie er felbft (S. 43) andeutet, wegen des Mangeld umfaflender Forſchu— 
gen auf dem Gebiethe der inneren Rechtsgeſchichte Defterreih8 mit weientlichen 
Schwierigkeiten verbunden ift. Die Darftellung Unger’3 beginnt mit dem XVI 
refp. XVII. Jahrhundert. Voraus geht zunächſt im Art. I. eine kurze Ausfüb: 
rung, worin die befannte Thatſache anjchaulid gemadt wird, daß dem römiihen 
Rechte cine Regelung der Verlaſſenſchaft durd die Gerichte völlig fremd geweſen 
fei (gl. U. S. 12—17). Auch das Borhandenjein folder Erben, deren Handlung 
fähigteit eine beihräntte war, und welde deöwegen einen Vertreter hatten, be 
gründete bierin feinen Unterjdied. So wird die bonorum possessio ventris no- 
mine und ex edicto Carboniano nur auf Anfuhen (der Mutter reſp. des Tutors 
gegeben, wie denn überhaupt die Bon. poss. niemald von Amtswegen ertbeilt 
wird, fondern ſtets agnoscirt werden mınß. Vgl. darüber Yeift die Bonor. Poss. 
11. 1 8. 79 u. 80; Heimbad im Redts-teriton IL S. 296 f.; Arndis Par 
beiten 83. 536 u. 537. it dem Bupillen, der kein suus des Erblajjers war, em 
Grbichaft deferirt, ſo iſt es Sache des Tutors, ihm bei der Antretung oder Aus 
ſchlagung feine auctoritas zu leihen, oder wenn ber Pupill noch infans ift, für 
ihn zu handeln; u. |. w. Der Magijtrat hat fih von Amtswegen nicht einzum: 
ſchen; was der Zutor in folden Angelegenheiten verihuldet, kommt, gleidy Ande⸗ 
tem, feiner Zeit im judicium tutelae (j. Arndt Band. $. 859) zur Sprade; 
aud ift noch während der Zutel die suspecti postulatio möglih (Arndt 
8. 450). Ebenjowenig bat ſich der Magijtrat zu ingeriren, wenn der Delat im- 
pubes sub patria potestate ift; oder wenn der Pilegebefohlene nicht Erbe, jew 
dern Legatar ift. Vgl. noh Rudorff Vormundſchaft II. S. 281, 372 f. — im 
Art. II. (S. 18, 19) wird ganz kurz angedeutet, daß dem älteren deutſchen Nedte 
ebenjomenig eine gerichtlihe Abhandlung der Verlaſſenſchaft befannt geweſen ja, 
und im Art. IIT. (S. 20 f.) gezeigt, daß dad gemeine Recht, das ji freiüch 
nicht in allen Yändern, wo eö einjt gegolten,, zu erbalten vermochte, im Weients 
lien dem römijchen Prinzipe treu geblieben fei. In den Art. IV—VI. (5 35i. 
geht der Ber. dann noch die Beſtimmungen bes pre ußiſchen und franzöfiiden 
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Rechts, fo wie jene einiger neuerer Geſetzbücher und Gefeßesentwürfe duch, um 
zu zeigen, daß die freie Thätigleit des Erben nad denfelben die Regel bilde; da: 
bei wird auch des fomplicirten Legitimationsverfahrens gedacht, welches der Erbe 
nad preußiihem Rechte in gewiſſen Fällen durchmachen muß, und dasſelbe als 
unpafjend getadelt (©. 30 f.). 

In Defterreih beſtand bis gegen die Mitte des XVII. Jahrh. in Anie- 
bung der Behandlung des Nachlaſſes in der Hauptſache das gemeine Recht. Un: 
ger weiſt die Eriftenz des gemeinrechtlichen Jnftitutes des „gerichtlichen Einſatzes“ 
al3 eines Rechtes den Partheien für diefe Zeit nad, während derjelbe jpäter zu 
einer Nothwendigkeit wurde. Der „Einfaß” befaßt ald Ein Inſtitut die römijche 
missio Hadriana und das röm. interdietum quorum bonorum in fi, und bes 
fteht in der Berechtigung des Richters, den in einer fummarifchen cognitio als 
Erben fi legitimirenden Petenten (wobei aljo niht Beweis, fondern nur Be 
fheinigung des Erbredhtes gefordert wird) in den Belißb der Erbſchaft zu 
jeßen, fo daß die definitive Entiheidung über das Erbrecht noch immer dem Erb, 
ſchafts-Prozeß vorbehalten bleibt, der mit der hereditatis petitio einzuleiten ift, 
Bol. Leifta. a. O. II. S. 465 f. Arndts $. 535. Unger ©. 20, 45, 61 u, 
69. — Die Antretung der Erbichaft geichah in Defterreih in dieſer Periode außer: 
gerichtlih und zwar entweder ausprüdlid oder auch ftillfehweigend (pro herede 
zestio), die Eröffnung ver Zejtamente erfolgte ebenfall3 außergerichtlich, jedoch 
nicht ohne Unterfhied des Standes des Erblafjerd (Vgl. Unger ©. 51 u, S. 52 
Anm. 17). Befondere Beachtung verdient, die Eintragung der Teftamente in Böh— 
men und Niederöfterreih und der Zufammenhang, in dem $. 1487 a. b. G. 8, 
damit fteht (vgl. darüber Unger ©. 55 u. 56 Anm. 25). Der Beſitz des Nach, 
laſſes wurde außergerichtlich ergriffen, eine Ueberantwortung desſelben durd das 
Gericht fand nur beim „Einfag” ftatt (U. ©. 60). Anlangend das Inventar 
mit feinen Wirkungen, jo genügte in Böhmen und im Erzberzogthbume Oeſterreich 
nicht, daß der Erbe wie nad römishem und gemeinem Rechte die Erbſchaft ein: 
fach antrat und fohin das Inventar nad geſetzlicher Vorſchrift aufnehmen ließ 
jondern er mußte fhon damals ausdrücklich erllären, daß er cum beneficio in- 
ventarii antrete (U. S. 57 f.). Wegen der separatio bonorum findet fi bei Un, 
ger (5. 58 Anm. 28) nur angegeben, daß in Niederöjterreih dießfalls das ge: 
meine Recht beitanden babe. Ein gerichtliches Einſchreiten bei Todesfällen, ein 
amtliches Verfiegeln und Jnventiren des Nachlaſſes, fand in der Kegel nicht ftatt 
Als Ausnahmsfälle führt Unger (5. 58), abgejeben von Sterbfällen der Geifts 
lihen nur an die von Pupillen und Fremden (Böhmen), Beamten (Tirol), und 
den all, da die Erben abmwejend oder unbelannt find (Niever:Oefterreich). Merk: 
würdig für die Charafteriftit diejer Periode ift der von Unger ©.59 angeführte 
Rathſchluß der n. 5. Regierung vom 11. Dezbr. 1649 worin gegen die bereits 
damals hereinbrechende Sitte, daß die Obrigfeiten allgemein den Nachlaß anıt: 
lich verfiegelten, vermahrten und regulirten, verordnet wird, daß ſolches nur beim 
Vorhandenfein erhebliher Urfahen (fo 3. B. aus Rüdjiht auf Bupillen) geiche: 
ben jolle. 

Der Wendepunkt in diefem Buftande „der freien, unbehinderten Thätigfeit 
der Bartheien” (U. ©. 60) trat zunädhit für Böhmen und Mähren durch die 
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Novel. declar. Ferdinandi III. ao 1640 ein, weilte alöbal» nad tem Tebe kei 
Grblafiers amtlihes Ginidyreiten der Obrigkeit uud zwar im Irterecſſe des Er 
ben und eventuell de2 Fiskus aud dem Grunde fordert, Damit der Radlab mut 
erpilirt werde (Unger Art. IX. ©. 61 f.). Diefe PBrocebur wurbe uni im 
3. 1707 auf Schlefien audgedehut, während in ben inneröfkerreidhiidhen Länbern 
auf dem Wege der Gewohnheit ein ganz äbmlichet Berfahren ſich jeikckk. 
Dieb weit Unger ans ven Echriften von Euttinger, Baltber, Rentter, 
Grened und Bedmann nad (5. 63 f.) und vie Sleime dazu lagen iden in 
der 2. Hälfte des 17. Jahrh. vor, wie der oben erwähnte Rathichluk ven 164 
zeigt, noch mehr aber der von Unger €. 63 angeführte von 165%. Ti U 
handlungs: Gericht legt jebt die Sperre von Amtöwegen an, nimmt ten Rahlah 
in feine Obhuth und beforgt das ganze Abhandlungsgeſchäft von Amtäwegen 
Tie Eröffnung des Teftamentes erfolgt gerichtlich. Für den gerichtlichen Cinias 
gelten zwar die römildhen Grundjäge in der Hauptiade fort, allein er if jeht 
nicht mehr von der Willlür der Parthei abhängig, fein Redyt derfelben, feubern 
eine Rotbwendigleit; und es handelt fi) dabei nidht um eine poſſeſſoriſche Alız 
gegen den Befiger der lörperlichen Erbſchaftsſachen, weil dad Bericht den Radlab 
von Amtöwegen nimmt und die Auseinanderfegung leitet. Dagegen if das Per. 
fahren über die Frage, wer von mehreren Erbprätendenten in den Befis ver at: 
ſchaft zu feßen ſei, noch das gemeinrechtliche; es ift fummarijcb und dem Petite⸗ 
rium unpräjubicirlid, — poflefloriih (U. S. 66, 69). Daher ift auch die Einant⸗ 
wortung blo3 eine vorläufige und unvorgreiflide Einweiſung in den Beh der 
Erbihaft (S. 72). In diefer Periode kommt aud der Grunpjas allmäblig ar, 
daß der Nachlaß nicht vor Beridhtigung oder doch Sicherſtellung der auf dem: 
felben haftenden Lajten eingeantwortet werden, und daß der Abbandlungs 
rihter von Amtöwegen für die Cruirung und Sicherung aller Forderungen tdi; 
tig fein folle (U. ©. 70). Die Abhandlung wird endlich au2 einer Pflicht des Ge 
richtes ein nutzbares Jurisdictionsrecht desfelben '), und aus dieſem Gefichtäpuntte 
ftammt die fog. Jurigdictiongiperre, indem die Sperre nun nicht mehr blos im Inteteñe 
des Erben, fondern aud und zwar vorwiegend im Intereſſe des Gerichtes vorgenommen 
werben follte, um feine Jurisdiction zu begründen und zu wahren (U. S.72, 77, 78 
— Im 18. Jahrh. (vgl. Art. X. u. XI.) geht die Entwicklung des Abhandlungsweſens 
auf der gejhilderten Grundlage immer weiter fort; amtlide Ausmittlung und Sorge 
ür die Berichtigung aller Anfprüde auf den Nachlaß vor der Einantwortung, io 
wie’) Ermittlung und Feitftellung des Erbrechts vor diefem Zeitpuntte find daber 
die Grundzüge dezjelben. Dem Gerichte find alle Todesfälle ſogleich anzuzeigen: 
e3 ift gleihjam der Crecutor de3 Teftamented (wie noch jest U. S. 88 vgl. mit 
©. 66, 180); es muß auf die Erklärung des Erben dringen; dann vor Allem 
für die Berihtigung der frommen, weiters auch für die der anderen Legate und 
der Schulden vor der Einantwortung forgen (die Gläubiger werden unter Anbe— 
raumung einer beftimmten Frift convocirt): ein vollftändiger Teftamentsausweis 
fol die Befolgung aud aller andermweitigen Anordnungen des Erblaſſers (außer 
den 2egaten) darthun, ehe der Nachlaß ausgefolgt wird. Den Ausweis über die 


1) est verhält fih die Sache wieder umgelehrt (U. ©. 115). 
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Berichtigung der erblafierifhen Legate und der Schulden kann aber auch die Ein: 
willigung der betreffenden Berechtigten in die Einantwortung vertreten. Endlich 
bat das Gericht auch die fiskaliſchen Snterefien in Acht zu nehmen. Anlangend 
die Ermittlung des Erbrechtes, weiſt Unger ©. 90 darauf bin, daß es zwar an 
beitimmten Ausfprüdhen über das Weſen des viesfälligen Verfabrend in den Quel: 
len fehle, mit Rüdficht auf den 8.12 d. Abbandl.-Eo. v. 31. Jänner und 5. Mai 
1760 und 8. 21 d. Inſtruktion v. 30. Dezember 1760 nimmt er jedoch an, daß 
dieſes Verfahren ein ſummariſches war, und in demfelben blos Beſcheinigung des 
Erbrechtes zum Behufe der vorläufigen Einfegung in den Nachlaßbeſitz gefordert 
wurde; jo daß in dieſer Richtung noch keine wefentliche Aenderung des unmittel⸗ 
bar vorangegangenen Standpunltes einge treten wäre. 

Für die weitere Entwidlung des Abhandlunge:Gefchäftes ift der erfte Ab: 
ſchnitt der allgemeinen Gerichts-Inſtruction für die deu tſcheſlaviſchen Erblänver v. 
9. Sept. 1785 maßgebend geworden, auf welchem der Gerichtsgebrauch fußt, dem 
der „Abjchluß” der obrigkfeitlichen Abhandlungspflege zuzujchreiben iſt (S. 92 f.). 
Der einjchreitende Richter hat ex officio dafür zu forgen, daB der ausgeſprochene 
oder vermutbete Wille des Grblaffers durchweg zur Erfüllung fomme, und Jeder 
das erhalte, was ihm aus dem Nadylaß gebührt. Dem Erben, ver ſich gehörig 
erbserllären muß, bleibt alfo natürli nicht überlafien, ven Nachlaß jelbit zu de: 
puriren und richtig zu ftellen, ſondern er hat mit dem Richter gemeinſchaftlich zu 
arbeiten, une wenn der Richter aus was immer für einem Grunde das Abhanp: 
Iungsgeihäft nicht mit dem Erben zurecht bringen ann, jo ernennt er einen Cu: 
rator (S. 93 f.), dem aber nicht wie dem gewöhnlichen curator hereditatis bie 
Verwaltung der Erbmafje, fondern nur die Auseinanderfegung und Regulirung 
des Nachlaſſes obliegt (S. 95); die Obrigkeit nimmt zur Wahrung ihres Rechtes 
die Jurisdictionsſperre vor, ift aber Niemand da, der ſich des Nachlaſſes annimmt 
und Vertrauen verdient, fo tritt, ebenfo wie wenn anderweitige Gefahr obmaltet, 
die enge Sperre ein (©. 94). Die befondere Sorge des Richters für die Befriedi: 
gung der Gläubiger und Legatare, und für die Bezahlung der Gebühren ift die: 
felbe wie in der vorangegangenen Beriode (S. 97 f.). Der Richter foll aber jebt 
auch darauf fehen, daß der reine Nachlaß dem wahren Erben eingeantwortet 
werde; der Petent hat ſich vollftändig zu legitimiren, und wenn widerſprechende 
Erb3erklärungen vorliegen, jo wird nicht mehr wie früher über eine ſummariſche 
Verhandlung und Beicheinigung des Erbrecdtes einem der Petenten der Nachlaß⸗ 
beſitz mit Freilaſſung der hereditatis petitio für die übrigen gegeben, jondern ee 
ift jeßt ein förmliches Betitorium unter den collivirenden Erbprätendenten vor der 
Einantwortung durchzumachen, welches natürlih unter ihnen meiteren Streit über 
das Erbrecht ausſchließt (S. 101 f.). Tas Abbandlungsgelud, der Abhandlungs: 
verlaß, Finalausweis und das Theillibell gehören ebenfalls diejer Periode an 
(S. 102 f.). 

In diefer Geftalt iſt dag Inſtitut der Verl.-Abhandlung in das weſtgali⸗ 
zifche und in das a. b. Gefeg:Buch übergegangen, jedoch mit wefentlihen Modi: 
ficationen, weldye ihm bereit3 den Keim zu feinem Berfalle einflößten (U. Art. XII. 
f-). Auch jebt herrſcht noch das Prinzip, daß nur der reine Nahlaß dem wahr: 
ren Erben eingeantwortet werben fol, allein dieſe letztere Aufgabe kann fie nicht 
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fiber erfüllen, ſondern fie bewirkt nur interimiftiihen Befig ber Erbjchaft; Fe ver 
Schafft ven relativ beſſeren Erbrecht einen Schuk, aber nur auf Usmwegen mb mi 
Koften für den Erben. Mittel und Zwed reip. Refultat fteben nicht im richtigen 
Berbältniffe (U. <. 108, 117 u. 134 und insb. au S. 1306, 132). Dei alk 
Brinzip der Bevormunbung iſt gemuldert, aber nicht gänzlich verbrängt. Der $.811 
b. ©. 3. verfügt, daß für die Siherftellung und Beirievigung Der Gläubiger ie 
Erblaſſers und der Legatare nicht ex oflicio zu forgen jei- Doch ift Dieb nur me 
Hegel. Wie es mit den frommen Xegaten zu balten, ift belannt, und der Tat. 
bat m. €. Recht, wenn er meint, daß auch bei biefen Legaten, wie bei den übri⸗ 
gen die Nerftändiaung der Bezugäberechtigten genügen fellte, welche aber nidt al: 
lein bezüglich dieſer Xegate, jondern auch rüdjictlih aller anderen zwedmäßis durd 
das Gericht felbit veranlaßt werden könnte (U. 5.136, 137). Daß mit dem 811 
die Beitimmung des 8. 163 Pat. v. 9. Aug. 185% nicht aut barmoenire, wemat 
der Erbe, wenn der Nachlaß zur Berichtigung aller Legate nicht binreidt, dem Ge 
richte einen genauen Ausweis darüber und über den jedes einzelne Legat jchin 
treitenden Abzug vorzulegen bat, wird man Unger wohl zugeben müjlen ira. 
S. 137), denn die Conjequenz forderte, daß der Richter nur dann einichreite, wert 
Legatare feinen Schub nad dem Geſetze begebren; dagegen fcheint mir nicht aa:: 
gemadit, daß auch dem @urator der auf Beachr des Erben vom Abhandlune 
Gerichte beitellt wird, um den Erben ver Reaulirung des Nachlaifes zu entbeben 
($. 6% b. G. B. 2.79 ‘Bat. 185%), zu erlaſſen märe. einen ſolchen Ausweis ver 
Gerichte vorzulegen und von ihm genebmigen zu laffen U. S. 138). ferner lift 
es ji kaum rectiertigen, daß e& mit dem Teſtamentsausweiſe jo ſtrenge aenım: 
men wird, der eigentlich wegfallen könnte (vgl. U. S. 140 F.ı, und var im Fabe 
einer fideicommiſſariſchen Zubititution von Amtswegen jo complicirte Mafrcadn 
erariften werben müſſen, mobei die einfache private Natur Des Nebtznerbäilmin:: 
zwiſchen Fiduciar und Fideicommiſſar ganz bei Zeite geſezt wird ılL. 3. 138 i.. 
Die nrößere Sorge, welche der Richter im Abbandlungsgeſchäfte pflegebeioblenet 
Perſonen zuwenden muß, ertennt aub Unger (S. 140 im Prinzipe als rien: 
an, allein ex fermulirt dasjelbe menigitens negativ mit Recht dabın, dak mi 
Sorge nicht jo weit geben dürfe, bie Thätigkeit des Vertreters ſolcher Perione 
und der überwachenden obervormundſchaftlichen Behörde eigentlich überflülia « 
machen; er zeigt an mehreren Punkten, daß in den beftebenden Geſetzen dir: 
Gränzen nicht immer beobachtet werben, jo 3. B. $. 92 Pat. v. 185% im Cam: 
ſatze zu 8.233 0.6. 8.; od. 8.160, 176 Pat. v. 1854, $. 162 daſ. (U. S. 13110 
Die Schwierigkeiten, mit welden der Ausweis über den einem pilegebefoblenen 
Pflichttheilsnehmer gebübrenden Pflichttheil nah Umftänten verbunden jein kım. 
führt den Verf. auf die Beitimmung des $. 786 b. G. B., wornach der Nadbi 
bi3 zur wirklichen Zutheilung des Pflichttheils zwiſchen den Haupt: und Notberder 
als ein verhaͤltnißmäßig gemeinihaftlibes Gut zu betrachten if. Er tadelt hie 
Beitimmung, und will zu jener des römijhen Rechts zurüdlebren (nad melden 
die portio legitima ebenfo wie bie falcidiſche Quart nah dem Stande des Ver— 
mögens zur Heit des Todes bes Erblaſſers berechnet wird), den Fall ausgenen 
men, wenn ber Notherbe auf den Pflichttheil als Erbe eingejegt ift (S. 123 f. u 
144 Anm. 10). Diefen Fall ausgenommen ift das Recht des Pflichttheilänchmer 
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in der That nur ein perfönlicher Anſpruch an den Nachlaß (gegen die Teſtaments⸗ 
Erben, oder auch gegen die Anteftat:Erben, wenn die Beichränkung auf den Pflicht: 
theil in einem Codicille gefcheben ift, daS ab intestato befteht - und die Zegatare ') 
und gebt auf eine Gelofumme, SS. 783, 784 u. Hofd. v. 27. März 1844; ein 
folder Anſpruch ift feiner Natur nach bezüglich des Umfangs nad) dem Stande 
des Vermögend zur Todeszeit des Erblaſſers zu bemeijen, denn nur von diejem 
Vermögen konnte ihm der Erblafjer etwas zuzumweijen verpflichtet fein, und wirklich 
zuweifen ; der Pflichttheildnehmer verliert dadurch wohl die Aussicht auf die Theil: 
nahme an einer Nachlaßvermehrung zwishen dem Tode des Erblaſſers und 
der Zalung des Pflichttheild, er hat dagenen aber auch an dem mittlerweile ein« 
tretenden Verluſte wenigften3 in fo lange nicht zu participiren, al3 der Reit noch 
binreiht, den nad dem erwähnten Zeitpunfte berechneten Pflichttheil zu berich⸗ 
tigen; endlihb wird die Berehnung des Pflichttheils dadurch vielfach mejentlich 
erleichtert. Auch der Grundſatz daß das Gericht für die Erbſchaftsgläubiger nicht 
vom Amtswegen zu forgen babe, wird nicht confequent feitgebalten. Unger 
bebt dießfalls den Fall hervor, da der Grlaffer mit dem Aerar in Verrechnung 
- Stand (S. 136 f.), und meiterd den Fall der gerichtlichen Vorſorge, wenn ber 
Nachlaß wahrſcheinlich infolvent ift, 88. 39, 43, 53, 73 Bat. v. 1854 (S. 147 f.): 
gegen das Berfahren im legteren alle wendet er u. A. mit Grund ein, daß ja 
auch ein folder Nachlaß möglicher Weile fogar sine invent. angetreten werden könnte. 
Allein wenn ſich bei Todfallaufnahme ſchon die Wahrfcheinlichkeit einer Inſolvenz des 
Nachlaſſes berausftellt, fo dürfte doch die Vorficht der gerichtlichen Sieglung als 
nächſte Vorſichtsmaßregel ıS. 43 Bat. 1854) nicht überflüflig fein, da ja noch fein 
Erbe vorhanden ift. Auf Begehr der Gläubiger mird endli die Sieglung nur 
dann bewilligt, wenn fie separationem bonorum anſuchen. $.812 b. g. B. u. Bat. 
v. 1854 8.34 (68. 95), dieje Bitte feßt aber eine Frb3erklärung, und bei miderftrei- 
tenden Grb3erllärungen die Enticheivung des Streites voraus, weil fonft von der 
Vermengung des Nachlaſſes mit dem Vermögen einer bejtimmten Perſon teine 
Rede fein kann. Das Rechtömittel der sep. bon. (Dig. XLTI, 6) iſt im römischen 
Recht entitanden, und befteht darin, daß die in Folge ver Erwerbung des Erb: 
rechts eintretende Vermengung der Vermögensfphären des Erblaſſers und Erben 
zu Gunften der Erbichaftsgläubiger und Legatare fuspendirt wird, um fie gegen 
bie Gefahr zu fihern, daß die Gläubiger des Erben zu ihrem Nachtheile Be— 
friedigung aus den Nachlaßgütern fuchen. Die sep. bon. ift ein beneficium 
juris, von dem fohin vor der Antretung gar nicht die Nede fein kann; vor 
diefem Zeitpuntte kann höchftens eine Gefahr faktiſcher Vermengung der Nach: 
laßſachen und der Eahen des Beſitzers des Nadjlajies obmwalten, mogegen die 
Gläubiger durch die Beitimmungen der 88. 811 und 822 b. g. B. (vgl. 88. 44 
93 und 95 Pat. 185%) nicht hinlänglich gefichert erfcheinen, und nur durch pros 
ceffualiihe Maßregeln ihre Rechte auf den Nahlaß, der ihnen vor der Einant- 
wortung zur Befriedigung ihrer Forderungen vorbehalten fein foll, 88. 810, 822 


) Bol. ber Die divergirenden Audlegungen des 8. 783 insb. W ini: 
warteriunb Stubenraud ad h. 8. 
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547, 550 b. G. B. wider derlei Unzulömmlicdhleiten wahren können ?). Diefe Bare: 
graphe haben übrigend aud dann Anwendung, wenn vie Erbſchaft obme June 
tar angetreten wird, fie bewirten, wie Unger fagt, gleichſam eine sep. boa. le 
gelis während die wirklide Bermengung beider Bermögensiphären erſt durd bie 
Ginantwortung vor fi) gebt. Laflen es die Gläubiger dazu kommen, ohne wirt 
liye Gütertrennung zu verlangen, fo findet unfer Gejeg darin eine Anertennung 
des Erben als perfönlien Schuldners (ein „heredem sequi”’, und bamit einer 
Verzicht auf die separatio. Nur in diefer Anſchauung liegt die Erklärung de Um: 
ftandes, daß nach der Cinantwortung leine sep. bon. mebr begehrt werben dam, 
nicht aber darin, daß nun die Vermengung beider Bermögensiphären vor jich gebt. 
Die sep. bon. des $. 812 bewirkt nicht erft eine Trennung, fondern fte confervirt 
fie nur au über die Einantwortung hinaus. Diefed ganze Verhältniß bat Unger 
m. ©, überzeugend nachgewieſen (5. 149 f.), und au3 dem zulest bier angefüht: 
ten Satze fcheint insbeſondere confequent zu folgen, daß im Sinne des 8. 81? 
keineswegs eine Gefahr bejcheinigt werden müfje, um mit dem Separationdgejude 
durchzudringen, da die Trennung ja geieblid) ipso jure befteht und verjchiedene 
Umftände die Berichtigung einer Forderung vor der @inantwortung obne Bericul: 
den des Gläubigers aufhalten können. Die Gläubiger werden übrigens nidt er 
officio convocirt, darf man aljo das Stillihweigen der Gläubiger billigermweiie 
ohne weiters als einen Verzicht auf die separatio legalis anfehben? Die Bitte um 
Separation follte immerhin innerhalb bejtimmter Frift auh nach der Einantieer: 
tung geftattet fein, wenn nicht beſondere Umjtände, wie fie 3. B. das röm. Redt 
aufitellt, dagegen fprecden. 

Nad) der Einantwortung haften die Vorbehaltzerben pro parte hereditaris 
pen Gläubigern und Legataren (mährend fie vorher gleihfam nody dem Erblaſſer 
gegenüber ftehen, $. 530 b. G. B.), die unbevingt erflärten Erben baften dage— 
aen in solidum $. 820, 821 b. G. B. Daß dieſen Unterſchied Fein innerer Grund 
rechtfertige, hat Unger (S. 158 f.) gegen die herrſchende Meinung dargetban, er ſpridt 
fih übrigens nicht beftimmt darüber aus, ob die Beitimmung des 6.820 oder jene der 
8.821 generalifirt werden folle; m. E. ift fein durdhgreifender Grund vorhanden, von 
der römifchen Beſtimmung ($. 821) dann abzugeben, wenn die Erben sine inven- 
taria angetreten baben. — Die Wirkung der Ginantwortung des Nachlaffes an 
ven Beneficialerben ift bei ung, ander? als im römiſchen Rechte, dahin beftimmi, 
daß derſelbe den Gläubigern und Legataren für ihre Anfprühe zwar nur bit 
zu dem Belange des erhobenen Nachlaßwerthes, in diefem Uınfange 
aber mit feinem ganzen Bermögen haftet. Während nun Unger viefe Beitim: 
mung ald zwedmäßig billigt (S. 16%), rügt er, daß die Ermittlung des Wertbei 
der Verlaffenfihaft ohne genügende Rüdjicht auf das Intereſſe der Genannten e: 
folgt (©. 163 f.), die fohin an den in dem Inventar angejeßten Schätzungswertd 
gebunden find. Auch das im $. 814 b. ©. B. angeorbnete Liquidationsverfabren 
verwirft er, weil es foftipielig, langwierig, auch dem Grundjaße nicht entſprechend 





2) Sieglung des Nachlaſſes, wenn das Verlangen fih nit jofort ala muthmil: 
lio oe auf übertriebener Aengftlichleit beruhend darftellt, wäre der einfache 
usweg. 
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fei, vigilantibus jura scripta sunt, und will wieder zu dem einfahen Sabe des 
röm. Rechts zurüdkehren, daß der Erbe völlig freie Hand habe, die ſich meldenden 
Gläubiger und Legatare in beliebiger Ordnung zu befriedigen, und in feiner Weife 
bafte, wenn der ermittelte Nachlaßwerth einmal erjchöpft ift, ohne daß ihm ein 
dolus zur Laſt fällt. Der nicht befriedigte Gläubiger joll ſich lediglich an die be: 
friedigten Legatare halten dürfen, und (eventuell) an befriedigte mindeſtens gleich: 
berechtigte Gläubiger, jedoch nur innerhalb eine Termines von etwa 3 ab: 
ren vom Tage der an jene erfolgten Zahlung an (©. 165 f.). Die Gründe, 
welde Unger in diefem Punkte für feine Meinung anführt, find nun aller: 
dings beachtenswerth, allein es ſcheint mir doch problematifh, ob die nach⸗ 
theiligen Wirkungen der Beſtimmung des 8. 814 b. G. B. jene Nachtheile 
ſo ſehr überwiegen, welche aus der römiſchen Procedur leicht für die Gläubiger 
entſtehen können; die juriſtiſche Conſequenz fordert allerdings nicht, daß man das 
Liquidations verfahren des 8. 814 adoptire, das Gefährlihe aber, welches darin 
liegt, daß man dem Erben, der nicht ſchlechterdings mit ſeinem ganzen Vermögen 
zu haften hat, ganz freie Hand läßt, und ihm nur propter dolum eine Verant⸗ 
wortung auflegt, iſt nicht zu verkennen; weswegen erſt nach einer detaillirten Er— 
wägung der auf beiden Seiten auftauchenden Nüdfichten eine definitive Entſchei⸗ 
dung möglid ift. Was dann nody die fiscaliſchen Intereſſen anbelangt, welche bei 
der Abhandlung zur Sprade kommen, jo führt der Verf. Art. XVIL die Anfidht 
durch, daß die Einantwertung durch die Rüdficht auf diefelben nicht aufgehalten 
werben follte. Es würde binreichen die Erben zur Anzeige an die kompetente Be: 
börde — unter Androhung ciner empfindlichen Geldſtrafe — in einer beitimmten 
Friſt zu verpflichten; was nicht ſchwer zu controlliren fein dürfte (UM. ©. 179 f. 
185 f.). Die Yinanzbebörden mögen die Gebühr bemefjen, der entgültige Ausſpruch 
über Gebübrenpflichtigleit und Ausmaß ver Gebühr foll dem Gerichte zuftehen 
(S. 187). 

Aus dem übrigen Inhalte der gegenwärtigen Schrift find noch die Vor: 
ſchläge beraugzuheben, welde Unger (A. XVIII. XIX.) in der Abſicht macht, durch 
dieſelben den Uebergang zur völligen Beſeitigung des Inſtitutes der Abhandlungs⸗ 
pflege zu vermitteln, welche dagegen nach meinem Dafürhalten wohl geeignet wä— 
ren, im Weſentlichen die äußerſte Gränze zu bilden, über die bei der Neugeftal: 
tung des Abhandlungsweſens nicht hinausgegangen werben follte. Dieje Vor: 
ſchlääge können jedoch bier nur in ihren Hauptzügen berührt werden. Die Tod« 
fallgaufname bet alsbald nah erfolgter Anzeige des Sterbefalles zu gefcheben 
(XIX. Nr. 1); die Giegelung des Nachlaſſes kann von einem Miterben, Notb: 
erben, Gläubigern des Erblaffer® oder auh des Erben begehrt werben, fo: 
weit es zur Dedung ihrer Anſprüche nötbig ift, und fie eine Gefahr befcheinigen 
Eönnen. Ron Amtswegen erfolgt fie, wenn Gefahr einer Berfchleppung bervortritt, 
und insbefondere, menn die mutbmaßlihen nächſten Erben unbelannt, ungemwiß 
oder fämmtlih vom Sterbeorte abwefend find, auch wenn unter denfelben eine 
pflegebedürftige Perſon ſich findet, melde noch nicht bevormundet ift (XIX. 2). 
In dem Falle aber, da die Erben unbelannt find, wäre doch noch zu erwägen, 
ob nicht von der Gieglung dann Umgang genommen werben folle, wenn ver über: 
lebende Ehegatte des Erblafierd im Sterbehaufe ſich befindet und gegen feine Berfon 
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kein Bedenlen obwaliet, wie diefe Ausnahme z3. B. in ner Edimarzb. -Semberib. 
Bog. v. 1835 (Emmingbau? Corp. jur. germ., pag. 832) 5. 5 angensume 
worden ft. Was die Sieglung auf Perlangen der Gläubiger anbeiamgt, je wären 
jedenfalls detaillirtere Torichläge über die Beziehungen zwiſchen GSliubigern bei 
Grblaflers und des Erben erforderlih geweien, nachdem wie früber ermähui: s- 
paratio legalis nad der Anfıht des Berf. wegfallen fell, und ve rk 
ichaftögläubiger erit durch die Bewilligung der erbeienen separatio (melde Re, 
nad) XIX, 10 noch binnen 2 Jahren nad) der Einaniwortung erbitien dürjen 
einen Borzug vor den Gläubigern des Grben erlangen. Die Inventur ik ven Amt: 
wegen mur dann vorzunehmen, wenn ein Gurator für die Berlaflenjchaft beſtelt 
wird (XIX, 3); wann joll aber ein foldyer Eurator eingefebt werben? Der gericht 
lihe Einjaß ver fi auf den ganzen Nachlaß (nicht blos anf vie körperlichen 
Naclapgegenftände, wie im röm. R.) bezieht, it nicht von der Willlür des Erben 
abhängig, jondern nothwendig (dgl. Unger 8. 19%, 197 u. 306, 297:, wegen 
der Anſprũche der Gläubiger und Legatare ift aber die Gizantwortung nicht auf’ 
zuhalten, der Liquidationsproceß des 2.818 b. G. 2. ſoll entfallen und dafür ve 
Beitimmung des röm. Rechts aboptirt werben (XIX. 12), worüber ſchon oben si: 
ber die Rede war. Der Bencficialerbe foll ſich weiters längftena binnen 1% Ts: 
gen nad) der Cinantwortung erllären, ob er den Nachlaß zu dem in der Imwen. 
tur angejesten Schäßungswertbe, jevod mit Zuſchlag von einem Drittel bebaltm, 
over zur gerichtlichen Feilbiethung bringen, oder den Erbichaftsgläubigern und le 
gataren zu ihrer Befriedigung überlajfen wolle (XIX. 11; vgl. Art. XVI. S. 165. 
unterläßt er dieſe Grllärung, jo haftet er ibnen in dem angegebenen Umijange. - 
Eine Fürſorge für die Erbſchaftsgläubiger und Legatare fcheint bier allertina: 
aus dem Grunde gerechtfertigt, weil der Beneficialerbe nur für den inventir. 
ten Wertb des Nathlaßes, obſchon mit feinem ganzen Bermögen baftet, val 
u. S. 162) jo daß e3 den Forderungsberechtigten gar nicht3 hilft, wenn auch ermu 
die geſammten Nachlaßſachen, welde in der Inventur vielleicht viel zu gering ur 
jbäßt wurden, zur Zeit der Klage nod im Vermögen des Erben find. Yäht es 
fih aljo nicht erwarten, binreihende Garantie dafür zu erlangen, daß bei ver }n- 
ventirumg Des Nachlaßes eine angemeſſene Schäßung erzielt werde, wodurch am 
Einfachſten für die erwähnten Intereſſenten gelorgt wäre, jo möchte der Toridlaı 
des Verf. der aud dem Erben eine mehrfache Alternative biethet, wobl jür plau 
fibel gehalten werden. Frei von Bedenken ift derjelbe jedoch keineswegs. Kult man 
die Schätzung bei der Inventur für jo unzuverläßig, fol man dann nicht die 
Beſorgniß begen, dab die Hinzurehnung des ſog. Licitationsdrittels gar baufia 
ihren Zweck verfehlen werde, indem die Schägung (zu deren Auctoren man mın 
einmal fein Vertrauen bat) mit Hinblid auf dieſen Zufhlag noh geringer aus: 
fallen könnte? 

Der Cinfas hat nur den Zwed, die Erbſchaft in die Hände des mabricrin: 
lichen (nit de wahren) Erben zu bringen, wie denn auch jeßt durch die Ah: 
bandlung nit mehr erreicht wird (U. S. 196 u. A. XIV.); da3 Weitere muh 
dem eigentlihen Erbſchaftsprozeſſe überlafjen bleiben (S. 198). Begehren Mehrere 
zugleich den gerichtlichen Einſatz, fo ift die Collifion nah den Grundjägen dei 
töm. Interdictum quorum bonorum und der missio Hadriana zw entſcheiden 
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(XIX. & u, 5), wobei die hereditatis petitio frei bleibt, und der Kläger nad) den 
Grundſätzen des Prozeßverfahrens etwa Sequeftration erwirken kann (S. 207 u. 
insb. S. 203); eine Appellation gegen die Einweifung findet nicht ftatt (S. 202). 
Der eingewiefene Erbe erhält eine Einantwortungsurkunde, durch welche er gegen: 
über allen Perſonen, die nicht ein gleiches oder ein befjeres Erbrecht als er be: 
baupten, vollitändig ſowohl activ al& pafliv legitimirt wird, jo daß er die Erb: 
ſchaftsſchulden wirkſam zahlen und die Erbichaftsforderungen giltig eintreiben darf. 
Dritte, welche mit einem ſolchen Erbſchaftsbeſitzer bona fide entgeltlich contrahirt 
haben, jollen audy gegen den wahren Erben, der mit der Erbſchaftsklage fiegt, ges 
jhüßt werden (XIX, 14; vgl. S. 199). Der Vorſchlag U.'s rüdfichtlih der Hoff: 
nung der Miterben, ift der, daß fie vom Momente der Antretung den Gläubi- 
gern (ohne Rüdficht auf ein Inventar) in solidum haften follen (XIX, 13; vgl. 
darüber das jchon oben Bemerkte). Mit der Umjchreibung der in den öffentlichen 
Büchern eingetragenen Rechte des Erblafjerd auf den Namen des Erben (Lega: 
tar3) fol erit 6 Wochen nad der Einantwortung vorgegangen werden, fall3 in: 
zwifhen Niemand die her. pet. angeftellt hat, widrigens der Ausgang dieſes Pro: 
zeſſes abzumarten, und dann der Sieger an die Gewähr zu bringen ift (XIX, 15); 
die ausführlihere Motivirung dieſes Vorſchlages liefert U, nicht, weil fie, wie er 
(S. 210 Anm. 6) fagt, eine tiefer eingehende Unterſuchung über das innere We- 
fen und die juriftifche Bedeutung der öffentlihen Bücher erfordern würde, als in 
feiner vorliegenden Schrift angeftellt werden konnte. Auch die Einführung einer 
Erllärungzfrift wird beantwortet (XIX, 4 bis 8); und zwar, wenn in biefer Frift 
eine Grllärung nicht erfolgt, mit der Wirkung der Präclufion vom Einſatze 
mit der Wirkung de3 Verluftes des Erbrechts (eigentliche spacium deliberandi) 
dagegen, wenn die Erben innerhalb der Erflärungsfrift meder antreten nod auf: 
Ichlagen, und ihnen fohin auf Begehr der Nachberufenen eine Ueberlegungs— 
frift gejeßt wird (XIX, 6). 

Gegen U's Ausführungen ift im Wefentliden der lebte Abfchnitt der Schrift: 
„Grundzüge der Verlaſſenſchafts:Abhandlung nad öfterreihiihem im Vergleiche 
mit gemeinem preußifhem und franzöfifhem Rechte dargeftellt von Dr. Philipp 
Harras Ritter Harraſowsky, kak. Rathsfecretär. 8. Wien, Gerold; 1862” 
gerichtet. Dr. v H. gibt ©. 1—58 die im Titel angelündigte Vergleihung, mobei 
nur mitunter eine mehr quellenmäßige Auseinanderhaltung des bifferenten par: 
titulären Stoffes zu wünfchen wäre. Im letzten Abfchnitte (S. 58—78) ftellt er 
die Refultate der Vergleihung bin, worin er in der Hauptfadhe die Grundzüge 
des öfterr. Abhandlungsweſens in Schuß nimmt, und der Unger’fäen Schrift, 
welche übrigens nur einmal (S. 69) fpeziell bezogen wird, entgegentritt. Eine 
eigentlihe Kritik der U'ſchen Unterfuhungen über das beftehende Abhandlung: 
verfahren und feiner Bropofitionen findet ſich bei Dr. H. nicht, und da ich, wie aus 
diefen Zeilen hervorgeht, in den meiften Bunlten mit U. übereinftimme, fo glaube 
ih auf den berührten Abſchnitt der H'ſchen Abhandlung, welche übrigen mit 
fihtlidem Fleiß und Liebe zur Sache bearbeitet ift, nicht weiter eingehen zu 
müflen- Prof. Dr. Dworzkal. 
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Die Beweisichte des Civilprozeſſes Bon W. Endemanmn, Obernerists-Miieiier za 
Fulda. Heidelberg im Verlage von Bangel und Schmitt, Is60 (XV. u ws 
S. in 8). 


Belannilich fteben rüdfihtlih des Beweifes im Giwilprogeffe zwei Partmen 
gegenüber, von denen die Cine die ‘Beibebaltung der pofitiven Beweisregela für 
nothwendig hält, während die Andere die freie logiihe Prüfung des Beweiste 
fultates für ven ertennenden Richter anftrebt *). DerBerf. des vorliegenden Ber: 
tes, mun Profefior in Jena, gehört zur zweiten Partei und bat feiner Anfıdı 
nicht nur in verichiedenen Auffägen in dem Archiv für civififtiiche Prari s umd im Juan: 
werhange in dieſem Werke, fondern auch am 3. Juriftentage in Wien in be 
redten Worten Ausdruck gegeben. Auf der Tagedorbnung für die 3. Abtbeilung 
Rand unter Andern auch vie Frage; „Soll, wa® den Beweis in bürger: 
lien Streitfahen betrifft, das Urtbeil nad freier richterlicher 
Ueberzeugung obne feftbindende Bemweisregeln erfolgen? Gegen vn 
Antrag des Berichterftatterd ftellte Endemann den Antrag: der Furiftentag mix 
die freie logiſche Beweisprufung anertennen und fein in Folge der Debatten fur: 
mell etwas modificirter Antrag wurde auch in ber Abtbeilung mit großer Majeri- 
tät angenommen, wegen der groken Wichtigkeit aber zur definitiven Beihlusir 
fung tem Tlenum vorgelegt. Die Annahme des Ende man n'ſchen Antrags inde 
Abtheilung met: mebr das Neiultat einiger ſbwunghaften Reven darür aemrim 
fein ale wahrer innerer Ueberzeugung der Stimmenden; denn ungeachtet im Bie 
num Endemann für jeine Anfiht mit denielben Gründen auftrat, ſtimmte tat 
nad ruhiger Ueberlegung die Majorität für vie nohmalige Zurüdmweiiung dee 
Gegenftandes an dieGommifjion. Was nun namentlib Endemann zur Unterii. 
gung feines Antrags ſowol als Antragsfteller in der Abtbeifung, wie auch als. 
tichterftatter im Plenum vorbrachte, war ein furzed Reſume der Taritellung der 
Beweislebre im Civilprozeſſe, wie er fie fbon früber in dem vorliegenden umtanı 
reihen Werte niedergelegt hatte. 

Das mit großem Fleiße ausgearbeitete Wert iſt in jieben Mbicnitte ge 
tbeilt, von denen der erfte (5. 1—34) der Einleitzing (Bedeutung der hu 
Frage im Prozeß, prozeſſualiſche Wabrbeit und ihre verſchiedenen Theorien, geiditt 
liche Weberficht über die Entwidlung des Beweisrechtes nad röm., canon. un 
deutſchem Rechte); — der zweite (5. 35— 72) den allgemeinen Lehren (& 
griff und Gegenftand des Beweiſes, Beweis und Gegenbeweis, Arten des Bewei 
ſes u. dal.); — der dritte (5. 73—188) den uneigentliben Beweis mit 
teln (Notorietät, Augenichein, Vermutbung, Sentenz) und dem Geftänpniiit. 
— der vierte (&. 185-252 ven Auskunftsperſonen (d. i. den Zeuen 
und Sachverſtaͤndigen); — der fünfte (8.253 337)vden Urfunden nad Fers 
und Inhalt; — der fehfte (3. HR 421) dem Eide (im Allgemeinen, dam 
in&befondere dem Schiedseide, Beweiseide u. der Wiſſens- und Glaubensferm ts 
Eides), der jiebente endlib (S. 672—652) der Reform der Beweisichr 
gewidmet erfcheint. In dieſem letzten Abjchnitte namentli verbreitet fidy der Werl. 











*) Bergl. II. Bd. diefer Vierteljahresicrift. ©. 105 u. fi. 
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über das Bedürfniß einer ſolchen Reform, über die Berechtigung des freien Gr: 
meſſens, den Begriff der freien Heberzeugung, die Gefahren der freien Beweisprü— 
fung und die Folgen derfelben. Eine fpeziellere Inhaltsangabe ift bei dem Umfange 
des Werkes bier nicht möglich; indem wir aber unsere Leſer darauf aufmerkſam 
maden, glauben wir aud die Berfiherung ausſprechen zu können, daß das In⸗ 
terefle, welches der Gegenftand an fich fchon bei jedem Juriſten erregt, durch bie 
Art und Weife, wie die Lehre vom Verf. aufgefaßt und dargeftellt wird, um ein 
Bedeutendes erhöht wird, fei es auch, daß man ſich feinen Anſichten nicht anfclie: 
Ben kann. Auch unter diefer Borausfegung wird das Buch Niemand aus der Hand 
legen, ohne für die eigene Anficht daraus Nutzen gezogen zu haben. 

Ref. gebört zwar auch unter diejenigen, welche unter der Vorausſetzung 
eines mündlich:öffentlichen Verfahrens die größt' mögliche Befreiung des Civilrichterd 
von pofitiven Regeln wünfchen, die deſſen Ueberzeugung bei der Würdigung der 
Kraft der geführten Beweife binden follen *); gleichwohl jagte ihm der Antrag 
Endemann’s, wie er fchließlih formulirt der Abftimmung zum Grunde gelegt 
wurde, nicht zu; — die gewählten Ausdrüde gaben dem Gedanken, um ben es 
ſich handelte, nicht die nöthige Beftimmtheit und darum ftimmten im Plenum aud) 
die Anhänger des Prinzips der freien Beweisprüfung für die nochmalige Bermei- 
fung an die Borbereitungscommiffion. Der Gegenftand ift auch von folder Wichtigkeit, 
daß eo der Mühe lohnt, denſelben in die reiflichſte Weberlegung zu ziehen, bevor 
endgiltig darüber abgefproden wird. Gründlichee Studium des vorliegenden Wer: 
kes wird jedenfall® den Zweck fördern und deßbalb empfehlen wir dasſelbe unſeren 
Leſern beſtens. H. 


Ueber die Deweiswürdigung im Cirilprozeß. Viit beſonderer Rückſicht auf das preu⸗ 
ßiſche Recht. Von W. Kroll, Kol Preuß. Gerichts-Aſſeſſor. Leipzig, 186% 
in der J. C. Hinrichs'ſchen Buchhandlung (82 S. in gr. 8.). 


Dieſes kleine Schriftchen iſt gleichfalls der in neuerer Zeit vielſeitig beſprochenen 
Frage gewidmet; ob auch im Civilprozeſſe die bisher beſtandenen poſitiven Beweisregeln 
aufzuheben und dafür das Prinzip der freien richterlichen Beweisprüfung auszu⸗ 
ſprechen ſei, oder ob der gegenwärtige Rechtszuſtand in dieſer Beziehung aufrecht 
erhalten werden ſoll? Obwol der Verf. beſonders das preußiſche Recht im Auge 
hat; ſo iſt doch die Frage ſelbſt vom allgemeinen Intereſſe und die Eroͤrterung 
derſelben in der vorliegenden Schrift fo geartet, daß davon auch anderwärts eine 
Nutzanwendung möglich ift, ja diefe Anwendung ift um fo näber gelegt, al® der 
Verj. fih au bemüht, das wahre Verhältniß des preußifhen Prozeſſes zum gem. 
deutichen zu conftatiren. Der Berf. zeigt ſchon durch das gewählte Motto, zu wel: 
her Farbe er fi) befennt ; er erflärt auch gleich im Eingange, daß er ſich gegen 
die Ausdehnung der f. g. freien Beweistheorie auf den Civilproß und für 
die Beibehaltung des beſtehenden Nechtszuftandes ausſprechen müfle. Die Berhand: 
lung3marime und die freie Bemweistheorie Schließen einander aus. Die legtere ſteht 
mit dem Unterfuchungeprinzip in Verbindung, während mit der Verhandlungs⸗ 


*) Val. die cit. Abhandlung. 
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marime die pofitive Beweidtheorie harmonirt. — Um biefefeine Anfidy: zu begrin: 
den, gebt er nach einer turzen hiſtor. Ueberſicht über ven röm., german, can, venticen 
und preußifchen Prozeß zuerft an die Seititellung, worin Denn eigentlich die We 
weiätheorie des gemeinen und preußiihen Rechts im Allgemeinen beftehe, und ıuf 
welchen Grundgedanken fie beruhe; daran fließt er jodann die Betrachtung, in 
wie weit eine Abänberung reip. Aufhebung dieſer geieblihen Beweistheorie zu 
empfeblen fei, und ob namentllid entweder für den Rıdıteritand, oder für die rei: 
tenden Parteien, oder für das allgemeine öffentl Intereſſe ein Bedürfniß nat 
der in Frage ſtehenden Ausdehnung der freien Beweiötbeorie auf den GCivilprozek 
vorhanden fei, ob die vorhandenen Spezial:Boririften für einzelne Gebiete ver 
Nechtspraxis ausreichende Analogien darbiethen und ob die in Straffaben ge: 
machten Erfahrungen die Ausdehnung auf den Eivilprozeß rechtfertigen? Gr ae: 
langt zu dem Reiultate: daß ver preuß. Prozeß, der wie der gemeine, auf der 
Berhandlungsmarime beruhe und nicht, wie manche irrig behaupten, auf ven In: 
quifitiondprinzipe, ohnehin nur wenige, die Ueberzeugung des Richters abiolut 
bindende Beweisvorſchriften gebe, daß beren Beibehaltung nidyt nur notbmwentio 
erſcheine, weil fie der im preuß. Prozefie geltenden Marime entipredyen, ſondern 
ſich auch deßhalb empfehle, weil fie auf Logik und Erfahrung gegründet, dem Rik- 
ter eine Norm zur Ausbildung feines Beurtbeilungavermögens bei Würbigung ker 
Berveite und einen Anhaltspunkt in Zweifelsfällen gewähren, dem Publikum Rer: 
trauen einflößen und dem Geſchäftsverkehr Sicherbeit geben. Zur Abſchaifung der: 
felben liege in "Preußen kein Bedürfniß vor und jollten ſich wirklich einzelne Mis- 
ftände fühlbar machen, jo werde denfelben am beiten dur‘ finguläre PBeftimmun: 
gen abgeholfen, eine Abſchaffung ſämmtlicher geſetzlicher Beweisvorſchriften werk 
dadurch nicht nothwendig, es würde eine ſolche Maßregel vielmebr über das Be— 
dürfniß hinausgehen. Die Klagen der Schriftſteller außer Preußen erſcheinen zum 
Theilein Anfehung der Streng e ihrer Beweistheorien gegründet, zum Theile be 
ruben fie aber nur auf Lebertreibung (wie namentlib bei Endemann 
und haben ihren Urſprung weniger in einem wirklich gefühlten practijcben Be 
dürfniffe, als in einer Zeitrihtung, wiedennnamentihb Mittermaier nın 
gerade das Gegeutheil feiner früher vertheidigten Anfickt dringend anempfiehtt. 
Es erſcheint und nicht zweifelhaft, daß man den Civilprozeß nie auf dan; 
gleihe Linie mit dem Griminalprozeß ftellen kann und daß in der bier ventilirten 
Frage die Wahrheit in der Mitte zwiſchen ertremen Anfichten zu fuchen jei *). Zur 
Auffindung derjelben können Schriften, wie die vorliegende, immerhin das Ibrige 
beitragen. Daß wir damit nicht die Richtigkeit aller darin ausgeſprochenen Be— 
bauptungen unterfchreiben, verjteht fih von jelbft. So 3.8. könnten wir niet: 
geben, daß man bei einer Präfumtion beim Vorhandenſein einer erwieſenen That 
ſache auch das Vorhandenſein derjenigen Wirkung annimmt, welche diejelbe nah 
den Grundfäßen der Logik hervorbringen muß (S. 43). Wie foll fih bier 
nah Vermuthung vom indiretten Bemweife unterjheiden ? 9. 





*) Vgl. übrigens diefe BVierteljahresihrift, II. Bd. S. 105 ff. 
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Fehrbuch des Deutfchen gemeinen bürgerlichen Yrozefles von Dr. Chriftof Martin 
Großherz. Sahjen:Weimarjchen geheimen Juſtizrath und nichtacademiſchen 
Mitglied des Großherzogl. und Herzogl. Sächſiſchen, auch fürſtl. Preußiſchen 
Gejammt:Ober:Appellationdgeriht3 in Jena, Comthur zweiter Klaſſe des 
Herzogl. Sachſen:Enoſtiſiſchen Hausordens. Herausgegeben nach deſſen Tode 
von feinem Sohne Dr. Theodor Martin, Großherzogl. Sächſ. Yuftizamt: 
mann. 13, verbefierte Auflage. Leipzig und Heibelberg in der E. 3. Win: 
ter’schen Verlagshandlung, 1862 (I, IV. u. 717 ©. in gr. 8.). 


Ungeachtet der mitunter harten Urtheile über den wiffenihaftlichen Werth 
des Martin'ſchen Lehrbuches bat es doch in einem halben Jahrhunderte zwölf 
Auflagen erlebt, ein Beweis, daß dasſelbe Vielen immer wieder eine willlommene 
Erſcheinung war und ein Bedürfniß befriedigte und Ref. gefteht gern, daß er ne: 
ben den jüngeren Leiftungen auf diefem Gebiete von Linde, Bayer, Wetzell, 
Oſterloh u. A. häufig auh Martins Lehrbuh zur Hand nahm. Möge nun 
immerbin im Xaufe der Zeit Manches auch in der wiſſenſchaftlichen Auffafjung und 
Darftellung dieſes Lehrzweiges ſich geändert haben, jo dürfte doch die abermalige 
Auflage dieſes feit 1850 vergriffenen Buches der Rechtfertigung gar nicht bebür: 
fen, momit der Sohn des verftorbenen Berfaflerd die neue, von ihm bejorgte Auf: 
lage in der Borrede begleiten zu müjlen glaubte (S. XXV.). 

Bei der Bearbeitung diefer Auflage ließ fich der H. von dem Gedanken 
leiten, da8 Werl in der Urjprünglichleit zu erhalten und wiederzugeben, wie es 
fein feliger Vater geſchaffen hatte. Er gibt daher den Inhalt des Lehrbuches voll: 
ftändig jo wieder, wie er fih in der 12. Auflage geftaltet hatte, nur unter Auf: 
name der wenigen Zujäße, welche der Verjtorbene jelbjt zu diefem Zmede feinem 
für den künftigen Drud bejtimmten CGremplare beigefügt hatte. Der H. hat ſich 
jeinerfeit3 jeder fachlihen Aenderung enthalten und nur durch freiere Interpunc⸗ 
tion, ſowie durch rein ſtyliſtiſche Verbeflerung einzelner an Härte leivenden Stel⸗ 
len das Verſtändniß des Tertes zu erleichtern gefuht. Was vie jebige Auflage 
Neues bringt, find die Zufäße in den Noten, in denen die reiche Literatur der 
neueren Zeit nachgetragen, hie und da nähere Erläuterung gegeben und auf die 
wichtigeren der durch die neueren Forſchungen zur Geltung gelangten abweichen: 
den Anfichten auſmerkſam gemacht wurde. Diefe Zufäge machen fi entweder durch 
Klammern bemerkbar, in die fie eingefchloffen wurden, oder durch abweichende Be 
zeihnung durch Buchſtaben. 

Bei fo bewandten Umſtänden glaubt Ref. feinen Leſern mit dieſer einfa: 
hen Anzeige zu genügen; denn die innere Einrichtung und den wifjenfchaftlichen 
Werth des Martin'ſchen Lehrbuches kann er billiger Weife als Längft befannt 
vorausſetzen. H. 





@errudt Bei Joſef Gtödhelger v. Hirfchjeld 
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